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Vorwort. 


Der  vorliegende  zweite  Band  der  Agrarpolitik  befasst  sich  mit 
den  bedeutungsvollen  Fragen  des  landwirthschaftlichen  Credit-  und 
Verschuldungswesens,  femer  des  Schutzes  gegen  Wettbewerb  von 
aussen,  Fragen,  die  zu  den  bestrittensten  im  Gebiet  der  Agrar- 
politik und  der  allgemeinen  Wirthschaftspolitik  zählen  und  deren 
umfassende  Erörterung,  wie  sie  in  diesem  Buch  Platz  gegriflFen  hat, 
wohl  kaum  besonders  gerechtfertigt  zu  werden  braucht.  Daneben 
hat  das  in  den  seitherigen  Lehr-  und  Handbüchern  etwas  vernach- 
lässigte Gebiet  der  landwirthschaftlichen  Polizei,  femer  dasjenige 
der  Landwirthschaftspflege  im  engeren  Sinn  und  die  auf  Association 
(genossenschaftliche  Bildungen)  abzielende  neuzeitliche  Bewegung 
ebenfalls  eine  systematische,  übrigens  im  Vergleich  zu  den  erst- 
erwähnten Stoffgebieten  knappe  Darstellung  erfahren.  Solche,  nur 
mittelbar  die  Interessen  des  Gmndbesitzes  berührende  und  dem 
Gebiet  der  allgemeinen  Wirthschaftspolitik  angehörige  Fragen,  wie 
die  Einwirkungen  des  Währungs-  und  Börsenwesens  auf  das  land- 
wirthschaftliche  Gewerbe,  mussten  dagegen,  weil  sie  in  anderen 
Theilen  dieses  Handbuchs  gmndsätzliche  Würdigung  finden  werden, 
aus  der  Behandlung  ausscheiden,  oder  sind  doch  nur  ganz  flüchtig- 
gestreift  worden.  —  Auch  in  diesem  Band  hat  es  sich  der  Verfasser 
angelegen  sein  lassen,  die  vorhandene  Literatur  sorgfältig  zu  Bathe 
zu  ziehen;  leider  haben  die  letzten  Bände  des  im  Erscheinen  be- 
trriffenen  Handwörterbuchs  der  Staatswissenschaften,  die  eine  Keihe 
werthvoUer  agrarpolitischer  Aufsätze  noch  in  Aussicht  stellen,  und 
haben  die  jüngsten  Veröffentlichungen  des  Vereins  für  Socialpolitik, 
insbesondere  dessen  Verhandlungen  in  Berlin  1893  und  die  für 
dieselben  erstatteten,  für  die  Reformbewegung  im  Gebiet  des  land- 


VI  Vorwort. 

wirthschaftlichen  Credits  wichtigen  Referate  eine  Verw'ertlmng  in 
diesem  Buch  nicht  mehr  finden  können,  da  mit  dem  Druck  des- 
selben schon  im  Frühjahr  begonnen  worden  ist. 

Die  grundsätzliche  Stellung  des  Verfassers  zu  den  agrarischen 
Fragen  der  Gegenwart,  wie  sie  im  I.  Band  (§  13)  näher  dargelegt 
wurde,  ist  in  diesem  Bande  festgehalten  worden;  sie  wird  weder 
bei  den  Vertretern  einer  rein  manchesterlichen,  noch  bei  den  Ver- 
tretern einer  extrem  -  agrarischen  Richtung,  wohl  aber  bei  Jenen 
Billigung  und  Anerkennung  finden,  die  eine  staatliche  Interventions- 
politik zu  Gunsten  der  productiven  Stände  des  Volks  für  noth- 
wendig,  aber  doch  nur  eine  solche  Politik  für  klug  und  aussichts- 
voll erachten,  die  —  mit  der  historischen  Entwicklung  und  den 
vorfindlichen  Verhältnissen  rechnend  —  ihre  Aufgabe  in  einer  vor- 
sichtigen Um-  und  Fortbildung  des  geltenden  Rechts,  nicht  aber 
in  einem  plötzlichen,  unvermittelten  Einlenken  in  völlig  neue, 
schwer  übersehbare  Bahnen  erblickt,  wie  dies  namentlich  für  die 
viel  umstrittene  Frage  des  landwirthschafüichen  Creditwesens  zu- 
trifll  (Vgl.  die  §§  136  u.  141.)  Auch  wird  es  in  den  Augen  dieses 
Theils  der  Leser  kaum  einer  besonderen  Rechtfertigung  bedürfen, 
w^enn  die  Darstellung  im  Buch  für  die  grundsätzliche  Würdigung 
der  durch  die  osteuropäische  und  ti'ansatlantische  Concurrenz  ge- 
schaffenen Sachlage,  die  die  „Agrarfrage  der  Gegenwart*'  zu  einer 
so  brennenden,  aber  auch  kämpfereichen  gemacht  hat,  und  für  die 
jener  Würdigung  entspringende  Politik  eine  vermittelnde  Stellung 
in  dem  Sinne  einnimmt,  dass  ein  auf  nicht  genügender  Beachtung- 
anderer  volkswirthschaftlicher  Interessen  beruhender  Agrarhochschutz 
grundsätzlich  abgelehnt,  wohl  aber  ein  die  Ueberleitung  in  die 
neuen  Verhältnisse  erleichternder,  eine  allgemeine  Krisis  verhüten- 
der maassvoller  Agrarschutz  als  ein  aus  politischen,  wirthschaft- 
lichen und  socialen  Rücksichten  herzuleitendes  Gebot  richtiger 
Fürsorgepolitik  erklärt  (§§  190  ff.,  198  ff.) ;  und  wenn  ferner  neben 
der  Forderung  auf  Verwirklichung  einer  das  ganze  Berufsleben  der 
bodenbewirthschaftenden  Klassen  umspannenden,  in  geeigneten 
Maassnahmen  des  Agrarrechts  und  der  Agrarpflege  zum  Ausdruck 
kommenden  fürsorglichen  Agrarpolitik  doch  auch  ebenso  eindringlich 
die  Mahnung  zu  werkthätiger  Selbstaufraflung  der  betheiligten 
Kreise  in  der  Form  der  Selbsthilfe,  insbesondere  im  Ralimen  cor- 
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porativer  Bildungen,  erhoben  (vgl.  §  184  ff.)  und  davor  gewarnt 
worden  ist,  die  Wirkimgen  agrarrechtlicher  Ordnungen  auf  die 
Wirthschafbslage  der  ihr  unterstellten  Volkskreise  allzu  hoch,  die- 
jenigen Wirkungen  aber,  die  von  einem  verständigen  Vorwärts- 
schreiten in  der  Technik  und  Oekonomik  des  Betriebs,  und  die 
insbesondere  von  der  sittlichen  und  ökonomischen  Kraftwirkung 
der  auf  dem  Princip  der  Selbsthilfe  beruhenden  Association  im 
landwirthschaftlichen  Gewerbe  zu  erwarten  sind,  allzu  niedrig  zu 
schätzen. 

Die  sehr  freundliche  Aufnahme,  die  der  erste  Band  dieses 
Handbuchs  inhaltlich  vieler  mir  zugekommener  Besprechungen  er- 
fahren hat,  ist  für  den  Verfasser  eine  grosse  Ermuthigung  gewesen, 
an  der  Methode  der  Bearbeitung  und  an  der  grundsätzlichen  Auf- 
fassung, die  überall  einer  Lösung  im  Sinne  maassvoller  Vermittlung 
der  zu  Tage  tretenden  Gegensätze  zustrebt,  auch  bei  der  Nieder- 
schrift des  zweiten  Bandes  festzuhalten.  Möge  auch  dieser  Theil 
des  Werkes  dazu  beitragen,  das  Verständniss  für  die  agrarpolitischen 
Fragen  der  Gegenwart  in  weiteren  Kreisen  zu  verbreiten  und  der 
Verwirklichung  einer  gesunden,  die  breiten  Massen  der  ländlichen 
Bevölkerung  stützenden  Agrarpolitik  die  Wege  zu  ebnen. 


Karlsruhe,  im  August  1893. 


A.  Bucbenberger. 
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Kapitel  VI: 
Der  landwirthsehaftliche  Credit  und  die  Yersehuldung. 


Literaturflbersicht. 

In  der  älteren  Literatur  tritt  als  entscheidendes  Moment  die  thunlichsto  Er- 
K'ichtening  des  Creditnehmens ,  die  möglichst  umfassende  Zugänglichmachung  des 
ireldkapitals  für  den  Grundbesitz  in  den  Vordergrund.  „Es  ist  klar  und  unwider- 
i'prechlich",  meinte  der  alt«  Justus  Moser,  „die  grösste  Benutzung  des  Credits 
i)t  die  sicherste  Probe  eines  zunehmenden  Reichthums/  (Patr.  Phantasieen,  2.  Thl. 
•''.  829).  Von  diesem  Gedanken  der  möglichsten  Zugänglichmachung  des  Credits  für 
deu  ländlichen  Grundbesitz  ist  insbesondere  die  Literatur  der  öOer  und  60er  Jahre 
dieses  Jahrhunderts  beherrscht;  daher  denn  Beseitigung  aller  Zins-  und  sonstigen 
{gesetzgeberischen,  z.  B.  im  Gebiet  des  Zwaugsvo  11  Streckungsrechts  gelegenen 
Schranken,  von  denen  man  eine  ungünstige  Rückwirkung  auf  die  Beleihungs- 
fähigkeit  erwartete,  sowie  die  Beform  des  Hjpothekenwesens  als  wichtigstes 
Postulat  erschien;  wie  dies  namentlich  in  der  Schrift  von  Lette,  Das  landwirth- 
^('haltliche  Credit-  und  Hypothekenwesen,  1868,  und  in  zahlreichen  andern  Arbeiten 
zeitgenössischer  Scliriftsteller,  aber  auch  in  den  Verhandlungen  der  damaligen  land- 
>^inhschaftlichen  Interessenvertretungskörper  und  den  Parlamenten  zu  Tage  tritt. 
Der  Rückschlag  in  dieser  Bewegung  macht  sich  erstmals  in  entschiedener  Weise 
Kode  der  70er  Jahre  bemerkbar,  nachdem  die  von  dem  ländlichen  Grundbesitz 
>elber  geforderte  Erleichterung  der  Creditinanspruchnahme  zu  zahlreichen  Credit- 
überspannungen  geführt  hatte  und  im  Gefolge  letzterer ,  unter  der  Einwirkung 
fallender  Productenpreise  und  sonstiger  ungünstiger  Allgemeinbedingungen  der 
Undw.  Production,  länderweise  eine  rechte  „Schuldnoth*",  sich  äussernd  in  zahl- 
reichen Subhastationen  und  in  wachsenden  Schwierigkeiten  der  Behauptung  des 
Besitzes,  zu  Tage  getreten  war.  Wie  früher  die  weitestgehende  Eröffnung  der 
(Veditquellen  für  den  Grundbesitz,  so  wurde  von  da  ab  die  thunliche  Verschlies- 
bung  dieser  Quellen,  wenigstens  für  bestimmte  Creditarten,  das  Losungswort  in 
^arischen  und  ausseragrarischen  Kreisen,  und  ein  grosser  Theil  der  neuen  Literatur 
über  das  Creditwesen  ist  der  Aufgabe,  zu   untersuchen,  durch   welche  Mittel  der 
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landwirthschaitliche  Credit  in  verständige  Qrenzen  einzuengen  sei,  um  einer  miss- 
bräuchlichen  Ausnützung  desselben  zu  begegnen,  vorzugsweise  gewidmet.  —  Bau, 
der  den  Gegenstand  in  den  §§  110 — 120  seiner  „Grundsatze  der  Yolkswirthschafts- 
politik'*  behandelt,  steht  auch  hier  ganz  auf  dem  privatwirthschaftlichen 
Standpunkt  der  älteren  Schule  und  geht  in  die  socialen  Probleme  der  landw.  Credit- 
und  Yerschuldungsfrage  auch  nicht  einmal  andeutungsweise  ein;  auch  seine  Schrift 
„Die  ländliche  Ürproduction  und  der  Kealcredit'*,  in  der  die  wichtigste  Ursache  der 
Hypothekarcreditverpflichtung ,  die  auf  Besitz  Verpflichtungen  sich  gründende,  gar 
keine  Erwähnung  findet,  bietet  dem  heutigen  Forscher  wenig  Bemerkenswerthes.  — 
Boscher  giebt  eine  Darstellung  der  Materie  im  X.  Kapitel,  §§  126 — 128  a,  wird 
aber  der  socialpolitischen  und  socialwirthschaftlichen  Bedeutung  derselben  ebenfalls 
nicht  gerecht;  die  Wichtigkeit  einer  öffentlichen  Creditorganisation  insbe- 
sondere wird  verkannt  und  von  den  neueren  Strömungen,  die  auf  eine  sodalrecht- 
liche  Beform  des  Hypothekarcreditwesens  abzielen,  keine  Notiz  genommen.  —  Da« 
Verdienst,  zu  einer  tieferen  Erfassung  und  Würdigung  des  Creditproblems  erstmals 
sich  durchgerungen  zu  haben,  gebühjrt  von  älteren  Schrifistellem  vor  allem  Bod- 
bertus-Jagetzow,  (Zur  Erklärung  und  Abhilfe  der  heutigen  Creditnoth  des 
Grundbesitzes,  1869),  wie  sehr  auch  in  wichtigen  Punkten  gerade  dieser  Schrift- 
steller Widerspruch  herausfordert;  femer  Knies  (Geld  und  Credit,  2.  Abthlg.  Der 
Credit  1876  und  1879);  Schäffle  (Das  gesellschaftliche  System  der  menschlichen 
Wirthschafb,  1873,  §  214  ff.,  §  272);  femer  namentlich  desselben  Verfassers:  „Die 
Incorporation  des  Hypothekarcredits'*,  1883,  und  L.  v.  Stein  (Handbuch  der  Ver- 
waltimgslehre,  1888.  S.  452 ff.  u.  S.  679 ff.;  femer  desselben  Verfassers:  „Die  drei 
Fragen  des  Grundbesitzes  und  seine  Zukunft**  (1881).  Der  letztgenannte  Verfasser 
ist  indess  von  dem  Vorwurf  nicht  freizusprechen,  einen  in  dem  behaupteten  um- 
fang nicht  bestehenden  und  nicht  nachweisbaren  Gegensatz  zwischen  Geld-  und 
Grundkapital  construirt  und  für  diesen  von  ihm  vorausgesetzten  feindlichen  Gegen- 
satz eine  Terminologie  geschaffen  zu  haben,  die  im  Wesentlichen  mehr  zur  Ver- 
dunkelung der  Materie  als  zu  ihrer  Aufhellung  beigetragen  hat  (vgl.  die  kritischen 
Bemerkimgen  zu  §  113,  Ziffer  5,  Anm.  a). 

Ausser  diesen  Scliriftstellem  wurden  von  Werken  allgemeinen  Inhalts 
für  die  Niederschrift  dieses  Kapitels  benützt:  Die  Aufsätze  von  A.  Wagner  und 
Frh.  V.  d.  Goltz  in  Schönberg's  Handbuch  der  Pol.  Oeconomie,  1890  (Bd.  I,  S.  379  ff. ; 
Bd.  n,  S.  99  ff.)  und  Settegast,  Die  Landwirthschafl  und  ihr  Betrieb,  1875 
(Bd.  I,  S.  163  ff.)  — 

Besonders  bemerkenswerth ,  im  Besondem  auch  zur  Erkennung  der  jeweiligen 
Zeitströmungen  auf  diesem  Gebiet  ist  die  monographische  Literatur,  die  in  den 
letzten  30  Jahren  die  Fragen  des  landwirthschaftlichen  Creditwesens  mit  Vorliebe 
behandelt  hat,  wobei  freilich  auch  sehr  Minderwerthiges  producirt  wurde;  auch  iät 
eine  grosse  Anzahl  der  in  den  letzten  Decennien  verfassten  Schriften,  insoweit 
die  in  denselben  geforderte  Beform  der  Hypothekengesetzgebung  mittler- 
weile entweder  vollzogen  ist  oder  bevorsteht,  mehr  oder  weniger  gegenstandslos 
geworden.  Besonders  erwähnenswerth  sind:  E.  J.  Bekker,  Die  Beform  des  Hypo- 
thekenwesens als  Aufgabe  des  norddeutschen  Bundes,  1867;  Boriö,  Etüde  sur  le 
crMit  agricole  et  le  credit  foncier  en  France  et  ä  T^tranger,  1877;  Goldschmidt, 
Deutsche  Hypothekenbanken,  Kritik  und  Beformvorschläge ,  1880;  Hecht,  Die 
Mündel-  und  Stiftungsgelder  in  den  deutschen  Staaten,  1875;  Derselbe,  Die  staat- 
lichen und  provinziellen  Bodencreditinstitute  in  Deutschland,  2  Bände,  1891;  Der- 
selbe, Die  ländlichen  Darleihen  der  Bhein.  Hypothekenbank  in  Mannheim,  1892; 
Held,  Landwirthschaft  und  Industrie  in  ThieVs  Landw.  Jahrb.,  IH.  Bd.,  S.  366  ff.; 
Lette,  Das  landw.  Credit- und  Hypotheken wesen,  1868;  Marchet:  Der  Credit  des 
Landwirths,  (in  Landw.  Jahrbüchern,  1878,  Bd.  VH,  S.  341  ff.);  Mascher,  Das 
deutsche  Grund-  und  Hypothekenwesen,  1869;  Matern:  Die  volkswirthschaftliche 
Aufgabe  der  landschaftl.  Hypotheken-Credit-Institute  und  Grundzüge  für  die  noth^ 
wendige  Beorganisation  derselben,  1868;  Peyrer,  Bitter  von  Heimstatt, 
Bk-bfolge  im  landw.  Güter-  und  Erbg^terrecht,  1884;  Buhl  and.  Die  Lösung  der 
landw.  Creditfrage  im  System  der  agrarischen  Beform,  1886;  Derselbe,  Das  natür- 
liche Werthverhältniss  des  landw.  Gmndbesitzes  in  seiner  agrarischen  und  socialen 
Bedeutung,  1885;  Schiff,  Zur  Frage  der  Organisation  des  landw.  Credits  in  Deutsch- 
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Und  und  Oesterreich,  1892;  v.  Stengel,  Bodencredit  and  BodencreditanBtalten 
(in  Hirth*B  Annalen,  Jahrg.  1878,  Bd.  XI,  S.  841  ff.);  Schraut,  Die  Organisation 
des  Credits,  1883;  Wilmanns:  Die  Creditnoth  der  Grundbesitzer  und  deren  Abhilfe 
durch  eine  nordd.  Landes-Hypothekenbank,  1868;  J.  Zuns:  Zwei  Fragen  des  ünter- 
nehmereinkommens,  1886;  Derselbe,  Einiges  über  Rodbertus.  I.  Das  Rodbertns'sche 
Gnmdrentenproblem.   H.  Zur  Kritik  der  „(^editnoth*^,  1883. 

Besonders  wichtig  sind  auch  hier  wieder  die  amtlichen  Jahresberichte  der 
oberen  landw.  Behörden  und  die  in  den  letzten  Decennien  durchgeführten 
Agrarenqa6ten,  hinsichtlich  deren  auf  die  Literaturübersicht  Bd.  I,  8.2,  femer 
vä  die  speciellen  Schuldermittelungen  in  einzelnen  Staaten  (siehe  die  späteren 
Angaben  im  Text  unter  §  109)  zu  verweisen  ist;  für  preussische  Verhältnisse 
sind  die  Berichte  der  landwirthschafUichen  Centralvereine  an  das  Ministerium  für 
Landwirthschaft,  Domänen  und  Forsten  (in  ThieVs  Landw.  Jahrb.  Bd.  XU,  Er- 
ginzimgs-Band  I)  anzuführen.  —  Bemerkenswerthe  Aufschlüsse  über  die  Yerschul- 
dungg-  und  Creditfrage  enthält  weiterhin  das  Tom  Verein  für  Socialpolitik 
Teroffbntlichte  Erhebungswerk:  Bäuerliche  Zustände  in  Deutschland,  3 Bände  1883; 
▼ergl.  auch  die  Verhandlungen  dieses  Vereins  von  1884  (Bd.  XXVill  des  Vereins 
für  Socialpolitik,  Beferenten:  Conrad  S.  20  ff .  und  Buchenberger  S.  36  fi., 
femer  Thiel  S.  53  ff.,  Miquel  S.  55 ff.). 

Von  den  Verhandlungen  landwirthschaftlicher  Interessenvertre- 
tnngskörper  sind  besonders  bemerkenswerth :  a)  Deutscher  Landwirth- 
schaftsrath,  Verhandlungen  von  1883  (Archiv  von  1883,  S.  333  ff.,  Referenten: 
V.  Hammerstein-Loxten,  Richter  und  Leemann);  von  1884  (Archiv  von 
1884,  S.  51  ff.|  Referenten:  v.  Wedell-Malchow  und  v.  Cetto-Reicherts- 
hausen;  zugleich  instructive  Berichte  der  deutschen  landwirthschaftlichen  Central- 
vereine über  Hypothekenbelastung  enthaltend) ;  von  1887  (Archiv  von  1887,  S.  407, 
Referenten:  v.  Cetto-Reichertshausen,  v.  Miaskowski  und'Leemann,  mit 
einem  Anhang:  Darstellung  der  landwirthschaftlichen  Creditorganisation  in  den  eiu- 
xelnen  deutschen  Staaten);  b)  Preussisches  Landesökonomiecollegium, 
Verhandlungen  von  1882  (in  ThieVs  Landw.  Jahrb.  Bd.  XII,  Ergänzungsband  I 
S.  605  ff.),  wobei  namentlich  auf  die  Referate  von  v.  Miaskowski  und  v.  Her- 
ford und  die  Ausfuhrungen  von  Schmoller  (S.  639  u.  696),  Minister  v.  Lucius 
iß.  649),  Nobbe  (8.  654,  726),  v.  Hammer  stein  (S.  688),  femer  v.  Bemberg 
ond  V.  HÖvel  zu  verweisen  ist;  femer  die  Verhandlungen  desselben  Collegiums  von 
1883  in  ThieFs  Landw.  Jahrb.,  Bd.  XVII,  Ergänzungsband  I,  S.  121  ff. 

Auch  in  den  parlamentarischen  Körperschaften  trat  die  landwirth- 
schaftliche  Creditfrage  wiederholt  in  den  Vordergrund,  so  im  Oesterreichischen  Reichs- 
rath,  im  Deutschen  Reichstag,  in  den  deutschen  Einzellandtagen,  in  letzteren 
namentlich  anschliessend  an  die  die  Errichtung  neuer  staatlicher  Creditinstitute  be- 
zweckenden Vorlagen  oder  Anträge  sowie  bei  Gelegenheit  der  parlamentarischen 
Erörterungen  über  die  Ergebnisse  der  verschiedentlichen  Agrarenqu6ten  (so  insbes. 
in  PreuBsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Elsass-Lothringen,  Oldenburg  etc.).  Ein 
für  das  Hypothekenbankwesen  schätzbares  Material  bietet  endlich  der  „steno- 
graphische Bericht"  über  die  Verhandlungen  des  Ausschusses  des 
Bundesraths  des  Norddeutschen  Bundes  für  Handel  und  Verkehr,  betr. 
die  Enqudte  über  das  Hypothekenbankwesen  vom  13.  März  1868  bis  zum 
14.  Juni  1868,  Berlin  1868. 

Die  vorstehend  angezogene  Literatur  bezieht  sich  namentlich  auf  die  in  den 
Abschnitten  I  bis  mit  IV  dieses  Kapitels  behandelten  Materien;  für  Abschnitt  V: 
Der  landwirthschaftliche  Betriebscredit;  Abschnitt  VI:  Die  Bekäm- 
pfung des  Wuchers;  Abschnitt  VH:  Schuldbeschränkungen  und  Grund« 
besitssicherung  —  siehe  die  bei  den  betreffenden  Abschnitten  citirte  Spedal- 
literatar.  —  Zahlreiche  weitere  Literaturangaben  und  literarische  Verweisungen  in 
den  Anmerkungen  zum  Text. 


1* 


Kap.  YI.   Der  landwirthschaftliche  Credit  und  die  Yerschiildang. 


Abschuitt  I. 

Wesen  des  landwirthsehaftllehen  Credits;  geschichtliche 

Bfickhlieke. 

§  105.    Begriffliche  Bestimmungen.^) 

1.  Im  Gebiet  des  landwirthsehaftllehen  Credits  kann  man  nach 
den  Verwendungszwecken,  denen  das  creditirte  Kapital  ent^ 
gegengefQhrt  werden  soll,  den  eigentlichen  Boden-  oder  G rund- 
er edit  (Credit  foncier),  und  den  Betriebscredit  (Credit  agricole) 
unterscheiden;  jener  dient  dem  Besitz  -  Erwerb  von  Liegenschaften 
(Grundstücken  ,oder  Gebäuden)  im  Wege  des  Kaufs  und  der  Erb- 
schaftsübemahme,  oder  aber  der  dauernden  und  nachhaltigen  Ter- 
besserung  von  Grundstücken  und  zerfällt  demnach  in  den  Besitz- 
(Kauf-, Erbabfindungscredit)  und  den  Meliorationscredit;  dieser. 


^)  Die  theoretische  Erörterung  des  Creditwesens  im  Allgemeiüen 
erfolgt  in  der  ü.  Hauptabtheilnng  des  A.  Wagnerischen  Handbuchs  durch  Dietzel: 
aus  diesem  Grund  darf  an  dieser  Stelle  ein  näheres  Eingehen  auf  die  begrifflichen 
Bestimmungen  über  Credit  und  Creditverkehr  im  AUgemeinen  unterbleiben. 
A.  Wagner  hat  in  Schönberg's  Handbuch  der  Pol.  Oekonomie,  1890  (Bd.  I,  S.  380) 
den  „Credit**  definirt  als  „denjenigen  privatwirthschaftlichen  Verkehr  oder  dasjenige' 
freiwillige  Geben  und  Empfangen  wirthschaftlicher  Güter  zwischen  verschiedenen 
Personen,  wo  die  Leistung  des  einen  im  Vertrauen  auf  die  gegebene  Zusichenmg 
späterer  (künftiger)  Gegenleistung  des  andern  erfolgt**.  —  In  der  Terminologie  des» 
Creditwesens  herrscht  keineswegs  Gleichmässigkeit.  Knies  wie  die  meisten  Schrift* 
steUer  sprechen  von  Immobiliar-  und  Mobiliarcredit  im  Hinblick  auf  die  Art 
der  Pfandbestellung,  während  Rodbertus  das  Wort  Immobiliarcredit,  hin- 
gesehen auf  die  Zweckbestimmung  der  im  Weg  des  Credits  beschafften  Mittel, 
im  Sinn  von  Bodencredit  gebraucht  („Der  Immobiliarcredit  hat  es  mit  denjenigen 
Obligationen  zu  thun,  die  der  Grundbesitz  ...  als  solcher  auf  sich  nimmt'').  Der 
Verfasser  ist  im  (Gegensatz  zu  Knies  (vgl.  dessen:  Der  Credit  a.  a.  0.  S.  111)  der 
Meinung,  dass  der  Rodbertus^sche  Gebrauch  des  Wortes  „Immobiliarcredit*'  an  sich 
sprachlich  nicht  zu  beanstanden  ist,  wie  denn  auch  Röscher,  wenn  auch  nicht 
ganz  unzweideutig,  im  gleichen  Sinn  von  Immobiliarcredit  spricht.  „Je  circulations- 
fKhiger  die  Güter  sind,  welche  die  Unterlage  des  Credita  bilden,  welche  nament- 
lich für  das  geborgte  Kapital  angeschafft  worden  sind,  um  so  leichter 
mag  sich  der  Schuldner  die  Kündigung  seiner  Schuld  gefallen  lassen.  Hieranf  be- 
ruhet der  Unterschied  zwischen  dem  Mobiliar-  und  Immobiliarcredit**  (Röscher 
a.a.O.  §  127).  Knies  unterscheidet  weiterhin  Renten-,  Betriebs-,  Verdienst- 
credit  im  Hinblick  auf  die  Quelle,  aus  der  der  Schuldner  die  Gegenleistung 
schöpft  (Rente  aus  Immobilien,  Erträgnisse  eines  Gewerbebetriebs,  Arbeitsverdienst». 
Dem  herrschenden  Sprachgebrauch  folgend  ist  indess  in  diesem  Handbuch  die  Be- 
zeichnung „Betriebscredit'*  mit  dem  Verwendungszweck  („für  Zwecke  des  Betriebs*^ 
und  nicht  mit  dem  Deckungsmittel  in  Verbindung  gebracht,  der  Ausdruck  „Renten- 
oder Verdienstcredit"  aber  ganz  vermieden  worden. 
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der  Betriebscredit,  ist  der  ordnungsmässigen  Fortfahrung  des  land- 
wirthschaftlicben  Betriebs  gewidmet  und  dient  entweder  für  die 
Anschaffung  von  Betriebsmitteln  des  landwirthschafklichen  Unter- 
nehmens, oder  zur  Bestreitung  laufender  Ausgaben  der  Wirthschaft 
bis  zur  nächsten  Ernte,  für  Arbeitslöhne,  Beuten,  Versicherungs- 
prämien, Schuldzinsen  etc.  (Betiriebscredit  im  engeren 
Sinne),  oder  zur  Erholung  von  augenblicklichen  Unglücksfällen 
durch  Misswachs,  elementare  Ereignisse,  Krankheit  etc.,  in  welch' 
letzterem  Falle  man  (mit  Schaf fle)  auch  von  Erhol ungs-  und 
Stundungscredit  sprechen  kann. 

2.  Nach  der  von  dem  Creditnehmer  dem  Creditgeber  zu 
gewährenden  Sicherheit  unterscheidet  man  den  Kealcredit 
und  den  Personalcredit;  bei  ersterem  kann  die  Sicherheit  ent- 
weder in  der  Bestellung  eines  liegenschaftlichen  Unterpfandes 
(Hypothek)  an  Liegenschaften,  in  welchem  Fall  man  von  L  legen - 
schaftspfandcredit,  Hypothekarcredit,  auch  von  Im- 
raobiliarcredit  spricht,  oder  in  der  Bestellung  einer  beweglichen 
Sache  zu  Faustpfand  bestehen,  in  welchem  Falle  der  Credit  Faust- 
pfand-, wohl  auch  Mobiliarcredit  und  nach  der  besondern 
Art  der  Pfaudbestellung  im  Lombardcreditgeschäft  der  Banken: 
Lombardcredit  heisst.  Beim  Personalcredit  ruht  die  Sicherheit 
entweder  in  der  persönlichen  Vertrauenswürdigkeit  des  Credit- 
nehmers  allein  („ungedeckter  Credit"  nach  G.  Cohn),  wobei 
meist  die  Form  des  Wechselcredits  gewählt  wird,  oder  aber 
—  im  landwirthschaftlichen  Gewerbe  der  regelmässigere  Fall  — 
sie  wird  durch  Stellung  eines  oder  mehrerer  Bürgen  zu  verstärken 
gesucht  („gedeckter  Credit",  „Bürgschaftscredit"). 
Diejenige  Form  des  Realcredits,  welche  sich  in  der  Hingabe 
eines  Faustpfandes  äussert  (Verpfändung  von  Waaren,  Werth- 
papieren  etc.),  spielt  zur  Zeit  wohl  überall  in  der  landwirthschaft- 
lichen Bevölkerung  noch  eine  wenig  erhebliche  Rolle;  der  Keal- 
credit fällt  daher  im  Kreise  der  landwirthschaftlichen  Berufs- 
treibenden zumeist  mit  dem  Liegenschaftspfand-(Hypothekar-)credit 
zusammen.  Die  Bestellung  hypothekarischer  Sicherheit  ist  die 
Regel  in  den  Fällen  des  Besitz-(Kauf-,  Erbabfindungs-)credits, 
über  auch  bei  Darlehensaufnahmen  zu  Meliorationszwecken,  sowie 
zu  Zwecken  der  Erziehung,  Ausstattung  häufig  vorkommend;  wo- 
gegen der  Betriebscredit  meist  als  Personalcredit  (wechselmässig 
oder  auf  einfachen  Schuldschein,  mit  oder  ohne  Bürgschaftsleistung) 
eingegangen   zu  werden  pflegt;  doch  kann  es  vorkommen,   dass 
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auch  der  Betrieb scredit  in  der  Form  unterpfändlich  gesicherter 
Darlehen  erscheint,  namentlich  dann,  wenn  der  Personalcredit  be* 
reits  in  hohem  Maasse  geschwächt  war. 

3.  Im  Hinblick  auf  die  zeitliche  Bemessung  des  Credits  spricht 
man  von  kurzfristigem  imp  langfristigem,  von  künd- 
barem und  unkündbarem  Credit,  in  den  Fällen  des  kündbaren 
Credits  wohl  auch  daneben  noch  von  terminirten  und  unter- 
minirten  Creditgeschäften,  je  nachdem  eine  bestimmte  Ablauf- 
frist für  dieselben  vereinbart  wird  oder  nicht  (Knies).  Wie  die 
späteren  Darlegungen  zeigen  werden,  sind  gerade  auch  die  hier 
erwähnten  Unterscheidungen  im  landwirthschaftlichen  Berufsleben 
besonders  bedeutsam:  der  eigentliche  Bodencredit  muss,  wenn 
anders  die  eingegangene  Schuld  nicht  verhängnissvoll  für  den 
Grundbesitz  werden  soll,  langfristig  und  am  besten  unkündbar  sein ; 
der  Betriebscredit  kann  zwar  ohne  Nachtheil  kündbar  und  kurz- 
fristig eingegangen  werden,  die  Kündigungsfristen  müssen  indess 
der  Eigenart  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  angepasst  sein, 
d.  h.  darauf  Bücksicht  nehmen,  dass  bei  diesem  der  Umsatz  — 
im  Gegensatz  zu  andern  Gewerben  —  der  Kegel  nach  nur  einmal 
im  Jahr  erfolgt.  Und  vielfache  missliche  Stönmgen  des  Erwerbs- 
lebens der  grundbesitzenden  Bevölkerung  hängen  augenfällig  mit 
der  Thatsache  zusammen,  dass  die  bestehenden  Creditorganisationen 
gerade  in  der  zeitlichen  Bemessung  der  Creditoperationen  dem 
Wesen  des  Grundbesitzes  wie  der  Eigenart  seines  geschäftlichen 
Betriebes  nicht  überall  und  nicht  immer  hinreichend  Rücksicht 
getragen  haben. 

4.  Die  verschiedenen  Arten  einerseits  des  Bodencredits  (für 
Besitzerwerb  aus  Liegenschaften,  für  Schaffimg  dauernder,  mit  dem 
Boden  verbundener  Anlagen:  Gebäude,  Meliorationen)  wie  ander- 
seits des  Betriebscredits  kann  man  unter  der  gemeinsamen  Bezeich- 
nung: „Productivcredit^^  zusammenfassen,  insofern  „die  im 
Productivkredit  übertragenen  Güter  eine  reproductive  Verwendung 
finden  sollen,  so  dass  der  Werth  der  verzehrten  (hingegebenen) 
Güter  durch  denjenigen  der  mit  ihnen  (direct  oder  indirect)  neu 
erzeugten  Güter  wieder  ersetzt  wird"  (A.  Wagner).  Und  diesem 
Productivcredit  steht  dann  der  Consumtivcredit  gegenüber^ 
bei  dem  „die  Güter  zu  Verausgabungen  fär  laufende  Bedürfiiiss- 
befriedigung  dienen,  ohne  dass  letztere  die  Bedingung  für  die 
gleichzeitige  Production  neuer,  an  die  Stelle  der  verzehrten  treten- 
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der  Güter  ist^S  Die  Grenzlinie  zwischen  diesen  beiden  Creditarten 
ist  indess  eine  sehr  flUssige;  denn  wenn  im  Sinne  vorstehender 
Definition  der  obenerwähnte  Stundungs-  und  Erholungscredit  an 
sich  unter  den  Begriff  des  Gonsumtivcredits  einzureihen  ist,  so 
wird  er  doch  in  zahlreichen  Fällen  der  thatsächlichen  Wirkung 
nach  als  Productivcredit  sich  äussern,  nämlich  überall  dann,  wenn 
die  Schuldaufhahme  die  Aufrechterhaltung  des  geordneten  Ge- 
schäftsbetriebes sicherte  und  eben  dadurch  die  Mittel  zur  Tilgung 
der  solchergestalt  eingegangenen  Verbindlichkeiten  gewonnen 
werden,  und  hinwiederum  kann  der  Productivcredit  (Besitzes-  und 
Meliorationsschulden)  seinem  Zweck  nachträglich  von  Seiten  des 
Schuldners  entzogen  und  zu  rein  consumtiven  Verausgabungen 
Verwendung  finden,  oder  aber  es  kann  —  auch  im  Fall  bestim- 
mungsgemässer  Verwendung  —  die  productiv  gedachte  Anlage  der 
Möglichkeit  der  „Beproduction''  entbehren,  z.  B.  im  Fall  einer 
verunglückten  Melioration,  einer  verfehlten  Bauanlage,  da  hier  die 
im  Wege  des'Gredits  beschafften  Mittel  ganz  oder  theilweise  nutz- 
los verbraucht  (consiunirt)  worden  sind;  und  unter  diesen  Fall  der 
Verkehrung  des  Productivcredits  in  (schädlichen)  Consumtivcredit 
kann  man  sehr  wohl  auch  jene  Besitzcreditgeschäfte  einreihen,  bei 
denen  eine  thatsächliche  Ueberzahlung  des  im  Weg  des  Kaufs 
oder  der  Erbschaftsauseinandersetzung  erworbenen  Grund  und 
Bodens  stattgefunden  hat,  weil  und  sofern  die  productive  Kraft  des 
Bodens  nicht  ausreicht,  im  ganzen  Umfang  des  eingegangenen 
Creditgeschäfts  die  Besitzschuld  in  angemessener  Frist  zu  tilgen 
und  deshalb  ein  TheU  derselben  als  nutzlos  (productiv  belanglos) 
eingegangen  erscheint.  Die  „Nothlage^^  des  Grundbesitzes,  deren 
thatsächliches  Vorhandensein  in  vielen  Staatswesen  am  Ausgang 
dieses  Jahrhunderts  nur  die  Vertreter  einer  einseitigen,  in  man- 
chesterlich-optimistischem Gedankenkreis  befangenen  Anschauung 
leugnen  können,  ist  zu  einem  erheblichen  Theil  nicht  etwa  daraus 
zu  erklären,  dass  der  Credit  als  solcher  und  die  ihm  entspringenden 
Schuldverpflichtungen  etwas  fOr  den  Grundbesitz  und  das  land- 
wirthschaftliche  Gewerbe  an  sich  Schädliches  und  Nachtheiliges 
wäre  (wie  eine  extrem  agrarpolitische ,  namentlich  in  Oesterreich 
vertretene  Bichtung  behaupten  zu  können  vermeint),  sondern  zu- 
meist daraus,  dass  in  den  Fällen  des  Besitzcredits  die  reproductive 
Kraft  des  Bodens  vielfach  überschätzt  wurde  und  dass  in  Folge 
dessen  Creditverpflichtungen  eingegangen  worden  sind,  welche  nur 
zum  Theil  wirklichen  productiven,  zum  andern  Theil  aber  nutzlos  in 
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Anspruch  genommenen,  d.  h.  unproductiven  oder  consumtiTen  Credit 
darstellen,  so  dass  zur  Tilgung  dieses  Theils  der  Creditrerpflicb- 
tungen  auf  anderweit  Torhandene  Termögensbestandtheüe  gegriffen 
werden  muss;  während  in  deren  Ermangelung  die  Behauptung  des 
durch  Credit  erworbenen  Grund  und  Bodens  unmöglich,  mindestens 
geflhrdet  erscheint,  wobei  auf  die  späteren  eingehenden  Darlegungen 
über  die  Ursachen  der  Schuldnoth  zu  verweisen  ist. 


§106.  Geschichtliche  Böckblicke  und  unterscheidende 
Merkmale  in  der  Creditwirthschaft  der  älteren  und 

der  neueren  Zeit, 

1.  Man  thut  wohl  daran,  bei  der  Erörterung  der  landwirth- 
schafQichen  Creditverhältnisse  zwischen  Creditnoth  und  Schuld- 
noth zu  unterscheiden;  erstere  tritt  in  der  Schwierigkeit,  legitime 
Creditbedürfhisse  in  angemessener  Weise  zu  befriedigen,  zu  Tage 
und  hat  ihre  Ursache  entweder  in  der  Mangelhaftigkeit  der  der 
Creditvermittelung  dienenden  Organisationen  oder  auch  in  der 
geltenden,  die  persönliche  imd  wirthschaftliche  Freiheit  der  Be- 
wegung unterbindenden  oder  beschränkenden  Bechtsordnung  oder 
in  dem  Zustande  einer  gewissen  Bechtsunsicherheit;  letztere  —  die 
Schuldnoth  —  äussert  sich  in  dem  Uebermaass  von  Creditverpflich- 
tungen  im  Verhältniss  ziur  Möglichkeit  der  Schuldabtragung  und  ist, 
wenn  auch  nicht  immer,  so  doch  häufior  Jie  Besrleiterscheinun^  einer- 
seits  einer  entwickelteren  Creditorganisation,  die  für  die  jederzeitige 
Inanspnichnahme  des  Credits  zu  den  Terschiedensten  Zwecken  den 
Creditbedürftigen  sich  bereitwillig  zur  Verfii<nui2:  stellt,  anderseits 
einer  freieren  Gestaltimg  der  Bechts-  und  Wirthschaftsordnung  mul 
einer  strafferen  Bechtspflege.  Wenn  daher  in  imentwickelteren  volks- 
wirthschaftlichen  Verhältnissen  von  Seiten  der  Grundbesitzer  mehr 
über  Mangel  an  Credit  oder  über  Creditsrewähnrns:  zu  unsrünstiffen 
Bedingungen  zu  klagen  ist,  so  besteht  das  in  entwickelteren  Ver- 
hältnissen zu  lösende  Problem  neben  der  Herbeifühnmfi:  einer  s:ut 
ftmctionirenden  Creditorganisation  gerade  auch  in  der  Femhaltiuig 
zieUoser  Verschuldung,  also  darin,  dass  von  der  in  dem  erforder- 
lichen Maasse  dargebotenen  Creditniöglichkeit  jederzeit  der  richtige, 
verständige  Gebrauch  gemacht  und  eine  missbräuchliche  Ausnutzung 
dieser  Möglichkeit  fenigehalten  werde. 

2.  Im  allgemeinen  spielt  in  den  Anfängen  der  Entwicklung 
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des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  der  Credit  eine  namhafte  Bolle 
in  dem  Berufsleben  der  bodenbesitzenden  und  bodenbestellenden 
Klassen  nicht.    Die  Grundbesitzverfassung  zeichnet  sich  in  dieser 
Periode  durch  starke  Gebundenheit,  die  Betriebsorganisation  durch 
die  Extensität  der  Wirthschaftsweise  aus  (Bd.  I,  §  5) ;  bei  der  rela- 
tiven Seltenheit  von  Besitzwechseln  in  landwirthschaftlichen  An- 
wesen, und  bei  der  unerheblichen  Arbeits-  und  Kapitalverwendung 
für  Zwecke  des  Betriebs  ist  zur  Inanspruchnahme  des  Besitz-,  des 
Meliorations-,  oder  des  Betriebscredits  kein  oder  nur  wenig  Anlass 
gegeben;   und  zwar  lun  so  weniger,  je  mehr  noch  unbesiedeltes 
Land  in  Fülle   für  die  nachwachsende  Generation  zur  Verfügung 
steht    und    aus    diesem    Grund    selbst  Erbesauseinandersetzungen 
selten  geldliche  Verpflichtungen  für  den  Anerben  zur  Folge  haben 
werden,  in  welcher  Richtung  übrigens  schon  die  patriarchalische  Ein- 
fachheit des  Familienlebens  und  die  daraus  entspringende  Zurück- 
haltung   in    der  Geltendmachung    von   Erbansprüchen   der   nach- 
geborenen  Geschwister    wirkt.     Auch    die    naturalwirthschafkliche 
Form,  in  welcher  der  Güteraustausch  auf  diesen  Stufen  der  Volks- 
wirthschaft  sich  vorwiegend  vollzieht,   zumal  auch  im  Gebiet  der 
Steuer-  und  Abgabeentrichtung,  wirkt  günstig  im  Sinne  der  Fern- 
haltung von   geldlichen  Verpflichtungen.      (Bd.  I,   S.  131.)     Der 
Hauptanlass  zu  Creditverpflichtungen  in  dieser  Periode  bleibt  daher 
auf  jene   zwei  Fälle  beschränkt,  in   denen  diu-ch  unvorgesehene, 
unabwendbare  Ereignisse  schädlicher  Art  (Missernten,  Viehsterbeu, 
Krieg,  Plünderung  etc.)  empfindliche  Einnahmeausfälle  oder  Ver- 
mögensverluste sich  ergeben:  doch  bleibt  selbst  hier  zu  beachten, 
dass  im  Zustand   der  feudalen  Grundbesitzverfassung  der 
in    diese  eingegliederte  bäuerliche  Wirth  an  dem   Grundherrn 
nach  Hofrecht  oder  Herkommen  einen   gewissen  wirthschaftlicheu 
Kückhalt  hatte,   der  ihn  in  manchen  Fällen  der  Noth wendigkeit, 
die  Hilfe  Dritter  im  Wege   des  Credits   in  Anspruch  zu  nehmen, 
entheben  mochte  (Bd.  I,  §  17,  S.  91  und  §  28,  S.  145  ff.),  wogegen 
freilich    der    in    dem   späteren   Mittelalter    wachsende   Druck   der 
feudalen  Abgaben  imd  Lasten,  insbesondere  die  auf  den  Todesfall 
de8  Grundholden  zu  entrichtenden  Vermögensabgaben  (Mortuarien  etc.) 
häufigen  Anlass  zum  Eingehen  lästiger  Creditverpflichtungen  ge- 
J^eben  haben  werden.   (Bd.  I,  §  18,  S.  95  ff.,  §  23  Ziffer  2.)  Endlich 
pflegt  in   der  älteren  Zeit  auch  die  weiter  gehende  Wirthschafts- 
gewalt    der    Gemeinde   gegenüber   den  ökonomischen  Angelegen- 
heiten ihrer  Angehörigen  (Bd.  I,  §  45)   den  durch  Lässigkeit  oder 
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Unverstand  veranlassten  Nothständen  einen  festen  Biege!  vorzu- 
schieben und  der  noch  stark  ausgebildete  Sinn  für  nachbarliche 
Hilfeleistung  der  Gemeindeinsassen  untereinander  hilft  über  manche 
störende  Un-  und  Zwischenfälle  des  Erwerbslebens  glatter  als  in 
späterer  Zeit  hinweg.  In  solchen  Zeiten  ist  daher  fflr  besondere 
landwirthschaftliche  Creditorganisationen ,  weil  die  Anlässe  zum 
Eingehen  von  Creditverpflichtungen  mehr  sporadisch  aufzutreten 
pflegen,  im  Allgemeinen  ein  dringender  Anlass  nicht  gegeben  und 
das  Greditbedürfniss ,  wo  es  sich  einstellt,  ist  auf  die  Dienste  des 
privaten  Kapitals  angewiesen,  dem  dann  freilich,  zumal  in  rechts- 
unsicherer Zeit  und  in  Ermangelung  eines  genügend  ausgebildeten 
Pfandbriefsystems,  der  Einzelne  in  etwa  vorhandenen  augenblick- 
lichen Nothlagen  ziemlich  schutzlos  gegenübersteht. 

3.  Die  fortschreitende  Entwicklung  von  der  Gebunden- 
heit zur  Mobilisirung,  von  der  Natural-  zur  Geldwirthschaft,  von 
extensiven  zu  intensiveren  Betriebsweisen;  die  mit  der  wachsenden 
Bevölkerungszahl  steigende  Nachfrage  nach  Land  imd  der  sich 
einstellende  häufigere,  auch  speculative  Besitzwechsel;  femer  die 
Fortbildung  des  Eechts  im  Sinne  der  gleichmässigeren  Behandlung 
der  Kinder  im  Erbfall;  schliesslich  auch  der  Verfall  der  grund- 
herrlichen und  der  älteren  Gemeinde  Verfassung  imd  die  daraus 
sich  ergebende  Lockerung  der  wirthschaftlichen  Beziehimgen  der 
bodenbesitzenden  Bevölkerung  unter  einander  und  zum  Grund- 
herrn und  der  Gemeinde  —  haben  im  Laufe  der  Zeit,  ähnlich  wie 
bei  den  in  diese  Entwicklung  schon  früher  einbezogenen  städtischen 
Gewerben,  auch  das  landwirthschaftliche  Gewerbe  mehr  und 
mehr  auf  die  Wege  des  Creditverkehrs  gedrängt  und  zwar  den 
Grossbesitz  nicht  weniger  wie  den  Kleinbesitz.  Daher  da,  wo 
schon  frühzeitig  die  Bedingungen  für  eine  blühendere  Bodencultur 
gegeben  waren,  der  Boden  häufigem  Besitzwechsel  unterlag,  städ- 
tische Gewohnheiten  Einfluss  auch  auf  dem  flachen  Land  ge- 
wannen und  die  alte  Gnmdbesitzverfassung  freieren  Kechtsformen 
wich  (z.  B.  am  Bhein  und  den  einmündenden  Seitenthälem,  in 
Belgien  etc.),  auch  die  landwirthschaftliche  Credit-  imd  Schuld- 
frage alsbald  Bedeutimg  erlangt  hat  und  man  nicht  erstaunen  darf, 
dass  schon  in  jener  Zeit  (Ausgang  des  Mittelalters)  gegenden- 
weise über  starke  Ver-  und  Ueberschuldung  geklagt  wird.  Von 
nicht  zu  unterschätzendem  Einfluss  in  dieser  Hinsicht  erwies  sich 
auch  die  Beception  des  römischen  Bechts,  insbesondere  für  die  Aus- 
einandersetzung der  Miterben  und  zwar  wegen  der  Ausgestaltung 
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des  Pflichttheilsrechtes  und  der  Basirung  der  Nachlasstaxation  auf 
der  Grundlage  des  auf  dem  freien  Grundmarkt  erzielten  Verkehrs- 
werths  (Bd.  I,  §  66  und  §  83  S.  492  ff.,  §  84).  Der  seit  dem 
14.  Jahrhundert  wahrzunehmende  wachsende  Druck  der  gutsherr- 
lichen Abgaben  und  Dienste,  die  durch  zahllose  Kriege  und  Brand- 
schatzungen bedingten  Vermögensverluste  in  den  folgenden  Jahr- 
hunderten und  das  völlige  Fehlen  einer  irgendwie  dem  landwirth- 
schafUichen  Erwerbsleben  angepassten  Greditorganisation  auf  dem 
flachen  Lande,  so  dass  wesentlich  städtisches  Kapital  in  diese  Lücke 
eintreten  musste  und  seine  privilegirte  Stellung  begreiflicherweise 
oftmals  wucherartig  ausbeutete,  hatten  zur  Folge,  dass  weithin 
auch  in  dieser  zurflckliegenden  Zeit  gegendenweise  Adel  und  Bauern- 
stand mit  schweren  Schuldverbindlichkeiten  zu  kämpfen  hatten, 
eine  Thatsache,  die  freilich  in  seltenem  Gegensatz  zu  der  in 
unseren  Tagen  oft  gehörten  Meinung  steht,  dass  erst  dieses  Jahr- 
hundert mit  seiner  freieren  Wirthschaftsverfassung  und  als  Folge 
dieser  den  Grund  und  Boden  in  eine  „unerträgliche  Zinsknecht- 
schaft" verstrickt  habe,  deren  Last  der  älteren  („guten")  Zeit 
völlig  unbekannt  gewesen  sei. 

Anmerknng.  1.  Bemerkens werthe  Bückschlüsse  über  die  Yerschaldung 
dpü  Grundbesitzes  im  Mittelalter  gestattet  der  grosse  Jndenschuldenerlass 
de«  Königs  Wenzel  im  Jahr  1390,  über  welchen  K.  Bücher,  Die  Bevölkerung  von 
Frankfort  a.  M.  im  XIV.  und  XV.  Jahrb.,  I.  Bd.  1886,  S.  574  flf.,  berichtet;  unter 
den  Schuldnern  der  Frankfurter  Juden  sehen  wir  einen  grossen  Theil  des  Adels 
der  Wetterau,  femer  des  Taunus  und  Westerwaldes,  der  Pfalz,  des  Odenwaldes  und 
der  Bergstrasse  vertreten,  ausserdem  den  Erzbischof  von  Mainz,  Domherren  von 
Aschaffenburg  und  Würzburg,  einen  Kanoniker  v.  Oppenheim,  endlich  ein  paar 
Bürger  von  Kreuznach,  Geisenheim,  Hanau,  Aschaffenburg,  Mainz  und  Worms  und 
einige  Bauern  aus  der  Umgegend.  Besonders  stark  verschuldet  ist  der 
Adel  und  es  gab  damals  auf  10  Stunden  im  Umkreis  wohl  wenige  Bitter  und  Edel- 
knechte, von  welchen  nicht  Schuldbriefe  oder  Pfänder  im  Frank&ter  Judenquartier 
zu  finden  gewesen  wären.  Ueber  die  Höhe  der  damaligen  Wucherzinsen  ebenda 
•S.  Ö80/81 :  „Der  Judenzins  in  Frankfurt  für  bürgerliche  Schuldner  betrug  2  HeUer 
wf»chentlich  vom  Pfund  Heller  oder  43 Vs  7«;  ^^  Auswärtige  hatte  derselbe  keine 
Grenze". 

Auch  die  Aufzeichnungen  des  Junkers  Hans  v.  Seh w einleben  vom  Schluss 
des  16.  Jahrhunderts  lassen  erkennen,  dass,  wie  Koscher  (Anm.  1  zu  §  126)  her- 
vorhebt, die  adeligen  Güter  damals  sehr  verschuldet  waren. 

2.  Für  die  späteren  Jahrhunderte  weisen  z.  B.  Hübner  in  einer  Beschreibung 
dei»  Emttfls  und  ReichsfUrstenthums  Salzburg  und  Koch  v.  Sternfeld,  wie 
der  Landeshauptmann  Chorinsky  in  einem  unterm  19.  September  1881  an  den 
Landesausschuss  des  Herzogthums  Salzburg  erstatteten  Bericht  betont  (abgedruckt 
in  der  Schrift  von  L.  v.  Stein,  Bauerngut  und  Hufenrecht,  1882,  S.  60  ff.),  für  den 
Bauernstand  in  einzelnen  Thdlen  des  Erzstiftes  eine  sehr  erhebliche  Ver- 
schuldung nach,  für  das  Jahr  1774  in  einer  Höhe  von  12,3  Mill.  Gulden,  obwohl 
gerade  hier  eine  Menge  von  Verordnungen  der  erzfürsilichen  Regierung  direct  und 
indirect  die  hTpothekarische  Verschuldung  zu  erschweren  sich  zum  Ziele  gesetzt 
hatte  (Verordnungen  der  Jahre  1654,  16&,  1689  sowie  vom  12.  December  1670 
und  13.  Juni  1775,  die  die  hypothekarische  Belastung  über  den  halben  Werth  der 
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Güter  und  den  Erwerb,  ^es  sei  durch  Katif,  Heirath  oder  andere  onerose  Contracte^, 
verbieten,  wenn  nicht  wenigstens  der  halbe  Werth  oder  Kanfschilling  ans  eigenen 
Mitteln  bezahlt  werden  kann;  Process-,  Executions-  und  Gantordnung  für  dieses 
Land  vom  Jahre  1678,  wonach  kein  mit  Erbgerechtigkeit  beladenes  Gut  ohne  aus- 
drücklichen (?onsens  des  Grundherrn  und  kein  Lehen  ohne  ausdrücklichen  Consent 
des  Lehensherm  und  derjenigen,  welche  entweder  der  Succession  oder  der  Expectanz 
halber  einiges  Interesse  daran  haben  sollten,  versetzt  werden  darO-  —  So  ist  auch 
aus  der  Schrift  von  Hausmann  (die  Grundentlastiug  in  Bayeni,  1892)  zu  ent- 
nehmen, dass  im  vorigen  Jahrhundert  in  Bayern  nicht  bloss  der  Bauern- 
stand in  Folge  des  maasslosen  Dnickes,  der  namentlich  in  Form  der  ungemessenen 
Scharwerke  auf  ihm  lastete  und  jede  ordentliche  Wirthschaftsfilhrung  erschwerte 
oder  unmöglich  machte,  sondern  auch  der  Adel  selber  tief  verschuldet  war ;  wirk- 
lich wohlhabend  sollen  nur  die  Klöster  und  milden  Stiftungen  gewesen  sein,  deren 
bedrohliches  Anwachsen  auf  Kosten  des  bäuerlichen  Besitzes  schon  1672  und  dann 
wieder  1701,  1730  und  1764  zur  Erlassung  von  Amortisationsgesetzen  (Bd.  I,  §  72, 
S.  409)  Anlass  gab  (Hausmann  a.  a.  0.,  S.  11  u.  79);  wie  sehr  im  Einzelfall 
gerade  auch  die  feudale  Verfassung  Veranlassung  sein  konnte,  den  Bauernstand  mit 
unerträglichen  Schulden  zu  belasten,  wird  begreiflich,  wenn  man  ebenda  (S.  68  ff.) 
liest,  dass  von  einem  Bauerngut  im  Werth  von  löOO  Gulden  als  Laudenüum,  ohne 
die  Inventar-  und  Commissionskosten,  nicht  weniger  als  456* '2  Gulden  baar  ab- 
zuführen waren.  —  In  Mecklenburg  befand  sich  1775  W  aller  Rittergüter  in 
Concurs;  und  zwischen  1800  und  1804  betrug  der  Preis  aller  mecklenburgischen 
Rittergüter  89  Millionen  Thaler,  worauf  mindestens  halb  so  viel  Schulden  ruhten; 
daher  auch  die  grosse  Krisis  in  der  Zeit  von  1806 — 1814.  (Koscher  a.  a.  0.  §  137 
Anm.  1  u.  2.) 

3.  Eiue  Statistik  über  die  hypothekarische  Belastung  der  Immobilien  (städtische 
und  ländliche  Grundstücke)  wurde  in  Preussen  auf  Veranlassung  des  Ministers 
Freiherm  vom  Stein  erstmals  für  1805  veranstaltet,  leider  aber  nur  bis  1823  fort- 
geführt.    Die  Erhebung  von  1805  wies  die  folgenden  Ergebnisse  auf: 

Verschuldungsprocent 

(im  Verhältniss  zum  Erwerbspreis  oder 
Taxwerth) 


Provinzen                                       b( 

M  adeligen 

bei  bäuerliche] 

bezw.  Regierungsbezirke 

Gütern 

Grundstücken 

Ostpreussen 

65,3 

41,1 

Westpreussen 

72,5 

? 

Netzedistrict 

75,4 

37,2 

Pommern 

25,9 

:J6,9 

Neumark 

71,7 

49,2 

Oberschlesien  und  Glogau 

58,5 

39.0 

Aitmark,  Magdeburg,  Halberstadt, 

Erfurt  und  Eichsfeld 

54,7 

28,9 

Minden,  Ravensburg,  Tecklenburg 

und  Bingen 

37,8 

56,3 

Im  Durchschnitt 

58,0 

•     38,1 

Der  Gesammtbetrag  der  in  den  vorerwähnten  Provinzen  ermittelten  hypothe- 
karischen Schulden  war  bei  den  adeligen  Gütern  zu  115  Mill.,  bei  den  bäuerlichen 
Anwesen  zu  38  Mill.,  zusammen  zu  153  Millionen  Thaler  ^=  474  Millionen  Mark 
ermittelt  worden.  (Vgl.  Meitzen,  Der  Boden  und  die  landw.  Verh.  in  Preussen  etc., 
in.  Bd.,  S.  108  if.) 

4.  Die  bezeichnenden  Unterschiede  des  landwirthschaft- 
lichen  Creditwesens  in  diesem  Jahrhundert  und  namentlich  in  der 
zweiten  Hälfte  desselben  gegenüber  der  rückwärts  liegenden  Zeit 
treten  namentlich  in  folgenden  Beziehungen  zu  Tage: 
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a)  In  der  älteren  Zeit  überwiegen  neben  den  durch  die  Grund- 
herrUcbkeitsverfassung  verursachten  Schuldaufnahmen  (insbesondere 
zur  Bestreitung  der  Laudemien)  die  Noth-  imd  Nothstandsdarlehen 
(Darlehen  des  Consumtiv-),  in  der  unserigen  dagegen  die  Dar- 
lehen des  Productivcredits  (für  Zwecke  des  Besitzerwerbs, 
der  Melioration,  des  Betriebs);  wobei  in  den  Gegenden  des  An- 
Hrbenrechts  die  Erbabfindungscredite  einen  besonders  breiten 
Kaum  einnehmen.  Auch  in  Ermangelung  schuldstatistischer  Ziffern 
ist  man  daher  su  der  Schlussfolgenmg  berechtigt,  dass  die  absolute 
H5he  der  Verschuldung  des  Grundbesitzes  und  seiner  Inhaber  in 
der  älteren  Zeit  eine  geringere  gewesen  sein  muss  als  heutzutage, 
auf  welches  Ergebniss  übrigens  länderweise  auch  Schuldaufhahme- 
Verbote  und  der  Mangel  besonderer  Creditinstitute  eingewirkt  haben, 
während  in  der  Gegenwart  durch  die  grundsätzliche  Beseitigung 
der  der  Creditfreiheit  gezogenen  Schranken  imd  durch  die  Ver- 
vielfältigung der  Creditinstitute  die  Wege  für  eine  erleichterte 
Creditinanspruchnahme  ausserordentlich  geebnet  worden  sind.  Hat 
also  ehedem  der  Zustand  einer  gewissen  Creditnoth  den  Grund- 
besitz und  seine  Vertreter  in  wirthschaftliche  Nothstände  versetzt,  so 
darf  heute  eher  von  einem  Creditüberfluss  und  einer  durch  über- 
mässigenCreditgebrauch  verursachten  Schuldn  o  th  gesprochen  werden. 

b)  In  der  älteren,  rückwärts  liegenden  Zeit  waren  der  Ver- 
schuldung, auch  abgesehen  von  obigen  Gründen,  über  eine  ge- 
Avisse  absolute  Höhe  hinaus  durch  den  verhältnissmässig  niedrigen 
Stand  des  Werths  des  Grund  und  Bodens  als  Unterlage  der  Credit- 
gewährung  bestimmte,  unüberschreitbare  Schranken  gesetzt;  mit 
der  fortschreitenden  Mobilisirung  des  Grund  und  Bodens,  der 
wachsenden  Einbeziehung  des  flachen  Landes  in  den  Geldverkehr 
und  der  AufschUessung  desselben  diurch  die  neuzeitlichen  Verkehrs- 
mittel, im  Zusammenhang  mit  der  steigenden  Nachfrage  nach 
Grund  und  Boden  als  Folge  der  sich  mehrenden  Bevölkerung  und 
unter  dem  Einfluss  der  zunehmenden  Entfesselung  der  productiven 
Kräfte  des  Bodens,  sind  in  zahllosen  Fällen  ehemals  latente 
Bodenwerthe  frei  geworden  und  es  hat  desshalb  dieses  Wachsen 
des  Bodenwerthes  über  das  ehemalige  Werthniveau  dem  Credit  nicht 
nur  eine  breitere,  sondern  auch  eine  sehr  viel  mehr  realisirbare  Unter- 
lage verschafft.  Die  absolute  Zunahme  der  Verschuldung 
ist  daraus  wiedenim  erklärlich,  ohne  dass  desshalb  diese  überall 
als  ein  im  Vergleich  mit  früheren  Zeiten  beunruhigendes  Symptom 
ohne  Weiteres  angesehen  zu  werden  braucht,  weil  eben  das  Deckungs- 
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kapital  vielfach  in  noch  höherem  Grade  als  die  Verschuldungsziffer 
gewachsen  ist,  was  vielfach  nicht  genügend  gewürdigt  wird. 

c)  Die  Darlehen  der  älteren  Zeit  trugen  durchweg  den  Charakter 
privater  Transactionen,  da  es  gemeinhin  an  öffentlich-recht- 
lichen, nach  bestimmten,  durch  Gesetz  oder  Normativvorschriften 
festgelegten  Grundsätzen  bei  der  Darlehensgewährung  verfahrenden 
Greditanstalten  gebrach;  derZinsfusswar  desshalbein  auf  geringe 
Entfernungen  und  innerhalb  kurzer  Zeiträume  schwankender  ^)  und 
die  Darlehensbedingungen  überall  da,  wo  die  Schuld  nicht  etwa 
in  der  Form  des  Bentenkaufs  eingegangen  war  (Ziffer  d),  den 
specifischen  Bedürfaissen  des  landwirthschaftUchen  Gewerbes  wenig 
angepasst,  namentlich  das  Annuitätensystem  unbekannt.  Die  rela- 
tive Höhe  der  ausbedungenen  Zinsen  und  die  Schwierigkeit,  im 
Fall  plötzlicher  Eapitalkündigung  anderwärts  das  Creditbedürfniss 
zu  decken,  sind  daher  die  bezeichnenden  Merkmale  der  Credit- 
wirthschaft  der  älteren,  die  verhältnissmässige  Niedrigkeit  des 
Zinsfusses  und  die  Ausgeglichenheit  des  Zinsfusses  auf  weite  Ent- 
fernungen, die  Angepasstheit  der  Dahrlehensbedingungen  an  die 
Bedürfnisse  des  Betriebs  als  Folge  der  ausgebildeten  Organisation 
eines  weitverzweigten  Creditwesens  auf  öffentlich-rechtlicher  Grund- 
lage oder  zahlreicher  privater,  in  ihren  Darlehensbedingungen  viel- 
fach denen  öffentlicher  Anstalten  folgender  Creditinstitute  das  Merk- 
mal der  Creditwirthschaft  der  neueren  Zeit.  In  ähnlich  günstiger 
Weise  auf  die  Hebung  des  landwirthschaftUchen  Creditwesens  hat 
in  diesem  Jahrhimdert  die  Beform  des  älteren  Hypotheken- 
rechts, insbesondere  die  Beseitigung  der  mit  der  Beception  des 
römischen  Bechts  im  späteren  Mittelalter  adoptirten  gesetzlichen, 
stillschweigenden  und  Generalhypotheken  und  die  Durchführung  der 
Grundsätze  des  Eintragungszwangs,  der  Specialität  der  Pfand- 
bestellung in  Verbindung  mit  einer  klaren  Ordnung  des  Banges 
der  concurrirenden  Pfandrechte  gewirkt,  wobei  auf  die  näheren 
Ausführungen  in  §  115  zu  verweisen  ist.  Alle  diese  Fortschritte 
zum  Besseren,  VoUkommneren  werden  gleichfalls  in  der  neuzeit- 
lichen Erörterung  der  Credit-  und  Schuldfrage  im  Bereich  der 
agrarischen  Literatur  nicht  immer  genügend  gewürdigt  und  nament- 
lich nicht  selten  die  durch  diesen  Fortschritt  geschaffene,  vergleichs- 


^)  £s  schwankte  z.B.  der  Zinsfuss  im  14.  Jahrhundert  nach  dem  Gültbrief 
des  hl.  Geist-Spitals  in  Freiburg  i.  Br.  zwischen  67o  und  14 7o  und  betrog  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1306/1398  8^00%  (siehe  Poinsignon,  Die  Urkunden  des  hl. 
Geist-Spitals  zu  Freiburg  i.  Br.,  1890,  I.  Bd.,  S.  XXI). 
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weise  gOnstigere  Lage  der  creditbedürftigen  Grundbesitzer  der 
heutigen  Zeit  gegenüber  ihren  Berufsgenossen  der  früheren  Jahr- 
hunderte oftmals  verkannt. 

d)  In  einer  sehr  bemerkenswerten  Hinsicht  war  allerdings  das 
mittelalterliche  Creditwesen  vor  demjenigen  der  späteren  Jahr- 
hunderte und  der  Neuzeit  ausgezeichnet,  indem  es  das  System 
der  Verschuldung  gegen  Beute  ausbildete,  was  mit  den  Zinsver- 
boten des  kanonischen  Bechts  bei  Oelddahrleihen,  von  welchen 
Einschränkungen  freilich  der  Oeldverkehr  mit  den  Juden  eximirt  war, 
zusammenhängt.  Als  einzig  erlaubte  Art  des  zinsbaren  Darlehens 
im  Mittelalter  galt  ursprünglich  die  Satzung,  d.  h.  üebergabe 
eines  Grundstückes  durch  den  Schuldner  an  den  Gläubiger  zu 
Nutzungsrecht,  später  der  Bentenkauf,  d.  h.  die  Belastung  eines 
Grundstückes,  welches  im  Besitz  des  Schuldners  verblieb,  mit 
einem  dinglichen  Zins  („Ewiggeld*')  zu  Gunsten  des  Gläubigers, 
wobei  nur  der  Schuldner,  nicht  auch  der  Gläubiger  kündigen  durfte 
und  der  Schuldner  oder  dessen  Erben  durch  Bückzahlung  [der 
Schuld  die  auf  dem  Grundstück  haftende  Bentenverpflichtung  jeder- 
zeit wieder  ablösen  konnten.  In  der  Unkündbarkeit  der  Benten- 
schuld  von  Seiten  des  Gläubigers  lag  ein  weitreichender  Schutz 
gegenüber  frivoler  Ausbeutung  augenblicklicher  Nothlage ;  und  die 
Möglichkeit,  durch  üebemahme  der  Zahlung  einer  dinglichen 
Bente  in  den  Besitz  von  Grundstücken  zu  gelangen,  verschaffte 
auch  kapitalschwächeren  Elementen  die  Gelegenheit  des  Liegen- 
achaftserwerbs,  ohne  die  Nothwendigkeit,  das  vorhandene  Betriebs- 
kapital diurch  Hingabe  des  ganzen  oder  eines  Theils  des  Eauf- 
schillings  schwächen  zu  müssen^).  Es  zählt,  wie  bereits  früher 
betont  wurde,  zu  den  bemerkenswerthesten  Vorgängen  der  neuzeit- 


^)  Da88  man  die  Zinsen  ans  Darlehen  verboten  und  dafür  den  Rentenkauf 
begänstigt  hat,  meint  der  alte  J.  Moser  (Patriotische  Phantasieen,  2.  Bd.,  S.  99  ff.), 
darf  man  gewiss  als  die  höhere  Weisheit  bewundem.  .,Denn  die  Zinsen  und  das 
damit  yerbnndene  Recht  des  Gläubigers,  das  Anlehen  zu  lösen,  ist  durchaus 
dem  Eigenthum  und  der  Freiheit  zuwider.  Ein  Krieg,  ein  Misswachs  und 
andere  Unglücksfalle  können  tausend  Eigenthümer  nöthigen,  sich  zu  verschulden. 
Beroht  es  nun  in  der  Wahl  der  Gläubiger,  den  unbequemsten  Zeitpunkt  zur  Löse 
zu  nehmen,  so  muss  er  sich  alle  ihre  Güter  zum  Nachtheil  des  Staats  zueignen 
und  seine  Mitbürger  zu  seinen  Sklaven  machen  können  ....  Genug,  die  Löse, 
oder  das  Anleihen  auf  Zinsen,  muss  bei  Landeigenthümem  schlechterdings  auf- 
hören.'' Immerhin  muss  man  beachten,  dass  im  Mittelalter  beim  Rentenkauf  eine 
Zinsschranke  nicht  bestand,  schon  desshalb  nicht,  weil  die  gekaufte  Rente  nicht  als 
ZüiB  ÜT  ein  verschleiertes  Darlehen  gelten  durfte,  Bewucherungen  der  Renten- 
Khnldner  also  auch  bei  dieser  Darlehensart  keineswegs  ausgeschlossen  waren.  Erst 
im  16.  Jahrh«  bestimmten  Rechtspolizeiordnungen,  dass  mit  100  Gulden  nicht  mehr 
«U  5  Oulden  Rente  gekauft  werden  dürfen.    (Siehe  Knies  a.  a.  0.  I,  S.  344.) 
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liehen  Agrarpolitik,  durch  Einführung  des  Eentenguts,  d.  h. 
durch  rechtliche  Zulassung  des  Kaufs  gegen  dauernd  auf  dem  Gut 
dinglich  lastende  Rente  an  das  ältere  deutsche  Becht  wieder  an- 
geknüpft, mithin  die  Rentenverschuldungsform  neben  und  an  Stelle 
der  kapitalistischen  rechtlich  wieder  zugelassen  zu  haben  (Bd.  I, 
§  91),  nachdem  das  Bechtsverhältniss  des  Bentenkaufs,  von  wenigen 
Staatswesen  abgesehen  (Hamburg,  Lübeck,  Holland),  seit  Jahr- 
hunderten aus  dem  lebendigen  Bechtsverkehr  verschwunden  war. 
Auf  die  grundsätzliche  Würdigung  der  Schuldverpflichtung 
in  Form  der  Beute  ist  später  (§  117 ff.)  noch  näher  einzutreten, 
hier  mag  die  Bemerkung  genügen,  dass  doch  auch  im  System  des 
Bentenkaufs  eine  Ueberlastung  des  Grundstückes  mit  Beuten  zu 
Gunsten  des  Gläubigers  sehr  wohl  möglich  war  und  bei  der  rela- 
tiven Höhe  des  Zinses  in  älterer  Zeit  vielfach  zu  Tage  getreten 
sein  mag.  Diejenige  vortheilhafte  Seite  des  Instituts  des  Benten- 
kaufs, die  in  der  Unkündbarkeit  der  Schuld  von  Seiten  des 
Gläubigers  zu  Tage  tritt,  ist  durch  die  neuzeitliche  Organisation 
des  landwirthschafÜichen  Creditwesens  dem  Grundbesitz,  und  zwar 
nicht  bloss  im  Bereich  der  öffentlichen,  sondern  auch  zahlreicher 
privater,  grösserer  Creditinstitute,  langsam  wieder  zugänglich  ge- 
macht und  ist  ihm  gleichzeitig  durch  die  Einfühnmg  der  Amor- 
tisationsdarlehen, d.  h.  durch  die  Eröffnung  der  Möglichkeit  der 
Abtragung  der  unkündbar  eingegangenen  Schuld  in  langsam  sich 
tilgenden  Jahresrenten  (Annuitäten),  eine  sowohl  denkbar  bequeme, 
wie,  wegen  der  Einrechnung  von  Zinseszinsen,  finanziell  vortheil- 
hafte Tilgungsweise  dargeboten  worden,  deren  er  in  älterer  Zeit 
durchaus  entbehren  musste. 

Im  Canton  Bern  hat  sich  im  Princip  das  System  des  Zins-  oder  Rentenkaufis 
bis  zar  Einfuhning  der  HvpothekengesetzgebuBg  im  Jahre  1846/49  erhalten;  in 
betreff  der  Ablösung  der  Gültbriefe  wurde  schon  im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts 
verordnet,  dass  dieselbe  nur  stattfinden  könne,  wenn  der  Schuldner  (Zinsverkänfer) 
die  Pfandsache  veräussem  oder  in  ihrem  Werthbestand  benachtheiligen  oder  mit 
den  Jahreszinsen  3  Jahre  im  Rückstände  bleiben  sollte. 

e)  Endlich  zeigte,  wenigstens  länderweise,  das  landwirthschaft- 
liche Creditwesen  der  älteren  Zeit  auch  darin  ein  abweichendes  Ge- 
präge gegenüber  der  Gegenwart,  dass  diejenigen  Schranken,  die 
früher  die  freie  Bewegung  des  Werths  im  Gebiet  des  Credits  ein- 
engten (polizeiliche  Beschränkungen  der  Verschuldimgsfreiheit) 
im  Laufe  des  Jahrhunderts,  neben  und  mit  der  bäuerlichen  Ab- 
lösungsgesetzgebung und  im  Gefolge  der  Anbahnung  einer  freien 
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wirtliscliafllieheii  Bowegung  im  Erwerbsleben  öherhaiipt,  ziemlich 
aiiäüalimslos  gefallen  und  nur  sehr  vereinzelt  nachträglich  wieder 
aufgerichtet  worden  aind.  Die  Erlassiuig  von  polizeilichen  Ver- 
schvildungs verboten  über  eine  gewisse  Werthgrenze  des  landwirth- 
sehaftlichen  Besitzes  hinaus  steht  mit  der  alten  Grundherrlich- 
kdtsverfassung  in  engstem  Zusaniuienhang  und  erklärt  sich  aus 
dem  Interesse,  das  die  auf  Abgaben  und  Dienste  der  Grundholden 
angewiesene  Grundherrsehaft  an  der  Krhaltung  ihrer  Prastationa- 
fahigkeit  hatte,  wie  ähnlichen  Erwägungen  ja  auch  die  Theilunga- 
Yerbote  der  älteren  Zeit  vomehmlich  entsprungen  sind  (Bd.  I,  g  6ti, 
S.  380  ff.):  daher  denn  bei  der  Sprengung  der  Grund herrliehkeits- 
yerfaasnng  in  gleicher  Weise  wie  mit  der  Gebundenheit  der  alten 
Zeit  auch  mit  seinen  VerscLuldungsverboten  aufgeräumt  wurde, 
zumal  sie  in  das  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  adoptirte  freiere 
Wirthschaflssystem  ohnehin  nicht  mehr  passen  wollten.  Daas  jene 
Schuldverhote  freilich  häufig  durchaus  wirkungslos  waren  imd 
insbesondere  der  geheimen  Bewucherung  der  Gnmdhositzer  gegen- 
•öber  sich  machtlos  erwiesen,  darf  nach  mannigfachen  vorliegenden 
einwandfreien  Bekundungen  wohl  als  sicher  angenommen  werden 
,(vgl.  obeu  die  Anm.  S.  U).  Daher  die  Frage,  oh  in  dieser  Hin- 
sicht eine  Rückkehr  zu  den  älteren  Kechtsnormen  als  ein  Bedflrfniss 
und  als  ausHichtsvoll  und  angemessen  eich  erweist,  nicht  ohne 
.VTeiteres  mit  „Ja"  beantwortet  werden  sollte.  Die  Lösung  des 
landwirthschaftlichen  Creditprobleras  der  Gegenwart 
ist  jedenfalls  nur  denkbar,  wenn  es  gelingen  sollte,  zweierlei  Arten 
Ti'u  Interessen:  das  private  Interesse  an  einer  thunlichen  Er- 
leichterung des  Credita  für  wirthsehaftlich  und  rechtlich  gebotene 
Zwecke  und  das  Cffentliehe  Interesse  an  der  Fernhaltung  über- 
mässiger Creditverpflichtungen  durch  Erschwerung  des  Credit» 
für  nicht  unbedingt  gebotene  Beddrfnisse  in  Einklang  zu  bringen. 
Eine  theoretische  Lösung  des  Problems:  einerseits  dem  Grund- 
besitz die  Creditq II eilen,  deren  er  vermöge  der  Art  seiner  Berufs- 
aufgabe  und  im  Hinblick  auf  bestimmte  private  und  sociale  Ver- 
pflichtungen, insbesondere  auch  solche  erbrechtlicher  Nattu',  nicht 
«ntrathen  kann,  in  der  durch  die  Verhältnisse  gebotenen  Stärke 
Xn  erschliessen,  anderseits  ein  Uebermaaas  einüugchender  Credit- 
verpflichtungen unter  allen  Umständen  von  dem  Grundbesitz  fern- 
zuhalten, ist  schon  vielfach  unternommen  worden,  die  durchgreifende 
praktische  Lösung  dieses  Problems  harrt  noch  immer  der  Vet- 
wirklichung.     Wenn   dies  selbst  hei   Staatswesen   zutrifft,   wo    die 
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agrarfreundlicbe  Haltung  der  Begierungen  und  Volksyertretungen 
durch  sonstige  gesetzgeberische  und  Yerwaltungsmassnahmen  in 
unzweifelhafter  Weise  seit  langer  Zeit  sich  bekundet,  so  wird  die 
Ursache  jenes  Zögems  nicht,  wie  extrem-agrarische  Stimmen  be- 
tonen, auf  den  Mangel  an  gutem  Willen  oder  auf  manchesterlich- 
doctrinäre  Voreingenommenheit  und  Befangenheit  zurflckzuleiten 
sein,  sondern  sie  wird  auf  Ursachen  beruhen,  die  im  Wesen  des 
landwirthschaftlichen  Credits  selber  als  einer  unter  allen  Umständen 
„zweischneidigen  Waffe*^  wurzeln.  Mit  Becht  wird  betont,  dass 
„Werkzeuge,  die  für  den  schlechten  Wirth  gar  nichts  Gefährliches 
haben,  auch  dem  guten  Wirth  nicht  viel  nützen  können"  (Boscher). 
Eeinenfalls  kann  zugegeben  werden,  dass  etwa  die  vergangenen 
Jahrhunderte,  als  die  Grundbesitzverfassung  und  der  Zustand  des 
wirthschafblichen  Lebens  in  allen  Beziehungen  das  Merkmal  stärkster 
Gebundenheit  aufwies,  das  Credit-  imd  Yerschuldungsproblem  in 
ausreichender  Weise  zu  lösen  verstanden  hätten;  und  hingesehen 
auf  die  Lage  des  Bauernstandes  in  den  verflossenen  Jahrhunderten 
liegt  daher  zu  einer  preisenden  Verherrlichung  älterer  creditrecht- 
licher  Organisationen  und  Institutionen  auf  Kosten  der  neuereu 
Zeit,  wie  sie  mit  wenig  Kritik  und  viel  Behagen  dann  und  wann 
zu  Tage  tritt,  ein  Gnmd  in  Wirklichkeit  nicht  vor.  Es  ist  vielmehr 
daran  festzuhalten,  dass  die  absolut  geringere  Verschuldung  des 
Grundbesitzes  in  älterer  Zeit  auf  die  allgemeinen  volkswirthschaft- 
lichen  Verhältnisse  zurückzuführen  ist,  unter  denen  das  Dasein  des 
Grundbesitzes  damals  sich  abspielte;  dass,  wenn  man  von  den  Zeiten 
primitiver  wirthschaftlicher  und  rechtlicher  Entwicklung  absieht, 
das  Ideal  eines  durchweg  unverschuldeten  oder  auch  nur  durchweg 
ganz  massig  verschuldeten  Grundbesitzes  bis  jetzt  nirgendwo  auf- 
findbar gewesen  ist;  und  dass  man  von  einer  wie  immer  gestalteten 
Ordnung  des  Agrarrechts  doch  höchstens  eine  Abschwächung  der 
die  Verschuldung  beeinflussenden  Factoren,  niemals  aber  eine 
völlige  Ausserkraftsetzung  ihrer  Wirkungen  erwarten  darf.  Un- 
leugbar hat  die  Gedankenrichtung,  von  der  die  Wirthschaftspolitik 
der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  erfüllt  war,  in  zu  ausschliess- 
licher Weise  die  Vortheile  betont,  die  aus  einer  Entfesselung  des 
Erwerbslebens  durch  dessen  thunlich  unbehinderte  Speisung  mit 
den  befruchtenden  Strömen  des  Credits  sich  ergeben  können,  und 
hat  mit  dem  jener  Gedankenrichtung  anhaftenden  Optimismus  die 
Kehrseite:  die  Möglichkeit  unwirthschaftlicher  Ver-  und  Ueber- 
schuldung,  zu  wenig  beachtet ;  aber  nur  ein  von  noch  einseitigeren 
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AttfTassungen  beherrschter  Gedankengang  kann  jener  Strömung 
gegenüber  den  Vorwurf  erheben,  dass  ihre  Vertreter  damit  nichts 
Anderes  bezweckt  hätten,  als  den  Grundbesitz  „unter  das  Joch  der 
kapitalistischen  Herrschaft"  zu  bringen*).  Wenn  die  Träger  klang- 
vollster Namen  im  Gebiet  der  Landwirthschaft,  wie  A.  Thaer, 
für  eine  freiere  Bewegung,  wie  im  übrigen  Bereich  des  landwirth- 
schaflilichen  Berufslebens,  so  auch  in  demjenigen  des  Gredits  eine 
Lanze  brachen,  so  sollte  dies  doch  davor  bewahren,  bei  der  kri- 
tischen Prüfung  des  damals  Erstrebten  imd  Erreichten  mehr  zu 
sehen  als  eine  in  jener  Zeit  entschuldbare  Ueberschätzung  der 
Vortheile  schrankenloser  Creditfreiheit  und  eine  Unterschätzung 
der  Gefahren,  die  bei  dem  durchscimittlichen  Maass  wirthschaftlicher 
Einsicht  der  grossen  Masse  des  Grundbesitzerstandes  solcher  Credit- 
freiheit entspringen  können  (vergl.  Bd.  I,  S.  147  flf.,  259  flf.).  So 
liegt  zwar  aller  Anlass  vor,  den  Strom  des  Gredits  in  ein  Bett 
einzudämmen,  in  dem  er  für  die  ihn  Benutzenden  in  thunlich  ge- 
fahrloser Weise  abzufliessen  vermag;  aber  sicher  kein  Anlass,  die 
schützenden  Dämme  so  hoch  zu  thürmen,  dass  die  Zugänglichkeit 
des  Stroms  auch  für  nützliche  und  angemessene  Zwecke  so  über 
Noth  erschwert  würde,  dass  deren  Befriedigung  selber  Noth  litte. 
Mit  anderen  Worten :  es  handelt  sich  darum,  zu  prüfen,  in  welchen 
Beziehungen  etwa  die  bessernde  Hand  der  Gesetzgebung  im  Gebiet 
des  landwirthschaftlichen  Gredit-  und  Schuldwesens  anzulegen  ist, 
um  auch  diesen  Theil  des  Agrarrechts  einer  Um-  und  Fortbildung 
in  socialökonomischem  Sinne  entgegenzufahren,  wobei  auf  die  nach- 
folgenden Betrachtungen  verwiesen  wird. 


^)  Die  hierher  gehörigen  Anflfahnmgeu  von  Jäger  in  seinem  Werk:  Die 
Agrarfrage  der  Gegenwart,  II.  Abtheil.  1884,  S.  109  iF.  erheben  sich  nicht  über  das 
Kireaii  öder  Raissonnements  nber  den  Liberalismns,  die  sammt  nnd  sonders  auf  den 
Vorhalt  hinauslaufen,  dass  derselbe  die  Vernichtung  des  Bauernstandes  durch  Ver- 
strickung desselben  in  die  ,,Schuldknecht8chaft  des  mobilen  Kapitals^  (^modernes 
Bauernlegen**,  wie  Jäger  es  nennt)  planmässig  und  vorbedacht  betrieben 
habe.  Was  eine  Entwickelung  von  Jahrhunderten  ist,  wird  hier  ausschliess- 
lich der  Gesetzgebung  der  letzten  50  Jahre  zur  Last  gesetzt:  „Der  Grundbesitz 
wird  in  der  liberalen  Weltperiode  unter  den  verschiedensten  Formen  systematisch 
ansgewuchert!** 
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Abschnitt  II. 

Der  landwirthseliaftllclie  Hypothekarcredit   und  der  land- 
wlrthseliaftllelie  Besitzcredlt  insbesondere. 

§  107.   Würdigung  des  landw.  Besitzcredits  und  der 
Aufgabebereich  der  Agrarpolitik, 

Der  landwirthschaftliche  Eealcredit  tritt,  wie  früher  er- 
wähnt, ziemlich  ausnahmslos  in  der  Form  der  Sicherheitsbestellung 
durch  liegenschaftliches  Unterpfand,  d.  h.  alsHypothekarcredit 
in  die  Erscheinung,  während  das  Mobiliar-  oder  L omb ard- 
er editg  es  chäft  im  landwirthschaftlichen  Berufsleben  von  jeher 
eine  geringe  Bolle  gespielt  hat  und  auch  heute  noch  spielt.  Land- 
wirthschaftlicher  Bealcredit  imd  landwirthschaftlicher  Hypothekar- 
credit  fallen  daher  meist  zusammen,  wie  denn  auch  der  gewöhn- 
liche Sprachgebrauch  sie  als  gleichbedeutende  Begriffe  zu  be- 
handeln pflegt.  Wie  die  nachstehenden  Darlegimgen  zeigen  werden, 
findet  aber  weiterhin  die  Inanspruchnahme  des  Hypothekarcredits 
in  weitaus  den  meisten  Fällen  nicht  zu  unmittelbaren  Zwecken  der 
Production,  also  zur  Investirung  von  Kapital  in  landwirthschaft- 
lichen Grundstücken  behufs  ihrer  höheren  Erträglichmachung  (Auf- 
führung von  Gutsbaulichkeiten,  Vornahme  von  Meliorationen  etc.  etc.), 
d.  i.  als  Meliorationscredit,  sondern  zu  Zwecken  des  Besitz- 
erwerbs, sei  es  im  Wege  des  Kaufs  oder  der  Erbschaftsübemahme, 
statt;  und  der  landwirthschaftliche  Beal-  oder  Hypothekarcredit 
ist  daher  wesentlich  Besitzcredlt.  Man  kann  (mit  Struck)  diese 
Art  des  Credits  den  privatrechtlichen,  den  zu  Zwecken  der 
Gütererzeugung  aufgenommenen  den  ökonomischen  Credit  des 
Landwirths  nennen;  und  es  ist  für  die  Klarlegung  der  Credit- 
bezeichnungen  des  Grundbesitzes  zweckmässig,  bei  der  Erörterung 
der  Creditfrage  beide  Arten  von  Credit  scharf  getrennt  zu  halten, 
weil  Creditüberspannungen  und  die  daraus  sich  ergebenden  schwer- 
wiegenden Folgen  regelmässig  nur  bei  der  ersten  Art  von  Credit 
(dem  privatrechtlichen  oder  Besitzcredit)  vorzukommen  pflegen*). 

*)  Productivcredit,  worunter  auch  die  Creditnahme  zu  Zwecken  des  Besitz- 
Erwerbs  zu  rubriciren  ist,  §  105,  S.  6,  und  ökonomischer  Credit  sind  also  im 
Sinne  obiger  Terminologie  nicht  identisch. 
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Die  Besitzcreditverschuldung  ist  für  die  Lage  des  Grund- 
besitzes durch  die  Nöthigung  bedeutungsvoll,  aus  den  laufenden 
Wirthschaffcseinnahmen  die  Deckungsmittel  zur  Verzinsung  und  Til- 
gung einer  Schuld  zu  gewinnen,  deren  Aufnahme  —  im  Gegensatz 
zu  den  Schulden  des  Meliorations-  und  Betriebscredits  —  zur 
Steigerung  der  Wirthschaftserträgnisse  nichts  beizutragen  vermag. 
Diese,  auf  dem  Grundbesitz  ruhende  Verpflichtung  zur  regel- 
mässigen Abführung  von  Zinsen  und  zur  dereinstigen  Heimzahlung 
des  Schuldkapitals  und  die  durch  die  Strenge  des  Schuldrechts  be- 
dingte Gefahr  des  Verlustes  des  eingesetzten  Liegenschaffcspfandes  bei 
eintretender  Zahlungsverlegenheit  ist  indess  praktisch  überall  da 
ohne  erheblichen  Belang,  wo  im  Verhältniss  zur  Grösse  und  ziur 
Ertragsföhigkeit  des  belasteten  Guts  die  Verschuldungsquote  einen 
gewissen  massigen  Procentsatz  nicht  übersteigt;  beide  gewinnen 
aber  mit  dem  Wachsen  der  Verschuldungsquote  an  bedrohlicher 
Schärfe  und  zwar  um  so  mehr,  je  schwieriger  unter  gegebe- 
nen Verhältnissen  die  Ueberwindung  der  Zahlungsverpflichtungen 
durch  eine  Steigerung  der  Bodenreinerträgnisse  sich  erweist,  sei 
es,  dass  einer  Herauswirthschaftung  höherer  Erträgnisse  natür- 
liche Hindemisse  des  Bodens  oder  Klimas  oder  der  allgemeine 
Zustand  der  Betriebstechnik  eines  Landes  oder  der  durchschnitt- 
liche Bildungsstand  der  grundbesitzenden  Klasse  hindernd  im  Wege 
stehen;  und  die  Lage  des  verschuldeten  Grundbesitzes  muss  zu 
einer  besonders  kritischen  dann  sich  gestalten,  wenn  eine  hohe 
Verschuldung  und  die  Unmöglichkeit  rascher  Eeinertragssteige- 
nmgen  mit  der  Verschlechterung  der  Absatzverhältnisse,  d.  h.  mit 
fallenden  Preisen  der  auf  den  Markt  zu  bringenden  Erzeugnisse 
und  mit  sonstigen  ungünstigen  Allgemeinbedingungen  der  Pro- 
duction:  Steigen  der  Arbeitslöhne,  wachsender  Druck  der  Staats- 
imd  Communalabgaben  etc.,  zeitlich  zusammenfällt,  also  nicht  ein- 
mal die  bisherigen  Gutserträgnisse  behauptet  zu  werden  vermögen. 
Die  in  solchen  Zeitläuften  eintretenden  „Krisen"  des  Grund- 
besitzes, auf  deren  Entstehungsursachen  im  Einzelnen  später  noch 
näher  einzugehen  ist  (Kap.  XI),  haben  mit  Kecht  jederzeit  die 
Bodencredit-  und  die  damit  im  Zusammenhang  stehende  Ver- 
schuldungsfrage in  den  Vordergrund  der  Erörterungen  gestellt: 
wie  man  denn  wohl  mit  Kecht  sagen  kann,  dass  in  diesem  Punkt 
gewissermaassen  alle  Fäden  des  agrarischen  Problems  zusammen- 
laufen. Liegt  es  zweifelsohne  im  Interesse  des  Staatsganzen,  von 
dem  die  gnmdbesitzenden  Klassen  einen  so  erheblichen  Bmchtheil 
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bilden,  dass  Erschütterungen  in  den  Orundbesitzverhältnissen  soviel 
als  möglich  ferngehalten  werden,  weil  sie  in  ganz  besonderem 
Maasse  die  wünschenswerthe  Stetigkeit  fortschreitender  Entwicklung 
zu  höherer  Cultur  hindern,  so  ergiebt  sich  daraus  durchaus 
zwingend  die  Folgerung,  einmal,  dass  die  oberste  Staats- 
leitung in  Kenntniss  von  der  thatsächlichen  Höhe  der 
Verschuldung  und  den  Ursachen  derselben  sich  erhalte: 
zum  andern,  dass  sie  sich  bemühe,  soviel  als  thunlich 
die  Ursachen  einer  übermässigen  Inanspruchnahme  des 
Bodencredits  zu  beseitigen;  zum  dritten,  dass  sie  eine 
Ordnung  des  Bodencreditwesens  und  Schuldrechts  her- 
beiführe, die  geeignet  erscheint,  die  einmal  über- 
kommene Schuldenlast  für  den  schuldnerischen  Grund- 
besitz zu  einer  erträglichen  zu  gestalten  und  die  aus 
derselben  drohenden  Gefahren,  wenn  nicht  zu  be- 
seitigen, so  doch  wesentlich  abzuschwächen.  Der  nach- 
stehenden Darstellung  erwächst  die  Aufgabe,  diese  Sätze  im  Ein- 
zelnen auszuführen  und  näher  zu  begründen.  Und  zwar  wird  zu- 
nächst die  Statistik  der  Hypothekarverschuldung  als  Ausgangs- 
punkt für  die  Beurtheilung  des  geltenden  Creditrechts  und  der 
bestehenden  Creditorganisationen  zur  Erörterung  gelangen,  im  An- 
schluss  daran  eine  Würdigung  der  geltenden  Crediteinrichtungen 
Platz  greifen  imd  endlich  in  eine  kritische  Prüfung  der  Vorschläge 
ziur  Eeform  des  ländlichen  Hypothekarcredits  eingetreten  werden. 


§  108.    Die    statistische    Erfassung    des    Hypothekar- 
credits und   die   Zwangsvollstreckungen. 

1.  Nothwendigkeiteiner  Statistik  der  Hypothekar- 
verschuldung in  Verbindung  mit  periodischen  Agrar- 
enqueten*).  Die  Gunst  oder  Ungunst  der  Verhältnisse,  unter  der 
der  Grundbesitz  wirthschaftet,  wird  in  deutlichster  Weise  in  dem 
Umfang  seiner  jeweiligen  Creditverpflichtungen  zum  Ausdruck  ge- 
langen und  die  Grösse  dieser  Verpflichtungen  wiederum  Bück- 
schlüsse gestatten  auf  seine  durchschnittliche  wirthschafbliche  Lage; 
eine  massige  VerschuldungsziflFer  wird  die  Deutimg  zulassen,  nicht 


^)  Vgl.   zu   den    nachstehenden  Ansführtuigen   auch    den  Aufsatz  von  Wir- 
minghaus:  nHjrpothekenschulden'*,  im  Hdwb.  d.  St  W. 
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nur,  dass  die  durchschnittlichen  Bewirthschaftungs-  und  Ertrags- 
verhältnisse mit  den  durchschnittlichen  Anforderungen  im  Einklang 
sich  befinden,  die  die  sociale  Lebensfahrung  an  die  Kasse  des 
Betriebsuntemehmers  stellt,  sondern  auch,  dass  die  allgemeine 
Rechts-  und  Wirthschaftsordnung  dem  innersten  Wesen  des  Grund- 
besitzes angepasst  ist  und  dass  die  hieraus  und  die  aus  den  finan- 
ziellen Bedürfnissen  des  Staats  und  der  Gemeinden  gegenüber  dem 
Grundbesitz  erwachsenden  Ansprüche  die  ruhige,  gleichmässige 
Fortentwicklimg  der  bodenbesitzenden  Klassen  nicht  hemmen;  wie 
umgekehrt  eine  hohe  Verschuldung  als  das  Symptom  krankhafter 
Bildungen,  veranlasst  durch  irgend  welche,  das  Wirthschaftsdasein 
dieser  Klassen  beeinträchtigende  Factoren,  angesehen  werden  darf. 
Mit  der  ziffemmässigen  Feststellung  der  Schuldziffem  ist  freilich 
fOr  die  Erkennung  der  wahren  Krankheitsursache  noch  nichts  er- 
reicht und  desshalb  für  eine  richtige  Diagnose  des  Uebels,  die  dann 
auch  die  Mittel  der  Abhilfe  und  Heilung  erkennen  lässt,  die  Er- 
forschung der  tiefsten  Gründe  der  Verschuldung  unerlässlich. 
Wenn,  wie  vielfach  in  neuerer  Zeit,  von  der  einen  Seite  die  an 
sich  für  viele  Staatswesen  nicht  wegzuleugnende  Thatsache  einer 
Zunahme  der  Hypothekarverschuldung  in  aprioristischer  Weise  mit 
den  Grundsätzen  schrankenloser  Freiheit  in  Zusammenhang  gebracht 
wird,  von  denen  im  Gefolge  der  grossen  Gesetzgebung  über  Grund- 
entlastung die  Ordnung  des  Bechts  in  Bezug  auf  Veräusserung, 
Vererbung,  Verpfändung  von  Liegenschaften  sich  hat  leiten  lassen, 
und  wenn  von  der  andern  Seite  eine  nachtheilige  Einwirkung  dieses 
neuzeitlichen  Wirthschaftsrechts  auf  den  Grundbesitz  geläugnet  und 
dessen  zu  Tage  tretende  übermässige  Schuldbelastung  ausschliess- 
lich oder  vorwiegend  auf  individuelle  Mängel  und  Gebrechen,  d.  h. 
auf  ein  rein  persönliches  Verschuldungsmoment  zurückgeführt  wird, 
so  kann  dieser  Streit  der  Meinungen  augenscheinlich  nur  auf  dem 
Weg  einer  sorgfältigen,  nicht  bloss  die  Thatsache,  sondern  auch 
die  Gründe  der  Verschuldung  aufhellenden  Untersuchung  geschlich- 
tet werden,  weil  nur  in  diesem  Fall  eine  richtige  Folgerung  über 
das,  was  Noth  thut,  sich  ziehen  lässt.  Offensichtlich  kann  nun 
eine  auf  die  Zusammenstellung  der  in  die  Hypothekenbücher  einge- 
tragenen Schuldposten  sich  beschränkende  rein  statistische  Auf- 
nahme dem  Zweck  an  sich  nicht  genügen  und  selbst  eine  Ent- 
zifferung nach  den  äusseren  veranlassenden  Momenten  der  Schuld- 
auftiahme  (Schuld  aus  Kauf,  Erbtheilung,  Hausbau,  Erziehung  und 
Ausstattung,  Bürgschaftsleistung  etc.)  würde  ausreichende  Finger- 
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zeige  für  die  Erkennung  des  Uebels  nicht  abgeben  können;  die 
Statistik  der  Grundbesitzverschuldung  bedarf  daher  einer  Er- 
gänzung diurch  eine  auf  die  allgemeine  Lage  des  Grundbesitzes 
sich  erstreckende  Untersuchung,  die  darüber  Aufklärung  giebt, 
wesshalb  im  gegebenen  Fall  der  Hypothekarcredit  in  übermässig 
belastender  Weise  in  Anspruch  genommen  wurde  und  ob  die 
Gründe  hierfür  in  Verhältnissen  wurzeln,  die  einer  Aenderung  durch 
das  ordnende  Becht  des  Staats  oder  durch  sonstige  Maassnahmen 
der  allgemeinen  Wirthschafkspflege  fähig  oder  unfähig  sind.  Hier- 
auf beruht  die  Bedeutung  der  ab  und  zu  in  verschiedenen  Staats- 
wesen vorgenommenen  Agrarenqueten  (landwirthschafklichen 
Erhebungen,  Bd.  I,  §  14),  die  denn  auch  verschiedenorts  zum 
Ausgangspunkt  mancher  Beformen  auf  dem  Gebiet  des  Agrarrechts 
und  der  Agrarpflege  geworden  sind*). 

2.  Mängel  der  seitherigen  Verschuldungsstatistik. 
Es  darf  als  auffallend  bezeichnet  werden,  dass  ungeachtet  der 
Wichtigkeit  einer  zuverlässigen  Statistik  der  Hypothekarverschul- 
dung diese  noch  fast  allerwärts  sehr  im  Argen  liegt  und  vielfach 
auch  den  bescheidensten  Ansprüchen  an  eine  solche  nicht  genügt. 
Dies  ist  zum  grössten  Theil  wohl  daraus  zu  erklären,  dass  erst 
in  neuerer  Zeit  im  Zusammenhang  mit  der  durch  die  transocea- 
nische  Concurrenz  bedingten  Nothlage  in  ausgedehnterem  Maasse 
die  öffentliche  Aufmerksamkeit  der  Verschuldung  des  Grundbesitzes 
sich  zugewendet  hat;  zum  andern  Theil  auch  daraus,  dass  einer 
genauen  Ermittelung  dieser  Verhältnisse  äussere,  durch  die  Art  und 
Weise  der  Führung  der  Grund -(Unterpfands -)bücher  bedingte 
Schwierigkeiten  entgegenstehen.  Insbesondere  wird  das  Bild,  das 
die  Pfandeinträge  liefern,  immer  desshalb  ein  lückenhaftes  und 
ungenaues  sein,  weil  die  Löschung  der  Einträge  mit  der  Tilgung 
der  betreffenden  Unterpfandsschuld  keineswegs  gleichen  Schritt 
hält;  weil  femer  der  die  Darlehensaufnahme  bedingende  Grund  nicht 

*)  L.  V.  Stein  betout  sehr  richtig  in  der  Schrift:  „Die  drei  Fragen  des  Grund- 
besitzes**, S.  193  ff.,  dass  alle  Vorschläge,  Theorien  und  Klagen  über  die  Gefährdung 
des  Grundbesitzes  und  seine  Noth  so  lange  gänzlich  erfolglos  bleiben  müssen,  bis 
eine  genaue  amtliche  Statistik  der  Verschuldung  des  Grundbesitzes  und  der  Gründe 
der  Verschuldung  vorliege.  —  Die  Forderung  auf  Erhebung  einer  thunlich  zuver- 
lässigen Verschuldungsstatistik  ist  denn  aucli  in  landw.  Interessenvertretungs- 
körpem  und  Landtagen  Anfangs  der  80er  Jahre  ziemlich  einmüthig  erhoben  worden, 
wobei  an  die  Verhandlungen  im  Preuss.  LandesökonomiecoUegium  v.  21.  Juni  1888 
(Ldw.  Jahrb.,  XII.  Bd.,  Ergänzungsbd.  1),  an  diejenigen  im  Deutschen  Landwirtli- 
schaftsrath  Frühjahr  1884  (Arclüv  v.  1884,  S.193  ff.),  an  diejenigen  im  Bad.  Landtag 
am  4.  u.  16.  Mai  1882  erinnert  sein  mag. 
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immer  angegeben  ist;  weil  endlich  in  den  Einträgen  der  eigent- 
liche ländliche  Besitz  von  dem  städtischen  oder  gewerblichen  Besitz 
nicht  immer  scharf  geschieden  und  jedenfalls  da,  wo  städtischer, 
ländlicher  und  gewerblicher  Besitz  in  einet  Hand  sich  vereinigt 
findet,  die  Einträge  meist  nur  ungenügenden  Aufschluss  darüber 
ertheilen,  ob  der  Grund  der  Schuldaufnahme  in  den  Verhältnissen 
des  einen  oder  anderen  Besitzes  bzw.  Betriebs  zu  suchen  ist.  Auch 
darüber,  in  welchem  Verhältniss  die  Höhe  der  eingetragenen  Schul- 
den zu  dem  Werth  des  belasteten  Objects  stehen,  versagen  die 
statistischen  Erhebimgen  meist  jede  Antwort.  Für  die  Beurtheilung 
der  Lage  des  Grundbesitzes  und  der  seine  Ver-  und  Ueberschul- 
dung  bedingenden  Factoren  ist  daher  das  bis  jetzt  vorliegende 
statistische  Material  meist  von  sehr  problematischem  Werth,  zumal 
es  auch  in  eine  Unterscheidung  der  Belastungsziffem  der  einzelnen 
Besitzesgruppen  (grosser,  mittlerer,  kleiner  Besitz)  regelmässig  nicht 
eintritt.  Eine  Verbesserung  der  Hypothekenschulden- 
statistik  in  den  angedeuteten  Beziehungen:  Ausscheidung  der 
auf  den  ländlichen  Gnmdstücken  ruhenden  Schuldposten  von  denen 
anderer  Art;  möglichst  genaue  Angabe  des  Schuldgruudes ;  Ent- 
zifferung der  Schuldposten  nach  den  Grössenklassen  des  Besitzes; 
Ermittelung  des  Werths  der  verpfändeten  Liegenschaften,  allen- 
falls auch  noch  Unterscheidung  der  wesentlichsten  Schuldformen: 
Amortisationsdarlehen,  kündbare,  unkündbare  Schulden  —  sollte 
daher  angestrebt,  und  wo  diese  vollkommenste  Form  einer  allge- 
meinen, regelmässig  fortzuführenden  Hypothekeuschuldenstatistik 
aus  den  oben  angegebenen  Gründen  wegen  der  Mangelhaftigkeit 
der  Ordnung  des  Unterpfandsrechts  und  der  Einrichtung  der  Hypo- 
thekenbücher nicht  zu  erreichen  ist,  sollte  jedenfalls  darauf  abge- 
hoben werden,  in  einem  begrenzten  Kreise  typischer  Gemeinden 
periodisch  solche  Ermittelungen  durchzuführen,  aus  denen  dann 
wenigstens  leidlich  zutreffende  Rückschlüsse  auf  die  Lage  des 
Gmndbesitzes  in  allen  anderen  Gegenden  sich  werden  ziehen 
lassen. 

Eine  werth  volle  Ergänzung  würde  solchen  amtlichen  Erhe- 
bungen zu  Theil,  wenn  die  dem  Hypothekarcredit  dienenden  öffent- 
lichen und  privaten  Creditinstitute  über  den  Umfang  der  bei  ihnen 
erfolgten  Beleihungen  regelmässige,  dem  Schema  der  amtlichen 
Erhebungen  folgende  Nachweise  veröffentlichen  würden;  denn  die 
bisherige  Form  der  Berichterstattung  dieser  Creditinstitute  ist  w^egen 
ihres  summarischen  Charakters  in  der  Regel  nicht  geeignet,  einen 
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gründlichen  Einblick  in  die  Bewegung  der  Verschuldung  des  länd- 
lichen Grundbesitzes  zu  gewähren. 

Anmerkung,  a)  Deutsche  Staaten.  Eine  den  weitestgehenden  Anforde- 
rungen in  Bezug  auf  Gründlichkeit  der  Methode  und  SpedaUsirung  des  Erhebungs- 
materi'als  genügende  Aufnahme  der  Hypothekarverschuldung  ist  in  Baden  anläss- 
lich der  im  Jahre  1883  durchgeführten  landwirthschaft liehen  Erhebungen 
und  bei  den  gleichen  Untersuchungen  über  die  Lage  der  Landwirthschaft  in  Württem- 
berg und  Hessen  erfolgt,  da  hierbei  die  Inhaber  rein  landwirthschaftlicher  und 
solche  gemischter  Betriebe  (Verbindung  eiaes  sonstigen  Gewerbes  mit  Landwirth- 
schaft) unterschieden,  die  Grundbesitzer  nach  Grössenklassen  des  Besitzes  rubricirt, 
die  Hauptursachen  der  Verschuldung  für  die  einzelnen  Kategorien  des  Grund- 
besitzes und  die  einzelneu  Grössengnippeu ,  endlich  auch  die  hypothekenfreien 
Grundbesitzer  als  solche  ermittelt  wurden.  Diese  Aufnahme  blieb  in  der  hier  be- 
obachteten Gründlichkeit  allerdings  in  Baden  auf  37,  in  Württemberg  auf  6, 
in  Hessen  auf  23  Erhebungsgemeinden  beschränkt.  Neben  derselben  gehen  in 
Baden  seit  1882  alljährliche  Erhebungen  über  Pfandeinträge  und  Pfandstriche 
einher,  wobei  ebenfalls  die  Berufsgmppen  unterschieden,  soweit  möglich  auch 
die  den  Darleihen  zu  Grunde  liegenden  Ursachen  ermittelt  werden.  Bei  den  er- 
wähnten „Erhebungen"  (Enqueten)  trat  das  trügerische  Bild  der  Hypotheken- 
einträge, anlässlich  der  mit  den  einzelnen  Schuldnern  gepflogenen  „Liquidationen*", 
in  scharfe  Beleuchtung,  da  nahezu  in  allen  Erhebungsgemeinden  sich  ergab,  dass 
die  Einträge  für  bereits  bezahlte  Verbindlichkeiten  oft  eine  sehr  erhebliche  Quote 
des  Gesammtbetrags  der  Einträge  darstellten  und  in  einzelnen  Fällen  der  Summe 
der  zu  Kecht  bestehenden  Einträge  nahezu  gleichkamen.  (IV.  Bd.  der  bad.  landw. 
Erhebungen  etc.  1883,  8.  81  und  8.  2  ebenda,)  Die  Uebung,  den  Strich  nach  er- 
folgter gänzlicher  oder  theilweiser  aibtraguug  der  Schuld  nicht  zu  verlangen,  ist,  "wie 
damals  festgestellt  wurde,  theils  auf  Lässigkeit,  tlieils  und  vorwiegend  auf  das  Be- 
streben, die  Kosten  des  Strichs  zu  sparen,  zuiückzuführen ;  sehr  allgemein  scheint 
es  Brauch  zu  sein,  dass  jedenfalls  der  Strich  so  lange  unterbleibt,  bis  die  ganze 
Schuld  abbezahlt  ist.  Aehnliche  Wahrnehmungen  dürften  wohl  überall  zu  machen 
sein,  und  es  bedürfen  aus  diesem  Grunde  die  statistischen  Veröffentlichungen,  soweit 
sie  sich  lediglich  auf  Auszüge  aus  den  llypothekenbtichem  stützen,  einer  ziemlich 
weitgehenden  Correctur.  Beachtenswerth  aus  diesem  Grunde  ist  das  Oesterr. 
Reichsgesetz  vom  31.  März  1875,  das  im  Interesse  der  Bereinigung  der  Grund- 
bücher, von  alten  Haftungen  bei  Löschung  kleinerer  Satzposten  (bis  zum  Betrage 
von  100  Gulden),  Stempel-  und  (lebühreuireiheit  neben  sonstigen  Erleichterungen 
im  Verfahren  gewährt;  gleichwohl  scheinen,  wie  Win  kl  er  mittheilt  (Oesterr.  statis- 
tische Monatsschrift,  XVI.  Jahrg.,  1890,  S.  495),  die  Realitätenbesitzer  von  diesen 
Vergünstigungen  nicht  den  wünschenswert hen  Gebrauch  gemacht  zu  haben. 

Aehnliche  „probeweise**  Erhebungen  über  die  hypothekarische  Verschul- 
dung wie  in  den  erwähnten  süddeutschen  Staaten  wurden  im  Laufe  des  Jahres  1884 
auch  in  Preusseu  und  zwar  in  52  in  den  verschiedensten  Theilen  der  Monarchie 
belegenen  Amtgerichtsbezirken  durchgeführt,  über  welche  A.  Meitzenin  den  landw. 
Jahrbüchern,  1884,  referirt  hat;  und  seit  1886  werden  alljährlich  die  eingetragenen 
und  gelöschten  Hypotheken,  einschliesslich  der  Grundschulden,  getrennt  nach  städ- 
tischen und  ländlichen  Bezirken,  erhoben  und  veröffentlicht.  Regelmässige  Ermitte- 
lungen über  die  Verschuldungsbewegung  erfolgen,  soviel  bekannt,  in  Deutschland 
ausser  in  Preussen  und  Baden,  auch  in  Braunschweig  (seit  1856),  iu  Sachsen 
(seit  1884),  in  Hessen  (seit  1885\  in  anderen  deutschen  Staaten  scheinen  sie  noch 
nicht  aufgenommen  zu  sein. 

b)  Ausserdeutsche  Staaten.  In  Oesterreich  hat  erstmals  1858  nnd 
dann  wieder  1882  eine  Erhebung  des  (Tcsammthypothekenstandes  stattgefunden  und 
seit  1868  werden,  wie  auch  in  Ungarn,  alljährlich  Nachweise  über  die  Verände- 
rungen im  Lastenstand ,  mit  Unterscheidung  des  landtäflichen ,  städtischen,  Montan- 
und  des  sonstigen  Besitzes  und  mit  Angaben  über  die  Formen  der  Belastung,  die 
aber  die  die  Darlehensaufnahme  veranlassende  Ursache  nur  sehr  dürftig  erkennen 
lassen,    veröffentlicht.  —  In  Frankreich  sind  wiederholt  auf  Grund  der  Eintrage 
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in  den  Gnmdbächem  Znsammenstellungen  über  die  hypothekarische  Belastung  ge- 
fertigt worden  (die  letzten  aus  den  Jahren  1840  und  1877),  die  aber,  da  sie  nicht 
eininal  die  Unterschiede  des  ländlichen  und  städtischen  Grundbesitzes  festhalten, 
ohne  jede  Bedeutung  für  die  Beurtheilung  der  Lage  des  ersteren  sind.  Dieselben 
Xängel  haften  der  italienischen  Hypothekenstatistik  von  1872  an;  erst  seit  1886 
werden  in  letzterem  Lande  die  jährlichen  Nachweise  der  Hypothekenbewegung  nach 
Hänsem  und  sonstigen  Grundstücken  getrennt  gegeben.  —  Einen  gründUchen  Ein- 
blick dagegen  gewährt  die  Statistik  des  Grundcredits  in  den  Niederlanden  (seit 
1H80  in  periodischen  Berichten  zur  Veröffentlichung  gelangend). 

3.  Statistik  der  Zwangsvollstreckungen  insbeson- 
dere"). Kommt  in  den  Zahlen  über  den  Hypothekenstand  nach 
der  seither  meist  befolgten  Methode  der  Ermittelung  und  Dar- 
stellung nicht  ohne  Weiteres  zimi  Ausdruck,  ob  die  Verschuldungs- 
ziffer in  einem  bestimmten  Land  und  zu  einer  bestimmten  Zeit 
eine  bedrohliche  Höhe  erreicht  habe,  kann  insbesondere  aus  den 
summarischen  schuldstatistischen  Angaben  für  einen  Bezirk  oder 
Land  nicht  ersehen  werden,  ob  die  Verschuldung  in  der  ermittel- 
ten Höhe  gleichmässig  den  ganzen  Grundbesitz  ergreift  oder  ob 
erhebliche  Unterschiede  hierin  obwalten  und  wie  sich  das  Verhält- 
niss  des  unbelasteten  oder  massig  belasteten  zu  dem  hochbelasteten 
stellt,  so  liegt  die  Frage  nahe,  ob  diese  Mängel  und  Lücken  der 
Hypothekarstatistik  nicht  durch  eine  nebenhergehende  Statistik  der 
Zwangsvollstreckungen  in  liegenschaftliches  Eigen- 
thum  einer  werthvoUen  Ergänzung  fähig  sind.  Für  eine  Bejahung 
(lieser  Frage  spricht  die  Erwägung,  dass  die  Verschuldung  des 
ländlichen  Grundbesitzes  doch  erst  dann  als  eine  besorgnisserre- 
gende sich  darstellt,  wenn  periodenweise  eine  grosse,  den  Jahres- 
durchschnitt erheblich  überschreitende  Anzahl  von  liegenschaft- 
lichen Zwangsvollstreckungen  zu  beobachten  ist,  die  beweist,  dass 
weithin  die  Grundbesitzer  zu  einer  rechtzeitigen  Erfüllung  der 
Schuldverbindlichkeiten  ausser  Stande  sich  fühlen;  wie  anderseits 
ein  etwa  feststellbares  bescheidenes  Maass  liegenschaftlicher 
Zwangsvollstreckungen  einen  zutreffenden  Kückschluss  auf  die  Er- 
träglichkeit der  vorhandenen  Schuldenlast  gestatten  wird.  In  der  Sta- 
tistik der  Zwangsvollstreckungen  ländlicher  Grundstücke  vollzieht 
sich  in  der  That  eine  Art  „landwirthschaftlicher  Todtenschau";  und 
wenn  die  jahrweise  erhobenen  Ziffern  gewissermaassen  den  „Stoff- 
wechsel des  landwirthschaftlichen  Betriebes  nachweisen**,  d.  h.  dar- 
über Aufschluss  geben,    in  welchem  Umfang    die    kranken    und 


')  Vgl.  hierzu  den  Aufsatz  von  Evert:  „Ueber  die  wirthschaftliche  Bedeutung 
Undw.  Zwang8VollBtreckungen''f  in  der  Ztschr.  d.  Preuss.  stat.  Bureaus,  27.  Jahrgang, 
^.  226 ff.,  und  weiter  Cohen  im  AUgem.  st^t.  Archiv,  2.  Jahrgang,  S.  56. 
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schwachen  Elemente  zur  Ausscheidung  gelangen,  so  darf  aus  einer 
plötzlichen  und  anhaltenden  Steigerung  der  Vollstreckungsziffeni 
sicherlich  auf  eine  tiefgehende  Störung  in  dem  Erwerbsleben  der 
landwirthschaftlichen  Bevölkerung  geschlossen  werden'). 

Ist  demnach  der  volkswirthschaftlich  -  diagnostische  Werth 
einer  Zwangsvollstreckungsstatistik  ohne  Weiteres  einleuchtend,  so 
muss  man  sich  doch  hüten,  ihn  zu  überschätzen;  und  insbesondere 
sollte  man  aus  einer  statistisch  nachwöisbaren  Abnahme  der 
Zwangsvollstreckungen  nicht  ohne  Weiteres  auf  eine  Abnahme  der 
Schuldenlast  oder  eine  fortschreitende  Gesundung  der  Creditver- 
hältnisse  schliessen,  da  die  Herbeiführung  der  Zwangsvollstreckung 
nicht  immer  im  augenblicklichen  Vortheil  des  Gläubigers  gelegen 
ist,  beispielsweise  dann  nicht,  wenn  die  Preise  des  Grund  und 
Bodens  zu  einer  gegebenen  Zeit  im  Weichen  begriffen  sind,  so 
dass  also  die  Krise  im  landwirthschaftlichen  Erwerbsleben  fort- 
dauern kann,  ohne  dass  in  der  Zahl  der  Zwangsvollstreckungen 
diese  Fortdauer  sich  sichtbar  macht.  —  Mit  noch  grösserer  Zurück- 
haltung  sind  die  auf  statistischem  Wege  ermittelten  Ursachen 
der  Zwangsvollstreckung  zu  behandeln,  da,  abgesehen  von  dem 
weiten  Spielraum,  der  hier  dem  subjectiven  Ermessen  eröffnet  ist, 
die  zur  Abgabe  des  ürtheils  berufenen  localen  Stellen  (Gemeinde- 
behörden) häufig  geneigt  sind,  dieses  Urtheil  an  den  zunächst  zu 
Tage  liegenden  äusseren  Anlass  des  Zusammenbruchs  (Unkennt- 
niss,  Mangel  an  Geschäftsenergie,  ungünstige  Uebernahme  etc.) 
anzuknüpfen,  während  doch  in  sehr  vielen  Fällen  diese  die  Wirth- 
schaftslage  ungünstig  beeinflussenden  Factoren  erst  desshalb  ver- 
hängnissvoll wurden,  weil  sie  mit  sonstigen  allgemeinen,  dem 
Wirthschaftsbetrieb  nachtheiligen  und  der  Einwirkung  des  Ein- 
zelnen sich  entziehenden  Aenderungen  (Verschlechterung  der  Absatz- 
verhältnisse,  anhaltendes  Sinken  der  Productenpreise  etc.)  zeitlich 
zusammenfielen.  Sind  immerhin  solche  Angaben  als  „Stimmung^- 
berichte"  der  den  Verhältnissen  nahe  stehenden  Erhebungsorgane 
schätzenswerth,  so  sollten  sie  jedenfalls  für  die  Zwecke  der  Agrar- 
politik mit  Vorsicht  benutzt  werden. 

Bei  einer  Vergleichung  der  Zwangsvollstreckungen  von  Land  zu 
Land  ist  ebenfalls  Vorsicht  zu  üben,  da,  wenn  in  dem  einen  Land 
dem  Betreibungsrecht  der  Gläubiger  gewisse  Schranken  gezogen 
sind,  die  anderwärts  nicht  bestehen,   ersteres  unter  sonst  gleichen 


*)  Vgl.  Cohen,  a.  a.  0.,  S.  72  ff. 
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A'erhSltnissen  ganstigere  Ziffern  aufweisen  wird.  So  hat  unzweifel- 
haft die  Annahme  des  sog.  Deckungssystemü  im  Gegensatz 
zum  Verkaufsäystem  (§  116),  oder  doch  eine  Ordnung  dahin, 
d;»s3  der  betreibende  Gläubiger  die  VolMreckungskosten  stets  auf 
sich  zu  behalten  habe,  wenn  und  soweit  der  Erlös  die  vorgehenden 
Hypotheken  nicht  deckt,  ohne  Weiteres  mindenid  auf  Zalil  und 
Umfang  der  Zwangsvollstreckungen  gewirkt,  ohne  dass  deashalh  aus 
dieser  Minderung  eine  Besserung  der  Schnldverhältnlsse  ohne  Wei- 
teres gefolgert  werden  darf. 

Aniuerknng.  Hiae  Slatbitik  von  Zivnn^rollBtrecIciiiigen  wird  seit  d^a  80«r 
jAhnui  n.  A.  in  Premai-D,  fia/ern,  Bsdeu,  äachseD-Meininpen,  femer  ifi 
.Oesterreicli  »hüben;  ülier^diu  Ergebuigsu  dieeer  Statistik  nlelie  die  Angaben  im 
folgradcD  Far«graplien.  Bd  der  Heralfllung  des  CrsAcheoBeliemas  soUte  (wie 
CnhED  a.  n.  0.  ^nz  richtig  belaitt)  darauf  gesebon  werden,  das»  ea  möglichst 
cotterxl  und  kons  ^asst  ist,  und  diiss  es  zwar  die  verschiedenen  denkbaren  Ur- 
nchen  von  ZwuigsferäuBaerungeo ,  aber  aar  wirkliche  Ursaehcabifjpiffe,  nicht 
MwK  auch  Arten  vim  unmiltol baren  Anlässen  zu  einer  Zwaugsverilusseriing  (b.  JI. 
Ceberacbnldauj;  eltv)  cnlhält.  Das  iu  Baden  «iugelllhrle  ijrlieuia  führt  9  Ilaupt- 
rubiiken  auf  und  zwitr  die  folg;endeu: 

I.  Naturereignisse  (schlechte  Ernten,  Hagelbrhlag,  Brand  etc.). 
IL  Allgemeine  wirthschaftliche  Loge  (sebiecUte  Zeiten,   Hangel   au  Verdienst, 

niederer  Arbeitslohn^  geringer  Verdienst). 
in.  Familicuvurbältnisse  und  Krankheit  (zahlreiche  Familie,  Krankheit,  Todes- 

Ua.  Unfoll  el«^.). 
IV.  Cnfreiwillige  ungünstige  Uebernahme  von  (I  rund  stücken  (im  Erbweg). 
V.  Freiwillige    nngflnstige   oder    leichtfertige  Uebemalima   von  GrnndatQckon 
(ungünstiger  Kauf,  Pacht,  Kauf  ohne  Vermögen,  Maugel  an  Betriebskapital, 
Unkeuulnias  des  Geschäfts). 
VI.  Verschuldetes  und  unvorschuldete»  Unglück  beim  Geschäftsgang  (Geschäfls- 
und  andere  Verlnste,  Viehslerben,   Bauten,   Bürgschaften,   Proccsse,  Vteb- 
handel  etc.). 
TU.  Ausbeutung  der  Unfähigkeit  oder  der  Nothlage  durch  Dritte. 
Vm.  Uiuniltelbare  eigene  Verschuldung  (Trägheit,  Arbeitsscheu,  schlechte  Haas- 
holluiig.  Trunksucht,  Spielsucht,  Ptncessucht,  Vorgehen  u.  Verbrecheu  etc.). 
JX.  Unbekannte  Ilrsacbeu.  ^ 

In  Prenssen  haben  Bedenken  der  im  Text  wähnten  Art  neuerdings  daitu  gp- 
■Kbl,  b«i  der  Erhebung  der  liegenschaflUchen  Zwangsvii II Streckungen  die  Frage 
iweh  den  Ursachen  künftig  fallen  ta  lassen. 
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ober  Hy pothekarverschuldung  und  liegenschaftliche 

Zwangsvollstreckungen. 

Trutz  der  l.hckeiJiailigkeit  des  vorlicgeudcn  achuldätntis tischen  Materials  lassen 
(ich  immerhin  manche  beschtenswcrlhe  Belnif htungi'n  du  dasselbe  anknüpfen,  und 
es  sollen  daher  einige  anszugsweiHe  Angaben  aus  deu  betreffenden  amtlichen  Ter- 
Sffentlicbungen  hier  ihre  titcÜc  finden. 

A.  H;polheken«tati9tlk. 

1)  rrenääen.  Die  im  Jahr  1883  iu  52  Amlsgerichlsbezirken  vorgenommenen 
rrobc-Ermitlelungen   ober  dii^  durcbachniltliclie  Höhe   der  Grnndbuchschuldeu 
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haben  ergeben,  daj»  im  Mittel  anf  1  Thlr.  Grunds  teuer  rein  ertrag  22,9  Vo  Thlr. 
eingetragene  Schulden  kommen  und  letztere  anf  37,3 ^/o  des  ermittelten  Schätzungs- 
wert hs  (letzterer  im  Durchschnitt  das  60,9  fache  des  Gnindsteuerreinertrags)  sich 
stellen,  hn  Einzelnen  ergab  sich  und  zwar  bei  Fideicommissen  das  6,2 fache;  bei 
grossen  Gütern  das  28,1  fache;  bei  Bauernhöfen  das  18,0 fache;  bei  bäuerlichen 
Stellen  das  18,7 fache;  beim  Kleinbesitz  das  46,1  fache  des  mittleren  Grundsteuer- 
reinertrags der  betreffenden  Gruppe.  Der  Kleinbesits  erwies  sich  also  um  fast 
3  mal  so  hoch  belastet  als  die  mittleren  und  grösseren  Anwesen.  Im  Yerhältmss 
des  Schätzungswerths  stellte  sich  in  42  ijmtsgerichtsbezirken  (mit  Ausschluss 
des  kleinsten  Besitzes)  die  mittlere  Verschuldung:  a)  bei  Besitzungen  Ton  ÖOO  und 
mehr  Thlr.  Grundsteuerreinertrag  auf  53,8  ®/o;  b)  bei  Besitzungen  yon  100^600  Thlr. 
Grundsteuerreinertrag  auf  27,9  ^o'«  c)  bei  Besitzungen  yon  30 — 100  Thlr.  Grund- 
stenerreinertrag  auf  24,1  Vo*  ^^  Einzelnen  sind  noch  folgende  Zahlen  bemerkens- 
werth : 

Die  grossen  Guter  (Ziffer  a)  erweisen  sich  verschuldet: 

'in   6  Bezirken  mit  36  Gütern  oder  2,0%  der  Gesammtgüterzahl  mit  weniger  als  12^*;o 

3  ,         „158       „„    8,8  V«    n  n  n  12,ö-25,0% 

4  ,         ,  227       ,        „  12,8%    n  n  r,  25,0-37,6% 
6        „         „  187       ,       ,  10,67o    .                n               .           37,5-50,0% 

10  „  .656  „  .37,2%  r,  .  .  60,0-^,5% 

6  ,  „250  „  n  14,2%  „  ,  ,  62,6-76,0% 

6  n  .   24  ,  ,  12,5%  „  „  „  75,(>--87,6% 

1  .  ,    33  ,  „    l,97o  .  «  .  134,2% 


ri 
n 


'O 


Die  grossen  Bauerngüter  (Ziffer  b)  erweisen  sich  als  verschuldet: 
in  10  Bezirken  mit  1092  Gütern  oder  15,67a  der  Gesammtgüterzahl  mit    unter  12,6^^  o 
„10        „         .   2158       „        „    30,6%    n  .  «      12,5^26,0% 

„    9        „         „    1514       „        „    21,4%    „  „  „      25,0-37,5% 

„12        „         „    2112       „        „    29,9%    „  „  „      37,5-60,0% 

.    1        .         „     186       „        „      2,6%    „  „  „      62,5-75,5'>, 

Die  mittleren  Bauern gäter  (Ziffer  c)  erweisen  sich  als  verschuldet: 

in   6  Bezirken  mit  1614  OUtem  oder  1237o^b''^^'°"»*?'^'^"'''>^'''^'^^'''8^'^^^^>^''  » 
,16        ,         „  4831      ,        ,    41,1%  ,  ,  r,         12,5-26,0*  „ 

,12        ,         ,  3567      ,        ,    30,2<>/o  .  „  ,         26,0-37,5» « 

,6        „         ,  1306      ,        ,    11,1 '/o  ,  .  .         37,6-60,0% 

«2        ,         ,    394      „        ,      3,37o  n  .  n         60,0-62,6». 

,1        n         ,     179      ,        ,      1,5  o/o  „  ,  „         62,5-75,5". 

Meitzen,  dessen  Aufsatz  in  den  landw.  Jahrbüchern,  Bd.  XIV,  Ergänzungs- 
band U,  S.  1  ff.,  die  vorstehenden  Zahlenangaben  entnommen  sind,  knüpft  in  seinem 
dessfallsigen,  für  das  Preussische  LandesÖkonomiecollegium  erstatteten 
Referat  an  dieselben  die  Bemerkung,  dass,  wenn  schon  in  mehreren  Bezirken  nicht 
allein  die  grossen  Güter,  sondern  auch  die  Bauerngüter  und  die  bäuerlichen  Klein- 
stellen „beträchtlich  hoch  in  der  Real  Verschuldung  stehen",  doch  als  Eindruck  der 
Ermittelungen  das  liinterbliebe,  „dass  die  wirklich  beunruhigenden  Erscheinungen 
in  dem  Stand  der  Realverschuldung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  innerhalb 
der  untersuchten  Amtsgerichtsbezirke  nur  als  Einzelheiten  und  Ausnahmen 
beurtheilt  werden  können  und  die  Befürchtung  eines  allgemein  verbreiteten  Noth- 
Standes  nicht  zu  begründen  vermögen".  Eine  an  derselben  Stelle  gegebene  Ver- 
gleichung  der  Verschuldung  bäuerlicher  Besitzungen  in  einer  Anzahl  Bezirke  mit 
vergleichsweise  hoher  Verschuldung  in  der  Gegenwart  mit  den  betreffenden  Ver- 
schuldungsziffern des  Jahres  1805  erweist,  dass  im  Verhältniss  zum  jeweiligen 
Kauf  wer  th  das  Procentverhältniss  der  Verschuldung  im  Jahr  1883  gegenübt^r 
dem  im  Jahr  1805  nur  sehr  ausnahmsweise  ein  ungünstigeres  geworden  ist,  und  es 
wird  deshalb  die  Ansicht  vertreten,  dass  man  auf  die  ermittelten  Zahleneigebnisse 
„um  so  beniliigter  hinsehen  könne,  als  nicht  bekannt  geworden  sei,  dass  sieh  in 
vergangenen  Zeitläuften  wesentliche  Gefahren  aus  der  Realverschuldung  des  bäner- 
lichen  Grundbesitzes  ergeben  haben". 

In   welchem   Umfang   in   den   52  der   Erhebung   unterzogenen  Amtsgericht»- 
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bexirken  neben  den  yencbnldeten  Grundbesitzern  unverschuldete  sich  befunden 
haben,  ist  nicht  ermittelt  worden. 

üeber  die  Beweg'ung'  im  Hypotheken  verkehr  in  Preussen,  welche  seit 
1886  statistiach  erfasst  wird,  gibt  für  die  Jahre  1886/90  und  für  1890/91  folgende 
Uebersicht  Auskunft: 

Eintragungen         Löschungen    Mehrbetrag  der  Eintragungen 
in  MiU.  M.  in  Mül.  M.  in  Mill.  M. 

1886,90         2427                    1905                            522 
1890/91  621 465 166 

Zusammen  1886/91  3048  2370  678 

d.  h.  es  ergiebt  sich  eine  durchschnittliche  Zunahme  der  Belastung  im  Jalure  vini 
135  Mill.  M.  Der  diese  statistische  Ziffern  für  1886/90  begleitende  Aufsatz  (in  der 
Zeitschrift  des  Preuss.  stat.  Bureaus,  Jahrg.  1891,  S.  1  ff.)  fasst  das  Gesammtergebnisti 
der  Aufnahmen  über  die  Hypothekenbeweguug  dahin  zusammen,  dass  der  prenssischc 
(rrondbesitz  die  Entlastung,  die  ihm  ganz  besonders  in  Zeiten  mit  vielfach  so  un- 
gunstigen Bedingungen  für  seinen  Bestand  zu  wünschen  wäre,  nicht  gefunden  habe, 
dass  freilich  auch  die  Zunahme  seiner  Verschuldung,  wenn  schon  buchmässig  eine 
regelmassig  fortschreitende,  doch  im  Allgemeinen  und  für  sich  betrachtet  keine 
besorgnisserregende  sei,  dass  aber  über  die  Frage,'  ob  nicht  diese  Gering- 
fügigkeit der  Zunahme  der  Belastung  in  weitem  Umfang  nur  darauf  zurückzuführen 
•«i,  dass  der  Grundbesitz  sich  schon  bis  an  die  Grenze  des  Möglichen  belastet  habe, 
die  Statistik  keine  befriedigende  Antwort  «rtheile.  Pessimistische  Beurtheiler  sollten 
immerhin  nicht  unbeachtet  lassen,  dass  gegenüber  einem  Verkaufswerth  des  länd- 
lichen Grundbesitzes  (Grundsteuerreinertrag  409  Mill.  M.)  von  mindestens  30  Mill.  M. 
«ne  Mehrverschuldung  von  600—700  Mill.  M.  in  5  Jahren  einen  Zuwachs  von  nur 
2—3  *  0  seines  Werths  in  dieser  Zeit  oder  '/s  ^o  i™  Jahre  bedeutet.  Eine  jährliche 
Verschuldung  um  */,  ^/^  ist,  wie  die  amtliche  Darstellung  der  Erhebungsergebnisse 
{Zeitschrift  des  Preuss.  statistischen  Bureaus,  Jahrg.  1891,  S.  103  ff.)  meint,  vorerst 
ganzlich  unbedenklich  bei  schuldenfreiem  oder  schnell  in  seinem  Werth  steigendem 
Grundbesitz;  sie  ist  unerfreulich  bei  einem  schon  ziemlich  hoch  belasteten,  der  auch 
einen  geringen  Zuwachs  seiner  Schuld  schwer  empfindet;  sie  bedeutet  den  vöUigen 
Zusammenbruch  des  Grundbesitzes  in  absehbarer  Zeit,  wenn  sie  ausserdem  noch  mit 
abnehmenden  Bodenwerthen  zusammentrifft.  Einen  Einblick,  ob  an  der  Zunahme 
der  Belastung  wesentlich  der  unverschuldete,  massig  oder  hoch  verschuldete 
Grundbesitz  betheiligt  ist,  gewähren  indess  die  statistischen  Erhebungen  in  keiner 
Weise,  und  es  ist  desshalb  der  Satz  in  der  angezogenen  Darstellung  nicht  ohne 
Weiteres  zuzugeben,  dass  erwies enermaassen  „die  gegenwärtige,  zwar  jeden- 
Ms  massige,  oder  doch  anscheinend  stetig  fortschreitende  Verschuldung  einen 
Grundbesitz  trifft,  dessen  Widerstandsfähigkeit  durch  eine  beträchtliche  Belastung 
tichon  erheblich  vermindert  ist**. 

Zu  betonen  ist,  dass  zahlreiche  Löschungen  sich  im  Wege  der  Zwangs- 
vollstreckungen vollzogen  haben,  z.  B.  im  Erhebungsj  ahr  1889/90  von  473  Mill. 
Mark  gelöschter  Hypotheken  nicht  weniger  als  36  Mill.  M.,  wovon  24  Mill.  M.  auf 
die  östlichen  Provinzen  entfallen.  M.  a.  W.  in  zahlreichen  Fällen  ist  „der 
landliche  Grundbesitz  nicht  durch  wirthschaftliche  oder  familienrechtliche  Erwer- 
bungen seiner  Eigenthümer,  sondern  im  Wege  erzwungener  Ersetzung  derselben 
durch  neue,  besser  gestellte  Besitzer  von  seinen  Schulden  befreit  worden".  Die 
.Koth'"  der  östlichen  Provinzen,  deren  wiederholt  Erwähnung  geschah,  wird  durcli 
obige  Ziffern  in  besonders  helles  Licht  gesetzt. 

Wenn  der  Kapitalwerth  des  ländlichen  Grundeigenthums  in  Preusseu  bei 
einem  Umfang  von  32,58  Mill.  ha  und  einem  Grundsteuerreinertrag  von  408,20  Mill. 
Mark  mit  Gebäuden  und  Inventar  auf  30  Milliarden  M.  und  die  Hypothekenschuld 
auf  mindestens  10  Milliarden  veranschlagt  ^^-ird,  so  ist  gerade  im  Hinblick  auf  die 
Zahlen  der  jährlichen  H>'pothekenbewegung  der  Hinweis  nicht  überflüssig,  dass  die 
jährliche  Ersparniss  an  Zinsen  in  Folge  Rückganges  des  Zinsfusses  (bei  V«7u 
50  Mill.,  bei  1  ®  «  100  Mill.  M.  betragend)  dem  nominellen  Zuwachs  der  Hypothekeu- 
belastung  mindestens  gleichkommt. 

Der  Verschuldungsgrund  lässt  sich  leider  aus  den  preussischen  Erhebungen 
nicht  ersehen;    stichprobenweise  Erhebungen  in  einzelnen  Amtsgerichtsbezirk eu 


32  Kap.  VI.  Der  landwirthscbaftliche  Credit  und  die  Yersclialdiiiig. 

ergaben  aber,  dass  beispielsweise  von  535 132  M.  eingetragener  Posten  eines  Amts- 
gericbtsbezirks  nicbt  weniger  als  415  431  M.  aof  Besitzveränderungen  (rund  Vs)« 
32  200  M.  auf  familienrechtliche  Verfügungen,  Schenkungen  und  nur  1800  M.  anf 
Wirthschaftsverbesserungen  zurückzuführen  waren;  und  dass  in  einem  anderen 
Bezirk  mit  vorwiegend  mittleren  und  kleineren  Qrundbesitzverhältnissen  (grösste 
Besitzfläche  62  ha)  die  gleichzeitig  ermittelten  Personalschulden  auf  mehr  als 
ein  Viertel  der  llealschulden  sich  beliefen,  eine  Thatsache,  die  dafür  spricht,  dass 
.,eine  Verschuldungsstatistik,  die  nur  die  reale  Belastung  und  nicht  auch  die  Per- 
sonalcreditverpflichtungen  in  Betracht  zieht,  für  den  kleineren  Grundbesitz  immer  ein 
verhältnissmässig  zu  g^instig^s  Bild  geben  wird**.  Dass  namentlich  in  den  nord- 
westlichen Provinzen  Preussens  der  Personalcredit  in  der  ländlichen  Be- 
völkerung eine  sehr  grosse  KoUe  spielt,  scheint  aus  den  Berichten  der  betr.  Ober- 
landesgerichte mit  ziemlicher  Wahrscheinlichkeit  hervorzugehen. 

2)  Sachsen.  Die  in  diesem  Land  veranstaltete  Erhebung  der  gesammten 
Hypothekenbelastung  des  Landes  nach  dem  Stand  vom  31.  Dezbr.  1884,  worüber 
ein  Aufsatz  vom  Reg.-Kath  Steglich:  „Beiträge  zur  Statistik  des  Grundeigeu- 
thums**,  Zeitschr.  des  Sachs,  stat.  Bureaus,  Jahrg.  1892,  S.  66  ff.,  Aufschluss  ertheilt. 
lässt  einen  klaren  Einblick  in  die  Schuldbelastung  einerseits  des  städtischen,  andrer- 
seits des  rein  landwirthschaftlichen  Grundbesitzes  nicht  zu;  vielmehr  ist  lediglich 
unterschieden  zwischen  dem  Grundbesitz  in  den  Städten  und  demjenigen  in  den 
Dörfern,  so  dass  also  die  für  letztere  ermittelten  Zahlen  auch  die  in  den  Landorten 
ansässigen  anderweiten  Berufsarten  miteinbegpreifen.  Auch  darin  ist  ein  Mangel  der 
Erhebung  zu  verzeichnen,  da.ss  der  Schuld gr und  mit  Ausnahme  der  in  die  Hypo- 
thekenbücher ausdrücklich  eingetragenen  Posten  für  Erbtheile  nicht  zu  ersehen, 
insbesondere  die  Verschuldung,  welche  als  Folge  von  Liegenschaftskäufen  (Kauf- 
sclüllingsreste !)  sich  darstellt,  nicht  erkennbar  gemacht  ist;  und  dass  weiterhin 
darüber  keine  Ellarheit  gewonnen  wird,  ob  unter  den  sonst  freiwillig  bestellten 
Pfandrechten  nicht  Schuldposten  sich  befinden,  die  zur  Kegulirung  von  Erb- 
schaftsauseinandersetzungen haben  coutrahirt  werden  müssen ;  aus  dem  Um- 
stand, dass  die  ausdrücklich  für  Erbtheile  bestellten  Pfandrechte  (63,3  Mill.  M.) 
nur  5,89  %  der  gesammten  Belastung  des  dörflichen  Grundbesitzes  darstellen, 
während  doch  in  Sachsen  im  Hinblick  auf  das  Institut  der  Untheilbarkeit  beim 
Erbgang  in  landw.  Landgüter  in  ausserordentlich  zahlreichen  Fällen  Erbschafts- 
schulden entstehen,  darf  man  folgern,  dass  unter  den  „sonstigen"  ermittelten  Schuld- 
posten zahlreiche  sein  werden,  die  ihrer  Entstehung  nach  auf  Er  besausein  an  der- 
setznugen  zurückzuführen  sind,  wenn  auch  die  Hypothekenbücher  darüber  keinen 
Aufschluss  ertheilen.  Und  im  Hinblick  hierauf  ist  der  amtlichen  Schlussfolgerung 
aus  den  ermittelten  Ziffern,  dass  „der  Beweis  einer  durch  den  Eintrag  von  Erb- 
aut heilen  in  nennenswerthem  Umfang  herbeigeführten  Ueberschuldung  des  Grund- 
besitzes nicht  zu  erbringen  ist",  augenfällig  nicht  olme  Weiteres  beizutreten. 

Von  der  am  Jahresschluss  1884  ermittelten  Hypothekarbelastung  im  Betrag 
von  rund  2\'i  Milliarden  M.  (ohne  die  Credit-  oder  Cautionshypotheken  und  die  vor- 
gemerkten Forderungen)  entfallen  116,2  Mill.  M.  auf  die  Rittergüter  und  988,76  Mill. 
Älark  auf  den  dörflichen  (irundbesitz.  Bemerkeuswerth  gering  ist  der  Betrag  an 
zwangsweise  eingetragenen  Hypotheken  =  3,5  Mill.  M.  oder  0,12  7o  der  ge- 
sammten Hypothekenschuld.  Nach  Darleiherklassen  geordnet  entfallen  von  der 
ermittelten  Gesammtschuld  (einschliesslich  des  städtischen  Besitzes) 

auf  die  für  Erbtheile  bestellten  Pfandrechte  3,91  ^'o 

„      „      „    Sparkassen  „  „  16,0  ^o 

.,      „      „    andere  Creditiiistitute  „  „  ll,12^'o 

„      „      „    Privatpersonen,  Stiftungen  etc.  „  „  63,9  % 

„  „  „  die  Credit  oder  Cautionshypotheken  und  vor- 
gemerkten Forderungen  5,86  ®^ 
Auf  die  Grundsteuereinheit  entfallen  an  Hypothekenschulden  in  den  Stadt- 
gemeinden durchschnittlich  35,56;  in  den  Landgemeinden  durchschnittlich  27,72  M. 
Auch  in  Sachsen  wird  angenommen,  dass  im  Hinblick  auf  die  mögliche  Doppel- 
zählung von  Simultanhypotheken,  femer  auf  die  wachsende  Aufiiahme  der  Amorti- 
sationsdarlehen und  im  Hinblick  darauf,  dass  die  Löschung  selbst  ganz  ge- 
tilgter Forderungen  nicht  immer  Zug  um  Zug  erfolgt,    die  effective  Verschuldung 
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nicht  onbetrachtlich  geringer  sei,  als  die  nach  den  Hypothekenbüchem  aufgenommene 
Inventur  ergibt  Die  amtliche  Darstellung  erachtet  sich  aus  den  Schuldziffem  zu 
dem  Schlüsse  berechtigt,  dass  die  ermittelte  „Yerschnldung  als  eine  Ueberschnldung 
in  alle  Wege  nicht  gelten  kann*^,  dass  man  vielmehr  ^flir  die  übergrosse  Mehrzahl 
der  Besitzungen  das  ehedem  in  anderem  Sinne  gebrauchte  Ehrenwort  des  „^wohl 
befestigten  Grundbesitzes""  um  so  unbedenklicher  in  Anspruch  nehmen 
dürfe,  als  der  Zeitwerth  des  gesammten  Immobiliarbesitzes  jedenfalls  um  ein  Mehr- 
faches höher  anzunehmen  ist,  als  das  auf  den  Erwerb,  die  Befruchtung  und  Ver- 
werthung  desselben  verwendete  fremde  Kapital".  Substanziirter  würde  jedenfalls 
dieses  Urtheil  sein,  wenn  man,  was  leider  nicht  der  Fall,  aus  den  Ermittelungen 
entnehmen  könnte,  welcher  Betrag  der  eingetragenen  Schulden  für  Besitzerwerb  und 
welcher  Betrag  „zur  weiteren  Aufschliessung  der  Schätze  des  Bodens  und  der  Boden- 
kraft, znr  intensiveren  Bearbeitung  und  Bewirthschaftung  des  Grund  und  Bodens", 
d.  h.  zn  wirklich  productiven  Zwecken  aufgenommen  worden  ist. 

Die  seit  1885  in  Sachsen  erhobeneu  Veränderungen  in  der  liypothekari- 
M?hen  Belastung  des  Grundbesitzes  weisen  nach,  dass  im  gesammten  Gebiet  des 
Königreichs  unter  Berücksichtigung  der  vollzogenen  Löschungen  die  Hypotheken - 
tichnlden  von  2,2  Milliarden  Mark  am  Schluss  des  Jahres  1884  auf  3,01  Mil- 
liarden Mark  am  Schluss  des  Jahres  1890,  d.  i.  um  37  ^1^  sich  vermehrt 
haben;  auf  eine  Grundsteuereinheit  berechnet  beträgt  die  Vermehrung  geg^u 
18ft4  9,17  Mark  oder  26,01  7o-  I>ie  amtliche  Darstellung  der  Erhebungsergeb- 
uisse  knüpft  daran  die  Bemerkung,  dass  „die  zunehmende  Realschuld  den  Wohlstand 
nicht  etwa  verringere",  sondern  „dass  der  Grundcredit  der  intensiveren  Wirthschaft  auf 
dem  Fuss  folgt,  dass  mit  dem  Unternehmungsgeist  und  der  erweiterten  Gewerbthätig- 
kdt  der  Wohlstand,  in  Wechselwirkung  damit  aber  auch  das  CreditbedürMss  und 
die  Geneigtheit  des  Kapitals  zw  erweiterter  Creditgewähmng  sich  steigert".  Eine 
versuchsweise  Heraushebung  einer  Anzahl  vorwiegend  land  wirthschaft  lieber  Be« 
xirke  und  ihre  Gegenüberstellung  mit  vorwiegend  ländlichen  Industriebezirken 
weist  nach,  daSs  dort  die  Verschuldung  absolut  und  relativ  eine  geringere  ist  als  hier 
und  dass  die  reicheren  landwirthschaftlichen  Bezirke  stärker  als  die  minder 
ergiebigen  belastet  erscheinen,  woraus  wiedenim  gefolgert  wird,  dass  die  höchsten 
Verschnldöngsziffem  sich  da  ergeben,  „wo  bei  mittleren  und  ersten  Bodenklassen 
weitgreifende  nnd  kostspielige  Bodenmeliorationen  stattgefunden  oder  wo  eine  ent- 
Nprechende  intensive  Bodencultur  Platz  gegriffen  hat"  —  Annahmen,  die  indess  der 
jtieheren  Unterlage  entbehren,  da  der  Grund  der  Verschuldung —  ob  zn MeUorations- 
iind  Betriebszwecken  oder  zu  Zwecken  des  Besitz-  einschliesslich  des  Erbschafts- 
credits  --in  keiner  Weise  den  Erhebungen  mit  Sicherheit  sich  entnehmen  lässt. 

3.  Baden.  Die  badischen  landwirthschaftlichen  Erhebungen  von  1888 
haben  die  von  vielen  Seiten  vorausgesetzte  hohe,  gleichmässige  Verschuldung  des 
(imndbesitzes  ebenfalls  nicht  bestätigt,  vielmehr  ergab  sich  in  einer  Anzahl  £r- 
hebnngsgemeinden  eine  auffallend  geringe  mittlere  Schuldziffer  und  ebenso  ist  in 
der  Mehrzahl  der  Gemeinden  bei  einer  bemerkenswerthen  Anzahl  von  landw.  An- 
wesen die  völlige  Freiheit  von  Unterpfandsschuldeu  zu  Tage  getreten.  Die  durch- 
schnittliche Belastung  betrug  in  12  Gemeinden:  6,3 7o  ^^^  1^4%;  in  weiteren  20: 
20,2^0  ^'s  37,9  7o  und  nur  in  5  Gemeinden  wurde  eine  mittlere  Belastung  von 
4^>4*/o  ^is  78,4 7o  festgestellt;  wobei  als  Pfandwert  der  nahezu  überall  unter  dem 
^virklichen  Werthe  stehende  Steueranschlag  der  Grimdstücke  nnd  der  Brandkasseii- 
anschlag  der  Gebäude  angenommen  wurde.  In  19  Gemeinden  (mehr  als  die 
Hälfte)  erwiesen  sich  33,87©  ^^  71,7  7o  der  ermittelten  Besitz  werthe ,  in  den  rest- 
lichen 18  Gemeinden  1,41 7o  his29,97o  unbelastet.  Besonders  beachtenswerth  ist 
die  durch  die  Erhebungen  bestätigte  Thatsache,  dass  proceutual  am  Höchsten  ziem- 
lich durchweg  die  untersten  Besitzgruppen  (Tagelöhnergütchen  und  Kleinbauem- 
»tf^llen)  belastet  waren,  während  innerhalb  der  eigentlichen  bäuerlichen  Bevölkerung 
<  mittlere  nnd  grössere  Bauemstellen)  die  procentuale  Belastung  als  sehr  viel  ge- 
ringer sich  herausstellte,  überhaupt  mit  der  Grösse  des  Besitzes  rasch  abnahm  und 
in  den  obersten  Gruppen  des  bäuerlichen  Besitzes  oftmals  nahezu  verschwand,  eine 
Regel,  die  nur  betreffs  der  Gemeinden  mit  Anerbenrecht  eine  leicht  begreifliche 
Aasnahmo  erleidet.  —  Im  Mittel  aller  Erhebungsgemeinden  entfielen  auf  Schulden  aus 
Kauf  (Grundstücks-  und  Hauskäufe)  44,77o»  »"«  Erbtheilnng  287o,  «"«  llaus- 
Ba  eben  berg«r,  A,    Agprarpolitik.il.  3 
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bau  öVof  ^^  Schulden  aus  „sonstigen  Ursachen*^  ^7of  wonach  78%  acU* 
Inanspruchnahme  des  Besitzcredits  und  22%  ^^^^  Veranlassungen  zurückzuführen 
sind,  die  mit  dem  Besitzerwerb  nichts  zu  thun  haben.  Da  aber  in  die  letztere 
Kategorie  alle  diejenigen  Schuldsummen  eingetragen  werden,  über  deren  £nt- 
Btehungsgrund  Zuverlässiges  nicht  zu  ermitteln  war  und  zweifellos  darunter  auch 
solche  entfallen,  die  durch  Liegenschaftskäufe  veranlasst  sind,  so  kommt  man  der 
Wahrheit  zeitweilig  nahe,  wenn  man  annimmt,  dass  rund  90 Vo  der  Einträge  durch 
Besitzcredit  und  nur  10%  durch  Creditinanspruchnahme  zu  anderen  Zwecken  (Melio- 
rations-,  femer  Nothcredit,  wohl  auch  consolidirter  Betriebscredit)  veranlasst  sind. 
(Vgl.  Bad.  landw.  Erhebungen.  IV.  Bd. ,  S.  81  ff.) 

Die  Statistik  der  Pfandeinträge  und  Pfandstriche,  d.  h.  der  Ver- 
schuldungsbewegung von  Jahr  zu  Jahr  liefert  für  die  Jahre  1884/89  in  Baden 
folgendes  Bild: 

Es  betrugen  die  Pfandeinträge  iu  Millionen  Mark  in  runden  Summen: 

1884     1885     1886     1887     1888     1889     1890         Zusammen 

39.7  40,1      41,4      39,9      39,9      42,2      40,3  283,5 

Es  betrugen  die  Pfandstriche  in  Millionen  Mark  in  runden  Summen: 

25.8  27,0      27,8      27,7      27,1      27,6      25,4 188,4 

Mehrbelastung:     13,9      13,1      13,6      12,2      12,8      14,6      14,9  95,1 

Demnach  ist  in  den  7  Jahren  1884/90  eine  Mehrbelastung  eingetreten  im 
Betrag  von  rund  283  Mill.  Mark,  während  die  in  derselben  Zeit  zum  Strich  gelangten 
Pfandrechte  nur  die  Höhe  von  rund  188  Mill.  Mark  erreichen,  so  dass  um  rund 
95  Millionen  und  in  einem  Jahr  durchschnittlich  um  13  bis  14  Millionen  die  unter- 
pföndliche  Belastung  gewachsen  wäre;  aus  den  mehrfach  angegebenen  Gründen 
wird  indess  angenommen  werden  dürfen,  dass  die  reine  Schuldzunahme  in  Wirklich- 
keit diese  Zahl  nicht  erreicht.  (Vgl.  hierzu  badische  statistische  Mittheilungen,  Jahr- 
gang 1891,  No.  10.)  Und  da  der  Verkanfswerth  des  landwirthschafüichen  Bodens 
in  Baden  zu  1,7  Milliarden  Mark  anzunehmen  ist  (Bd.  I,  §  15,  S.  81  unten),  so 
würde,  die  ermittelte  jährliche  Zunahme  als  richtig  angenommen,  die  durch  sie  re- 
präsentirte  Belastung  doch  nur  etwa  0,8  "/o  d^s  Qesammtwerths  betragen,  kann  abo 
zunächst  als  eine  bedenkliche  nicht  wohl  angesehen  werden  (ähnliches  Verhältniss 
für  Prenssen  ermittelt,     siehe  oben  S.  31). 

Nach  dem  Schuldgrund  waren  im  Jahr  1890  die  Pfandeinträge  veran- 
lasst  durch  * 

Kaufschillingsrest«  21,8  Mill.  Mark  oder  54,2  7o 

Erbgleichstellungsgelder      5,7     .,         „         „  14,2% 

Sonstige  Einträge  12,8     „         „         „  31,6% 

40,3  „,  „  100,07o 
Die  Besitzcreditverschuldung  ist  als  solche  mithin  mit  68,4Vo  ^^^ 
Gesammtbelastung  nachgewiesen,  thatsächlich  aber  höher,  da  auch  der  Schuld- 
grund der  sonstigen  Einträge  (bedungene  und  richterliche  Einträge)  in  vielen  Fällen 
auf  Besitzcreditverpflichtungen  direct  oder  indirect  zurückzuführen  ist.  Aehnliche 
Verhältnisszahlen  ergeben  sich  für  die  vorausgegangenen  Jahre. 

Die  Inanspruchnahme  des  Besitzcredits  wird  durch  folgende  Zahlen  über 
den  thatsächlichen  Umsatz  im  ländlichen  Liegenschaftsverkehr  illustrirt;  der 
Geldwerth  dieses  Umsatzes  betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre  1881/90  30,2  Mill. 
Mark  =  rund  1,8%  des  Gesammtbodenwerths ;  der  Flächengehalt  des  Umsatzes 
im  Durchschnitt  der  genannten  Jahre  17461  ha  oder  2%  des  gesammten  landwüth- 
schaftlichen  Areals.  Für  die  Jahresreihe  1883/90  ergiebt  sich  folgendes  Bild  über 
Jahresumsätze  und  Kaufschillingsreste  in  Mill.  Mark  in  runden  Zahlen: 

1883    1884    1885    1886    1887    1888    1889    1890    Durchschnitt 
Geldwerth  des  1883/90 

Li«genschafts-      28,3     27,8     28,5     30,7     28,8     30,2     34,4     33,1  30,2 

Umsatzes 
Eingetragene 

KaufschilHngs-     21,7     20,8     22,1     22,7     21,2     21,1     23,3     21,8  21,8 

reste 
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Die  Ziffern  weisen  nach,  dass  beim  Liegenschaftsumsatz  (meist  Parcellenkäute 
in  sich  begreifend)  im  Durchschnitt  nur  etwa  ein  Drittel  baar  bezahlt,  der  Best  mit 
zwei  Drittel  als  Kaufschillingsrest  im  Ausstand  bleibt.  Die  vielfach  beobachtete 
Tebung,  dass  bei  Liegenschafts-Parcellen-Käufen  in  der  Kegel  drei  bis  fünf  Jahres- 
tennine  ausbedungen  werden,  ist  aus  obiger  Zahlenreihe  deutlich  zu  ersehen;  dass 
indess  die  Abtragung  der  Kaufschillingsreste  nicht  immer  mit  den  Tereinbarten 
Terminen  Schritt  hält,  dürfte  aus  einem  Vergleich  der  vorstehenden  Zahlen  mit  den 
oben  mitgetheilten  über  die  Pfandstrichsbewegung  wohl  gefolgert  werden.  Jeden- 
falls ist  der  vorstehend  für  Baden  gegebene  Nachweis,  dass  die  Hypothekar- 
verschuldung wesentlich  durch  freihändige  Käufe  veranlasste  Besitz- 
eredi t  Verschuldung  ist,  nicht  bloss  an  und  für  sich  für  die  Beurtheilung 
der  Credit-  und  Yerschuldungsfrage  bedeutungsvoll,  sondern  wohl  auch  desshalb, 
weil  angenommen  werden  daif,  dass  überall,  wo  Freiheit  des  Bodenverkehrs,  wie 
in  Baden,  besteht  und  wo  desshalb  gerade  in  den  unteren  Besitzgruppen  jederzeit 
ein  lebhafter  Güterumsatz  stattzufinden  pflegt,  der  grösste  Theil  der  Hypothekar- 
Verschuldung  denselben  Ursachen,  wie  sie  für  Baden  zahlenmässig  ermittelt  sind, 
seine  Entstehung  verdankt.  Wenn  femer  in  Baden,  wo  das  Anerbenrecht  doch  nur 
für  den  kleineren  Theil  des  Landes  gilt,  die  Gleichstellungsgelder  gleichwohl  jähr- 
lich mit  5  bis  6  Mill.  Mark  den  Grundbesitz  belasten  und  wenn  diese  mit  den  Kauf- 
schiilingsresten  zusammen  mindestens  70®/o  der  gesammten  Hypothekarverschuldung 
darstellen  und  ähnliche  Verhältnisszahlen  wohl  auch  anderwärts  vorausgesetzt  werden 
können,  so  leuchtet  ein,  welche  Bedeutung  für  den  Druck  der  übernommenen 
Belastung  die  Art  der  Beantwortung  der  Frage  hat,  ob  bei  dem  Güterumsatz  die  ver- 
einbarten Kau^reise  oder  die  erbschaftsmässig  festgesetzten  üebemahmepreise  den 
wirklichen  Ertragsverhältnissen  der  betreffenden  Gutsobjecte  ent- 
sprechen oder  inwiefern  U  eher  Zahlungen  stattfinden,  in  welcher  Hinsicht  auf  die 
wichtigen  Erörterungen  in  §  111  zu  verweisen  ist. 

4.  Die  landwirthschaftlichen  Erhebungen  in  Württemberg  der  Jahre  1884/85 
haben  sich  nur  auf  sechs  Gemeinden  ausgedehnt  und  es  wurde  hier  ein  mittleres 
Verschuldungsprocent  von  2,0;  4,6;  ö,2;  10,0;  12,6;  15,77o  ermittelt;  ähnlich  wie 
in  Baden  hat  sich  auch  hier  ergeben,  dass  ein  erheblicher  Theil  der  landwirth- 
schaltlichen  Bevölkerung  (34  bis  72  7o)  ^^^  jeder  Hypothekarverschuldung  sich  frei 
gehalten  hat;  femer,  dass  die  procentuale  Belastung  in  den  unteren  Besitzgmppen 
am  höchsten  ist  und  mit  der  steigenden  Grösse  des  Besitzes  erheblich  zurückgeht; 
dass  die  Verschuldung  bei  der  rein  landwirthschaftlichen  Bevölkerung  geringer  ist, 
als  bei  den  landwirthschaftlichen  Betrieben,  die  ein  gewerbliches  Nebengescläft  be- 
treiben; endlich  dass  der  grösste  Procentsatz  der  Verschuldung  auch  hier  auf  die 
Inanspruchnahme  des  Besitzcredits  entfäUt  (im  Mittel  auf  Kauf  64  %i  &uf  Erbtheilung 
und  Gutsübemahme  23%;  &uf  sonstige  Ursachen  23  7o)-  ^er  amtliche  Erhebungs- 
bericht kommt  daher,  unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung  der  Schulden  des 
BetriebscredÜts,  zu  dem  Ergebniss,  dass  „die  Gesammtverschuldung  in  den  Erhebungs- 
gemeinden eine  massige,  nicht  beunruhigende  ist**.  (Amtlicher  Bericht  über  die 
Lag«  der  bäuerlichen  Landwirthschaft  in  Württemberg ,  S.  XLV  ff.) 

6.  In  H  e  8  8  e  n  ist  bei  den  landwirthschaftlichen  Erhebungen  der  Jahre  1884/86 
unter  26  Erhebungsgemeinden  ein  mittleres  Verschuldungsprocent  von  5,27 — 47,67  7o 
ermittelt  worden,  wobei  nur  in  vier  Gemeinden  die  Verschuldung  den  vierten  Theil 
des  Liegenschaftswerthes  erreicht  oder  übersteigt,  während  sie  in  neun  Gemeinden 
unter  dem  achten  Theil  zurückbleibt ;  auch  hier  hat  sich  ein  starker  Procentsatz  an 
unTerschuldeten  Grundbesitzem  (67,79%  a^lei'  Grundbesitzer)  ergeben  ;  auch  hier  sind 
durchweg  die  unteren  Besitzgmppen  am  höchsten  belastet,  nimmt  die  Verschuldung 
nach  den  höheren  Gruppen  Un  stetig  ab  und  „hat  in  den  höchsten  nur  noch  mini- 
male Bedeutung*^.    (Amtlicher  Erhebungsbericht,  I.  Bd.,  8.  46 ff.) 

6.  Oesterreich.  Bei  den  alljährlichen  Ermittelungen  über  den  Realitäten- 
verkehr und  die  Bealitätenbelastung  wird  der  landtäfliche  Besitz,  der  Montanbesitz, 
der  städtische  Besitz  und  der  sonstige  Besitz  unterschieden;  letztere  Grappe  enthält 
die  grosse  Masse  der  bäuerlichen  Grundbesitzer  (nur  ein  Theil  der  grösseren  bäuer- 
lichen Grundbesitzer  fallt  in  die  Grappe  des  landtäflichen  Besitzes)  und  die  für 
diese  Gruppe  des  „  sonstigen  Besitzes*'  ermittelten  Zahlen  haben  daher  für  den  Zweck 
der  vorliegenden  Betrachtungen  das  grösste  Interesse,  sind  aber  um  desswillen  doch 
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3t!  Kap.  VI.    l)*r  laiid^irtlisi'liHitUcUr  Credit  llnil  die  Verscliuldllng. 

1  diKüor  Gru|ip<!  auch  al]i>r  nJchuUultisctw   j 
riebesiU  mit  enthalten  Ul. 
Anf  Grnud   der  erhobeneu  Nachweisf  ül  in  den   einxelnin  Krcinländeru   init    | 
AuBaahmp   von    Vorarlberg,    dem    Kflitenliind ,   ((»lüden    und   dor    Bnltowüis, 
wdehe  Länder  nur  nnv(illBläudi(-e  XacliwriBi?  vorliegen)  in  der  üra]ipe;  „Bonsii^ 
nosilz"  an  Hypothekeiisdinlden  nen  „intahillirt''  wurden,  in  Millicmeii  (iiilden  (iu    , 
runden  Snminenl: 

1K86     leSfi     1W7     188«     IfiS» 

UWi       \m      159      158      157    i 

Tud   es   biitni|ren   die  Lösebuii|j;eu  in  lii'ithidliL'ii 

.Inhren:  125       124       123       12G       13( 

l)i*  huciiinüssige  Zunahme  des  Laateii«iuniicit  Ut- 
irug   «rimii   in    der   (tru|ipi':    „sunsliger 


In  den  Jaliren  IHtiB  bit,  mit  IHM  iflt  iii  den  Kruiilltudem  niii  ^pnrdnr 
(inuidbnch  eine  bnchmässige  Nettobelaslung  in  dieser  (i nippe  naehgeniesen  wordfni 
IUI  Betrag  von  497  Mill.  Uniden;  auf  18SÜ;84  eultSllt  biervon  eine  Summe  von 
111  Mill.  (inldeo.  Die  buchmAsug«  NettomulirbclaMung  in  der  Gruppe:  „Dünstiger 
Besitz*  atellt  sich  damacli  seit  I6I18  —  läH9  in  den  Kronliindem  nüi  geordnetcmi 
lirundbucli  anf  rund  660  Hill.  Gulden.  Gegenüber  der  Periode  1880/84  ergebt  aich, 
wie  die  vorstellenden  Zahlen  erkennen  lusen.  in  der  zweiten  Hält^e  der  achtziger. 
Jahre  eine  sehr  erhebliche  Sieigcmug  der  HjT)othekftrbelMtnug  den  „aonatigen  Be- 
dtaes",  während  beim  „landläfliehen  Besitz"  das  Um gi'k ehrte  der  Full  ist;  denn 
hier  steht  einer  Zunahme  der  Ijelaslung  in  der  I'eriodi'  IKSd  S4  im  Elitni^'  von  mud 
]B,7  Mill.  Unldcn  eine  Abnaluno  im  Uetrag  von  rund  i:,K  ;MiII.  i[,  ,].;■  i\n.»\<!  1886/89 
^^nüber.  Da  ans  den  früher  migegebenen  (irflnden  !S.  l'."i  i'>1'  '\u-  l.iPMliiiiiiii'n  hinter 
den  Ab^aliluDgüu  zurückbleiben,  da  ferner  unter  den  iniLi;iirr;ii;:ci]>'ii  l'"st-'n  sehr  be- 
deutende Belriige  von  simnllan  haftenden  Lasten  enihnilen  siud  ilini  doch  Pejrer 
iu  der  Eingangs  citirten  Schrift,  S.  4,  nngeg^beii,  duiB  vod  der  Neulielaatting  in 
Siejermark  im  Jahre  1880  von  l(i  Mill.  Gulden  3  Hill.,  von  15  MiU.  Gnlden  in 
Kärnlhen  13  Mill.  äituultanhj^othekcu  waren),  so  ist  der  Lastenatand  in  WirUiclk- 
keil  ein  nicht  so  ungünstiger,  als  er  ans  den  grundbuchtoässigen  ?Jachwcisen  1  * 
ergiebt;  inunerliin  fnrdprt  die  fortschreitende  Zunahme  tler  Nettobelastung  r.i 
Itetrachtungeu  auf. 

Bemerkensn'ertli  ist,   dass  an   der   (iusammibeit  der  iiiiabnlirlen  Hrpiilhekc 
liu  allen  vier  Grippen)  die  Brhnldein träge  bis  KUm   Betrag  von   10ü()  tiulden  rm 
85 "/n   aller   intabiilirlen   Schulden    darstellen,    und   ea   lüsst   die»   den   SchlnM  i 
einmal ,  dass  an  der  Hypothek nrhelasinng  des  ländlichen  Grundbegities  vorwi«g«__ 
die   Gruppen    des    kleinen    und    mittleren  Besitzes    betheiligt   ergcheineu,    smj 
anderen,  dasa  wohl  auch  Schnlden  des  Con«un)tivkrediis,  neben  jenen  des  BeaiM 
croditä,   eine  Rolle   bei  der  Belastung  spielen.  —  Die   fmacben  der  Hfpotheluv 
verscbiilduut;   lassen    tnch    ans  der  Slatixtik   nor  schwer  ersehen,    da   der   weitaail 
[,Tßs«li-  l'rucenlsutit  (in  der  Periode  1880,89;  50— BO')«!  uuter  der   allgemeinHi  B« 
Keichiiunt;  firhuld  ans  „Darlehen"  zusanunengefasst  ist.     In  dür  Periode  I88Ö/SS 
Hbsorbirteu  die  Erbtheilangs-  und  Vermächtnissschuliten  äti37>  des  Wenli 
di'r  VerlaasenschaHsrealilälen  and  die  Kiiut'scbillingsreste  betrugen  in  deraelb«. 
Zeit  in  den  einzelnen  Kronländem  11^31  ",'„  de»  lieldwtriUs  der  verkauften  KealitataS 
Der  letztere  hat  betragen  in  Millionen  (iolden: 

1886        1886        1887        1«8«        18ai 
153  147  146  144  142. 

Ans  dem  llmstaud,  das»  die  Liegeuachafi«uinsät)ii'  bis  zn  lÜÜI)  Gulden  75,4 '/g, 
J  an  300  tiulden  40%  aller  Liegen  neb  Bflantniilltzv  darstellen,  die  weitaus  grösste 
^...itl  der  letzteren  also  durch  Farcellen verkjtufe  veranlanst  ist,  iüt  wiederum  t~ 
folgerti,  dass  wesentlich  der  kleinere  und  mittlere  Qrnndbeailz  an  der  Verschaldni 
und  zwar  durch  Kunfschillingsreste  betlieiligt  erwheiut,  da  ertahmneigmA 
Parcellen verkaufe  nud  'Ankäufe  vorwiegend  in  diesen  Groppen  des  häuerlichen  BedW 
vnrzDkommeD   pfle^n.     (Tgl.   hierza   deu  Aufsat»  von  Marebet  in  Schmollei 
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Jahrbuch,    13.  Jahrgang,   S.  1306 ff.,  lud  Winkler,    in    der  Oesterr.  statistischen 
Monatsschrift,  Jahrgang  XYI,  S.  479 ff.) 

7.  Frankreich.  Aus  den  summarischen  Auszügen  aus  den  Grundbüchern, 
wie  sie  periodisch  vorgenommen  wurden,  mögen  folgende  Angaben  Platzgreifen : 
Xach  einer  amtlichen  Erhebung  des  Jahres  1877  (siehe  Bulletin  de  statistique  et 
de  l^gislation  comparee,  1878,  Tom.  I)  wurde  Ende  1876  in  Frankreich  der  ge- 
sammte  h.^^othekarische  Lastenstand  grundbnchmässig  zu  20  Milliarden  Francs 
ermittelt,  aber  im  Hinblick  auf  die  gniudbuchmässig  nicht  nachgemeseneu ,  bereits 
bezahlten  »Schuldposten  schätzungsweise  zu  143  Milliarden  Francs  angenommen ,  so 
dass  bei  einem  Werth  des  Gmndeigenthums  ^städtischen  und  ländlichen)  von 
100  Milliarden  Francs  die  procentuale  Schuldziffer  14,37  7o  betragen  hätte.  1890 
soll  die  hypothekarische  Verschuldung  12,5  Milliarden  Francs  betragen  haben.  Dass 
eine  grosse  Zahl  der  eingetragenen  Hypotheken  aus  rückständigen  Kaufschillingen 
herrühren,  wurde  ausdrücklich  betont.  Einen  irgend  zuverlässigen  Einblick  in  die 
Yer^chuldung  des  ländlichen  Gmndeigenthums  gewähren  diese  Zahlenangaben  nicht. 

8.  Schweiz.     Für  den  Canton  Bern  werden  folgende  Zahlen  mitgetheilt: 

.  Grundstenorkapital     ""^Ä^'^'"* 

in  Mill.  Fres. 

in 

1856  606.3 

1866  737,6 

1876  949,3 

1886  1004,0 


Schulden 

7o 

Mill.  Frcs. 

181,1 

29,9 

237,3 

32,2 

344,9 

36,4 

411,4 

41,1 

yennehmnginderZeitv.1856/86  397,7  230,3 

Für  1890  ist  der  Betrag  der  grundpfändlichen  Schulden  zu  403,1 ;  für  1891 
zu  412^  ermittelt  worden.  Es  würde  sich  somit  eine  durchschnittliclie  Belastung 
des  Gnmdsteuerkapitals  von  rund  40°/o  ergeben;  in  welchem  Maasse  die  Belastung 
einerseits  auf  Gebäude  und  Hausplätze,  auf  die  45 7o  ^^^  Grundsteuerkapitals  ent- 
fallen, anderseits  auf  landwirthschaftliches  Gelände  sich  vertheilt,  lässt  die  Aufstellung 
leider  nicht  ersehen.  Mühlemann,  dem  diese  Angaben  entnommen  sind  (vgl.  dessen 
Aufsatz  in  der  Zeitsch.  f.  Schweizerische  Stat.,  Jahrgang  1892,  S.  100  ff.),  erachtet 
sich  zu  dem  Schlüsse  für  berechtiget,  dass  die  gegenwärtige  Höhe  der  hypotheka- 
rischen Verschuldung  im  Canton  Bern  im  Allgemeinen  noch  nicht  bedenklich  ist, 
dass  dagegen  die  wahrzunehmende  Tendenz  foi*twährend  starker  Schuldzunahme  zu 
rechtzeitiger  Reformarbeit  auf  gesetzgeberischem  Wege  mahnt. 

B.  Die  Statistik  der  Zwangsvollstreckungen  in  ländliche  Grund- 
stücke ist  noch  zu  neu,  als  dass  sie  gestattete,  völlig  zutreffende  Schlüsse  über  die 
Einwirkungen  des  geltenden  Credit-  und  Schuldrechts  zu  entnehmen.  Immerhin 
lässt  sie  die  eine  Folgerung  zu,  dass  länderweise  starke  Creditüberspanuungen  im 
Bereich  des  ländlichen  Creditwesens  zu  Tage  treten  und  dass  der  Rückschlag  am 
stärksten  im  Anfang  der  achtziger  Jahre  sich  geltend  gemacht  hat,  während  in  der 
Folgezeit  eine  gewisse  Befestigung  eingetreten  ist,  die  freilich  aus  den  früher  an- 
gegebenen Gründen  (S.  28)  auch  nur  eine  scheinbare  sein  kann. 

1.  Prenssen. 
j  «  Zahl  der  im  Zwangsw^eg     Gesammtfläche 

versteigerten  Grundstücke  ha 

1886/87  2479  110063 

1887/88  23ÖÖ  81 681 

1888/89  2446  81 280. 

Im  Gegensatz  zu  anderen  Staaten  (siehe  die  folgenden  Angaben)  sind  in  Preusseu 
bei  Zwangsversteigerungen  sehr  stark  auch  die  grösseren  Güter  vertreten.  Es  ent- 
fielen auf  die  Besitzgruppen     unter  1  ha    von  2 — 10  ha    von  10 — 50  ha    über  50  ha 

0/  0/  0/  0/ 

io  In  /o  /o 

Von  der  Gesammtfläche  der 

Hauptbetriebe  1^2  14,68  37,90  45,90 

Von  der  Fläche  des  zwangs- 
weise versteigerten  Grund- 
besitzes 0,79  5,33  15,73  78,14. 


..ilil. 


I   die   Vrrsrliu Willig. 


An  den  ZwangKvolUtrBcliutii^'ii  <!<•$  grö8iert'n  ßoaitzca  sind  Turwicgead  div  ü» 
liehen  ProvinxeD,  ntuneiitlicji  Ost-  nnd  Westprpnxsfn,  soviin  Poun  botUeiligl. 

Obwohl  im  AllgtMDvincn  anter  den  Crsiifhi^ii  der  Zwangs  voll  Btreckangen 
in  Pruuuen  freiwillige  ungOngtigc  Üetmrnahm«  IKanf-  nnd  ErbachaftHautriti ]  nnd 
das  eigene  Teriehuldwi  der  Bethpiligtcn  (jonp  mit  nuid  ÄO  "/b,  diese  mit  nind  4Ü  '/,) 
procentnol  am  stärksten  vertreten  sind,  so  ist  doch  KU  betonen,  das»  gerade  bei  den 
grosseren,  der  Zwan^vollstreckung  niilerworfeneii  Anwesen  (über  5U  ha)  ,die  un- 
giinstigen  Allgeineinverhaltuisse"  als  Ursaehe  des  Znaamiaensturaes  ange- 
geben werden.  Das  ist  auch  leicht  erklärlich,  weil  eben  die  dareh  die  AUgemtöur 
verbÜltmHSD  beeinfluHste  Gnlndrentenhewegllng  viel  emi)flndlicher  den  gritsseTtoi  wü 
den  kleineren  Wirth  trifft.  „Dem  ersleren  bleibt  bei  sinkender  Entivickeinnß  k^a 
Einkommen  mehr,  »obnld  der  Ünmdstückaertrag  nnr  noch  znr  Zahlung  der  Arbeit«läluia 
iiiid  Si'hiitdidnDen  hinreicht;  der  Iptztero  behAlt  unter  gleichen  Umständfn,  soweit  er 
ki'iiiL'  Artjcitslöhne  zu  xahlen  hat,  solidem  sein  eigener  Arbeiter  ist,  immer  wcuigstena 
iiDi'L  difn  Arbeilaeinkomraen.  Eine  abelei|^nde  Bewegung  wird  daher  die  Zwangs- 
vi'i  sit'igcriiiijri'n  hei  di-m  grösseren  Besilx  in  slärketem  Maasae  als  bei  dem  Itlei- 
iiiTL'u  /.u  venuehrcu  geeignet  sein  nnd  umgekehrt.  Nur  bei  dem  gana  kleinen  Besiti, 
deiti»n  Eigner  auf  Nebenverdicuat  angewiesen  ist,  der  ihm  in  schlechten  Zeilen 
nur  in  geringerem  Umfang  gi'bolen  nnrd,  üt  von  viimeherein  eine  ähnliche  Be- 
wegung wie,  bei  den  grossen  t.a  vermuthen" ;  wie  denn  in  der  That  neben  dem 
Besitz  Ober  60  ha  derjenige  unter  2  ha,  derZablderFAlleuach,  procentool 
am  stärksten  vertreten  ist,  ludern  bi-ide  Gruppen  weit  weniger  hinter  dem  ihrer 
thatsilchljcben  Ausdehnung  nach  entsprf'Cheuden  Antheil  an  der  verateigertcu  FlSch« 
Kurückbleiben,  als  das  eigentlich  bäuerliche  mittlere  und  kleinere  Eigeuthum.  Wena 
die  amtliche  Darstellnng  der  Erheb ungaergebnisse  das  Gesammlergebniaa  ein 
nn erfreuliches  nennt,  insofern  bei  mehreren  Hunderten  von  ZwangsvoUsIrecknogn 
weniger  das  persönliche  Terschnlden  oder  MiBSgeschiek  der  Betbdligten,  aU  vict 
mehr  die  ultgemeiae  ungUustige  Lage  der  Landvrirlhsthaft  als  Ursache  des  Ver- 
mflgeiuaerfalli  erklärt  werden,  so  wird  doch  die  einaclu^nkende  Bemei^img^b«!' 
guTiigt,  dnss  gerade  die  ungünstige  (iesammtlage  nur  in  Verbindung  mit  anderen 
Ursachen  hingereicht  bat,  um  duu  BesiUser  von  seiner  SrhoUe  za  verdrjlugeii;  und 
daaa  der  Gesammtumfang  der  ans  Ursachen  aller  Art  versCeigerteu  Flächen  (niolll 
bloss  der  im  Zn-angsweg  versteigerten)  doch  nur  '/i  "'s  ■'*^>  laudi>  trlhBchafUieben 
nnd  forslwirthschafi  lieben  Areals  der  landwirtluchanticheu  Hunptbetriebe  auamscht. 
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Danach  ist  mil  einer  kiinien.  iu  die  Jahre  1888  nnd  18H9  fallenden  Unter-  I 
brunhung  Zahl  und  Flftcbi'  der  Zwangavollalri'ckungpn  seit  1880  in  bemerk««-  J 
werther  Abnahme  begriffen.  Der  Zahl  nach  um  stärksten  bet heiligt  ist  durchweg  J 
der  kleinere  Besitz  bis  iii  10  ha  (in  79,3"/»),  massig  der  mittlere  Besila  von  '" 
bis  100  ba  (zu  20,6  '/e)  und  sehr  nnbedeuleiid  der  örossgrnndbesit»  von  100  ha  ui 
darüber  (zu  O.ü'la)',  während  nach  dem  procentualen  Autheil  der  Flache  die  An-  1 
Wesen  mittlerer  Griisae  überwiesen,  nämlich  mit  59,3  '/n  betbciligl  erscheinen,  der  j 
kleiner«    nur   mit   36,8 ''o,    der   grössere  Iteaiw    nnr   mit  4,9  "„; 
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Procentzahlen  beziehen  sich  auf  die  Periode  1880/90.  Vgl.  hierzu  die  Aufsätze  in 
der  Zeitschrift  des  Bayerischen  statistischen  Bureaus,  Jahrgang  1890,  S.  150  ff.  und 
1891,  S.  144  ff. 

3.  Baden. 

Veräusserte 

landw. 

Anwesen 

insbes. 

735 
648 
498 
467 
447 
490 
458 
415 

Der  Zahl  nach  betrafen  die  Zwangsvollstreckungen  bis  zur  Hälfte  kleinere 
Flächen  bis  zu  Vs  ^^i  ^^  ^^  Vs  solche  bis  3  ha ;  verhältnissmässig  am  wenigsten 
betheiligt  sind  die  Flächen  von  über  3  ha.  Auch  soweit  landw.  Anwesen,  wo- 
runter der  Besitz  von  Haus  und  landw.  Gebäude,  gleichviel  welcher  Grösse,  zu 
verstehen  ist,  zur  Zwangsvollstreckung  kamen  (siehe  letzte  Spalte),  sind  es  über- 
wiegend kleinere  Anwesen  (bis  zu  3  ha  landw.  Flächen)  und  nur  zum  ge- 
rin^ren  Theil  grössere  Anwesen  (über  3  ha) ;  im  Jahr  1890  z.  B.  entfallen  von  den 
415  veräusserten  landw.  Anwesen  auf  die  erste  Gruppe  342,  auf  die  zweite  nur  73.  — 
Vgl.  die  Badischen  statistischen  Mittheilungen,  Jahrgang  1891,  Nr.  10.  —  Auch  in 
Baden  (vrie  in  Bayern)  ist  eine  Abnahme  in  der  Zahl  und  der  Fläche  der  Zwangs- 
vollstreckungen seit  Anfang  der  achtziger  Jahre,  wo  die  „Krisis  der  Gegenwart" 
offenbar  ihren  Höhepunkt  erreicht  hatte,  zu  verzeichnen. 

4.  0  est  erreich.  Die  Zahl  der  „executiv"  verkauften  Realitäten  hat  seit  dem 
Jahr  1885,  wo  sie  mit  9114  und  einem  Licitationserlös  von  17,9  Millionen  Gulden 
ihren  Tiefjpunkt  erreicht  hatte,  ununterbrochen  zugenommen  und  ist  im  Jahre  1889 
auf  11985  mit  einem  Licitationserlös  von  26,6  MÜl.  Gulden  gestiegen.  Im  Ganzen 
kamen  in  den  5  Jahren  1885/89  51870  Bealitäten  mit  einem  Licitationserlös  von 
rund  116  Mill.  Gulden  zum  Zwangs  verkauf.  Der  Betrag  der  wegen  Unzulänglich- 
keit des  Erlöses  leer  ausgegangenen  und  daher  gelöschten  Pfandschulden  beziffert 
$ich  für  diese  5  Jahre  auf  rund  63  Mill.  Gulden.  Durchweg  überwiegen  die  Objecte 
kleinster  Kategorie;  in  den  Jahren  1886/89  stellen  die  Realitäten  mit  einem  Be- 
trag des  executiven  Kaufschillings  bis  zu  200  Gulden  32  ^/o,  bis  zu  1000  Gulden 
64,8  ^/o  der  Gesammtzahl  dar.  Besonders  stark  ist  die  Zunahme  der  executiv  ver- 
kanlten  Objecte  in  dem  gedachten  Zeitraum  in  Böhmen,  Krain  und  Mähren  ge- 
wesen. —  Zu  beachten  ist  übrigens,  dass  die  angegebenen  Zahlen  sich  auf  die 
Gesammtheit  der  Realitäten  beziehen,  insbesondere  also  auch  den  städtischen 
and  Montanbesitz  mit  umfassen  und  demnach  einen  Einblick  in  die  spedfisch 
landwirthschaft liehen  im  Zwangsvollstreckungsweg  veräusserten  Grundstücke 
nicht  gewähren. 


§  110.    Die  Beurtheilung   der  Hypothekarverschuldung 
und  der  Besitzcreditverschuldung  insbesondere'). 

Alle  bis  jetzt  vorliegenden  verschuldungsstatistischen  ZiflFern- 
angaben  der  verschiedensten  Ländergebiete  zeigen  insoweit  eine 


^)  Als  Material  zur  Beurtheilung  der  vorliegenden  Frage  sind  die  vom  Verein 
für    Socialpolitik   im  Jahre  1883   angestellten  Erhebungen  über  die  Lage  der 
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Uebereinstimmuug,  dass  die  so  vielfach  befürchtete  gleichmässigo 
Ueberschuldung  des  gesammten  ländlichen  Grundbesitzes  in  Wirk- 
lichkeit nicht  besteht;  die  Erhebungen  in  Preussen,  wie  in  den 
süddeutschen  Staaten,  selbst  jene  in  Oesterreich  lassen  zweifellos 
erkennen,  dass  neben  Gegenden  mit  hoher  solche  mit  massiger 
Verschuldung  vertreten  sind  und  dass  überall  in  den  einzelnen 
Gemeinden  ein  nicht  selten  sehr  stattlicher  Bruchtheil  des  länd- 
lichen Grundbesitzes  von  jeder  hypothekarischen  Belastung  sich 
frei  zu  halten  verstanden  hat.  Dieses  Ergebniss  kann  nur  jenen 
unwillkommen  sein,  deren  weitgehendes  agrarisches  Programm 
(Zwangsablösung  der  Hypothekenschuld  mit  Staatshilfe;  Schluss 
der  Hypothekenbücher  und  Aehnliches)  auf  die  Voraussetzung  einer 
allgemeinen  Verschuldung  sich  stützt,  mit  der  Wegräumung  dieser 
Voraussetzung  aber  den  natürlichen  Halt  verliert;  und  nur  unter 
diesem  Gesichtspunkt  der  extrem -agrarischen  Verwerthung  der 
Hypothekarverschuldung  ist  es  zu  begreifen,  wenn  die  vorliegenden 
statistischen  Ermittelungen  mannigfach  mit  Misstrauen  in  die 
Richtigkeit  des  Erhobenen  aufgenommen  wiurdei^,  ja,  wenn,  wie 
namentlich  betreffs  der  süddeutschen  Agrarenqueten  innerhalb  ge- 
wisser extrem-agrarischer  Kreise  geschehen,   die  Erhebungsergeb- 

Landwirthschaft  in  Deutschland  besonders  werthvoll;  sie  sind  aber,  weil  sie  mehr 
die  auf  vereinzelte  Wahrnehmungen  localer  Art  sich  gründende  subjective  Meinung 
der  einzelnen  Berichterstatter  und  nur  vereinzelt  ein  auf  zahlenmässiger  Unter- 
lage gestütjctes  Urtheil  \viedergeben ,  nur  als  Stimmungsberichte  zu  erachten. 
Aehnliches  gilt  von  den  im  Eingang  erwähnten  Verhandlungen  der  landwirthschaft- 
lichen  Interessenvertretungskörper,  wobei  insbesondere  auf  die  Erhebungen 
im  Verfolg  des  Erlasses  des  Preuss.  Landwirthschaftsministeriums  vom  21.  Jan.  1^2, 
sowie  die  daran  sich  knüpfenden  Erörterungen  im  Preuss.  Landesökonomiecolleginni 
vom  14./17.Febr.  1883  (ThieVs  landw.  Jahrb.  XH.  Bd.,  Ergänzungsbd.  I,  8.  605  ff  J 
zu  verweisen  ist.  Das  relativ  werthvollste  Material  haben  die  ebenfaUs  dort  citiiteu 
landw.  Enqu6ten  der  80er  Jahre  geliefert,  wenn  schon  auch  dieses  nicht  aus- 
reicht, zu  Schlttssfolgerungen  auf  die  Allgemeinheit  verwerthet  zu  werden.  Für  ein 
völlig  zutreffendes  Urtheil  fehlt  es  eben  vorerst  noch  an  einer  hinreichend  statistischen 
Unterlage;  daher  auch  die  Betrachtiugen  im  Text  durchaus  nicht  den  Anspruch  er- 
heben, eine  gänzlich  einwandfreie  Erklärung  und  Würdigfung  der  vielbeklagteu 
Schuldnoth  zu  geben.  —  Einer  sehr  düsteren  Beurthcilung  der  Yerschuldungsver- 
hältnisse,  ^aber  ohne  dass  dieses  Urtheil  auf  zuverlässige  Zahlenergebnisse  sich  zu 
stützen  vermocht«,  neigen  L.  v.  Stein  und  andere  Oesterreichische  Schriftsteller 
(Freiherr  v.  Vogelsan'g,  Preser,  Peyrer,  Ritter  v.  Heimstatt  etc.)  zu;  ferner 
Ratzinger,  Jäger,  neuestens  auch  6.  Haussen,  Die  drei  Bevölkerungsstufen, 
1889,  S.  312  ff.,  zu;  die  deutschen  Volkswirthe,  wie  Conrad,  Freiherr  v.  d.  Goltz, 
V.  Miakowski,  Röscher,  auch  Schäffle  und  selbst  viele  landwirthschaftliche 
Fachmänner,  dessgleichen  die  deutscheu  landwirthschaftlichen  Interessenvertretungs- 
körper haben  sich  ein  sehr  viel  unbefangeneres,  ruhigeres  Urtheil  bewahrt;  wie 
dies  gerade  die  in  jüngster  Zeit  (1892)  auf  einen  Beschluss  des  Deutschen  Land- 
wirthschaftsraths  vom  Frühjahr  1891  ergangenen  gutachtlichen  Aeussemngen  in 
Betreff  der  Heimstätten  frage  zeigen,  wobei  auf  die  dessfallsigen  späteren  Er- 
örterungen im  Abschnitt  VII  dieses  Kapitels  zu  verweisen  ist. 
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nisse  statt  des  Gefühls  der  Erleichterung  das  der  Enttäuschung 
hervorriefen,  und  wenn  noch  immer  an  der  Fabel  der  allgemeinen 
Ueberschuldung  des  ländlichen  .Grundbesitzes,  und  zumal  des 
bäuerlichen,  mit  Zähigkeit  festgehalten,  eine  Klarstellung  durch 
weitere  Erhebungen  aber  ängstlich  zu  vermeiden  gesucht  wird^). 
Für  Richtung  und  Ziel  der  staatlichen  Agrarpolitik ,  wenn  anders 
letztere  von  dem  Vorwurf  sich  freihalten  will,  sich  in  den  Dienst 
von  Klasseninteressen  zu  stellen,  können  solche  in  einseitiger  Beur- 
theilung  der  Wirklichkeit  wurzelnden  Stimmungen  und  Strömungen 
selbstverständlich  nicht  maassgebend  sein ;  wer  immer  an  der  Fort- 
und  Umbildung  des  Agrarrechtes  thätigen  Antheil  nehmen  will^ 
sei  es  auch  in  noch  so  unverantwortlicher  Stellung,  sollte  niemals 
vergessen,  dass  es  kaum  ein  Gebiet  des  privaten  und  des  Ver- 
waltungsrechts giebt,  wo  grundlegende  Aenderungen  gegenüber 
dem  historisch  Gewordenen  in  gleich  einschneidender  Weise  die 
wirthschaftliche  Sphäre  der  Einzelnen  berühren,  wie  das  Gebiet  des 
Credit-  und  Schuldrechts;  \md  dass,  wenn  irgendwo,  vor  Allem 
hier  es  gilt,  sich  ein  von  vorgefassten  Meinungen  und  doctrinären 
Erwägungen  freies,  d.  h.  unbefangenes  Urtheil  zu  wahren. 

Unter  den  mancherlei  Betrachtungen,  die  bei  solch'  vorurtheils- 
loser  Würdigung  des  schuldstatistischen  Materials  sich  aufdrängen, 
mögen  die  folgenden  hier  eine  Stelle  finden. 

1.  Nicht  sowohl  die  augenblickliche  Höhe  der  Hypothekar- 
Verschuldung  fordert  zu  ernsten  Betrachtungen  auf,  als  die  wahr- 
nehmbar fortschreitende  Zunahme  der  Verschuldung,  der  gegen- 
über die  Tilgung  der  Verbindlichkeiten  nicht  völlig  gleichen  Schritt 
zu  halten  scheint.  Wenn  nach  der  statistischen  Erfassung  der 
Hypothekenbewegung  in  Preussen  in  den  Jahren  1886/90  eine 
Mehrbelastung  von  rund  520  Mill.  M.,  in  Baden  in  den  Jahren 
1884/90  eine  solche  von  rund  90  Mill.  M.,  in  Oesterreich  in  den 
Jahren  1868/89  eine  solche  von  660  Mill.  Gulden  sich  ergiebt,  so 
wird  man  bei  aller  Vorsicht,  mit  der  aus  den  oben  angegebenen 
Gründen  (S.  23ff.)  die  grundbuchmässigen  Nachweise  aufzunehmen 
sind,  und  so  wenig  verkannt  werden  darf,   dass  das  jährliche  Zu- 


^)  8o  ist  noch  neuerdings  in  der  Reichstagscommission  tur  die  Beratliung  de» 
Heimst&ttengesetzentwnrfs  (No.  711  der  Dracksachen ,  Session  1890/92, 
S.  4)  als  Argmnent  for  die  rasche  Erlassang  eines  Heimstättengesetzes  geltend  ge- 
macht worden,  speciell  „in  Baden  sei  der  Grundbesitz  notorisch  (!)  so  verschul- 
det, dass  statistische  Erhebungen  nicht  mehr  nöthig  seien".  Man  vergl.  hierzu  die 
oben  S.  33  mitgetheilten  Yerschaldungsziffem. 
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wachsprocent  der  Verschuldung  im  Verhältniss  zum  Gesammt- 
bodenwerth  überall  nur  ein  sehr  massiges  ist,  doch  nicht  umhin 
können,  einzuräumen,  dass  in  der  Gegenwart  eine  Tendenz  zur 
wachsenden  hypothekarischen  Verschuldung  des  Bodens  sich  gel- 
tend macht  und  dass  die  auf  Abminderung  dieser  Schuldenlast 
abzielenden  Gegentendenzen  an  Wirksamkeit  und  innerer  Kraft 
eingebüsst  haben. 

2.  Zur  Würdigung  dieser  Erscheinung  muss  man  im 
Auge  behalten,  dass  die  Hypothekarverschuldung  zwar  in  den  ver- 
schiedenartigsten Verumständungen  ihre  Ursache  haben  kann  (ausser- 
ordentliche Unglücksfälle,  wie  Kriege,  Hagelschläge,  Viehsterben; 
schlechte  Ernten,  sinkende  Preise;  Ausgaben  für  Erziehung  der  Kinder, 
Austattungen;  überstandesgemässe  Lebensweise  etc.);  dass  sie  aber 
nachgewiesenermaassen  grossentheils  aus  Verpflichtungen  des  B  e  - 
sitzcredits  hervorgegangen  ist,  also  zumeist  ausErbabfindungs- 
geldern  und  Kaufschillingsresten  sich  zusammensetzt,  wie 
dies  schon  von  Bodbertus  behauptet,  zahlenmässigin  den  süddeutschen 
Agrarenqueten  nachgewiesen  und  mittlerweile  durch  ähnliche  Er- 
hebungen in  anderweiten  Staatsgebieten  bestätigt  wurde,  wobei  auf 
die  einzelstatistischen  Zahlen  in  §  109  zu  verweisen  ist.  Das  trifft, 
jedenfalls  ziemlich  ausnahmslos  bei  der  grossen  Masse  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  zu,  während  beim  Grossbesitz  allerdings  neben 
der  Inanspruchnahme  des  Besitzcredits  auch  umfangreiche  Verwen- 
dungen von  Kapital  in  den  Gmnd  und  Boden :  Aufführung  von  Guts- 
baulichkeiten, Anlagen  von  technischen  Nebengewerben,  Ausführung 
umfassender  Meliorationen,  namentlich  Drainagen  etc.,  zu  Elemen- 
ten der  Hypothekarverschuldung  werden  können  und  gerade  in  der 
Gegenwart  in  steigendem  Maasse  geworden  sind.  Diese  Arten  von 
Grundschulden  mit  unmittelbar  reproductivem  Charakter  können 
indess  bei  den  nachfolgenden  Erörterungen  ausscheiden,  da  sie, 
wenn  nur  überhaupt  der  Zweck,  dem  die  Schuldaufnahme  dient, 
ein  wohlüberlegter  war  und  die  mit  Mitteln  des  Credits  zur  Ver- 
gleichung  gelangte  Anlage  als  eine  technisch  gelungene  sich  dar- 
stellt, für  den  Wirth  nur  eine  vorübergehende  Belastung  seiner 
Passiva  darstellen  und  durch  die  mit  der  fraglichen  Investirung 
von  Kapitalien  bezweckten  Mehreinnahmen  der  Gutswirthschaft 
ihre  Deckung  regelmässig  in  nicht  femer  Zeit  finden.  Es  pflegen 
denn  auch  selbst  die  Verfechter  der  extrem  -  agrarischen  Bichtung 
bei  ihren  abfälligen  Betrachtungen  über  das  geltende  Creditrecht 
nicht  Schuldverpflichtungen  der  letzterwähnten  Art,   sondern   die 
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dem  Besitzcredit  entsprungenen  Belastungen  vorwiegend  im  Auge 
zu  haben,  indem  auch  sie  von  der  zutreffenden  Ansicht  ausgehen, 
dass  von  einer  Erschwerung  der  Inanspruchnahme  des  Credits  zum 
Zweck  der  Steigerung  der  Boh-  imd  Beinerträgnisse,  d.  h.  des 
ökonomischen  Credits  ernsthaft  nicht  die  Bede  sein  kann ;  und 
zwar  nicht  einmal  auf  die  Gefahr  hin,  dass,  wie  in  jedem  geschäft- 
lichen Unternehmen,  so  auch  bei  der  Investirung  von  Kapitalien 
in  den  Grundbesitz  möglicherweise  Immgen  unterlaufen  und  der 
i^rwartete  Erfolg  der  Kapitalanlage  theilweise  oder  gänzlich  aus- 
bleibt 

3.  Als  Kraft,  die  im  Sinne  einer  Steigerung  der  Verschuldung 
ditfch  wachsende  Inanspruchnahme  des  Besitzcredits  in  der 
Gegenwart  bisher  wirksam  war,  stellt  sich  überall  die  Zunahme 
desBodenwerths  dar,  die  wiederum  in  der  steigenden  Nach- 
frage nach  Land  bei  zunehmender  Bevölkerung  in  Verbindung  mit 
den  wirthschaftstechnischen  Fortschritten  des  Jahrhunderts  ihre 
Ursache  hat.  Je  mehr  nämlich  die  Bodenwerthe  steigen,  um  so 
schwieriger  muss  es  offenbar  der  Mehrzahl  der  Menschen  werden, 
in  den  Besitz  von  Grund  und  Boden  ohne  Zuhilfenahme  des  Credits 
zu  gelangen.  Steht  man  auf  dem  Standpunkt,  dass  es  socialpoli- 
tisch  bedenklich  sei,  wenn  der  Grund  und  Boden  zu  einem  Monopol 
fär  geldkapitalistische  Elemente  werde,  zieht  man  vielmehr  eine 
Ordnung  des  Wirthschaftsrechtes  vor,  unter  deren  Herrschaft  die 
Segnimgen  des  Grundbesitzes  möglichst  weiten  Kreisen  der  Volks- 
gemeinschaft zugänglich  gemacht  werden  können,  so  ist  augenfällig 
der  Besitzcredit  an  sich  kein  Object  der  Beanstandung ,  da  ja  eine 
steigende  Inanspruchnahme  des  Besitzcredits  nur  ein  Symptom  für 
die  Energie  ist,  mit  der  auch  in  den  mit  Kapitalbesitz  minder 
ausgestatteten  Elementen  des  Volkes  der  durchaus  berechtigte  und 
Wrücksichtigungswerthe  Wunsch  nach  Erlangung  von  Grundbesitz 
sich  geltend  macht. 

4.  Rein  theoretisch  betrachtet,  braucht  eine  Besitzcredit- 
verschuldung  selbst  bis  zum  vollen  Betrage  des  Werthes  des  Gutes 
<^der  Grundstückes  überall  dann  von  einer  bedrohlichen  Folge  für 
den  Erwerber  sich  nicht  als  begleitet  zu  erweisen,  wenn  und  so- 
weit die  Grundrente  d.  i.  der  Ertrag  des  Gutes  oder  Grundstückes 
nach  Bestreitung  aller  auf  der  Wirthschaftsführung  ruhenden  Lasten 
und  der  Unterhaltskosten  des  Unternehmers  regelmässig  eine  Höhe 
erreicht,  dass  aus  der  Beute  die  Zinsen  und  die  Tilgungsquoten 
der  Kauf-Schuld  bestritten  werden  können ;   und  man  könnte  aus 
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dieser  These  schliessen,  dass  eine  unterhalb  jener  Grenze  liegend** 
Verschuldung  zu  Besorgnissen  überhaupt  einen  Anlass  nicht  gebe. 
Wenn  aus  einem  Anwesen  im  Werthe  von  20000  M.  eine  zur 
freien  Verfügung  des  Eigenthümers  stehende  Beute  von  1000  M. 
gezogen  wird,  so  ermöglicht  dieser  Bentenbezug  die  Tilgung  einer 
Schuld  von  20000  M.  durch  Aufnahme  eines  5®/o  Amortisations- 
darlehens in  rund  40  Jahren;  der  Besitzer  des  mit  dem  vollen 
Werth  belasteten  Anwesens  ist  alsdann  in  der  Lage  eines  Pächters» 
indem  auch  er  auf  die  Grundrente  zu  Gunsten  eines  Dritten  ver- 
zichten muss,  indessen  mit  dem  wesentlichen  unterschied,  dass 
die  Abführung  der  Gnmdrente  in  der  Form  der  Kaufschillings- 
Annuität  mit  der  Zeit  zum  vollen  Eigenthum  hinüberleitet,  der 
Verzicht  auf  die  Grundrente  also  ein  temporär  begrenzter  ist. 
Diese  theoretische  Betrachtung  gründet  sich  indessen  auf  zwei 
Voraussetzungen:  einmal,  dass  während  der  ganzen  Dauer  der 
Tilgungszeit  die  Gutserträgnisse  irgend  nennenswerthen  Schwan- 
kimgen  nicht  ausgesetzt  sind;  zum  andern,  dass  der  für  das  Gut 
hinzugebende  Kapitalwerth  über  den  Betrag  nicht  hinausgeht,  bei 
dem  die  zu  erwirthschaftende  und  zur  freien  Verfügung  des  Eigen- 
thümers stehende  Beute  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  dem 
Kapitalwerth  entsprechenden  Schuld  sich  gerade  noch  ausreichend 
erweist.  Es  ist  augenscheinlich,  dass  jedenfalls  die  erste  dieser 
beiden  Voraussetzungen  in  der  Wirklichkeit  des  Lebens  keinen 
Boden  hat;  noch  viel  weniger  als  in  den  übrigen  Gewerbethätig- 
keiten  darf  das  landwirthschaftliche  Gewerbe,  in  seiner  Abhängig- 
keit von  den  unberechenbaren  und  unabwendbaren  Einflüssen  der 
Witterung  und  von  schädigenden  Einflüssen  sonstiger  Art,  auf  eine 
Gleichmässigkeit  der  Jahresrent^en  rechnen;  die  Grundrente  ist 
vielmehr,  ganz  abgesehen  von  der  Beeinflussung  diurch  die  wech- 
selnde Preislage  der  für  den  Markt  producirten  Erzeugnisse,  nicht 
unerheblichen  Jahresschwankungen  unterworfen,  im  Hinblick  auf 
welche  die  Abführung  der  vertragsmässig  zu  leistenden  Schuldzins- 
und  Schuldtilgungszahlungen  nicht  immer  verbürgt  erscheint  Die 
zweitgedachte  Voraussetzung  würde  jedenfalls  nur  dann  als  ge- 
geben zu  erachten  sein,  wenn  alle  Diejenigen,  die  Grund  und 
Boden  zu  erwerben  wünschen,  unter  keinen  Umständen  gewillt 
sind,  einen  Preis  zu  bewilligen,  dessen  Abzahlung  durch  die  zu 
erwirthschaftende  Beute  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraumes 
nicht  völlig  gesichert  erscheint.  Es  ist  wiederum  augenfällig,  dass 
es  an  der   zur  Erzwingung   dieser  Preisfestsetzung  erforderlichen 
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Einhelligkeit  des  Willens  auf  Seite  der  Bodennachfrage  regel- 
mässig fehlen  und  dass  daher  die  Preishildung  des  Bodens,  wenn 
von  gewissen  Ausnahmefällen  (Erwerb  des  Bodens  in  Zeiten  der 
sinkenden  Conjunctur,  oder  bei  Zwangsvollstreckungen,  Erwerb 
oline  Dazwischentreten  weiterer  Nachfrage,  wie  im  Eall  der  Guts- 
übemahme  im  Erbweg  etc.)  abgesehen  wird,  sich  auf  anderen 
Gmndlagen  als  den  oben  angenommenen  vollziehen  muss.  In  dem 
angeführten  Beispiel  würde  bei  einer  durchschnittlich  anzunehmen- 
den Rente  von  1000  M.  der  Preis  des  Anwesens  im  freien  Wett- 
bewerb zweifellos  nicht  auf  20000  M.,  sondern  mindestens  auf 
25000  M.  sich  stellen,  weil  die  Hingabe  eines  Geldkapitals  in 
deicher  Höhe  bei  Zugrundelegung  eines  Zinsfusses  von  4%  dem 
Kapitaleigenthümer  das  gleiche  Einkommen  wie  früher  sichert. 
Demjenigen,  der  sich  in  dem  Betrage  von  25000  M.  voll  verschul- 
'len  wollte,  würden  daher  in  der  Beute  nur  die  Mittel  zur  Ab- 
führung der  Zinsen,  nicht  auch  zur  Tilgimg  der  Schuld  zur  Ver- 
fügung stehen. 

Die  thatsächliche  Unhaltbarkeit  der  Lage  des  Grund- 
besitzes, der  bis  zum  vollen  Betrag  des,  wenn  schon  auf  der  Grund- 
lage des  Beinertrages  gebildeten  Gutswerthes  verschuldet  ist,  hätte 
freilich  eines  besonderen  Nachweises  kaum  bedurft;  doch  waren  die 
vorstehenden  Erwägungen  keineswegs  ganz  überflüssig,  weil  sie  er- 
kennen lassen,  dass  in  dem  Maasse,  als  die  Preisbildung  des  Grund 
und  Bodens,  abweichend  von  dem  vorstehenden  Beispiel,  nicht  auf 
der  Grundlage  der  Kapitalisinmg  des  Reinertrages  zu  dem  laufen- 
den Zinsfiiss  sich  vollzieht,  sondern  unter  dem  gleichzeitigen  Ein- 
fluss  anderer  Factoren  abweichend  hiervon  in  der  Richtung  nach 
•^ben  beeinflusst  wird,  dieselbe  Unhaltbarkeit  der  Lage  selbst  bei 
^iner  erheblich  unter  dem  Kapitalwerth  des  Grund  und  Bodens 
befindlichen  Verschuldung  eintreten  muss.  Würde  beispielsweise 
im  freien  Wettbewerb  der  Kapitalwerth  des  obigen  Anwesens  auf 
40000  M.  sich  stellen  und,  bei  baarer  Erlegung  von  14000  M., 
der  Restkaufschilling  demnach  auf  rund  26  000  M.  sich  stellen,  so 
würde  zwar  nur  eine  Verschuldung  von  zwei  Drittel  des  Liegen- 
schafkswerthes ,  aber  dieselbe  Unmöglichkeit  der  Behauptung  des 
Grundbesitzes  wie  in  dem  obigen  Fall  gegeben  sein.  Selbst  bei 
♦'iner  Herabminderung  des  Kaufschillingsrestes  auf  die  Hälfte  des 
Kaufpreises,  d.  i.  auf  die  Höhe  von  20000  M.,  würde  die  Rente 
im  Durchschnitt  der  Jahre  gerade  noch  die  Mittel  zur  Verzinsung 
»uid  Tilgung    der  Restschuld    liefern    und    auch  in   diesem   Fall 
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würden,  bei  der  UnraftgUchkeit,  auf  eine  lange  Zeit  binauB  mit  der 
Fortdauer  der  Verhältnisse  zu  rechnen,  Zahlungsschwierigkeiten  nlcU  ^ 
immer  sich  vermeiden  lassen.  Jeweiter  daher  deraiif  dem  Gnmdmarkt 
durch  Angehot  und  Nachfrage  gebildete  Kapitalwerth  des  Griuid  und 
Bodens  (Verkehrswerth)  Ober  den  durch  Kapitalisinmg  des  Rein- 
ertrages gebildeten  Werth  (ßeinertragswerth)  hinauseilt,  mn 
80  melir  verengt  sich  die  Grenze  der  Verschuldungs- 
raögliehkeit,  hiugesehen  auf  die  Verpflichtung  zur  Tilgung 
der  Schuld  in  angemessener  Zeit.  Desshalb  berechtigt  auch 
derselbe  Procentaatz  der  Verschuldung  in  verschiedenen  Ländern 
keineswegs  zu  denselben  Folgerungen;  je  nach  der  Preisbildung 
des  Grund  imd  Bodens  kann  in  dem  einen  Land  ein  bestimmter, 
Procentsatz  der  Verschuldung  völlig  unbedenklich  sein,  in  d( 
andern  Land  bereits  denkbar  schwierige  Lagen  gescbaffen  babenl' 
Diese  Schwierigkeiten  müssen  wachsen,  wenn  die  Organisation  des 
laudwirthachaftlichen  Bodencredits  eine  noch  unvollkommene,  den 
Bedürfnissen  des  Grundbesitzes  nicht  hinreichend  angepasste  ist: 
oder  wenn  die  bei  dem  Eingehen  der  Besitzcreditschuld  voraus- 
gesetzten Daseinsbedingungen  des  landwirthscbaftlichen  Gewerbes 
unverhofften  Aenderungen  (Absatzstockungen,  weichende  Preise  etc.) 
unterliegen  und  der  Einfluas  des  Gmndbesitzea  sich  nicht  aus- 
reichend erweist,  der  staatlichen  Wirthsehaftspolitik  eine  auf  die 
Beseitigung  dieser  Schwierigkeiten  abzielende  Sichtung  zu  geben: 
oder  wenn  gar  solche  nachtbeilige  Verschiebungen  gegenüber  den 
bei  Eingehung  der  Schuld  vorhandenen  Rentabilitätsverhältniesen 
mit  ungenügenden  Creditorganisationen  zeitlich  zusammentreffen, 
vrie  dies  för  riele  Staatswesen  in  der  Gegenwart  tbatsäcblicii  zu- 
trifft, daher  denn  auch  die  in  dem  letzten  Drittel  dieses  Jahr- 
hunderts in  die  Erscheinung  getretene  Agrarkrisis  einen  früher 
unbekannten  langwierigen  Charakter  angenommen  hat. 

5.  Die  aus  den  obigen  für  die  Marktpreisbildung  des  Bodens 
maassgebenden  Tendenzen  sich  ergebende  Lage  wird  am  miss- 
lichsten in  den  Gebieten  des  Anerbenrechts  empfunden  werden, 
wo  an  den  Eintritt  in  den  Besitz  von  Gnmd  und  Boden  die 
rechtliche  Erbabfindungspflieht  gegenäber  den  Geschwistern 
sieh  knüpft;  weniger  missUch  in  den  Gebieten  der Freitheilbar- 
keit,  in  denen  ein  rechtlicher  Verschuldungszwang  dieser  Art  nicht 
besteht,  die  Belastung  mit  Kaufscbillingen  vielmehr  Sache  der 
individuellen  Entschliessung  bleibt,  die  unabhängig  von  Ort  und 
^Zflit  gefasst  werden  kann,   während  dem  Anerben,  wemi  er  über- 
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haiipt  auf  tien  Giitsantritt  abbebt,  in  iler  Walil  des  Objects  luid 
in  Betug  auf  den  Zeitpunkt  des  ü  utHautritt.a  diese  Freibeit  der 
EntSchliessung  völüg  abgeht.  Das  aus  allgemein  wirthschaftlichen 
Grflnden  wönschenswerthe  Zusammenhalten  der  land wirthschaft- 
lichen Anwesen  in  bestimmten  Gegenden  kann  daher,  wenn  nicht 
die  Intereasen  der  Geachwister  gänzlich  preisgegeben  werden  sollen, 
anders  nicht  als  mit  dem  Mittel  der  Verschuldung  des  Anerben 
erkauft  werden,  und  schon  hieraiiä  ist  zu  entnehmen,  wie  wider- 
sinnig das  Verlangen  nach  Schliessung  der  Hypothekenbücher 
namentlich  dann  ist,  wenn  die  Vertreter  dieses  Begehrens  im 
üebrigen  als  grnndsStzliche  Befürworter  des  Anerbenrechts-Tnstitiits 
luftretan.  Es  kann  daher  auch  nicht  die  Beseitigung  dieser  Art 
Ton  Besitzcreditschiilden,  sondern  nur  Ahscbwäebuug  der  aus  dieser 
Verachuldungsart  entstehenden  Nachtheile:  durch  richtige  AVerths- 
taxation.  durch  eine  gewisse  privilegirte  Stellung  des  Anerben  in 
Verbindung  mit  einer  angemessenen  Creditorganisation  und  mit 
der  Soi^e  für  rechtzeitige  Wiederabstossung  dieser  Erhahfindunga- 
schulden,  eventuell  durch  Auferlegimg  eines  Tilgimgazwangs,  d,  h. 
durch  eine  sachgemässe  Ausgestaltimg  des  Anerhenrechts  selber  im 
Sinne  der  früheren  Ausführungen  (Bd.  I,  §  83  ff.)  Ziel  einer  maass- 
ToU  ordnenden  Agrarpolitik  sein'). 

Wenn  im  Unterschied  hiervon  sich  im  freihändigen  Liegen- 
BChaftsverkehr  der  Krwerb  von  Grund  und  Boden  durch  freie 
Bntschliessung  der  Betheiligten  vollzieht,  so  kann  doch  wohl  im 
g^ebenen  Fall  auch  eine  wirthschaftliche  Nötbigung  gegeben  sein, 
wie  namentlich  dann,  wenn  in  den  Gebieten  der  Freitbeilharkeit 
die  im  Erbweg  verkleinerten  Anwesenstheile  sich  als  unzureichend 
erweisen  und  daher  die  auf  diesen  Theilstflcken  sitzenden  Wirthe, 
um  ihren  Lebensunterhalt  zu  finden,  mit  besonderer  Dringlichkeit 
auf  die  Wiedervergrösseruug  ihrer  Anwesen  durch  Zukauf  an- 
gewiesen sich  sehen.  (Bd.  I,  S.  436.)  Je  stärker  die  Besitzver- 
theÜung  fortgeschritten  ist,  eine  je  lebhaftere  Nachfrage  nach  Grund 

')  Znn»  UEioieog  OVier  Rodbertim,  1883,  S.  19),  geg™  die  Itoilherlus'sclicu 
iBüuhtcQfiWr  die  Folgen  ilrsVerachuldiingsxwiuigsaus  AnliiSü  von  Erbfallen  polti- 
inüjraul,  marht  zwar  mit  Recht  gellend,  das»  von  der  behaaptelcn  geometrischeii 
Kanahine  d«r  Vergchnldnng  in  Folge  des  Erbabfladungsxwangs  ichoD  im  Hinblick 
kiif  die  Krblheilo  der  Landwirthe  iu  ihrer  EigenBchafl  als  Schwiegersähne  be- 
Liimi^r  Kltem  nicht  geiqirocheu  werden  könne,  dürfte  aber  doch  den  Einflogs  der 
HnrathEpolitik  der  Jjierben  auf  deren  Verschnldung  etwas  QberguhützeD ;  und 
niodesleiia  wird  Jer  Sfttz,  dius  im  Hinblick  auf  die  Krheiratbung  von  ErbtÖchlein 
.di«  Schalden  negeo  Erbftillen  zum  grossen  Th«i1  onr  durcblanfende  Posten 
siad'.  einer  starken  EinschniDhiiDf  bedürfen. 
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lind  Boden  desshalb  bestobt.  ji-  höher  in  Folge  dessen  die  Frei 
für  ärund  und  Boden   ateigeii,  mit  um  so  grösseren  Kestsumm« 
werden   sicli   ilie  Käufer  belasten  und  um  so  m^br  werden   den 
Hauptantheil  der  Verschuldung  die  unteren  und  mittleren  Besitz- 
jjTuppen   aufweisen,  weil  eben  von  diesen  die  stSrkste  Nachfrage 
ausgellt.     Ofi'ensichtlicb   kann  aber  auch  hier  nicht  die  gänzlicb* 
Beseitigung  der  Hurcb  Kaufschillingsreste  sich  ergebenden  BesU 
oreditverschuldung    überhaupt,     sondern    nur    ein    Hinwirken 
Verhütung  tlberniSssiger  Verschuldung  mit  Kaufschillingsresten 
Pro  gram  mpunkt  einer,  mit  den  gegebenen  Verhältnissen  rechnend« 
Agrarpolitik  bilden. 


] 


g  111.  Fortsetzung:  Die    Besitzcreditverschuldung  i 
dem  i.iesichtspnnkti'    der  Freisltewegung   des  tiruud   nnJ| 

Bodens'). 

Seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  hat  sich.  wie~ die  Statistik  i 
xweifelhaft  nachweist,  auf  dem  Grundmarkto  eine  Bewegimg  i 
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'  >  llrtii^bi-h  diT  folp'Biltii  KrortiTUngfa  ial  insbMouilfrf  auf  die  Einpuiga 
rilinon  .Schriften  von  Rublimd  lU  vpnveiscm,  <tcr  die  WnrMl  de«  agnuischen 
l'etwU  der  Ge|r«Tnwsrt  uii'lit  avwulil  in  dem  sinken  drr  Pr^isp  der  landwirthschAft- 
Ik-hru  Emn|n><i>^  anch  uichl  in  der  Znnahiiie  des  Sicnt^lrorks  n.  der^  äusaenm 
KnchoinnngMi  dra  rnidncliDiupRMviuei  rrblkki  uod  der  dabrr  anch  von  der  kikiut- 
licbiNi  Stogenui^  ier  Prviae  uder  vou  eiurr  Miiidening  dii*ses  Dracke»  eine  Ue- 
snndung  nirhl  erwatlPi;  dtr  viplmcbr  riii>  a|rrarüwhe  Xoth  wMcnilirh  anf  die  ai 
lualcn  rrvUbUdungvn  brini  lirnndsläcksveriu-hr  anrüFkliUiTt.  .mil  welchem  i 
«ll^ueiii  U-klH(:ie  Häliv  dvr  <Jruiidsläck»prnBe.  der  chronische  Mangel  a 
kapital  and  mit  dem  Eintritt  ungänsliper  Ze>tTerhälnüs«e  die  .  .  rnhallbarkl 
lielsr  Betrirbe  aul  das  innigste  lu&anmeulMnKt.*  Es  .vcrganlsn  die  Bvlriebe  n 
ilesshalb,  neil  ungOus-iigv  TrrbilluisM'  .  .  .  Eich  eiupffandeu,  sondern  dessfa 
«<il  ur  nnr  nutcr  gani  gänstigm  finsserea  Terhälmissen.  nnler  gaten  Ernten  und 
lioben  IVeiaett  haltbar  waren*.  Kür  Rnhlaud  laniei  desahalh  die  Fonunlimng' 
•Irs  »icTkrpuUtiH'hrB  l'rablems  ,iuturgi>auu^»  Bebsndliuig  des  landwirthschaftlichen 
ttrundbesilara  üa  OäirrvFrkFhr*  nud  seine  Voirechlif^  iind  auf  lolchv  Venuistal- 
ta4^;m  cerichlel,  die  aach  im  freikindigeii  tiülarverkebr  den  «afarMi  i 
tivkvfi  Wenb  dri  tinind  and  Bodrw>  lU  vt>rKirk liehen  gen^ei  sind.  i 
derdbr  in  Wirsmilkhen  an  die  nnirn  noeh  näher  tu  besprechenden  Tor 
von  ^chJirrK  'Tni>'riH'rali<'il  >)■■  t1> iHithekarrmiifs>  anlehnl.  Wenn  t*- 
Kuhln'i'^  '     '      '■     -'  ' '  r  :'.,.'!  linindUgv  der  jeweiligen  R*i 

■liisr  Ji'-  "I  und  al«  .wahreo  uud  aaiärlichrD  WM 

4r*  bui!'  :iur  jenen  celleo  lasivn  »-iU.  der  sich  i 

d«B    ui~  .  1  ti    nach   trinigin    Incultamalune   ' 

Kostin  ._..     ._.:iilirt™    versnudniHVolleu  Urliuri 

■■uaBuwi->*'<'\    -o    !■!    >i->;;:!i    Till    iLe   l*nui*  4*a  LebvM  offenbar   ^ar   lä 
woMHO.  Am  d>e  Enoilti'lunc  der  Wetlhgrü—  E  +  K  im  rianlläll  dem  s 
Kr— M»n  Bundesi 
bri  in  \i*n*cbn 


zt'tiva  SpittnuNB   in   «iUkAbrIkbpa  AauhaHa   Usat  1 
I  f-rri.liildaa|t  aaf  Am  ilrvadmarkl  dotvb  das  VertehwM  V 


Absclm.  XI.    §111.    Besitxcreditverpflichtung^  und  Bodenpreisflu  49 

Bodenpreise  in  derBichtung  nach  oben  vollzogen,  eine  Be* 
wegung,  die  freilich  periodisch  zum  Stillstand  kam  oder  auch  selbst 
mit  einer  solchen  nach  unten  abwechselte,  im  Grossen  imd  Ganzen 
aber  doch  ziemlich  stetig  sich  vollzog,  zeitweise  sogar  sehr  stürmisch 
einsetzt«,  in  den  siebenziger  Jahren  ihren  Höhepunkt  erreichte, 
um  von  da  ab  einer  rückläufigen  Bewegung  Baum  zu  machen.  Steht, 
wie  die  vorausgegangenen  Erörterungen  dargethan  haben,  die  Besitz- 
creditverschuldimg  mit  der  Entwickelung  der  Bodenpreise  in  engstem 
Zusammenhang,  so  zählt  es  offenbar  zu  den  wichtigsten  Aufgaben, 
zu  prüfen,  ob  diese  Bodenpreissteigerung  in  den  inneren  Verhält- 
nissen des  ländlichen  Gewerbes  seine  Begründung  hatte;  ob,  mit 
anderen  Worten,  die  Werthsteigerung,  als  normale,  sich  im  Ein- 
klang mit  der  Steigerung  der  Beinerträgnisse  des  Grund  imd 
Bodens  vollzog  oder  aber,  ob  sie  als  anormale  durch  Factoren 
beeinflusst  wurde,  die  ein  Hinauseilen  der  Bodenpreise  über  die, 
durch  die  jeweiligen  Beinertragswerthe  gezogenen  Grenzen  zur 
Folge  hatten.  Die  folgenden  Bemerkungen  sollen  dazu  dienen, 
zur  Beantwortung  dieser  Frage  beizutragen. 

1.  In  dem  Verkehrswerth  des  Grund  und  Bodens  kommen 
die,  von  einer  gewissen  Flächeneinheit  zu  erwirthschaftenden  Bein- 
erträgnisse zum  ziffemmässigen  Ausdruck;  fruchtbare  und  zum 
Markt  günstig  gelegene  Landflächen  erzielen  einen  höheren  Ver- 
kehrswerth als  minder  fruchtbare  oder  minder  günstig  gelegene. 
Und  da  die  Bodenqualitäten  in  jedem  Land  eine  reiche  Auswahl 
mannichfaltigster  Schattirungen  aufzuweisen  pflegen  und  die  gün- 
stigere oder  ungünstigere  Lage  zum  Markt  weitere  Werthabstufungen 


Angebot  und  Nachfrage  der  FaU  ist.  Der  Gedankengang  des  Verfassers,  soweit  er 
(T^gen  eine  allmähliche,  mit  der  Zunahme  der  Reinerträgnisse  Hand  in  Hand  gehende 
Stfigenmg  der  Bodenwerthe  ankämpft,  beruht  auf  einer  Yerkennung  des  Grund  und 
Bodens  als  eines  Productionsmittels,  dessen  Preis,  soweit  es  im  Verkehr  ist, 
anderen  Bestimmungsgründen  als  den  durch  seinen  inneren  Werth  d.  h.  durch  seine 
jeweilige  Ertragsfahigkeit  gegebenen,  überhaupt  nicht  folgen  kann.  In  der  Stei- 
?enmg  der  Grundwerthe,  welche  eine  mit  dem  Steigen  der  Reinerträgnisse  correspon- 
dirende  ist,  liegt  daher  keineswegs  eine  anomale  Preisbildung,  diese  beginnt  erst 
dann,  wenn  der  Marktwerth  die  Tendenz  zeigt,  über  den  Ertrags  werth  sich  zu  er- 
heben. Nur  von  dieser  Art  der  Preisbildung  gilt  daher,  wenn  Ruhland  meint,  alle 
staatsseitigen  Bemühungen  zur  Linderung  der  jetzigen  Schuldnoth  seien  mit  der 
vergeblichen  Arbeit  der  Danaiden  zu  yergleichen,  die  in  ein  durchlöchertes  Fass 
unaufhörlich  Wasser  tragen,  ohne  je  dasselbe  zum  Füllen  zu  bringen,  weil  der  Er- 
folg aller  dieser  Bemühungen  durch  den  ununterbrochenen  Abfluss  des  Wirthschafts- 
ertrags  ans  den  unverstopften  Oeflnungen  der  Grundverschuldung  regelmässig  wieder 
in  Frage  gestellt  wird  (siehe  R.,  Die  Lösung  der  landwirthschaftlichen  Oreditfrage, 
•S.  76/77).  —  Vgl.  ferner  J.  Conrad  in  v.  Schönberg's  Hndb.  d.  pol.  Oek.,  1891, 
Bd.  H,  Abth.  XVI,  §  3  ff. 
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bedingt,  so  ist  die  Folge  eine  denkbar  starke  Differenzirung 
der  Grundpreise  von  Gemarkung  zu  Gemarkung  und  innerhalb 
der  einzelnen  Gemarkungen  selber. 

Wie  aber  die  Keinertragsziffem  im  Laufe  der  Zeit,  veranlasst 
durch  Fortschritte  oder  Kückschritte  der  Betriebstechnik  einer-,  die 
Gestaltung  der  Absatzverhältnisse  anderseits,  Veränderungen  unter- 
liegen, so  befinden  sich  auch  die  Bodenwerthe,  als  der  marktmässige 
Ausdruck  jener  Ziffern,  in  ununterbrochener  Bewegung  nach  oben 
oder  unten,  und  diese  zeitliche  Veränderung  in  den  Boden- 
werthe n  ist  daher  eine  aus  der  Natur  des  Grundbesitzes  ebenso 
folgenrichtig  hervorgehende  Erscheinung,  wie  die  Differenzirung  der 
Bodenwerthe  von  Ort  zu  Ort.  Ein  Steigen  der  Bodenpreise  bedeutet 
daher  an  sich  noch  keine  anormale  Preisbildung,  wenn  und  sofern  es 
in  den  durch  eine  vollkommenere  Betriebstechnik  erzielten  Mehr- 
erträgnissen oder  in  einem  Steigen  der  Preise  der  Bodenerzeugnisse 
oder  in  beiden  zugleich  seine  veranlassende  Begründung  hat;  son- 
dern erst  dann,  wenn  diese  werthsteigende  Unterlage  ganz  oder 
theilweise  fehlen  sollte^). 


^)  Vgl.  hierzu  die  nachstehenden,  der  Arbeit  y.  Boschmann-Hörburg's: 
Der  Bodenwerth  Oesterreichs  (in  der  Oesterr.  Statist.  Monatsschrift  v.  1885,  S.  415  ff., 
477  ff.,  541  ff.)  entnommenen  Sätze:  ^Die  Nutzung  des  Bodens  ist  es,  die  ihm  einen 
Werth  verbürgt,  in  gleicher  Weise  wie  jedem  anderen  Prodnctionsinstrument,  das,  bei 
wirthschaftlicher  Einwirkung,  vermöge  seiner  Kapitalnatur  mithilft,  Producte  fertig  zu 
steUen,  —  Man  hat  zwar  dem  Grund  und  Boden,  weil  ursprünglich  gegeben,  den  selbst 
producirten  anderen  Productionsmitteln,  die  allein  man  mit  dem  Namen  Kapital 
bezeichnet,  entgegeo gesetzt  (Rodbertus),  obwohl  es  einleuchtend  ist,  dass  ilir 
volkswirthschai'tlicher  Dienst  und  damit  ihre  Function,  nicht  aber  ihr  Ursprung  es 
sei,  was  ihre  Gutseigenschaft  bestimmt.  So  dienen  denn  auch  die  Grundstücke  in 
gleicher  Weise  zur  Güterproduction,  ob  sie  diese  Fähigkeit  durch  natürliche  Anlage 
oder  durch  menschliche  Kunst  erhalten  haben;  sie  fnnctioniren  in  beiden  FaUeu 
ebenso,  wie  irgend  ein  als  Kapital  anerkanntes  anderes  Productionsmittel.  Sie  ver- 
lieren auch  in  diesem  Dienst  ebenso  zu  Gunsten  der  Producte  an  Zweckmittel- 
tauglichkeit wie  jedes  andere  Productionsmittel.  Seit  die  neuere  Agricolturchemie 
uns  gelehrt  hat,  dass  Grundstücke  und  in  welcher  Weise  sie  sich  abnützen  .... 
seitdem  wird  Hermann^s  Ansicht,  wonach  Grund  und  Boden  Kapital  wie  .  .  . 
irgend  ein  anderes  Productionsmittel  sei,  an  wohlverdienter  Anerkennung  nur  ge- 
winnen können."  — 

„Wir  dürfen  Grund  und  Boden  sammt  den  wirthschaftlichen  Annexen  nie 
darnach  bewerthen,  was  diese  Grössen  werth  wären,  wenn  die  unmögliche  Voraus- 
setzung allgemeinen  Besitzwechsels  plötzlich  eintreten  würde,  sondern  nach  der 
gegebenen  und  bleibenden  Function,  welche  denselben  im  Bahmen  der  bestehenden 
Volksw^irthschaft  thatsächlich  zukommt.  Diese  Function  ist  keine  andere  als 
die  eines  ständigen  Productiv- Mittels,  eines  Kapitals.  Aus  der  Quote,  mit 
welcher  dieses  Kapital  an  der  Bildung  des  Ertragswerths  theil- 
nimmt,  ist  dann  in  concreto  sein  Werth  für  den  einzelnen  Ertrags- 
fall zu  bestimmen."  —  ^^^^  W^erth  eines  Guts  ist  innig  und  untrennbar  mit 
der  specifischen  Function  desselben  verwoben  und  in  dem  Effect  der  letzteren  ist 
auch  für  die  entscheidende  individuelle  Auffassung  über  den  Werth  vemünf^iger- 
weise  das  Maass  gegeben." 
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Dass  Letzteres  in  diesem  Jahrhundert  weithin  in  den  meisten 
Staatswesen  der  Fall  war,  lässt  sich  zwar  nicht  exact  beweisen 
(da  ein  solcher  Beweis  auf  eine  vergleichende  Eeinertragsberechnung 
der  im  Verkauf  umgesetzten  Liegenschaften  sich  gründen  müsste), 
aber  doch  aus  dem  vorhandenen  zahlenstatistischen  Material  über 
die  Bewegung  der  Bodenpreise  von  Zeit  zu  Zeit  und  von  Ort  zu 
Ort  mit  ziemlicher  Sicherheit  folgern.  Wenn  berichtet  wird,  dass 
ein  Gut  in  Holstein  zu  folgenden  Preisen  umgesetzt  wurde:  1819 
zu  28000  Thalem;  1852  zu  80000;  1856  zu  114000;  1862  zu 
170000;  1863  zu  206000;  1871  zu  285000;  1877  zu  214000  Thalem, 
wenn  also  die  Preisbewegung  nach  Oben,  bezogen  auf  den  Preis 
von  1819,  in  den  angegebenen  Jahren  mit  den  Procentzahlen  285,5; 
407,1:  607,1;  735,7;  1017,8;  764,2  zum  Ausdruck  kommt,  so  ist 
klar,  dass  diese,  bis  zu  1000%  aufsteigende  Werthsteigerung  weder 
in  den  Veränderungen  der  Bodencultur  noch  in  der  besseren  Gunst 
der  Absatzverhältnisse  begründet  liegen  kann!  ^).  Zu  einer  ähnlichen 
Schlussfolgemng  wird  man  sich  berechtigt  erachten  dürfen,  wenn  für 
0 esterreich  nachgewiesen  werden  konnte,  dass,  während  im 
Jahre  1866  dasVerhältniss  desVerkehrswerths  derlandwirthschaftlichen 
Grundstücke  zum  Steuerwerth  wie  2,71 :  1  gewesen  ist,  dasselbe  sich 
im  Jahre  1886  auf  3,45  :  1  gestellt  hat,  d.  h.  in  einer  Zeit  der  augen- 
ftUigsten  Depression  der  Preise  landwirthschaftlicher  Erzeugnisse 
lim  27  ^/o  gestiegen,  bei  allen  übrigen,  nicht  landvrirthschafÜich  be- 
nutzten Liegenschaften  dagegen  um  14  7o  i^^  derselben  Zeit  gefallen 
ist^;  oder  wenn  eine  amtliche  Untersuchung  inPreussen  ergab, 
dass  in  sechs  Kreisen  der  sechs  östlichen  Provinzen  der  Verkehrs- 
werth  zwischen  1837—1857  von  6895000  auf  13737000  Thaler 
irestiegen  war  (Bau).  Am  augenfälligsten  aber  ergiebt  sich  die 
im  Laufe  der  Zeit  eingetretene  anormale,  d.  h.  ohne  Bücksicht  auf 
den  Bodenreinertrag  verwirklichte  Preisbildung  durch  die  Beobach- 
tung, dass  in  Gegenden  mit  geringen  Boden-  und  ungünstigen 
Klimaverhältnissen  häufig  gleiche  und  selbst  höhere  Bodenwerthe 
sich  eingebürgert  haben  als  in  günstiger  situirten;  denn  da  nicht 
angenommen  werden  kann,  dass  in  den  letzteren  Orten  die  Verkehrs- 
werthe  unter  den  Ertragswerth  sich  stellen,  so  ist  die  mangelnde 
Congruenz  zwischen  Verkehrswerth  imd  Ertragswerth  in  den  Orten 
mit  ungünstigeren  Bewirthschaftungsverhältnissen  augenfällig. 

^  VgL  die  Angaben  bei  Walcker,  a.  a.  0.,  Bd.  U,  S.  125. 
')  Siehe  den  Anfsats  Ton  v.  Inama-Sternegg  in  der  Oesterr.  staust.  Monats- 
Hiirift,  1888,  8.  271  ff. 
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Anmerkung,  a)  Die  Bad.  landw.  Erhebungen  haben  dieser  Frage  eine 
besonders  sorgfältige  Prüfung  zugewendet,  deren  Ergebnisse  in  Bd.  IV,  Abschn.  m 
^Kaufpreise  und  Liegenscbaftsumsatz'^,  niedergelegt  sind.  Beispielsweise 
hat  das  auf  der  rauhen  Hochebene  der  Baar  gelegene  Unadingen  mit  einer  aus- 
schliesslich auf  Kömerbau  und  Viehzucht  angewiesenen  Wirthschaftsweise  ähnliche 
Gttterpreise  wie  die  Gemeinde  Königsbach  mit  Weinbauklima  und  Handels- 
gew&chsbau;  und  für  gute  Aecker  und  Wiesen  werden  in  Unadingen  Preise  an- 
gelegt (1700 — 2000  M.  vom  Morgen  zu  36  Ar),  die  man  selbst  in  Orten  in  der  Rhein- 
ebene mit  ausgeprägtem  Handelsgewächsbau  nur  ausnahmsweise  verzeichnet  findet. 
Für  die  Gemeinde  Mingolsheim,  für  die  ein  mittlerer  Verkehrs werth  des  Acker- 
landes von  1760  H.  eimittelt  wurde,  dürfte  nach  Ansicht  des  Erhebungscommissärs 
der  Durchschnittspreis  600  M.  nicht  übersteigen,  wenn  eine  Rente  von  3,5  Vo  erzielt 
werden  soll;  die  Preise  wären  daher  um  das  Dreifache  zu  hoch;  die  Güterpreise 
in  zwei  anderen  Erhebungsgemeinden,  Sandhausen  und  Hemsbach,  übertreffen  sie 
aber  noch  um  300 — 400  M.  —  Die  anomalsten  Preisbildungen  wurden  für  Wies- 
land  festgestellt;  für  die  Gemeinde  Dittwar  ist  der  Durchschnittsrohertrag  vom 
Morgen  Wiesland  auf  36 — 48  M.  berechnet  worden,  gegenüber  einem  Morgenpreis 
von  1950  M.,  so  dass  also  der  Rohertrag  hinter  den  Zinsen  des  Anlagekapitals  um 
30 — 40  M.  zurückbliebe.  Ein  ähnliches  Missverhältniss  zwischen  Verkehrswerth  und 
Rohertrag  ist  für  eine  Anzahl  anderer  Gemeinden  constatirt  worden.  —  Für  die 
Periode  1881/90  ergiebt  sich  für  das  ganze  badische  Land  ein  Durchschnittskaufpreis 
für  den  ha  Ackerland  von  1938;  Wiesland  von  2445;  Rebland  von  4430  M.;  es 
schwankte  speciell  im  Jahr  1890  der  Kaufpreis  bei  Ackerland  von  730 — 4233  M., 
bei  Wiesland  von  730—6635  M.,  bei  Rebland  von  1111—8302  M.;  wobei  auch 
hier  leicht  nachzuweisen  ist,  dass  die  höchsten  Preise  nicht  ausschliesslich  für  die 
Böden  bester  Qualität  angelegt  wurden. 

b)  üebereinstimmend  damit  heisst  es  in  dem  amtlichen  Bericht  über  die  Er- 
gebnisse der  landw.  Erhebungen  in  Hessen,  Bd.  I  der  landw.  Enquete  von 
1884/86:  „Im  Allgemeinen  zeigen  die  Erhebungen,  dass  die  Preise  für  Grund  und 
Boden  in  den  siebenziger  Jahren  auf  eine  bis  dahin  unbekannte  Höhe  ge- 
stiegen waren.  .  .  .  Seit  jener  Zeit  sind  sie  mehr  oder  weniger  erheblich  zurück- 
gegangen, stehen  aber  nach  Ansicht  der  meisten  (Erhebungs-)Commissäre  (auch  jetzt 
noch)  nicht  im  richtigen  Verhältniss  zum  Ertragswerth  der  Güter  und  sind  bei  dem 
Vergleich  zwischen  den  verschiedenen  Gemeinden  ausserordentliche  Missverhältnisse 
constatirt  worden.  So  ist  z.  B.  der  mittlere  Kaufpreis  des  ha  Acker  und  Wiese  in 
Burkhardt  auf  350  M.  ermittelt,  während  derselbe  inRodheim  sich  auf  2500  M. 
berechnet,  obwohl  die  Erträgnisse  in  letzterer  Gemeinde  kaum  um  25®/o  höher 
sind  als  in  ersterer.*^  Aus  der  gleichzeitig  mitgetheilten  üebersicht  mittlerer  Ver- 
kehrswerthe  von  Ackerland  ist  zu  entnehmen,  dass  diese  zwischen  4000  M.  und 
350  M.  d.  h.  um  das  rund  12fache  schwanken ,  ein  Preisabstand ,  der  in  der  Ver- 
schiedenheit der  Bonität  der  Ländereien  und  der  Lage  zum  Marktort  unmöglich 
begründet  sein  kann. 

c)  Eine  gute  Illustration  zu  dem  anomalen  Steigen  der  Gutspreise  im  Laufe 
dieses  Jahrhunderts  gibt  auch  die  in  Mecklenburg  (siehe  Beiträge  zur  Statistik 
von  Mecklenburg,  Jahrg.  1880)  veranstaltete  Erhebung  über  die  Bewegung  der 
Güterpreise.  Damach  stellte  sich  der  mittlere  Kaufpreis  für  die  Hufe  Allodialgnts 
im  Durchschnitt  der  Jahre: 

1820/29  auf  43500  M.  1860/64  auf  184000  M. 

1830/39    r,    63600  „  1865/69    „    170900  „ 

1840/49    „    93300  „  1870/74    „    152400  „ 

1850,59     „    95100  „  1875/78    „    163500  „ 

Femer  hat  nach  Schuhmacher-Zarchlin  das  Waehsthum  der  Pachtpreise 
im  Amt  Mecklenburg -Redentin  zwischen  1750  und  1850  155  °/n  betragen  und  ist 
für  die  grossen  Erb-  und  Zeitpachthöfe  in  Mecklenburg- Schwerin  überhaupt  in  der 
Zeit  von  1838 — 1868  ein  Anziehen  der  Pacht werthe  um  128,9%  anzunehmen. 

d)  Nach  einer  amtlichen,  dem  Jahr  1858  entstammenden  Arbeit  wäre  in 
Sachsen  der  Werth  einer  Steuereinheit  (d.  i.  eines  Grandstücks-Bruchtheils 
mit  einem  bei  der  Steuereinschätzung  von  1838/43  ermittelten  Reinertrag  von 
'/a  Thlr.  =  1  M.)  von  1830—1852  gestiegen:   um  52  "/o  bei   den  Rittergütern,  um 
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72  7o  ^  den  Stadt-  und  Landgütern,  um  58  %  bei  den  Garten-  und  HäuBler- 
wohnnngen,  nm  50  7«  bei  den  walzenden  Grundstücken  und  um  72  Vo  bei  den  mit 
gewerblichen  Etablissements  verbundenen  Besitzungen.  Die  im  Jahr  1865  erschienene 
Festsehrift  für  die  2ö.  Yersammlong  Beutscher  Land-  und  Forstwirthe  nahm  an, 
dass  der  WerÜi  einer  Steuereinheit,  welcher  ursprünglich  2ö  M.  (d.  i.  das  25&che 
des  Beinertrags  von  1  M.)  betragen  habe,  um  jene  Zeit  auf  durchschnittlich  45  M. 
sich  erhöht  habe;  wogegen  schon  eine  im  Jahr  1868  angesteUte  amtliche  Unter- 
suchang  über  den  Kau^reis  ländlicher  und  städtischer  Grundstücke  für  erstere 
einen  Burchschnittskau^reis  der  Steuereinheit  von  65,37  M.  ergab,  d.  h.  das  Zwei- 
nndeiahalbfache  des  ursprünglich  angenommenen  Werths;  dabei  schwankten  die 
ennittelten  Einzelpreise  zwischen  42,45  und  112,41  M.  pro  Steuereinheit;  während 
als  Durchschnittspreis  pro  Steuereinheit  bei  den  Rittergütern  der  Betrag  von 
47,58  X.  ermittelt  wurde. 

e)  Einen  zahlenmässigen  Kachweis  für  die  behauptete  Bewegung  erbringt  für 
Oesterreich  die  schon  dtirte  Arbeit  von  v.  In ama-Stern egg  (Oesterr.  stat. 
Monatsschrift  v.  1888,  S.  271  ff.),  aus  der  zu  entnehmen,  dass  im  Jahr  1886  in 
Oesterreich  unter  Zugrundelegung  von  25959  Fällen  von  BeaHtätenverkänfen  der 
Stenerwerth  (Catastralwerth)  zum  Yerkehrswerth  wie  folgt  sich  stellte:  bei 
Uegenschaften  im  Yerkaufswerth  bis  zu  500  Gulden  auf  1  :  2,49;  von  500  bis 
1000  Gulden  auf  1  :  2,97;  von  1000—2000  Gulden  auf  1 :  3,05;  von  2000—5000 
Gulden  auf  1  :  2,88;  von  5000—10000  Gulden  auf  1  : 2,68;  von  10000—20000 
Gulden  auf  1  :  2,39;  über  20000  Gulden  auf  1  : 1,53;  im  Durchschnitt  aller  auf 
1 : 2,25.  —  Besonders  deutlich  tritt  die  relative  Preissteigerung  bei  Grundstücks- 
parcellen  gegenüber  dem  Ankauf  von  ganzen  Anwesen  in  einer  in  Oesterreich 
schon  im  Jahre  1866  durchgeführten  Untersuchung  hervor;  während  im  Durch- 
schnitt aller  zum  Yerkanf  (auch  zum  executivischen)  gelangten  Grundstücke  (Par- 
cellen) einschliesslich  von  Baulichkeiten  der  Steuerwerth  zum  wirklichen  Yerkehrs- 
werth sieb  wie  1  :  233  verhielt  und  das  Yerhältniss  bei  Aeckem  1  :  2,66;  bei  Wiesen 
1 : 2,86;  bei  Waldparcellen  1 :  4,89;  bei  Gemüse-,  Obst-,  Hopfen-Gärten  1 :  3,57  war, 
stellte  sich  das  Yerhältniss  bei  selbstständigeu  kleineren  Gütern,  Bauern-  und  Wirth- 
Bchaftshöfen   auf  1  : 1,93;  bei  zum  Grossgmndbesitz  gehörigen  Gütern  auf  1  :  2,19. 

f)  In  England  soll  in  dem  Zeitraum  von  1780  bis  1880  der  Werth  des 
Bodens  nnd  zwar  der  Kaufwerth  von  33  Pfd.  St.  für  den  Acre  auf  44,5;  der  Pacht- 
werth  von  18  Seh.  für  den  Acre  auf  28  Schilling  gestiegen  sein.  (Ygl.  die  Notiz  in 
der  Tübinger  Zeitschrift,  Jahrg.  1891,  S.  167.) 

2.  Die  0  r  ü  n  d  e  fttr  die  eigenthümliche  Erscheinung,  dass  die 
Preisbildung  des  Orund  und  Bodens  die  Tendenz  hat,  in  der  an- 
gegebenen anomalen  Weise  sich  zu  YoUziehen,  beruhen  theils 
auf  Einwirkungen  psychologischer  Art,  theils  ist  sie  ver- 
anlasst durch  den  dem  Grund  und  Boden  innewohnenden  Charakter 
emes  nicht  beliebig  vermehrbaren  Productionsele- 
ments,  auf  das  daher  die  allgemeine  Begel  der  Preisbildung, 
dass  kein  Gut  regelmässig  einen  höheren  Marktwerth  erlangen 
könne,  als  seinem  inneren  Werth  entspricht,  nicht  anwendbar  er- 
seheint   Im  Einzelnen  ist  zu  bemerken: 

a)  Wenn  zwar  technische  Betriebsfortschritte  von 
einer  Steigerung  der  Bob-  und  Beinerträgnisse  begleitet  zu  sein 
pflegen  und  insoweit  eine  aufwärts  gehende  Bewegung  der  Boden- 
preise innerlich  begründet  erscheint,  so  ist  doch  wohl  zu  beachten, 
dass  die  Verwirklichung  solcher  Betriebsfortschritte  nicht  bloss  von 
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der  indiYiduelleii  Tüchtigkeit  des  Wirths,  sondern  auch  von  der 
rerständnissvollen  Mehrverwendung  von  Kapital  abhängig  bleibt 
und  dass  es  aus  den,  in  dem  einleitenden  Abschnitt  (Bd.  I,  §  12, 
Ziffer  1)  angegebenen  Gründen  unter  allen  Umständen  längere 
Zeit  währt,  bis  technische  Fortschritte  Gemeingut  der  grund- 
besitzenden Bevölkerung,  zumal  des  bäuerlichen  Theils  derselben 
geworden  sind.  Die  Neigung  der  menschlichen  Natur,  Einzel- 
beobachtungen zu  verallgemeinem,  führt  daher  leicht  dazu,  aus 
der  Thatsache  der  Erzielung  hoher  Beinerträgnisse  im  Einzelfall 
die  Möglichkeit  der  allgemeinen  Aneignung  solcher  Wirthschafts- 
ergebnisse  zu  folgern  und  in  dieser  Annahme  in  der  Bewilligung 
höherer  Anlagepreise  für  das  Productionselement  Grund  und  Boden 
etwas  Unbedenkliches  zu  erblicken.  Bei  dieser  Betrachtungsweise  wird 
neben  der  Verkennung  der  Bedeutung  des  individuellen  Moments 
häufig  das  noch  viel  wichtigere  übersehen,  dass  mit  Eapitals- 
aufwendungen  verbundene  Betriebsfortschritte,  die  mit  dem  üeber- 
gang  zu  intensiveren  Betriebsweisen  identisch  zu  sein  pflegen,  auf 
Böden  verschiedener  Qualität  in  durchaus  verschiedenartigerweise 
wirken,  ja  dass  sich  geringere  Böden  gegen  eine  solche  Richtung 
der  Wirthschaft  meist  gänzlich  undankbar  erweisen  (Bd.  I,  §  5 
Ziffer  3,  §  9  S.  40).  Eine  unrichtige  Würdigung  tech- 
nischer Betriebsfortschritte:  Ueberschätzung  der  eigenen 
individuellen  Fähigkeiten  einer-,  ünterschätzung  der  der  Einbür- 
gerung solcher  Fortschritte  sich  entgegenstellenden  natürlichen  und 
wirthschaftlichen  Hindemisse  anderseits,  kann  daher  zu  verhäng- 
nissvollen Irrungen  bei  der  Werthbildung  des  Grund  und  Bodens 
führen  und  eben  desshalb  leicht  Zusammenbrüche  der  auf  solchen 
unrichtigen  Voraussetzungen  aufgebauten  Einzelwirtbschaften  zur 
Folge  haben;  wie  denn  auch  in  der  Statistik  der  „Ursachen"  der 
liegenschaftlichen  Zwangsvollstreckungen  die  „ungünstige  Guts- 
übemahme"  eine  besondere  Rolle  spielt.  Am  bedenklichsten  kann 
sich  die  Lage  da  gestalten,  wo,  wie  in  Gegenden  mit  geringerem 
Boden  oder  ungünstigeren  klimatischen  Verhältnissen,  intensiveren 
Wirthschaftsweisen  überhaupt  enge  Grenzen  gezogen  sind  und 
gleichwohl  die  nach  oben  gehende  Preisbewegung  auch  die  Liegen- 
schaften dieser  Gegenden  erfasst  hat. 

b)  Zu  ähnlichen  Irrungen  kann  die  mit  der  Zimahme  der 
Volkszahl  Hand  in  Hand  gehende  Steigerung  der  Preise  pflanz- 
licher und  thierischer  Erzeugnisse  führen,  insofern  unbeachtet  bleibt, 
dass  günstigere  Absatzbedingungen  häufig  auch  von  höheren  Pro- 
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ductionskosten  (z.  B.  Steigen  der  Arbeitslöhne)  begleitet  zu  sein 
pflegen;  und  als  weiterhin  mit  dem  der  menschlichen  Natur  gemein- 
hin eingepflanzten  Optimismus  eine  augenblicklich  günstige  Absatz- 
und  Marktconjunctur  als  eine  dauernde  und  die  dieser  Gunst  zu 
Grunde  liegenden  Tendenzen  als  nachhaltig  wirksame  angesehen 
werden.  Das  langsame  Anziehen  der  Getreidepreise  seit  den 
dreissiger  Jahren  dieses  Jahrhunderts,  das  gleichzeitige  Anziehen 
der  Fleischpreise,  der  Handelsgewächse  hat  zur  Bildung  von  Grund- 
werthen  geföhrt,  die  nur  unter  der  Voraussetzung  des  Verharrens 
der  Preise  landwirthschaftlicher  Erzeugnisse  auf  dem  erreichten 
höheren  Niveau  ihre  innerliche  Berechtigung  hatten,  während 
dem  nachmaligen  Weichen  dieser  Preise  ein  sofortiges  Zusammen- 
schrumpfen des  wirklichen  Ertragswerths  weit  unter  den  that- 
sächlichen  Verkehrswerth  auf  dem  Fuss  folgte.  In  der  Ueber- 
schätzung  der  augenblicklichen  Absatz-Conjuncturen 
und  in  den  Irrungen  über  die  muthmaassliche  Dauer  der- 
selben liegt  daher  ein  zweites  und,  wie  man  annehmen  darf,  noch 
wirksameres  Moment  als  das  zuerst  bezeichnete  für  die  anomale 
Werthbildung  auf  dem  Grundmarkt,  das  in  der  bekannten  Schwierig- 
keit der  Aufstellung  richtiger  Beinertragsberechnungen  für  land- 
wirthschafUiche  Anwesen  und  in  den  bei  solchen  Berechnungen 
desshalb  häufig  unterlaufenden  Irrthümem  eine  weitere  Verstärkung 
♦»rßhrt 

Die  Güterpreige,  heisst  es  in  dem  amtlichen  Bericht  über  die  badischen 
Undwirthschaitlichen  Erhebungen  (Bd.  I,  S.  34  ff.),  konnten  in  einzelnen  Zeiten,  wie 
namentlich  An&ngs  der  siebenziger  Jahre,  auch  desshalb  eine  allesMaass  über- 
steigende Höhe  erlangen,  weil  die  Kauflagt  fast  nirgends  einen  mässigenden 
Kegulator  in  objectivor  Werthschätzung  der  zum  Verkauf  stehenden  Liegenschaften 
tand,  was  wiederum  damit  zusammenhängt,  dass  man  überhaupt  über  die  wirk- 
lichen Ertragsverhältnisse  sich  meist  völlig  im  Unklaren  befindet. 
Dieses  Unvermögen  selbst  grösserer  Besitzer,  über  die  Reinertragsverhältnisse  land- 
^«irthschaftlicher  Anwesen  sich  ein  zutreffendes  Urtheil  zu  bilden,  hat  übrigens 
nicht  bloss  bei  freien  Käufen,  sondern  fast  ebenso  sehr  auch  bei  den  im  Wege  des 
. Kindeskaufs''  sich  vollziehenden  Vermögensübergaben  verhängnissvolle  Folgen 
gehabt.  —  So  erklärt  auch  die  hessische  landwirthschaftliche  EnquAte  (Bd.  1, 
^.  31)  die  grosse  Steigerung  der  Güterpreise  in  den  siebenziger  Jahren  zum  Theil 
mit  der  Aufeinanderfolge  einer  Zahl  guter  Ernten  mit  lohnenden  Preisen,  zum  Theil 
mit  „dem  herrschenden  Chauvinismus,  dass  die  durch  den  dermaligen  Aufschwung 
DeutflcUandB  gezeitigten  günstigen  Verhältnisse  eine  ewige  Dauer  haben  müssten; 
Hne  Meinung,  die  durch  den  in  fast  unbegrenzter  Weise  sich  auflhuenden  Credit 
<>ine  sehr  gefährliche  Unterstützung  genoss  .  .  .^,  Ganz  besonders  folgenreich  wurde 
Au  Missverst&ndniss  über  den  Kaiif-  und  Ertragswerth  der  Grundstücke  bei  den 
Böden  von  geringerer  Fruchtbarkeit  und  Ausnutzungsföhigkeit ,  da  man  ein  Object 
von  guter  Qualität  bekanntlich  selten,  ein  Object  von  geringer  Qualität 
aber  fast  immer  zu  hoch  bezahlt**.  —  So  hat  auch  die  bundesräthliche 
l^nqn^te  über  das  Hypothekenbankwesen  vom  Jahre  1868  sehr  klar  gezeigt,  dass 
die   „Noth**    der   östlichen   preussischen   Provinzen   wesentlich   dadurch    veranlasst 
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worden  ist,  dass  einmal  in  der  Erwartung  weiterer  Preissteigerimgen  auch  sehr  hohe 
Anlagepreise  beim  Ankanf  der  Güter  nicht  gescheut  wurden  und  dass,  da  yiele 
dieser  Käufe  Speculations kaufe  waren,  abgeschlossen  in  der  Absicht,  demnächst 
durch  Abstossung  des  Besitzes  die  inzwischen  eingetretene  WertherhÖhung  za 
lucriren,  in  der  Regel  nur  sehr  geringe  Anzahlungen  (25 — 30%  des  Kaufkapitals) 
gemacht  wurden.  Je  grösser  das  Gut,  um  so  grösser  schien  der  Gewinn,  daher 
gerade  nach  grösseren  Gütern  die  lebhafteste  Nachfrage  war  und  bei  diesen  die 
anomalsten  Preisbildungen  vorkamen;  eine  Situation,  deren  Unhaltbarkeit  in  dem 
Augenblick  eintrat,  als  die  Conjunctur  nach  oben  zum  Stillstand  kam. 

c)  Ein  drittes  psychologisches  Moment,  das  Tor  Allem 
in  den  Gegenden  des  bäuerlichen  Besitzes  sich  geltend  macht, 
liegt  in  der  Vorliebe  dieser  Vertreter  des  ländlichen  Grund- 
besitzes für  einen  möglichst  grossen,  statt  fttr  einen  möglichst 
intensiv  bewirthschafteten,  wenn  schon  kleineren  Besitz.  Der 
bäuerliche  Ehrgeiz  findet  eben,  wie  ein  amtlicher  Bericht  imwider- 
sprochen  sagen  konnte,  in  der  fortwährenden  Ausdehnung  des  Be- 
sitzes vor  Allem  seine  BeMedigung  und  ist  dann  geneigt,  auch 
die  unverständigsten  Preise  zu  bieten;  so  dass  vielfach  fttr  das 
Freisangebot  lediglich  die  Erwägung  bestimmend  ist,  dass  man  die 
Preise,  die  der  Nachbar  bietet,  auch  anzulegen  vermöge.  Daher 
denn  auch  manche  Sachverständige  die  „Grossmannssucht^^  als  eine 
nicht  seltene  Ursache  des  Buins  bäuerlicher  Existenzen  zu  be- 
zeichnen sich  für  berechtigt  erachten^). 

Diese  von  bäuerlicher  Seite  aus  den  angegebenen,  nicht  immer 
berechtigten  Motiven  ausgehende  Landnachfrage  empfängt  eine 
Verstärkung  durch  das  an  sich  berechtigte  Streben  jener  Schichten 
der  ländlichen  Bevölkerung,  die,  theils  ganz  unbegütert,  theils  nur 
wenig  begütert,  als  Land-  oder  Fabrikarbeiter  thätig  sind  und 
theils  zur  Behauptung  der  ökonomischen  Selbstständigkeit,  theils 
zur  Herbeiführung  einer  besseren  socialen  Lage,  gern  als  Käufer 
oder  Fächter  von  Liegenschaften  auftreten;  wobei  dann  auch  die 
höchsten  Anlagepreise  nicht  gescheut  werden,  da  man  bei  dem 
Erwerb  nicht  sowohl  eine  rentirende  Kapitalanlage,  als  die  Möglich- 
keit der  Verwerthung  der,  einen  Theil  des  Jahres  unfreiwillig 
feiernden  Arbeitskraft  oder  der  besseren  Verwerthung  der  Arbeits- 
kraft der  Familienangehörigen  im  Auge  hat.  Man  ist  dabei 
selbst   mit    einem  sehr  kärglichen,    auf  diese  Weise    verdienten 


^)  YgL  Badische  landwirthschafUiche  Erhebungen,  Bd.  I,  S.  34.  —  Siehe 
auch  Ditz  in  Hildebrandt's  Jahrbüchern,  1868,  Bd.  X,  S.  141,  wo  als  Haupt- 
ursache der  Agrarkrisis  in  der  ersten  Hälfte  der  sechziger  Jahre  in  Bajern  die 
speculative  Preistreiberei  der  landwirthschaftlichen  Anwesen,  der  durch  die 
^Kaufwuth**  immer  neue  Nahrung  gegeben  wurde,  und  das  dadurch  geschaffene 
Missverhältniss  zwischen  Aulagekapital  und  Gutsrente  erkannt  wurde. 
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Arbeitslohn  zufrieden,  weil  immerhin  durch  den  Besitz  einer,  wenn 
auch  kleinen  Fläche  eine  Befestigung  des  Nahrungsstandes  in  Aus- 
sieht steht  und  weil  man  hoffen  darf,  unter  günstigen  Verhältnissen 
das  kleine  Besitzthum  zu  erweitern  und  allmählich  in  den  Stand 
der  eigentlichen  Bauern  einzutreten.    (Siehe  auch  Ziffer  e). 

d)  Zu  solchen  psychologischen  Beweggründen  als  Fehler- 
quellen bei  der  Bildung  der  Grundwerthe  auf  dem  freien  Grund- 
markte treten  nun,  wie  erwähnt,  die  in  der  Natur  des  Grundbesitzes 
selber,  als  eines  unübertragbaren  und  unvermehrbaren  Fro- 
ductionselementes  liegenden  werthsteigemden  Momente  hinzu, 
deren  bereits  bei  der  Würdigung  der  für  die  Bildung  der  Facht- 
p  reise  maassgebenden  Factoren  eingehend  gedacht  wurde,  so  dass 
auf  jene  Darlegungen  im  Allgemeinen  verwiesen  werden  kann  (Bd.  I, 
§  32).  Offenbar  wird,  wenn  gegendenweise  in  Folge  allmählichen 
Anwachsens  der  ländlichen  Bevölkerung  ein  Missverhältniss  zwischen 
ihr  und  dem  verfügbaren  Grund  und  Boden  sich  bemerkbar  macht, 
die  Nachfrage  nach  Land  (der  „Landhunger^')  vor  dem  Ertragswerth 
als  äusserste  Grenze  für  das  Preisangebot  nicht  Halt  machen,  sondern 
auch  im  vollen  Bewusstsein  der  üeberzahlung,  ja  selbst  auf  die 
Gefahr  hin,  dass  der  bis  dahin  behauptete  Standard  of  lifo  eine 
Schmälerung  erleidet,  in  den  Besitz  von  weiterem  Land  sich  zu 
setzen  suchen.  Die  Gegenden  solcher  ungezügelter  Bodennachfrage 
sind  vor  Allem  diejenigen  der  Freitheilbarkeit,  weil  viele  Wirthe  auf 
den  im  Erbwege  verkleinerten  Anwesen  den  vollen  Lebensunterhalt 
nicht  finden  und  daher  mit  zwingender  Nothwendigkeit  auf  die 
alhnähliche  Wiedervergrösserung  des  zugefallenen  Besitzthums  sich 
hingewiesen  sehen;  und  der  Landhunger  muss  mit  um  so  nach- 
haltigerer Stärke  in  die  Erscheinung  treten,  je  ungünstiger  die 
äusseren  Productionsfactoren  sind,  je  eher  also  mit  dem  Anwachsen 
der  Bevölkerung  die  Grenzen  des  natürlichen  Nahrungsspielraums 
erreicht  werden,  d.  h.  eine  thatsächliche  locale  Uebervölkerung  sich 
bemerkbar  macht  Die  schon  früher  (Bd.  I,  §  76  in  Verbindung  mit 
§  73)  betonte  Gefährlichkeit  schrankenloser  Mobilisirungsfreiheit  für 
die  hieherzählenden  Gegenden  mit  minder  günstigen  Erzeugungs- 
bedingungen erhält  durch  das  Missverhältniss,  das  mit  der  zu- 
nehmenden Theilung  der  Anwesen  und  dem  daraus  entspringenden, 
wachsenden  Landhunger  zwischen  Ertragswerth  und  Verkehrswerth 
des  Bodens  sich  ausbildet,  eine  besondere  Schärfe ;  ist  doch  in  dieser 
Richtung  sehr  bezeichnend,  dass,  wie  die  oben  (S.  52)  mitgetheilten 
Angaben  darthun,  die  Preise  des  Grund  und  Bodens  in  den  Gegenden 
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der  letzterwähnten  Art  oft  absolut  höher  stehen,  als  in  den  Gegenden 
mit  günstigeren  Bodenlagen.  Erhaltung  des  Gleichgeyrichtszustands 
zwischen  ansässiger  Bevölkerung  und  Emährungs-  resp.  Wirth- 
schaftsfläche  ist  daher  nicht  bloss  wegen  der  Fernhaltung  eines 
unlebensfähigen  Zwergwirthschaftswesens,  sondern  auch  zur  Ver- 
hütung ungesunder  Steigerung  des  Verkehrswerths  des  Bodens, 
unter  dem  auch  die  mittleren  und  grösseren  Besitzer  leiden,  be- 
deutsam, wobei  auf  die  früheren  Ausführungen  über  die  Bedeutung 
einer  richtig  organisirten  Auawanderungspolitik  Bezug  zu 
nehmen  ist  (Bd.  I,  §  76  und  §  89). 

e)  Ganz  unabhängig  endlich  von  dem  Beinertrags- 
werth  wird  sich  der  Verkehrswerth  des  Grund  und  Bodens  dann 
vollziehen,  wenn  letzterer  wesentlich  als  Object  der  Ver- 
werthung  der  persönlichen  Arbeitskraft  des  Wirths 
und  seiner  Familie  dienen  soll;  wenn  also  Grund  und  Boden  in 
der  Absicht  erworben  wird,  die  eigene  Arbeitskraft  auf  diesem 
statt  in  fremden  Diensten  zu  verwerthen  und  höhere  Ansprüche 
an  das  Leben  als  diejenigen  eines  landlosen  Landarbeiters  nicht 
gestellt  werden.  Offenbar  wird  in  diesem  Fall,  wie  schon  früher 
betont  wurde  (Bd.  I,  S.  500,  Anm.  1),  „die  Grenze  der  Kaufpreise 
nicht  diurch  den  kapitalisirten  Reinertrag  des  Bodens,  sondern 
durch  den  Kapitalwerth  des  Rohertrags  nach  Abzug  der  Ab- 
gaben, des  Aufwands  für  die  Saat  und  höchstens  noch  desjenigen 
Theils  der  Bestellungskosten,  der  durch  das  Gespann  verursacht 
wird,  aber  nicht  nach  Abzug  der  Arbeitskosten  bestimmt"  (Helfe- 
rich). Wo  gar  der  Grundbesitz  nicht  sowohl  zur  Bestreitung  des 
Lebensimterhalts ,  als  zur  Ergänzung  und  Aufbesserung  eines  aus 
anderen  Quellen  (aus  Handwerk,  Fabrikthätigkeit  etc.)  fliessenden 
Arbeitseinkommens  zu  dienen  bestimmt  ist  imd  wo  demgemäss  fär 
den  Erwerber  die  Höhe  des  diu"ch  die  Grundstücksbestellung  zu 
erzielenden  Arbeitslohns  eine  maassgebende  Rolle  nicht  mehr  spielt, 
können  die  Grundstückspreise  die  abenteuerlichsten  Gestaltungen 
annehmen,  zumal  wenn  gegenüber  der  Zahl  der  bodenbegehrenden 
kleinen  Leute  das  Bodenmaterial  nur  in  beschränktem  umfang 
vorhanden  ist.  Hiermit  hängt  die  ganz  allgemein  zu  machende 
Beobachtung  zusammen ,  die  sich  fast  zu  einer  gesetzmässigen 
Regel  verdichtet,  dass  falls  man  für  die  verschiedenen  Grössen- 
gmppen  der  Besitzer  die  Schuldbelastung  mit  den  Reinertrags- 
werthen  (etwa  auf  der  Grundlage  der  Grundsteuereinschätzung)  in 
Vergleich  setzt,   die  untersten  Besitzgruppen  durchschnittlich  pro- 
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centual  am  höchsteD,  ja  unter  Umständen  mit  dem  vollen  Bein- 
trtragswerth  belastet  erscheinen. 

3.  Der  £  i  n  f  1  u  s  s  der  vorbezeichneten  Momente  auf  anomale 
Preisbildungen  im  Grundmarktverkehr  wird  um  so  mehr  sich 
geltend  machen,  je  weniger  die  zu  irreleitenden  Schlussfolgerungen 
über  den  wirklichen  Werth  des  Bodens  veranlassenden  psycho- 
logischen Beweggründe  eine  Schranke  in  der  Fähigkeit  zu  richtiger 
Bewerthung  des  Beinertrags  landwirthschafklich  benutzter  Güter 
finden ;  d.  h.  er  wird  im  Allgemeinen  bei  dem  Liegenschaftsumsatz 
innerhalb  der  bäuerlichen  Bevölkerung  stärker  hervortreten  als  in 
den  oberen  Grundbesitzklassen,  deren  Vertreter  vermöge  ihrer  gründ- 
licheren fachmännischen  Bildung  zur  Beurtheilung  der  thatsäch- 
lichen  Betriebsergebnisse  im  Einzelfall  eher  in  der  Lage  sind.  Da 
femer  das  mit  der  Uebemahme  einer  Kaufschuld  verbundene  wirth- 
schaftliche  Bisiko  mit  der  Grösse  des  gekauften  Objects  steigend 
A^ächst,  so  werden  diejenigen  Erwägungen,  die  zum  Erwerb  von 
(rmnd  und  Boden  ohne  entsprechende  Bücksichtnahme  auf  den 
Anlagepreis  hindrängen,  über  die  entgegenstehenden  calculatorischen 
Erwägungen  ebenfalls  dann  leichter  sich  hinwegsetzen,  wenn  der 
Erwerb  eines  kleinen  Anwesens  oder  gar  nur  einer  einzelnen 
^jnmdstücksparcelle  in  Frage  steht,  zumal  durch  deren  jederzeitige 
AbstossungsmögUchkeit  die  Abstossung  der  Schuld  selbst  gewähr- 
leistet erscheint.  Da  endlich  der  Wettbewerb  um  mittlere  und 
grödsere  Besitzungen  schon  wegen  der  zu  ihrer  Bewirthschaftung 
erforderlichen  grösseren  Mittel  regelmässig  ein  schwächerer  sein 
wird,  als  derjenige  um  Anwesen  kleineren  Umfangs  oder  um  einzelne 
Grandstücksparcellen,  so  ist  auch  aus  diesem  Grund  die  Möglich- 
keit anomaler  Preisbildungen  im  letzteren  Fall  in  höherem  Grade 
als  in  dem  ersterwähnten  gegeben.  Man  kann  daher  wohl  sagen, 
dass  der  Verkehrswerth  im  Allgemeinen  um  so  mehr  die 
Tendenz  hat,  dem  Ertragswerth  vorauszueilen,  je 
kleiner  die  im  Verkehr  befindlichen  Grundstücks- 
objecte  sind  und  je  mehr  dieselben  dem  Erwerbsbedürfniss  der 
unteren  ländlichen  Besitzungen  dienen;  dass  dagegen  mit  der  zu- 
nehmenden Grösse  der  im  Verkehr  befindlichen  Bodenflächen  auch 
der  Verkehrswerth  dem  Ertragswerth  sich  anzupassen  sucht.  Die 
Thatsache,  dass  die  unteren  Besitzgruppen  in  den  Gegenden  des 
Parcellarbesitzes  und  der  Freitheilbarkeit  im  Allgemeinen  höher 
mitBesitzcreditschulden  in  Form  von  Eaufschillingsresten 
belastet  erscheinen,  als  die  mittleren  und  oberen  Gruppen,  findet 
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in  diesen  Verhältnissen  eine  naheliegende  Erklärung.  Die  Ver- 
schuldung in  der  Form  der  Erb  ab  findungen  aber  wird  um  so 
bedrohlichere  Formen  annehmen,  je  mehr  die  Anerbenrechtsgebiete 
mit  solchen  der  Freitheilbarkeit  durchsetzt  sind,  weil  sich  dann 
um  so  leichter  der  Einfluss  der  in  den  letzteren  übungsgemäss 
bezahlten  Preise  auch  auf  die  Erbschafksregulirungen  geltend 
machen  kann  und  überall  geltend  machen  wird,  wo  nicht  eine 
wohlgeordnete  Anerbenrechtsgesetzgebung  solcher  Beeinflussung 
einen  Biegel  vorschiebt. 

Unter  dem  Eindrucke  dieser  Vorgänge  erklärt  sicli  denn  auch,  dass  manche 
SchriftuteUer  die  Meinung  vertreten,  dass  das,  was  man  unter  dem  Namen  der  naxis- 
ländischen  Concurrenz**  zusammenzufassen  pflege,  nicht  sowohl  die  Ursache  der 
jetsdgen  Krisis  sei,  als  dass  sie  vielmehr  die  von  vornherein  ungesunde  Situation 
und  Haltlosigkeit  einer  grossen  Anzahl  Landwirthe  erst  zur  Erscheinung  gebracht 
habe.  „Die  Lage  unserer  landwirthschafUichen  Production  erscheint  heute  als  eine 
missliche,  nicht  weil  sie  dies  erst  geworden,  sondern  weil  sie  dies  thataächlich 
gewesen  ist*'.  G.  Buhl  and  a.  a.  0.,  S.  102  ff.  Aehnlich  von  Helldorf  in  seiner 
Schrift  über  „Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens  oder  Schutzzölle*^,  und 
V.  Thümen  in  einem  Artikel  in  der  Allgem.  Hagel- Versicherungszeitnng,  1893, 
Nr.  1.  Uebereinstimmend  damit  fasst  Schäffle  in  seiner  Besprechung  der  badischen 
Erhebungen  von  1883  das  Ergebniss  der  letzteren  wie  folgt  zusammen:  „Bas  cen- 
trale Uebel  ist  ganz  klar  dieses:  schon  in  den  günstigen  Jahren  wird  von  vielen 
Wirthschaften  bei  Käufen,  Gutsübemahmen ,  Pachten  der  Verkehrswerth  nicht 
nach  dem  mittleren  Ertragswerth  bemessen;  mit  Hilfe  bchrankenloser  Ueber- 
schuldung^  finden  Uebemahms-,  Kauf-  und  Pachtub  er  Zahlungen  statt,  welche 
bewirken,  dass  bei  ungünstigen  Ernte-  und  Absatzconjuncturen  sowie  bei  NothfaUen 
für  Befriedigung  des  Nothcredits  und  für  ausdauernde  Versicherung  keine  Grundlage 
mehr  vorhanden  ist,  dass  dem  Betriebs  credit  der  Baum  voraus  verstellt  ist,  dass 
die  überschüssigen  Arbeitskräfte  in  der  Hoffnung  auf  Besitzerwerb  (und  Besitz- 
verschuldung) an  der  SchoUe  kleben  bleiben  und  nicht  rechtzeitig  abgestossen 
werden.  Dieses  „Abspringen '^  der  liegenschaftskaufschillinge  und  der  Pachtschillinge 
vom  Ertragswerth  während  der  guten  Jahre  ist  das  periodisch  immer  wieder  sich 
erneuernde  Uebel,  welches  die  Widerstandsfähigkeit  der  Wirthschafter  gegen  Miss- 
jahre, Elementarschäden  und  Entwicklungskrisen  (Auslandconcurrenz!),  sowie 
die  Unfähigkeit,  intensiv  zu  wirthschaften,  wesentlich  herbeiführt  Die  centrale 
Gegenwirkung  gegen  dieses  centrale  Uebel  kann  nur  darin  bestehen,  dass  der  pro- 
ductive  Credit  und  der  Nothcredit  durch  positive  Ausgestaltung  einerseits,  durch 
Einengungen  des  die  Ueberzahlungen  begünstigenden  Besitzcredits 
andererseits  eine  jedes  gesunde  Oeditbedürfiiiss  unbedingt  sicherstellende  Orgrani- 
sation  finden,  sei  es  in  körperschaftlichen,  sei  es  in  communalen  oder  in  staatiichen 

Credit-  und  Versicherungsanstalten An  Stelle  des  Verkehrswerthes  ist  der 

R ein  ertragswerth,  der  aus  dem  durchschnittlichen  Gutsertrag  nach  anständiger 
Vergütung  der  Arbeit  sich  berechnet,  zum  Angelpunkt  des  Güterverkehrs,  Padit- 
und  Erbrechts  zu  machen.**  (Schäffle,  in  der  Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staatswissen- 
schaft, 1884,  S.  444  ff.) 
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§  112.  Fortsetzung:  Verkehrswerth,  Verschuldung 

und  Tilgungsmöglichkeit. 

Wenn  die  vorstehenden  Betrachtungen  dargethan  haben,  dass 
eine  Tendenz  besteht,  den  Verkehrswerth  des  Grund  und  Bodens 
tiber  seinen  jeweiligen  Ertragswerth  hinauszuheben,  dass  als  Folge 
dieser  Tendenz  und  in  dem  Maasse ,  als  sie  sich  geltend  macht,  die 
Ge&hr  übermässiger  Schuldbelastung  sich  geltend  macht,  weil  mit 
der  Werthsteigerung  des  Bodens  die  Greditverpflichtungen  natur- 
gemäss  wachsen;  und  dass,  wo  immer  der  Verkehrswerth  dem  Er- 
tragswerth beträchtlich  vorausgeeilt  ist,  aus  massigen  Verschuldungs- 
procenten  noch  kein  günstiger  Bückschluss  auf  die  Last  der  Ver- 
schuldung gezogen  werden  kann,  weil  und  insofern  ein  Theil  der 
Verschuldung  auf  rein  fingirten,  durch  die  Beinerträgnisse  nicht 
gedeckten  Werthunterlagen  beruht;  so  ist  doch  mit  diesem  Er- 
gebniss  das  Material  zu  einer  völlig  zutreffenden  Beurtheilung  der 
Einwirkung  der  Hypotheken-  und  speciell  der  Besitzcreditverschuldung 
auf  die  Lage  des  Grundbesitzes  noch  keineswegs  gewonnen.  Denn 
der  Cardinalpunkt  des  Creditproblems  bleibt  doch  immer,  welcher 
Grad  der  Schuldenhöhe  als  ein  erträglicher  angesehen  werden 
kann,  erträglich  in  dem  Sinn,  dass  die  mittleren  Erträgnisse  des 
Guts  die  Mittel  zur  Verzinsung  und  Tilgung  zu  liefern  vermögen. 
Mit  anderen  Worten:  es  ist  der  Punkt  zu  finden,  jenseits  dessen 
die  Beproductivität  des  Grund  und  Bodens  betreffs  der 
im  Weg  der  Besitzcreditverpflichtung  hingegebenen  Werthbestand- 
theile  sich  nicht  mehr  als  wirksam  erweist,  und  der  somit  als 
äusserste  Grenze  der  Verschuldbarkeit  bezeichnet  werden  darf: 
denn  erst  mit  der  Fixirung  dieses  Punktes  gewinnt  das  Urtheil 
über  den  Druck  der  im  gegebenen  Fall  vorhandenen  thatsächlichen 
Verschuldung  eine  sichere  Stütze. 

Hier  ist  nun  vor  Allem  der  Hinweis  wichtig,  dass  für  die  Be- 
urtheilung des  Grades  der  Fähigkeit  zur  Verzinsung  und  Tilgung 
einer  auf  einem  landwirthschaftlichen  Anwesen  oder  Grundstück 
lastenden  Schuld  nicht  die  Grösse  der  Grundrente  in  dem  üb- 
lichen Sinne  des  Wortes  (als  desjenigen  Theils  des  Gesammt- 
ertrags  der  landwirthschaftlichen  Unternehmung,  der  auf  den  Antheil 
des  Grund  und  Bodens  in  der  Gesammtproduction  entfällt)  maass- 
gebend  sein  kann,  sondern  der  gesammte  aus  der  landwirthschaft- 
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liehen  UntemehmuDg  fliessende  Ertrag,  der  nach  Abzug  aller  auf 
der  Wirthschaft  lastenden  Unkosten  für  sachliche  und  persönliche 
Aufwendungen  sowie  nach  Bestreitung  des  standesgemässen  Unter- 
halts des  Wirthschafters  übrig  bleibt*).  Mit  andern  Worten:  Die 
Frage  nach  der  Belastungsgrenze  eines  landwirthschaftlichen  Guts, 
hingesehen  auf  die  Fähigkeit  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der 
aufgenommenen  Schuld,  kann  nur  dann  befriedigende  Antwort 
finden,  wenn  das  Gut  zu  dem  wirthschaftenden  Subject  selbst 
imd  den  concreten  Productionsbedingungen,  unter  denen  dasselbe 
wirthschaftet,  in  Beziehung  gesetzt  und  demnach  untersucht  wird, 
welche  mittleren  WirthschaftstTberschüsse  nach  Be- 
streitung des  Lebensunterhalts  im  concreten  Fall  für 
die  obigen  Zwecke  zur  Verfügung  stehen.  Im  Einzelnen 
ist  dabei  auf  folgende  Gesichtspunkte  aufmerksam  zu  machen : 

1.  Unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  wird  die  Verschuldungs- 
grenze um  so  mehr  nach  oben  rücken  können,  auf  einen  je 
bescheideneren  Fuss  der  durchschnittliche  standesgemässe 
Lebensunterhalt  eingerichtet  ist,  und  umgekehrt  wird  mit  dem 
Steigen  des  letzteren  die  Verschuldungsfähigkeit  sich  mindern. 
Ein  gleiches  Verschuldungsprocent  kann  daher  sehr  ungleichmässig 
belastend  wirken,  wobei  nur  an  den  Unterschied  in  der  Lebens- 
führung eines  grundbesitzenden  Tagelöhners,  eines  Mittel-  oder 
Grossbauem  oder  eines  den  sogen,  höheren  Ständen  angehörenden 
Grundbesitzers  erinnert  sein  mag;  aber  auch  innerhalb  derselben 
Schichten  des  Grundbesitzes  ergeben  sich  in  Folge  von  Sitte  und 
Herkommen  gegendenweise  oft  weitgehende  Unterschiede  in  der 
Lebensführung,  die,  je  nachdem,  den  Druck,  mit  dem  sich  eine 
Schuldbelastung  bemerkbar  macht,  günstig  oder  ungünstig  beein- 
flussen*). Wo  femer,  wie  in  Frankreich,  gegenüber  den  Nach- 
theilen schrankenloser  Mobilisirungsfreiheit  mit  dem  sittlich  be- 
denklichen Mittel  des  Zweikindersystems  operirt  wird,  kann  wegen 


^)  Gamp  meint,  die  obere  Grenze  des  Hypothekarcredits  ergebe  sich  aus  dem 
Verhältniss  der  Höhe  der  Anzahlung  zum  Kaufvverth  bei  Besitaswechseln  und  da  diese 
Anzahlung  im  Grossen  und  Ganzen  auf  Vs  ^^^  Kaufwerthes  sich  steUe,  so  bilde 
Vs  des  Kaufwerthes  die  Grenze  des  berechtigten  Grundcredits.  Dies  dürfte  aber 
nur  bei  mittleren  und  grösseren  Gütern  zutreffend  sein,  wie  die  Darlegungen  im 
Text  zeigen. 

')  Vgl.  hierzu  die  in  den  Bad.  landwirthschaftlichen  Erhebungen  gegebenen 
Nachweise  über  die  Grösse  des  Haushaltsverbrauchs  in  den  der  Untersuchung  unter- 
worfenen Wirthschaften  der  37  Erhebungsgemeinden  und  die  daselbst  nachgewiesene u 
grossen  unterschiede,  die  in  dieser  Hinsicht  zwischen  dem  Süden  und  dem  Norden 
Badens  bestehen. 
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des  geringeren  Aufwands  für  Erziehung  der  Kinder  eine  relativ 
höhere  Schuldbelastung  ertragen  werden  als  in  Deutschland, 
wo  in  den  meisten  bäuerlichen  Familien  ein  reicher  Kindersegen 
heimisch  zu  sein  pflegt.  Je  nachdem  weiterhin  die  üebemahme 
von  Nebenverdienst  zu  dem  Hauptberuf  als  mit  den  standes- 
gemässen  Anschauungen  vereinbarlich  erscheint  oder  nicht,  kann 
wiederum  der  Druck  derselben  procentualen  Belastung  ein  sehr 
verschiedener  sein,  wobei  nur  an  die  vergleichsweise  günstigere 
Lage  des  ab  und  zu  tagelöhnernden  Kleinbauern  im  Gegensatz  zu 
dem  grösseren  bäuerlichen  Besitzer  erinnert  sein  mag,  dessen 
Standesvorurtheile  eine  ähnliche  Ausnützung  der  minder  arbeits- 
reichen Jahreszeiten  nicht  gestatten.  Auch  darin  zeigt  sich  der 
Eiflfluss  der  standesmässigen  Lebensfühnmg  auf  den  Druck  der 
Schuldbelastung,  dass  da,  wo  die  Lebensführung  über  das  unbedingt 
Nothwendige  sich  erhebt,  beim  Eintreten  ungünstiger  Allgemein- 
verhältnisse diesen  durch  eine  Einschränkung  in  der  Lebensweise 
die  nachtheilige  Schärfe  leichter  genommen  werden  kann,  als  da,  wo 
die  Lebenshaltung  bereits  auf  dem  untersten  Niveau  der  äussersten 
BedürMssbefriedigung  angelangt  ist.  Daher  aus  diesem  Qrund 
die  Inhaber  des  grösseren  und  mittleren  Besitzes  Krisen  im  All- 
gemeinen leichter  werden  ertragen  können,  als  die  kleineren  Be- 
sitzer, wie  dies  in  der  relativ  häufigen  Zahl  von  Zwangsvoll- 
streckungen gerade  in  den  Gruppen  des  kleinsten  Besitzes  in  der 
Agrarkrisis  der  50er  Jahre  und  auch  jetzt  wieder  in  der  Gegen- 
wart seine  Bestätigung  gefunden  hat. 

2.  Da  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  der  Betrag  des  in 
einem  Gutsbetrieb  zu  erzielenden  Wirthschaftsüberschusses 
mit  der  Grösse  des  Anwesens  steigen,  mit  der  Kleinheit  desselben 
abnehmen  wird,  so  muss  auch  die  procentuale  Verschuldungs- 
möglichkeit mit  der  Grösse  bezw.  Kleinheit  der  Anwesen 
steigen  bezw.  fallen. 


Angenommen,  ein  Gut  im  Flächeninhalt  von  100  Morgen  and  im  Werth 
^<in  100000  Mark  reiche  gerade  hin,  mit  der  Rente  von  4000  Mark  den  standes- 
?voiisfleD  Lebensonterhalt  des  Besitzers  und  seiner  Familie  zu  bestreiten,  und 
weiter  angenommen,  ein  ein  und  ein  halbfach  so  grosses  Gut  derselben 
Bonität  würde,  in  gleicher  Weise  umgetrieben,  einen  zur  freien  Verfügung  stehenden 
^irthscbaftsäberschuss  von  1000  M.  abwerfen,  so  könnte  damit  eine  b^l^ge  Annui- 
tfttenechnld  von  20000  M.  und  bei  einem  Gut  von  der  doppelten  Grösse  mit 
l'inem  Wirthschaftsüberschuss  von  3000  M.  eine  solche  von  60000;  bei  einem  Gut 
in  Werth  von  900000  M.  eine  solche  von  140000  M.  getilgt  werden  u.  s.  w.,  wie  dies 
<iie  nachstehende  schematiache  Darstellung  ersehen  lässt. 
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Anfvfrand 

Werih 

für  standes- 

des  Guts 

Wirthschafts- 
iiberschufls 

Yerschuldungsfahigkeit 

gemässen 

einschliesslich 

Beinertrag 

in  absoluten 

in  Vo  des 

Lebens- 

des 

1*  m^^m  tm^MM,  %J^BO 

Zahlen 

Gutsweiihs 

unterhalt 

Inventars 

4000 

100000 

4000 

0 

0 

0 

5000 

150000 

6000 

1000 

20000 

13 

5000 

200000 

8000 

3000 

60000 

30 

5000 

300000 

12000 

7000 

140000 

46 

u.  s.  w. 
Biese  stärkere  procentuale  Yerschuldungsfahigkeit   bleibt   bei   maassvoller 

Steigerung  der  Lebensansprüche  gewahrt,   wie  die  nachstehenden  Zahlen  erkennen 
lassen: 

4000             100000             4000                    0  0 

5000             150000             6000              1000  20000               14 

6000             200000             8000               2000  40000               20 

8000             300000           12000               4000  80000               26 

u.  s.  w. 

Immerhin  lassen  die  Zahlen  deutlich  erkennen,  wie  sehr  bei  einer  selbst 
wenig  nennenswerthen  Steigerung  der  Lebensbedürfoisse  des  Wirths  die  Yerschul- 
dungsfahigkeit wesentlich  zusammenschrumpft  und  die  Nothlage  eines  Theiles  des 
grösseren  Grundbesitzes  dürfte  daher  allerdings  auch  mit  der  in  der  zweiten 
Hälfbe  des  Jahrhunderts  allmählich  vollzogenen  Aneignung  eines  höheren  „Stan- 
dard of  life**  zusammenhängen.  Analoges  gilt  selbst  von  dem  bäuerlichen 
Besitz,  dessen  Inhaber  mehr  und  mehr  an  eine  reichere  Lebensbedürfioissbefiiedi- 
gnng  sich  gewöhnt  haben,  die  an  und  für  sich  Niemand  missgönnen  wird,  die  aber 
dann  jedenfalls  Bedenken  erregt,  wenn  und  sofern  die  Rückwirkungen  dieses  höheren 
Standard  of  life  auf  die  Yerschuldungsfahigkeit  nicht  genügend  beachtet  werden.  — 
Jedenfalls  kann  in  dieser  Hinsicht  Meitzen  beigepflichtet  werden,  wenn  er  ge- 
legentlich sagt  (Conrad's  Jahrb.  f.  N.  u.  St.,  N.  F.,  6.  Bd.,  S.  35),  dass  mindestens 
die  grösseren  Güter  „^^^^  ^^^^  hohen  Lebensansprüchen,  die  die  Gutsbesitzer 
als  standesmässige  behandeln,  ohne  ernste  Opfer  sich  befreien  lassen.  Wie  viele 
tüchtige  Männer  sind  schon  lediglich  aus  dem  Grunde  in  die  neue  Welt  geflohen, 
um,  von  dem  Banne  des  standesmässigen  Auftretens  frei,  ihre  volle  Thätigkeit  erst 
zum  Erwerb  der  Mittel  für  ein  luxuriöseres  Dasein  versuchen  zu  können.*^ 

Am  wenigsten  verschuldungsfähig  sind  offenbar  die- 
jenigen Anwesen,  die  nach  ihrer  Grösse  gerade  hinreichen,  den 
Lebensunterhalt  einer  Familie  zu  bestreiten,  die  also  zwischen  den 
Tagelöhnern  und  den  eigentlichen  Bauerngütern  in  der  Mitte 
stehen,  d.  h.  die  kleinen  Güter  im  Sinne  der  früheren  Dar- 
stellung (siehe  Bd.  I,  §  68  und  §  73),  und  es  hängt  damit  zu- 
sammen, wenn  in  den  süddeutschen  landwirthschaftlichen  Agrar- 
enqueten  der  achtziger  Jahre  so  oft  als  Ansichtsäusserung  der 
unmittelbar  Betheiligten  die  Bemerkung  wiederkehrt,  dass  der 
bäuerliche  „Mittelstand"  sich  in  der  relativ  ungünstigsten  Lage 
befinde,  weil  er  eben  eine  auch  nur  massige  Verschuldung  schwer, 
eine   hohe    gar    nicht    verträgt^).     Umgekehrt  beim    Grossgrund- 

^)  Aehnlich  Gamp  a.  a.  0.,  S.  140  ff.,  wo  desshalb  der  gesetzliche  Ausschioss 
von  jeder  hypothekarischen  Belastung  für  solche  landwirthschaftliche  Grundstücke 
gefordert  wird,  deren  Bewirtlischaftung  ohne  Betriebsinventarium  lediglich  durch  die 
persönliche  Arbeitsleistung  des  Besitzers  und  seiner  Familie  geschieht. 
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besitz,  bei  dem,  wie  zahlreiche  Beispiele  beweisen,  selbst  eine  hohe 
Verschuldung  überwunden  werden  kann,  wenn  und  soweit  die 
Geneigtheit  vorhanden  ist,  in  der  herkömmlichen  standesm&ssigen 
Lebensweise  einige  Einschränkungen  sich  aufzuerlegen.  Fliesst 
endlich  ein  Theil  des  Einkommens  aus  anderen  Quellen  als  aus 
der  landwirthschafklichen  Betriebsthätigkeit ,  so  kann  unter  Um- 
ständen selbst  die  Belastung  bis  zum  vollen  Werth  des  Guts  un- 
bedenklich sein,  ein  Fall,  der  bei  Verbindung  von  Landwirthschaft 
mit  gewerblicher  Thätigkeit  oder  Lohnarbeit  vorkommen  kann  und 
der  es  erklärlich  macht,  dass  kleine  Handwerker,  Fabrikarbeiter 
oder  Tagelöhner  auf  dem  flachen  Lande  oft  in  verhältnissmässig 
kurzer  Zeit  ihre  Besitzcreditschulden  abzustossen  vermögen'). 

3.  Unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  wird  der  in  einer 
Uutswirthschaft  zur  Verfügung  stehende  Wirthschaftsüberschuss  je 
nach  der  Höhe  des  Zinsfusses  der  Darlehensschuld  ein  sehr 
verschiedenes  Maass  tilgender  Kraft  repräsentiren ;  daher  in  Zeiten 
sinkenden  Zinsfusses  die  Belastimgsmöglichkeit  steigt,  in  denen 
eines  steigenden  Zinsfusses  sinkt;  und  in  der  Periode  des  sinkenden 
Zinsfusses,  in  der  sich  Mitteleuropa  in  dem  letzten  Drittel  dieses 
Jahrhunderts  befindet,  lastet  desshalb  dasselbe  mittlere  Ver- 
schuldungsprocent minder  schwer  auf  den  verschuldeten  Anwesen 
als  in  der  unmittelbar  vorhergegangenen  Zeit.  Bepräsentirt  doch 
die  Erspamiss  an  Zinsen  beim  Bückgang  des  Zinsfusses  um  Vs^/o 
allein  fftr  die  Landwirthe  Preussens  bei  einer  angenommenen 
Hypothekarschuld  von  20  Milliarden  Mark  eine  Summe  von 
10  Millionen  Mark.  Freilich  wird  die  rasche  Ausnützung  der 
günstigeren  Conjunctur  auf  dem  Kapitalmarkt  in  der  Begel  nur 
dem  grösseren  und  mittleren  Grundbesitz  möglich  sein,  weniger 
dem  Kleinbesitz,  der  vielfach  hinsichtlich  seiner  Creditbefriedigung 
auf  private  Geldverleiher  oder  kleine  und  theuer  arbeitende  Geld- 
institute sich  angewiesen  sieht  oder  doch  mit  Vorliebe  diese  auf- 
sucht; daher  auch  aus  diesem  Grunde  die  gleiche  Schuldbelastung 
bei  dem  kleineren,  mittleren  und  grösseren  Anwesen  mit  ungleicher 
Stärke  sich  geltend  zu  machen  pflegt,  solange  nicht  für  eine 
Creditorganisation  Sorge  getragen  ist,  die  die  Vortheile  des  sinken- 
den Zinsfusses  auch  dem  kleineren  Grundbesitz  alsbald  zugänglich 
macht.  —  Umgekehrt  muss  ein  Anziehen  des  Zinsfusses  die  Zins- 
zahlungs-  und  die  Tilgungsfähigkeit  im  Verhältniss  der  Differenz 


^)  Vgl.  hierzu  die  Badischen  landw.  Erhebungen,  Bd.  I,  S.  90  ff. 
Baek«ab«ri^er,  A.,  AgrarpoUtlk.  H.  5 
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d^9  Mheren  und  des  «neuen  Zinsfusses  schwächen  imd  es  kann 
daher  eine  ehemals  erträgliche  Schuldenlast  durch  diese  Bewegung 
des  Zinsfusses  nach  oben  leicht  zu  einer  kritischen  sich  gestalten : 
ein  Gut  im  Werth  von  100000  Mark  mit  einem  nach  Bestreitung 
aller  Wirthschaftskosten  und  des  standesmässigen  Unterhalts  des 
Besitzers  verbleibenden  Beinertrag  von  2500  Mark  würde  bei  einer 
Verschuldung  von  50®/o  des  Werths  die  aus  einem  fünfprocentigen 
Amortisationsdarlehen  (4®/o  Zins  und  Vl^  Amortisationsquote)  sich 
ergebenden  Zahlungsverbindlichkeiten  gerade  noch  zu  decken  ver- 
mögen, für  eine  weiter  gehende  Belastung  aber  die  Fähigkeit  min- 
destens zur  Tilgung  einbüssen.  Zeitläufte,  in  denen  wegen  des 
Abströmens  der  Geldkapitalien  in  städtische  und  industrielle  An- 
lagen umfangreiche  Kapitalkündigungen  stattfinden  imd  jedenfalls  der 
Zinsfuss  für  ländliche  Darlehen  sich  erhöht,  können  daher  Agrar- 
krisen heraufbeschwören,  für  die  der  vorhandene  Umfang  der 
Schuldenlast  nach  dem  zur  Zeit  ihrer  Entstehung  gegebenen  Maass 
menschlicher  Voraussicht  an  sich  keinen  Anlass  bot,  wofür  wiederum 
die  Creditkrisis  der  sechziger  Jahre  lehrreiche  Belege  liefert.  Mit 
den  Mitteln  der  Agrarpolitik  können  zwar  solche  das  landwirth- 
schaftliche Berufsleben  erschütternde  Vorgänge  nicht  gänzlich 
hintangehalten,  aber  doch  in  ihrer  Wirkung  abgeschwächt  werden : 
in  der  erstbezeichneten  Richtung  vor  Allem  durch  ein  gutes 
Uypothekarrecht ,  das  das  Vertrauen  des  Geldkapitals  in  den 
ländlichen  Grundbesitz  zu  befestigen  geeignet  erscheint  und  durch 
eine  solche  Organisation  des  landwirthschaftlichen  Creditwesens. 
bei  der  auch  in  geldknapper  Zeit  die  Creditquellen  fOr  den  Grund- 
besitz nicht  gänzlich  versiegen.  Die  Unberechenbarkeit  des  Ein- 
tritts solcher  störenden  Zwischenfälle  aber  und  ihre  relative  Un- 
vermeidbarkeit darf  eine  Mahnung  sein,  eine  Schuldbelastung  nicht 
desshalb  schon  als  eine  unbedenkliche  anzusehen,  weil  sie  zu  einer 
gegebenen  Zeit  in  der  Rente  des  Guts  ihre  Deckung  noch  zu 
finden  vermag. 

4.  Der  zur  Verzinsung  und  Tilgung  einer  Schuld  disponible 
Wirthschaftsüberschuss  ist  im  Uebrigen  seiner  Grösse  nach 
das  Ergebniss  der  Energie,  mit  der  das  die  Wirthschaft  leitende 
Subject  die  Bodensubstanz  in  marktfähige  Stoffe  umzusetzen  ver- 
steht, und  der  den  Absatz  der  Marktproducte  beeinflussenden  all- 
gemeinen Factoren.  Je  nach  der  Grösse  der  hiermit  sich  ergeben- 
den durchschnittlichen  Rentabilität  des  Landwirthschafts- 
betriebs   erweist  sich  daher  wiederum  dasselbe  Verschuldunffs- 
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procent  von  sehr  ungleicher  Wirkung;  imd  es  ist  aus  demselben 
Grunde  eine  Zunahme  der  Verschuldung  sehr  verschieden  zu  be- 
urtheilen,  je  nachdem  sie  in  Zeiten  fortschreitender,  mit  wachsenden 
Betriebstlberschfissen  arbeitender  Betriebstechnik  fällt  oder  nicht, 
oder  je  nachdem  die  die  Geldrechnung  des  Landwirths  wesentlich  be- 
einflussenden AbsatzverhSltnisse  in  günstiger  oder  ungünstiger  Weise 
sich  entwickeln*).  Die  innige  Wechselwirkung,  in  der  Betriebs- 
fortschritte einerseits,  die  Femhaltung  von  die  gewohnten  Absatz- 
verhältnisse störenden,  preismindemden  Einflüssen  anderseits  mit 
der  Credit-  und  Schuldenfrage  stehen,  ist  daher  eine  augenfällige ; 
und  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  wird  daher  der  Grundbesitz 
in  einem  Land,  in  dem  die  Herbeiführung  von  verständigen  Betriebs- 
fortschritten durch  eine  nachhaltige  Staatsfürsorge  erleichtert  wird 
und  letztere  zugleich  heftigen  Erschütterungen  der  Absatzverhält- 
nisse durch  eine  entsprechende  Wirthschaftspolitik  entgegenzuwirken 
Hieb  bemüht,  eine  Schuldenlast  noch  als  eine  erträgliche  empfinden, 
die  in  einem  andern  Lande  für  den  im  Betrieb  zurückgebliebenen 
oder  gegen  Störungen  der  fraglichen  Art  schutzlos  gebliebenen 
^^rmndbesitzerstand  unhaltbare  Zustände  zeitigt.  Auch  in  diesen 
Beziehungen  werden  übrigens  die  Inhaber  des  mittleren  und 
grösseren  Besitzes  sich  in  relativ  günstigerer  Lage  befinden,  als  die 
bäuerlichen  Orundbesitzer  namentlich  der  unteren  Gruppen,  weil 
und  sofern  die  letzteren  aus  den  oft  erwähnten  Gründen  (Bd.  I, 
§  12)  den  Fortschritten  der  Betriebstechnik  nur  langsam  zu  folgen 
vermögen,  und  weil  dasjenige  Mittel,  mit  dem  die  allgemeine 
Wirthschaftspolitik  den  mit  Freisfall  verbundenen  Absatzstörungen 
gemeinhin  zu  begegnen  sich  bemüht,  nämlich  die  Aufrichtung 
schützender  Zollschranken,  aus  später  zu  erörternden  Gründen 
gerade  dem  kleinen  Grundbesitz  gegenüber  nicht  immer  mit  der 
gleichen  Stärke  sich  wirksam  erweist.  Die  statistisch  nachweis- 
bare Zunahme  der  Verschuldung  in  einem  Lande  unter  den  im 
Allgemeinen  ungünstiger  gewordenen  Absatzverhältnissen  der 
Gegenwart  ist  daher  anders  zu  beurtheilen,  wenn  vorwiegend  an 
derselben  die  unteren  oder  die  mittleren  und  oberen  Besitzgruppen 
betheiligt  erscheinen;  und  wieder  anders,  je  nachdem   Gegenden 


*)  Insofern  die  Grösse  der  zn  erwirthschaftenden  Beute  und  damit  der  Summe 
<ier  för  Tilgiingszwecke  Terfiigbaren  Ueberschüsse  zunächst  Erg^bniss  der  indiyi- 
dneUen  Beiriebsthätigkeit  ist,  ist  es  zu  erklären,  wenn  Ruhland  meint,  dass  die 
Sicherheit  des  Oredits  vor  AUem  in  der  Garantie  des  verstau dnissvollen 
('ebranchs  des  Leihkapitals  gegeben  ist  und  dass  insofern  jeglicher  Credit 
>m  gewissem  Sinne)  Personalcredit  sei. 

5* 


68 


Kap.  VI.  Der  landwirtluchmltliche  Credit  und  die  Venchiddiiiig. 


in  Frage  stehen^  in  denen  die  äusseren  Productionsbedingun^en 
(Boden  und  Klima)  der  Aneignung  besserer,  insbesondere  inten- 
siverer Betriebsmethoden  zugänglich  sind,  oder  solche,  in  denen 
die  Ungunst  des  Bodens  oder  Klimas  solche  erschwert  Letzteres 
trifft  beispielsweise  ffir  die  hoch  und  rauh  gelegenen,  überhaupt 
tti  die  Gebirgsgegenden,  aber  auch  für  die  Gegenden  mit  unfrucht- 
bareren, für  eine  intensivere  Betriebsweise  undankbaren  Böden 
zu  und  es  erklärt  sich  daraus,  dass  die  in  den  letzteren  Gegenden 
angesessenen  Gutsbesitzer  in  der  Gegenwart  so  sehr  viel  schwerer 
als  ihre  flbrigen  Standesgenossen  mit  der  vorhandenen  Schulden- 
last zu  kämpfen  haben ;  und  es  ist  anzunehmen,  dass,  weil  Unmög- 
lichkeit oder  Schwierigkeit  der  Schuldabstossung  und  Schuld- 
zimahme  sich  gegenseitig  bedingen,  gerade  diese  Gegenden  an 
der  Zunahme  der  Verschuldung  in  den  letzten  Jahrzehnten  einen 
besonders  hohen  Antheil  haben. 


Anmerkung,  a)  Belege  für  die  hier  vertretene  Aufifassong  bieten  die  £r- 
hebungsberichte  ans  den  Schwarzwaldgemeinden  der  Bad.  landw.  Erhebungen  von 
1883;  femer  die  Klagen,  die  ans  den  Gebirgsgegenden  Oesterreichs  über 
wachsenden  Schnlddmck  yemehmbar  werden;  endlich  die  Arbeit  Ton  Bartels  (in 
der  Zeitschr.  d.  Preuss.  stat.  B.  v.  1889,  S.  243 ff.),  wo  für  7  preuss.  Provinzen 
folgende  Zahlen  für  die  Gestaltung  des  Rohertrags  und  des  Reinertrags  aufgestellt 


worden  sind: 

Die  Productions- 

Rohertrag 

Reinertrag 

kosten 

V.  ha 

V.  ha 

beanspruchen 

M. 

M. 

V.  Rohertrag 

/o 

Ostprenssen 

104 

22,1 

78,7 

Westpreussen 

154 

31,9 

79,3 

Brandenburg 

145 

33,5 

76,9 

Pommern 

118 

82,5 

72,5 

Posen 

146 

26,9 

81,6 

Schlesien 

207 

57,7 

72,1 

Sachsen 

257 

89,2 

65,3 

im  Durchschnitt 

151 

39,3 

74,0 

Diese  Zahlen  in  Verbindung  mit  der  unten  folgenden  Tabelle  lassen  wohl 
deutlich  erkennen,  dass  die  gleiche  Verse huldungsziffer  in  den  einzelnen 
Provinzen,  entsprechend  der  Verschiedenheit  der  Productivität  des  landw.  Betriebs, 
mit  sehr  verschiedener  Schwere  wirkt.  Es  sinkt  der  Reinertrag  für  das 
ha  bei  Zugrundelegung  einer  Verschuldungsgrenze  in  der  Höhe  des 

25fachen  30fachen  35fachen  40fa€heu 

Grundsteuerreinertrags 
sowie  bei  Annahme  einer  durchschnittl.  4'*''o 


in  Ostpreussen 
„  Westpreussen 
^  Brandenburg 
„  Pommern 
^  Posen 
.,  Schlesien 
^  Sachsen 
im  Durchschnitt 


M.  M.  M. 

12,1  10,1  8,1 

22,1  20,1  18,2 

20,0  17,3  14,6 

18,7  15,9  13,2 

15,7  13,5  11,2 

38,6  34,8  31,0 

58,6  52,5  46,4 

25,3  22,5  19,7 


Verzinsung  auf 
IL 

6,1 
16,2 
11,9 
10,4 

9,0 
27,1 
40,2 
16,9 
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b)  Ans  dem  Gesagten  erhellt  zugleich  die  grosse  Wichtigkeit  jenes  Theües 
der  Agrarpolitik,  der  die  Anbahnung  Ton  mit  Steigerungen  der  Beineinnahmen  Ter- 
knöpften  Betriebsfortschritten  zur  Aufgabe  sich  setzt,  welche  Bemühungen 
daher  Ruhland  (Die  Lösung  der  landw.  Oreditfrage,  8.  73  ff.)  mit  Unrecht  als 
aicht  relevant  für  die  Lösung  des  Agrarproblems  bezeichnet;  denn  wenn  in  dieser 
Besiehung  geltend  gemacht  wird,  dass  jeder  Ertragszuwachs  zunächst  durch  die 
demselben  entsprechende  Gnindpreissteigerung  und  die  beim  Besitzwechsel  sich  an- 
schliessende Steigerung  der  Grundschulden  jeweils  wieder  aufgesogen  wird,  so  ist 
diese,  den  Yorgangen  der  Pachtpreisbildung  entnommene  Betrachtung  (vgl. 
Bd.  I,  §  32)  schon  desshalb  ganz  hinfällig,  weil  der  Eigenthumsbesitz  von  Grund 
und  Boden  im  Gegensatz  zu  dem  Pachtbesitz  im  Grossen  und  Ganzen  doch  seltener 
wechselt  und  weil  alle  diejenigen  Wirthschaften,  die  im  Besitz  verbleiben,  und  dies 
ist  doch  der  weitaus  grösste  Procentsatz  Aller,  des  durch  Terbesserungen  erzielten 
firtragsznwachses  sich  erfreuen,  also  den  vollen  Antheil  der  qnalificirtenArbeit  vom 
Boden  geniessen;  weil  insbesondere  die  durch  Betriebsfortschritte  erzielten  Mehr- 
einnahmen die  Abtragung  der  etwa  vorhandenen  Schuldenlast  erleichtem,  durch  die 
Anbahnung  von  solchen  Fortschritten  also  die  Befestigung  des  Grundbesitzes  und 
der  Verbleib  in  der  Familie  gesichert,  aber  auch  eine  Begnlirung  des  Nachlasses 
im  Sinne  der  Begünstigung  des  Gutsübemehmers  wesentlich  erleichtert  ^vird. 

In    ähnlich    ungünstiger  Weise    auf  die  Tilgiingsmöglichkeit 
muss    es    wirken,    wenn    in  Folge  der  Einseitigkeit   in    der 
Richtung  der  Production  die  Jahreserträgnisse  von  Jahr  zu 
Jahr  gewissen  Schwankungen   ausgesetzt  sind,  wie  dies  für  die 
Gegenden  mit  ausgeprägtem  Handelsgewächsbau,  wegen  der  grossen 
Veränderlichkeit  in  der  Preislage  der  Handelsgewächse,  und  vor 
Allem   für  die  ausgesprochenen  Bebgegenden,  wegen  der  dem 
Rebbau    besonders    eigenthümlichen ,    grossen   Schwankungen    der 
Production  zutrifft.    Wenn  beispielsweise  im  Deutschen  Beich 
der  Ertrag  des  Bebgeländes  1890  auf  2,7  Millionen  hl,  1891  aber 
auf  nur  750000  hl  sich  stellte;  wenn  in  Baden  der  mittlere  Jahres- 
ertrag der  Beben  in  der  Periode  1865/82  rund  15  Millionen  Mark 
betrug,  in  der  Periode  1883/90  aber  auf  rund  9  Millionen  Mark 
im  Jahr  sank,  und  wenn  einzelne  Jahre  gegendenweise  als  völlige 
Fehljahre  sich  erwiesen,   so  lehrt  die  in  diesen  Zahlen  zum  Aus- 
druck kommende  Abhängigkeit  des  Wirthschaftsbetriebes  von  den 
Launen  der  Jahreswitterung,  dass  die  auf  solche  Culturen  vorwiegend 
angewiesenen  Gutsbetriebe   nur    eine  sehr  massige  Verschuldung 
zu  ertragen  vermögen  und  dass  dieselbe  Verschuldung  mit  Kauf- 
schillingsresten oder  Gleichstellimgsgeldem,  zumal  wenn  letztere 
ebenfalls  nach  dem  Verkehrswerth  bemessen  sein  sollten,  in  diesen 
Gegenden  einen  sehr  viel  bedenklicheren  Charakter  an  sich  trägt, 
als  in  Gegenden  mit  gleichmässigeren ,  weil  auf  einer  gewissen 
Vielseitigkeit  der  Culturen  beruhenden  Wirthschaftsergebnissen.  Die 
Lage  verschärft  sich,  zu  je  kleineren  Besitzeseinheiten  in  solchen 
Gegenden  mit  einseitiger  Productionsrichtung  der  Grund  und  Boden 
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aufgetheilt  ist  und  je  mehr  desshalb  innerhalb  derselben  Alles 
auf  eine  Karte  gesetzt  ist,  wobei  an  die  Ausführungen  über  die 
Nachtheile  des  Zwergmrthschaftswesens  überhaupt  zu  erinnern  ist 
(Bd.  I,  §  73,  Ziffer  1  und  2).  Aber  es  ist  auch  augenföUig,  dass 
gerade  hier,  gegenüber  den  überwiegenden  Einflüssen  der  Jahres- 
witterung auf  die  Wirthschaftsergebnisse,  einem  Eingreifen  mit  den 
Mitteln  der  Agrar-  und  der  allgemeinen  Wirthschaftspolitik  be- 
sonders enge  Grenzen  gezogen  sind. 

5.  Daftlr,  von  welchem  Funkt  ab  eine  weitere  Zunahme 
der  Verschuldung  als  bedenklich  anzusehen  ist,  lässt  sich  nach 
den  vorausgegangenen  Betrachtungen  eine  für  alle  Fälle  zutreffende 
Formel  nicht  finden;  nur  das  Eine  dürfte  erwiesen  sein,  dass  sich 
die  Verschuldungsfthigkeit  um  so  mehr  einengt,  je  kleiner  der 
Grundbesitz  ist  und  auf  eine  je  geringere  Summe  desshalb  die 
nach  Bestreitung  des  standesgemässen  Unterhalts  disponiblen  Wirth- 
schaftsüberschüsse  sich  beziffern ;  ein  Ergebniss,  das  besondere  Be- 
achtung desshalb  erheischt,  weil  die  Linie  der  wirklichen 
Verschuldung  meist  in  einer  den  Grössengruppen  des 
Besitzes  entgegengesetzten  Richtung  verläuft,  derart, 
dass  gerade  die  untersten  und  unteren  Besitzgruppen  procentual 
am  höchsten  belastet  erscheinen.  Die  wiederholt  in  diesem  Buch 
vertretene  Meinung,  dass  es  vor  Allem  die  klein-  und  mittel- 
bäuerlichen Besitzgruppen  sind,  die  zu  Maassnahmen  der  prak- 
tischen Agrarpolitik  in  besonderem  Maasse  Anlass  geben,  erfährt 
daher  in  den  vorstehenden  Ergebnissen  eine  abermalige  Verstärkimg. 

Anmerkung.  Mit  den  vorstehenden,  auf  deductivem  Weg  gewonnenen  Er- 
gebnissen findet  sich  in  üebereinstinunnng,  was  inhaltlich  der  Bad.  landw.  Er- 
hebungen Y.  1883  (Bd.  I,  S.  63  ff.)  auf  Grund  zahlreicher  Haushaltsrechniingen 
bäuerlicher  Wirthschaften  in  Betreff  der  zulässigen  Y  er  schuldun  gs  grenze  inner- 
halb der  verschiedenen  Grössenklasseu  des  Besitzes  festgestellt  wurde ;  dass  nämlich 
in  der  Voraussetzung  einer  ßy,^gen  annuitäten weisen  Abtragung  a)  bei  den  Gross- 
und  Mittelbauern  überall  da,  wo  nicht  eine  sehr  starke  Familienzalil  an  den 
Erträgnissen  des  Guts  zehrt  und  zwar  auch  in  den  vorwiegend  auf  Kömerbau  an- 

fewiesenen  Gegenden  solche  Uoberschüsse  erzielt  werden,  die  eine  Belastung 
es  Guts  von  40—70  ®/o,  im  Mittel  von  55  Vo  des  Steuerkapitalwerths  als  un- 
bedenklich erscheinen  lassen;  b)  dass  dagegen  innerhalb  der  kleinbäuerlichen  Be- 
völkerung die  mittlere  Yerschuldungsfahigkeit  durchweg  tiefer  liegt  und  bei  mitt- 
lerer Familienzahl  über  30**/o  des  Steuerkapitalwerths  nicht  hinausgehen  darf,  wenn 
voUe  Sicherheit  für  regelmässige  Verzinsung  der  Verschuldung  bestehen  soll.  Mit 
diesem  Ergebniss  ist  aber  auch  implicite  erwiesen,  dass,  wenn  auch  die  Productivität 
des  Grund  und  Bodens  in  der  Gegenwart  in  Folge  der  weichenden  Getreidepreise  und 
der  Steigerung  der  Productionskosten  gesunken  sein  mag,  doch  die  Wieder- 
erzeugung des  Werths  des  Grund  und  Bodens  durch  Wirthschafts- 
überschüsse  nicht  unmöglich  gemacht  ist,  der  Boden  also  die  Eigenschaft, 
reproductiv  zu  sein,    auch  in  der  Gegenwart  nicht  verloren  hat,  wenn  schon  diese 
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Teprodnctive  Fähi^dk  des  Bodens  heute  sehr  viel  langsamer  wirkt  als  ehedem  und 
in  Wirthschaften,  in  denen  die  Familienzahl  eine  starke  oder  die  Lebensweise  eine 
über  den  Ihirchschnitt  der  standesgemässen  Lebensweise  hinausgehende  ist,  zeitweise 
wohl  auch  gänzlich  Versagt  Nicht  die  Reproductionsfähigkeit  des  Grundbesitzes 
als  solche  steht  daher  in  Frage,  sondern  nur  der  Grad  derselben,  der  sicher  seit 
dem  Einbrach  der  transoceanischen  Concurrenz  stark  gemindert  erscheint.  Wenn 
aber  L.  ▼.  Stein  (Die  drei  Fragen  etc.  S.  171)  meint:  „Da  der  Käufer  (eines  Guts) 
neben  der  Bückzahlungsrate  auch  die  Zinsen  des  Restkaufschillings  aus  seiner 
Prodttction  herausnehmen  muss,  so  erscheint  factisch  das  Grundstück  mit  einer  Ver- 
pflichtung beschwert,  die  stets  grösser  ist  als  die  Verzinsung  des  gesanimten 
AnlagftkapitalB'* ;  wenn  er  sogar  (a.  a.  0.,  S.  174)  betreffs  der  für  productive 
Zwecke,  z.  B.  für  industrielle  Anlagen  contrahirten  Schulden  die  allgemeine  Regel 
;ia&usteUen  sich  versucht  fühlt,  £i8S  mit  dem  Betreten  dieses  Wegs  „  selbst  die 
orsprängliche  Grundrente  verloren  geht**,  dass  damit  aber  „wieder  dasjenige  eintrete, 
was  der  allgemeine  Charakter  der  Gegenwart  sei,  dass  nämlich  das  Geldkapital 
das  Grandkapital  verzehrt*^,  wobei  das  Nichtgelingen  jeglicher  solcher  mit 
Hilfe  fremden  Kapitals  betriebenen  Unternehmungen  fast  als  selbstverständlich  hin- 
gestellt wird,  so  erkennt  man  leicht,  zu  welchen  schiefen  Schlussfolgerungen  eine 
von  der  Wirklichkeit  des  Lebens  abstrahirende  Betrachtungswelse  und  eine  auf 
\rUlkührlichen  aprioristischen  Annahmen  sich  aufbauende  Deduction  selbst  geistvolle 
Schriftsteller  zu  verleiten  vermag. 

6.  Das  Gesagte  darf  aber  endlich  auch  wohl  geeignet  er- 
scheinen, die  ziemlich  ausnahmslos  vertretene  Anschauungsweise 
auf  ihren  Werth  zu  prüfen,  dass  für  die  Beurtheilimg  des  Drucks 
der  Schuldbelastung  in  einem  Land  die  Kenntniss  des  je- 
weiligen Orundwerths  nicht  entbehrt  werden  könne  und  dads 
eine  Zunahme  der  Verschuldung  jedenfalls  dann,  wenn  sie  von 
einer  ebenmässigen  Steigerung  der  Grundwerthe  begleitet  erscheine, 
etwas  Bedenkliches  nicht  an  sich  trage.  Denn  es  ist  die  letztere 
Annahme  gewiss  überall  da  hinfällig,  wo  diese  Werthsteigerung 
ganz  oder  theilweise  eine  fictive,  durch  die  Verhältnisse  von  An- 
gebot und  Nachfrage,  ohne  Bücksicht  auf  die  Steigerung  der  Pro- 
ductivität  des  Bodens  veranlasste  ist;  diese  Anschauungsweise  aber, 
wie  überhaupt  die  Beurtheilung  des  Drucks  der  Verschuldung  aus 
dem  procentualen  Verhältniss  der  Schuld  zu  dem  Verkehrswerth  des 
Outs,  leidet  offensichtlich  an  der  Einseitigkeit  des  hiebei  ein- 
genommenen Standpunktes,  indem  sie  mit  der  jederzeitigen  Beali- 
^mxng  des  augenblicklichen  Marktwerths  des  Grund  und  Bodens 
diurch  Verkauf  rechnet,  offenbar  hier  unter  dem  Eindruck  der  Vor- 
gänge stehend,  wie  sie  in  dem  städtischen  Grundbesitz  tag- 
täglich sich  abspielen.  Der  ländliche  Grund  und  Boden 
^oU  aber  im  Gegensatz  zu  dem  städtischen  nicht  Object  ständiger 
Bewegung  im  Marktverkehr,  sondern  die  Heimstätte  der 
<larauf  angesessenen  Familie  sein;  und  die  Verschuldung,  unter 
tiiesem  socialen  Gesichtswinkel  betiachtet,  darf  daher  ihrem  Drucke 
uach  nicht  schematisch  nach  dem  äusseren  Frocentverhältniss  der 
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Schuldbelastung,  sondern  sie  muss  im  Verhftltniss  zu  der  indivi- 
duellen Verschuldungsfähigkeit,  die  sich  aus  der  Grösse 
der  überhaupt  möglichen  Wirthschaftsüberschüsse  ergiebt, 
beurtheilt  werden.  Daher  unter  diesem  Gesichtspunkt  eine  Ver- 
schuldimg (z.  B.  von  60%  des  Werths),  die  in  den  Augen  eines 
creditirenden  Instituts  noch  als  unbedenklich  angesehen  wird,  w^eil 
imd  Bofem  im  Fall  des  freiwilligen  oder  Zwangsverkaufs  der  Erlös 
hinreichende  Deckung  gewährt,  doch  als  eine  übermässige  sich 
darstellen  kann,  wenn  und  soweit  nach  den  Verhältnissen,  unter 
denen  die  in  diesem  umfang  belastete  Grössengruppe  des  Grund- 
besitzes zu  wirthschaften  pflegt  oder  zu  wirthschaften  genöthigt 
ist,  eine  Erwirthschaftung  der  Zinsen  und  Abtragimgsquoten  sich 
unmöglich  erweist.  Hiermit  hängt  denn  auch  zusammen,  wesshalb 
in  Zeiten  weichender  Beute  selbst  eine  nur  massige  Zunahme  der 
Verschuldung  von  sachverständigen  Beurtheilem  der  Verhältnisse 
als  eine  bedenkliche  Erscheinung  charakterisirt  wird,  wo  eine  nur 
an  der  Oberfläche  haftende  Auffassungsweise  einen  bemerkens- 
werthen  Vorgang  überhaupt  nicht  zu  verzeichnen  hat;  wie  sich 
eben  daraus  die  widerstreitenden  ürtheile  über  die  Lage  des  Grund- 
besitzes gerade  in  der  Gegenwart  recht  wohl  erklären. 

Wenn  es  in  einer  amtlichen  DarsteUung  über  die  Oesterr.  Statistik  gelegentlich 
heisst:  nDen  Bodenwerth  selbst  statistisch  zu  erfassen,  ist  bis  jetsst  noch  ein  un- 
gelöstes Problem  .  .  .  Damit  fehlt  die  wichtigste  Relation,  welche  zur  Benr- 
Üieilung  der  wahren  Bedeutung  der  Verschuldungsziffer  vor  AUem  bekannt  sein 
müsste  (Oesterr.  Statist.  Monatsschrift,  Jahrg.  1883,  S.  329  ff.) ;  und  wenn  in  einer 
amtUchen  Darstellung  aus  Sachsen  der  Satz  sich  findet:  „Erörterungen  über  Ver- 
schuldung des  Grundbesitzes  sollten  nie  ohne  gleichzeitige  Feststellung  des  Besitz- 
standes und  des  Werthes  des  Grundbesitzes  vorgenommen  werden;  denn  nirgends 
ergiebt  sich  die  BÜanz  nur  aus  den  Passiven,  sondern  immer  nur  aus  deren  Gegen- 
übersteUung  mit  den  Activen"  (vgl.  den  Aufsatz  von  Steglich  in  der  Zeitschr.  d, 
Sachs.  Statist.  B.,  Jahrg.  1892,  S.  109),  so  sind  im  Hinblick  auf  das  oben  Gesagte 
diese  Sätze  nur  bedingt  richtig;  die  Gtegenüberstellung  von  Gnmdwerthen  und 
Grundverschuldung  kann  zu  Schlussfolgerungen  über  den  Druck  der  Belastung 
jedenfalls  nur  dann  verwerthet  werden,  wenn  unter  Grund werth  der  Reinertrags- 
werth  verstanden  wird,  mit  dessen  Steigerung  auch  die  Belastungs&higkeit  wichst; 
während  die  ohne  gleichzeitiges  Steigen  der  Bodenrente  sich  vollziehende  Steigerung 
der  Verkehrswerthe  zwar  die  unterpfändliche  Sicherheit  verstärkt, 
aber  auf  den  an  und  für  sich  vorhandenen  Druck  der  Belastung  gänzlich  einfluss- 
los bleibt. 
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§113.  Abschliessende  Betrachtungen  über  die  Besitz- 
er edit  verschul  düng. 

1.  Solange  der  freihändige  Erwerb  von  Grund  und  Boden  auch 
von  Seiten  solcher  Elemente  der  Bevölkerung  erstrebt  wird,  die 
über  die  Baarmittel  zum  Erwerb  nicht  oder  doch  nicht  vollständig 
verfügen  und  solange  die  Anerbenrechtsinstitution  gegendenweise 
als  eine  im  Interesse  des  Grundbesitzes  gelegene  Institution  er- 
achtet wird,  sind  Besitzcreditschulden,  d.  h.  Schulden,  die 
zur  Steigerung  der  Rente  des  erworbenen  Anwesens  nichts  beizu- 
tragen vermögen,  mit  denen  vielmehr  Werthbestandtheile  des 
Bodens  an  Dritte  abgetreten  werden,  unvermeidlich;  das  völ- 
lige Verschwinden  solcher  Besitzcreditschulden  könnte  nur  mit 
dem  Ergebniss  erkauft  werden,  dass  der  Besitz  von  Grund  und 
Boden  in  antisocialer  Weise  in  den  Händen  der  jeweils  kapital- 
kraftigsten  Sjreise  monopolisirt  würde.  Die  bedingungslose  Yerur- 
theilung  der  Schulden  des  Besitzcredits,  sowohl  der  durch  frei- 
händigen Erwerb  wie  der  durch  Erbschaftsregulirungen  veranlass- 
ten, sollte  daher  im  Bereich  einer  von  socialem  Gedankeninhalt 
beherrschten  agrarpolitischen  Auffassung  keinen  Baum  haben;  ins- 
besondere ist  mit  dieser  Auffassung  die  Forderung  der  völligen 
Schliessung  der  Hypothekenbücher,  d.  h.  die  zwangsweise  Frei- 
haltung des  Grundbesitzes  von  Hypothekenschulden  unverein- 
barlich*). 

2.  Es  ist  bis  jetzt  unerweislich,  dass  in  der  Gegenwart  der 
gesammte  Grundbesitz  oder  auch  nur  der  grössere  Theil  desselben 
in  einem  Maasse  mit  Schulden  belastet  sei,  dass  eine  Verzinsung 
und  allmähliche  Tilgung  der  Schuld  ausserhalb  des  Bereiches  der 
Möglichkeit  liege;  im  Gegentheil  ist  aus  den  vorliegenden  amt- 
lichen Erhebungen  und  aus  sonstigen  Anzeichen,  insbesondere  aus 
dem  Nachweis  über  die  in  grösserem  oder  geringerem  Umfang 
erfolgten  Löschimgen  von  Schuldposten,  aus  dem  im  Grossen  und 
Ganzen  anstandslos  sich  vollziehenden  Einzug  der  Annuitäten  von 


*)  So  auch  Gamp  a.  a.  0.,  S.  3ö  ff.  —  Selbst  L.  v.  Steiu  meiut,  dass  im 
Zustand  des  absolut  freien  Eigenthums  (bloss  des  absolut  freien?)  ein  Grundbesitz 
ohne  allen  Credit  entweder  eine  leere  Utopie  sei,  oder  der  Ausdruck  eines  absoluten 
Stillstandes  aller  landwirthschaftlichen  Entwicklung  (Die  drei  Fragen  etc.,  8. 166).  — 
Die  kritische  Würdigung  der  auf  Beseitigung  der  Besitzcreditverpflichtungen 
«bhebenden  Reformvorschläge  findet  sich  im  Abschnitt  YII  dieses  Kapitels, 
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Amortisationsdarlehen  zu  entnehmen,  dass  die  Yerschuldungshöhe 
bei  einem  grossen  Theil  des  Grundbesitzes  die  Grenzen  der  Ver- 
schuldungsfähigkeit noch  nicht  überschritten  hat;  der  verhältniss- 
massig  geringe  Procentsatz  der  Zwangsvollstreckungen  in  liegen- 
schaftliche Anwesen,  der  nur  gegendenweise  (z.  B.  in  den  ösÜicheu 
preussischen  Provinzen  und  in  einzelnen  Kronländem  Oesterreichs) 
in  auffälliger  Weise  eine  Erhöhung  erfährt,  ist  geeignet,  obige  An- 
nahme zu  bekräftigen.  In  einer  wirklich  ungünstigen  Lage  befindet 
sich  wesentlich  nur  der  in  seiner  Verschuldungsfähigkeit  überhaupt 
sehr  beschränkte  kleinere  Grundbesitz  und  weiter  der  mittlere  und 
grössere  bäuerliche  Besitz  da,  wo  eine  mangelhafte  Anerbenrechts- 
gesetzgebung durch  Adoption  des  Verkehrswerthsprincips  für  die 
Erbschaftsauseinandersetzungen  den  Interessen  des  Gutsübernehmers 
(des  Anerben)  ungenügend  Bechnung  trug. 

3.  Das  Bedenkliche  in  der  gegenwärtigen  Lage  liegt  nicht 
sowohl  in  der  vielfach  mit  Ungrund  angefochtenen  Creditfreiheit 
an  sich,  sondern  in  der  Tendenz  zu  anomalen  Preisbildungen 
des  Grund  und  Bodens,  durch  welche  dessen  Verkehrswerth  zum 
Theil  weit  über  den  Ertragswerth  hinausgehoben  wird.  In  Folge 
dieser  Tendenz  gerathen  in  den  Gegenden  der  Freitheilbarkeit  die 
kleineren  und  mittleren  Grundbesitzer  in  die  Gefahr,  mit  Kauf- 
schillingsresten, und  in  den  Anerbenrechtsbezirken  jene  und  die 
grösseren  Besitzer  in  die  Gefahr,  mit  Erbschaftsschulden  (Gleich- 
stellungsgeldern) überlastet  zu  werden,  d.  h.  Geldwerthe  für  das 
Bodenmaterial  hinzugeben,  für  die  das  letztere  eine  hinreichend 
reproductive  Kraft  nach  dem  durchschnittlichen  Stand  der  Betriebs- 
technik nicht  besitzt.  Die  hieraus  sich  ergebende  kritische  Folge 
kann  noch  am  ehesten  in  den  Gegenden  des  Parcellarbesitzes 
durch  rechtzeitige  Wiederabstossung  der  zu  theuer  gekauften  und 
jederzeit  leicht  wieder  verkäuflichen  Parcellen  abgewendet  werden, 
obwohl  selbstredend  derartige  Vorgänge,  weil  eingewurzelte  Hoff- 
nungen vereitelnd  und  den  Interessen  des  Grundbesitzes  zuwider, 
die  eine  gewisse  Stabilität  der  Besitzverhältnisse  erheischen,  imimer 
bedauerlich  bleiben;  die  Abwendung  der  in  der  Ueberschuldung 
liegenden  Gefahr  selbst  mit  diesem  äussersten  Mittel  ist  dagegen 
da  sehr  erschwert,  ja  immöglich  gemacht,  wo  der  Grundbesitz 
arrondirt,  die  Abstossung  einzelner  Gutstheile  desshalb  erschwert 
und  die  Abstossung  des  ganzen  Grundbesitzes  ohne  Verluste  selbst 
in  günstigen  Zeitläuften  selten,  in  Zeiten  einer  abwärts  gehenden 
Conjunctur  aber  nie  zu  bewerkstelligen  ist;  daher   denn  auch  die 
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l'reditkrisen  gerade  in  den  Gegenden  des  tbatsächlicli  oder  recht- 
licli  geschlossenen  Besitzes  den  bekannten  langwierigen  und  für  die 
Betheiligten  aclimerzhaften  Verlauf  zu  uelimen  pflegen'). 

4.  Das  Bedenkliche  in  der  gegenwärtigen  Lage  liegt  weiter- 
hin nicht  bloss  in  der  Tendenz  z\i  anomalen  Preisbildungen  des 
(inind  und  Bodens  an  sich,  sondern  gerade  aiicli  in  der  Unter- 
scbjitzung  dieser  Vorgänge  auf  dem  Griiudmarlttv  erkehr  durch  die 
Betbeiligten  und  in  der  daraus  entspringenden  Ueberachätzung  der 
mfiglicherweise  dem  Grund  und  Boden  abzuringenden  Erträgnisse 
J.  h.  der  im  concreten  Fall  gegebenen  Verschuldungsfähigkeit,  mit 
welcher  U eberschätz ung  die  Geneigtheit  der  Creditinstitute  auf  eine 
liem  inneren  Werthe  des  Gutes  nicht  entsprechende,  nämlich  zu 
hohe  Beloihung  correapoudirt  Die  allgemein  übliche  Festsetzung 
der  Beleihungsgrenze  in  scbematittcfaer  Weise  (50 — 60"/,,  des 
Verkehrswerthea),  die  vom  Gesichtspunkt  der  nur  mit  dem  Verkaufs- 
fall rechnenden  Creditgeber  verständlich  ist.  hat  im  Hinblick  auf 
das  ausserordentlich  verschiedene  Maass  der  concreten  Ver- 
tcliulduDgsfäbigkeit  offensichtlich  den  Credit\'erkehr  überwiegend 
ungODStig  beeinflusat  und  zwar  in   dem  Maiisse  ungünstiger,  als 

')  Diese  in  der  l'roisbilduiit'  di'»  Urund  uud  BudcuK  ÜBgeudu  VerudiuldouB'*- 
nnftche,  der  der  Einzelnu  in  vieleu  Fallen  muclillus  gegenübeTStehl. 
nindeatiniB  in  den  Fällen  der  tiatsübeniaiime  im  l^rbweg,  wird  niclic  selten  uu- 
geDQgenil  beachtet  und  es  verleitet  dien  dann  leicht  dazu,  dns  Momeol  der  Selbst- 
»er«cUuldnne:  alliusehr  in  bi-lonon;  «,  B.  wenn  StttagaHt  «iläBÄlich  der  Ver- 
fiffentlirbnng  der  Hes«iiichea  Isndw.  Erbebangea  im  April  1887  schrieb:  „¥.»  iei 
«rahr,  trübe  genug  sieht  es  da  und  dort  ans,  aber  ebensu  nalir  ist,  dass  die  bisherigeu 
dratKdien  Euqucteu  mit  EinscIilutiB  der  jetxt  in  Heasen  yeranstalteten  nii^hlä  weui^r 
als  denen  Recht  gehen,  die  vun  einem  beschränkten  BeubacUlimgsfelde  ans  die  land- 
irirllisclutft liebe  GewunnitUge  durch  den  letxlen  ScUluss:  ,., untröstlich  ist  es  aller- 
«drl»'"'  chtrakterisireii  zu  dürfen  vermeinen.  Dieses  Urtheil,  au  sich  sdion  unxn' 
mSend,  enveisl  üch  besonders  verfehlt,  wenu  es  die  Urüiide  für  herrsdieude  Nolh- 
■tlnde  nicht  in  der  Verkehrtheit  wirf  huthaftlichcn  tiebahrens,  sondern 
tor  «llem  in  Cm-  und  Znatänden  erblickt,  die  gnnx  aosserhalb  der  Selbsthilfe  des 
Landwirths  liegen.  Noch  ist.es  Niumandem  geglückt,  die  von  mir  früher  einmal 
■nQ^eworfene  Frage  einmal  zn  beantworten,  wo  es  eine  Uegend,  einen  Ort,  ja  audi 
IMT  dne  Einxelwirthachaft  gebe,  die  dem  Scbiiksal  des  Niederganges  oder  Znsnnunen- 
broelM  der  Oekonümie  anheimfallen  musste,  nbgU'idi  di'r  (inind  und  Boden  nicht 
m  tbeaer  erkauft  oder  erpuchtel  war^  et  aii  Ijinlänglichi^m  Kelriebskapital  uidit 
kwiK^ltC'  der  Bewirthsehaftmig  dos  Oules  eine  tweduuassige  Organisation  zu  Grunde 
htg;  die  Oekonümie  mit  InlelÜgen»,  limricbt,  Ordnung  und  Kleis»  geführt  wurde; 
4ie  Lebeoshalinug  des  Wirtbos  nicht  über  seine  Verhältnisse  hinausging.  Bis  jetzt, 
•o  tagte  ich  IR^  und  kann  es  hier  wiederholen,  hat  es  selbst  dem  verbittertateu 
Füsamismos  nicht  glücken  wollen,  Falle  dieser  Art  namhaft  zu  machen  und  damit 
die  Regel  nmiustossen,  dass  landwirthschaftliche  Untemehmungeu  vom  Hiuslingen 
,  nicbl  bedroht  sind,  wenn  ihneu  obige  Bedingungen  festen  Bestandes  xn  statten 
kommen,  d.  h.  wenn  sie  Forderungen  erfUlIeD,  weU-he  das  heutige 
Geirerbslebeu  xum  Gelingen  einer  Unternehmung  als  selbstver- 
«läodlich   erachtet." 
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die  Objecto  der  Beleihung  den  kleineren  und  mittleren  Besitzgruppen 
angehörten.  Die  Nothwendigkeit  der  Adoptirung  des  Ertrags- 
werthsprincips  an  Stelle  des  Yerkehrswerthsprincips ,  wie  im 
Gebiet  des  Erbrechts,  so  auch  hinsichtlich  der  hypothekarischen 
Transactionen  ist  daher  ebenso  wie  die  Nothwendigkeit  einer  besseren 
concreten  Würdigung  der  Verschuldungsfähigkeit  nach 
den  thatsächlichen  Besitz-  und  Wirthschaftsverhältnissen  ein  be- 
sonders wichtiges  Ergebniss  der  vorstehenden  Betrachtungen. 
Ebenso  aber  ergiebt  sich  aus  denselben,  wie  völlig  verkehrt  die 
Annahme  ist,  es  könne  durch  Festlegung  einer  für  alle  Grössen- 
gruppen  des  Grundbesitzes  gleichmässig  geordneten  oberen  Yer- 
schuldimgsgrenze  (z.  B.  von  50  %  des  Ertragswerthes)  Creditüber- 
spannungen  und  Creditkrisen  ein  für  allemal  vorgebeugt  werden. 
Die  auf  die  Erlassung  eines  sog.  Heimstätterechts  gerichtet« 
Bewegung,  sofern  sie  den  Schwerpunkt  der  Ordnimg  in  solche 
^chematische  Beleihungsregeln  verlegt,  ist  daher  schon 
desshalb  als  eine  völlig  verfehlte  zu  bezeichnen. 

5.  Jeder  Bruchtheil  des  Werths,  der  jenseits  der  Grenze 
des  Ertragswerths  liegt,  schmälert  den  Beinertrag  um  die 
Zinsen  des  hingegebenen  oder  geliehenen  Geldkapitals;  auf  dem 
auf  diese  Weise  erworbenen  Grund  und  Boden  ruhen  Verpflichtungen, 
die  durch  die  wertherzeugende  Kraft  des  Bodens  selber  nicht  ge- 
deckt zu  werden  vermögen  und  daher  dem  Wesen  des  Grund  und 
Bodens  direct  widerstreben,  und  wo  sie  gleichwohl,  freiwillig  oder 
wie  in  Erbschaftsfällen,  gezwungenermaassen  eingegangen  werden, 
dem  Geldkapital  einen  Antheil  an  der  nationalen  Grundrente  zu- 
führen, der  zwar  rechtlich  legitim  erworben,  wirthschaftlich  aber 
als  illegitimes  Einkommen  erscheint,  weil  es  in  einem  nur  fictiven 
Werth  seine  Unterlagen  hat.  Die  vielfach  ausgesprochenen  und 
ebenso  vielfach  missverstandenen  Worte  von  der  „Zinsknecht- 
schaft^^ des  Grund  und  Bodens  im  modernen  Grundeigenthums- 
verkehr,  von  der  Gefahr  des  „Verschlungenwerdens  des  Grund- 
kapitals durch  das  Geldkapital'^  sind,  hingesehen  auf  die  Credit- 
verpflichtungen  des  Grundbesitzes  im  Allgemeinen,  ebenso  sehr  eine 
irreleitende  Phrase,  als  sie  hingesehen  auf  jenen  Theil  der  Credit- 
verpflichtungen,  der  auf  fingirten  Grundwerthen  basirt,  innerlich 
berechtigt  erscheinen.  Aber  wie  in  einem  gesunden  Körper  jede 
Krankheit  in  sich  selbst  die  Bedingungen  der  Gesundheit  erzeugt, 
so  muss  auch  die  Unwahrheit,  an  der  die  Preisbildung  auf  dem 
Geldmarkt  leidet,  früher  oder  später  erkannt  werden  und  eine,  sei 
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es  In  den  Betheiligten  selbst,  sei  es  von  aussen  her  einsetzende 
Beaction  die  in's  Ziellose  gegangene  Preisbewegung  auf  die  ge- 
ordneten Bahnen  zurücklenken;  und  um  so  rascher,  je  mehr  Opfer 
der  krankhaften  Preisbildung  erlegen  sind.  Die  ungezügelte  Preis- 
bewegung nach  oben  hat  daher  erfahrungsgemäss  jederzeit  mit 
mehr  oder  minder  grossen  Bückschlägen  geendet,  wie  sie  gerade 
seit  den  achtziger  Jahren  dieses  Jahrhunderts '  nahezu  überall  zu 
Tage  getreten  sind;  und  die  Meinung,  dass  die  Tendenz  des 
Steigens  der  Bodenpreise  in  ungesunder,  unberechtigter  Weise  un- 
unterbrochen sich  geltend  mache  und  schon  desshalb  im  System 
des  freien  Grundmarkts  die  Lage  des  Grundbesitzes  eine  unhalt- 
bare sei,  steht  daher,  wie  schon  früher  betont  wurde  (Bd.  I,  g  41, 
Ziffer  c),  mit  der  Wirklichkeit  im  Widerspruch  und  darf  nicht  be- 
anspruchen, für  Zwecke  und  Ziele  der  Agrarpolitik  auf  dem  Gebiet 
des  Credit-  und  Schuldrechts  verwerthet  zu  werden. 

Anmerkung,  a)  Von  dem  Vorwarf,  einen  (xegensatz  zwischen  Gnmd-  und 
(ieldkapital  construirt  zu  haben,  wie  er  in  Wirklichkeit  nicht  besteht,  kann  ins- 
besondere L.  V.  Stein  nicht  freigesprochen  werden,  der  durch  eine  auf  diesem 
(«ehiet  wenig  angebrachte  Phraseologie  den  Sachverhalt  nicht  sowohl  erheUt,  als 
verdunkelt  hat;  so,  wenn  er  sagt:  jyWir  glauben,  dass  das  Geldkapital,  dem  natür- 
lichen Gesetz  seiner  Entwicklung  folgend,  das  Grundkapital  völlig  zu  unterwerfen 
im  Begriff  steht **  .  .  .  „Die  Bewegung  zwischen  Grund-  und  Geldkapital  hat  bestimmte 
^osse  Perioden.  In  der  ersten  sind  beide  friedlich ;  in  der  zweiten  tritt  das  letztere 
in  das  erstere  befruchtend  hinein  und  belebt  dasselbe,  indem  es  ihm  den  Charakter 
^iner  eigenen  Production  mittheilt;  in  der  dritten  aber  beginnt  es  dadurch  zu  herr- 
-»chen,  dass  es  das  letztere  zinspflichtig  macht"  ....  „Es  ist  die  ar- 
beitende Katur  des  Geldkapitals  selber,  durch  welche  dasselbe  .  .  .  sich  beständig 
erhöht  und  vermehrt,  und  unwiderstehlich  den  ganzen  (!)  Werth  des  letzteren  in 
Mine  Hände  bringt*^  ....  „Die  Gewalt  des  Kapitals  macht  aus  dem  an  sich  freien 
Betrieb  des  Grundbesitzes  die  Dienstpflicht  des  persönlichen  Kapitals,  gleichviel 
ob  der  zum  Dienst  Verpflichtete  Päeliter  oder  verschuldeter  Eigenthümer  ist  ...  . 
r>as  Hecht  auf  den  Ertrag  wird  dem  Kecht  auf  Pacht  und  Zins  unbedingt  unter- 
worfen und  dieses  Recht  vertreibt  den  Besitzer  von  seinem  Besitze"  ....  „Es  lieg^ 
vollkommen  in  der  Möglichkeit,  dass  der  Schuldner  für  das  von  ihm  aufgenom- 
mene Darlehen  so  viel  Zins  zu  zahlen  gezwungen  wird,  dass  er  jetzt  mit  seiner 
Arbeit  und  ihrem  Ertrag  aus  der  Zinspflichtigkeit  durch  die  Schuld  in  die 
einfache  Dienstpfliclit  geräth,  zu  welcher  ilin  der  Zins  verpflichtet .  .  .  und  so 
rermag  das  Geldkapital  durch  die  Dienstpflicht  und  Besitzlosigkeit,  welche 
e«  vermöge  seines  Rechts  in  den  Grundbesitz  einführt,  die  Grundlage  der  ganzen 
srermanischen  Geschichte  und  Gesellschaftsordnung  geradezu  zu  vernichten"... 
.  - .  „Wer  sich  ernsthaft  mit  der  Frage  (des  landw.  Credits)  beschäftigte,  der  musste 
«rkennen,  dass  durch  den  natürlichen  Gang  der  Dinge  vermöge  des  Eintretens  des 
(^eldkapitals  die  Zeit  kommen  werde,  in  welclier  auch  im  Grundbesitz  das  herr- 
»rbende  Kapital  den  Grundbesitz  zum  Arbeiter  machen  müsse,  ans  dessen  Verdienst 
<Us  erstere  mit  seinem  arbeitslosen  Einkommen  sich  die  Herrschaft  über  die  festen 
(inuidlagen  des  ganzen  europäischen  Lebens  bereiten  musste."  (Vergl.  Die  drei 
Fragen  etc.  S.  6,  7,  101,  151,  179/180  u.  s.  w.).  —  Die  einfache  Thatsache,  dass 
der  Grandbesitz  immer  nur  beschränkt  verschuldungsfällig  ist  und  dass  seine  Lage 
dann  eine  kritische  werden  kann,  wenn  er  Kapitalien  auf  rein  fingirte  Werthunter- 
|^'en  oder  wenn  er  sie  im  Vertrauen  auf  die  Fortdauer  besonders  günstiger  Con- 
JQneturen  aufgenommen  hat,   wird  hier  von  L.  v.  Stein  zu  einem  ge>vissermaasseu 
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natnrgesetzlich  sich  vollziehenden  Kampf  zwischen  zwei,  gleich  kriegfährendeu 
Parteien  gegenüberstehenden  Factoren  der  Production  ausgeklügelt,  der  mit  Noth- 
wendigkeit  zum  Untergang  des  schwächeren  Theils,  des  Grundkapitals,  führe.  Sehr 
richtig  hebt  in  einer  Beleuchtung  der  Stein^schen  Ausführung^  Meitzen  hervor 
(Siehe  dessen  Aufsatz:  „Die  Individualwirthschaft  des  Germanen  und  die  drohende 
Kapitalkrisis  unseres  Grundbesitzes'*  in  Conrad's  Jahrb.  f.  N.  u.  St,  N.  F.,  6.  Bd., 
S^  1  ff.),  es  müsse  als  eine  unrichtige  imd  verwirrende  Grundlage  der  gesammtea 
Deduction  angesehen  werden,  dass  die  von  L.  v.  Stein  beliebte  Personification  des 
Geldkapitals  ihren  Charakter  lediglich  von  einzelnen,  allerdings  besonders 
eindrucksvollen  persönlichen  Erscheinungen  erhält  und  diesem  glück- 
licherweise sehr  untergeordneten  Kreis  erfahrungsmässiger  Vorgänge,  wie  sie  sieb 
auf  dem  Gebiet  des  Wuchers  abspielen,  eine  Theorie  unerträglicher,  vom  Staat  zu 
beseitigender  Herrschaft  des  Geldkapitals  über  das  Grundkapital  entnommen  wird. 
Und  wohin  soll  denn  die  ganze  Betrachtungfsweise  führen?  Soll  überhaupt,  wie 
Meitzen  fragt,  Geldkapital  nicht  mehr  entstehen  dürfen,  oder  soll  die  Ausleihung 
oder  doch  die  Ausleihung  gegen  Zins  verboten  werden?  Denn  wie  schwächlich  sind 
doch  gegenüber  der  von  Stein  supponirten  unüberwindlichen  T^Tannis  des  Geld- 
kapitals die  von  ihm  angedeuteten  Reform -Vorschläge!  Und  bleibt  denn  wirklich 
immer  das  Geldkapital  in  dem  mit  dem  Grundkapital  geführten  Kampf  Sieger  and 
ist  nicht  vielmehr  die  Regel  die,  dass  wo  immer  ein  Grundbesitz  als  unhaltbar 
zusammenbrach,  die  endgültigen  Verluste  auf  der  Seite  des  Geldkapitals 
sind,  das  aus  dem  Zwangserlös  des  executiv  verkauften  Guts  nicht  völlig  befriedigt 
zu  werden  vermag.  Sehr  richtig  erinnert  Meitzen  auch  daran,  wie  so  häufig  die 
Familienangehörigen  es  selber  sind,  die  den  mit  Verlegenheiten  ringenden 
(Trundbesitzem  mit  ihren  Kapitalmitteln  zu  Hilfe  kommen  und  dabei  selbst  in 
finanzielle  Mitleidenschaft  gezogen  werden,  und  er  knüpft  daran  die  nicht  unberech- 
tigte Frage,  welchen  Eindruck  es  wohl  auf  diese  Familie  machen  müsse,  wenn  sie 
eben  mit  Entbehrungen  von  Neuem  Hilfe  zugesagt  und  man  sie  nun  mit  der  Theorie 
von  der  Knechtung  des  Grundkapitals  über  ihre  Handlungsweise  aufklären  wolle. 
Aehnlich  Zuns  in  seiner  Bekämpfting  von  Rodbertus  („Einiges  über  Bodbertus**, 
1883,  S.  56  ff.) 

b)  Argumentationen,  wie  diejenigen,  in  die  L.  v.  Stein  sich  mehr  und  mehr 
verirrte  und  die  von  anderen  Schriftstellern  wie  v.  Vogel  sang',  Ratzinger,  Jäger 
besonders  glaubenseifrig  übernommen  wurden,  erinnern  stark  an  das  Waffenarsenal 
der  Socialdemokratie;  wie  denn  auch  Marx  gelegentlich  meint,  die  Knechtung  habe 
lediglich  einen  Formwechsel  vollzogen  durch  Umwandlung  der  feudalen  in  die 
kapitalistische  Froduction,  und  die  ökonomische  Structur  der  kapitalistischen 
Gesellschaft  sei  hervorgegangen  aus  der  Structur  der  feudalen  Gesellschaft.  Und  an 
anderer  Stelle,  wo  er  die  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  (speciell  im  Lichte  der 
französischen  Besitzverhältnisse)  bespricht:  das  Parcelleneigenthum  befönde 
sich  ganz  und  gar  in  der  Sklaverei  des  Kapitals;  an  die  Stelle  des  feudalen 
sei  im  19.  Jahrhundert  der  städtische  Wucherer,  an  die  SteUe  der  Feudalpflichtig- 
keit  des  Bodens  die  Hypothek,  an  die  Stelle  des  aristokratischen  Grundeigenthnms 
das  bürgerliche  Kapital  getreten.  (Das  Marx^sche  Citat  ist  dem  Aufsatz  von  Stege - 
mann  in  Thiel's  landw.  Jahrb.,  Bd.  XV,  S.  813  ff.  entnommen.) 

c)  Auch  Jluhland  kann  nicht  beigepflichtet  werden,  wenn  er  (in  der  dtirten 
Schrift:  „Das  natürliche  Werthverhältniss  des  landw.  Grundbesitzes*^,  wo  die  durch  die 
Unvermehrbarkeit  und  Unübertragbarkeit  des  Grund  und  Bodens  gegebenen  Momente 
für  anomale  Preisbildungen  an  sich  sehr  treffend  gekennzeichnet  werden)  die  Ten- 
denzen zu  unnatürlichen  Werthbildungen  als  fortdauernde  ansieht  und  die  Rück- 
kehr zu  normalen  Preisbildungen  auf  dem  freien  Grundmarkt  überhaupt  in  Abrede 
steUt;  und  wenn  desshalb  in  seinen  Augen  die  dermalige  Gmndwerthbildung  der 
Mühlstein  ist,  der  die  landw.  Arbeit  in  den  tiefsten  Abgrund  des  proletarischeu 
Elends  hinabzieht  (a.  a.  0.,  S.  133).  Denn  hier  sind  Wahrnehmungen,  wie  sde  beim 
Liegenschaftsverkehr  im  Kleinen  (Parcellenumsatz)  zu  Tage  treten,  wo  allerdings 
„der  Marktwerth  des  landw.  Grundeigenthums  der  Ausdruck  des  Arbeitsertraes  der 
([ualitativ  besten  Arbeitskraft  nach  Abzug  der  nöthigsten  Unterhaltskosten  sein 
wird  (a.  a.  ().,  S.  129),  in  unzulässiger  Weise  auf  den  gesammten  Grundbesitz,  auch 
auf  den  mittleren    und   grösseren,    übertragen   worden,    dessen  Inhaber  keineswegs 
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iB8g«Mmiiit  und  za  allen  Zeiten  in  der  Lage  sich  befanden  haben,  dass  der  von 
ihnen  hingegebene  Gnmdwerth  allen  Arbeitsertrags  der  über  die  nöthigsten  Lebens- 
kosten hinaas  gewonnen  wird,  absorbirt  hätte;  weil  eben  in  diesen,  den  grössten 
Theil  des  GnindbesitBes  umspannenden  Besitzerkreisen  Gegentendenzen  gegen  anomale 
Prasbildongen  mit  Kachdrack  sich  immer  wieder  Geltang  verschaffen. 

6.  Ebensowenig  freilich  kann  die  in  den  Anschauungen  des 
Maacbesterthums  befangene  Betrachtungsweise  genügen,  die 
in  dem  Peld  von  Todten,  die  als  Opfer  einer  schrankenlosen 
Preisbildung  auf  dem  Grundmarkt  gefallen  sind,  den  natflrlichen 
Process  des  Stoffwechsels  in  der  Landwirthschaft;  erblickt,  der  zur 
Ausscheidimg  der  untauglichen,  ungeschickten  Elemente  geführt 
hat  und  mit  dessen  Beendigung  die  verbliebenen  oder  neu  ein- 
gerückten Elemente  um  so  günstigeren  Spielraum  für  neue  Erwerbs- 
bethätigung  gefunden  haben.  Eine  von  socialökonomischen 
Gesichtspunkten  beherrschte  Betrachtungsweise  wird  im  Gegensatz 
hierzu  solche  krankhafte  Vorgänge  im  Organismus  eines  bedeut- 
samen Erwerbsstands  zum  Ausgangspunkt  von  Erwägungen  nehmen, 
ob  nicht  Mittel  und  Wege  gegeben  sind,  jenen  krankhaften  Vor- 
igen vorzubeugen;  und  eine  in  dieser  Gedankenrichtung  sich 
bewegende  Agrarpolitik  wird  daher,  wie  auch  sonst,  so  vor  Allem 
in  diesem  wichtigsten  Punkt  des  Agrarwesens,  ihre  Mitwirkung  zur 
Verhütung  von  Ausschreitungen  und  zur  thunlichen  Sanirung  ein- 
getretener Uebelstände  nicht  versagen  dürfen.  In  dieser  Hinsicht 
ist  vor  Allem  an  die  grundsätzliche  Einbürgemng  des  Ertrags- 
werthsprincips  an  Stelle  des  Verkehrswerthsprincips, 
zumal  im  Gebiet  des  Erbrechts  zu  erinnern  und  die  bereits  früher 
IM  Gunsten  solcher  rechtlichen  Normirung  geltend  gemachten 
Gründe  (Bd.  I,  §  84)  erfahren  daher  durch  die  unvermeidbaren 
Thatbestände,  die  nach  den  vorausgegangenen  Betrachtungen  zu 
anomalen  Preisbildungen  des  Grund  und  Bodens  Anlass  geben, 
ein  verstärktes  Gewicht;  wie  anderseits  der  Umstand,  dass  solche 
anormale  Preisbildungen  mit  erhöhter  Gewalt  da  zu  Tage  treten, 
wo  eine  locale  üebervölkerung,  d.  h.  ein  Missverhältniss  zwischen 
ansässiger  Bevölkerung  und  Bodenmaterial  sich  bemerkbar  macht, 
den  Werth  einer  planmässigen  Auswanderungspolitik  (Bd.  I,  §  89 
in  Verbindung  mit  §  76)  in  besonders  helles  Licht  setzt.  Ist  femer 
die  Ursache  anomaler  Preisbildungen  gegendenweise  darauf  zurück- 
zuführen, dass  durch  Ausbieten  kleinster  Bodenparcellen  eine  künst- 
liche Erhöhung  der  Bodennachfrage  herbeigeführt  wird,  so  leuchtet 
rin,  dass  die  Einführung  von  sogen.  Parcellen minima  (Bd.  I, 
fi  87)  eine  Bedeutung  nicht  bloss  aus  Gründen  der  landwirthschaft- 
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lieben  Betriebstechnik,  sondern  aucb  dessbalb  bat,  den  freien  Grund- 
markt  von  einem  preissteigemden  Element  der  Grundstücksnach- 
frage  zu  entlasten.    Wenn  femer  die  anomalen  Preisbildungen  des 
Grund    und    Bodens    augenscbeinlicb    durcb    eine    schrankenlose 
Creditwirthscbaft  mindestens   gefördert  werden,   weil   und    soweit 
auch  die  zahlungsunfähige  Nachfrage  yermöge des Credits, 
der  sich  ihr  zur  Verfügung  stellt,  als  gleichberechtigter  Mitbewerber 
auf  dem  Grundmarkt  auftritt,  so  ist  die  Frage,  ob  nicht  auch  durch 
eine  Beschränkung   des   Besitzcredits   ein  besseres  Ver- 
bältniss  zwischen   dem  vorhandenen  Bodenmaterial  und  der  Land- 
nachfrage herzustellen  sei,  jedenfalls  nicht  grundsätzlich  von 
der  Hand  zu  weisen.  So  bedarf  auch  die  Frage,  ob  die  seitherige 
ausschliesslich  kapitalistische  Yerschuldungsform  beizu- 
behalten oder  ob  nicht  neben  ihr  die  Yerschuldimg  in  der  Form 
der  unkündbaren  Benta  eine  Daseinsberechtigung  habe,   also 
das  alte  System  des  Bentenkaufs  wieder  zu  neuem  Leben  zu  er- 
wecken sei,  einer  eingehenden,  vorurtheilsfreien  Würdigung.  Ebenso 
kann  wohl  in  Erwägung  kommen,  ob  nicht,  wenn  der  Staat  durch 
die  Hypothekar- Gesetzgebung  und  durch  die  Ordnung  des  Credit- 
rechts    überhaupt    die    Zugänglichmachung    des    Credits    für    den 
Grundbesitz  fördert,  daraus  die  sociale  Pflicht  für  den  letzteren 
erwächst,   eine  rechtzeitige  Abstossung  der  eingegangenen  Credit- 
verpflichtungen  sich  angelegen  sein  zu  lassen;   ob   also  nicht  als 
Correlat  der  Creditfreiheit  die  Pflicht  zur  Schuldentilgung 
(Amortisationsprincip)  mindestens  bei  der  gefahrvollsten  Art  des 
Besitzcredits,  der  Verschuldung  mit  Erbabfindungsgeldem,  einher- 
zugehen habe,  wobei  auf  die  früheren  diesfallsigen  Betrachtungen 
(Bd.  I,  §  85,  Ziffer  3)  verwiesen  sein  mag.    Endlich  aber  bietet 
sich    sicherlich    auch    in    der    Ordnung    des    Zwangsvoll- 
streckungswesens in   den  Grund  und  Boden  eine  Mög- 
lichkeit,   im    gegebenen    Fall    die    äussersten    Consequenzen    der 
Grundbesitzverschuldung    abzuschwächen,    indem    darauf   Bedacht 
genommen  wird,  dass  nicht  schon  jede  augenblickliche  Zahlungs- 
verlegenheit den  Grundbesitzer  des  verpfändeten  Gmndstückes  ver- 
lustig gehen  lässt;  wie  denn  eine  in  diesem  Sinne  geregelte  humane 
Ordnung  des  Zwangsvollstreckungsrechts    auch    rückwärts    wieder 
der  Creditfreiheit  gewisse  Zügel  anlegt,  also  mittelbar  verschuldungs- 
erschwerend   wirkt    Es    bleibt    den    folgenden   Abschnitten    vor- 
behalten, zu  untersuchen,  ob  und  in  welchen  Beziehimgen  den 
hier  angedeuteten  Gesichtspunkten  im  Sinn  einer  reformatorischen 
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Behandlung  des  Hypotheken-,   des  Schuld-  und  des  Zwangsvoll- 
streckungsrechts  näher  zu  treten  triftiger  Anlass  gegeben  ist. 


Abschnitt  III. 

Die  reehtllelien  Unterlagen  des  Hypothekarcredlts. 

§  114.  Ordnung  des  Yermessungs-  und  Grundbuch- 
wesens. 

Geht  man  von  dem  an  sich  richtigen  Standpunkt  aus,  dass 
der  Grundbesitz  des  Hypothekarcredits  nicht  entrathen  kann,  so 
gelangt  man  zu  der,  das  gesammte  Hypothekarcreditrecht  in  der 
That  beherrschenden  Folgerung,  dass  dem  Bedürfniss  des  Hypo- 
thekarcredits um  so  besser  gedient  sein  wird,  mit  je  grösserer 
Gewissheit  der  Gläubiger  darauf  rechnen  kann,  dass  ihm  das  zum 
Unterpfand  gegebene  Grundstück  oder  Anwesen  im  Fall  der 
Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners  für  die  Befriedigung  seiner 
Forderung  Deckimg  gewährt  und  dass  ihm  die  Geltendmachung 
seiner  Ansprüche  nicht  durch  unbekaniite  Ansprüche  dritter  Personen 
strittig  gemacht  werden  kann.  Hieraus  folgt  die  Nothwendigkeit, 
einerseits  durch  amtliche  Vermessung  und  Beschreibung  der  Grund- 
stücke die  für  die  Wertheinschätzung  der  zu  verpfändenden  Im- 
mobilien und  für  die  Beurtheilung  der  Sicherheit  des  Unterpfandes 
nöthige  geometrische  Unterlage  zu  schaffen,  anderseits  die  recht- 
lichen Formen  der  Verpfändung  und  die  an  den  Verpfändungsact 
sich  knüpfenden  Bechtswirkungen  gesetzlich  zu  ordnen.  Eine  gute 
Regelung  des  Vermessungs-,  des  Grundbuch-  und  des 
Hypothekenwesens  bildet  daher  die  unerlässliche  Voraus- 
setzung des  in  der  Form  des  Hypothekarcredits  auftretenden  Boden- 
credits,  wobei  im  Einzelnen  zu  bemerken  ist: 

1.  Vermessung  und  Kartirung.  Das  Bedürfniss  nach 
einer  zuverlässigen  geometrischen  Vermessung  der  Grundstücke 
ist  zwar  zunächst  wohl  im  Interesse  der  Steuerverwaltung  empfunden 
worden,  weil  für  die  Bildung  der  Grundsteueranschläge  die  Kennt- 
niss  der  Flächengrösse  ein  unentbehrliches  Element  ist ;  eine  solche 
Vermessung  liegt  aber  auch  im  Interesse  des  Gnmdeigenthums 
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selbst,  weil  ohne  sie  der  Verkehr  in  Liegenschaften  gehemmt  und 
weil  insbesondere  jede  Creditoperation,  bei  der  Liegenschaften  zum 
Unterpfand  bestellt  werden  sollen,  ohne  die  Kenntniss  ihrer 
Flächengrösse ,  die  die  Unterlage  der  Wertheinschätzung  bildet, 
äusserst  erschwert  wäre.  Desshalb  sind  in  allen  Staatswesen  mit 
der  Entwicklung  eines  vollkommeneren  Steuerwesens  imd  mit 
dem  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geld-  und  Creditwirthschaft 
aus  Gründen  der  Steuer-  wie  der  allgemeinen  Wirthschaftspolitik 
amtliche  Vermessungen  der  Grundstücke  in's  Werk 
gesetzt  worden,  deren  Ergebnisse  in  Karten  und  Beschreibungen 
(Grundsteuerbücher,  Grundbücher,  Stockbücher)  niedergelegt  wer- 
den und  fQr  deren  regelmässige  Ergänzung  auf  den  jeweils 
neuesten  Stand  durch  eine  besondere  Behördenorganisation  Sorge 
zu  tragen  ist.  Bei  der  Wichtigkeit  dieser  Maassnahmen  für  den 
Grundeigenthums  -  und  liegenschaftlichen  Creditverkehr  sowie  für 
die  Operationen  der  Steuerverwaltung  hat  man  vielfach  deren 
Durchführung  als  reine  Staatsaufgabe  behandelt  und  die  meist  sehr 
beträchtlichen  Kosten  der  Vermessung  imd  die  Portführung  der 
Vermessungswerke  auf  die  Staatskasse  übernommen  oder  doch  die 
Grundeigenthümer  nur  für  den  kleineren  Theil  des  Aufwands  für 
verhaftet  erklärt. 

2.  Grundbuchwesen.  Noch  wichtiger  als  die  Kenntniss 
der  Flächengrösse  der  Grundstücke  ist  die  jederzeitige  Erkenn- 
barkeit ihrer  rechtlichen  Beziehungen;  nur  deijenige 
wird  ein  Grundstück  erwerben  oder  beleihen  wollen,  der  jederzeit 
sich  zu  verlässigen  vermag,  ob  nicht  ältere  Rechte  an  demselben 
bestehen,  die  ihn  von  dem  Bechtserwerb  ausschliessen  oder  den 
Werth  des  Grundstückes  als  Zugriffsobject  herabmindern.  Mit 
Becht  wird  betont,  dass  das  römisch»  Becht,  indem  es  den  Eigen- 
thumsübergang  an  die  Tradition  knüpfte  und  die  Verpfändimg  der 
Grundstücke  durch  formlosen  Vertrag  zuliess,  ohne  eine  die  Er- 
kennbarkeit der  erworbeneu  Bechte  verbürgende  Einrichtung  zu 
treffen,  einer  gesunden  Entwicklung  des  Grundstücksverkehrs  und 
des  Bealcredits  stets  die  grössten  Hindemisse  bereitet  hat,  während 
da,  wo  eine  solche  Einrichtung  bestand  und  besteht,  der  unter 
ihrem  Schutz  stehende  Verkehr  und  Credit  in  der  den  Bedürfhissen 
des  Lebens  entsprechenden  Weise  sich  zu  entfalten  vermocht 
hat  *).    Der  Zweck ,   die  dinglichen  Bechtsverhältnisse  an  Grund- 
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äMcken  —  Eigenthumsrechte,  Qrunddienstbarkeiten,  Pfandlasten  — 
für  jeden  Betheiligten  durch  Eintrag  in  öffentliche  Bücher  jederzeit 
and  fOr  Jedermann  erkennbar  zu  machen,  kann  auf  verschiedene 
Weise  mit  mehr  oder  minder  durchgreifendem  Erfolg  zu  sichern 
gesucht  werden.  Als  die  am  meisten  den  Zweck  sichernde  Buch* 
einrichtimg  ist  anzusehen,  wenn  dem  Buch  (Grund-  oder  Im- 
mobilienbuch) öffentlicher  Glaube  (publica  fides)  beigelegt,  d.  h. 
der  Inhalt  des  Buchs  als  richtig  bezw.  als  vollständig  gewähr- 
leistet wird  (Publicitätsprincip);  wenn  femer  der  Bechts- 
erwerb,  mindestens  in  den  praktisch  wichtigsten  Fällen  der  Eigen- 
thumsübertragung  und  der  Hypothekenbestellung,  von  der  Eintragung 
in  das  Buch  abhängig  gemacht  wird  mit  der  Wirkung,  dass  nur 
die  in  dem  Grundbuch  eingetragenen  dinglichen  Bechte  Geltung 
haben  sollen  (Eintragungsprincip);  wenn  endlich,  um  thun- 
lich  zu  verhüten,  dass  die  öffentlichen  Glauben  geniessenden  Ein- 
tragungen in  einem  Widerspruch  mit  der  wirklichen  Bechtslage 
sich  befinden,  die  Buchbehörden  verpflichtet  werden,  eine  Eintragung 
nur  beim  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  vor- 
zunehmen (Legalitätsprincip).  In  diesem  System  —  Grund- 
buchsystem —  wird  danach  nicht  nur  über  die  an  Grund- 
stücken bestehenden  Bechte  bestimmter  Art,  sondern  auch  über 
die  Grundstücke  selber,  d.  h.  über  den  Gegenstand  der  Bechte 
ffl5glichst  sichere  Auskunft  gegeben;  allerdings  hat  die  Annahme 
dieses  Systems,  wie  sie  in  Preussen,  Sachsen  imd  anderen  mittel- 
und  norddeutschen  Staaten  sowie  in  Oesterreich  in  den  letzten 
Decennien  erfolgt  ist,  die  vorausgehende  Vornahme  einer  Landes- 
vermessimg  und  die  Eartirung  der  Bodenparcellen  zur  unerlässlichen 
Voraussetzung  (siehe  Ziffer  1),  welch'  letzterer  übrigens  in  den 
meisten  deutschen  Staaten  genügt  sein  dürfte,  so  dass  an  der 
Annahme  dieses  vollkommensten  Buchsystems  für  Deutschland  mit 
Erlassung  des  neuen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  nicht  zu  zweifeln  ist^). 

Anmerkung.  1)  Die  anderen  anir  Zeit  bestehenden  Systeme  der  Buchung 
der  an  Immobilien  bestehenden  Bechte  lösen  die  oben  bezeichnete  Aufgabe  der 
Buchemrichtong:  Ermittelung  und  Feststellung  der  einzelnen  Grundstücke,  Sicherung 
and  Befestigung  des  EigenSiums,  DarsteUung  der  Belastung  derselben  —  nur  in 
onvoUkommener  Weise.  Dies  gilt  sowohl  von  dem  in  Bayern,  Württemberg  und 
eixdgen  anderen  Staaten  bestehenden  Pfandbuchsystem,  bei  dem  überhaupt  nur 
den  Bedfirfiiin  des  Hypothekenyerkehrs  Bechnung  getragen  ist,  wie  von  dem  fran- 
zöiischen  sog.  Transscriptions- und  Inscriptionssystem,  wonach  zwar  die 
Eintragung  von  Erwerbsnrkimden  und  gewisser  ürtheile  in  das  Transscriptions- 
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register  yoi|^cliiieben,  (französ.  Gesetz  v.  23.  März  1856),  aber  der  Eigenthnms- 
erwerb  selbst  nicbt  an  die  Eintragung  geknüpft  ist  nnd  wonacb  die  Eintrag^g  in  das 
Inscriptionsregister  nur  die  Bedeutung  bat,  dass  die  Eeibenfolge,  in  der  sie 
▼org^ommen  wird,  für  die  Rangordnung  der  Gläubiger  maassgebend  ist.  Indem 
dieses  letztere  Sjstem  auf  der  Grundanschauung  beruht,  dass  der  Piivatrecbtsver* 
kehr  auch  in  Immobilien  „sich  unabhängig  von  jeder  cansae  cognitio  der  Behörde 
vollziehen  müsse**,  widerstrebt  es  jeder  Verbesserung,  welche  yon  dem  Legalitäts- 
princip  und  den  durch  dieses  bedingten  Grundsätzen  —  dem  Publidtäts-  und  dem 
Eintragungsprincip  —  ausgeht. 

2)  Auf  die  formale  Einrichtung  der  öffentlichen  Bücher  (Grundbücher), 
auf  Inhalt,  Umfang  und  Art  der  Einschreibungen  und  die  an  die  Eintragungen  im 
Einzelnen  sich  knüpfenden  Rechtswirkungen  ist  in  diesem  Zusammenhang,  da  es  sich 
wesentlich  um  dem  bürgerlichen  Recht  angehörende  Fragen  handelt,  nicht  näher 
einzugfehen  und  nur  daran  zu  erinnern,  dass  die  Art  der  rechtlichen  Ordnung  dieser 
Materie  von  der  Wahl  des  Buchsystems  beeinflusst  und  daher  für  die  Sicherheit  und 
Leichtigkeit,  mit  der  sich  der  Immobilienverkehr  vollzieht,  von  eben  solcher  Trag- 
weite ist,  als  das  in  Geltung  befindliche  Buchsystem  selber.  Eine  besondere  Wich- 
tigkeit hat  auch  die  Art  der  Organisation  der  Buchbehörden,  insbesondere 
also,  ob  mit  der  Wahrung  der  bezüglichen  Geschäfte  —  Grund-  und  H3rpotheken- 
buchsgeschäfte  — ,  wie  meist  der  Fall,  richterliche  Behörden  oder,  wie  in  einzelnen 
süddeutschen  Staaten,  die  Gemeindebehörden  zu  betrauen  sind;  für  eine  Lösung  im 
erstereu  Sinne  dürften  die  von  der  Buchbehörde  zu  verlangenden  rechtlichen  Kennt- 
nisse, für  eine  Lösung  im  zweiten  Sinn  die  leichte  Erreichbarkeit  der  Buchbehörde 
und  die  dadurch  geschaffene  Bequemlichkeit  und  Kostenerspamiss  für  das  Publicum 
sprechen;  jedenfaUs  ist  bei  der  Anlehnung  der  Buchführung  an  die  Gemeindeorgane 
für  eine  ausreichende  Aufsichtsfuhrung  durch  richterliche  Beamte  Sorge  zu  tragen. 
Angemessen  erscheint  es,  wenn  neben  dem  Buchbeamten  selber  für  Vermögensnach- 
theüe,  die  durch  rechtswidrige  Handlungen  oder  Unterlassungen  desselben  entstehen^ 
auch  dem  Staat,  im  Fall  der  Uneinbringlichkeit  der  Forderung,  eine  Haftpflicht 
auferlegt  wird  (subsidiäre  Haftpflicht  des  Staats);  denn  diese  Forderung  ist  ledig- 
lich eine  Consequenz  der  durch  die  Bucheinrichtung  den  Privaten  auferlegten  Nöthi- 
gung,  für  Vornahme  bestimmter  Rechtsgeschäfte  sich  der  Mitwirkung  von  Behörden 
zu  bedienen.  —  Vgl.  hierüber  wie  über  die  neuzeitliche  Ordnung  des  Hypotheken- 
und  Grundbuchwesens  den  gut  orientirenden  Aufsatz  von  Schollmeyer  im  Hdw. 
der  St.-W.,  Bd.  m.  S.  518  ff. 


§115.  Ordnung  des  Hypothekenwesens. 

Die  richtige  Ordnung  des  Hypothekenwesens  ist  för  den 
Grundbesitz  ganz  besonders  bedeutsam,  weil  von  ihr  vor  Allem  die 
Creditfllhigkeit  desselben  im  Einzelfalle  bedingt  ist;  daher  es  im  römi- 
schen Alterthum  bei  der  Mangelhaftigkeit  des  römischen  Hypotheken- 
rechts zu  einer  befriedigenden  Ausbildung  des  Hypothekarcredits 
gar  nicht  kam  und  das  Gleiche  für  die  rückwärtsliegenden  Jahr- 
hunderte für  alle  jene  Staaten  zutrifft,  die  mit  der  Beception  des 
römischen  Bechts  auch  dessen  Pfandrecht  übernahmen.  Die  Mängel 
der  römischen  und  der  diesen  nachgebildeten  älteren  europäischen 
Hypothekengesetze  treten  nicht  bloss  darin  zu  Tage,  dass  sie  Unter- 
pfandsrechte an  Grundstücken  zulassen,  welche  kraft  Gesetzes 
wirksam  werden  und  der  Eintragung  nicht  bedürfen  (gesetzliche 
und  stillschweigende  Hypotheken),   sondern  auch  darin, 
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dass  solche  Unterpfandrechte  den  gesammten  Yennögensbesitz  des 
Schuldners  erfassen  können  (Generalhypotheken);  beides 
steht  mit  den  Bedürfnissen  des  Qrundcredits  in  Widerspruch,  der 
nur  dann  auf  angemessene  Befriedigung  rechnen  kann,  wenn  der 
Gläubiger  die  auf  einem  Grundstücke  bereits  haftenden  Lasten  klar 
zu  übersehen  vermag,  und  wenn  er  der  Gefahr,  sein  Betreibungs* 
recht  durch  das  Vorhandensein  von  Generalhypotheken  beeinträchtigt 
zu  sehen,  entrückt  erscheint.  Wie  daher  das  Eintragungs- 
princip  als  ein  wichtiges  Element  bei  der  Ordnung  des  Grund- 
buchwesens nicht  nur  betreffs  der  Eigenthumsübertragung  von 
Grundstücken,  sondern  auch  betreffs  der  Hypothekenbelastung 
bereits  erkannt  wurde  (siehe  oben),  und  desshalb  bei  einer  guten 
Ordnung  des  Hypothekenwesens  nicht  eingetragene  (stillschweigende) 
Hypotheken  keinen  Baum  haben  dürfen,  so  ist  weiterhin  diese  gute 
Ordnung  von  der  Annahme  des  Specialitätsprincips,  d.  h. 
davon,  dass  Hypotheken  nur  an  bestimmten,  genau  umschriebenen 
Grundstücken  bestellt  werden  können,  sowie  von  der  Anerkennung 
des  Grundsatzes  bedingt,  dass  jede  frühere  Hypothekenbestellung 
der  späteren  im  Bange  vorgehe  (Recht  der  Priorität).  Mit 
Recht  hat  man  daher  in  diesem  Jahrhundert,  sobald  eine  Beform 
des  älteren  Hypothekenrechts  einsetzte,  mehr  und  mehr  die  gesetz- 
lichen, testamentarischen  und  ebenso  die  Generalhypotheken  ab- 
gestreift, die  Zulässigkeit  anderer  als  eingetragener  Hypotheken 
verneint,  dieses  moderne  Hypothekenrecht  also  auf  dem  Princip 
des  Eintragungszwangs  und  der  Specialität  aufgebaut,  das 
jPublicitätsprincip  dahin  erweitert,  dass  der  öffentliche  Glauben 
des  Grundbuchs  auch  auf  die  Forderung  sich  erstreckt,  für  welche 
die  Hypothek  bestellt  ist,  und  hat  man  zugleich  das  Bangverhält- 
nis s  zwischen  mehreren,  dasselbe  Grundstück  belastenden  Bechten 
klar  geregelt,  sei  es,  dass  sich  diese  Bangordnung  nach  der  Beihen- 
folge  der  Einträge  im  Grundbuche  oder  nach  der  Zeitfolge  richtet, 
in  der  die  Bechte  in  das  Grundbuch  eingetragen  werden. 

Das  vorstehend  in  seinen  Hauptzügen  gezeichnete  moderne 
Hypothekenrecht  ist  von  dem  Grundgedanken  beherrscht,  dass  der 
Grundbesitz  in  vielfältigen  Beziehungen  auf  die  Dienste  des  Geld- 
kapitals imbedingt  angewiesen  sei;  dass  insbesondere  die  Kapital- 
beschaffung im  Wege  des  Credits  in  den  weitaus  meisten  Fällen 
d^r  Erbschaftsauseinandersetzungen  gar  nicht  vermieden  werden 
kann,  wenn  anders  der  Liegenschaftsbesitz  der  Familie  erhalten 
bleiben   soll;    dass  zahlreiche  Angehörige  der  Volksgemeinschaft 
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nur  linier  Zuhilfenahme  des  Credits  einen  Antheil  am  vaterländischen 
Grund  und  Boden  sich  zu  erwerben  vermögen;  und  dass  desshalb 
eine  Gestaltung  des  Hypothekenwesens,  die  das  Geldkapital  dem 
Grundbesitz  und  den  Grundbesitzinhabem  leicht  imd  bequem  zu- 
führe, vor  Allem  durch  das  eigenste  Interesse  der  letzteren  selber 
gefordert  werde.  Nur  eine  Hypothekengesetzgebung,  die  die  Geld- 
forderung des  Gläubigers  mit  denkbar  grossen  Sicherheiten  umgiebt 
kann  eine  angemessene  BeMedigung  des  Hypothekarcredits  im 
Gefolge  haben,  während  imter  der  Herrschaft  eines  mangelhaft 
ausgestatteten  Hypothekenrechts  auch  letzterer  verkümmern  muss. 
So  ist  freilich  die  ultima  ratio  des  modernen  Hypothekenrechts 
dieExecution  der  Forderung  in  das  zum  Pfand  gegebene  Grund- 
stück, eine  Consequenz,  die  dann  wohl  zu  der  Meinung  geführt 
hat,  dass  überhaupt  in  dem  Geldkapital  ein  dem  Grundbesitz 
feindliches  Element  zu  erblicken  sei,  das  nichts  anderes  als 
dessen  Vernichtung  anstrebe;  unter  diesem  Gesichtswinkel  würde 
dann  allerdings  die  in  den  meisten  Culturstaaten  ins  Werk  gesetzte 
Beform  des  älteren  Hypothekenrechts  ein  Danaergeschenk  für  den 
Grundbesitz  bedeuten,  dessen  man  sich  nicht  rasch  genug  wieder 
entledigen  könnte;  in  der  Forderung  des  völligen  Schlusses  der 
Hypothekenbücher  klingt  dann  wohl  diese  Anschauung  aus  *).  Aller- 
dings hat  das  moderne  Hypothekenrecht,  indem  es  die  Abstossung 
von  Gutswerththeilen  erleichterte,  neben  der  Inanspruchnahme  des 
Credits  zu  nothwendigen  Zwecken,  auch  dem  leichtfertigen  Credit- 
geben  Vorschub  geleistet,  und  zu  derjenigen  Form  der  Mobilisirung 
des  Bodens,  die  im  Wege  der  naturalen  Theilung  sich  vollzieht, 
die  weitere  der  Theilung  nach  Werthen  hinzugefügt;  wie  denn 
durch  den  Ersatz  der  älteren,  schwerfälligen,  wenig  circulations- 
fähigen  Individualhypothek  durch  das  neuzeitliche  Bechts- 
institut  des  verkehrsföhigen  Pfandbriefs  die  Mobilisirung  des 
Grund  und  Bodens,  d.  i.  die  Vertheilung  der  Bodenwerthe  unter 
die  weitesten  Kreise  der  Volksgemeinschaft  ihren  Höhepunkt 
erfahren  hat,  so  dass  die  Pfandbriefe  nicht  mit  Unrecht  „der 
flüssig    gemachte  Verkehrswerth  des  Grund  und  Bodens,   in   die 


^)  Wie  aber  ein  mangelhaftes  Grundbuch-  und  Hypothekenwesen, 
ein  in  Folg^  dessen  mangelhaft  ausgebildeter  Bealcredit  und  der  ländliche 
Wucher  in  engem  Zusammenhange  stehen,  ist  betreffs  der  BheinproTinx  in 
einem  Artikel  in  No.  öl  6  des  Deutschen  Oekonomist  von  1892  sehr  gut  nach- 
gewiesen und  für  jeden  Kenner  der  wirklichen  Verhältnisse  des  Lebens  kaum  der 
Hervorhebung  bedürftig. 
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Form  der  Inhaberpapiere  gegossenes  genannt  worden  sind^).  Wenn 
aber,  wie  die  nachstehenden  Betrachtungen  zeigen  werden,  nur  in 
der  Form  der  Yerbriefimg  der  Hypotheken  durch  das  Institut  der 
Pfandbriefe  dem  Hypothekarcredit  wirksam  gedient  sein  kann,  so 
ist  die  oft  gehörte  Klage  über  die  Mobilisirung  des  Bodens  durch 
Hypothekenrecht  und  Pfandbriefsystem  entweder  unverständlich  oder 
doch  nur  dann  verständlich,  wenn  überhaupt  die  Zulässigkeit  hypothe- 
karischer Verschuldung  verneint  wird,  mit  welchem  Standpunkt  man 
sich  indess  mit  der  innersten  Natur  des  Gnmdbesitzes  und  der  ihm 
erwachsenden  socialen  imd  wirthschaftlichen  Pflichten  in  Wider- 
spruch setzt  (§  110,  Ziffer  3);  wie  denn  mit  dem  Schlagwort: 
,.Mobili8irung**,  wie  mit  manchen  anderen  Schlagwörtern,  gern  poli- 
tischer Missbrauch  im  Sinne  einer  Bückkehr  zu  alten,  abgelebten 
Fonnen  des  Agrarrechts  betrieben  zu  werden  pflegt*).  —  Einer  im- 
befangenen  Würdigung  der  Sachlage  wird  die  vollzogene  Um- 
gestaltung der  Hypothekengesetzgebimg  in  der  That  als  eine  Wand- 
lung zum  Besseren,  als  eine  Beform  im  guten  Sinne  des  Worts 
erscheinen,  an  der  festzuhalten  ist,  und  sie  wird  jener  abweichenden, 
augenblicklichen  Strömungen  und  Empfindimgen  ihre  Existenz  ver- 
dankenden Auffassungsweise  höchstens  eine  symptomatische  Be- 
deutung zuerkennen  können.    Eine  reformatorische  Weiterbildung 


')  Ueber  den  Unterschied  zwischen  Individualhypothek  und  der  Pfiuid- 
bestelluig  npro  parte**  an  einer  vereinigten  Gesammtmasse  vieler  einzelner 
IndiTidualhypotheken  siehe  Knies,  a.  a.  0.,  II.  Bd.,  S.  376ff.,  der  für  die  letztere 
H>'pothek  die  Bezeichnung  „Partialhypothek*"  vorschlägt,  staU  der  sonst  ge- 
brauchten Bezeichnung:  „ Collectivhypothek "  oder  „ H^'potheken > AntheUschein ^ 
(Hecht).  —  Die  Pfandbriefe  können  anf  den  Namen  oder  auf  den  Inhaber 
ausgefertigt  [werden;  letzteres  ist,  wegen  der  Umständlichkeit  der  Weiterbegebung 
Ton  Pfandbriefen  auf  den  Namen  mittelst  Indossament,  die  Regel;  zur  Emission  von 
Pfandbriefen  anf  den  Namen  bedarf  es  in  der  Regel  der  Staatsgenehmigung, 
und  dieser  Oenehmigungsvorbehalt  kann  dann  äusserlich  sich  als  Concessions- 
ertheilung  darstellen,  zumal  dann,  wenn,  wie  in  Preussen,  mittelst  der  daselbst 
erlasseneu  „Normativbestimmungen"  fui  ActieuhTpothekenbanken ,  diesen  be- 
stimmte, im  Interesse  einerseits  der  Gläubiger,  anderseits  der  Bodencreditschuldner 
liegende  Verpflichtungen  auferlegt  werden. 

')  In  dieser  Uebertreibung  gefilllt  sich  auch  Sohm  („Ueber  Natur  und  Ge- 
schichte der  modernen  Hypothek'',  1877),  wenn  er  am  Schlüsse  dieser  im  Uebrigen 
sehr  lesenswerthen  Schrift  meint,  dass  die  moderne  Hypothekengesetzgebung,  indem 
sie  die  Mobilisirung  und  damit  die  Kapitalisirung  des  gesammten  GmndbesitzeB 
bedeute,  das  allgemeine  Gesetz  des  modernen  wirthschaftlichen  Lebens:  die  unbe- 
dingte Uebermacht  des  beweglichen  Kapitals  über  den  Grundbesitz, 
Tollziehe.  „Die  moderne  Hypothek  zählt  zu  den  vielen  Thatsachen,  in 
welchen  zugleich  die  Voriierrschafi  der  städtischen  Interessen  und  die  kapitalis- 
ti«che  Organisation  der  Gegenwart  zum  Ausdruck  gelangen.*"  —  Hierzu  beachte 
man,  dass  ein  so  «nergiacher  Vorkämpfer  für  agrarische  Interessen,  wie  Freiherr 
T.  Erffa-Wernburg,  im  Deutschen  Landwirthschaftsrath  1887  (Archiv,  8.  463)  fOr 
völlige  Beseitigung  der  Individualhypothek  eingetreten  ist. 
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des  Hypothekenrechts,  insbesondere  durch  grundsätzliche  Zulassimg 
auch  der  Bentenhypothek  statt  der  Eapitalhypothek  (siehe 
imten  §  118),  ist  dabei  selbstverständlich  nicht  ausgeschlossen. 
Auch  liegt  zu  Tage,  dass  mit  der  ErmOglichung  einer  leichten  und 
bequemen  Befriedigung  des  Gredits  in  den  Fällen  nöthigen  Credit* 
bedarfs  durch  eine  angemessene  Ordnung  des  Hypothekenrechts, 
der  Aufgabebereich  der  Agrarpolitik  nicht  erschöpft  ist;  wobei  auf 
die  allgemeine  Betrachtung  oben  am  Schluss  von  §  113,  Ziffer  6 
und  auf  die  Betrachtungen  in  den  folgenden  Abschnitten  zu  ver- 
weisen ist. 

Anmerkungen,  a)  Den  principalen  Forderungen,  denen  das  moderne  Hjpo;- 
thekenrecht  wieder  zur  Verwirklichung  verholfen  hat,  wurde  durch  die  älteren 
dentBchrechtlichen  Verpfandnngsformen,  wie  Röscher  (a.  a.  0.,  §  129)  betont, 
gut  genügt,  da  bei  der  „Satzung  (Ueberlassung  des  Pfandguts  an  den  Gläubiger 
zu  Besitz'  und  Nutzung  bis  zur  Tilgung  der  Schuld)  und  ebenso  beim  ^Renten- 
kauf*^  (Auflegung  einer  Rente  auf  das  verpfändete  Grundstück)  das  Princip  der 
Specialität  gewahrt  bUeb,  Priorit&tsstreitigkeiten  mehrerer  Gläubiger  kaum 
denkbar  waren  und  die  Erkennbarkeit  der  Belastung  endlich  dadurch  ge- 
sichert erschien,  dass  jede  Unterpfandsbestellung  (wie  jede  Eigenthumsübertragung) 
vor  der  als  Gericht  versammelten  Volksgemeinde  angekündigt  werden  musste. 
Nur  ist  hierbei  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  die  Verpfandung  in  der  Form 
der  älteren  Satzung,  indem  sie  das  Grundstück  der  Disposition  des  Schuldners  ent- 
zog, ein  für  letzteren  unter  Umständen  höchst  nachtheilig^  und  gefährliches 
Rechtsverhältniss  schuf  und  daher  als  eine  rationelle  Lösung  des  Problems  der 
PfandbesteUung  keineswegs  angesehen  werden  kann,  zumal  die  Sicherung  des 
Gläubigers  auch  auf  andere,  minder  einschneidende  Weise  sich  erreichen  lässt: 
daher  denn  auch  diese  Verpfandungsart  durch  kanonische  Zins-  verböte 
wiederholt  verpönt  wurde ,  während  der  später  aufkommende  Rentenkauf  solcher 
Beanstandung  durch  kirchliche  Vorschriften  weniger  unterlag.  Die  Wiederanknüpfnn^ 
an  dieses  Institut  durch  Zulassung  der  Verschuldung  in  der  Form  der  Rente  ver- 
dient jedenfalls  besondere  Beachtung  (Bd.  I,  §89  am  Schluss  und  §  91  fF.,  sowie 
§  118  unten). 

b)  In  einer  Anzahl  Staatswesen,  so  in  Frankreich,  Preussen,  Bayern  et<;., 
hatte  sich  übrigens  in  Fortbildung  der  älteren  Satzung,  ein  ähnliches  Rechtsinstitut : 
das  sogenannte  antichretische  Pfandrecht  (Besitzpfand)  ausgebildet  und 
bis  in  neuere  Zeit  erhalten;  das  Wesen  dieses  Instituts  besteht  darin,  dass  der 
Gläubiger  mit  dem  Besitz  der  Pfandsache  zugleich  die  Befugniss  hat,  die  Früchte 
zu  ziehen,  sei  es,  dass  er  dieselben  auf  seine  Forderung  verrechnen  darf,  oder  aber 
durch  den  Fruchtbezug  für  den  ihm  entgehenden  Gebrauch  des  Kapitals  ohne 
Rechnungslegung  entschädigt  werden  solL  Die  Berechtigung  dieses  Instituts  ist 
aber,  wie  die  Motive  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch  für  Deutschland  zutreffend  be- 
tonen, höchstens  da  nicht  in  Zweifel  zu  ziehen,  wo  die  gewöhnliche  Rechtsform, 
auf  welche  der  Realcredit  sich  angewiesen  sieht,  so  mangelhaft  sichert,  wie  die 
gemeinrechtliche  Hypothek;  dagegen  entbehrlich  dann,  wenn  und  sobald  die  Erkenn- 
barkeit der  Rechte  am  Grund  und  Boden  durch  öffentliche  Bücher  gewährleistet  und 
damit  dem  Hypothekengläubiger  die  thatsächUch  vorhandene  Sicherheit  rechtlich 
verbürgt  wird ;  daher  denn  auch  das  antichretische  Pfandrecht  mit  dem  Fortschreiten 
der  Bucheinrichtung  mehr  und  mehr  aus  der  Praxis  des  Geschäftslebens  vet- 
schwunden  ist*  In  dem  neuen  bürgerlichen  Gesetzbuch  für  Deutschland  wird  daher 
dieses  Rechtsinstitut  keine  Stelle  finden,  ebensowenig  wie  das  in  Bremen  im  An- 
schluss  an  altdeutsche  Rechtsübungen  noch  heute  in  Kraft  befindliche  Institut  der 
Handfeste,  dessen  Eigenthümlichkeit  darin  besteht,  dass  die  Oeffentlichkeit ,  mit 
welcher  diese  Rechtsform  des  Realcredits  ausgestattet  ist,  und  die  rechtliche  Sicher- 
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beit,  welcher  die  Handfesteglänbiger  sich  erfreuen,  nicht  auf  dem  OmndbnchBystem, 
sondern  auf  der  Wirkung  des  Ausschlusses  entgegenstehender  Rechte  beruhen  (siehe 
Motive  s.  bürgerL  Gesetsb.  a.  a.  0.,  Bd.  III,  S.  628 ff.). 

c)  Der  Code  Napoleon  lässt  gesetzliche  und  richterliche  Unterpfands- 
rechte  in  weitestem  Umfange  zu  und  dieser  Zustand  des  Rechts  in  Verbindung  mit 
der  mangelhaften  französischen  Bucheinrichtung  —  siehe  S.  83  oben  —  wird  denn 
anch  in  wachsendem  Maasse  als  ein  schweres  Hemmniss  für  eine  gedeihliche  Entwick- 
lung des  Hypothekarcredits  anerkannt.  Auch  in  England  besteht  über  die  Mangel- 
haftigkeit des  Hjpothekenwesens  alte  Klage  und  diese  Mangelhaftigkeit  ist  die  Ur- 
sache, dass  daselbst  hypothekarische  Darleihen  auf  den  ländlichen  (rrundbesit& 
höchst  selten  sind.    Tgl.  auch  die  Anm.  Bd.  I,  §  93,  Anm.  b,  S.  546. 

d)  Ueber  die  Gesetzgebung  in  Deutschland  und  die  für  das  neue  bürger- 
liche Gesetzbuch  in  Aussicht  genommene  Regelung  vgl.  die  §§  1062  ff.  des  Entwurf» 
und  die  Motive  Bd.  m,  S.  596  ff.  Auf  ein  näheres  Eingehen  in  die  geplante  und 
is  landw.  Kreisen  mitunter  stark  angefochtene  künftige  Gestaltung  der  Rechtsmaterie 
vaxa%  an  dieser  Stelle  verzichtet  und  soll  nur  noch  darauf  verwiesen  werden,  dass 
im  Anschlnss  an  die  Rechtsentwicklung  in  einzelnen  deutschen  Staatsgebieten  an 
dem  Princip  der  ausschliesslich  accessorischen  Natur  der  Hypothek, 
Tennöge  dessen  diese  ohne  eine  Forderung  nicht  zur  Entstehung  gelangen  kann, 
in  dem  sEntwurf*^  nicht  festgehalten,  vielmehr  daneben  auch  die  Hypothek  ala 
i»elbstBtändiges  Recht,  unter  dem  Namen  Grundschuld,  ausgebildet  wurde 
tGnmdschuldsystem  jetzt  schon  geltend  in  Hamburg,  Lübeck,  Mecklenburg, 
sowie  in  Preussen,  wo  aber  die  Gesetze  v.  5.  Mai  1872  die  Grundschuld  doch 
nur  neben  der  accessorischen  Hypothek  zugelassen  haben).  Aus  agrarischen  Kreisen 
ist  gegen  das  System  der  Grundschuld  das  nicht  ungewichtige  Bedenken  erhoben 
worden,  dass  es  für  geschäftsunkundige  und  unerfahrene  Leute  eine  wirthschaftliche 
Gefahr  bedeute,  wenn  ihnen,  zumal  im  Hinblick  auf  die  formale  Strenge  der  Grund- 
ichaldfordemng,  die  gesetzliche  Möglichkeit  eröffnet  werde,  mit  Kapitalien,  die  sie 
nicht  schuldig  sind,  ihre  Grundstücke  zu  belasten ;  und  dass  die  Leichtigkeit,  Schuld- 
titel (Orundschuldbriefe)  in  den  Formen  der  Grundschuld  in  den  Verkehr  zu  bringen, 
der  ohnedies  wachsenden  Gefahr  einer  Mobilisirung  des  Grund  und  Bodens  den 
denkbar  stärksten  Vorschub  leiste.  (Vgl.  hierzu  u.  A.  auch  das  Referat  von  Geh. 
Begiemngsrath  Hermes  an  das  Preuss.  LandesökonomiecoUegium  in  ThieVs  Landw. 
Jahrb.,  Bd.  XVHI,  Ergänzungsbd.  II,  S.  96,  und  die  Referate  von  Andrae  und 
Freiherr  von  Getto  an  den  Deutschen  Landwirthschaftsrath  in  dessen  Archiv  für 
1889,  8.  166  ff.) 

Demgegenüber  hat  man  geltend  gemacht,  dass  es  im  Interesse  des  Grundeigen- 
thomers  gelegen  sei,  unter  Umständen  ein  Kapital  auf  seine  Grundstücke  aufzunehmen, 
ohne  sich  personlich  haftbar  machen  zu  müssen,  wie  Letzteres  bei  der  regelmässigen 
Form  der  Hypothekenbestellung  der  Fall  ist ;  und  dass  die  oben  angedeutete  Gefahr 
anch  bei  der  Hypothek  zutreffen  könne,  wenn  die  durch  sie  gesicherte  Forderung 
aaf  einem  abstracten  Schuldanerkenntniss  oder  Schuldversprechen  beruhe.  „I^^ 
Gefahr  liegt  nicht  sowohl  in  dem  Selbstständigkeitsdogma,  welches  in  der  Grund- 
»chnld  zur  Geltung  kommt,  als  vielmehr  in  der  Loslösung  des  Rechtsverhältnisses 
von  dessen  obligatorischem  Grunde.  Eine  Gesetzgebung  aber,  welche  die  allgemeine 
Wechflelfähigkeit  und  die  Gültigkeit  abstracter  Schnldversprechen  und  Schuld- 
anerkenntnisse nicht  ablehnt,  darf  die  Grundschuld  nicht  aus  Scheii  vor  dem  Miss- 
brtach  zurückweisen,  der  mit  derselben  getrieben  werden  kann**  (Motive  zum  Ent- 
wurf des  deutschen  bürgerl.  Gesetzbuchs,  III.  Bd.,  S.  610).  Eine  vorwiegend  wohl- 
woUende  Stellung  zu  dem  System  der  Grundschuld  wird  auch  von  Knies  a.  a.  0., 
n.  Bd.,  S.  366  eingenommen,  indem  er  darin  eine  unbestreitbare  Verbesserung  in  der 
Lage  des  Schuldners  erblickt.  „Wenn  der  Schuldner  mehrere  Darleihen  nach  ein- 
ander aufnimmt,  so  folgt  aus  der  Priorität  der  Gläubiger,  dass  die  nachkommenden 
Ihtfleihen  unter  ungünstigeren  Bedingungen  erlangt  werden.  Wird  hiemach  z.  B.  der 
Porten  Nr.  1  getilgt,  so  rücken  die  Posten  2,  3,  4  „„ohne  ihr  Verdienst""  in  die 
heueren  Stellungen  ein  und  der  Schuldner  muss  ein  etwaiges  neues  Darlehen  wieder 
ab  Nr.  4  (statt  aU  Nr.  1)  aufnehmen.  Bedeutsam  sind  anch  die  Folgen  im  Fall 
Hner  Snbhastation,  wo  eventuell  der  Schuldner  mit  der  von  ihm  auf  seine  Grund- 
stücke erworbenen  Hypothek  unter  den  Gläubigem  rangirt"  (a.  a.  0.,  S.  370). 
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e)  Als  die  Interessen  des  Grundbesitzes  schädif^end  sind  solche 
Vertragsklauseln  bei  der  Hypothekenbestellung  anzusehen,  die  dem  Gläubiger 
das  Recht  einräumen,  das  belastete  Grundstück  zum  Zweck  seiner  Befriedigung 
privatim  zu  verkaufen  oder  doch  die  Veräusserung  in  anderer  als  in  der  im  Ge- 
setz vorgeschriebenen  Weise  vorzunehmen;  und  femer  jene,  durch  die  der  Eigen- 
thümer  sich  verpflichtet,  das  Grundstück  nicht  weiter  zu  veräussem  oder  weiter  zu 
belasten.  Einen  Vertrag  im  letzterwähnten  Sinn  hat  desshalb  der  Entwurf  des 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  Deutschland  mit  Becht  als  nichtig  erklärt  und 
die  ersterwähnte  Klausel  nuc  für  den  Fall  zugelassen,  dass  sie  nach  eingetretener 
Pälligkeit  der  Forderung  getroffen  wird.  Eine  ähnliche  ablehnende  Stellungnahme 
wie  die  letzte  empfiehlt  sich  auch  gegenüber  der  Klausel  der  lex  commissoria 
des  römischen  Rechts,  inhaltlich  welcher,  falls  der  Schuldner  seiner  Verbindlichkeit 
zur  Verfallzeit  nicht  Genüge  leisten  sollte,  das  Pfand  dem  Gläubiger  für  die  For- 
derung verfallen  sein  soll  und  zwar,  weil  die  Zulassung  solcher  Vertragsabspracheo 
dem  Gläubiger  nicht  selten  die  Möglichkeit  bieten  könnte,  die  vielleicht  nur  vor- 
übergehende Verlegenheit  des  Schuldners  zur  Erlangung  ungewöhnlicher  Vortheile 
auszubeuten. 

f)  Das  Vertrauen  in  die  reale  Sicherheit  der  von  HypothekenanstalteD 
ausgegebenen  Pfandbriefe,  damit  auch  deren  Circulationsfahigkeit  und  der  far 
die  Zinshöhe  des  Darlehens  maassgebende  Curs  dieser  Pfandbriefe  wird  g^unstig  be- 
einflusst  werden,  wenn  und  soweit  den  Inhabern  der  letzteren  über  das  Forderungs- 
recht  hinaus,  das  sie  an  das  creditirende  Institut  und  das  Vermögen  des  letzteren 
(Reservefonds  etc.)  haben,  im  Concursfall  an  den  von  der  Bank  erworbenen  For- 
derungen selber  ein  gesichertes  Vorrecht  zusteht;  denn  nur  dann  bildet  die 
Anlage  von  Geldern  in  Pfandbriefen  eine  ganz  sichere,  der  Einzelhypothek  wegen 
der  rascheren  Realisirbarkeit  und  des  regelmässigen  Zinseingangs  noch  vorzuziehende 
Kapitalanlage.  Nach  der  deutschen  Reichsgesetzgebung  kann  ein  solches  Vorrecht 
nur  dadurch  geschaffen  werden,  dass  den  Pfandbrieflnhabem  ein  Faustpfand- 
recht an  den  der  Ausgabe  der  Pfandbriefe  zu  Grunde  liegenden  Forderungen 
bestellt  wird  und  zwar  dadurch,  dass  einem  Vertreter  sämmtlicher  Inhaber  (dem 
Pfaudhalter)  allein  oder  in  Gemeinschaft  mit  dem  ausstellenden  Institut  die  Aus- 
übung des  Gewahrsams  der  über  die  Forderungen  lautenden  Urkunden  übertragen 
wird.  Eine  reichsgesetzliche  Regelung  dieser  Materie  steht  noch  aus  (ein  im 
Jahr  1879  vorgelegter  dessfallsiger  Gesetzentwurf  gelangte  nicht  zur  Verabschiedung), 
doch  ist  einzelstaatlich  eine  solche  Ordnung  mehrfach  erfolgt,  in  Oesterreich 
durch  Gesetz  vom  24.  April  1874,  in  Baden  durch  Gesetz  vom  12.  April  1892. 
Die  von  J.  Goldschmidt  (in  „Deutsche  Hypothekenbanken**,  Jena  1880)  gegen 
eine  solche  Regelung  s.  Z.  erhobenen  Einwendungen:  dass  wichtiger  als  die  recht- 
liche Sicherstellung  der  Pfandbriefbesitzer  die  wirthschaftliche  sei,  dass  die  Ein- 
räumung eines  Pfandrechts  an  den  Pfandbriefen  einen  compUcirten  Mechanismus 
schaffe,  dass  dem  Pfandhalter  eine  sehr  weitgehende  und  tiefgreifende  Controle  über 
die  gesammte  Geschäftsfülirung  der  Banken  eingeräumt  werde,  dürften  gegenüber 
den  für  eine  solche  Regelung  sprechenden  Gründen  nicht  ausschlaggebend  in» 
Gewicht  fallen.  —  Im  System  der  alten  Pfandbriefe  der  Landschaften  haftete 
das  unterpfändlich  bestellte  Gut  unmittelbar  dem  Pfandbriefinhaber,  während  bei 
den  neuen  Pfandbriefen  die  Haftung  in  der  Weise  construirt  ist,  dass  im  Fall  der 
Nichtbefriedigung  der  Inhaber  eines  Pfandbriefes  sich  eine  beliebige  H^-pothek  durch 
Richterspruch  überweisen  lassen  kann. 
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§  116.     Bechtliches    Verhältniss    zwischen    Vor-    und 
Nachhypothek;  Bedeutung  des  Deckungssystems  im 
Gegensatz  zum  Verkaufssystem^). 

Eine  wesentliche  Bedeutung  für  die  Bückwirkung  der  Hypo- 
thekengesetzgebung auf  den  Hypothekarcredit  musste  der  Aner- 
kennung des  Grundsatzes  der  Priorität  beigelegt  werden  (S.  85), 
wodurch  das  ältere,  zu  Gunsten  eines  Grundstückes  bestellte  Becht 
dem  jüngeren  vorangeht,  so  dass  das  letztere  nur  insoweit  sich  zu 
bethätigen  vermag,  als  nicht  das  Grundstück  von  dem  ersteren  er- 
griffen wurde.  Seinen  concreten  Ausdruck  aber  findet  dieses  Bechts- 
princip  in  der  Art  der  Begelung  der  Bangordnung  der  ver- 
Khiedenen,  für  ein  Grundstück  bestellten  Bechte  durch  das  Grund- 
bu ehr 6 cht,  sei  es,  dass  dieses  die  Bangordnung  nach  der  Beihen- 
folge  der  Einträge  oder  nach  der  Zeitfolge  bestimmt,  in  welcher 
die  Bechte  eingetragen  werden.  Praktisch  wird  diese  Bangordnung 
namentlich  dann,  wenn  das  belastete  Grundstück  im  Fall  der 
Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners  zur  Zwangsversteigerung 
kommt,  aus  deren  Erlös  die  im  Bang  vorstehenden  Bechte  An- 
spruch auf  vorzugsweise  Befriedigung  haben.  Dieser  den  an  erster 
Stelle  mit  ihren  Forderungen  eingetragenen  Gläubigem  zuerkannte 
Anspruch  auf  vorzugsweise  Befriedigung  aus  dem  Zwangserlös  und 
die  damit  den  vorhypothekarischen  Gläubigem  rechtlich  gewähr- 
leistete Sicherheit  ihrer  Fordemng  wirkt  befestigend  und  verbilli- 
gend auf  den  Hypothekarcredit  und  ist  daher,  wie  im  Interesse 
des  seine  Anlage  im  Gnmd  und  Boden  suchenden  Geldkapitals, 
80  auch   im    Interesse    des  Gmndbesitzers    selber   gelegen.     Die 


^)  Vgl.  EU  den  nachstehenden  Aasführungen  die  Motive  zum  Entwurf  eines 
dewschen  bürgerüchen  Gesetzbuchs,  Bd.  III,  S.  143  flF.;  femer  die  Motion  des  Ab- 
g^rdneten  Freiherm  v.  Bnol,  betr.  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche 
^mnogen  und  den  zu  dieser  Motion  von  Freiherm  v.  Neubronn  erstatteten 
Commissionsbericht  der  11.  Kammer  der  Badischen  Landstände  (Beilagen  zu  den 
Protokollen  der  17.  und  63.  Sitzung  der  II.  Badischen  Kammer  v.  12.  1.  u.  24.  4. 
1^|,  Drucksachen,  denen  die  DarsteUung  im  Text  wesentlich  gefolgt  ist.  Hin- 
«iweisen  ist  femer  auf  das  Referat  des  Verfassers  an  den  Deutschen  Land wirth- 
sehaftsrath  aber  die  Heimstftttefrage  und  die  über  den  Gegenstand  in  der  1891er 
^aguvg  des  LandwirthschafUraths  gefassten  Beschlüsse.  (Archiv  v.  1891,  S.  248  ff., 
^-'^1  8.  358).  —  Für  das  Wesen  der  Subhastationsgesetzgebung  hat  ein  in  ein- 
stiger Parteiverblendung  befangener  Schriftsteller,  wie  Jäger,  natürlich  kein  Ver- 
«tindniu;  ihm  ist  (a.  a.  0.,  Bd.  n.  S.  151)  die  gesetzlich  zugelassene  Möglichkeit 
der  Sabhastation  nur  ein  modernes  ri^egen  der  Bauern*^,  schlimmer  noch  als  das 
'«ttdale  Legen  der  vorausgegangenen  Jahrhunderte. 
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Sicherung  des  im  Rang  vorangehenden  Gläubigers  ist  freilich  mit 
der  Anerkennung  des  Grundsatzes  der  Priorität  noch  nicht  für  allo 
Fälle  verbürgt;  nämlich  dann  nicht,  wenn  der  bei  einer  Betreibung 
des  Schuldners  erzielte  Zwangserlös  zur  Deckung  selbst  der  an 
erster  Stelle  eingetragenen  Forderungen  nicht  ausreichen  sollte; 
die  Frage  aber,  ob  auch  in  solchen  Fällen  eine  Zwangsveräusserung 
der  unterpfändlich  belasteten  Liegenschaften  zulässig  sein  soll  oder 
nicht,  ist  in  den  einzelnen  Landesuchten  verschieden  beantwortet 
worden  und  es  liaben  sich  zwei,  von  grundsätzlich  verschiedenen 
Gesichtspunkten  ausgehende  Rechtssysteme  ausgebildet,  das  Ver- 
kaufssystem  einer-,  das  Deckungssystem  anderseits.  Bei 
der  überwiegenden  Bedeutung,  die  der  Wahl  des  einen  oder  an- 
dern Systems  für  die  Gestaltung  des  Hypothekarcredits  zukömmt, 
bedarf  es  auch  in  diesem  Zusanunenhang  einer  näheren  Darlegung 
des  das  eine  und  das  andere  System  beherrschenden  Grund- 
gedankens und  der  mit  diesem  System  verknüpften  Rechtswirkungen. 
Im  Einzelnen  ist  zu  bemerken: 

1.  Bei  dem  Yerkaufssystem,  das  in  den  Geltungsgebieten 
des  französischen  Rechts  ausnahmslos  Geltung,  übrigens  auch 
ausserhalb  dieser  Gebiete  Eingang  gefunden  hat  (so  in  Oester- 
reich,  in  zahlreichen  deutschen  Staatsgebieten),  kann  jeder  Gläu- 
biger, sei  er  Hypothekar-  oder  Personalgläubiger,  den  Verkauf 
einer  Liegenschaft  des  Schuldners  im  Zwangsweg  herbeiführen; 
das  Vollstreckungsverfahren  bildet  eine  Art  Specialconcurs  der 
davon  betroffenen  Liegenschaften,  an  dem  jeder,  auch  der  bevor- 
rechtete Gläubiger,  Theil  nehmen  muss;  sämmtliche  Forderungen 
der  Vorzugs-  und  Pfandgläubiger  werden  durch  das  Vollstreckungs- 
verfahren fällig;  der  Zuschlag  erfolgt  um  jeden  Preis,  wenn  nur 
durch  das  höchste  Gebot  die  Kosten  des  Verfahrens  gedeckt 
werden,  einerlei  ob  die  dem  betreibenden  Gläubiger  vorgehenden 
Hypotheken  Ausfälle  erleiden  oder  nicht  und  ob  dem  Ersteren 
aus  dem  Erlös  etwas  zufällt  oder  derselbe  leer  ausgeht;  der 
Steigerer  der  Liegenschaft  erhält  diese  frei  von  Pfandlasten,  indem 
sämmtliche  im  Vollstreckungsverfahren  nicht  zur  Berücksichtigung 
gekommenen  Einträge  von  Amtswegen  gestrichen  werden.  —  Das 
Verkaufssystem  war  dem  römischen  Recht  durchaus  fremd : 
dieses  liess  nicht  zu,  dass  dem  besser  berechtigten  Pfandgläubiger 
gegenüber  der  Nachstehende  bezw,  ünbevorrechtete  das  Grundstück 
zum  Verkauf  bringen  dürfe ;  es  räumte  vielmehr  dem  nachstehenden 
Pfandgläubiger  nur  das  jus  offerendi  ein,  d.  h.  letzterer  durfte,  um 
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ZU  verhaten,  dass  der  Yormann  ohne  Berücksichtigung  seiner 
Interessen  das  Pfand  zum  Verkauf  bringe ,  durch  Ausbezahlung 
des  Tormanns  dessen  Pfandrecht  an  sich  bringen.  —  Auch  dem 
älteren  deutschen  Becht  ist  das  Yerkaufssystem  unbekannt, 
die  allmähliche  Einbürgerung  desselben  aber  wohl  daraus  zu  er« 
klären,  dass,  solange  der  Grundsatz  der  Specialitftt  und  Publicität 
di's  Pfandrechts  nicht  durchgeführt,  vielmehr  zahlreiche  gesetzliche 
und  stillschweigende  Generalhypotheken  rechtlich  ^^ugelassen  waren, 
das  genannte  System  das  einzige  Mittel  schien,  eine  mit  zahlreichen 
Pfandrechten  solcher  Art  belastete  Liegenschaft  überhaupt  einmal 
von  diesen  zu  reinigen. 

Für  die  volkswirthschaftliche  Würdigung  des  Ver- 
kaufssystems ist  wesentlich,  dass  dessen  Anwendung  den  ruhigen 
und  sicheren  Besitz  der  guten  Hypothekenrechte  der  voreingetragenen 
(jläubiger  dem  Betreibungsrecht  der  andern  Gläubiger  preisgiebt; 
däsä  es  die  nachstehenden  Pfandgläubiger  jeder  Bücksicht  auf  die 
Vordermänner  enthebt  und  ihnen  die  Möglichkeit  bietet,   zur  Be- 
friedigung ihrer  Forderung,  wenn  auch  nicht  durch  Anweisung  auf 
den  Erlös,  so  doch  dadurch  zu  gelangen,  dass  sie  in  der  Ver- 
steigerung selber  als  Bieter  auftreten,  imd  das  ersteigerte   Gut, 
nach  Bezahlung  der   auf  den  Preis  angewiesenen  Pfandgläubiger, 
frei  von    allen  Pfandlasten    besitzen,    mit  der  Aussicht,    später 
unter  günstigeren  Verkaufsbedingungen  das  Gut  wieder  zu  einem 
Preis  zu  verkaufen,  der  ihnen  für  das  an  die  vorgehenden  Gläubiger 
fi.  Z.  Bezahlte  und  für  den  Betrag  ihrer  eigenen  Forderung  ein 
hinreichendes  Aequivalent  bietet.  Das  Verkaufssystem  enthält  also 
eine  wesentliche  Begünstigung  der  im  Bang  nachstehenden 
Gläubiger;  die  letzteren  können  die  Fälligkeit  einer  Vorhypothek 
liegen  den  Willen  ihres  Inhabers  jederzeit  bewirken  und  je  nach 
Umständen  die  Vorhypothek  um  den  grössten  Theil  ihrer  Forderung 
bringen.  „Anstatt  die  erste  Hypothek  zu  einer  allen  Schwankungen 
des  Credits  entrückten  Kapitalanlage  zu  machen,  lässt  das  Gesetz 
im  System  des  Verkaufsrechts  den  leichtsinnigen  Creditgeber  über 
die  Sicherheit  des  vorsichtigen  disponiren  und  zwingt  diesen,  sie 
in  einem  Momente  zu  realisiren,  der  für  ihn  vielleicht  der  alier- 
ungünstigste  ist     Mit  grösster  Vorsicht  angelegte  Sparpfennige, 
Kaufpreisrückstände,  oft  die  Frucht  langen,  auf  die  Verbesserung 
des   Grundstückes  verwendeten  Fleisses,    theuer    erkaufte  Noth- 
anleihen,  erhoffter  Gewinn  der  Güterspeculation ,  sie  haben  alle 
gleiches  Kampfrecht  und  bei  Krisen  ist  der  Vortheil  auf  der  wenigst 
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berechtigten  Seite"  (v.  Buol).  Vermöge  des  weitgehenden  Schutzes, 
den  das  System  den  Nachhypotheken  einräumt,  kann  es  sehr  wohl 
zu  einem  Förderungsmittel  auch  der  leichtsinnigen 
Creditgebahrung,  aber  auch  zu  einer  wirksamen  Waffe  in  der 
Hand  des  mit  den  Mitteln  des  speculativen  Güterhandels  ope- 
rirenden  geschäftsmässigen  Wuchers  werden.  Daher  pflegen 
unter  der  Herrschaft  des  Yerkaufssystems  die  Zwangsvollstreckungen 
verhältnissmässig  häufig  uud  die  bei  solchen  Zwangsvollstreckungen 
entstehenden  Ausfälle  an  ungedeckten  Forderungen  zeitweise  sehr 
beträchtlich  zu  sein,  wie  ein  Vergleich  der  Statistik  über  die 
ZwangsvoUstreckungen  in  den  Ländern  dieses  Systems  mit  Staats- 
gebieten eines  abweichenden  Systems  deutlich  erkennen  lässt. 

Wie  die  Motive  zum  Entwurf  eines  deutsch^i  bürgerl.  Gesetzbucha  hervorheben, 
sind  im  Geltungsgebiet  der  preussischen  Subhastationsordnung  vom  15.  März  1869 
in  den  2  Jahren,  welche  dem  Inkrafttreten  derselben  unmittelbar  vorhergingen, 
14442  und  in  den  folgenden  iVt  Jahren  8884  Zwangsversteigerungen  unter  der 
Herrschaft  des  Grundsatzes,  dass  der  Zuschlag  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des 
Preises  zu  ertheilen  ist  und  aUe  Hypotheken  durch  ihn  erlöschen,  voUständig  durch- 
geführt, dabei  aber  Gläubiger,  welche  dem  Recht  des  Extrahenten  oder  Adhärenten 
vorgingen,  in  1528  und  920  Fällen  Ersteher  geworden  und  in  2177  und  1380  FäUen 
gänzlich  oder  mit  einem  Theil  ihrer  Forderung  ausgefallen.  Ueber  die  verhältniEs- 
mässig  starken  AusfaUe  der  Gläubiger  in  Oesterreich  siehe  die  statistischen  An- 
gaben iinter  §  109,  S.  39.  Nach  den  Erhebungen  über  die  Lage  der  Landwirth- 
schaft  in  fiaden  im  Jahr  1883  sind  in  den  9  Jahren  1873/82  bei  1163  Zwangs- 
vollstreckungen und  einem  Gesammtforderungsbetrag  von  2709239  M.  nicht  weniger 
als  880710  M.  ausgefallen. 

2.  Das  Wesen  des  Deckungssystems  zeigt  sich  darin, 
dass,  ob  zwar  jeder  Gläubiger  die  Versteigerung  einer  Liegen- 
schaft seines  Schuldners  beantragen  kann,  doch  kein  dem  Goncurs 
ähnliches  Verfahren  Platz  greift  und  bei  der  Zwangsversteigerung 
der  Zuschlag  jedenfalls  nur  dann  ertheilt  wird,  wenn  der  Erlös 
ausreicht,  um  die  Forderungen  aller  dem  betreibenden  Gläubiger 
vorgehenden  Gläubiger  zu  decken,  im  umgekehrten  Fall  aber  das 
Verfahren  eingestellt  wird ;  wobei  bei  Durchführung  des  Verfahrens 
die  vorgehenden  Hypotheken  nicht  erlöschen,  an  deren  Bestand  der 
Verkauf  ebenso  wenig  etwas  ändert,  als  er  auf  die  Fälligkeit  der 
betreflFenden  Forderungen  von  Einfluss  ist. 

Seine  juristische  Begründung  entnimmt  das  Deckungs- 
system, wie  die  Motive  zum  Entwurf  eines  deutschen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  ausführen,  der  Erwägung,  dass  die  Belastung  eines 
Grundstückes  mit  einem  dinglichen  Becht  unter  den  Begriff  der 
Veräusserung  entfällt,  dass  also  der  Eigenthümer  nur  unter  Wahrung 
dieser  Bechte  über  das  Eigenthum  verfügen  darf,  dass  er  mithin 
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insbesondere  eine  Hypothek  oder  Gnmdschuld  nicht  mit  der  Wirkung 
bestellen  kann,  dass  der  neue  Gläubiger  zum  Nacbtheil  der  ihm 
vorstehenden  Bechte  das  Grundstück  zur  Yeräusserung  bringen 
darf,  weil  er,  der  Eigenthümer  selber,  eine  so  weitgehende  Befug- 
aiss  nicht  besitzt. 

Seine  wirthschaft liehe  Begründung  erhält  das  Decknngs-* 
System  durch  die  Betrachtung,  dass  dem  Creditbedürfniss  des 
Grundbesitzes  in  gutem  Sinn  um  so  besser  wird  Bechnung  getragen 
werden  können,  wenn  diejenigen,  die  geneigt  sind,  den  Grund- 
besitz zu  beleihen,  die  Gewissheit  haben,  von  späteren  Gläubigem 
aus  ihrer  gesicherten  Stellung  nicht  verdrängt  zu  werden;  das 
Deckungssystem,  indem  es  die  guten  Hypotheken  mit  einem 
besonderen  Schutz  umgiebt,  ihnen  verhältnissmässigen  Bestand  und 
Sicherheit  gewährleistet,  wird  daher  zu  einer  Stütze  des  ge- 
sunden Bealcredits  und  macht  das  auf  solide  Anlage  abhebende 
Geldkapital  geneigter,  der  Beleihung  des  Grundbesitzes  sich  zu- 
zuwenden, ein  Gesichtspunkt,  der  in  dem  Masse,  als  die  Anlage- 
möglichkeiten für  das  Geldkapital  sich  mehren,  von  wachsender 
Bedeutung  wird.  Dieser  Erwägung  gegenüber  kann  dem  Ein- 
wand eine  besondere  Bedeutung  nicht  beigelegt  werden,  dass 
das  Deckungssystem  die  rechtliche  Stellung  des  Nachhypothekars 
dadurch  abzuschwächen  geeignet  ist,  dass,  wenn  das  von  dem  be- 
treibenden Gläubiger  *  eingeleitete  Verfahren  eingestellt  wird ,  er 
ausser  der  Tragung  der  Kosten  des  Verfahrens  auch  die  Gelegenheit 
verliert,  durch  billige  Erwerbung  des  Grundstücks  sich  wegen  der 
Nichtbeitreibbarkeit  seines  Anspruchs  schadlos  zu  halten;  denn, 
wie  richtig  betont  wird,  kann  die  Zwangsversteigerung  nur  die 
Au^be  haben,  „dem  Gläubiger  auf  dem  ordentlichen  Wege  des 
Bechts  zu  dem  Seinigen  zu  verhelfen,  nicht  aber  eine  Handhabe 
zur  Erlangung  von  Nebenvortheilen  zum  Schaden  der  besser  be- 
rechtigten Gläubiger  und  des  Eigenthümers  zu  bieten  und  dadurch 
die  Ausbeutung  des  wirthschafüich  schwächeren  Theils  durch  den 
wirthschafblieh  stärkeren  zu  fördern''.  Allerdings  wird  und  muss 
das  Deckungssystem,  indem  es  die  rechtliche  Stellung  der  Nach- 
hypothek abschwächt,  die  Aufnahme  von  nachhypothekarischen 
Darlehen  erschweren,  d.  h.  crediteinengend  wirken;  aber  eben 
die  in  dieser  Ordnung  des  Zwangsvollstreckungsrechts 
liegende  Wirkung  schafft  das  gute  und  unentbehrliche  Gegen- 
gewicht gegen  die  in  der  Form  der  Abstossung  von  Gutswerthen 
sich  vollziehende  Mobilisirung  des  Grundbesitzes,  die  als  Folge 
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jeder  guten  Hypothekenordnung  in  Kauf  genommen  werden  muss; 
das  Deckungssystem   erzielt  daher  in  mittelbarer  Weise  innerhalb 
gewisser  Grenzen  dasselbe,  was  zur  Verhütung  leichtfertiger  Ver- 
und   Ueberschuldimg    durch   Einführung   von   Schuldverboten 
oder  Creditbeschränkungen  mittelst  Heimstättegesetzen  oder 
ähnlichen  Bechtsbildungen  direct  in  schematischer  Weise  erstrebt 
wird.     Wie    denn    gelegentlich    zur  Begründung   der  Einführung 
dieses  Systems  ganz  treffend  betont  wurde,  dass  durch  dieses  „nur 
die  krankhafte  üebertreibung  des  Gredits  getroffen,   der  gesunde 
Credit  dagegen  befestigt  werde";  dass  es  aber  auch  „der  Specu- 
lation   mit  Grund  und  Boden  und  namentlich  der  Gütermetzgerei 
ein  Hemmniss    bereiten    werde",    während    die  Bevorzugung   der 
Nachhypothek  zum  Nachtheil  der  Vorhypothek  „eine  Beförderung 
des   Schwindelcredits  auf  Kosten  der  soliden  Kapitalanlage,   mit 
einem  Wort  ein  rechter  Krebsschaden  des  Bealcredits  sei"  (v.  Buol). 
Endlich  aber  gewährt   das  Deckungssystem  nicht  bloss  den  vor- 
stehenden Gläubigem,  sondern  dem  Schuldner  selber  einen  weit- 
gehenden Schutz  gegen  frivole  Betreibungen;   schon 
die  Aussicht,  im  Fall  der  Unzulänglichkeit  des  Meistgebots    die 
Kosten    des  Verfahrens    auf  sich   behalten   zu  müssen,    wird    in 
manchen  Fällen   für   den   Gläubiger  bestimmend  sein,    mit  dem 
Betreibungsverfahren  zuzuwarten ;  dem  wucherischen,  auf  den  billigen 
Erwerb    des   Grundstücks   in  erster  Linie    abhebenden   Gläubiger 
zumal  wird  in  seinen  Operationen   ein  wirksames  Hindemiss  in 
den  Weg  gelegt  und  somit  auch  in  dieser  Hinsicht  in  gewissem 
Sinne    dem    augenblicklich    in    Nothlage    befindlichen    Schuldner 
eine    Vergünstigung    zu    Theil,    die    auf    einem    anderen,    aber 
wegen  der  dann  unentbehrlichen  absoluten  Creditverschränkungen 
viel  bedenklicheren  Weg  das  sog.  Heimstätterecht  erstrebt,  wobei 
auf  die  späteren  kritischen  Ausführungen  (in  Abschn.  VII  dieses 
Kapitels)  zu  verweisen  ist.  Aus  allen  diesen  Gründen  erscheint  die 
Annahme  des  Deckungssystems  im  Zwangsvollstreckungsrechte  als 
eine  im  Interesse  des  Grundbesitzes  dringend  gebotene  Befonn. 

Anmerkung,  a)  Das  Decknng^princip  ist  schon  längere  Zeit  in  Württemberg, 
in  Hessen  mit  Ausschluss  der  Provinz  Bheinhessen,  in  Hamburg  und  Lübeck  in 
Geltung,  neuerdings  aber  auch  in  Preussen  im  Geltungsbereich  der  Grundbuchordnung 
(seit  1883),  sowie  in  Bayern  (seit  1886)  und  Sachsen  (seit  1884)  zur  gesetzlichen 
Anerkennung  gelangt  und  dessen  Annahme  im  ganzen  Rechtsgebiet  des  Deutschen 
Reichs  mit  der  Codification  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  der  Erlassung  eines 
einheitlichen  ZwangsvoUstreckungsrechts  ausser  Zweifel  stehend. 

b)  £inen  ähnlichen  Zweck  wie  die  Verwirklichung  des  Deckungssystems,  freilich 
nicht  mit  demselben  durchschlagenden  Erfolg,  verfolgt  1)  die  der  französischen  Ein- 
richtung der  Burenchöre  verwandte  Yorschrift  des  Oesterreichischen  Zwangsvoll- 
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streckimgBgefletzes  (vom  10.  Juni  1887),  wonach,  sofern  bei  einer  Zwangsyeräassenui^ 
eines  Gnmdgtfickes  das  Meistgebot  zwei  Drittel  des  Scbätzungswerthes  oder  Ansruf- 
preiMS  Dicht  erreicht,  der  Zuschlag  durch  ein,  die  Anordnung  einer  erneuten  Feil- 
Metang bezweckendes  üeberbot (Nachgebot)  unwirksam  gemacht  wird,  mit  der  Maass- 
gabe, dass  nach  bestimmter  Frist  eine  nochmalige  Yersteigemngstagfahrt  abzuhalten, 
und  dass  in  derselben  nur  solche  Angebote  anzunehmen  sind,  welche  das  Nach- 
gebot  übersteigen,  andernfalls  das  Gnmdstilck  dem  zugelassenen  Ueberbieter  um 
den  von  iiun  angebotenen  Preis  zuzuschlagen  ist  2)  Die  weitere  Vorschrift,  dass 
wenn,  ohne  dass  ein  Concurs  yorliegt,  bei  der  Zwangsveräusserung  das  Höchstgebot 
den  dritten  Theil  des  Scbätzungswerthes  (oder  des  Ausru^reises)  nicht  erreicht  und 
die  Durchfuhrung  der  Zwangsvollstreckung  das  wirthschaftUche  Verderben  des 
Schuldners  herbdiführen  würde,  auf  Antrag  desselben  die  zwangsweise  Veräusserung 
von  dem  Gericht  „nach  freiem  Ermessen*^  als  unwirksam  erklärt  werden  kann, 
wobei  zugleich  auszusprechen  ist,  dass  vor  Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Zeitpunkt, 
in  welchem  dieser  Ausspruch  Sechtskraft  erlangt,  eine  erneute  executive  Feilbietung 
deg  Gates  wegen  derselben  Forderung  nicht  begehrt  werden  darf.  (Vgl.  den  Commentar 
m  dem  Oesterr.  Ges.  vom  10.  Juni  1887  von  £.  Steinbach,  1888,  8.  67 £f.)  —  Die 
unter  Ziffer  2  erwähnte  Vorschrift  weist  freilich  dem  Richter  eine  weitgehende  Ver- 
antwortlichkeit zu,  und  es  ist  nicht  bekannt  geworden,  ob  von  dieser  richterlichen 
Befiigniss  ein  umfassender  Gebrauch  gemacht  wurde;  immerhin  dürfte  von  der  Auf- 
nahme einer  ähnlichen  Vorschrift  auch  in  solchen  Zwangsvollstreckungsgesetzen,  die 
auf  dem  Boden  des  Deckungssystems  stehen,  ein  verstärkter  Schutz  gegen  frivole 
Betrdbungen  oder  gegen  Betreibungen  in  wirthschaftlich  ungünstiger  Zeit  mit 
sinkenden  Bodenpreisen  erwartet  werden,  in  welchem  Sinn  sich  denn  auch  der  Deutsche 
Landwirthschaftsrath  (Archiv  von  1891 ,  S.  358)  ausgesprochen  hat. 
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Organisation. 

§117.  Kapital-  und  Bentenverschuldungsprincip; 

die  Lehre  von  Rodbertus. 

Vorbemerkung. 

Aller  Einseitigkeiten  ungeachtet,  die  den  Untersuchungen  von  Rodbertus 
auf  dem  Gebiete  des  landwirthschaftlichen  Credits  anhaften,  sind  dieselben  doch 
bahnbrechend  fiir  eine  tiefere  Erfassung  des  Creditproblems  gewesen  und  wird  daher 
«ine  Erörterung  über  dieses  schwierigste  Gebiet  des  Agrarweseus  zunächst  an  diese 
Untersuchungen  sich  anzulehnen,  im  Uebrigen  aber  zu  prüfen  haben,  in  wie  weit 
den  practischen  Folgerungen,  zu  denen  Bodbertus  seine  Untersuchungen  über 
die  ^Ursachen  der  heutigen  Creditnoth  des  Grundbesitzes"  hingeleitet  hat,  bei- 
intreten  sei. 

Die  Rodbertus  *sche  Forderung  der  Verschuldung  in  der  Form  der  ding- 
lichen Beute  ist  insbesondere  «von  Schuhmacher-Zarchlin,  sodann  von  £.  Jäger, 
K.  Meyer,  v.  Schorlemer-Alst,  L.  v.  Stein,  A.Wagner,  befürwortet  worden. 
L.  V.  Stein  meint  u.  A.,  schon  in  der  nächsten  Generation  werde  die  Zeit  kommen, 
wo  der  gesammte  Grundbesitz,  weil  gegenüber  seinem  mit  reissender  Schnelligkeit  (!) 
zonchmenden  Schulden  wesen  zahlungsunfähig  geworden,  „das  Prindp  der  Renten - 
venchnldung  zu  einer  grossen  europäischen  Frage  erheben  werde  .  Jäge<r  ist 
Bnehenbarf^er,  A.,  A^nnupoUtik.  IL.  7 
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<a*  a.  0.,  Bd  n.,  S.  261  ff.) 9  ^6  stets,  auch  in  seiner  Kritik  des  kapitalistischen 
YerscliiildimgBprincips  leidenschaftlich  über  das  Ziel  hinansschiessend.  Als  An* 
hinter  der  Rentenverschnldnngsform  haben  sich  namentlich  im  Hinblick  auf  die 
Begründung  neuer  Ansiedelungen  auch  Schmoller,  yon  Staatsmännern  nament- 
lich Hiquel  bekannt.  (Ygl.  die  läteraturnbersicht  in  Bd.  I,  8.  621  ff.  und  die  Anm. 
S.  535  ebenda.) 

Zu  den  kritischen  Gegnern  des  Rodbertus^schen  Bentenprindps  ge- 
hören insbesondere  Conrad  („Das  Rentenprindp  nach  Rodbertns*^,  in  Hildebrandt's 
Jahrbüchern,  Bd.  14,  1870,  S.  149ff.),  K.  Knies  (in  „Geld  und  Credit*",  2.  Hälfte, 
1879,  insbesondere  8.  338 ff.),  Zuns  („Einiges  über  Rodbertus",  1883),  sowie 
Marchet  in  der  Eingangs  citirten  Arbeit.  —  Das  „Für*^  und  „Wider**  der  Rodbertus*- 
schen  Lehre  tritt  am  schärfsten  in  den  Referaten  hervor,  die  im  Auftrag  des 
m.  Congresses  norddentscher  Landwirtbe  einerseits  yon  Schuh  mache  r- Zar  chlin 
(für)  und  anderseits  von  Imm.  Bekker  (gegen)  erstattet  wurden  (die  Referate 
nnd  der  Bericht  über  die  dessfallsigen  Verhandlungen  sind  1871  in  Berlin  im  Druck 
erschienen).  Zu  einer  Einigung  über  das  Bentenprincip  kam  es  auf  dem  Congress 
nicht,  vielmehr  liessen  die  Verhandlungen,  wie  es  im  Eingang  der  Verhandlnngs- 
berichte  heisst,  „die  in  den  Referaten  zum  Ausdruck  gelangten  Gegensätze  der  An- 
schauungen nur  noch  schärfer  hervortreten*". 

Die  grössere  Klärung  in  den  wirthschaftspolitischen  Anschauungen  der  Gegen- 
wart tritt  in  der  wachsenden  Anerkennung  der  grundsätzlichen  Berechtigung 
des  Princips  der  Rentenschuld,  mindestens  neben  dem  Princip  der  Kapitalschnld, 
in  sehr  bemerkenswerther  Weise  zu  Tage;  vgl.  insbesondere  die  Verhan^ungen  des 
Preuss.  LandesökonomiecoUegiums  vom  18.  Nov.  1889  (ThieTs  Landw. 
Jahrb.,  Bd.  XVIII,  Ergänzungsbd.  II,  S.  756)  und  namentlich  die  Ausführungen  der 
Referenten  Landesdirector  Klein  und  Prof.  Schmoller,  wobei  das  Landesökonomie- 
ooUegium  für  die  Weiterbildung  des  Rechts  der  Grundverschuldung  mittelst  seitens 
der  Gläubiger  unkündbarer  Renten  sowie  dahin  sich  ausgesprochen  hat,  dass  die 
Rentenforderung  durch  Einführung  von  Rentenbriefen  verkehrsfähig  zu  machen  sei; 
aber  zugleich  erklärte,  dass  es  die  zwangsweise  gesetzliche  Einführung  der 
Rentenschuld  als  alleinigeVerschuldungsform,  wie  jede  plötzliche  gesetzliche 
Einschränkung  des  Hjpothekarcredits  überhaupt,  nicht  billigen  könne. —  Siehe 
femer  die  Verhandlungen  des  Deutschen  Landwirthschaftsraths  von  1890 
(Archiv  von  1890,  S.  304 ff.)  mit  den  Referaten  von  Schuhmacher-Zarchlin  nnd 
Landrichter  Schneider;  von  verschiedenen  Rednern  (Schneider,  Freiherr  v.  Cetto) 
wurde  dem  von  Schuhmacher  begründeten  Antrag  auf  Zulassung  des  Renten- 
princips  entgegengehalten,  dass  die  Amortisationshypothek  die  gleichen  Vor- 
züge gewähre ;  das  Plenum  des  Deutschen  Landwirthschaftsraths  schloss  sich  indess 
den  Beschlüssen  des  Preussischen  LandesökonomiecoUegiums  an.  —  Neuerdings  i^t 
dem  Rentenprindp  ein  besonders  warmer  Vertheidiger  in  der  Person  des  Limdes- 
gerichtspräsidenten  Klemm  erstanden  (siehe  dessen  Aufsatz :  „Die  Rentenhjpothek*^, 
in  SchmoUer's  Jahrb.,  15.  Jahrg.,  S.  818 ff.;  welchem  Aufsatz  die  Darstellung  im  Text 
unter  Ziffer  3  mehrfach  folgt).  Klemm  fasst  die  Vorzüge  des  Rentenverschuldungs- 
princips  in  die  folgenden  Worte  zusammen :  „Der  Eigenthümer  würde  zur  Beftiedigong 
seines  Creditbedürfiiisses  eine  Schuld  übernehmen,  die  ihn  nicht  beschweren  könnte 
und  ihn  von  allen  Schwierigkeiten,  Behelligungen  und  Gefahren  frei  lässt,  unter 
denen  er  bei  der  Kapitalbelastung  zu  leiden  hat.  Er  hätte  nur  fui  die  Bexahlnng 
der  Rente  zu  sorgen,  welche  ihm  unter  normalen  Verhältnissen  nicht  schwer  werden 
kann,  wenn  er  £e  Rente,  auch  mit  Rücksicht  auf  Missemten,  seiner  wirthschaftlichen 
Lage  gemäss  bemessen  hat.  Gegen  ausserordentliche  Schädlichkeiten  wird  er  sich 
wenigstens  zu  einem  guten  Theil  durch  Versicherungen  decken  können.  Der  Mittel- 
lose könnte  ohne  Kapital  ein  Grundstück  erwerben.  Der  übernehmende  Erbe  kann 
ohne  augenblickliche  und  ohne  spätere  Schwierigkeiten  seine  Miterben  (unter  Ver- 
mittelung  der  zu  errichtenden  Rentenhypothekenbanken)  mit  Kapital  abfinden;  der 
Eigenthümer  kann  die  bestehende  Belastung  seines  Grundstückes  in  eine  Renten- 
schuld umwandeln.  Und  weiter  kann  auch  dariiber  kein  Zweifel  sein,  dass  die 
Belastung  mit  einer  unkündbaren,  nach  und  nach  der  Amortisation  zugefuhrteu 
Rente  vor  der  Belastung  mit  einem  Kapital,  auch  wenn  es  amorüsirbar  ist, 
grosse  Vorzüge  hat,  weil  der  Eigenthümer  immer  für  dessen  Substanz  Schuldner 
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bleibt  und  er  dessen  dauernde  Unkündbarkeit  im  Wege  des  Vertrags  niemals  idrd 
erreichen  können"  (a.  a.  0.,  8.  836  und  839). 

Die  Bodbertus'sche  Theorie  der  Greditnotb  des 
Grundbesitzes.  Der  bei  weitem  grösste  Theil  der  Hypothekar- 
(.Jmmobiliar^*-)  Verschuldung  des  Grundbesitzes  ist,  wie  Kodbertus 
ausfährt,  aus  Erbtheiliingen  und  Y eräusiserungen  ent- 
standen, setzt  sich  also  aus  Erbgeldem  und  rückständigen  Eauf- 
geldem  zusammen.  Dieser  Eapitalschuld  entspricht  aber  nicht 
t^twa  ein  an  den  Grundbesitz  einbezahltes  zur  Bodenbewirthschaftung 
verwendbares  Kapital,  sondern  sie  ist  schlechthin  Belastung  für 
denselben  und  von  dem  Grundbesitzer  und  seinen  Besitzesnach- 
folgem  an  die  in  die  Beihe  der  Kapitalisten  übertretenden  Yor- 
besitzer  und  Miterben  hinauszubezahlen.  Die  aus  solchen  Ursachen 
entspringende  Yerschuldung  wirkt  verderblich  für  den  Grundbesitz 
(lesshalb,  weil  der  Eigenthimisbesitz  landwirthschafUich  benutzter 
Grundstücke  wie  Kapitalbesitzthum  behandelt  wird.  Der  Grund- 
besitz hat  aber  seine  besondere  Natur,  wie  Kapital  und  Arbeit  sie 
haben.  Die  Natur  der  Kapitalien  ist  die  Beweglichkeit  selbst... 
Der  Grundbesitz  ist  ParceUe  vom  nationalen  Grund  und  Boden, 
er  ist  also  Land;  damit  ist  er  das  gerade  Gegentheil  des  Kapitals; 
er  ist  die  XJnbeweglichkeit  selbst.  Die  Kapitalien  vermögen 
sich  in  alle  Formen  umzusetzen,  alle  nationalen  Grenzen  zu  über- 
Siegen;  der  Grundbesitz  kaim  sich  niemals  in  etwas  Anderes  um- 
setzen, er  bleibt  immer  Land ;  er  kann  sich  auch  über  keine  Grenze 
fortsetzen,  er  muss  im  Lande  bleiben,  während  trotz  alledem  dem 
\uibeweglichsten  Yermögen  der  Welt  eine  Gesetzgebung  auf- 
s^edrungen  wurde,  die  dem  beweglichsten  Yermögen  der  Welt  ent- 
lehnt ist  —  Grund  und  Boden  ist  aber  nicht  Kapital,  da  er,  ziu: 
Production  verwendet,  mit  seinem  Werth,  abweichend  von  anderen 
Kapitalarten,  nicht  in  den  Werth  der  erzielten  Producte  über- 
seht Der  Grundbesitz  hat  daher  keinen  Kapital-,  sondern  Er- 
tragswerth,  der  durch  den  Beinertrag  (Productwerth  und  Product- 
masse)  bestimmt  wird.  Daher  naturgemäss  alle  den  Grundbesitz 
betreffenden  Bechtsgeschäfte  nur  nach  dem  Ertragswerth  geordnet 
werden  sollten.  Im  Widerspruch  damit  hat  dasBecht  dem  Grundbesitz 
Kapitalqualität  aufgezwungen,  indem  der  Beinertrag  nach  dem 
läufenden  Zinsfuss  kapitalisirt  und  die  so  gefundene  Summe  als 
derKapitalwerth  des  Grundstückes  angesehen  wird.  Dieser  Kapital- 
werth  ist  aber  hingesehen  auf  die  Schwankungen  des  Zinsfusses 
selbst  ein  schwankender  und  auf  einer  Fiction  beruhend;  denn 
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mit  dem  Sinken  des  Zinsfusses  wird  der  Kapitalwerth  der  Gnind- 
stflcke  steigöii,  ohne  dass  Productwertli  und  Productmasse  ge- 
stiegen sind;  und  umgekehrt  wird  er  in  Folge  des  Steigen»  des 
Zinsfusaes  fallen.  An  dieeen  Pluetuationeu  des  Kapitalwerthes  des 
CirundbesitzeB  hat  weder  die  Nation  als  solche,  noch  derjenige, 
der  seinen  Besitz  conservireu  will,  sondern  nur  derjenige  ein 
Interesse,  der  aus  seinem  Besitz  auszuscheiden  beabsichtigt.  Gleich- 
wohl werden  nach  Maassgabe  dieses  flctiven  Werths  alle  Rechts- 
geschäfte (Yeräusseruiigen .  Vererbungen,  Verschuldungen)  abge- 
schlossen, d.  h.  es  muss  der  Grundbesitz  tictiven  Wertb  als 
wirklichen  Werth  für  seine  Rechnung  mit  Erb-  und  Kaufgeldern 
belasten.  Beim  Sinken  des  Zinsfusses  z.  B.  ist  in  Fällen  von 
Erbtheihingen  der  für  den  Grundbesitz  hervorgegangene  Zusatz- 
werth  seinen  Miterben  pro  rata  auszuzahlen,  der  Grundbesitz  also  iu 
dem  entsprechenden  Verhältniss  höher  zu  belasten;  in  Fällen  des 
Verkaufs  wird  der  alte  Besitzer  gewinnen,  der  neue  aber  fflr  den 
tictiven  Zusatzwerth  in  demselben  Maasse  verschuldet  bleiben,  als 
jener  dem  Verkäufer  zugewachsen  ist.  Beim  Steigen  des  Zins- 
fusses bleiben,  trotz  des  Sinkens  des  Kapitalwerths,  die  s.  Z.  an- 
gewiesenen Erbantheile  die  gleichen,  während  der  eigene  Autbeil 
des  Besitzers  auf  Null  reducirt  werden  kann;  ja  die  Höhe  seiner 
Schuld  verbindlich  Reiten  wird  vielleicht  gar  nicht  mehr  durch  den 
nunmehrigen  Kapitalwerth  gedeckt,  d.  h.  der  Bealcredit  ist  ver- 
nichtet; und  zwar  lediglich  in  Folge  des  Umstandes,  dass  fictiver 
Werth  als  realer  Werth  belastet  wurde,  die  Eintragungen  aber, 
die  aus  der  Zeit  des  gesimkenen  Zinsfusses  stammen,  reell  fort- 
bestehen, auch  weim  mit  dem  Steigen  des  Zinsfusses  der  Kapital- 
werth des  Grundstückes,  d.  h.  der  Verpfändungslocus  zusammen- 
geschrumpft ist.  —  Im  Fall  der  Kündbarkeit  der  Schuld  wird 
die  durch  die  Kapitalisirung  des  Bodenwertha  unter  Zugrunde- 
legung des  laufenden  Zinsfusses  geschaft'ene  Sachlage  noch 
wesentlich  verschärft;  denn  fällt  der  Zinsfuas,  so  wird  der  Gruud- 
besitzer  kündigen,  um  seinen  Rentenantheil  zum  Nachtheil  seiner 
Miterben  oder  seines  Vorbesitzera  zu  erhöhen :  gleichzeitig  erweitert 
sich  der  Verpfändungslocus  ^  es  sind  die  Zeiten  blühenden  Credits. 
aber  auch  lebhaften  Handelsverkehrs  mit  GrundstQcken;  steigt 
der  Zinafuss,  so  werden  umgekehrt  die  Miterhen  oder  die  Vor- 
besitzer mittelst  Kündigung  die  Äntheile  des  Besitzers  am  Renten- 
ertrag kflrzen  und  aeiu  Verpfändimgalocus  wird  gleichmässig  sich 
zusammenziehen:  die  ehemaligen  Grundstückswerthe  zerrinnen,  der 
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Immobiliarcredit  wird  zerrüttet  —  Zeiten  umfangreicher  Sub- 
hastationen.  Auch  wo  die  Schuld  eine  unkündbare  ist,  bleibt 
doch  zu  beachten,  dass  mit  dem  Sinken  des  Zinsfusses  imd  dem 
damit  Hand  in  Hand  gehenden  Fallen  des  Eapitalwerths  nunmehr 
ein  grösserer  Yerpfändungsiocus  vom  Gut  fortgenommen  wird,  daher 
der  Realcredit  des  Grundbesitzers  geschmälert  erscheint. 

Aus  air  dem,  meint  B.,  ergiebt  sich,  dass  die  Verschuldung  in  der 
Form  des  Hypotheken  k  a  p  i  t  a  1  s  nachtheilig  fOr  den  Grundbesitz  ist ; 
überall,  wo  dasselbe  zu  Besitzcreditzwecken  aufgenommen  wird, 
bedeutet  es  überhaupt  —  im  Gegensatz  zum  Betriebskapital, 
das  sich  aber  der  Grundbesitz  nur  im  Wege  des  Personalcredits  be- 
schaffen sollte  —  keine  Hilfe  fOr  den  Grundbesitz;  denn  es  ist 
Kapital,  das  sich  vom  Grundbesitz  losgelöst  hat,  daher  recht  eigent- 
lich Fleisch  von  seinem  Fleisch.  Würden  dagegen  die  Erbtheile 
und  rückständigen  Eaufgelder  als  ewige  Beuten  eingetragen, 
BD  käme  der  Grundbesitzer  weder  in  Verlegenheit,  noch  der  Grund- 
gläubiger um  seine  Forderung,  noch  der  Miterbe  um  seinen  Benten- 
antheil,  welche  Fluctuationen  im  Zinsfuss  auch  sich  vollziehen 
mögen;  weil  eben  die  Lage  des  Grundbesitzers  auf  dem  Ertrags- 
werth  basirt  bleibt  —  Das  vielfach  vorgeschlagene  Heilmittel  der 
ünkündbarkeit  der  Kapitalgrundschuld  kann  wenigstens  in 
Zeiten  eines  steigenden  Zinsfusses  aus  den  oben  angegebenen 
GriLnden  (Zusammenschrumpfen  des  Verpfändungslocus)  nicht  viel 
fruchten;  es  können  aber  überhaupt  nicht  alle  Eapitalschulden 
unkündbar  gemacht  werden  und  in  einer  Zeit  der  Noth  würde  das 
Mittel  überhaupt  versagen.  Ebensowenig  kann  das  Mittel  der 
annuitätenweisen  Amortisation  helfen;  denn  wenn  nicht 
der  Schuldenstand  mit  Einführung  der  Amortisationsschuld  ge- 
schlossen wird,  sorgt  schon  die  Freiheit  im  Creditverkehr  dafür, 
dass  der  nur  procentweisen  Abtragung  der  alten  Schulden  die 
kapitalweise  Aufiiahme  neuer  Schulden  immer  wieder  vorauseilen 
wird.  Das  Amortisationsprincip  aber  ist  überhaupt  ein 
falsches;  kapitalweise  aufgenommene  Schulden  werden  mit  Er- 
folg auch  nur  kapitalweise  wieder  abgetragen,  aus  üeberschüssen 
guter  Jahre  etc.  Die  Amortisation  ist  auch  nicht  etwa  im  Hinblick 
auf  den  Curs  der  Pfandbriefe  n5thig,  wie  die  Erfahrungen  z.  B. 
mit  der  firanzösischen  Beute  gegenüber  den  deutschen  Staats- 
schuldscheinen  darthun.  Wie  denn  schon  Justus  Moser  bei  Befür- 
wortung des  Bentenkaufs  gesagt  hat:  „unsere  Einbildung  muss 
nur  erst  wieder  recht  gewöhnt  werden  und  jeder  wird  gerne  Benten 
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kaufen,  wenn  er  nicht  mehr  auf  Zinsen  leihen  kann^S  Uebrigens 
ist  die  Amortisation  auch  im  System  der  Bentenschuld  nicht  aus* 
geschlossen;  sie  kann  sich  in  der  Form  des  Ankaufs  der  im  Ver- 
kehr befindlichen  Landrentenbriefe  vollziehen. 

Das  einzige  Abhilfemittel  liegt  daher  nach  Bodbertus 
in  der  EinfQhnmg  des  Bentenprincips  und  in  der  Durch- 
fQhrung  dieses  Princips  bei  Abschätzungen  und  bei  allen  den  Grund- 
besitz betreffenden  Bechtsgeschäften ;  insbesondere  sollen  Miterben 
in  Zukunft  nur  einen  ihrer  Erbquote  entsprechenden  Bentenantheil 
beanspruchen  können,  der  auf  dem  Grundbesitz  haften  bleibt  (imjuer- 
währende  Bentenabfindung).  Das  Bentenprincip,  das  lediglich  eine 
Wiederauffrischung  des  Instituts  des  Bentenkaufs  im  älteren 
deutschen  Becht  bedeutet,  behandelt  allein  den  Grundbesitz  als 
das,  was  er  ist,  nämlich  als  „immerwährenden  Beuten- 
fonds^^;  ihn  als  Kapital  verschreiben  zu  dürfen,  wäre  schlimmer 
als  Shylok's  Schein;  denn  es  wäre  gleichbedeutend  mit  der  Pflicht, 
etwas  abzutreten,  was  gar  nicht  vorhanden  ist.  —  Die  BefELrchtung, 
dass  der  Grundbesitzer  mit  Einführung  des  Bentenprincips  kein 
Geld  mehr  bekomme,  ist  grundlos;  richtiger  ist  es  zu  sagen,  dass 
er  bei  diesem  Frincip  des  Geldes  nicht  bedarf,  indem  er  für  die 
aus  Besitzveränderungen  sich  ergebenden  Verpflichtungen  ein 
dingliches  Becht  vom  Grundwerth  selber  bestellt,  den  Credit  aber, 
den  der  Grundbesitzer  als  Landwirth,  als  Unternehmer  bedarf,  in 
der  Form  des  Fersonalcredits  sich  verschafft.  —  Die  urkundliche 
Form  für  die  den  Grundbesitz  dinglich  belastenden  Obligationen 
soll  der  Bentenbrief  sein  in  der  doppelten  Gestalt  a)  der  Land- 
rentenbriefe, die  in  Inhaberform  und  unter  solidarischer  Haftung 
des  gesammten  Grundbesitzes  des  Landes  ausgestellt  werden  und 
bis  zur  Höhe  des  eingeschätzten  Beinertrags  reichen  dürfen;  diese 
Landrentenbriefe  sind  das  gesetzliche  Lösungsmittel  für  alle  Benten- 
obligationen;  b)  der  nach  den  Landrentenbriefen  eingetragenen 
Gutsrentenbriefe,  die  den  bisherigen  Individualhypotheken 
entsprechen  und  nur  in  dem  betreffenden  Gut  ihre  Sicherheit 
finden. — Eine  Beschränkung  der  Vererbungs-,  Veräusserungs-,  Ver- 
schuldungsfreiheit bedarf  es  mit  Annahme  des  Bentenprincips  nicht 
mehr.  —  Zur  Durchführung  der  vorgeschlagenen  Creditorganisation 
ist  eine  Art  Landschaftsbehörde  zu  bestellen,  die  die  Grenze  be- 
stimmt, bis  zu  der  Landrentenbriefe  auf  jedes  Gut  ausgefertigt 
werden  dürfen,  die  die  pünktliche  Zahlung  der  Beuten  vermittelt, 
auch  den  Wirthschaftsbetrieb  der  Grundbesitzer  überwacht 
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§  118.  Fortsetzung;  kritische  Einwendungen; 

die  Bentenhypothek. 

1.  Eine  Kritik  der  Bodbertus'schen  Theorieen  aber  das  6run4- 
eigenthum  gehört  dem  Gebiet  der  theoretischen  Nationalökonomie 
an ;  an  dieser  Stelle  kann  es  genügen,  auf  folgende  Gesichtspunkte 
aufmerksam  zu  machen^). 

a)  Der  Hinweis  ist  nicht  überflüssig,  dass  die  Untersuchungen 
von  Bodbertus  in  eine  Zeit  fielen,  in  der  unter  dem  Einfluss  einer 
aufblühenden  Grossindustrie  und  der  grossartigen  Entwicklimg  des 
Eisenbahnwesens  dem  Geldkapital  neue  Abflusscanäle  geschaffen 
waren  und  in  Folge  hiervon  die  bekannte  „Versteifung'^  des  Geld- 
marktes mit  der  Tendenz  anhaltenden  Steigens  des  Zinsfusses 
sich  bemerkbar  machte;  die  zunehmende  Emission  von  Staats- 
anleihen wirkte  in  gleicher  Bichtung.  War  die  aus  solchen  Wahr- 
nehmungen gezogene  Schlussfolgerung,  dass  eine  Tendenz  des 
Zinsfusses  zu  ständigem  Steigen  wahrscheinlich  sei^),  wie  der 
nachmalige  Verlauf  gezeigt  hat,  eine  irrige,  so  entfallen  damit  auch 
diejenigen  besonderen  Besorgnisse,  denen  im  Hinblick  auf  ein 
solches  Steigen  und  das  damit  Hand  in  Hand  gehende  „Ein- 
schrumpfen^'  des  Eapitalwerthes  des  Grundbesitzes  in  so  drastischer 
Weise  Ausdruck  gegeben  wurde. 

b)  Das  Ankämpfen  gegen  eine  Bechtsordnung,  die  dem  Grund 
und  Boden  Eapitalqualität  verleiht,  ist  offensichtlich  ein  völlig 
vergebliches  Bemühen;  für  jedes  im  Verkehr  befindliche  Productions- 
mittel  bildet  sich  ein  Werth  und  es  kann  ein  anderer  zahlenmässiger 
Ausdruck  für  diesen  Werth,  als  er  sich  durch  Eapitalisirung  des 
von  demselben  zu  erwartenden  Beinertrags  ergiebt,  überhaupt  nicht 
gefunden  werden ;  dass  die  Werthbildung  hierbei  von  den  Schwan- 
kungen des  Zinsfusses  beeinflusst  wird,  ist  richtig,  aber  unvermeid- 
lich >).    Dem  zutreffenden  Satz,    dass    mit   dem  Herabgehen  des 


*)  Vgl.  anwer  Knieg  a^  a.  0.,  insbesoiidere  anch  die  literarischen  Yerweifle 
io  dem  Sehn  ei  der*  sehen  Referat  im  Archiv  des  Deutschen  Landwirthschaftsraths 
fiir  1890,  8.  316  ff. 

*}  Rodbertas  a.  a.  0.,  I,  S.  69. 

*)  V^L  Kni«a  a.  a.  O.,  S.  348 ff.  und  die  Anm.  zn  §  111  auf  S.  111/112.  So 
gt^fteht  selbst  L.  v.  Stein  zu,  der  im  Uebrigen  sich  als  grundsätzlicher  Anhänger 
der  Rodbertns'schen  Lehre  bekennt,  dass  „die  Kapitalsqualität  des  Orund- 
besitses  dadurch,  dass  sie  allein  das  Güterkapital  des  Grund  und  Bodens  be- 
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Zinsfusses  der  Eapitalwerth  des  Grund  und  Bodens  sich  erhöht 
und  dass  dann  in  Erbfällen  grössere  Erbportionen  ausbezahlt 
werden  müssen  als  in  Zeiten  eines  höheren  Zinsfusses,  obwohl  in 
dem  erzeugten  Productwerth  sich  nichts  geändert  habe,  ist  ent- 
gegenzuhalten, dass  in  solchen  Fällen  der  Grundbesitzer  durch  die 
Verzinsung  der  Erbantheile  zu  niedrigerem  Zinsfuss  um  ebenso  viel 
gewinnt,  als  ihm  durch  die  Anrechnung  grösserer  Erbportionen 
verloren  geht;  und  umgekehrt  in  Zeiten  steigenden  Zinsfusses. 
Diese  Schwankungen  des  Zinsfusses  haben  aber  überhaupt  nicht 
den  ihnen  vindicirten  bedrohlichen  Charakter  für  die  Credit- 
gebahrung;  denn  wenn  mit  dem  Hinaufgehen  des  Zinsfusses  der 
Verpfändungslocus  sich  zusammenzieht  und  mit  dem  Heruntergehen 
sich  erweitert,  so  kommt  dadurch  dort  die  durch  die  gesteigerte 
Zinszahlungslast  verminderte,  hier  die  durch  die  verminderte  Zins- 
zahlungslast verstärkte  Verschuldungsffthigkeit  in  bester  Weise  zum 
Ausdruck;  mit  andern  Worten:  die  Abhängigkeit  des  Eapital- 
werths  des  Grund  und  Bodens  vom  laufenden  Zinsfuss 
wird  zu  einem  Regulator  der  Creditverpflichtungen  und 
wirkt  desshalb  eher  wohlthätig  als  nachtheilig. 

c)  Auch  darin  ist  die  Betrachtungsweise  von  Bodbertus  eine 
einseitige,  dass  er  ausschliesslich  dem  Grund  und  Boden 
den  Charakter  eines  Bentenfonds  vindicirt;  denn,  wenn  auch  nicht 
in  dem  Grade,  wie  dies  für  den  landwirthschaftUch  benutzten  Grund 
und  Boden  zutrifft,  haben. diesen  Charakter  auch  andere,  zumal  in 
der  Gross-Industrie,  ferner  die  in  Gestalt  von  Miethgebäuden  an- 
gelegten Eapitalarten,  indem  auch  hier  keineswegs  durchweg  in 
einem  und  demselben  Productionsprocess  das  hingegebene  Kapital 
reproducirt  wird.  Die  im  Anschluss  an  Bodbertus  des  Oefteren 
vertretene  Ansicht,  dass  insbesondere  der  Gewerbetreibende  stets 
sein  ganzes  Kapital  in  Umlauf  setzt  und  dass  er  desshalb  bei 
dem  Verkauf  der  Froducte  dieses  ganze  Kapital  in  dem  Verkaufs- 
preis der  Waaren  und  Leistungen  zurück  erhält^),  steht  mit  den 
thatsächlichen  Verhältnissen  mindestens  jeder  grösseren  gewerb- 
lichen Unternehmung,  die  eben  nicht  bloss  Bohstoffe  und  Arbeit 
in   die  Production  verwendet,  sondern  zu.  letzterer  auch  Gebäude, 


fEhigte,  sich  befruchtend  dem  persönlichen  Kapital  zu  verbrädem,  eine  neue 
Aera  in  der  Landwirthschaft  begründet  hat^  (a.  a.  0.,  S.  92);  wobei  er  betont, 
dass  der  Werth  (Kapitalwerth)  eines  jeden  Gutes  (also  auch  des  Grund  und  Bodens) 
beherrscht  werde  von  dem  Yerhältniss  der  Gestehungskosten  seiner  Enseugmsse  zu 
dem  Marktpreis  derselben  (a.  a.  0.,  S.  86). 

*)  Siehe  v.  Stein,  Die  drei  Fragen  etc.,  S.  154. 
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Lagerplätze,  Maschinen  etc.  nöthig  hat,  im  augenfälligen  Gegen« 
satz.  Und  es  ist  desshalb  auch  durchaus  unzutreffend,  dass  einzig 
und  allein  der  Grundbesitzer  niemals  ein  Darlehen  als  solches  mit 
einem  Male  zurflckbezahlen  kOnne,  sondern  es  ist  auch  der  In- 
dustrielle, der  Häuserbesitzer,  ja  selbst  der  kleinste  Gewerbetreibende 
in  einer  durchaus  ähnlichen  Lage  betreffs  aller  seiner  Kapitalien,  die 
nicht  umlaufende  Kapitalien  sind.  Daher  denn  auch  andere  Credit- 
nehmer  als  Grundbesitzer  genau  derselben  Schwierigkeit  der  Lage 
wie  diese  gegenüberstehen,  wenn  ihnen  vorzeitig  das  Kapital  ge- 
kündigt wird  und  sie  keine  anderen  Werthgegenstände  als  die 
durch  die  Arbeit  beschafften  haben  und  keinen  Stellvertreter  für 
den  bisherigen  Gläubiger  auffinden^). 

d)  Die  Schlussfolgerung,  dass  die  Einführung  des  Benten- 
princips  der  üeberschuldung  zu  begegnen  im  Stande  sei,  ist 
der  Unterlage  gänzlich  entbehrend;  mit  mehr  Becht  könnte  man 
sagen,  dass  das  System  der  „Ewigrente^^  im  Hinblick  auf  die  un- 
venneidbaren  Thatumstände,  die  zur  Auflegung  neuer  Beute  nöthigen, 
sehr  wohl  mit  der  Zeit  eine  „Bentenknechtschaft^^  zur  Folge 
haben  könnte,  die  von  der  „Zinsknechtschaft'^  des  kapitalistischen 
Verschuldungssystems  in  Nichts  verschieden  wäre.  „An  dem 
Maasse  des  Druckes,  welchen  eine  grössere  und  allzugrosse  Ver- 
schuldung eines  Landguts  bringen  kann,  ändert  das  Bentenprincip 
nichts  zum  Besseren.  Ob  der  Grundbesitzer  V41  Vs»  V«i  Vs»  ^4 
seines  Benteneinkonmiens  unter  der  Bezeichnung  von  Zins  oder 
von  Bentenantheil  an  Andere  abgeben  muss,  ist  gleichgiltig,  und 
die  Staffeln  seiner  immer  grösseren  jährlichen  Zahlungsverbindlich- 
keit kann  er  als  Bentenschuldner  wie  als  Kapitalschuldner  hinauf- 
steigen." Auch  im  System  der  Bentenschuld  wird  es  daher  Grund- 
besitzer geben  können,  „deren  ganzes  Bodeneigenthum  fremdes 
Vermögen  darstellt  und  die  ihren  Boden  wie  Verwalter  für  Andere 
zu  bewirthschaften  haben  ".  Wie  denn  der  Hauptirrthum  der  ganzen 
Lehre  in  der  Verkennung  der  Thatsache  zu  finden  ist,  dass  nicht 
bloss  durch  die  Art  der  Greditverpflichtung,  sondern  schon 
durch  den  unwirthschaftlichen  Gebrauch  von  Grund- 
besitzcredit  (Missgriffe  in  dem  Erwerb)  Grundbesitznoth  herbei- 
gefQhrt  werden  kann  und  dass  der  Grundbesitzer  nicht  schon  dess- 

'j  Knieg  a.  a.  0.,  S.  357.  Anch  eine  Maschine,  ein  Zugpferd  —  sagt  Knieg 
'^  t.  0.|  8.  356)  —  ist  für  den  Menschen  ein  Ertrags-Fonds,  nur  kein  immer- 
wahrender; anch  das  Zugpferd  und  die  Maschine  haben  einen  „Fonds **-Werth,  nur 
weil  oe  Ertragswerthe  haben. 
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halb  gerettet  ist,  dass  er  nicht  mehr  Eapitalzinse,  sondern  Benten- 
antheile  an  Andere  hinauszuzahlen  hat^). 

e)  Endlich  aber  ist  die  Meinung,  dass,  weil  der  Qrundeigen* 
thflmer  immer  nur  die  Grundrente,  nie  den  Bentenfonds  in  dem 
Wirthschaftsertrag  empfange,  er  mit  dem  Besitzerwerb  eines  Land- 
guts mittelst  einer  Eapitalschuld  keine  Verpflichtung  übernehmen 
könne,  irgend  welchen  Theil  des  Schuldkapitals  selber  zurück- 
zuzahlen, doch  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Verschuldung  bis 
zur  vollen  Werthgrenze  richtig,  in  allen  anderen  Fällen  einer 
niedrigeren  Verschuldung  gänzlich  unhaltbar  (vgl.  §  112),  somit 
auch  die  gegen  das  Amortisationsprincip  vorgebrachten  Einwen- 
dungen hinfällig.  Auch  steht  mit  dieser  Meinung  die  von  Bod- 
bertus  ins  Auge  gefasste  Möglichkeit  des  Bückkaufs  des  Benten- 
briefs  behufs  Ablösung  der  Bentenschulden  in  augenAlligem  Wider- 
spruch. 

f)  Als  discutabler  Kern  der  Bodbertus'schen  Theorie  des 
landwirthschaftlichen  Credits  bleibt  daher  nur  das  Folgende  übrig: 
dass  der  Grundbesitz  gegenüber  allen  Schuldverpflichtungen,  und 
zwar  nicht  bloss  des  Betriebscredits,  sondern  aller  Creditarten,  bei 
denen  die  Beproduction  des  Schuldkapitals  nicht  im  einmaligen 
Productionsprocess  sich  vollzieht,  vor  unzeitigen  Kündigungen 
von  Seiten  der  Gläubiger  geschützt  werden  müsse ;  dass  die  Schuld- 
verpflichtung in  der  Form  der  Beute,  mit  oder  ohne  Amortisation, 
für  diese  Arten  des  Grundbesitzcredits  eine  der  Natur  des  Grund- 
besitzes als  „Bentenfonds''  besonders  passende  Verpflich- 
tungsform  sei;  dass  die  Schuldverpflichtung  in  der  Form  der 
Individual- Hypothek  zur  Durchführung  des  Bentenprincips 
ungenügend  und  dass  desshalb  besondere  hierzu  taugliche 
Creditorganisationen  anzustreben  seien. 

2.  Belative  Berechtigung  des  Princips  der  Benten- 
schuld.  Wie  aus  den  früheren  Darlegimgen  sich  ergiebt,  ist  im 
Gefolge  der  Ablösungsgesetzgebung  mit  dem  Verbot  der 
dauernden  Belastung  eines  Grundstückes  mit  Beallasten  auch  das 
Verbot  der  Auferlegung  ewiger  (unkündbarer)  Geld- 
renten verfügt  worden;  und  es  wurde  schon  bei  jenem  Anlass 
^e  unterschiedslos  erfolgte  Aufhebung  jeder  Art  getheilten  Eigen- 
thums  als  eine  übereilte  Maassregel  bezeichnet.  (Bd.  I,  §  23, 
Ziffer  f.)    Ebenso  ist  bereits  früher  der  neueren  Gesetzgebung  über 


^)  Knies  a.  a.  0.,  S.  354. 
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innere  Golonisation  in  Preussen  ein  socialpolitischer  Wertk 
gerade  auch  desshalb  zuerkannt  worden,  weil  bei  dieser  Gesetz- 
gebung das  ausschliesslich  herrschende  Princip  der  Verschuldung 
gegen  Kapital  verlassen  und,  in  Bückkehr  zu  den  älteren  Bechts- 
formen  des  Bentenkaufs,  das  Institut  der  Bentengüter  neu  dem 
Agrarrecht  einverleibt  wurde  (Bd.  I,  §  89  am  Schluss,  §  91).  In 
der  That  ist  denn  auch  die  Forderung,  dass  mit  und  an  Stelle  der 
kapitalistischen  (rOmisch-rechüichen)  Verschuldungsform  die  Ver- 
schuldung in  der  Form  der  unkündbaren  Beute  rechtlich  zugelassen 
werde,  in  den  landwirthschaftlichen  Interessenvertretungskörpem 
gerade  in  der  Gegenwart  mit  besonderem  Nachdruck  geltend  ge- 
macht worden*).  Bei  der  Beurtheilung  dieser  Bewegung 
sind  indess  folgende  Gesichtspunkte  im  Auge  zu  behalten: 

a)  Die  Zulassimg  der  hypothekarisch  sicherzustellenden  Benten- 
Bchuld  (Bentenhypothek)  ist  vor  Allem  bedeutsam  da,  wo  es 
sich  um  die  Begründung  neuer  bäuerlicher  Besitzungen  in  den 
Gegenden  des  Grossgrundbesitzes,  d.  h.  um  die  innere  Goloni- 
sation handelt,  weil  mit  dieser  Zulassimg  auch  kapitalschwächeren 
Elementen  der  Erwerb  von  Landstellen  ermöglicht,  also  die  raschere 
DurchfÄhrung  des  Colonisationswerkes  verbürgt  ist;  weil  femer  für 
die  Auswahl  der  Colonisten  nicht  bloss  der  Kapitalbesitz  maass- 
gebend  zu  sein  braucht,  sondern  die  wirthschaftliche  Tüchtigkeit 
in  erster  Linie  in  Betracht  gezogen  werden  kann;  weil  endlich 
gerade  auf  solchen  Neusiedelungen  es  wünsch  enswerth  ist,  dass  die 
vorhandenen  Baarmittel  nicht  durch  Hingabe  eines  Eaufschillings 
erschöpft,  sondern  für  die  Zwecke  des  Betriebs  selber  flüssig  ge- 
macht werden.  Erwägungen  letzterer  Art  lassen  die  Bentenschuld 
auch  in  den  Gebieten  des  Anerbenrechts  als  eine  an  sich  zweck- 
mässige Verschuldungsform  vom  Standpunkte  des  Anerben  aus 
erscheinen,  während  den  Miterben  mit  der  üeberweisung  von 
ihrerseits  unkündbaren  Beuten  allerdings  weniger  gedient  sein  wird 
(Bd.  I,  §  83,  Ziffer  5)*).    Im  üebrigen  kann  die  Adoptirung  des 


')  Siehe  die  Vorbemerkung  zu  §  117. 

'O  Sc  braut  a.  a.  0.,  8.  115  ff. ,  macht  für  die  Abfindung  der  Miterben  in 
Henten  die  Erwägung  geltend,  dass  ^die  Erbtheilsquoten  geborene  (!)  Antheile  am 
^^nmdbesitK  seien,  welche  von  demselben  nicht  losgerissen,  sondern  mit  seinem 
^Schicksal  yerbunden  bleiben  sollten**,  dass  desshalb  „bei  der  Erbtheilung  die  Bildung 
fntr  die  Schwankungen  (der  Production)  gemeinschaftlich  tragenden  Renten- 
geDOflsgemeinschaft,  einer  Sachgemeinschait  angezeigt  erscheine'*;  womit  aber 
doch  wohl  im  Widerspruch  steht,  wenn  für  diese  Abfindung  in  Renten  Schraut 
aar  onter  der  Voraussetzung  eintritt,  dass  eine  Verbriefung  der  Rentenschuld  in 
Foim  Ton  Rentenbriefen  durch  besondere  Institute  (Rentenbanken),  d.  h.  die 
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Systems  der  Bentenschuld  leicht  die  Folge  haben,  dass,  weil  nun 
auch  den  mittellosen  Elementen  der  Zutritt  zum  Orundmarkt  er- 
leichtert ist,  zumal  man  sich  leichteren  Herzens  mit  einer  Benten- 
schuld als  mit  einer  Eapitalschuld  belastet,  die  Nachfrage  nach 
Grund  und  Boden  eine  Verstärkung  und  dieser  desshalb  eine  un- 
gesunde Werthsteigerung  nach  oben  erßlhrt;  eine  Folge,  die 
namentlich  da  zu  beachten  ist,  wo,  wie  in  den  Gebieten  der  Frei- 
theilbarkeit, die  Bodenwerthe  überhaupt  eine  Tendenz  zu  ungesunder 
Gestaltung  aufweisen.  Erwägt  man  weiter,  dass  in  den  Gebieten 
der  letztem  Art  der  Grundstttcksverkehr  meist  Liegenschaftsparcellen 
kleineren  ümfangs  umfasst,  bei  denen  die  Abtragung  der  Kauf- 
schillingsreste den  neuen  Erwerbern  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
nicht  übermässig  schwer  fällt,  und  dass  gerade  der  kleinste  Besitz 
der  dinglichen  Belastung  des  Grundeigens  mit  Beuten  ein  weit- 
gehendes Misstrauen  entgegenbringt,  so  dürfte  das  BedürMss  für 
Begründung  des  Instituts  der  Bentenschuld  für  diese  Gegenden  der 
Freitheilbarkeit  in  minderem  Maasse  gegeben  sein  als  für  die  vor- 
erwähnten Gegenden  mit  anderer  Besitzvertheilung  und  anderen 
Erbrechtsverhältnissen. 

b)  Der  in  der  Unkündbarkeit  der  Bentenschuld  liegende 
Schutz  des  Schuldners  kann  auch  auf  anderem  Wege,  insbesondere 
durch  Abschluss  von  Annuitäten darl eben  d.  h.  in  der  Form 
der  Amortisationshypothek  erreicht  werden;  doch  ist  gegen- 
über jenen  Stimmen,  die  in  der  Amortisationshypothek  einen  voll- 
zähligen Ersatz  für  das  System  der  Bentenschuld  erblicken,  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dass  der  in  der  Aufnahme  eines  Annuitäten- 
darlehens liegende  Amortisationszwang  zeitweise  (in  Folge  anhaltend 
schlechter  Ernten,  gedrückter  Preise  etc.)  lästig  fallen  kann  und 
dass  bei  auch  nur  zeitweiser  Zahlungsunfähigkeit  der  Annuitäten 
die  ganze  Schuld . fällig  wird.  Dem  gegenüber  besteht  der  Vorzug 
der  Bentenhypothek  nicht  bloss  darin,  dass  der  Schuldner  in 
der  Heimzahlung  der  Schuld  freie  Hand  hat,  sondern  vor  Allem  auch 
darin,  dass  im  Fall  einer  Säumniss  in  der  Zahlung  der  Beute,  auch 
wenn  dieselbe  eine  Amortisationsrente  sein  sollte,  nur  der  Bück- 
stand derselben,  nicht  das  ganze  Kapital,  fällig  wird  und  dass  für 
diesen  Bückstand  sich  nöthigenfalls  der  Gläubiger  auch  schon  durch 
Mobiliarexecution  Befiriedigung  schaffen  kann.  Die  mit  anderen 
Mitteln  (insbesondere  mit  solchen  der  Verschuldungsbesctuünkimg 

Zuweisung  fester  Renten  (ohne  Rücksicht  anf  die  Schwankungen  des  Gatsertrags) 
verbürgt  ist. 
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auf  dem  Wege  eines  Heimstätterechts  oder  der  Incorporation  des 
Hjpothekarcredits  etc.,  siehe  Abschnitt  YII  dieses  Kapitels)  erstrebte 
grössere  Sicherstellung  des  Grundbesitzes  gegen  Besitz- 
entsetzung  in  Folge  augenblicklicher  Nothlagen  wird  aus  diesem 
(jrande  schon  durch  das  Institut  der  Bentenschuld  einigermaassen 
erreicht  und  ist  dieses  schon  desshalb  beachtenswerth.  Und  zwar 
wiederum  am  meisten,  wenn  die  Schuldverpflichtung  durch  die 
Uebemahme  eines  landwirthschaftlichen  Anwesens  im  Erbweg 
begründet  wurde,  weil  und  sofern  das  Anerbenrecht,  neben  der  Er- 
haltung des  Anwesens  in  ungetheiltem  Zustand,  vor  Allem  auch 
die  Forterbung  des  Guts  in  derselben  Familie  bezweckt;  während 
im  System  des  kapitalistischen  Yerschuldungsprincips,  wegen  der 
grösseren  Gefahren  des  Executionsrechts,  der  Zweck  des  Anerben- 
rechts: die  Sicherung  des  Besitzes  für  die  Familie,  nicht  selten 
vereitelt  wird. 

c)  Die  Durchführung  des  Systems  der  Bentenschuld  ist  von  der 
Geneigtheit  des  Geldkapitals  bedingt,  in  dieser  Verpflich- 
tungsform  sich  dem  Grundbesitz  zur  Verfügung  zu  stellen;  diese 
Geneigtheit  wird  nur  dann  vorhanden  sein,  weim  dem  Gläubiger 
trotz  des  Vorhandenseins  einer  Bentenschuld  die  Möglichkeit,  den 
Kapitalbetrag  der  Beute  jederzeit  flüssig  zu  machen,  gegeben  ist. 
Das  Rentenschuldensystem  setzt  daher  das  Bestehen  besonderer 
Institute  voraus,  die  die  Bentenschuld  übernehmen  und  dagegen 
dem  Rentengläubiger  dem  Betrag  der  Beute  entsprechende  Kapital- 
obligationen (Bentenbriefe)  aushändigen;  der  Apparat  wäre  dem- 
jenigen verwandt,  der  s.  Z.  zur  Durchführung  der  Ablösungsgesetz-t 
gebung  durch  Schaffung  besonderer  Ablösungskassen,  Benten- 
banken  etc.,  geschaffen  wurde,  und  bekanntlich  hat  man  inPreussen 
in  Vollzug  des  ersten  Bentengutsgesetzes  von  1890  durch  das 
spätere  Gesetz  von  1891  in  sehr  glücklicher  Weise  zur  Ermög- 
lichung jederzeitiger  Bealisirung  der  Bentenschuld  die  alten,  für 
die  Zwecke  der  Beallastenablösimg  errichteten  „Bentenbanken" 
in  neuer  Thätigkeit  berufen  (Bd.  I,  §  21,  Ziffer  3;  §  92,  Anm.  am 
Schluss).  Das  intervenirende  Eingreifen  des  Staats  in  der  Form 
der  Schaffung  solcher  Behtenhypothekenbanken  wird  also  mit  der 
Annahme  des  Systems  der  Bentenschuld  nicht  zu  vermeiden,  aber 
auch  im  Allgemeinen  unbedenklich  sein,  wenn  und  sofern  die  Bank 
ßw  solche  Beuten  übernimmt,  die  durch  die  Substanz  des  Grund- 
stockes sichergestellt  sind  und  wenn,  wie  selbstverständlich,  in 
d^m  Hypothekenrecht    dem    Bentengläubiger    dieselbe    Sicherheit 
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gegen  Beeinträchtigungen  des  eingetragenen  Bechts  durch  spätere 
YerfQgungen  des  Schuldners,  wie  anderen  Hypothekargläubigem, 
gewährleistet  wird.  An  der  ümlaufsfähigkeit  und  Aufnahmefähig- 
keit der  unter  solchen  Voraussetzungen  eroittirten  Bentenkapital- 
Obligationen  ist  bei  der  Beliebtheit,  der  sich  in  der  Gegenwart 
gerade  die  keiner  regelmässigen  Tilgung  unterliegenden  Schuld- 
verschreibungen des  Staats  und  der  sonstigen  Körperschaften  erfreuen, 
nicht  wohl  zu  zweifeln;  übrigens  kann  die  Uebemahme  der  Benten- 
schuld  durch  die  staatlichen  Bentenhypothekenbanken  davon  ab- 
hängig gemacht  werden,  dass  der  Schuldner  der  Auferlegung  einer 
Amortisationspflicht  zustimmt,  so  dass  die  Bentenschulden,  für 
welche  Kapitalobligationen  ausgegeben  wurden,  innerhalb  bestimmter 
Zeit  ihrer  Tilgung  entgegengeführt  werden. 

d)  Dass  ein  Bedürfniss  bestehe,  die  Kapitalhypothek  durch 
die  Bentenhypothek  schlechthin  zu  ersetzen,  wird  schwerlich 
bewiesen  werden  können;  die  unkündbare  Kapitalhypothek  weist 
ähnliche  Yortheile  auf  und  lässt  den  Apparat  besonderer  staatlicher 
Anstalten  (Bentenhypothekenbanken)  entbehrlich  erscheinen ;  jeden- 
falls würde  in  den  Fällen  des  kleineren  Grundstücksverkehrs  (Par- 
cellenumsätze)  die  Einführung  des  Systems  der  Bentenschuld  kaum 
einem  Verständniss  der  unmittelbar  betheiligten  Interessentenkreise 
begegnen^).  Aus  dem  Umstand  allein,  dass  die  Verpflichtung  in 
der  Form  der  Beute  bei  einer  allenfallsigen  Betreibung  des 
Schuldners  für  diesen  minder  gefährlich  ist,  als  die  Kapitalhypothek, 
wird  die  Nothwendigkeit  einer  zwangsweisen  Ersetzung  der 
letzteren  durch  die  Bentenhypothek  noch  nicht  abgeleitet  werden 
können.  Auch  beachten  die  Befürworter  einer  solchen  umwälzenden 
Gesetzgebungsaction  zu  wenig  die  Schwierigkeiten  des  üebergangs, 
die  zweifellos  in  umfangreichen,  für  viele  Grundbesitzer  verhängniss- 
vollen Kapitalkündigimgen    zu  Tage  treten  würden*).      Es  kann 

*)  Aehnlich  auch  Schraut  a.  a.  0.,  S.  114 ff. 

*)  Vg^l.  hierzu  insbesondere  die  im  gleichen  Sinne  erfolgten  Aeusserungen  tou 
Klein  und  Schmoller  im  Preuss.  LandesökonomiecoUeg^um  von  1889,  a.  a.  O-i 
S.  762  und  768.  Röscher  (§  138,  D)  ist  im  Allgemeinen  ein  Gegner  des  Renten- 
princips,  in  dem  er  einen  gewaltigen  Rückschritt  yon  den  bisherigen  Tendenzen 
der  Bodeumobilisirung  erbUckt.  Die  Folge,  dass  „die  Anwendung  des  Rentenprinrips 
auf  die  rückständigen  Kaufgelder  den  Preis  der  Grundstücke  erniedrigen  wurde, 
weil  die  creditbedürfügen  Käufer  nicht  mehr  so  wie  jetzt  mit  den  zur  voUen  Baar- 
isahlung  bereiten  concurriren  könnten",  dürfte  im  Hinblick  auf  das  früher  Bemerkte 
(§  111)  noch  am  wenigsten  zu  beklagen  sein.  Jäger  macht  zwar  (a.  a.  0.,  Bd.  U, 
8.  320  ff.)  Vorschläge  hinsichtlich  der  Ueberleitung  in  das  System  der  Grundrenten- 
Verschuldung  als  künftig  einzig  gültiger  Verschuldimgsform ,  hat  sich  aber  die 
Schwierigkeiten  des  Ueberganges  in  keiner  Weise  klar  gemacht  und  für  die  Bedeutung 
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daher  verständigerweise  nur  dafQr  eingetreten  werden,  dass  neben 
dem  kapitalistischen  Yerschuldungsprincip  auch  das  Frincip  der 
Sentenschuld  rechtliche  Geltung  erlange.  Zu  diesem  Behufe  be- 
darf es  aber  nicht  bloss  einer  Aufhebung  der  landesgesetzlich  er- 
gangenen Bestimmungen,  die  die  Bestellung  von  ewigen  Beallasten 
untersagen  oder  die  einseitige  Kündigung  der  Renten  zulassen, 
sondern  auch  einer  Erweiterung  des  Hypothekenrechtes  durch  Zu- 
lassung der  Bentenhypothek  neben  der  Kapitalhypothek,  für  welche 
Erweiterung  denn  auch  nicht  bloss  Vertreter  des  Grundbesitzes 
selber,  sondern  auch  namhafte  Rechtsgelehrte  (Gierke,  Klemm  und 
Andere)  neuerdings  eingetreten  sind. 

Anmerkung.  Der  Entwnrf  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  für 
Deutschland  hat  die  Belastung  eines  Grundstücks  mit  unkündbaren  Renten 
zwar  zugelassen,  dagegen  es  mit  Recht  abgelehnt,  den  Wünschen  auf  Verdrängung^ 
der  Kapital-Hypothek  und  der  Grundschuld  zu  entsprechen,  da  „seit  Jahrhunderten 
das  Yolk  daran  gewöhnt  ist,  in  der  Beleihung  eines  Grundstücks  den  Rechtsgrund  zur 
dereinstigen  Zurückziehung  des  Kapitals  zu  erblicken'*  und  weil  bisher  „kein  deut- 
licher Staat  sich  dazu  verstanden  hat,  in  so  radicaler  Weise  mit  dem  geltenden 
Rechte  zu  brechen  und  einer  Theorie  zu  Liebe  einen  Versuch  zu  wagen,  mit  welchem 
niMi  vollständige  Umwälzung  unserer  gesammten  wirthschaftlichen  Verhältnisse 
verbunden  sein  würde"  (Motive  z.  Entwurf  d.  bürgerl.  Gesetzbuchs,  Bd.  m,  S.  632), 
Weun  aber  nach  dem  Entwurf  des  Einfnhrungsgesetzes  die  Landesgesetze  unberührt 
bleiben  soUen,  die  die  Begründung  von  ReaUasten  ausschliessen  oder  beschränken 
•Hier  die  die  Belastung  des  Grundbesitzes  mit  unkündbaren  Kapitalien  oder  die  Aus- 
schliessung des  Kündigung^rechts  über  eine  bestimmte  Zeit  hinaus  ermöglichen,  so 
dufte  dies,  wie  auch  Gierke  in  seiner  Kritik  des  „Entwurfs**  rügend  bemerkt  hat, 
gegenüber  dem  im  Text  Bemerkten  ein  etwas  engherziger  Standpunkt  und  daher 
zu  begehren  sein,  dass  neben  der  Kapitalschuld  auch  die  dingliche  Rentenschuld 
aU  ebenbürtiges  Institut  statuirt  werde. 


§119.    Die  Unkündbarkeit  der  Hypothekarschuld  und 

der  Geldmarkt*). 

1.  Der  llodbertus'schen  Theorie  des  landwirthschaft- 
lichen  Creditwesens  ist  darin  vollkommen  beizupflichten,  dass 
^lem  ländlichen  Grundbesitz  mit  einer  nur  vorübergehenden  Be- 
nutzung des  aufgenommenen  Schuldkapitals  in  der  Regel  nicht 
gedient  ist  Mag  es  sich  um  die  Inanspruchnahme  des  Besitz- 
eredits  (Kauf,  Erbesübemahme) ,  oder  um  diejenige  des  Melio- 
rationscredits,  veranlasst  durch  Bodenverbesserungen,  oder  um 
J^onstige  Investirung  von  festen  Kapitalien  (Gebäude)  in  den  Grund 
und  Boden  handeln  —  in  allen  Fällen  reichen  die  Erträgnisse  eines 

der  ankündbaren  Amortisations-Kapitalschuld  offensichtlich  nur  ein  sehr 
nüsiges  Yerständniss. 

')  Vgl.  hierzu  namentlich  Knies  a.  a.  0.,  S.  161,  202  ff.,  302 ff. 


112  Kap.  VI.    Der  landwirthschaftUche  Credit  und  die  Yerschuldiuig. 

oder  mehrerer  Jahre  nicht  hin,  um  eine  Tilgung  der  Hypothek 
herbeizuführen.  In  diesen  Fällen  geht  eben  „nicht  der  ganze 
Werth  eines  Schuldkapitals,  sondern  nur  der  Werth  einer  laufenden 
Nutzung  desselben  in  den  Werth  der  während  einer  einzelnen 
Betriebsperiode  erwirthschafteten  Producte  über  und  es  kann  daher 
aus  dem  einzelnen  Jahreserträgniss  wohl  ein  Jahreszins  fOr  das 
Leihkapital,  daneben  aber  doch  nur  eine  Quote  fülr  Bückerstattung 
des  Kapitals  selbst  entnommen  werden^*  (Knies).  Hier  zeigt  sich 
eben  der  wesentliche  Unterschied,  der  zwischen  der  Schuldaufhahme 
zur  Deckung  laufender  Wirthschaftsbedflrfnisse  (Saatgut,  Dünge- 
mittel etc.  etc.)  und  zwischen  jenen  Schuldaufnahmen  besteht,  die 
durch  den  Besitzerwerb  selbst  oder  durch  Verbesserungen  der 
Bodensubstanz  veranlasst  sind.  Während  dort  die  alsbaldige  Rück- 
zahlung der  Darlehen  aus  den  Wirthschafbserträgnissen  der  laufen- 
den oder  doch  der  nächsten  Wirthschaftsperiode  regelmässig  un- 
schwer ermöglicht  ist  und  der  Grundbesitz  daher  die  hierher  ge- 
hörigen Darlehen  auch  mit  knapp  bemessenen  RückzahlungsMsten 
ohne  besonderes  Bisiko  eingehen  kann,  so  hat  die  Kündigung 
einer  auf  unbestimmte  Zeit  bestellten  Hypothek  häufig  die  Wirkung, 
dass  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  entweder  ein  Theil  des  Guts 
verkauft  werden  muss,  in  welchem  Fall  der  ursprüngliche  Zweck 
des  hypothekarischen  Darlehens  wieder  verloren  geht;  oder  dass 
man  zur  Aufnahme  einer  anderen  Schuld  schreiten  muss,  was  im 
günstigsten  Fall  mit  Kosten,  vielfach  aber  mit  anderen  Nachtheilen 
verknüpft  sein  wird.  Ist  nämlich  die  Kündigung  geschehen,  weil 
der  Zinsfuss  im  Allgemeinen  eine  steigende  Tendenz  zeigt,  so  wird 
der  Schuldner  beim  Eingehen  eines  neuen  Schuldverhältnisses  unter 
allen  Umständen  zur  Verwilligung  eines  höheren  Zinsfusses  sich 
verstehen  müssen.  Dieselbe  Folge  muss  aber  auch  dann  eintreten, 
wenn  die  Kündigung  im  Hinblick  auf  die  ungünstigeren  Con- 
juncturen  erfolgte,  unter  denen  zeitweise  der  betreffende  Wirth- 
schafter  arbeitet,  weil  nun  der  neue  Gläubiger  eine  Bisikoprämie 
sich  ausbedingen  wird,  auch  wenn  jene  Conjuncturen  nur  vorüber- 
gehender Art  sind.  Findet  aber  der  Schuldner  einen  anderen  Gläu- 
biger überhaupt  nicht,  so  ist  er  der  Gefahr  des  Zwangsverkaufs^ 
entweder  des  ganzen  oder  eines  Theils  des  Besitzes  preisgegeben. 
Die  in  der  Kündbarkeit  hypothekarischer  Darlehen  liegende  Gefahr 
ist  um  so  grösser,  je  mehr  der  Gläubiger  das  Ausleihen  von  Geld- 
kapitalien rein  speculativ  betreibt,  daher  auf  Bückforderung  der 
ausgeliehenen  Summen  sofort  abheben  wird,  sobald  eine  anderweit^ 
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Kapitalanlage  einträglicher  dünki  Zumal  der  wucherische  Gläubiger 
hat  in  dem  Eündigungsrecht  ein  denkbar  starkes  Pressionsmittel 
gegenüber  dem  Schuldner;  pflegt  ja  doch  die  Kündigung  zu  un- 
gelegener Zeit  den  bekanntesten  Kunstgriff  des  gewohnheitsmässigen 
Wucherers  seinem  „Opfer"  gegenüber  zu  bilden.  Solcher  Taktik 
befleissigten  sich  schon  die  vornehmen  Gläubiger  in  der  alten 
Koma  gegenüber  ihren  Schuldnern  in  der  Provinz  und  wurde  dess- 
halb  das  den  Schuldnern  aufgenöthigte  „Versura  solvere"  geradezu 
eine  bildUcbe  Bezeichnung  für  die  Leiden  derer,  die  aus  dem 
Argen  in  ein  Aergeres,  aus  dem  Bogen  in  die  Traufe  kamen 
(Knies). 

2.  Die  vorstehend  angedeuteten  Gesichtspunkte  gewiimen  an 
Bedeutung,  je  vielseitigere  Anlagemöglichkeiten  für 
das  Geldkapital  mit  dem  Fortschritt  der  wirthschaftlichen 
<.-ultur  sich  eröffnen.  Nun  ist  aber,  während  früher  das  Geldkapital 
in  überwiegendem  Maasse  auf  die  Beleihung  des  Grundbesitzes 
angewiesen  war,  in  diesem  Verhältniss  in  diesem  Jahrhundert  . 
einestheUs  durch  den  Aufschwung  der  Industrie  und  die  lohnende 
A>rwendung,  welche  die  auf  dieselbe  verwendeten  Kapitalanlagen 
in  steigendem  Maasse  fanden,  andemtheils  durch  die  ausserordent- 
liche Inanspruchnahme  des  öffentlichen  Credits  seitens  des  Staats 
und  der  Gemeinden  eine  nachtheilige  Verschiebimg  eingetreten. 
Die  fOr  den  Kapitalbesitzer  geschaffenen  Yortheile,  welche  die  An- 
lage verf&gbarer  Simimen  in  Actien,  Prioritäten,  Staats-  und  Ge- 
meinde-Schuldverschreibungen bot,  bestehend  in  dem  Yortheil  der 
jederzeitigen  freien  YerfQgung  über  das  Kapital  bei  einem  der 
jeweiligen  Lage  des  Geldmarktes  entsprechenden  Zinsfuss,  drängten 
das  private  Kapital  mehr  und  mehr  von  der  hypothekarischen  An- 
lage auf  Grund  und  Boden  ab  und  es  erhielt  diese  Bichtung 
periodenweise  in  Folge  der  allgemeinen  ungünstigen  Verhältnisse, 
unter  denen  der  Grundbesitz  producirte,  einen  weiteren  Anstoss. 
Je  mehr  auf  diese  Weise  die  Beziehungen  des  Geldkapitals  zum 
Grundkapital  an  Beständigkeit  verloren,  was  je  nach  den  wechseln- 
den Conjuncturen  in  zahlreichen  Kündigungen  seinen  Ausdruck 
fand,  um  so  stärker  musste,  zumal  in  Zeiten  raschen  industriellen 
Aufschwungs,  die  gleichzeitig  Perioden  des  steigenden  Zinsfusses 
zu  sein  pflegen,  sich  das  Verlangen  nach  besonderen  Credit- 
organisationen  geltend  machen,  die  den  ländlichen  Grundbesitz 
^or  den  Nachtheilen  plötzlicher  Kapitalkündigungen  und  steigenden 
Zinsfusses  zu  behüten  geeignet  sind.    Die  „Grundcreditnoth", 
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die  in  den  sechziger  Jahren,  d.  h.  in  der  Aera  des  steigenden 
Zinsfusses,  einen  so  breiten  Baum  in  der  Literatur  und  in  den 
parlamentarischen  Verhandlungen  einnahm,  kann  allerdings  nicht 
so  verstanden  werden,  dass  es  dem  darlehensbedürftigen  Grund- 
besitz überhaupt  an  Kapital  gefehlt  hätte;  wohl  aber  so,  dass  die 
Bedingungen,  unter  denen  das  Kapital  sich  dem  Grundbesitz 
zur  Verfügung  stellte,  den  Bedürfhissen  des  Grundbesitzes  vielfach 
nur  unvollkommen  entsprachen  und  dass  insbesondere  die  Möglich- 
keit jederzeitiger  Kündigung  der  hingegebenen  Kapitalien  von 
Seiten  der  Gläubiger  die  Gefahr  von  Grundcreditkrisen  herauf- 
zubeschwören geeignet  war.  Und  dass  die  Agrarkrisis  der  fünf- 
ziger Jahre  namentlich  in  Südwestdeutschland  gegendenweise  so 
bedenkliche  Ausdehnung  gewann,  steht  mit  der  mangelhaften 
Organisation  des  Hypothekarcredits  in  diesem  Theil  Deutschlands 
ganz  wesentlich  im  Zusammenhangt). 

3.  Aus  dem  Gesagten  ist  mithin  die  Schlussfolgerung  ab- 
zuleiten, dass  nur  die  Möglichkeit^  hypothekarische  Darleihen  des 
Besitz-,  Meliorations-  und  Baucredits  fOr  längere  Zeit  unkündbar 
zu  erhalten,  den  Grundbesitz  der  aus  den  Schwankungen  des  Zins- 
fusses und  aus  augenblicklichen  Verlegenheiten  sich  ergebenden 
Nachtheile  enthebt  und  ihm  diejenige  Sicherheit  gewährt,  welche  die 
Vorbedingung  nachhaltiger  Wirthschaft  und  gesunder  Betriebsver- 
hältnisse ist.  In  den  wissenschaftlichen  Erörterungen  der  Fach- 
literatur sowohl,  wie  in  den  landwirthschaftlichen  Körperschaften 
imd  ebenso  in  sonstigen  mit  der  Erörterung  socialer  Fragen  sich 
beschäftigenden  Versammlungen  und  Vereinen  (Verein  för  Social- 
politik)  wird  daher  seit  Jahren  in  der  Einführung  der  ünkündbar- 
keit  hypothekarischer  Darlehen  ein  besonders  wichtiger  Schritt 
behufs  Herbeiführung  gesunder  Zustände  der  landwirthschaftlichen 
Verhältnisse  erblickt.  Eine  Verwirklichung  dieser  Bestrebungen 
ist  selbstverständlich  da  gänzlich  ausgeschlossen,  wo  der  einzelne 
Gläubiger  und  der  einzelne  Schuldner  sich  gegenüberstehen,  der 
Hypothekenverkehr  mithin  in  der  Form  der  Individualhypothek 
sich  vollzieht;  und  in  völlig  befriedigender  Weise  wird  das  Ziel 
überhaupt  nur  innerhalb  einer  von  Bücksichten  des  öffentlichen 
Interesses  beherrschten  Creditorganisation  sich  erreichen 
lassen,  weil  und  sofern  für  ein  rein  speculativ  betriebenes,  d.  h. 
privates  Creditinstitut  die  jederzeit  günstigste  Kapitalanlage  stets 
leitendes  Geschäftsprincip  bleiben  wird. 

*)  Siehe  hierzu  Lette,  a.  a.  0.,  S.  26ff. 
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4.  Die  veriaragsmässig  zugesicherte  ünkündbarkeit  der  Schuld 
beruht  auf  der  selbstverständlichen  Voraussetzung,  dass  der  Schuldner 
die  aus  dem  Vertrag  entspringenden  Verbindlichkeiten  erfüllt;  eine 
unkündbar  eingegangene  Schuld  pflegt  daher  gleichwohl  ihrem 
ganzen  Betrag  nach  fällig  zu  werden,  wenn  der  Schuldner  mit  der 
Zählung  der  Annuitäten  längere  Zeit  im  Bückstand  bleibt;  oder  wenn 
durch  Einleitung  der  Zwangsvollstreckung  in  die  verpfändeten  Ob- 
jecte  oder  durch  Eröffnung  des  Concursverfahrens  gegen  den  Schuldner 
oder  durch  Veräusserung  der  zu  Unterpfand  gegebenen  Liegen- 
schaften oder  durch  Herabminderung  des  Werths  derselben  (schlechte 
Bewiithschaftung  etc.)  die  Forderung  des  beleihenden  Creditinstituts 
gefährdet  erscheint  Und  wo  Gläubigern,  deren  Forderungen  an  nach- 
stehender Stelle  im  Grundbuch  eingetragen  sind,  nach  dem  geltenden 
Becht  die  Befugniss  zusteht,  jederzeit  das  Executionsverfahren  ein- 
zuleiten und  durchzuführen  (vgl.  §  116,  Ziffer  1),  mag  der  Fall  der 
Eflndigung  auch  im  Fall  der  Belastung  des  Guts  mit  einer  Nach- 
hypothek  gegeben  sein. 


§  120.  Die  Tilgung  hypothekarischer  Schulden;  freiwillige 

und  Zwangsamortisation. 

1.  Wäre  die  Hypothekarschuld  bloss  unkündbar,  also  ohne 
die  gleichzeitige  Verpflichtung  der  endlichen  Abtragung  eingegangen, 
so  müsste  wegen  der  bei  Besitzwechseln  oder  aus  anderen  Gründen 
(Unglücksfälle,  Meliorationen  etc.)  häufig  gar  nicht  zu  vermeidenden 
Xothwendigkeit  einer  Erweiterung  der  bestehenden  Schuld  allmählich 
f&r  viele  Anwesen  ein  geradezu  kritischer  Zustand  sich  ergeben,  bei 
dem  die  Erhaltung  des  Guts  im  Besitz  des  Schuldners  oftmals  in 
Frage  gestellt  wäre.  Hand  in  Hand  mit  der  Unkündbarkeit  sollte 
daher  grundsätzlich  die  Amortisation  derselben  gehen,  und  zwar 
so,  dass  die  mit  dem  Besitzesantritt  übernommene  Schuld  längstens 
innerhalb  des  Zeitraums,  während  dessen  Jemand  voraussichtlich 
im  Besitz  eines  Guts  zu  sein  pflegt  (25  bis  40  Jahre),  getilgt  ist 
lind  somit  das  Anwesen  dem  Gutsnachfolger  (Erben)  thunlich 
schuldenfrei  übergeben  werden  kann^).  Diese  in  Quoten  der  Schuld- 
summe   (Annuitäten)    sich    vollziehende    langsame    Bück- 


')  Tgl.  hienn  Knies,  a.  a  O.,  S.  361  ff.;  Hecht,  Die  ländlichen  Darlehen  der 
rkooiachen  Hypothekenbank,  1892,  S.  16ff.,  und  Gamp,  a.  a.  0.,  S.  41ff. 
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letzterwähnten  Umstandes  —  die  einzig  mögliche  Form  der 
Eapitalabtragung  überhaupt  Dermalen  pflegt  bei  hypothekarischen 
Darlehen  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  wenn  überhaupt  nicht  jeder- 
zeitige Kündigung  ausbedungen  wird,  die  Dauer  des  Schuldyerhält- 
nisses  auf  eine  verhältnissmässig  kurze  Beihe  von  Jahren  vereinbart 
zu  werden,  bei  Kaufschillingsschulden  z.  B.  auf  drei  bis  fünf  Jahre. 
Die  Folge  ist,  da  nur  ausnahmsweise  günstige  Umstände  in  den 
Getreide-  imd  Viehwirthschaften  die  Abzahlung  grösserer  Schuld- 
verbindlichkeiten in  so  knapper  Frist  ermöglichen,  dass  zu  häufigen 
Prolongationen  geschritten  werden  muss,  was  die  an  sich  oft  theiuren 
Darlehen  noch  mehr  vertheuert  Und  für  die  Unvereinbarkeit  der 
thatsächlichen  Ertragsverh&ltnisse  mit  der  Nöthigung,  hypothe- 
karische Darlehen  in  verhältnissmässig  wenigen  Jahresraten  ab- 
zutragen, liefert  daher  diese  notorische  Häufigkeit  von  Prolonga- 
tionen einen  sprechenden  Beweis. 

3.  Die  vertragsmässig  zu  übernehmende  Pflicht  zu  regel- 
mässiger Amortisation  wird  besonders  bedeutungsvoll  für  die 
Gegenden  des  Anerbenrechts,  weil  eine  angemessene  Abfindung 
der  Miterben  und  eine  erträgliche  Lage  des  Anerben  wesentlich 
davon  bedingt  ist,  dass  im  Zeitpunkt  der  Gutsübemahme  das  An- 
wesen nicht  aus  älterer  Zeit  her  nennenswerth  mit  Schulden  be- 
lastet ist;  und  weil,  wo  dies  dennoch  der  Fall,  in  vielen  Fällen 
einer  der  Hauptzwecke  des  Anerbenrechts:  das  Gut  der  Familie  zu 
erhalten,  schlechterdings  unerreichbar  sich  erweist.  Vor  Allem  für 
die  Anerbenrechtsbezirke  gilt  daher,  dass  „der  Grundbesitzer, 
der  das  Becht  der  Belastung  des  Landguts  hat,  auch  eine  von  dem 
Creditverkehr  und  dem  Creditrecht  ihm  angesonnene  Mitwirkung 
zur  Befreiung  des  Guts  von  solchen  Lasten  nur  wie  eine  selbst- 
verständliche Pflicht  und  Schuldigkeit  gegen  seine  Nachkommen 
anzuerkennen  habe^^  (Knies),  ja  man  kann  sehr  wohl  die  Frag^ 
aufwerfen,  ob  nicht  selbst  ein  Amortisationszwang  dem  An- 
erben gegenüber  etwa  in  der  Art  gesetzlich  zu  statuiren  sei,  dass 
die  hypothekarische  Sicherstellung  der  Miterben  nur  in  der  Form 
der  Amortisationshypothek  für  zulässig  erklärt  wird.  Wo  dem  An- 
erben gegenüber  den  miterbenden  Geschwistern  eine  mehr  oder 
weniger  weitgehende  Vergünstigung  durch  das  geltende  Anerben- 
recht zu  Theü  wird,  mag  ein  solcher  Amortisationszwang  lediglich 
als  ein  Aequivalent  fftr  die  Sonderstellung  des  Anerben  er- 
scheinen, die  auch  besondere  Pflichten  erzeugt,  wobei  auf  die 
früheren  Betrachtungen  (vgl.  Bd.  I,  §  85,  Ziffer  3)  zu  verweisen  ist. 
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4.  Gegen  eine  Amortisation  in  Form  regelmässig  ab- 
ztifflhrender  Annuitäten  kann  das  Bedenken  geltend  gemacht 
werden^),  dass  jahrweise  in  Folge  besonderer  Umstände  —  Miss- 
emten,  Hagelschlag,  Yiehsterben,  gedrückte  Preise  —  die  Mittel 
zur  Aufbringung  der  Amortisationsraten  fehlen;  und  dass  desshalb 
gerade  bei  den  eigenthümlichen  Abhängigkeitsverhältnissen  des 
landwirthschafüichen  Betriebs  von  den  Einflüssen  der  äusseren  Natur 
der  vertragsmässigen  oder  gar  gesetzlichen  Bindung  an  einen  be- 
stimmten Tilgungsplan  zu  widerrathen  sei.  Dieses  Bedenken  ist 
nicht  gänzlich  unbegründet  und  weist  darauf  hin,  dass  eine  gute 
Ordnung  des  Creditwesens  nur  im  Rahmen  einer  das  ganze  Berufs- 
leben der  grundbesitzenden  Klassen  umspannenden  Agrarpolitik 
denkbar  und  daher  insbesondere  von  einer  guten  Organisation  des 
Versicherungswesens  imd  der  landwirthschaftlichen 
Polizei  mit  abhängig  bleibt;  doch  mindert  sich  das  Bedenken 
in  dem  Maasse,  als  die  Tilgungsweise  eine  entsprechend  langsame 
ist  und  die  jährlich  abzuführenden  Amortisationsraten  daher  im 
Vergleich  zur  Zinszahlungspflicht  selber  eine  nennenswerthe  Mehr- 
belastung nicht  darstellen.  Die  Bedenken  verlieren  weiter  an 
Gewicht,  wenn  durch  den  Darlehensvertrag  den  Schuldnern  die 
Möglichkeit  gewährt  wird,  Aenderungen  in  der  Amortisationsweise, 
also  insbesondere  die  Umwandlung  eines  Darlehens  mit  grösserer 
Amortisationsquote  in  ein  solches  mit  geringerer  Amortisations- 
quote (wie  umgekehrt)  oder  in  ein  Darlehen  ohne  Annuität  zu 
begehren;  und  wenn  die  Eingehung  eines  Amortisationsdarlehens 
den  Schuldner  nicht  hindert,  in  Jahren  mit  günstigen  Geschäfts- 
abschlüssen auch  grössere  Eapitalabzahlungen  zu  leisten;  wenn,  mit 
andern  Worten,  eine  gewisse  Beweglichkeit  der  Amortisation 
durch  den  Darlehensvertrag  selber  vorgesehen  wird^).    Hat  über- 

')  Dem  Bedenken  gegen  den  Amortisationszwang  hat  am  schärfsten  Conrad 
(Jahrb.  f.  Nationalökonomie  u.  Statistik,  Bd.  XI,  Jahrg.  1868,  S.  443)  Ausdruck  ge- 
lben: „Gerade  för  den  Landwirth  ist  eine  allj ährliche  Kapitalsabzahlung  wenig 
erwünscht,  weil  er  keineswegs  in  jedem  Jahr  den  gleichen  Ueberschuss  erlangt; 
<iie  zwangsweise  Amortisation  ist  daher  als  ein  Uebel  anzusehen.  Sie  war 
oa  Unding  dort,  wo  nachstehende  Hypothekenschulden,  die  theurer  und  unkündbar 
waren,  ungleich  mehr  drückten  und  ihre  Abatossung  daher  mehr  wünschenswerth 
^ar,  als  die  der  vorstehenden.  Sie  musste  aber  geradezu  schädlich  wirken  in 
hegenden,  wo  jeder  in  der  Landwirthschaft  verwendete  Thaler  wucherische  Zinsen 
tragt  und  derselben  dadurch  Tausende  entzogen  werden  und  besonders  wenn  Bod- 
bertos  Recht  hat,  dass  die  Bodenmeliorationen  vorzüglich  aus  den  Jahresüber- 
ichüssen  der  Bentzer  gemacht  werden,  welche  £e  zwangsweise  Amortisation 
achmalert'*. 

*)  Sehr  weitgehende  Vergünstigungen  in  allen  diesen  Beziehungen 
gt'wihrt   die   rheinische  Hypothekenbank,    siehe  Hecht,  a.a.O.,  S.  16if.; 
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dies  eine  Reihe  von  Jahren  die  plamnässige  Amortisation  statt- 
gefunden, so  ist  dem  Schuldner  ein  Sparfond  erwachsen,  der  für 
Nothfälle  der  erwähnten  Art  die  Eröffnung  weiteren  Credits  er- 
möglicht. Immerhin  bleibt  die  Thatsache  bestehen,  dass  die  Ein- 
haltung einer  fOr  lange  Zeit  festgelegten  bestimmten  Tilgungsvreise 
im  Hinblick  auf  die  unvermeidbaren  Schwankungen  der  landwirth- 
schafklichen  Erträgnisse,  auch  beim  besten  Willen  des  Schuldners, 
nicht  immer  möglich  ist;  imd  es  sollte  desshalb  beim  Abschluss 
von  Amortisationsdarlehensverträgen  von  Seiten  des  Gläubigers 
„der  stundungsgemässe  Aufschub  und  die  zeitliche  Versetzung  ein- 
zelner Tilgungsquoten^S  auf  Antrag  des  Schuldners  innerhalb  ge- 
wisser Grenzen  zugestanden  werden,  wofQr  das  Yerhältniss  zwischen 
Verpächter  und  Pächter  Analogien  bietet^). 

5.  Betreffs  der  im  Hinblick  auf  die  Schwankungen  des 
Zinsfusses  gegen  die  Amortisationsdarlehen  erhobenen  Bedenken 
ist  geltend  zu  machen,  dass  der  Schuldner  jedenfalls  beim  Steigen 
des  Zinfusses  die  Vortheile  des  s.  Z.  gewährten  niedrigen  Zins- 
fusses bis  zur  völligen  Tilgung  des  Darlehens  sich  sichert;  und 
mit  Becht  wird  betont,  dass  gerade  hierin  eines  der  stärksten  Argu- 
mente zu  Gunsten  der  Annuitätendarlehen  gegeben  ist,  „da  bei 
jederzeit  kündbaren  Darlehen  der  Gläubiger  veranlasst  sein  wird, 
bei  Meidung  der  Kündigung  den  höheren  Zinsfuss  zu  verlangen'^ 
(Hecht).  Beim  Sinken  des  Zinsfusses  kann  allerdings  der 
Schuldner,  der  mit  Eingehung  des  Amortisationsdarlehens  an  den 
damals  geltenden  Zinsfuss  gebunden  bleibt,  in  Nachtheil  dann  ge- 
rathen,  wenn  ihm  der  Vertrag  das  Becht  der  Kündigung  des  Amorti- 
sationsdarlehens   ein   für  allemal   verschliessen  wollte:    daher  die 


die  Möglichkeit,  ein  Amortisationsdarleheii  durch  Kapitalabzahiungen  von  beliebiger 
Höhe  rascher,  als  der  Tilgungsplan  in  Aassicht  nimmt,  zu  tilgen,  wird  von  den 
meisten  Creditinstitaten  zugestanden,  bezw.  ist  denselben  eine  entsprechende  ver- 
Tvaltungsseitige  Auflage  in  den  Concessionsbedingungen  gemacht. 

')  Ygl.  hierzu  die  bemerkenswerthen  Vorschläge  von  Knies,  a.  a.  0.,  S.  385  ff., 
der  mit  Recht  darauf  verweist,  wie  unangemessen  es  erscheine,  den  Grundbesitzer, 
der  eventuell  nicht  zahlen  kann,  wie  einen  Wortbrüchigen  zu  beurtheilen,  der  nicht 
zahlen  will;  wenn  also  Vertragsklauseln  sich  vorfinden,  vermöge  deren  das  credi- 
tirende  Institut,  abgesehen  von  der  Anrechnung  von  Verzugszinsen  und  Conventional- 
strafen,  die  Rückzahlung  der  ganzen  noch  nicht  getilgten  Schuld  begehren  kann, 
wenn  der  Schuldner  mit  einer  fälligen  Zahlung  länger  als  3  Monat«  im  Rückstande 
bleibt.  Selbstredend  müsste,  wie  Knies  hervorhebt,  mit  der  Einführung  eines 
variablen  Elements  in  der  Tilgungsweise  auch  die  programmmässige  Zu- 
sicherung der  Ausloosung  der  seitens  des  Creditinstituts  ausgegebenen  Pfandbriefe 
entsprechend  modificirt  werden.  —  Aehnlich  Gamp,  a.a.O.,  S.  95  ff.  u.  Schraut, 
a.  a.  0.,  S.  97  ff. 
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Gewährleistung  dieses  Hechts  ein  nöthiges  Correlat  des  Amorti- 
sationszwangs bildet  und  die  Herbeiführung  von  darauf  gerichteten 
Yertragsclauseln  dringendes  Erforderniss  ist 

Anmerkung.  In  dem  £ntwurf  neuer  Normativbestimmungen  für  die 
Preass.  Hypothekenbanken  (unter  die  übrigens  gerade  die  grössten  und  angesehensten : 
die  Prenss.  Centralbodencreditanstalt-ActiengeseUschaft  in  Berlin  und  die  Frankfurter 
Hypothekenbank  nicht  fiällen),  ist  in  §6  dem  Schuldner  das  Recht  eingeräumt,  daa 
Amortisationsdarlehen  vom  Beginn  der  Tügungsperiode  ab  in  Hypothekenpfand- 
briefen desselben  Zinsfusses  sowie  nach  voraufgegangener  Kündigung  in 
Baar  ganz  oder  theilweise  zurückzuzahlen,  und  in  der  „Begründung'*  ist  hierzu 
bemerkt:  ^Das  Recht  der  freien  Kündigung  ist  (bei  Amortisationsdarlehen) 
für  den  schuldnerischen  Grundbesitz  von  der  grössten  Bedeutung.  Es  gieb t 
ihm  zunächst  die  Möglichkeit,  sich  den  Vortheil  eines  sinkenden  Zinsfusses  zu 
Nutzen  zu  machen.  Es  erleichtert  die  Yerkäuflichkeit  des  Terpfandeten  Grund- 
stücks, da  nicht  selten  der  Käufer  es  aus  irgend  welchen  Gründen  zur  Bedingung* 
macht,  dass  die  Torhandenen  Hypotheken  abgestossen  werden.  Es  gewährt  dem 
Scbnldner  die  Möglichkeit,  jederzeit  die  amortisirten  Beträge  herauszuziehen, 
während  jetzt  die  Käufer,  die  auch  fernerhin  von  dem  ganzen  Hypothekenkapital 
die  AmortisationBrate  weiter  zahlen  müssen,  sich  nicht  selten  weigern,  den  Yer- 
känfem  die  amortisirten  Beträge  zu  vergüten.  Die  Kündigungsbefugniss  ist  ferner 
%  den  Schuldner  in  dem  Falle  Yon  Nutzen,  wenn  er  in  die  Lage  kommt,  ein 
weiteres  Darlehen  aufnehmen  zu  müssen.  Nach  einem  eingetragenen  Pfandbrief- 
darlehen  wird  er  eine  neue  Hypothek  meist  schwer  sich  beschaffen  können.  End- 
lieh beseitigt  das  freie  Kfindigungsrecht  die  missbräuchliche  Erhebung  sogenannter 
Kückzahlungsprovisionen  seitens  der  Hypothekenbanken.  Aber  nicht  nur 
fw  den  Grundbesitz,  sondern  auch  für  die  Entwickelung  des  Hypothekenbankwesena 
im  Allgemeinen  ist  die  Kündigungsbefugniss  des  Schuldners  insofern  von  grossem 
Werthe,  als  sie  am  besten  geeignet  ist,  die  vielfach  und  nicht  selten  ohne  Grund 
erhobene  Beschwerde  zu  widerlegen,  dass  der  Grundbesitz  durch  die  Hypotheken- 
banken ansgebeatet  werde.  Selbstredend  kann  dem  Schuldner  eine  Kündigungs- 
befugniss nur  dann  eingeräumt  werden,  wenn  er  seine  sonstigen  Verpflichtungen 
g^^gen  die  Hypothekenbank  erfüllt  hat,  also  im  Falle  einer  Hinausschiebung  der 
Amortisation  erst  vom  wirklichen  Beginne  der  Tilgungsperiode  ab.  — 
Ein  nothwendiges  Correlat  der  dem  Schiüdner  gewährten  Kündigung  ist  das  Recht 
der  Hypothekenbanken,  auch  ihrerseits  jederzeit  einen  entsprechenden  Betrag- 
von  Hypothekenbriefen  aufzukündigen  ....**     und  weiter  heisst  es: 

„Es  erscheint  schliesslich  gerechtfertigt,  dem  Schuldner  neben  dem  Recht  der 
Rückzahlung  in  Baar  auch  das  Recht  der  Rückzahlung  in  Hypothekenbriefen 
m  gewähren.  Den  Hypothekenbanken  kommt  das  bei  Begebung  der  Hypotheken- 
^efe  zu  einem  höheren  als  dem  Nennwerth  entstehende  Agio  zu  Gute,  während 
sie  ein  etwaiges  Disagio  sich  vom  Schuldner  vergüten  lassen.  Sie 
haben  also  bei  der  Begebung  der  Hypothekenbriefe  keinerlei  Risico  und  in  manchen 
Källen  einen  Vortheil.  Es  ist  daher  nur  billig,  bei  der  späteren  Rückzahlung  des 
l>arleheng  den  durch  einen  niedrigen  C'ours  der  Hypothekenbriefe  entstehenden  Vor- 
thi-il  dem  Schuldner  zu  Gute  kommen  zu  lassen.  Bei  einer  Rückzahlung  in  Baar 
bürden  die  Hjpothekenbanken  die  unter  dem  Nennwerth  bewertheten  Hypotheken- 
briefe nicht  kündigen,  sondern  ankaufen  und  so  auch  den  Vortheil  des  Disagio 
^«messen,  während  ihnen  der  Nutzen  des  Agio  in  jedem  Falle  zufliesst.  Einen 
Anspruch  auf  diese  Vortheile,  deren  Kosten  der  Hypothekenbriefsbesitzer  trägt, 
bat  an  und  für  sich  ebenso  wenig  die  Hj^jotkekenbank  wie  der  Schuldner,  es  ist 
daher  nur  billig,  sie  auf  beide  zu  vertheilen." 

6.  Als  eine  berechtigte  Einwendung  gegen  die  Amortisations- 
darlehen kann  jedenfalls  nicht  angesehen  werden,  dass  der  Schuldner 
J^'n  in  dieser  Darlehensart  liegenden  Zweck  allmählicher  Lösung 
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der  Schuldenlast  dadurch  unter  Umständen  vereiteln  kann,  dass 
er  das  gezwungen  Ersparte,  auch  wenn  es  also  den  zu  amorti- 
sirenden  Betrag  noch  nicht  erreicht  hat,  durch  neue  Darlehens- 
aufnahme wieder  zurückzieht^);  denn  diese  Einwendung  besagt 
eigentlich  doch  nichts  anderes,  als  dass  auch  die  Eingehung  von 
Amortisationsdarlehen  die  wünschenswerthe  Schuldentlastung  nicht 
unter  allen  umständen  sicherstellt,  so  wenig  wie  der  Abschluss 
eines  Lebensversicherungsvertrags  an  und  für  sich  die  Bealisirung 
der  davon  erwarteten  Vortheile  verbürgt,  wenn  es  an  dem  redlichen 
Willen  zur  Abführung  der  jährlichen  Prämien  und  an  dem  nöthigen 
Ernste  fehlt,  die  gesammte  Lebenshaltung  mit  den  übernommenen 
Verpflichtungen  in  Einklang  zu  bringen.  Die  Einbürgerung  der 
Amortisationsdarlehen  auch  in  den  Kreisen  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung, in  der  sie  im  Gegensatz  zum  grösseren  Besitz  gegenden- 
weise noch  gänzlich  unbekannt  sind,  kann  daher  freilich  nicht  als 
untrügliche  Fanacee  gegen  Schuldnoth  gelten,  für  die  man  sie 
manchmal  auszugeben  sich  verleiten  liess;  aber  man  sollte  doch 
vor  der  Yersuchimg  bewahrt  bleiben,  wegen  des  Umstandes  allein, 
dass  die  Wirkung  der  Amortisation  manchmal  versagt,  die  Ein- 
richtung selber  mit  Bodbertus  gewissermaassen  als  eine  „Spielerei'* 
zu  betrachten;  und  sollte  jedenfalls  nicht  die  erzieherische  Wirkung 
verkennen,  die  mit  dem  Abzahlungszwang  des  Amortisations- 
darlehens sich  verknüpft  imd  die  hingesehen  auf  die  bäuerliche 
Bevölkerung  besonders  hoch  anzuschlagen  ist,  da  diese  gerade  im 
Gebiet  geldlicher  Verpflichtungen  vielfach  dem  Grundsatz  einer 
weitgehenden  Ungebundenheit  huldigt,  eben  desshalb  aber  und 
weil  sie  auch  in  günstigen  Jahren  gegen  die  Bückzahlungspflicht 
zu  Gunsten  anderweiter  Verwendungsmöglichkeiten  verfügbarer 
üeberschüsse  (Landankäufe !)  verstösst,  in  ungünstigen  Jahren  unter 
dem  Druck  der  unvermindert  gebliebenen  Schuldenlast  um  so  em- 
pfindlicher leidet*). 


')  RodbertuB,  a.  a.  O.,  II,  S.  60,  wo  an  die  Thatsache  angeknüpft  ist,  dass 
bei  einzelnen  Creditinstitutenf  z.  B.  den  Prenssischen  Landschaften,  der  Grund- 
besitzer über  seinen  Amortasationsfonds  verfügen  darf,  sobald  derselbe  \i^  seiner 
Pfandbiiefschuld  erreicht  hat. 

')  Gamp,  a.  a.  0.,  S.  97  ff.,  ist,  weil  sonst  die  Amortisationspflicht  in  ihrer 
Wirkung  beseitigt  würde,  dagegen,  dass  dem  Schuldner  die  beliebige  Disposition 
über  die  amortisirten  Beträge  vor  Tilg^g  der  ganzen  Schuld  eingerfiomt  werde, 
will  vielmehr  das  Recht,  die  Löschung  der  amortisirten  Beträge  beanspruchen  lu 
dürfen,  nur  beim  Besitzwechsel  dem  Schuldner  oder  dem  Erben  und  weiterhin 
dem  Besitzer  selber  nur  in  dem  Fall  zugestanden    wissen,   dass   die   Löschung 
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7.  Noch  in  höherem  Grade  als  die  Unkündbarkeit,  ist  die 
amortisationsweise  Abtragung  der  Schuld  von  dem  Bestehen 
besonderer  Creditinstitute  bedingt,  die  vermöge  der  bank- 
inässigen  Einrichtung  des  Geschäftsbetriebs  für  die  eingehenden 
Amortisationsraten  eine  sofortige  Anlagemöglichkeit  haben  und  die 
überhaupt  nach  der  Art  der  Aufbringung  ihrer  Mittel  eine  auf 
längere  Dauer  sich  erstreckende  TUgungsweise  zuzugestehen  ver- 
mögen. Wo  daher  der  hypothekarische  Darlehensverkehr  auf  die 
Dienste  des  privaten  Kapitals  in  der  Form  der  Individual- 
hypothek  und  selbst  wo  er  auf  die  Dienste  kleinerer  Credit- 
institute, die  ihre  Betriebsmittel  vorwiegend  im  Wege  des 
Depositalverkehrs  sich  beschaffen  (Sparkassen)  angewiesen  ist,  bleibt 
dem  Grundbesitz  die  Wohlthat  der  Amortisationshypothek  ver- 
schlossen; die  in  der  Gegenwart  in  einer  Beihe  von  Staatswesen 
immer  dringlicher  erhobene  Forderung  der  Schaffung  von  den 
specifischen  landwirthschaftlichen  Interessen  dienenden 
Oreditorganisationen  erhält  daher  im  Hinblick  auf  die  nur 
durch  solche  besondere  Organisation  gegebene  Möglichkeit  der  Ein- 
bürgerung der  Amortisationsdarlehen  ihre  besondere  Begründung.  Die 
Einbfirgerung  wäre  am  meisten  sichergestellt,  wenn  das  betreffende 
landwirthschaftliche  Creditinstitut  ein  rechtliches  —  oder,  beim 
Mangel  anderweiter  Greditanstalten,  ein  thatsächliches — Hypotheken- 
monopol  besässe;  während  bei  dem  Vorhandensein  zahlreicher 
anderweiter  Creditirungsmöglichkeiten  und  im  System  der  Freiheit 
des  Creditverkehrs  diese  Einbürgenmg  sich  nur  langsam,  Hand  in 
Hand  mit  der  wachsenden  Einsicht  der  ländlichen  Bevölkerung 
über  die  Vortheile  der  Amortisationshypothek  und  mit  der  Kräftigung 
ihres  socialen  Pflichtbewusstseins,  vollziehen  wird.  In  einen  schwer 
lüsbaren  Widerspruch  mit  den  Forderungen  des  Grundbesitzes 
auf  Unkündbarkeit  und  langsame  Amortisation  setzt  sich  jedenfalls 
die  Gesetzgebung  dann,  wenn  sie  für  die  Mündel-  und 
Stiftungsgelder  in  erster  Beihe  die  Anlage  in  der  Form  von 
Individualhypotheken  fordert,  da  durch  eine  solche  Ordnung 
das  Kapital  in  eine  dem  Grundbesitz  nachtheilige  Verwendungs- 
anlage fÄrmlich  obrigkeitlich  gedrängt  wird ;  wo  vielmehr  die  richtige 
Lösung  die  wäre,  den  Pfandbriefen  solid  verwalteter  Hypotheken- 
banken oder  sonstiger  Hypothekarcreditinstitute  pupillarische 
Qualität  zu  geben,  was  indirect  nichts  Anderes  bedeuten  würde, 

^  amorüniteii  Beträgt  zum  Zweck  neuer  Darleheusaufhahme  zur  Sicherung  und 
£rk&ltang  seiner  wirthschaftl.  Existenz  unbedingt  nothwendig  ist. 
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als  dass  die  Verwaltung  von  Individualhypotheken  den  Vormündeni 
und  Stiftungsbehörden  abgenommen  und  den  Banken  übertragen 
wird '). 

§  121.   Zinsfuss  und  Zinsbelastung. 

Nach  den  vorausgegangenen  Erörterungen  ist  der  ländliche 
Grundbesitz  an  den  Schwankungen  des  Zinsfusses  auf 
dem  Geldmarkte  in  mehrfachen  Beziehungen  unmittelbar  betheiligt; 
einmal,  insofern  dieWerthbildungdes  Productionsmittels  Grund 
und  Boden  durch  die  jeweilige  Höhe  des  Zinsfusses  mitbeeinflusst 
wird  (§  118,  ZiflFer l,b);  zum  andern,  insofern  dieVerschuldungs- 
und  Tilgungsfähigkeit  in  umgekehrtem  Verhältniss  wie  der 
Zinsfuss  sinkt  und  steigt  (§  112,  Ziffer  3);  zum  dritten,  insofern 
ein  Steigen  des  Zinsfusses  beim  Mangel  entsprechender 
Creditorganisationen  den  Grundbesitz  mit  massenhaften  Kün- 
digungen bedroht  und  Creditkrisen  schlimmster  Art  zu  zeitigen 
vermag  (§  119).  Den  Polgen  dieser  Schwankungen  des  Zins- 
fusses kann  zwar  der  Grundbesitz  so  wenig  wie  jeder  andere 
Erwerbsstand  sich  gänzlich  entziehen;  und  ebenso  ist  die  Forde- 
rung, dass  die  Darlehen  dem  Grundbesitz  jederzeit  zu  einem  seinen 
Bentabilitätsverhältnissen  entsprechenden  Zinssatz  zugänglich  ge- 
macht werden,  offenbar  eine  nur  in  Staatswesen  mit  agrarsocia- 
listischem  Charakter  erfüllbare*).  Wohl  aber  kann  der  Grundbesitz 
Creditorganisationen  beanspnichen,   mit  deren  Bestehen  einerseits 


*)  Siehe  Hecht  in  der  Eingangs  ciürten  Schrift:  ^Die  Mündel-  und  Stiftnngs- 
gelder  etc."  (S.  166,  217,  270),  wo  die  These,  dass  in  höherem  Grade  als  die 
Individnalhypothek  die  Bankhypothek  eine  für  Mündel-  und  Stiftungsgelder 
geeignete  Anlage  ist,  und  dass  die  entgegengesetzten  Bestimmungen  des  öffentlichen 
Rechts  Ueberreste  einer  früheren  Wirthschaftsepoche  sind,  in  scharfsinniger  Weise 
vertreten  wird.  Freilich  ist  die  Ausstattung  von  Pfandbriefen  mit  pupillarischer 
Qualität  nur  in  dem  einen  FaUe  ganz  unbedenklich,  wo  das  betr.  Pfandbriefinstitiit 
die  Hauptthätigkeit  im  eigenen  Lande  sucht  und  findet;  andernfalls  würde  leicht 
die  Folge  die  sein,  dass  die  Mündel-  und  Stiftungsgelder  zu  Gunsten  des  Grund- 
besitzes (städtischen  oder  ländlichen)  dritter  Staaten  dem  heimischen  Grundbesitz 
entfremdet  würden.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  aber  kann  die  Yorenthaltun^ 
pupillarischer  Qualität  gegebenenfaUs  sehr  wohl  begründet  sein,  was  Hecht  nicht 
genügend  betont  haben  dürfte. 

*)  Vgl.  betreffs  der  Zinszahlungspflicht  die  etwas  abenteuerlichen  Ausführungen 
von  Jäger  (a.  a.  O.,  Abtheil.  II,  S.  126,  136),  wo  u.  A.  die  Meinung  vertreten  wird, 
die  Einrichtung  des  landw.  Betriebs  vertrage  sich  nicht  mit  der  Einhaltung  von 
voraus  festgesetzten  Zins-Zahlungsterminen  (als  ob  unter  anderen  Bedingungen  über- 
haupt eine  Beleihung  des  Grundbesitzes  denkbar  wäre),  und  wo  ferner  das  Ver- 
langen zu  Tage  tritt,  dass  der  Schuldner  sich  seiner  Zinsverpflichtungen  auch  dnrch 
Hingabe  von  Naturalien  (Mehl,  Butter,  Fleisch:  „wozu  besonders  Schweine  sich 
eignen" !)  entledigen  dürfe.    Solche  Aeusserungen  dürfen  wohl  ebenso  wenig  ernst- 
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I  die  aua  einer  ErliShung  des  Zinsfusses  sich  ergehenden  Nacli- 
1  theile  eine  Abschvächiing  erfahren  und  anderseits  die  Vortheile 
eines  Sinkens  des  Zinsfusses  alsbald  dem  Grundbesitz  zugäng- 
li>:Ii  gemacht  werden.  lu  letzterer  Hinsicht  ist  zu  beachten,  dass 
dem  Grundbesitz  beim  Sinken  des  Zinai'usses  eine  Zinaentlastung 
niclit  ohne  Weiteres  als  Geschenk  in  den  Schooss  zu  fallen  pflegt; 
wobei  ähnliche  Factoren  von  Einfluas  sind,  wie  diejenigen,  die 
ein  Sinken  der  Marktpreise  hintanhalten,  auch  wenn  der  ehemalige 
Grund  der  hohen  Preise  längst  weggefallen  ist.  Das  private  Geld- 
kapital sträubt  sich  so  lange  als  möglich,  bei  neuen  Darleben  von 
den  frilhereu  Darlehensbedingungen  abzugehen,  und  ist  selbatver- 
ständLich  abgeneigt,  aus  freien  Stücken  bestehenden  Schuldver- 
bindlichkeiteu  gegenüber  eine  Zinsennäsaigung  einzuräumen;  die 
Schuldner  aber  scheuen  sich  vielfach,  ihrerseits  zu  einer  Kündigung 
des  Darlehens  zu  schreiten,  in  der  Besorgnias,  einen  anderen 
Gläubiger  nicht  zu  finden;  in  den  Kreisen  der  bäuerlichen  Be- 
Tölkening  bildet  die  Langsamkeit  der  Entschliesaung  in  Geld- 
angelegenheiten, die  Umständlichkeit  und  auch  die  einmaligen 
Kosten  des  Verfahrens  bei  Bestellung  einer  neuen  Hypothek  behufs 
lAualOsung  der  alten,  das  traditionelle  Verharren  in  lange  gepflegten 
Creditbezie innigen  zn  bestimmten  Personen  oder  Geldinstituten  ein 
weiteres  Hinderniss  für  die  Ausnützung  günstigerer  Conjuncturen 
i»uf  dem  Geldmarkt.  Desshalb  können  die  Vortheile  des  Sinkens 
4e3  Zinsfusses  nur  da  möglichst  rasch  dem  Gnmdbesitz  zugänglich 
gemacht  werden,  wo  das  creditirende  Institut  von  Erwerbs- 
<rflckaichten  gänzlich  frei,  also  genossenschaftlich  oder  staat- 
lich organisirt:  am  wenigsten  rasch,  wo  der  ländliche  Grundbesitz 
susschliesalicb  oder  vorwiegend  auf  die  Hilfe  privater  Geld- 
▼  erleiher  angewiesen  ist.  Die  namhaften  Zinsreductionen,  die 
Z.  B.  der  preussiache  Grundbesitz  im  Bereich  der  Landschaften  in 
den  achtziger  Jahren  in  Folge  Convertirving  der  Landscharts- 
Pfandbriefe  genoss'),   sind  dem  Grundbesitz  in  anderen  Staats- 

luüt  gnnommiio  werden,  wie  diu  von  Jägt-r  vertretene  Knrdening,  dtuis  der  ZinsliisB 
nickt  nach  kapilaüstischea  AnapriicIieD,  snndeni  nach  dür  jeweiligen  agrari- 
ichen  Leistnngafähigkeii  mii  normireti  itei  [«.  4.  0.,  8.277),  oder  wie  die 
Krinung.  duss  die  Organiflatioa  dea  (irundbe^ilzes  alletu  schon  diu 
nuf^ifche  Kraft  habe,  dam  Omndbeaila  die  Kapitalien  jederzeit  zu  einem  der  Land- 
«rirdicchaft  nnd  den  jeweiligen  Retitabilitatsverhaltniuen  enUprechenden  Zinsfiiw 
(OKUfilhmi  l'a.  a.  0.,  S.  293). 

'i  Vgl.  Preniseus  landw.  Verwaltmig,  Bericht  fflr  1884/87,  S.  54:  Bis  1887 
war  bei  den  Landschaften  ein  Betrug  von  831  Hill.  M.  4  7,it;er  Pfandbriefe  in 
3'  .■'Jge  c 
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gebieten  und  namentlich  dem  bäuerlichen  Grundbesitz  entweder 
ganz  versagt  geblieben  oder  doch  nur  sehr  zögernd  und  langsam 
eingeräumt  worden,  und  sehr  bezeichnend  ist,  dass  selbst  Ende  der 
achtziger  Jahre,  wie  vielfache  amtliche  Ermittelungen  darthun, 
selbst  für  an  erster  Stelle  eingetragene  hypothekarische  Darlehen 
von  Sparkassen,  Stiftungs-  und  ähnlichen  Fonds  noch  immer  4Vst 
5  und  selbst  mehr  als  5%  erhoben  wurden.  Wenn  der  Grund- 
besitz doppelt  schmerzlich  Zeitläufte  empfindet,  in  denen  hoher 
Zinsfuss  und  abnehmende  Bentabilität  zeitlich  zusammentreffen,  so 
muss  es  als  ein  besonders  schwerer  Mangel  bezeichnet  werden, 
wenn  die  bestehenden  Einrichtungen  des  Agrarwesens  nicht  einmal 
gestatten,  einem  durch  diese  Abnahme  der  Bentabilität  in  Bedräng- 
niss  gerathenen  Grundbesitz  die  durch  die  allgemeine  Lage  des 
Geldmarktes  an  sich  gebotenen  Erleichterimgen  zu  gewähren;  be- 
deutet doch  eine  Herabminderung  des  Zinsfusses  um  nur  Vs  ^/o  ^^^ 
einer  irgend  nennenswerthen  Belastung  eine  sehr  fühlbare  Er- 
leichterung des  Ausgabecontos,  für  ein  kleines  Land  wie  Baden 
z.  B.  bei  einer  angenommenen  Hypothekenschuldziffer  von  500 
bis  600  Millionen  Mark  (Bd.  I,  §  15,  Ziffer  IV)  eine  dem  Betrag 
der  staatlichen  Grundsteuer  gleichkommende  Jahreserspamiss  von 
2V2  Millionen  Mark.  Die  Nothwendigkeit  der  Schaffung  von  in 
ihren  Maassnahmen  nicht  durch  Zwecke  des  Erwerbs  geleiteten 
landwirthschaftlichen  Creditinstituten  wird  daher  auch  durch  Vor- 
gänge der  vorerwähnten  Art  in  helles  Licht  gesetzt. 

Anmerkung.  1)  In  der  Bewegung  des  Zinsfusses  kann  man,  wie 
J.  Kahn  (Geschichte  des  Zinsfusses  in  Deutschland  seit  1815,  Stuttgart  1884)  nach- 
weist, seit  dem  Ende  der  Napoleonischen  Kriege  his  zur  Gegenwart  drei  Phasen 
beobachten:  eine  Periode  des  sinkenden  Zinsfusses  von  1815 — 184Ö,  darunter  die 
Zeit  von  1830 — 184Ö  die  Periode  des  niederen  Zinsfusses  xat  e^ox^Vi  eine  Periode 
des  steigenden  Zinsfusses  von  1845 — 1871,  und  eine  von  da  ab  beginnende 
Periode  des  abermals  sinkenden  Zinsfusses.  Der  Hypothekenzinsfuss  begann 
meist  erst  in  den  öOer  Jahren  zu  steigen  und  erreichte  Ende  der  60er  Jahre  seinen 
höchsten  Stand.  —  Im  Einzelnen  sind  noch  folgende  Daten  bemerkenswerth : 
In  den  20er  und  selbst  noch  im  Anfang  der  30er  Jahre  findet  sich  in  den  Grund- 
und  Hypothekenbüchem  meist  ein  Hypothekenzinsfuss  von  5%,  in  Baden  von 
6"/ü;  aber  schon  im  Jahr  1839  stehen  die  3\'e"/oigen  Pfandbriefe  der  Preussischen 
Landschaften  über  Pari  (zwischen  100^'«  und  lOö)  und  Ende  der  30er  und  Anfang 
der  40er  Jahre  sank  der  H3rpothekenzinsftiss  für  pupillarisch  sichere  Hypotheken 
sogar  auf  3  und  2^,U  °/o ;  doch  hat  an  diesem  Sinken  des  Zinsfusses  der  ländliche 
Realcredit  mehr  im  Norden  wie  im  Süden  von  Deutschland  partidpirt,  wo  der 
Hypothekenzinsfuss  nicht  unter  4  "/o  herunterging,  gegendenweise  (Piialz,  Theile  von 
Württemberg  und  Baden)  auf  ö  ^  o  beharrte :  eine  Erscheinung,  die  mit  Recht  ausser 
auf  den  ungeordneten  Zustand  des  Hypothekenrechts  in  einzelnen  Staaten  auch  auf 
den  Mangel  einer  entsprechenden  Creditorganisation  zurückgeführt  wird,  indem  im 
privaten  Darlehensverkehr,  der  hier  vielfach  überwog,  gewohnheitsmässig  an  den 
alten  Darlehensbedingungen  festgehalten  wurde;  daher  die  obenerwähnte  Schrift  die 
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Gründimg  von  Creditveremen  und  Hypothekeninstitateii  als  einen  Factor  bezeichnet, 
der  den  Zinsfoss  fiir  den  hypothekarischen  Credit  theils  ermässigte,  theils  auf 
adnem  niederen  Stand  erhielt.  —  Das  Steigen  ;des  Zinsfnsses  beginnt  in  der 
Xitte  der  40er  Jahre  mit  der  Aera  des  forcirten  fiisenbahnbans  und  dem  Entstehen 
zahlreicher  Actiengesellschaften,  unter  dem  gleichzeitigen  Einfluss  der  Emission  zahl- 
reicher Schnldentitel  des  Staats  und  anderer  öffentlicher  Körperschaften,  später  auch 
in  Folge  des  Abfliessens  grosser  Kapitalien  nach  Nordamerika,  macht  sich  indess 
auf  dem  Hypothekenmarkt  erst  in  den  50er  Jahren  fühlbar  geltend;  „und  als 
vollendete  Thatsache  tritt  uns  der  hohe,  auf  5^;n  gestiegene  Hypothekenzinsfuss 
erst  seit  der  Mitte  der  60er  Jahre  entgegen*^;  für  minder  sichere  Hypotheken 
«tief  der  Zinsfoss  sogar  bis  auf  6Vs  ^/a*  —  ^^  ntkch  dem  französischen  Krieg  ein- 
tretende Bewegung  nach  unten,  zusammenhängend  mit  der  Yerlangsamung  des 
Eüenhahnbaus  und  der  wieder  erstarkenden  Neigung  für  Anlage  des  Leihkapitals 
in  sicheren  Werthpapieren,  hat,  allerdings  mit  zeitweisen  Rückschlägen,  bis  in  die 
(legenwart  angehalten,  wie  denn  dieser  Periode  die  massenhafte  Convertirung  der 
höher  yerzinsUchen  Schuldtitel  in  3V'«  und  selbst  3"/oige  besonders  eigenthümlich 
ist  und  schon  in  der  Hütte  der  80er  Jahre  der  grösste  Theil  der  5  böigen  und  ein 
betrachtlicher  Theil  der  ^^U^lcßgen  Pfandbriefe  zur  Heimzahlung  gekündigt  war. 

2)  Wie  sehr  der  Mangel  guter  Creditorganisation  zur  unverhältnissmässigen 
Zinsenbelastnng  für  den  Grundbesitz  führen  kann,  hat  man  sehr  gut  auch  in  Frank- 
reich beobachten  können,  wo  eine  in  den  40er  Jahren  veranstaltete  Erhebung  zeigte, 
da»  der  Hypothekenzins  sich  durchschnittlich  auf  7  ^/o  und  bei  kleineren  Darlehen 
noch  sehr  viel  höher  stellte.  Daher  Leon  Faucher  im  Jahr  1848  in  der  National- 
versammlung nicht  mit  Unrecht  sagen  konnte:  „Diese  traurige  Lage  des  Grund- 
besitzes kann  nicht  länger  dauern ;  es  ist  hohe  Zeit,  zu  einer  Erleichterung  derselben 
a.  gelangen.  Wenn  Sie  die  Mittel  hierzu  nicht  bieten  und  dem  Ackerbau  das  nöthige 
Kapital  nicht  um  billigem  Preis  verschaffen,  geht  das  Grundeigenthum  unfehlbar 
dem  Bankerott  entgegen."  (Siehe  v.  Stengel,  a.  a.  0.,  S.  873.)  —  So  mussten  die 
^ehlesischen  Grundbesitzer  nach  dem  siebenjährigen  Krieg  für  ihre  Darlehen 
10 und  mehr  Vo  ^^z<^®i^)  während  nach  Schaffung  der  Schlesischen  Land- 
schaft sofort  der  Zinsfuss  auf  mehr  als  die  Hälfte  herabging;  war  doch  der  Zins- 
^  der  schlesischen  Pfandbriefe  1776  4',,,  1788  nur  4^o- 


§  122.  Beleihungswerth  und  Beleihungsgrenze; 
sonstige  Darlehensbedingungen*). 

1.  Einen  der  wichtigsten  und  zugleich  schwierigsten  Punkte 
bildet  die  Entscheidung  der  Frage,  bis  zu  welcher  Grenze  der 
Grundbesitz  ohne  Gefahr  für  den  Schuldner  und  Gläubiger  beliehen 
werden  darf  und  nach  welchen  Grundsätzen  die  Werthsermittlung 
des  zu  beleihenden  Grundstücks  oder  Guts  zu  erfolgen  hat.  Im 
Einzelnen  ist  hier  zu  bemerken: 

a)  Vom  Gesichtspunkt  des  Darlehensgebers  aus  liegt  es  nahe, 
die  mittleren  Kaufpreise  (Verkehrswerthe)  als  Grundlage  der 
Beleihung    zu    wählen,   da   im  Fall    der  eintretenden   Zahlungs- 


')  Einen  kurzen,  aber  sehr  instructiv  gefassten  Kanon  der  Beleihungsgrund- 
^  giebt  Hecht  in  der  Schrift:  Die  ländl.  Barlehen  der  rhein.  Hypothekenbank 
in  Mannheim,  1892.  Ueber  die  geschichtliche  £ntwickelung  des  Taxwesens  in  den 
l'nassischen  Landschaften  und  anderen  Creditinstituten  siehe  Meitzen,  a.  a.  0., 
W-  m,  S.  179. 
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Unfähigkeit  des  Schuldners  die  Sicherheit  des  Gläubigers  nach 
dem  im  Zwangsverkauf  zu  erzielenden  Erlös  sich  bemissi  Bei  der 
willkürlichen  Gestaltung  indess,  der  die  Yerkehrswerthe  des  Grund 
und  Bodens  nach  den  vorausgegangenen  Erörterungen  unterliegen, 
wäre  eine  solche  Sicherheit  nicht  in  allen  Fällen  gegeben ;  und  da 
die  Fähigkeit  zur  Verzinsung  imd  Tilgung  einer  Schuld  nicht  von 
der  zufälligen  Höhe  des  Verkehrswerths,  sondern  von  der  Grösse 
der  jährlichen  Wirthschaftsüberschüsse  abhängt  (§  112,  Ziffer  4), 
letztere  aber  von  dem  Ertragswerth  des  Guts  bedingt  sind,  so 
folgt,  dass  dieser  Ertragswerth  und  nicht  der  Verkehrswerth 
das  maassgebende  Element  für  die  Bemessung  der  Grösse  der  Be- 
leihung abzugeben  hat;  wie  denn  schon  A.  Thaer  den  Gedanken 
vertrat,  dass  sich  die  hypothekarische  Sicherheit  auf  die  Aus- 
mittelung des  gleichbleibenden  wahren  Werths  gründen  müsse,  der 
unter  dem  gewöhnlichen  und  wahrscheinlichen  Gang  der  Dinge 
jederzeit  dem  Grundstück  innewohne.  Bei  der  Beleihung  mittlerer 
und  grösserer  Güter,  zumal  solcher  von  arrondirter  Beschaffenheit 
die  verhältnissmässig  nicht  sehr  häufig  ihren  Besitzer  wechseln, 
bei  denen  daher  von  einem  Verkehrswerth  überhaupt  nicht  ge- 
sprochen werden  kann,  die  auch  eine  Abveräusserung  einzelner 
Gutstheile  in  der  Kegel  nur  schwer  zulassen,  ist  dieser  Grundsatz 
ein  selbstverständlicher;  daher  auch  in  den  Freussischen  Landschaften, 
soweit  nicht  das  Höchstmaass  der  Beleihung  in  ein  bestimmtes 
Verhältniss  zu  dem  Gnmdsteuerreinertrag  gesetzt  wird,  die  Er- 
mittelung des  Werths  des  zu  beleihenden  Guts  auf  Grund  von 
sorgfältigen  Ertragsberechnungen  von  Anfang  ab  vorgeschrieben 
war  und  diese  Vorschrift  ein  in  seinen  Einzelheiten  sehr  aus- 
gebildetes Tax ations verfahren  behufs  Feststellung  des  Ertragwerths 
ausgebildet  hat;  und  für  die  Schlesische  Landschaft  ausdrücklich 
bestimmt  ist,  dass  „Gutserwerbspreise  niemals  einen  Maassstab  für 
den  Gutswerth  bilden  können".  In  den  Gegenden  des  Parcellar- 
besitzes,  wo  der  Grund  und  Boden  häufiger  Gegenstand  des 
Besitzwechsels  und  die  Möglichkeit  zur  Abstossung  einzelner  Par- 
cellen  jederzeit  gegeben  ist,  unterliegt  die  Beleihung  nach  den 
mittleren  Verkehrswerthen  vom  Standpunkt  des  Darlehensgebers 
minderen  Bedenken;  und  mit  Eücksicht  auf  diese  durch  die  Art 
der  Grundeigenthumsvertheilung  und  die  Besitzverhältnisse  gegebene 
Verschiedenartigkeit  ist  es  wohl  auch  zu  erklären,  wenn  viele 
Bodencreditinstitute  neben  dem  Ertragswerth  auch  die  Berücksich- 
tigung der  Verkaufswerthe  zulassen  oder  wenn  im  Entwurf  neuer 
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Preussischer  Nonnativbestimmungen  für  die  Hypothekenbanken 
(üi  §  3)  gefordert  wird,  dass  „die  bei  der  Beleihung  angenommene 
Sicherheit  sowohl  durch  den  Ertrags  -  als  durch  den  Verkaufswerth 
des  beliehenen  Grundstücks  vollkommen  gerechtfertigt  sein  muss*^ ; 
wobei  indess  die  maassgebende  Bedeutung  des  Ertragswerths  für 
die  regelmässigen  Fälle  der  Beleihung  in  der  an  derselben  Stelle 
gegebenen  Vorschrift  sehr  wirksam  zum  Ausdruck  kommt,  inhalt- 
lich deren  „bei  der  Abschätzung  lediglich  die  dauernden  Eigen- 
schaften des  zu  beleihenden  Grundstücks  und  derjenige  Ertrag,  den 
das  Grundstück  bei  gewöhnlicher  Bewirthschafkung  in  den  Händen 
eines  jeden  Besitzers  nachhaltig  gewähren  kann,  zu  berück«- 
sichtigen  ist"^). 

b)  Die  Frage,  ob  bei  der  Ermittelung  des  Beleihungswerths 
neben  den  fruchttragenden  Grundstücken  auch  Gebäude  (Wohn- 
und  Wirthschaftsgebäude)  zu  berücksichtigen  sind,  erledigt  sich 
da,  wo  der  Beleihungswerth  mit  dem  Ertragswerth  zusammenfällt, 
von  selbst,  da  der  Ertragswerth  das  Gut  in  seiner  Gesammtheit, 
also  auch  die  zur  Bewirthschafkung  des  Guts  erforderlichen  Ge- 
bäude in  sich  begreift.  In  den  Gegenden  des  Parcellarbesitzes 
dagegen,  wo  jede  Bodenparcelle  als  selbstständiges  Beleihungs- 
object  erscheint,  ist  es  grundsätzlich  nicht  zu  beanstanden,  wenn 
bei  der  Feststellung  des  Beleihungswerths  der  Werth  der  land- 
wirthschaftlichen  Haupt-  und  Hilfsgebäude  mit  in  Betracht  gezogen 
wird.  Da  immerhin  solche  Gebäude  in  den  Dorfschaften  nicht  in 
pfleichem  Maasse  regelmässigem  Umsätze  unterliegen,  wie  in  den 
Städten,  so  sind  dieselben  als  Yersatzobjecte  jedenfalls  mit  besonderer 


')  Die  in  den  firnheren  Pretusischen  Xonnativbestimmimgen  ^troffene  Regelung 
soll  sonach  beseitigt  werden,  wonach  in  ganz  schematischer  Weise  die  Beleihungs- 
grenze  anf  ein  bestimmtes  Vielfaches  des  Örundsteuerreinertrags  festgesetzt 
worde,  wogegen  Christians  (in  der  Schrift:  Die  hypothek.  Beleihungsgnindsätze 
der  Prenss.  I^dschaften  und  ähnlicher  Institute  sowie  die  Hypothekenbanken,  1892) 
mit  Recht  polemisirt,  da  bei  der  Yerschiedenartigkeit  der  Grundsätze,  nach  denen 
^  der  Gmndstenereinschätzung  in  den  einzelnen  Provinzen  verfahren  worden  ist, 
der  den  Normativbanken  vorgeschriebene  Multiplicator  der  Steuereinschätzung  das 
<^ne  Mal  mehr  als  den  gesammten  wirklichen  Werth  des  betr.  Grundstücks,  das 
andere  Kai  weniger  als  die  Hälfte  desselben  ergeben  konnte. 

Besondem  Schwierigkeiten  begegnet  die  Feststellung  des  Beleihungswerths 
von  Waldungen,  zumal  im  Hinblick  auf  eine  hier  besonders  nahe  liegende  Gefahr 
deTutirÜcher  Bewirthschaftungsweise.  Wo  die  privaten  Waldungen  nicht  strengen 
forstpoUieilichen  Bestimmungen  unterliegen,  insbesondere  also  die  Yomahme  von 
K^Uhieben  dem  Belieben  des  Waldeigenthümers  freigestellt  ist,  kann  wohl  nur  der 
Bodenwerth  als  solcher  —  ohne  Rücksicht  auf  das  stehende  Holz  —  Berücksichti- 
gung^ finden,  zumal  Clausein  des  Inhalts,  dass  dcor  aus  einem  Holzhieb  erzielte  Erlös 
^  erster  Rieihe  zur  Minderung  der  Darlehensschnld  zu  verwenden*  ist,  dolosen 
^hnldnera  gegenüber  häufig  ihre  Wirksamkeit  versagen  werden. 
Bieh«ib«rger  A.,    Afnurpolitik.  IL  9 
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Vorsicht  zu  behandeln,  die  namentlich  in  der  im  gegebenen  Fall 
zu  bestimmenden  Beleihungsgrenze  des  Taxw«rths  zum  Ausdruck 
zu  kommen  haben  wird*). 

c)  Die  Ermittelung  des  Beleihungswerths  von  landwirth- 
schaftlichen  Anwesen  und  Einzelgrundstücken  wird  erleichtert,  wenn 
eine  sorgfältige,  auf  den  Grundsatz  des  Beinertragssystems  auf- 
gebaute Grundsteuereinschätzung  vorliegt;  auch  die  bei 
Durchführung  von  Feldbereinigungen  ermittelten  Bonitirungs- 
werthe  der  Einzelgrundstücke  geben  werthvolle  Anhaltspunkte. 
Eine  Einschätzung  im  Einzelfall  durch  Vertrauensmänner  ist,  wo 
dieses  Material  fehlt,  nicht  zu  umgehen;  die  Kosten  der  Darlehens- 
gewährung  werden  dadurch  freilich  nicht  unwesentlich  erhöht,  zu- 
mal wenn  kleinere  Darlehenssummen  in  Frage  stehen.  Damit  hängt 
zusammen,  dass  grössere  Greditinstitute  im  Allgemeinen  ungern 
der  Beleihung  des  kleineren  bäuerlichen  Besitzes  sich  unterziehen 
und  das  Creditbedürfniss  dieser  Kreise  in  so  vielen  Staatswesen 
durch  Darlehensaufiiahme  bei  Privaten  oder  bei  localen  Gredit- 
anstalten  (Sparkassen,  Stiftungsfonds  etc.)  sich  vollzieht.  Wenn 
die  Grund-  und  Pfandbuchfährung  in  die  Hand  der  Gemeinde- 
behörden gelegt  ist,  Uegt  es  nahe,  die  Gemeindebehörde  als 
Pfandgericht  mit  der  Abschätzung  der  zum  Unterpfand  zu  gebenden 
Liegenschaften  zu  betrauen  (wie  dies  z.  B.  in  Baden  deir  Fall  ist). 
Doch  zeigt  die  Erfahrung,  dass  vielfach  in  den  Landorten  diese 
gemeindebehördlichen  Taxationen  wenig  zuverlässig  sind, 
da  der  Wunsch,  einem  Dorfeingesessenen  die  Aufnahme  der  Dar- 
lehensschuld im  vollen  erbetenen  Umfang  zu  ermöglichen,  mitunter 
auch  Gevatterschafts-  oder  Wahlrücksichten  häufig  entscheidend  in 
die  Wagschaale  fallen  und  das  VerantwortlichkeitsgefQhl  mehr  oder 
weniger  in  den  Hintergrund  drängen^).    Das  Gesagte  genügt,  um 


^)  Die  Rheinische  Hypothekenbaiik  behandelt  als  ländliche  Darlehen  im 
Allgemeinen  nur  jene,  bei  denen  der  Gesammtversatz  oder  doch  zwei  Drittel  des 
Versatzes  in  fruchttragenden  Ginindstücken  besteht;  sie  lehnt  aber  auch  die  selbst- 
ständige Beleihungsfähigkeit  von  landw.  Wohn-  und  Oekonomiegebäuden  nicht  ab, 
beschränkt  aber  letztemfalls  die  Beleihung  der  Regel  nach  auf  ein  Drittel  der 
Feuerversicheningssumme  und  gewährt  auch  nicht  die  für  ländliche  Darlehen  ein- 
geräumten besonderen  Vergünstigungen. 

*)  Ueber  diese  Praxis  des  sog.  „Streckens**  der  SchätEungen  je  nach  dem 
Geldbedürfhiss  des  Darlehensnehmers  in  l^olge  von  ünkenntniBs,  Gntmüthigkeit  oder 
Leichtfertigkeit  der  Pfandgerichte  enthält  sehr  bemerkenswerthe  Angaben  die  Schrift 
von  F.  Hecht,  die  ländlichen  Darlehen  der  Rheinischen  Hypo^ekenbank,  Mit- 
theilungen aus  der  Praxis,  1892,  S.  26  ff .  Wo  wie  in  Preussen  das  gerichtliche 
Taxwesen  den  landschaftlichen  Corporationen  übertragen  war,  können  solche  üebel- 
stände  eher  vermieden  werden; 
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<lie  Bedeutung  eines  amtlichen  Werthkatasters  des  Qnmd 
und  BodenB,  wie  er  etwa  durch  eine  auf  dem  Grundsatz  des  Bein- 
ertiagsprincips  durchgeftlhrte  Grundsteuereinschätzung  sich 
trgiebt,  auch  für  die  Zwecke  der  Bodenbeleihung  in  helles  Licht 
zu  setzen  ^),  ftthrt  aber  auch  zu  einer  grundsätzlich  abfälligen  Beur- 
theilung  derjenigen  Bestrebungen,  die  auf  eine  Organisation  des 
Hypothekarcredits  in  Anlehnung  an  die  Gemeindeverwaltung,  also 
auf  eine  Communalisirung  desselben  abzielen;  weil  jedenfalls 
in  Staatswesen,  in  denen  die  Zusammensetzung  des  Gemeinde- 
regiments durch  Wahl  erfolgt,  dieses  wegen  seiner  Abhängigkeit 
von  der  Stimmung  der  Wähler  sicher  am  wenigsten  zur  endgültigen 
Entscheidung  über  Darlehensgesuche  vereigenschaftet  erscheint  und 
nur  auf  Kosten  einer  gesunden  Entwicklung  des  ländlichen  Hypo- 
thekarcredits mit  dieser  Function  betraut  werden  könnte^). 

d.  Bis  zuwelcherH(^he  innerhalb  der  durch  den  Beleihungs- 
werth  gezogenen  Grenze  ein  Grundstück  zu  beleihen  sei,  sollte  nie- 
mals nach  schematischen  Kegeln,  sondern  unter  genauer  Berücksich- 
tigung der  individuellen  Verhältnisse  des  Creditnehmers  entschieden 
werden;  und  wenn  für  Creditinstitute  durch  statutarische  Vorschriften 
(lie  Beleihungsgrenze  auf  die  Hälfte  oder  zwei  Drittel  oder  einen 
andern  Bruchtheil  des  Beleihungswerthes  festgelegt  ist,  so  will  dies 
nur  sagen,  dass  hiermit  nur  das  Höchstmaass  der  Beleihung  ge- 
geben sei,  über  das  in  keinem  Fall  gegangen  werden  dürfe.  Die 
Findung  der  richtigen  Grenzen  für  die  Beleihimg  ist  für  das  anlage- 
suchende Kapital  wie  für  den  creditbedürftigen  Grundbesitz  gleich 
wichtig;  und  wird  die  richtige  Grenze  aus  irgend  einem  Grunde 
nicht  gefunden,  so  entsteht  ein  volkswirthschaftlicher  Schaden 
(Hecht).  Nach  den  früheren  Darlegungen  (§  112)  sinkt  die  Ver- 
«chuldungsfähigkeit  mit  der  abnehmenden  Kleinheit  des  Besitzes 

')  Kascherf  a.  a.  O.,  S.  119:  „Em  für  jedes  Grundstück  ermittelter,  von  Zeit 
<o  Zeit  gesetzlich  einer  Revision  unterliegender  Werth  erscheint  als  das  geeignetste 
Xittelf  um  a)  als  Gradmesser  für  die  Creditfähigkeit  des  einzelnen  Grundhesitzers 
QDd  b)  als  Regulator  des  landw.  Credits  selbst  innerhalb  eines  grossen  Staats- 
verbaods  zu  dienen." 

*)  Ein  solches  im  Deutschen  Reichstag  anlässlich  der  Berathung  der  Heim- 
stätte frage  mehrfach  erwähntes  Project  eines  badischen  Reichstagsabgeordneten 
^  vorwiegend  aus  diesem  Grund  (weil  das  leichtsinnige  Schuldenmachen  befördernd), 
^  aaeh  desshalb,  weil  die  Gemeinde  als  solche,  die  doch  neben  der  länd- 
lichen Bevölkerung  auch  andere  am  Realcredit  unbetheiligte  Elemente  enthält, 
nicht  die  Function  eines  Garanten  übernehmen  kann,  s.  Z.  von  der  Badisohen 
^^^Ci^roag  abgelehnt  worden.  —  Gegen  eine  solche  Organisation  auch  Freiherr 
^-  &ndt-Colleoberg  in  dem  Bericht  über  das  landw.  Creditwesen  in  der  I.  Kammer 
öer  Bad.  Undstände  1892,  S.  19. 

9* 
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und  wächst  mit  der  Zunahme  desselben,  ist  weiterhin  die  Ver- 
schuldungsfähigkeit von  der  Höhe  des  standesgemässen  Lebens- 
unterhaltes und  den  danach  verbleibenden  Wirthschaftstlberschüssen 
bedingt,  welch'  letztere  hinwiederum  das  Ergebniss  der  concreten 
Wirthschaftsführung  sind*).  Alle  diese  individuellen  Momente 
sollten  daher  bei  der  Entscheidung  über  die  im  Einzelfall  zu  gebende 
Darlehenssumme  sehr  sorgfältig  berücksichtigt  werden,  um  zu  ver- 
hüten, dass  eine  Zins-  und  Amortisationslast  entsteht,  die  nach  den 
gegebenen  Verhältnissen  nicht  erwirthschaftet  werden  kann.  Mit 
der  Schwierigkeit  und  verhältnissmässigen  Kostspieligkeit  solcher 
Ermittelungen  bäuerlichen  Besitzern  gegenüber  hängt  es  wiederum 
zusammen,  dass  grössere  Creditinstitute,  die,  wenn  sie  nicht  staat^ 
lieh  organisirt  sind,  einer  weitverzweigten  localen  Organisation  ent- 
behren, der  Beleihung  des  bäuerlichen  Besitzes  widerstreben  und 
dieser  daher  meist  auf  die  vorhandenen  localen  Creditinstitute  an- 
gewiesen bleibt,  die  dann  freilich  in  der  Festsetzung  der  Darlehens- 
bedingungen im  Einzelnen:  in  Bezug  auf  Zinsfuss,  Bückzahlungs- 
weise  freie  Hand  haben  und  diesen  thatsächlichen  Creditmangel 
nicht  selten  missbräuchlich  ausnützen.  —  Unter  diesen  Umständen 
kann  eine  Kegel  für  das  Hoch stmaass  der  Beleihung  auch 
an  dieser  Stelle  nicht  gegeben  werden;  nur  so  viel  wird  richtig  sein, 
dass  Zins  und  Amortisation  zusammen  den  Betrag  der  unter  mitt- 
leren Verhältnissen  aus  einem  Wirthschaftsbetrieb  abzuführenden 
Pachtrente  nicht  übersteigen  sollte;  mit  andern  Worten,  die 
Landeigenthümer  sollten  äussersten  Falls  in  der  Lage  von 
Pächtern  sich  befinden,  die  durch  Zahlung  einer  Zuschlagsrente 
nach  Umlauf  einer  bestimmten  Zeit  das  volle  Eigenthum  zu  er- 
werben Aussicht  haben.  Auch  bei  Eingehung  einer  im  Verhältniss 
zum  Gutswerth  massigen,  aber  in  der  Form  des  Amortisations- 
darlehens eingegangenen  Schuld  sollte  bei  Festsetzung  der  jährlich 
zu    entrichtenden  Amortisationsquote   der  Pachtwerth    des    Gutes 


^)  Auf  die  Bedeutung  des  persönlichen  Moments  bei  den  h^'pothekari- 
schen  Darlehen,  weil  und  sofern  von  der  Art  der  Wirthschaftsführung  und  der 
Tüchtigkeit  des  Grundeigenthümers  die  Höhe  der  zu  erzielenden  Baarüberschüsse 
abhängig  bleibt^  hat  auch  Lette,  a.  a.  0.,  S.  24  ff.,  hingewiesen;  wie  auch  Ruh- 
land  gelegentlich  meint,  dass  jeder  Hypothekarcredit  zu  einem  guten  Stück  Per- 
sonalcredit  sei.  Aehnlich  Hecht:  „Auf  die  persönliche  Qualification  der 
Darlehenssuchenden  ist  die  grösste  Rücksicht  zu  nehmen;  zumal  dieselbe  auch  auf 
die  Qualität  des  Pfandobjects  regelmässig,  früher  oder  später,  ihre  Rückwirkung 
übt.  Ein  schlechter  Wirthschafter  yemachlässigt  das  Pfandobject  im  Laufe  der  Zeit 
immer  mehr,  er  verringert  das  Inventar  für  den  Wirthschaftsbetrieb,  er  verschlechtert 
und  plündert  die  verpfändeten  Objecto." 
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regelmässig  die  maassgebende  Norm  bilden;  ein  Gut  von  10  Morgen 
mit  einem  Pachtwerth  von  300  M.  wäre  demnach  bei  einer  Dar- 
lehensschuld von  6000  M.  höchstens  mit  einer  Tilgungsquote  von 
1*„;  bei  einer  solchen  von  5000  M.  höchstens  mit  einer  solchen 
von  2  %  etc.  beizuziehen ;  wenn  anders  vermieden  werden  soll,  dass 
jahrweise  die  Mittel  ziu*  Zahlung  der  Amortisationsquoten  mangeln 
und  dann  nach  den  Vertragsbestimmimgen  die  ganze  Darlehens- 
schuld fällig  wird;  und  diese  Vorsicht  kann  auch  vom  Standpunkt 
des,  eine  möglichst  rasche  Tilgung  der  Schuld  anstrebenden  Schuld- 
ners unbedenklich  geübt  werden,  wenn,  wie  meist  der  Fall,  seitens 
der  Creditinstitute  stärkeren  Abzahlungen  in  Jahren  mit  besonders 
günstigen  Abschlüssen  ein  Hinderniss  nicht  in  den  Weg  gelegt 
wird.    (Vgl.  oben  §  120,  Ziffer  4.) 

Anmerkung,  a)  Die  grösseren  Creditinstitute  pflegen  grundsätzlich 
Darlehen  nur  gegen  Verpfändung  an  erster  Stelle  zu  geben,  das  Höchst- 
maass  der  BeleUiung  für  ländliche  Grundstücke  schwankt  zwischen  der  Hälfte  und 
twei  Drittel  des  ermittelten  Tazwerths,  bei  Weinbergen  beträgt  sie  meist  nur  ein 
Drittel ;  Waldangen  sind  zuweilen  von  einer  Beleihung  gänzlich  ausgeschlossen  oder 
doch  nur  zu  einem  Bruchtheil  des  Bodenwerths  für  beleihungsfähig  erklärt.  Die 
PreuBs.  „Normativbestimmungen'*  bemerken  hinsichtlich  der  Weinberge, 
Walder  und  sonstigen  Liegenschaften,  deren  Ertrag  auf  Anpflanzungen  beruht 
und  deren  AVerth  unter  Berücksichtigung  solcher  Anpflanzungen  abgeschätzt  ist, 
dass  die  Beleihung  bis  zu  Va  ^^^  ermittelten  Werths  der  Anpflanzungen  und  wenn 
die  dauernde  wirthschattliche  Unterhaltung  der  Anpflanzungen  sichergesteUt  ist,  bis 
&af  *  3  des  ermittelten  Werths  erfolgen  darf. 

b)  Hypothekenversicherung  und  Risicoprämie.  Die  Erwägung,  dass 
die  Annahmen,  welche  bei  der  Grundstücksbeleihung  über  den  Werth  des  eingesetzten 
Liegenschaftspfands  bestanden,  hinterher  als  unzutreffend  sich  erweisen  und  dass  bei 
einer  Zwangsversteigerung  möglicherweise  für  den  Gläubiger  sich  Verluste  am 
Kapital  ergeben  können,  desgleichen  die  Betrachtung,  dass  für  den  Gläubiger  Ver- 
Inste  auch  in  Folge  der  Säumigkeit  des  Schuldners  in  Bezug  auf  rechtzeitige  Be- 
tthlong  der  Zinsen  und  Amortisationsquoten  möglich  sind,  haben  den  Gedanken, 
im  Wege  der  Versicherung  gegen  solche  Verluste  Deckung  zu  verschaffen, 
nahegelegt.  Die  Schaffung  einer  darauf  abzielenden  Veranstaltung  hat  schon  im 
An£u)g  dieses  Jahrhunderts  Kammerrath  Wildegans  angeregt,  zu  einer  Errichtung 
von  diesem  Zweck  dienenden  besonderen  Gesellschaften  (Hypothekenversiche- 
rnngB-Actiengesellschaften)  kam  es  indess  erst  im  Jahr  1859,  wo  auf  An- 
'Vfnuig  von  E.  Engel  in  Sachsen  eine  solche  sich  bildete,  der  später  noch  andere 
folgten.  (Vgl.  hierzu  E.  Engel,  die  Hypotheken  Versicherung  als  Mittel  zur  Ver- 
bessenmg  der  Lage  des  Grundcredits,  1858;  und  Emminghaus,  in  der  Tübinger 
Zeitschrift,  Jahrg.  1858,  8-  595  ff.  („Die  heutige  agrarische  Entwickelung  des  landw. 
f^reditwesen  und  die  Hypothekenversicherung").  Dem  Gedanken  der  Hypotheken- 
Versicherung  ist  entgegengehalten  worden,  dass  gute  Hypotheken  eine  Versicherung 
g»r  nicht  bedürfen,  Hypotheken  über  eine  gewisse  Werthgrenze  hinaus  eine  Ver- 
sicherung nicht  verdienen  und  dass  es  weniger  darauf  ankommt,  das  Privatkapital 
den  Individualhypotheken  zuzuführen,  als  im  Hypothekenverkehr  überhaupt  das 
Privatkapital  möglichst  durch  von  Creditanstalten  gegebene  Darlehen  zu  ersetzen; 
endlich  dass  durch  die  Hypothekenversicherung  die  ohnehin  schwerfälligen  Ver- 
hältnisse des  Bodencredits  noch  schwerfalliger  werden.  (Siehe  v.  Stengel,  Boden- 
credit  etc.,  a.  a.  O.,  S.  870,  und  Knies,  a.  a.  0.,  H.  Bd.,  S.  17  ff.  Eine  sehr  ein- 
jffhende  Würdigung  des  „Für"  und  „Wider"  bei  Mas  eher,  a.  a.  0.,  S.  25  ff.,  der 
'»on  den  Hypothekenversicherungsanstalten  eine  grosse  und  gedeihliche  Wirksamkeit 
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erhoffen  zu  dürfen  glaubte;  ähnlich  Röscher,  §  138.)  Obigen  Einwendungen  ist 
beizupflichten,  weiter  aber  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  die  wirksamste  Art  der 
Yersichenmg  in  der  vorsichtigen  Handhabung  der  Beleihungsgrundsätze  besteht  und 
dass  Tom  allgemein  wirthschafUichen  Standpunkt  aus  Veranstaltungen,  die  leicht 
zu  einer  übennässigen  Inanspruchnahme  des  Credits  yerldten  können,  keinesw^s 
ohne  Bedenken  sind.  Bezeichnenderweise  sind  denn  auch  die  meisten  der  errichteten 
Versicherungsanstalten  der  bezeichneten  Art,  Mangels  entsprechender  Inanspruch- 
nahme ihrer  Thätigkeit,  wieder  eingegangen  oder  sie  haben  sich  in  reine  Hypotheken- 
banken umgewandelt  oder  doch  den  Schwerpunkt  ihrer  Thätigkeit  in  das  Hypo- 
thekengeschäft verlegen  müssen. 

c)  Anders  mag  die  Frage  dann  liegen,  wenn  es  sich  darum  handelt,  einen  an 
sich  hoch  verschuldeten,  insbesondere  also  auch  mit  Nachhypotheken  belasteten 
Grundbesitz,  die  in  der  Regel  im  Besitz  von  privaten  Gläubigem  sich  befinden, 
von  diesen  privaten  Nachhypotheken  durch  Umwandlung  in  Anstaltshypotheken 
mittelst  Uebemahme  derselben  durch  solide  Creditinstitute  zu  befreien.  Diese  Ueber- 
fuhrung  von  Privat-Nachhypotheken  mit  minderer  Sicherheit  in  Anstaltshypotheken 
wird,  wenn  überhaupt,  jedenfalls  nur  in  der  Weise  sich  volladehen  können,  dass 
das  die  Nachhypothek  übernehmende  Creditinstitut  einen  Zuschlagszins  oder  eine 
Risicoprämie  erhebt,  und  es  schliesst  in  diesem  Fall  das  Creditgeschäft  also'eben- 
falls  ein  Versicherungsgeschäft  in  sich,  ohne  dass  es  aber  hierwegen  beson- 
derer Versicherungsanstalten  bedarf.  Der  aus  der  Conversion  für  den  Schnidner 
sich  ergebende  Vortheil  liegt  darin,  dass  beim  privaten  Darlehensverkehr  dais  mit 
einer  zweiten  oder  dritten  Hypothek  verknüpfte  Risico  in  der  Regel  sehr  hoch  be- 
zahlt werden  muss,  während  ein  über  ein  weites  Gebiet  seine  Creditoperationen 
ausdehnendes  Institut  an  und  für  sich  ein  geringeres  Risico  mit  solchen  Hypotheken 
übernimmt  und  sich  jedenfalls  mit  einer  der  wirklichen  Gefahr  entsprechenden 
Risicoprämie  begnügen  wird,  die  nach  den  Erfahrungen  der  Hypothekenversiche- 
rungsgesellschaften  in  der  Regel  nicht  höher  als  auf  1  7o  ^'^^  bemessen  werden 
müssen.  Der  Schuldner  würde  aber  neben  der  Herabminderung  der  Zinsenlast 
auch  der  sonstigen  Vortheile  des  Anstaltscredits:  Unkündbarkeit  und  annuitätenweise 
Abtragung  für  den  ganzen  Betrag  seiner  Schuld  theilhafiag  und  seine  Befreiung  aus 
der  Abhängigkeit  von  dem  privaten  Darlehensverkehr  mit  dieser  Ausdehnung  des 
Creditgeschäfts  eine  völlige  werden,  die  freilich  nur  im  Bereich  einer  von  gemein- 
wirthschafUichen  Grundsätzen  beherrschten  Creditorganisation  (§  123  ff.)  zu  erwarten 
sein  dürfte.    (Vgl.  hierzu  Gamp,  a.  a.  0.,  S.  102  ff.) 

2.  Sonstige  Darlehensbedingungen,  a)  Die  Darlehen 
sollten,  soweit  die  bäuerliche  Bevölkerung  in  Frage  kommt,  regel- 
mässig in  baar  gegeben  oder  doch  dem  Schuldner  freigestellt  werden, 
ob  er  die  Auszahlung  in  Baar  oder  in  Schuldverschreibungen  der 
Anstalt  (Pfandbriefen)  vorzieht.  Letzter enfalls  muss  dem  Schuldner 
das  Becht  eingeräumt  sein,  das  Darlehen  in  Schuldverschreibungen 
derselben  oder  einer  anderen,  zum  gleichen  Zinsfuss  begebenen 
Emission  zurückzuzahlen  (vgl.  oben  die  Anm.  S.  121,  Abs.  2).  b)  Bei 
Feststellung  der  Zahlungstermine  sollte  auf  Wünsche  der  Schuldner 
billig  Bücksicht  genommen,  also  viertel-,  halbjährliche  oder  jährliche 
Zahlung  zugestanden,  diese  dann  freilich  auch  von  dem  Schuldner 
genau  eingehalten  werden.  Wo  in  Ermangelung  einer  staatlichen 
Organisation  des  Hypothekarcredits  die  staatlichen  Einhebestellen 
nicht  als  Erhebungsorgane  functioniren,  wird  eine  Heranziehung  der 
ortlichen    ländlichen   Credit-  oder  Consumvereine  zur  Einhebung 
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und  Ablieferung  der  Zinsen  etc.  den  Schuldnern,  namentlich  in 
bäuerlichen  Kreisen,  eine  sehr  willkommene  Erleichterung  bedeutenc 

Zu  rügen  ist  es^),  wenn  für  den  Fall  der  nicht  rechtzeitigen 
Zahlung  neben  Yerzugssinsen  auch  beträchtliche  Gonventionalstrafen 
angedroht  werden  und  für  die  Beitreibung  solcher  Strafen  der 
Gläubiger  durch  Erwirkung  einer  Cautionshypothek  sich  sicher 
stellt;  wenn  die  Clausel  sich  findet,  dass  eine  Verpflichtung  zur 
Ausstellung  löschungsfähiger  Quittungen  für  die  im  Wege  der 
Amortisation  getilgten  Kapitalbeträge  vor  völliger  Abtragung  der 
Schuld  nicht  besteht;  wenn  der  Schuldner,  um  ihm  die  Bückzahlung 
der  Schuld  in  der  ihm  günstigsten  Weise  zu  erschweren,  verpflichtet 
wird,  die  Schuld  in  derselben  Gattung  von  Pfandbriefen  zurück- 
zuzahlen, in  denen  er  die  Schuld  erhielt;  wenn  der  einseitigen 
Lösung  des  Schuldverhältnisses  von  Seiten  des  Schuldners  etwa 
durch  die  Clausel  Schwierigkeiten  bereitet  werden,  dass  über  die 
Höhe  einer  Abschlagszahlung  und  ihre  Verrechnung  in  jedem  ein- 
zehien  Fall  Verständigung  vorbehalten  sei;  wenn  Verwaltungs- 
kosten in  höherem,  als  dem  durchschnittlich  sich  ergebendem  Betrag 
dem  Schuldner  aufgerechnet  werden  oder  wenn  hohe  Provisionen 
verschleiert,  z.  B.  in  der  Weise  in  Anrechnung  kommen,  dass  un- 
geachtet der  Einziehung  der  vollen  Annuität  doch  der  Beginn  der 
Amortisation  ungebührlich  lang  erstreckt  oder  wenn  ein  Zuschlag 
für  Verwaltungskosten  für  die  Dauer  der  Darlehenszeit  erhoben  wird. 

Vorschriften  dieser  und  ähnlich  rigoroser  Art  in  den  Darlehens- 
verträgen selbst  grösserer  Greditinstitute  weisen  im  Zusammenhang 
mit  den  früheren  Ausführungen  wiederum  deutlich  darauf  hin,  dass 
im  System  einer  ausschliesslich  von  Erwerbstendenzen  geleiteten 
Creditorganisation  der  ländliche  Grundcredit  auf  eine  geordnete 
Oreditbefriedigung  mit  Sicherheit  keineswegs  rechnen  kann. 


§123.  Die  Organisationsformen  des  Hypothekarcredits; 
privat-   und   gemeinwirthschaftliche    Credit- 
organisationen;  die  Sparkassen  insbesondere^). 

1.   Als    unentwickeltste  Form   der  Hypothekarcreditver- 
mittelung  darf  die  Befriedigimg  im  Wege  der  Darlehensgewährung 


')  y^.  Mena  Oamp,  a.  a.  0.,  8.  63  ff. 

')  Vgl.  hienu  Knies,  a.  a.  0.,  n.  Theil,  8.  236  ff.,  Gamp,  a.  a.  0.,  S.ö2ff., 
^(^ttegast,  S.  183  ff.  und  die  Einganges  erwähnten  Verhandlungen  des  Deutschen 
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durch  Privatpersonen  bezeichnet  werden  und  wo  sich  der  Hypo- 
thekarcredit  vorwiegend  auf  diese  Form  der  Darlehensgewährung 
angewiesen  sieht,  muss  er  offenbar  an  Gebrechen  besonders  schwerer 
Art  leiden.  Und  zwar  schon  desshalb,  weil  es  hier  offenbar  viel- 
fach von  Zufälligkeiten  abhängt,  dass  „Gläubiger  und  Schuldner 
einander  finden  und  dass  sie  sich  möglichst  leicht  und  passlich  zu 
einander  finden".  Dann  aber  aus  dem  weiteren  Grunde,  weil  auf 
einen  unkündbaren  Credit  sich  das  Privatkapital  ebensowenig  ein- 
lassen wird,  als  auf  die  Abtragung  in  kleineren  Baten,  deren  Einzug 
und  Wiederanlegung  för  den  Empfänger  mit  übermässigen  Schwierig- 
keiten  verbunden  wäre.  Der  private  Hypothekarcredit  kann 
daher  als  Regel  nur  ein  kündbarer  und  kurzfristiger  sein;  der 
Grundbesitz  wird  dadurch  in  steter  Abhängigkeit  vom  Privat- 
kapital  und  in  einem  lästigen  Zustand  der  Unsicherheit  erhalten. 
Denn  jede  eintretende  Erhöhung  des  Zinsfusses  giebt  dem  privaten 
Gläubiger  Veranlassung,  von  seinem  Kündigungsrecht  mit  allen  för 
den  Schuldner  sich  daran  knüpfenden  lästigen  Folgen  Gebrauch  zu 
machen ;  ein  Heruntergehen  des  Zinsfusses  kommt  aber  dem  Grund- 
besitz nicht  mit  gleicher  Baschheit  zu  Statten,  weil  sich  der 
Gläubiger  freiwillig  auf  eine  Ermässigung  nicht  einlassen  und  vor 
einer  Kündigung  der  Schuldner  in  vielen  Fällen  sich  scheuen  wird, 
da  er  nicht  weiss,  ob  er  anderwärts  günstigere  Bedingungen  erhält 
und  ob  nicht  das  neu  eingegangene  Creditverhältniss  schon  nach 
kiurzer  Zeit  abermals  eine  Lösung  erfährt.  (Vgl.  §§  119  und  121.) 
Das  Mittelalter,  das  einen  andern,  als  den  privaten  Darlehens- 
credit  überhaupt  nicht  kannte,  da  die  montes  pietatis  (öffentliche 
Leihhäuser)  wesentlich  den  Zwecken  von  Nothdarlehen  dienten, 
wusste  durch  die  Ausbildung  des  Instituts  der  „Ewigrente*' 
diesen  Uebelständen  wirksam  zu  begegnen;  der  Nachtheil  der 
nachmaligen  Entwicklung  liegt  aber  gleichwohl  nicht  sowohl  in 
der  Ersetzung  des  Bentenverschuldungsprincips  durch  das  Princip 
der  kapitalistischen  Verschuldungsweise,  sondern  vielmehr  darin^ 
dass  init  der  Zulassung  der  kapitalistischen  Verschuldungsweise 
nicht  auch  eine  Organisation  des  Credits  Hand  in  Hand  ging,  die 
den  in  dieser  Verschuldungsweise  liegenden  Gefahren  die  Spitze 
bot.    Daher  ganz  allgemein  diejenigen  Staaten  und  Staatsgebiets- 


Landwirthschaftsraths.  Kinen  sehr  instrucüven  Einblick  in  die  in  Deutschland  be- 
stehenden landw.  Creditorganisationen ,  auch  im  Bereich  des  Persönalcredits ,  ge- 
währen die  Berichte  der  landw.  Centralvereine,  im  Archiv  des  Deutschen  Landwirth- 
schaflsraths  v.  J.  1887,  S.  514  ff. 
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theile,  in  denen  eine  solche  Organisation  den  Grundbesitz  und 
namentlich  auch  den  bäuerlichen  Gnmdbesitz  von  der  Abhängig- 
keit des  privaten  Darlehensverkehrs  rechtzeitig  befreite,  eine  ver- 
hältnissmäsaig  günstigere  Gestaltung  der  gesammten  Wirthschafts- 
lage  aufweisen  als  anderwärts,  wobei  an  die  Wohlstandslage  z.  B. 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  in  Hannover,  Sachsen,  Braunschweig 
und  anderen  mitteldeutschen  Staaten  im  Vergleich  mit  derjenigen 
ptwa  in  Oesterreich  erinnert  sein  mag. 

2.  Der  gebotene  Fortschritt  liegt  in  der  Ersetzung  des  privaten 
Hypothekarcredits  durch  den  Anstaltscredit,  also  in  der 
Schaffung  von  Creditanstalten,  die  das  Ausleihen  von  Geld- 
kapital auf  den  Grundbesitz  sich  zur  bestimmungsgemässen  Auf- 
irabe  setzen.  Man  pflegt  zur  Gharakterisirung  dieser  Creditanstalten 
und  der  für  sie  maassgebenden  Geschäftsgrundsätze,  mit  einer 
juristisch  übrigens  nicht  ganz  einwandfreien  Terminologie,  von 
privater  und  öffentlich-rechtlicher  Organisation  zu 
sprechen  und  reiht  dann  unter  die  erstere  Kategorie  jene  ein,  die 
dem  Privatrecht  unterstellt  sind,  und  bei  ihrem  Geschäftsbetrieb 
von  rein  privatwirthschaftlichen  Motiven  sich  leiten  lassen 
(privatwirthschaftliche  oder  speculative  Greditinstitute) ; 
während  man  bei  den  Instituten  der  zweiten  Art  an  staatlich 
organisirte  oder  an  mit  Rechten  öffentlich-rechtlicher 
Korporationen  ausgestattete  Anstalten  denkt  und  einen  von 
gfmeinwirthschaftlichen  Motiven  geleiteten  Geschäftsbetrieb 
Toraussetzt  (nicht  speculative  oder  gemeinwirthschaftliche 
Kreditinstitute)^).  Vom  Gesichtspunkt  der  ordnungsmässigen 
Befriedigung  des  Hypothekarcredits  aus  betrachtet  sind  die  Credit- 

\)  Mit  Kecht  macht  Löningf  darauf  aufmerksam,  dass  die  Rechtsgeschäfte, 
»lurch  welche  sich  die  Grrundbesitzer  ihren  Credit  verschaffen,  wie  die  dazu 
dienenden  Rechtsinstitute  selber,  dem  Privatrecht  angehören  und  dass 
die  Institute,  vrie  etwa  die  älteren  Preuss.  Landschaften,  nur  insoweit  öffentlich- 
rechtlichen Charakter  haben,  als  ihnen  bei  ihrer  Begründung  öffentlich- 
fechtliche  Pflichten  und  Rechte  zuertheilt  worden  sind;  zu  diesen  Rechten 
OPT  älteren  Preuss.  Landschaften  zählt  z.  B.  das  Privilegium  hinsichtlich  der 
^nestration  der  Güter,  die  ohne  gerichtliche  Hilfe  stattfinden  konnte,  die  schon 
»rhängt  werden  durfte,  wenn  der  Schuldner  das  Gut  deteriorirte  etc.  Die  später 
^nichteten  Creditvereine ,  die  für  alle  bäuerlichen  Besitzer  bestimmt  sind,  haben 
^^gen  mit  der  aristokratischen  Ausschliesslichkeit  der  alten  Landschaften  auch 
deren  öffentlich-rechtlichen  Charakter  abgestreift  und  verdienen  dieses  Merkmal  nicht 
schon  dadurch,  dass  sie  der  Aufsicht  der  Regierung  unterstehen  (Löning,  Lehrbuch 
de«  Deutschen  Verwaltnngsrechts ,  1884,  §  106).  Im  Text  ist  daher  statt  der  irre- 
leitenden Terminologie  von  privatrechtlicher  und  öffentlich-rechtlicher  Organisation 
derAnsdmck:  privatwirthschaftlich  und  gemeinwirthschaftlich  geleiteto 
iMtitute  getreten. 
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ingtitute  entweder  als  unvollkommen  oder  als  vollkommen 
organisirte  zu  bezeichnen;  als  unvoUkonmien  organisirt,  wenn  sie  sich 
die  Betriebsmittel  in  Form  von  kündbaren  Anlehen  oder  in  Form 
von  jederzeit  rückziehbaren  Depositen  beschaffen,  und  daher  anderen 
als  kündbaren  Credit  zu  geben  nicht  in  der  Lage  sind;  als 
wichtigster  Repräsentant  dieser  technisch  unvollkommenen,  für  den 
ländlichen  Hypothekarcredit  in  Betracht  kommenden  Creditinstitute 
sind  die  Sparkassen  zu  nennen;  als  vollkommen  organisirt 
dagegen  sind  diejenigen  Creditinstitute  anzusehen,  die  ihre  Betriebs- 
mittel in  Form  von  seitens  der  Gläubiger  unkündbaren  oder 
doch  nur  bedingt  kündbaren  Schuldverschreibungen 
(Pfandbriefen)  beschaffen  und  desshalb  jede  Art  des  Credits, 
kündbaren  und  unkündbaren,  zu  geben  vermögen;  und  die 
gleichzeitig  vermöge  der  räumlichen  Ausdehnung  und  der  bank- 
mässigen  Form  ihres  Geschäftsbetriebes  die  jederzeitige  verzins- 
liche Anlage  der  vorhandenen  Kassenbestände  in  Aussicht  nehmen 
und  desshalb  auch  auf  die  amortisationsweise  Bückzahlung 
in  Form  kleiner  Raten  der  Schuldkapitalien  sich  einlassen  können. 
Als  besonders  wichtige  Errungenschaft  dieser  vollkommenen  Credit- 
organisation  ist  der  Ersatz  der  nur  im  Wege  der  Cession  übertrag- 
baren Individualhypothek  durch  die  als  Inhaberpapiere  aus- 
gefertigten Pfandbriefe  anzusehen,  die  ohne  Cession  als  geldwerthe 
Waare  aus  einer  Hand  in  die  andere  gehen  können,  und  die,  weil 
sie  mit  dem  Vortheil  ihrer  Circulationsfähigkeit  den  einer  durchaus 
sicheren  Kapitalanlage  verbinden,  geeignet  sind,  das  Geldkapital 
für  die  Anlage  im  Grund  und  Boden  geneigter  zu  machen;  was 
um  so  wichtiger  ist,  je  mehr  sich  die  Kapitalisten  an  die  Bequem- 
lichkeit der  Staatsschuldscheine  auf  den  Inhaber  gewöhnt  haben 
und  je  weniger  desshalb  dieselben  sich  den  tausend  Plackereien 
des  Wartens,  Mahnens,  Processirens  werden  aussetzen  wollen,  wie 
sie  im  Verkehr  des  Hypothekar-Einzelgläubigers  mit  seinen  Privat- 
schuldnern nun  einmal  unvermeidlich  sind;  daher  mit  Schaffung 
der  Pfandbriefe  die  Hypothekarcreditinstitute  zwischen  Gläubiger 
und  Schuldner  eben  dieselbe  Zwischenstellung  einnehmen,  wie  die 
Staatskasse  zwischen  Staatsrentnem  und  Steuerpflichtigen*). 

Als  vornehmste  Repräsentanten  dieser  Typen  der  vollkommenen 
Creditorganisation  sind  a)  die  grossen  genossenschaftlich 
organisirten  Institute  (Landschaften  in  Preussen,  Realcredit- 


*)  Koscher,  a.  a.  0.,  §  134. 
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Tereine  in  Sachsen  und  anderwärts  etc.);  b)  die  staatlichen  oder 
provinziellen  Institute  (Landescreditkassen  in  Mittel-  und 
Norddeutschland,  Landeshypothekenbanken  in  Oesterreich) ;  c)  die 
geldkapitalistisch  organisirten  Institute  (Hypotheken- 
aetienbanken)  zu  nennen;  dabei  ist  für  die  unter  a)  und  b)  ge- 
nannten das  Fehlen  einer  auf  Erwerb  gerichteten,  für  die  unter 
c)  genannten  das  Vorhandensein  einer  auf  Erwerb  gerichteten 
Geschäftstendenz  charakteristisch.  Die  Landschaften,  die 
Bealcreditvereine ,  die  Landescreditkassen  und  sonst  staatlich  oder 
provinziell  organisirten  Creditinstitute  zählen  daher  zu  den  nicht 
speculativen,  die  Hypothekenactienbanken  zu  den  specu- 
lativen  Instituten  des  Hypothekarcredits. 

3.  Alle  bisherigen  Betrachtungen  leiten  darauf  hin,   dass  nur 
die  auf  den   Grundsätzen   der  Gemeinwirthschaftlichkeit 
des  Betriebes  aufgebauten   Greditorganisationen  den  Forde- 
rungen des  Grundbesitzes  voll  zu  genügen  yermögen;  denn  weil 
bei  ihnen  der  Gesichtspunkt  des  Erwerbes  gänzlich  zurückgedrängt 
ist.  sind  sie   auch  in  der  Lage,  dem  Grundbesitz  alle,  mit  der 
Sicherheit   des  Instituts   irgend  verträgliche  Erleichterungen  und 
Vergünstigungen  in  Bezug  auf  Zinshöhe,  zeitliche  Bemessung  der 
Schuld  und  Tilgungsweise  einzuräumen;   und  bieten  sie  zugleich 
Gewähr,  dass  sie  vermöge  der  herrschenden  Verwaltungsgrundsätze 
über  Beleihungswerth  und  Beleihungsgrenze  einerseits  das  sachlich 
gebotene  Creditbedürfniss    zu    befriedigen   zwar  jederzeit  geneigt 
sind,  anderseits    aber   für  jede  Art  ungesunder  Ausnutzung  des 
Credits    sich    unzugänglich  erweisen.      Diesen  Forderungen  einer 
zugleich    vom    gemeinwirthschafklichen    und     socialökonomischen 
Gesichtspunkte  geleiteten  Organisation  vermögen  zweifellos  niur  die 
auf  genossenschaftlicher  Grundlage  beruhenden  oder  die 
durch  den  Staat  selber  oder  grössere  Communalverbände 
geschaffenen    Grundcreditinstitute    (Landescreditkassen ,    staatliche 
Kentenbanken,  Provinzialhilfsbanken  etc.)  zu  entsprechen,  während 
gegen  die  privaten  meist  in  der  Form   der  Actiengesellschaft 
errichteten  Hypothekenbanken  immer  mit  Recht  eingewendet 
werden  wird,   dass  die  Erzielung  eines  thunlichst  hohen  Gewinnes 
aus  dem  Hypothekengeschäfte  oberstes,  leitendes  Geschäftsprincip 
bleibt;   wobei    zur  Erhärtung    des   Gesagten   auf  den  Inhalt  der 
folgenden  Paragraphen  zu  verweisen  ist^).    Jedenfalls  ist  nur  von 

*)  Sehmoll  er  sagt  gelegenüich  (in  dem  Jahrb.  fiir  Gesetz^bung,  Ven^altuug 
DAd  Statistik,   1882,   S.  1393),  dass   der  private  Egoismus  auf  diesem  Höhepunkt 
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einem  gemeinwirthschaftlich  verwalteten  Creditinstitut  mit 
Sicherheit  zu  erwarten,  dass  es  der,  für  die  künftige  Gestaltimg 
des  ländlichen  Creditwesens,  namentlich  im  Bereich  der  bäuerlichen 
Bevölkerung,  besonders  bedeutungsvollen  Aufgabe  der  üeber- 
nahme  und  Ablösung  der  Individualhypotheken,  d.  h, 
der  üeberleitung  der  eingegangenen  Creditverpflichtungen  aus  den 
unvollkommenen  in  die  vollkommenen  Organisationsformen  jederzeit 
mit  dem  einen  Erfolg  verbürgenden  Nachdruck  sich  unterziehen 
werde.  Die  von  extrem-agrarischer  Seite  geforderte  Uebemahme  aller 
Hypothekenschulden  auf  den  Staat,  dem  dafür  die  Haftpflicht  für 
dieselben  im  ganzen  umfang  zufiele,  und  die  zwangsweise  Ablösung 
derselben  kann,  für  die  mitteleuropäischen  Staaten  wenigstens, 
weder  für  ein  zwingendes  Bedürfniss  erachtet,  noch  auch  mit  den 
Forderungen  der  staatlichen  Gerechtigkeit  in  Einklang  gebracht 
werden;  wohl  aber  erheischen  die  agrarischen  Interessen,  dass  durch 
eine  sachgemässe  Organisation  jederzeit  die  Möglichkeit  der 
Umwandlung  kündbarer  hochverzinslicher  Individualhypotheken  in 
unkündbare  Anstaltshypotheken  mit  dem  der  Lage  des  Kapital- 
marktes entsprechenden  Zinsfuss  gegeben  sei.  Wie  jetzt  schon  in 
anerkennenswerther  Weise  viele  Sparkassen  die  Schuldner  von  Rest- 
kaufschillingen durch  Erwerb  von  sog.  „Güterzielem"  vor  der  Gefahr 
behüten,  dass  durch  seitens  des  Verkäufers  erfolgte  Cession  des 
Kaufschillingsrestes  an  private  Geldspeculanten  der  Schuldner 
möglicherweise  der  Bewucherung  verfalle,  so  ist  den  in  Eede 
stehenden  Greditinstituten  die  allgemeine  und  grosse  Aufgabe  zu 
vindiciren,  im  Wege  der  Cession  oder  der  Auslösung  der  privaten 
Gläubiger  allmählich  in  den  gesammten  Hypothekenschuldenstand, 
soweit  es  mit  der  Sicherheit  des  Instituts  irgend  vereinbarlich 
erscheint,  einzutreten  und  durch  Umwandlung  der  seitherigen 
privaten  Darlehen  in  Amortisationshypotheken  deren  allmähliche 
Tilgung  in  der  für  den  Schuldner  schonendsten  Form  herbei- 
zuführen. Aber  nur  ein  systematisches  Vorgehen  auf  diesem 
Gebiet  kann  die  völlige  Beseitigung  der  Individualhypotheken  in 

nationalen  Wirthschaftslebens  nicht  aUein  herrschen  soU  und  darf;  dass  also  die 
Gesichtspunkte  des  Gemeinwohls  in  der  Leitung  der  Creditinstitute  zur  Geltung 
kommen,  dass  der  Credit  in  gewissem  Sinne  ,,ethisirt"  werden  muss.  Möglich  sei 
diese  Etliisirung  auch  in  privaten  Händen;  wahrscheinlich  in  genossenschaft- 
lichen; möglich  sei  der  Missbrauch  und  naheliegend  die  geschäftliche  Ungeschick- 
lichkeit der  Gemeindebeamten,  besonders  in  kleinen  Gemeinden.  Aber  doch 
steht  Schmoller  gemeinde-  oder  kreisartigen  Geldcreditinstituten  sympathisch  gegen- 
über, wobei  namentlich  die  Sparkassen  in  Betracht  kommen  könnten  als  Unterbau 
eines  entwickelten  Gemeindebauksystems. 
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absehbarer  Zeit  sichern  und  nur  von  gemeinwirthschaftlichen 
Instituten  darf  ein  solches  systematisches  Vorgehen  mit  voller 
Sicherheit  erwartet  werden.  An  die  Ueberleitung  der  Hypotheken- 
schulden in  den  Besitz  solcher  Institute  wird  sich  dabei  der. 
weitere  Vortheil  knüpfen,  dass  im  Fall  der  Zwangsvollstreckung 
es  nicht  Speculanten  sind,  die  den  Grundbesitz  an  sich  ziehen, 
sondern  dass  die  Creditinstitute  selber  in  den  Besitz  der  Anwesen 
sich  einweisen  lassen  können,  um  diese  dann  zu  gelegener  Zeit 
in  geeigneter  Weise  wieder  in  den  Verkehr  zu  bringen^). 

4.  Monopolisirung  des  Hypothekarcredits  durch  den 
Staat*).  Die  Betrachtung,  dass  Eurzsichtigkeit  und  Unverstand, 
Lässigkeit  und  Bequemlichkeit  auch  beim  Vorhandensein  gemein- 
wirthschaftlicher  Creditinstitute  der  Ueberführung  der  kündbaren 
Individual-  in  die  unkündbare  Pfandbriefhypothek  und  der  Ueber- 
leitung des  gesammten  ländlichen  Hypothekarcredits  an  die  An- 
stalten mit  vollkommenster  Organisation,  möglicherweise  dauernd 
Hindernisse  bereiten  kann,  hat  zu  dem  Vorschlag  einer  „Ver- 
staatlichung des  Orundcredits^^  geführt,  in  dem  Sinne,  dass 
Hvpothekenschulden  nur  noch  bei  den  in  entsprechender  Anzahl 
einzurichtenden  Staatsbanken  aufgenommen  werden  können, 
also  der  Staat  als  solcher  alleiniger  Creditgeber  für  den  Hypothekar- 
eredit  wäre,  und  dass  die  vorhandenen  Hypothekenschulden  im 
Wege  der  Kündigung  auf  diese  Staatsbanken  zu  übernehmen  wären. 
Die  Frage  der  Schaffung  eines  Hypothekenmonopols  far  staatliche 
oder  staatlichen  Instituten  gleichgestellte  Creditinstitute  kann  sehr 
wohl  als  eine  discutable  bezeichnet  werden;  nur  wird  man  nicht 
die  generelle  Nothwendigkeit  einer  solchen  Creditorganisation  für 
den  Grundbesitz  behaupten  dürfen.  Die  Frage  mag  bejaht  werden 
fOr  Länder,  in  denen  der  Orundbesitzerstand  in  seiner  grossen 
Mehraahl  wirthschaftlich  und  geistig  auf  einem  Niveau  der  Ent- 
wicklung sich  befindet,  dass  er  die  Vorzüge  einer,  neben  anderen 


^  Siehe  8 ch moller  in  Thiers  Landw.  Jahrb.,  Bd.  XI,  S.  628. 

)  VgL  H.  F.  in  der  Schrift:  „Die  Verstaatlichung  des  Grundbesitzes",  1885, 
wo  die  Meinang  vertreten  ist  (S.  8),  dass  die  Agrarkrisis  der  Gegenwart  nur  durch 
die  conseqnente  geschichtliche  Weiterentwicklung  gegebener  Kräfte  überwunden 
Verden  kann.  „Es  ist  dies  ein  Kampf;  aber  nicht  der  Kampf  um  den  Marktpreis, 
aach  nicht  der  Kampf  um  den  Kapitalismus,  sondern  der  Kampf  um  die  staats- 
rechtliche Stellung  des  Grundbesitzes  im  Unterschied  von  jedem  andern 
Besitxe  und  die  daraus  sich  ergebenden  verwaltungsrechtlichen  Normen."  Man  darf 
die«  zugeben,  ohne  desshalb  zu  der  Folgerung  zu  gelangen,  dass  diese  verwaltungs- 
'«('hthchen  Normen  zu  der  Monopolisirung  des  Hypothekarcredits  sich  verdichten 
iDDaaeo. 
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Creditmöglichkeiten,  sich  ihm  darbietenden  gemeinwirthschaftlichen 
Organisation  nicht  zu  würdigen  versteht;  eine  Voraussetzung,  die 
länderweise  —  z.  B.  für  eine  Anzahl  ost-  und  südeuropäischer 
Staaten  —  nicht  aber  fOr  die  mitteleuropäischen  Staatswesen  als 
zutreffend  wird  angesehen  werden  dürfen.  Wenn  nach  den  bis- 
herigen Wahrnehmungen  auch  jetzt  noch  in  umfangreichem  Maasse 
bei  Privaten  und  bei  Anstalten  mit  unvollkommener  Creditorgani- 
sation  hypothekarische  Creditverpflichtungen  eingegangen  werden 
und  dem  gegenüber  die  Wirksamkeit  der  gemeinwirthschaftlichen 
Institute,  wo  diese  bestehen,  zurücktritt,  so  ist  doch  eine  wachsende 
Inanspruchnahme  der  Dienste  letzterer  nicht  zu  verkennen;  und 
ein  abschliessendes  Urtheil  über  die  Ausreichendheit  einer  facul- 
tativ  wirkenden  gemeinwirthschaftlichen  Creditorganisation  würde 
doch  erst  dann  sich  bilden  können,  wenn  weitere,  über  einen 
längeren  Zeitraum  sich  erstreckende  Erfahrungen  vorliegen.  Jeden- 
falls sollte  gegenüber  den  etwaigen  Vorzügen  einer  zwangsweisen 
UeberfQhrung  der  Hypothekarcreditverpflichtungen  in  den  Besitz 
staatlicher  Creditinstitute ,  die  aus  dieser  wirthschaftlichen  Staats- 
allmacht über  den  Grundbesitz  möglicherweise  sich  ergebenden 
politischen  Nachtheile  nicht  unterschätzt  werden.  Die  Ver- 
staatlichung des  Hypothekarcredits  könnte  sehr  leicht  zu  einer 
Bureaukraüsirung  des  Grundbesitzes  führen,  die  der  socialen  imd 
wirthschaftlichen  Stellung  desselben  weder  angemessen,  noch  seiner 
Weiterentwicklung  förderlich  sein  möchte.  Aus  dem  Gesichts- 
punkt der  Femhaltung  einer  Ueberschuldung  des  Grundbesitzes 
kann  aber  die  „Verstaatlichung  des  Grundcredits"  auch  nicht  als 
endgültig  wirksames  Heilmittel  angesehen  werden,  so  lange  die 
Verschuldung  mit  Personalcreditverpflichtungen  freigegeben 
wäre;  in  ihrer  letzten  Consequenz,  die  freilich  auch  von  eifrigen 
Verfechtern  eines  solchen  Gedankens  nicht  gezogen  zu  werden 
pflegt,  würde  daher  die  dem  Vorschlage  zu  Grunde  liegende 
Gedankenrichtung  zu  einer  Verstaatlichung  des  gesammten  land- 
wirthschafüichen  Credits  hinleiten,  womit  dann  aber  die  oben 
angedeuteten  Nachtheile  und  Bedenken  politischer  Art  ins  ün- 
gemessene  gesteigert  würden.  Ein  auf  Verstaatlichung  des  ge- 
sammten Hypothekarcredits  abzielender  Vorschlag  wird  daher  min- 
destens in  Constitutionen  regierten  Staaten  und  bei  der  wachsenden 
Abneigung  weiter  Volkskreise  gegen  eine  Allmacht  des  Staats  auf 
wirthschaftlichem  Gebiet  schwerlich  Aussicht  auf  Erfolg  haben ;  wohl 
aber  dürfte  im  Hinblick  auf  die  schwerwiegenden  Folgen  der  Zwangs- 
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Verschuldung  aus  Erbfällen  in  den  Gebieten  des  Anerben- 
rechts und  in  Anbetracht  der  Nothwendigkeit  einer  generations- 
weisen Abtragung  dieser  Familien  schulden  die  Herbeiführung  einer 
Ordnung  erwägenswerth  erscheinen,  die  die  hypothekarische  Ein- 
tragung solcher  Schulden  (Gleichstellungsgelder)  nur  in  der  Form 
von  unkdndbaren  Amortisationshypotheken  zulässt,  wo  dann  hin- 
sichtlich dieser  Arten  von  Schulden  den  solchen  Amortisationcredit 
gewährenden  Hypothekenanstalten  allerdings  ein  thatsächliches 
Monopol  eingeräumt  wäre. 

5.  Die  Sparkassen  insbesondere.  Obwohl  die  Spar- 
kassen unkündbaren  Amortisationscredit  nicht  zu  gewähren  ver- 
mögen und  daher  zu  den  Creditanstalten  mit  unvollkommener 
Organisation  zählen,  so  darf  doch  deren  Bedeutung  für  die  Be- 
friedigung des  Hypothekarcredits  gerade  im  Kreise  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  nicht  unterschätzt  werden.  In  diesen  Instituten  be- 
sitzt die  letztere  in  der  Kegel  nachsichtige  Gläubiger  und  ihre 
räumlich  begrenzte  Wirksamkeit  ermöglicht  es  ihnen,  bei  der  Dar- 
l^hensgewährung  in  höherem  Maasse,  als  einem  grossen,  centralisirt 
geleiteten  Institut  möglich  ist,  auch  die  persönliche  Creditwürdig- 
keit  des  Darlehensbegehrers  zu  würdigen,  was  ebensowohl  für  den 
Umfang  der  Darlehensgewährung  wie  für  die  geschäftliche  Behand- 
Umg  von  Prolongationsgesuchen  sich  nützlich  erweisen  wird  *).  Auch 
iät  zu  beachten,  dass  diese  Institute  auf  die  Anlage  ihrer  Kassen- 
bestände  mittelst  Beleihung  des  Bodens  auf  erste  Hypothek  durch 
die  statutarisch  geforderte  pupillarische  Sicherheit  der  Anlagewerthe 
mit  einer  gewissen  Bestimmtheit  angewiesen  sind  und  desshalb, 
wenn  auch  die  Darlehen  vertragsmässig  nur  gegen  jederzeitige 
Aufkündigung  gegeben  werden,  thatsächlich  von  dem  Kündigungs- 
recht bei  glatter  Erfüllung  der  Darlehensverbindlichkeiten  durch 
den  Schuldner  einen  Gebrauch  nicht  zu  machen  pflegen.  In  den 
hegenden  des  Parcellarbesitzes  und  der  Freitheilbarkeit,  für  welche 
das  Annuitfttensystem  minder  grosse  Bedeutung  hat  wie  für  die- 

')  Dbm  z.  B.  ancli  in  Oester reich  immer  noch  det  ^sste  Thdl  des  Hypo- 
tWkarareditbedärfiaiflses  bei  Creditanstalten  mit  nnvolUcommenen  Organisationsformen 
'^pirkasaen,  Stiftungen,  Vorschnsskassen  etc.)  befriedigt  zu  werden  gesucht  wird, 
wird  TOD  Schiff  (a.  a.  0.,  S.  107)  mit  Recht  der  grösseren  Decentralisation  und 
leichteren  Zngftnglichkeit  der  betr.  Darleiher  zugeschrieben,  ein  bemerkens- 
wcrthes  Fingeneig  fikr  die  den  bäuerlichen  Creditanstalten  zu  gebende  Organisation ! 
^1e  dsm  schon  Ran  in  dem  im  üebrigen  unbedeutenden  Aufisatz:  ^^Die  ländliche 
ln>nidnc«ion  und  der  Realcredit'',  1857,  anläaslioh  der  Besprechung  des  Credit 
loBeicr  auf  das  Verfehlt«  einer  „Credit-Centralisation"  aufmerksam  gemacht 
^  iS.  00  daMlbst).       • 
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jenigen  des  Anerbenrechts,  können  daher  die  Sparkassen  als  länd- 
liche Hypothekeninstitute  jedenfalls  dann  Erspriessliches  leisten, 
wenn  sie  auf  die  speculativ  hohe  Verwerthung  der  Spareinlagen 
zu  Gunsten  der  Sparer  verzichten,  also  jederzeit  nur  den  nach  Lage 
des  Geldmarkts  zulässigen  Hypothekenzinsfuss  für  sichere  Hypo- 
theken in  Anspruch  nehmen.  Nun  sind  freilich  die  Sparkassen  Ton 
dem  Vorwurf,  den  sie  häufig  haben  über  sich  ergehen  lassen  müssen, 
dass  sie  die  gemeinnützige  Grundlage  ihres  Wirkens  in  Hinsehung 
auf  die  Beleihung  des  Grundbesitzes  ihres  Thätigkeitsgebiets  aus 
dem  Auge  verloren  haben,  nicht  ganz  freizusprechen ;  die  möglichst 
hohe  verzinsliche  Anlage  der  Sparkassengelder  ist  unverkennbar 
bei  vielen  der  Institute  so  sehr  leitendes  Princip,  dass  dieselben 
meist  nur  zögernd  sich  bereit  finden  lassen,  von  selbst  eine  Er- 
mässigung des  Zinsfusses  auch  dann  eintreten  zu  lassen,  wenn 
nach  der  Lage  des  Geldmarktes  hierzu  alle  Veranlassung  gegeben 
wäre;  die  zum  Theil  sehr  hohen  Ueberschüsse,  welche  die  Spar- 
kassen ausweislich  ihrer  Geschäftsabschlüsse  erzielen  und  die  nicht 
einmal  immer  den  Sparern  in  Form  von  Dividenden  zufliessen,  sondern 
vielfach  für  die  verschiedenartigsten  Zwecke  der  Garantie-Gemeinden 
verwendet  werden,  beweisen  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung;  und 
der  hieraus  sich  ergebende  Widerstreit  ihrer  eigenen  Interessen  und 
der  Interessen  des  ländlichen  Grundbesitzes  wird  sich  überhaupt  nicht 
beseitigen  lassen,  solange  nicht  gegen  diese  speculative  Geschäfts- 
tendenz in  dem  Vorhandensein  eines  von  nicht  speculativen  Gesii^hts- 
punkten  geleiteten  Bodencreditinstituts  ein  Gegengewicht  geschaffen 
ist.  Mit  der  ausschliesslichen  Verweisung  des  ländlichen  Boden- 
credits  auf  ein  im  gegebenen  Fall  vorhandenes  dichtes  Netz  von 
Sparkassen  ist  desshalb,  auch  abgesehen  von  der  Frage  der  Ennög* 
lichung  von  Amortisationsdarlehen,  dem  Grundbesitz  nicht  gedient 
und  nur  ein  einseitiger  Interessenstandpunkt  kann  daher  zu  dem 
Ergebniss  gelangen,  dass  das  Vorhandensein  zahlreicher  Sparkassen 
und  etwaiger  anderer,  nach. ähnlichen  Gesichtspunkten  verwalteter 
Fonds  (Stiftungs  -,  kirchliche  Fonds  etc.)  anderweite  Organisationen 
des  Hypothekarcredits  entbehrlich  erscheinen  lasse  ^)!    Auch  wird 


^)  Vgl.  hierzu  des  Verfassers  Ausführimgen  in  dem  Aafsatz:  yfDie  prak- 
tischen Ergebnisse  der  Bad.  landw.  Erhebungen**  in  SchmoUer's  Jahrbüchern  für 
Gesetzgebung  etc.,  Jahrg.  1884,  S.  106  ff.  und  den  daselbst  gekennzeichneten  Stand- 
punkt der  Badischen  Sparkasseninteressen  gegen  die  Schaffung  einer  Landeacredit- 
kasse;  ebenda  Hinweis  auf  die  Thatsache,  dass  nach  einer  amtlichen  Erhebung  vom 
Jahr  1884  der  Zinsfuss  für  sehr  viele  Hypothekendarlehen  Badischer  Sparkassen 
noch  immer  5  ^/q  betrug,  während  zu  gleicher  Zeit  in  Mittel-  und  Norddentschland 
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der  widerspruchsvolle  Zustand  mehr  und  mehr  gewürdigt,  dass  die 
Sparkassen  jederzeit  zur  Bückzahlung  ihrer  Depositen  Bestände 
bereit  halten  müssen  und  dennoch  einen  grossen  Theil  derselben 
in  Hypotheken  anlegen,  die,  wenn  auch  gegen  jederzeitige  Kün- 
digung gegeben,  doch  in  der  Begel  schwer  beizutreiben  sind,  und 
es  wird  daher  als  richtiger  Ausweg  die  Anlage  der  Sparkassen- 
gelder in  Pfandbriefen  solider  Bodencreditinstitute  erkannt  *). 

Anmerkung.  Ueber  das  Procentverhältniss,  in  welchem  die  ländliche 
Bevölkenmg  ihr  Hypothekarcreditbedürfuiss  bei  Privat-  und  Creditanstalten  mit  un- 
Tollkommen'er  Organisation  einer-,  bei  Creditinstituten  mit  vollkommener  Organi- 
sation andererseits  befriedigt,  liegen  nur  für  einzelne  Staatsgebiete  genauere  Nach- 
weise vor.  In  Oesterreich  ist  (nach  Schiff,  a.a.O.,  S.  169  ff.)  fär  1889  bei 
einem  Qesammthypothekenstand  von  3,6  Milliarden  Gulden  (für  stadtische  und  Uuid- 
liche  Grundstücke}  ermittelt  worden,  dass  fast  '/,  aller  Hypotheken  (23  Milliarden) 
sich  im  Besitz  von  Privatpersonen  befinden,  kaum  mehr  als  Vs  &uf  Creditinstitute 
entfallt  und  zwar  auf  die  ungünstigere  Form  derselben,  die  Anlage  suchenden  An- 
:$taltea  (Waisen-,  Vorschuss-,  Sparkassen)  etwa  ^4;  auf  die  vorüieilhaftesten,  die 
Pfandbrief-Institute  nicht  einmal  Vio?  ^^^  j^no  ohne  Erwerbsabsicht  nur  Vis  &Uer 
inubolirten  Hypotheken.  Die  ungünstigste  Verschuldungsform  überwiegt  also  ausser- 
ordentlich, die  rationeUste  verschwindet  fast  gänzlich.  Immerhin  zeigt  ein  Vergleich 
des  Jahres  1884  mit  1889,  dass  der  Procentsatz,  mit  dem  die  Creditinstitute  gegen- 
über Privatpersonen  an  der  Hypothekenverschuldnng  betheiligt  sind,  in  wenn  auch 
laugsamem  Wachsen  begriffen  ist  und  dass  neben  den  Sparkassen  namentlich  auch 
der  Antheil  der  Landeshypothekenbanken  an  der  Befriedigung  des  Hypothekarcredits 
in  erfreulicher  Weise  steigt;  ist  doch  bei  letzteren  der  Hypo&ekenstand  von  89  MiU. 
im  Jahr  1884  auf  160  Mill.  im  Jahr  1888,  d.  h.  um  80  7o  gestiegen.  Doch  kommen 
sie,  ebenso  wie  die  sonstigen  Pfandbriefanstalten,  fast  ausschliesslich  dem  grossen 
Besitz,  dem  kleinen  kaum  irgendwie  zu  gute;  dieser  ist  auf  Spar-,  Vorschuss-, 
Wusenkassen,  endlich  auf  Privatpersonen  angewiesen.  Mit  Becht  wird  gesagt,  dass 
di«  Au%abe:  den  Process  des  Uebergangs  von  den  niederen  in  höhere  Organisations- 
formen, durch  Verwandlung  von  Privat-  in  Anstaltsforderungen,  von  kündbaren  in 
unk^dbare,  von  Baar-  in  Pfandbriefdarlehen  zu  beschleunigen,  den  Oesterr.  Landes- 
hvpotbekenbanken  vor  aUem  zufaUe.  „Würden  Einrichtungen  dieser  Art  von  aUen 
KronUbidem  ins  Leben  gerufen,  würden  sie  speciell  mit  Bücksicht  auf  die  Einlösung 
berQtfl  haftender  Schuldposten  organisirt,  würde  fär  einen  zweckmässigen  Verkehr 
dff  Anstalt  mit  dem  Grundbesitz,  für  Aufklärung  der  Landbevölkerung  gesorgt,  so 
könnte  die  Landwirthschait  wohl  binnen  Kurzem  eines  Hypothekarcredits  theilhaftig 
werden,  der  ihren  berechtigten  Anforderungen  zu  entsprechen  vermöchte. '^  —  In 
Prenssen  hatten  die  Sparkassen  1886  1282  MiU.  M.,  darunter  661  MiU.  M.  in 
ländlichen  Hypotheken  angelegt;  in  Bayern  betrug  Ende  1884  der  hypo- 
thekariiche  Sparkassenbestand  bei  den  städtischen  Sparkassen  24,8;  ^^  ^^^  länd- 
lichen Sparkassen  76,7  Mill.  M.  —  In  Sachsen  war  Ende  1883  der  landw. 
<^nmdbesitz  von  Sparkassen  mit  96,6  Mill.  M.  beliehen.  —  In  Baden  hatten  die 
•"Sparkassen  zu  Ende  des  Jahres  1891  rund  187  Mill.  M.  auf  Grund  und  Boden 


H'aadbriefdarlehen  zu  3Va — 4  7o  gegeben  wurden.  -In  Oesterreich  haben  einige 
»Sparkassen  sich  zu  Pfandbriefanstalten  umgestaltet,  nämlich:  der  Steiermärkischr 
^ptrkassenverein  in  Graz  (seit  1866);  die  Erste  Oesterr.  Sparkasse  in  Wien  (seit 
1H68);  die  Bukowinaer  Sparkasse  in  Czemowitz  (seit  1884).  Obwohl  statutengemäss 
diesen  Instituten  eise  Erwerbsabsicht  fernliegt,  so  ist  doch  der  von  ihnen  berechnete 
Zinsfms  ein  vergleichsweise  hoher  und  eben  desshalb  ihr  Darlehensstand  ein  stets 
sich  nindemder,  z.  B.  von  1886—1889  von  16  auf  4,6  Mül.  Gulden.  (Vgl.  Schiff, 
«-  a.  0.,  S.  136  ff.) 

')  Schiff,  a.  a.  0.,  S.  98. 
Boeli«iiborf «r,  A.,  AffrarpoliUk.  I(.  10 
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gegen  hypothekarische  Sicherheit  ausgeliehen  (darunter  22,8  MUl.  M.  Kaufschillings- 
reste, die  im  Wege  der  Cession  erworben  wurden),  die  Yorschusskassen  rund 
7  Hill.  M. ;  von  den  Diensten  der  rheinischen  Hypothekenbank  wird  ungeachtet  der 
▼erhältnissmässig  sehr  günstigen  Darlehensbedingungen  nur  sehr  langsam  wachsender 
Gebrauch  gemacht. 


§124.  Fortsetzung;  diegenossenschaftlicheOrganisatioii 

des  Hypothekarcredits;  die  Landschaften  und  Hypo- 

thekarcredit vereine  insbesondere^). 

Unter  den  gemeinwirthschaftlichen  Organisationsformen  des 
Hypothekarcredits  sind  die  Credit-Genossenschaften  die 
ältesten,  aber  auch  die  wichtigsten  und  bedeutungsvollsten;  und 
zwar  letzteres  desshalb,  weil  die  Schaffung  eines  besonderen  staat- 
lichen Apparats  für  die  wirthschaftlichen  Zwecke  eines  Erwerbs- 
stands doch  erst  dann  in  Betracht  kommen  kann,  wenn  an  die 
Selbsthilfe  der  Betheiligten  im  Hinblick  auf  deren  Bildungsstand 
und  wirthschafüiche  Leistungsfähigkeit  in  einer  gegebenen  Zeit 
mit  Aussicht  auf  Erfolg  nicht  appellirt  werden  kann;  weil  die  be- 
stehenden Genossenschaften  zur  Befriedigung  des  Hypothekarcredits 

0  Vgl.  hierzu  v.  d.  Goltz,  in  Schönberg's  Hdb.  d.  pol.  Oekonomie,  Bd.  II, 
S.  104  ff. ;  Könne,  Staatsrecht  der  preuss.  Monarchie,  4.  Bd.,  2.  Abtheil.,  1884; 
Hermes,  Art.  Landw.  Creditwesen  im  Wörterb.  d.  Verwaltungsrechts;  Bosch  er, 
a.  a.  0.,  S.  133  ff.;  Bau,  a.  a.  0.,  S.  114  ff.,  woselbst  unter  Anm.  c)  eingehende 
Literaturnachweise;  Settegast,  a.a.O.,  Bd.  I,  S.  183  ff.;  femer  die  monographische 
Darstellung  von  v.  Görtz,  Die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Schlesischen 
Landschaft,  1867;  betreffs  der  Verwerthung  des  Landschaftsgedankens  für  die 
bäuerlichen  Bealcreditgenossenschaften  den  Aufsatz  von  Held:  „Landwirthschaft 
und  Industrie^,  in  ThieFs  Landw.  Jahrb.,  Jahrg.  1874,  S.  386  ff.,  sowie  Marchet. 
a.a.O.;  siehe  endlich  Saling's  Börsenpapiere  1892,  I.  Theil,  S.  326 ff.  und  II.  Theil. 
^.  164  ff.,  bearbeitet  von  R.  Siegfried  und  Hertslet.  Als  Beispiel  einer  gross- 
artig gedachten  corporativen  Organisation  des  Grundcredits  ist  der  von 
Prof.  Bekker  in  der  Schrift  „Die  Keform  des  Hypotheken wesens  als  Aufgabe  des 
Norddeutschen  Bundes'^,  1867,  gemaclite  Vorschlag  der  zwangsweisen  Zusammen- 
scliliessung  der  sämmtlichen  Grundstücke  des  damaligen  Norddeutschen  Bundes 
zu  einem  „Grundschuldenverband**  (S.  44  ff.  der  Schrift)  zu  erwähnen;  es  war 
dabei  angenommen,  dass  jedes  Grundbuchamt  als  Bankg^eschäft  fär  die  Grundbesitzer 
des  betreffenden  Bezirks  zu  functioniren,  also  die  Darlehen  zu  vermitteln,  die  Zinsen 
einzuziehen  und  dass  der  Grundschuldverband  als  solcher  für  die  in  Verkehr  ge- 
setzten Grundschuldscheine  zu  haften  hätte.  Von  anderen  Bedenken  abgesehen 
(Ungleichmässigkeit  des  Interesses  der  einzelnen  landwirthschaftlichen  Besitsgrappen 
au  einer  solchen  Zwangsorganisation)  ist  in  dieser  Organisation  vor  Allem  die 
angemessene  Vertheilung  der  Verantwortlichkeit  zwischen  den  Local- 
in  stanzen  und  den  Local  verbänden  einer-  und  dem  Gesammtverband  anderseits  zu 
vermissen,  ohne  welche  zweifellos  innerhalb  des  Zwangsverbandes  vielfach  auf  Kosten 
der  Gesammtheit  gesündigt  werden  würde.  —  Den  berechtigten  Kern  des  Beform- 
vorschlags  hat  die  Vereinigung  der  Prenssischen  Landschaften  zu  einer  Central- 
landschaft  —  siehe  unten  8.  156  —  inz>Wschen  verwirklicht. 
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den  Beweis  erspriesslichen  Wirkens  erbracht  haben ;  und  weil  somit 
für  die  Weiterentwicklung  des  Hypothekarcreditwesens  (wie  auch 
für  jene  des  Personalcredits)  die  in  Bede  stehenden  Einrichtungen 
in  gutem  Sinn  des  Worts  vorbildlich  sein  können  und  thatsächlich 
gewesen  sind.  In  Bezug  auf  die  bestehenden  Organisationen  und 
ihre  weitere  Entwicklungsfähigkeit  ist  das  Folgende  zu  bemerken : 

1.  Die  der  Noth  des  Siebenjährigen  Kriegs  ihre  Entstehung  ver- 
dankende Schlesische  „Landschaft",  zu  deren  im  Jahr  1769  erfolgter 
Gründung  Friedrich  IL  durch  eine  Denkschrift  des  Kaufmanns 
Büring  die  Anregung  erhalten  hatte,  stellt  sich  inhaltlich  des 
Beglements  von  1770  als  „eine  corporative  (zwangscorporative) 
Vereinigung  der  Schlesischen  Stände  dar,  zu  dem  Zweck,  durch 
Ausgabe  und  Verwerthung  privilegirter  Pfandbriefe,  für  deren 
Sicherheit  die  Gemeinschaft  haftete,  die  Creditfähigkeit  des  ein- 
zelnen Gutsbesitzers  zu  erhöhen  und  demselben  das  zur  Erhaltung 
im  Besitz  und  zur  Wiedereinrichtung  der  Wirthschaft  erforderliche 
Kapital  zuzuführen".  (Hermes.)  Da  die  hiermit  geschaffene  Organi- 
sation, die  besonders  gefördert  zu  haben  ein  wesentliches  Verdienst 
des  damaligen  Grosskanzlers  von  Gramer  war,  sich  sehr  wohl 
bewährte,  die  von  der  Landschaft  ausgegebenen  Pfandbriefe  als- 
bald grosses  Vertrauen  genossen,  nennenswerthe  Verluste  für  die 
Landschaft  nicht  erwuchsen,  so  folgte  in  den  nächsten  Jahrzehnten 
die  Errichtung  von  auf  ähnlicher  Grundlage  aufgebauten  Credit- 
instituten  in  einer  Anzahl  weiterer  Provinzen  Preussens,  so  für  die 
Kur-  und  Neumark  (Keglements  von  1777  und  1784);  für  Pommern 
(1781);  für  Westpreussen  (1787);  für  Ostpreussen  (1788),  für  Posen 
(1821).  — 

2.  Alle  diese  älteren  Landschaften  sind  Zwangscorpora- 
tionen  öffentlich-rechtlicher  Art;  und  zwar  tritt  dieser 
'öffentlich-rechtliche  Charakter  ihres  Wesens  darin  zu  Tage,  dasR 
die  Verwaltungsorgane  die  Eigenschaft  öffentlicher  Behörden  haben, 
ihre  Beamten  unmittelbare  Staatsbeamten  sind;  dass  ihnen  gewisse 
staatliche  Functionen  zufallen,  so  die  Ausstellung  von  Unschädlich- 
keitsattesten bei  landschaftlich  beliehenen  Gütern;  dass  sie  weit- 
gehende Befugnisse  in  Bezug  auf  die  Zwangsvollstreckung  und 
Zwangsverwaltung  haben,  die  sie  unabhängig  von  den  richterlichen 
Behörden  verhängen  dürfen  und  zwar  nicht  nur,  wenn  der  Schuld- 
ner in  Zahlung  der  Zinsen  säumig  ist,  sondern  auch,  wenn  er  das 
fiut  deterioriren  sollte.  —  Die  Beleihung  des  zur  Landschaft 
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gehörigen  Grundbesitzes  erfolgt  mittelst  Pfandbriefen,  die  ur- 
sprünglich, wenn  schon  auf  den  Inhaber  lautend,  doch  auf  ein  be- 
stimmtes Gut  radicirt  waren,  jetzt  aber  als  „neue  Pfandbriefe" 
Schuldverschreibungen  der  Landschaft  als  solcher  darstellen,  für 
deren  Sicherheit  die  Gesammtheit  der  der  Landschaft  zustehenden 
Hypothekenforderungen  und  das  sonstige  landschaftliche  Vermögen, 
ausserdem  die  Generalgarantie  aller  zur  Landschaft  gehörigen 
Grundbesitzer  haftet.  —  Die  Verfassung  der  Landschaften  be- 
ruht auf  einer  streng  durchgeführten  Selbstverwaltung,  die  leitenden 
Beamten  und  Organe  werden  aus  den  Kreisen  der  Grundbesitzer 
gewählt;  an  der  Spitze  steht  eine  coUegiale  Behörde  imter  dem 
Namen  Generallandschaftsdirection,  Hauptritterschaftsdirection;  als 
Controlorgan  ist  derselben  ein  von  den  Mitgliedern  erwählter  Aus- 
schuss  beigegeben.  Die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  wird  von 
einem  königlichen  Commissarius  (in  der  Begel  dem  Oberpräsidenten 
der  Provinz)  gefahrt. 

3.  Im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  sind  ähnliche  Creditver- 
bände,  zum  Theil  ebenfalls  unter  dem  Namen  „Landschaften",  auch 
in  anderen  preussischen  Provinzen,  sowie  ausserhalb  Preussens 
(Sachsen,  Braimschweig  etc.)  entstanden,  die  zwar  die  technische 
Bankorganisation  der  alten  Landschaften  übernommen  und  ausnahms- 
los das  Recht  zur  Ausgabe  von  Pfandbriefen  erhalten  haben,  im 
üebrigen  aber  meist  eine  sehr  viel  freiere  Verfassung  auf- 
weisen. Insbesondere  haben  diese  nachmals  entstandenen  Gredit- 
verbände  den  Charakter  von  Zwangscorporationen  abgestreift,  den- 
jenigen von  auf  dem  Grundsatz  freiwilligen  Eintritts  beruhenden 
Associationen  angenommen,  womit  denn  auch  die  für  die  alten 
Landschaften  charakteristische  „Generalgarantie"  (unbeschränkte 
Solidarhaft  der  incorporirten  Grundbesitzer),  aber  auch  die  privile- 
girte  Stellung  der  Verbände  gegenüber  den  Schuldnern  und  Gläu- 
bigem gefallen  ist;  insbesondere  kommt  die  Solidarhaft  bei  den 
neueren  Landschaften  oft  nur  in  der  Form  zur  Geltung,  dass  mittelst 
eines  von  incorporirten  Grundbesitzern  gestellten  Sicherheitsfonds 
(häufig:  „Eigenthümlicher  Fonds"  genannt)  für  die  Schuldverbind- 
lichkeiten garantirt  wird.  Ebenso  haben  diese  neueren  Credit- 
verbände  auf  die  ehemalige  aristokratische  Eigenthümlichkeit 
ihrer  Verfassung  verzichtet,  indem  sie  dem  Creditbedürfniss  des 
gesammten  Grundbesitzes,  also  auch  des  bäuerlichen,  bestimmungs- 
gemäss  dienen;  imd  es  ist  dann,  diesem  Vorgang  folgend,  auch 
in  den  alten  Landschaften  die  Möglichkeit  der  Beleihung  des  bäuer- 
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liehen  Besitzos  statiitariscli  ihrer  Verfaaßung  eingefügt  worden,  sei 
es.  dass  ilie  bäuerlichen  Güter  direct  in  die  Landschaft,  unter 
Herabsetzung  des  heleihbaren  Mindestwerthes,  incorporirt  wurden 
(Ostpreussen),  sei  es,  daas  selbststäntfige,  unter  Mitverwaltung  der 
alten  Landschaften  stehende  bäuerliche  Landschaften  errichtet 
wurden  {Weatpreiissen,  Brandenburg,  Pommern),  8ei  es,  dasB  die 
Landschaft  zwar  von  der  Incorporation  der  bäuerlichen  Besitzungen 
absieht,  aber  sich  der  Vermittehmg  ihres  HypothekarcreditbedOrf- 
nigaes  unterzieht  (Schlesien),  — 

4.  Würdigung  der  Landschaften').  In  den  „Land- 
schaften" ist  erstmals  eine  bankmäasige  Organisation  des 
Hypothekarcredita  mit  der  Beschrankimg  allerdings  auf  den  Gross- 
grundbesitz  gesebaffen  worden :  erstmals  finden  sieh  in  diesen 
Instituten  die  Grundsätze  der  Unkündbarkeit  und  der  Amortisation 
mittelst  Annuitäten  in  grossem  Stil  verwirklicht,  die  Amortisations- 
pfiicht  allerdings  erat  seit  den  20er  Jahren  dieses  Jahrhunderts; 
die  für  die  Feststellung  des  Beleihungawerthes  maassgebendeu 
Grundsätze  erfahren  eine  sorgföltige,  für  das  nachmalige  Tasations- 
wesen  einflussgewinnende  Ausgeataltimg:  der  Grundgedanke  der 
Landschaften :  die  corporative  Zusammenfassung  des 
Grundbesitzes  mit  subsidiärer  Haftbarkeit  der  Mitglieder  und 
unter  autonomer  Verwaltung  der  geschaffenen  Creditorgani- 
satäon  —  bleibt  auch  für  die  nachmalige  Entwicklung  des  land- 
wirthsc haftliehen  CreditwesenB  in  seinen  verschiedensten  Yer- 
tweigungen  bedeutimgsvoll  typisch.  In  kritischen  Zeiten,  so  nament- 
lich für  Schlesien  nach  dem  Siebenjährigen  Kriege,  als  die  Leih- 
zitisen  10  und  mehr  Procent  betrugen,  und  später  in  der  Zeit  von 
1807 — 1820  haben  sie  sich  weithin  als  „Ketter  in  der  Noth"  erwiesen 
nnd  „die  Feuerprobe  gut  bestanden".   Der  gern  einwirthschaft- 


')  Siehe  hiemu  Mascher,  a.  &.  0.,  ö.  lö  u.  95  ff.  —  Als  Vertretet  eiuer  dem 
naoiBenschaftlichen  Gednnken  gegnerische»  ItiDhtniig  ist  J.  Goldschinidt 
LDentsche  Hj^utheken buken',  18^)  zu  nenoen,  der  deu  Nachdruck  dabei  darauf 
1«^  daw  die  Vielheit  der  PTaadobjecl«,  von  welchen  jedes  eiiuelne  bis  xur  Hübe 
der  gleichen  W^erlhquote  fiir  eine  liestimmle  Forderung  rerhailet  ist,  der  Sicherh<>it 
der  rinielnen  Forderung  nichts  hinzutuen  kann,  willirend  die  Hypothekenbanken 
TorsDs  haben,  daas  sie  ausser  mit  den  Hypotheken fordeniugi;u  auch  mit  ihrem 
t^rtmdkapital  haften.  Diester  ICinwand  würde  aber  doch  nur  dann  begründet  sein, 
wenn  innerhalb  der  lienosaen schalt  alle  Mitglieder  bis  an  die  äuBserste  Grenze  der 
Tenchnldnngsfähigkeit  belasiel  wären,  so  dass  üherhauiil  kein  Zngriffsobject  vur- 
ItHidni  iit,  —  eine  Annahme,  die  theoretiBuh  maglich,  aber  durch  die  seitherigen 
EtCakmiigen  ulcht  erwiesen  isl.  Ebenso  wird  die  Annalime  von  GoldBuhmidt, 
Abb)  die  Laadscbaflen  ihre  RoUe  „nnsgespielt*  hätten,  dnreh  die  thMsSchlichen 
Erfahrnngm  durchaus  nid  erlegt. 
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liehe  Grundzug  ihres  Wirkens  erweist  sich  für  die  Mitglieder  in 
hohem  Grade  wohlthätig;  die  Forderung  namentlich,  dass  der 
Grundbesitz  niemals  mehr  an  Zinsen  zu  zahlen  .habe,  als  es  dem 
jeweiligen  Stand  des  Geldmarktes  entspricht,  wird  ihrer  wünschens- 
werthen  Verwirklichung  entgegengeführt,  da  die  Landschaften  ein 
Heruntergehen  des  Zinsfusses  ihren  Mitgliedern  im  Weg  der  Con- 
vertirung  der  Pfandbriefe  alsbald  zugänglich  zu  machen  vermögen. 
Der  Grundsatz  der  Selbsthilfe  hat  in  den  Landschaften  eine 
denkbar  schöne  und  lohnende  Bethätigung  gefunden.  „In  der  Zeit 
der  drückendsten  Creditlosigkeit  und  mannigfacher  Zerrüttungen 
tritt  (in  den  Landschaften)  ein  Creditinstitut  auf,  welches  durch 
die  Solidität  seiner  Einrichtungen  sofort  das  allgemeine  Vertrauen 
zu  gewinnen  und  durch  Inanspruchnahme  dieses  Vertrauens  für  die 
von  ihm  auszugebenden  Werthpapiere  sich  die  Mittel  zu  verschaffen 
weiss,  um  der  Creditnoth  entgegenzutreten  und  zur  Heilimg  der 
Wunden  beizutragen,  welche  drei  geführte  Kriege  dem  Wohlstand 
geschlagen  hatten.  Wie  viele  damals  neue  Ideen,  die  alle  plötz- 
lich verkörpert  erscheinen!"  (v.  Görtz).  Wenn  Ende  1888  von  rund 
5  Milliarden  Pfandbriefen,  die  von  deutschen  Bodencreditinstituten 
damals  emittirt  waren,  auf  die  genossenschaftlich  organisirten 
1903  Millionen  M.  entfallen,  so  ist  aus  dieser  lunfangreichen  In- 
anspruchnahme der  letzteren  Creditinstitute  die  Werthschätzung, 
deren  sich  dieselben  in  den  Kreisen  der  Grundbesitzer  nachhaltig 
erfreuen,  deutlich  zu  entnehmen. 

Gegen  die  Landschaften  ist  nicht  selten  der  Vorwurf  erhoben 
worden,  dass  ihre  Institution  in  ihrer  Allgemeinheit  einen  schw^er- 
fälligen  Zuschnitt,  der  an  die  Anschauungen  und  Gewohnheiten 
der  Zopfzeit  erinnert,  nicht  abzustreifen  vermocht  habe:  dass  viele 
ihrer  Einrichtungen  veraltet  seien,  die  Taxprincipien  einer  gründ- 
lichen Reform  bedürften,  dass  die  Verwaltung  sich  in  zu  weit- 
läufigen Formen  bewege,  dass  das  Geschäfts  verfahren  der  Ver- 
einfachung bedürfe,  und  dass  diese  Mängel  die  geschaflFene  Credit- 
organisation  nicht  zur  vollen  Machtfülle  gelangen  liessen  *).  Solche 
Mängel,  die  überdies  mehr  in  den  Persönlichkeiten  der  jeweils 
leitenden  Organe  wurzeln,  als  mit  der  Institution  selber  zusammen- 
hängen imd  die  desshalb  bei  gutem  Willen  leicht  abstellbar  sind, 

^)  Settegrast,  a.  a.  O.,  Bd.  L  S.  188.  Mascher,  a.  a.  O.,  S.  115,  rügt  u.  A., 
dass  die  Festsetxong  der  Gutstaxe  «mitiinter  mehrere  Jahre  erforderte"*,  ein  aUerdinpi 
unerträglicher  Zustand  tur  den  Schuldner;  solche  Vorwurfe  dürften  indess  heutzutage 
srt'genstandslos  ^worden  sein. 
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kennen  an  der  günstigen  Gesammtbeurtheilung  des  Wesens  der  in 
Kede  stehenden  Crediteinrichtung  wohl  nichts  ändern;  auch  beweist 
die  nachhaltig  starke  Inanspruchnahme  der  Institution,  dass  ihre 
Werthschätzung  bei  dem  ländlichen  Grundbesitz  selbst  nach  dem 
Aufkommen  zahlreicher  Hypothekenbanken  eine  wesentliche  Ein- 
buäse  nicht  erlitten  hat  Dagegen  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die 
centralistische  Organisation  der  Landschaften  ihrer  ausgedehnteren 
Benutzung  durch  den  bäuerlichen  Grundbesitz  einigermaassen 
im  Wege  steht  und  dass  mithin,  wenn  man  das  Hypothekarcredit- 
bedürfniss  auch  dieses  Theils  des  Grundbesitzes  auf  genossenschaft- 
lichem Wege  befriedigen  will,  der  Aufbau  der  betreffenden  Organi- 
i^ation  von  der  Verfassung  der  Landschaften  grundsätzlich  ab- 
Treichend  sich  gestalten  müsste. 

5.  Genossenschaftshypothekarcredit  fürdiebäuer- 
liche  Bevölkerung  insbesondere.  Die  ziemlich  ausnahms- 
los zu  machende  Wahrnehmung,  dass  die  bäuerliche  Bevölkerung 
zur  Befriedigung  ihres  Hypothekarcreditbedürfnisses  mit  Vorliebe 
die  örtlich  nahe  gelegenen  Creditanstalten  (Sparkassen,  Vermögens- 
verwaltungen u.  dgl.)  benützt,  und  die  Beobachtung,  dass  die 
irrossen  Creditinstitute  nur  ungeme  mit  der  Ausleihung  in  kleineren 
Posten  sich  befassen,  deuten  von  selbst  darauf  hin,  dass  jede  dem 
bäuerlichen  Besitz  dienende  Hypothekarcreditorganisation  eine 
decentralistische  Einrichtung  mit  localem  Aufbau  haben 
sollte,  derart,  dass  in  den  einzelnen  Gemeindebezirken  örtliche 
Genoäsenschaften  sich  bilden,  die  unter  sich  und  mit  einer  für  das 
ganze  Land  oder  die  einzelnen  Provinzen  bestehenden  Centrale 
einen  corporativen  Verband  bilden.  Die  auf  dem  Gebiet  des 
Personalcredits  seit  Jahrzehnten  geschaffenen  genossenschaft- 
lichen Organisationen  sind  geeignet,  auch  für  die  Ausgestaltung 
einer  solchen  organisirten  Genossenschaft  für  den  Hypothekar- 
^^redit  verwerthet  zu  werden.  Die  örtlichen  Genossenschaften 
mflssten  mindestens  zu  einem  Bruchtheil  für  die  bei  ihnen  ein- 
tretenden Verluste  für  verhaftet  erklärt  werden,  während  für  den 
restlichen  Bruchtheil  die  Gesammtgenossenschaft  aufzukommen 
hätte  (Combination  von  örtlicher  und  Generalgarantie);  die  Dar- 
lehensgesuche wären  bei  dem  örtlichen  Genossenschaftsvorstand 
anzumelden  und  von  diesem  mit  begutachtendem  Antrag  dem  Central- 
Torstand  vorzulegen,  dem  die  Endentscheidung  verbliebe ;  durch  die 
aliquote  Vertheilung   der  Haftbarkeit  auf  die  einzelnen  Genossen- 


154  Kap.  VI.  Der  landwirtliscliaftliche  Credit  uud  die  Verschuldung. 

angesessenen  Besitzer  von  Gütern  und  ländlichen  Grundstücken  dieser  Provinz, 
welche  1500  M.  Werth  haben,  einschliesslich  der  Domänen  uud  städtischen  Eämmerei- 
Grundstücke.  Dieselbe  hat  im  Jahre  1877  neue,  durch  Ordre  vom  23.  Juli  1877 
genehmigt  Abschätzungsgrundsätze  eingeführt,  welche,  unter  Beseitigung  der  bis 
dahin  zulässigen  verschiedenen  Taxen  nach  Erträgen,  Steuerveranlagung  u.  s.  w.,  als 
allein  maassgebend  auf  dem  Princip  der  Grundtaxen  beruhen. 

2.  Die  Westpreussische  Landschaft,  bestehend  nach  dem  Reglement 
vom  19.  April  1787  und  dem  revidirten  Reglement  vom  25.  Juni  1851  aus  sämmt- 
lichen  ehemals  adUgen,  d.  h.  als  adlige  oder  Rittergüter  in  den  Hjpothekenbüchem 
der  betreffenden  ehemaligen  Landesjustizcollegien  eingetragenen  Gütern  der  früheren 
Erbprovinz  Westpreussen,  wie  solche  zur  Zeit  der  Gründung  der  Landschaft  im 
Jahre  1787  bestanden  haben,  gleichviel,  ob  die  betreffenden  Güter  mit  Pfandbriefen 
belastet  sind  oder  nicht.  Unadlige,  kölmische  oder  Freigüter  oder  mit  adligen 
Gütern  nicht  in  Verbindung  stehende  Bauernhöfe  sind  daher  vom  landschaftHcheo 
Verbände  ausgeschlossen. 

3.  Die  Neue  Westpreussische  Landschaft,  nach  dem  Statut  vom 
3.  Mai  1861  für  die  in  den  Regierungsbezirken  Marienwerder  und  Danzig  belegenen, 
zu  unbeschränktem  Eigenthume  besessenen  Grundstücke  bestimmt,  welche  dem  Ver- 
bände der  Westpreussischen  Landschaft  nicht  angehören,  nach  landschaftlicher 
Schätzung  mindestens  46000  M.  werth,  nicht  mit  ablösbaren  Leistungen  aus  dem 
gutsherrlichen  Verbände,  Reallasten  oder  Servituten,  welche  den  Ertrag  schmälern, 
belastet  sind,  und,  sofern  sie  den  Weichsel-  und  Nog^t-Niederungen  angehören, 
innerhalb  des  Deichschutzes  liegen. 

4.  Die  P  omni  ersehe  Landschaft,  ein  durch  Königl.  Privilegium  vom 
13.  März  1787  gegründetes  Creditinstitut  für  die  Besitzer  sämmtlicher  bepfand- 
briefungsiähiger  Güter  Alt-,  Vor-  und  Hinter  -  Pommerns.  Nach  dem  revidirten 
Reglement  vom  26.  October  1857  sind  bepfandbriefuugsfähig  die  matrikulirten  Güter, 
welche  zu  Alt-,  Vor-  und  Hinter-Pommem  gehören  oder  bis  1816  gehört  haben  und 
nach  den  vor  Emanation  des  Gesetzes  vom  2.  Januar  1849  gültig  gewesenen  Ge- 
setzen unter  der  Realjurisdiction  eines  Obergerichts  gestanden  haben  oder  stehen 
würden,  auch  nicht  etwa  dem  landschaftlichen  Verbände  einer  anderen  Provinz 
noch  associirt  sind.  Neue  Reglements  von  187Ö  und  1876  mit  verschiedenen  Nach- 
trägen, die  u.  A.  eine  Erweiterung  der  Beleihungsgrenze  bis  7a  ^^  Taxwerthes 
vorsehen. 

6.  Der  durch  das  Statut  vom  1.  August  1871  begründete  Pommersche 
Land-Credit-Verband  für  ländliche  zur  Pommerschen  Landschaft  nicht  ge- 
hörige Grundstücke  in  den  Regierungsbezirken  Köslin,  Stettin  und  Stralsund  (aus- 
schliesslich der  Kreise  Dramburg  und  Schievelbein),  welche  eigenthümlich  besessen 
werden  und  nach  der  Grundsteuereinschätzung  einen  jährlichen  Reinertrag  von  min- 
destens 240  M.  gewähren. 

6.  Die  durch  die  landwirthschaftliche  Creditordnung  für  das  Grossherzog- 
thnm  Posen  vom  15.  December  1821  begründete  alte  Landschaft  für  die  im  Be- 
reiche des  Grossherzogthums  Posen  in  den  Hypothekenregistraturen  als  freie  adlige 
Güter  eingezeichneten  Güter,  welche  einen  Taxwerth  von  löOOO  M.  haben,  ist  nach 
Erfüllung  ihrer  statutenmässigen  Bestimmung  seit  October  1877  aufgelöst,  nachdem 
der  ihr  aus  Staatsmitteln  gewährte  zinsfreie  Betriebsfonds  von  600000  M.  zuriick- 
gezahlt  worden. 

Dagegen  besteht  der  Neue  Credit-Verein  für  die  Provinz  Posen,  wel- 
cher durch  das  Statut  vom  13.  Mai  1857  für  alle  innerhalb  10  Jahre  beitretenden, 
der  alten  Landschaft  nicht  angehörigen  und  zu  freiem  Eigenthum  von  Inländern 
besessenen  ländlichen  Güter  und  Grundstücke  von  mindestens  15000  M.  Taxwerth 
begründet  wurde. 

Die  Beleihung  des  bäuerlichen  Gnindbesitzes  ist  1879  unter  gewissen  Vor- 
behalten (Minimalwerth  4000  M.)  beschlossen  worden. 

7.  Die  durch  das  Reglement  vom  9.  Juli  1770  und  dessen  spätere  Ergänzungen 
begründete  Seh  lesische  Landschaft  für  die  rittermässigeu,  d.  h.  als  lüttergüter, 
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rinem  Lande  bereits  eine  grössere  Anzahl  örtlich  organisirter  Personal- 
ereditgenoBsenschaften  sich  gebildet  hat  und  wo  es  daher  bei  ver- 
ständigem Einwirken  der  maassgebenden  Organe  unter  Umständen 
gelingen  mag,  deren  Erweiterung  zuHypothekarcreditgenossenschaften 
und  deren  organisationsmässige  Zusammenfassung  zu  einem  Central- 
ereditverband  herbeizuführen.  Von  einer  zwangsweisen  Ge- 
nossenschaftsorganisation aber  wird  man  schon  um  desswillen  ab- 
zusehen haben,  da  nicht  alle  landwirthschaftlichen  Besitzgruppen, 
namentlich  nicht  die  den  unteren  Gruppen  angehörenden  Elemente, 
bei  denen  das  Personalcreditbedürfniss  vorwiegt,  an  einer  solchen 
Zwangsorganisation  gleichmässig  interessirt  erscheinen,  eine  Aus- 
scheidung bestimmter  Besitzgruppen  aber  praktisch  schwierig  wäre. 
Aus  diesen  Gründen  kann  wohl  die  in  freier  Weise  sich  vollziehende 
srenossenschaftliche  Organisation  des  Hypothekarcredits  als  das  mit 
der  Zeit  zu  erstrebende  Ziel  bezeichnet  werden,  es  gewinnen  aber 
im  Hinblick  auf  die  derselben  entgegenstehenden  Schwierigkeiten, 
die  in  der  Natur  der  bäuerlichen  Besitz  Verhältnisse  wie  in  der 
Charakteranlage  der  bäuerlichen  Besitzer  wurzeln,  die  nachstehend 
zu  erörternden,  in  staatlicher  oder  provinzieller  Ver- 
waltung stehenden  Creditveranstaltungen  besondere  Bedeutung; 
wie  ja  auch  auf  anderen  Gebieten  des  Agrarwesens,  z.  B.  dem- 
jenigen der  landwirthschaftlichen  Versicherung  (siehe  Kap.  VII), 
da,  wo  die  ländliche  Bevölkerung  noch  nicht  hinreicliend  geschult 
und  reif  ist,  um  auf  die  Selbsthilfe  verwiesen  werden  zu  können, 
bis  auf  Weiteres  die  verständig  organisirte  Staatshilfe  überall 
dann  richtigerweise  eintritt,  wenn  ein  Fortschritt  zum  Besseren, 
Vollkoromneren  oder  die  Hintanhaltung  schwerer  Schäden  andern- 
falls vorerst  unerreichbar  bleiben  müsste^). 

6)  Thatsächliches  Vorkommeu.    Als  landschaftliche  Creditorganisationeu 
sind  zu  nennen  und  zwar  A)  in  Preussen: 

1.  Die  Ostpreussische  Landschaft,  nach  dem  revidirteu  Reglement  vom 
24.  Üecember  1806  für  alle  in  Ostpreussen  und  Litthauen  mit  vollem  Eigen thume 

M  Aus  obigen  Gründen  hat  sich  denn  auch  bei  den  süddeutschen  Agrar- 
^nqoeten  der  80er  Jahre  durchweg  das  Verlangen  nach  staatlichen  Hj-pothekar- 
nreditanstalten  (Landescreditkassen)  geltend  gemacht  und  für  eine  staatliche 
Organisation  ist  insbesondere  auch  Knies  in  seinem  über  die  badischen  Rrhebuugen 
*n  die  I.  Kammer  der  badischen  Landstände  gerichteten  Bericht  vom  Jahr  1884 
*WTn  eingetreten.  „Den  Ansprüchen  und  dringenden  Benöthigungen  des  bäuer- 
lichen InunobiHarcredits  soltt«  aber  nicht  eine  nur  möglicherweise,  nur  irgendwann, 
Mr  sporadisch  eintretende  und  doch  immerhin  beschränktere  Befriedigung  ver- 
»chafft  werden,  wenn  diese  Befriedigung  alsbald  überallhin  und  in  einer  entschieden 
"^«fren  Weise  erfolgen  kann**,  wie  dies  nach  Ansicht  von  Knies  eben  gerade  bei 
«n«n  staatlich  organisirten  Institut  der  Fall  sein  wird. 
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13.  Der  Kalenberg-Grnbenhag^en -Hildesheimsche  ritterschaft- 
liche Credit-Yerein  zufolge  revidirten  Statuts  vom  1.  September  1864  und 
Nachtrag  vom  2.  October  1876.  Derselbe  hat  den  Zweck,  den  Mitgliedern  der 
Bitterschafien  der  Fürstenthümer  Kaienberg,  Grubenhagen  und  Hildesheim  und  der 
damit  verbundenen  Landestheile  und  in  seiner  weiteren  Ausdehnung  den.  Besitzern 
nicht  ritterschaftlicher  Landgüter  und  Höfe  dieses  Bezirks  zum  Werthe  von  min- 
destens 18000  M.  hypothekarische  Anleihen  bis  zur  Hälfte  des  Werths  ihres  Grund- 
besitzes zu  verschaffen  und  eine  allmähliche  Tilgung  derselben  zu  sichern. 

(Yon  den  altpreussischen  Landschaften  unterscheiden  sich  die  hannoverschen 
Creditvereine  wesentlich  dadurch,  dass  sie  die  Darlehen  nicht  in  Pfandbriefen,  son- 
dern in  baarer  Yaluta  gewähren  und  sich  dagegen  die  nöthigen  Betriebsmittel 
durch  Aufnahme  kündbarer  Darlehen  gegen  Ausstellung  auf  den  Namen  de^  Bar- 
leihers  oder  au  porteur  lautender  Schuldverschreibungen  beschaffen.) 

14.  Die  Westfälische  Landschaft,  begründet  durch  das  Statut  vom 
15.  Juli  1877;  Minimalwerth  des  beleihbaren  Grundstücks  75  M. 

16.  Der  Landw.  Creditverband  für  die  Provinz  Schleswig-Holstein,  be- 
stätigt durch  Königl.  Erlass  vom  11.  Januar  1882. 

Für  den  Geschäftsbereich: 

der  Westpreussischen  Landschaft, 

der  Neuen  Westpreussischen  Landschaft, 

des  ritterschaftlichen  Credit-lnstituts  für  die  Kur-  und  Neumark  Brandenburg, 

des  Neuen  Brandenburgischen  Credit-lnstituts, 

der  Pommerschen  Landschaft, 

des  Pommerschen  Land-Credit-Yerbandes, 

des  Credit-lnstituts  für  die  Ober-  und  Nieder-Lausitz, 

des  landschaftlichen  Credit- Yerbaud^s  der  Provinz  Sachsen 

ist    die    Central-Landschaft    für    die    Preussischen    Staaten   (Statut   vom 

21.  Mai  1873)  ins  Leben  gerufen  worden,  welche  auf  die  von  den  verbundenen 
Provinziallandschaften  nach  ihren  statutarischen  Bestimmungen  bewilligten  Darlehen 
nach  dem  Wunsche  des  Darlehensnehmers  an  Stelle  der  Pfandbriefe  des  betreffenden 
Provinzial-Instituts  centrallandschaft liehe  Pfandbriefe  ausstellt.  (Zur  Zeit 
gehören  der  „Centrallandschaft'^  nur  noch  die  in  Brandenburg,  Sachsen,  Pommern 
und  der  Lausitz  befindlichen  Landschaften  an.) 

In  organischer  Yerbindung  mit  den  betreffenden  landschaftlichen  Insti- 
tuten stehen: 

16.  die  Ostpreussische  landschaftliche  Darlehns-Kasse  mit  dem 
Statut  vom  20.  Mai  1869   und   dessen  Nachträgen  vom  20.  November   1871   und 

22.  Juli  1874, 

17.  die  Westpreussische  landschaftliche  Darlehns-Kasse  mit  dem 
Statut  vom  9.  October  1876, 

18.  die  Schlesische  landschaftliche  Bank  mit  dem  Statut  vom 
13.  November  1848  und  den  Nachtrag^bestimmungeu  vom  21.  April  1856  und 
6.  October  1868, 

19.  die  Kur-  und  Neumärkische  ritterschaftliche  Darlehns-Kas^e 
mit  dem  Statut  vom  8.  Januar  1873. 

Diese  Kassen  werden  von  den  Directionen  derselben  überwacht  und  geleitet, 
sind  aus  eigenen  Dispositionsfonds  der  Landschaften  mit  Betriebsmitteln  dotirt  und 
besonders  dazu  bestimmt,  die  Operationen  der  Landschaft  durch  Transaction  der 
Geldgeschäfte  zu  unterstützen,  den  Credit  der  landschaftlich  associationsfahigen 
Besitzer  zu  fordern  und  ihre  Thätigkeit  in  einem  durch  die  einzelnen  Statuten  mehr 
oder  minder  beschränkten  Umfange  auch  auf  Geschäftsverbindungen  mit  nicht 
associationsfahigen  Besitzern  auszudehnen.  —  Alle  diese  Institute  sind,  mit  Ausnahme 
der  von  der  Kur-  und  Neumärkischeu  Ritterschaft  garantirten  Kur-  und  Neumär- 
kischen ritterschaftlichen  Darlehnskasse,  selbstständige  Institute  mit  corporativen 
Kochten,  werden  also  bei  etwaigen  Yermögensverlusten  von  der  betreffenden  Land- 
schaft nicht  vertreten.  (Yorstehende  Angaben  sind  wörtlich  dem  amtlichen  Werk: 
Preussens  landw.  Yerwaltung  in  den  Jahren  1875/77,  S.  188  ff.  entnommen.) 
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B)  Ansserhalb  Preussens   entstandene   Hjpothekarcreditvereine: 

Ausserhalb  Preussens  entstanden  in  Deutschland  Creditvereine,  welche, 
ausgehend  von  denselben  Grundgedanken,  doch  ilirer  rechtlichen  Natur  nach  mannig- 
fach sich  von  einander  unterscheiden: 

1.  Der  Creditverein  der  mecklenburgischen  Kitterschaft  beider  Gross- 
lierzogthtimer.     Statut  vom  28.  VU.  1818,    revidirt«s  Statut  vom  18.  XH,  1839. 

2.  Der  württembergische  Creditverein  vom  Jahr  1826,  bemerkenswerth  auch 
Hesshalb,  weil  hier  an  die  Stelle  der  solidarischen  und  unbegrenzten  Haftbarkeit  der 
)lit^Ueder  eine  auf  2  Jahresraten  des  Tilgungsplans  begrenzte  Haftbarkeit  der  Mit- 
glieder getreten  ist. 

3.  Der  erblandische  ritterschaftliche  Creditverein  im  Königreich  Sachsen. 
Stamt^vom  13.  Y.  1844  mit  mannigfachen  Nachträgen  und  Aenderungen,  insbesondere 
auch  gemäss  den  Beschlüssen  der  Generalversammlungen  vom  29.  IV.  1884,  21.  IV. 
1885  und  4.  V.  1886. 

4.  Der  ritterschaftliche  Creditverein  für  das  Herzogthum  Braunschweig, 
stamt  vom  20.  DI.  1862. 

Bein  privatrechtliche  Hypothekar-Credit-Genossenschaften: 

1.  Der  landwirthschaftliche  Creditverein  im  Königreich  Sachsen.  Statut 
vum  27.  IV.  1866. 

2.  Der  Hypotheken-,  Credit-  und  Vorschussverein  zu  Leubus  (Kreis  Wohlan, 
Kegienmgsbezirk  Breslau),  errichtet  am  27.  ü.  1868,  gerieth  in  Concurs. 

3.  Im  Juli  1868  wurde  der  Schlesische  Vorschuss-  und  Realcreditverein  £.  G. 
in  Breslau  errichtet. 

30.  ni.  1870 

4.  Mit   Statut  vom  -.^    VTTI~lft71  ®'**s**'^^   *^®  National  -  Hypotheken  -  Credit- 

prr,ellschaft  E.  G.  zu  Stettin.    Pfandbriefprivüeg  vom  30.  X.  1871. 

(Vgl.  Hecht,  Aufsatz:  „Landschaften"  im  Hdwb.  d.  St.-W.) 

In  Bayern  ist  zwar  durch  Gesetz  vom  15.  September  1826,  betr.  die  Credit- 
vereine der  bayrischen  Gutsbesitzer,  die  Grundlage  für  eine  genossenschaftliche 
'Organisation  geschaffen  worden,  eine  solche  kam  aber  nicht  zu  Stande  und  das 
^'reditbedürfiiiss  wurde  nachmals  (1834)  in  anderer  Weise  (durch  Gründung  der 
bayrischen  Hypotheken-  und  Wechselbank,  siehe  unten  §  127)  zu  befriedigen  gesucht. 

C)  Ausserhalb  Deutschlands  hat  die  landschaftliche  Organisation 
öes  Hypothekarcredits  nur  vereinzelte  Nachahmung  gefunden;  so  in  Galizien,  wo 
die  Stände  1842  eine  auf  Gegenseitigkeit  und  Solidarhaft  der  Mitglieder  beruhende 
•  itindische  Greditanstalt**  errichteten,  die  im  Jahr  1868. in  den  „G alizi- 
schen Bodencreditverein'*  umgewandelt  wurde;  beitrittsberechtigt  sind  Gross- 
Tnmdbesitzer  des  Kronlandes,  wenn  deren  Güter  mit  wenigstens  500  Gulden  beleihbar 
«iod;  jeder  Darlehensempfänger  mnss  sich  verpflichten,  für  alle  Verbindlichkeiten 
des  Creditvereins  subsidiär  bis  zur  Höhe  von  5  7o  des  Jeweilig  intabulirten  Dar- 
lehenskapitalB**  zu  haften.  Bemerkenswerth  ist  die  de  central  istische  Organi- 
tttioD;  in  jedem  Bezirk  besteht  ein  Bezirksausschuss,  der  die  Darlehensgeschäfte 
vermittelt.  (Siehe  Schiff,  a.  a.  0.,  S.  133  ff.)  —  Femer  besteht  in  Gestenreich  eine  Art 
landschaftlicher  Org^anisation  unter  dem  Namen:  „Landes- Volks-Boden-Credit- Verein". 

In  Ungarn:  als  leitende  und  verwaltende  Spitze  besteht  ein  Centralverein, 
daneben  Local  genossen  Schäften,  die  die  Darlehensgesuche  begutachten  und 
für  die  hieraiif  vom  Centralverein  bewilligten  Darlehen  haften;  bemerkenswerth  ist, 
dasi  diese  Credttorganisation  ebensowohl  för  langfristigen  Hypothekarcredit, 
zu  dessen  Mittelbeschaffong  die  Ausgabe  von  Pfandbriefen  dient,  als  für  kurz- 
fristigen Personal  credit  dient,  wofür  die  Mittel  durch  die  Geschäftsantheile 
nsd  die  Reservefonds  der  Localgenossenschaften  sowie  durch  besondere  Griindungs- 
Munmen  („Fnndationen'*)  aufzubringen  -sind.     (Siehe  Marchet,  a.  a.  0.,  S.  396  ff .) 

D)  Endlich  sind  hier  die  sog.  Garantiegenossenschaften  zu  erwähnen, 
die  in  einigen  ländlichen  Gemeinden  des  Cantons  Zürich  in  der  Absicht  errichtet 
Garden,   eine  Conversion  der  bestehenden   privaten  Darlehen   in   Genossenschafts- 
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darlehen  und  eine  plaumässige  Tilgxing  derselben  lierbeizufahreu,  so  in  Schwameu- 
dingen  und  Oberweningen;  wie  denn  auch  ein  Gesetz  des  Cantons  Zürich  über 
die  Bereinigung  der  Grundprotokolle  vom  20.  April  1854  eine  besondere  Regelung 
für  solche  zum  Zweck  der  Schuldablösung  sich  bildende  Garantieg^nossenschaften 
getroffen  hat  (in  den  §§  17 — 22)  und  wobei  der  Garantiecommission  ziemlich  weit- 
gehende Rechte  gegenüber  den  Schuldnern  der  Genossenscliaft  eingeräumt  sind. 
{Siehe  hierzu  Knies,  a.  a.  0.,  Bd.  II,  S.  292  ff.) 


§125.  Fortsetzung;   die  staatlichen   oder  provinziellen 

Hypothekarcreditinstitute^). 

1.  Die  Berechtigung,  ja  die  Pflicht  des  Staats,  gerade 
auch  im  Gebiet  des  Creditwesens  der  ländlichen  Bevölkerung  mit 
sachdienlichen  Organisationen  zu  Hilfe  zu  kommen,  braucht  an 
dieser  Stelle  kaum  besonders  nachgewiesen  zu  werden;  es  kann 
genügen,  auf  die  grundsätzlichen  Erörterungen  über  die  Noth- 
wendigkeit  einer  intervenirenden,  namentlich  auch  in  positiven 
Veranstaltungen  zu  Tage  tretenden  Thätigkeit  des  Staats  auf  dem 
Gebiete  der  Agrarpolitik  zu  verweisen  (Bd.  I,  §  13).  Dieser  Satz 
wird  freilich  erst  dann  anerkannt  werden  und  praktisch  sich  Geltung 
verschaffen,  wenn  man  in  dem  Stand  der  Grundbesitzer  und  nament- 
lich in  der  Masse  der  bäuerlichen  Bevölkerung  noch  etwas  mehr 
erblickt  als  Nahrungsmittelpro ducenten  oder  Unternehmer  eines  Be- 
triebs; vielmehi'  die  ländliche  Bevölkerung  unter  dem  politischen  und 
socialen  Gesichtswinkel  zu  beurtheilen  gelernt  hat,  dass  sie  als  Ver- 
treterin des  conservativen  Princips  in  gutem  Sinne  im  Staatsleben  und 
als  Kegenerator  der  ganzen  Volksgemeinschaft  zu  functioniren  habe: 
und  wenn  aus  diesem  Grunde  die  Erhaltung  nicht  bloss,  sondern 
auch  die  wachsende  wirthschaftliche  Kräftigung  der  grundbesitzenden 
Klassen  und  vor  Allem  der  durch  die  neuere  wirthschaftliche  Ent- 
wicklung vorwiegend  bedrohten  bäuerlichen  Bevölkerung  suprema 
lex  der  Staatspolitik  geworden  ist.  Wenn  aber  nach  den  voraus- 
gegangenen Betrachtungen  die  Beziehungen  zum  Creditwesen  be- 
sonders bedeutungs-,  ja  unter  Umständen  verhängnissvoll  für  den 

^)  Vgl.  hierzu  Hecht,  Die  staatlichen  und  provinziellen  Bodencreditinstitutf 
in  Deutschland,  2  Bände,  1891,  in  welchem  Werk  erstmals  eine  auf  quellenmässigen 
Studien  beruhende  Darstellung  der  Genesis  dieser  Anstalten  und  ihres  gegen- 
wärtigen Rechtszustandes  gegeben  und  in  einer  „Einleitung**  und  in  einem 
„  Schlusswort **  die  Grundzüge  der  Organisation  dieser  Institute  zusammengefasst  und 
die  Wirksamkeit  und  Bedeutung  derselben  kritisch  gewürdigt  werden.  Die  Dar- 
stellung im  Text  ist  dem  Hecht'schen  Werk  hinsichtUch  der  thatsächlichen  Angaben 
gefolgt,  steht  indess  betreffs  der  grundsätzlichen  Würdigung  der  in  Rede 
stehenden  Institute  auf  einem  gegensätzlichen  Standpunkte.  —  Für  die  analogen 
Institute  in  0 esterreich  siehe  Schiff,  a.  a.  0.,  S.  133 ff. 
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ländlichen  Grundbesitz  werden  können  und  vielfach  geworden  sind, 
so  ist  gerade  dieses  Gebiet  vor  Allem  berufen,  nicht  bloss  nach 
der  Seite  der  rechtlichen,  sondern  auch  nach  der  Seite  seiner 
organisatorischen  Ausgestaltung  hin  Gegenstand  der  un- 
mittelbaren Staatsfürsorge  zu  werden  und  nichts  wäre  verkehrter, 
iils  zwar  auf  allen  möglichen  sonstigen  Gebieten  des  Agrarwesens 
intervenirend  und  organisirend  vorzugehen,  gerade  in  diesem  wichtig- 
sten Punkt  aber  auf  die  Selbsthilfe  oder  auf  die  zufällige  Bereit- 
willigkeit privater  Veranstaltungen  zu  verweisen;  wobei  des  Umstands 
nicht  weiter  gedacht  werden  soll,  dass  eine  staatliche  Organisirung 
von  Creditanstalten  für  Zwecke  des  Handels  und  der  Industrie 
jederzeit  als  etwas  fast  selbstverständliches  erschienen  ist.  Uebrigens 
muss  nicht  nothwendig  der  Staat  als  solcher  es  sein,  der  die  Er- 
richtung von  Hypothekarcreditinstituten  in  die  Hand  nimmt;  wo 
im  Fortschritt  der  politischen  Entwicklung  innerhalb  des  Staats 
den  Selbstverwaltungskörpern  (Provinzialverbänden,  Kreis- 
verbänden) mehr  und  mehr  wirthschaftliche  Aufgaben  zur  unmittel- 
baren Lösung  anvertraut  werden,  kann  sehr  wohl  auch  die  Schaffung 
von  Creditinstituten  für  die  Grundbesitzer  durch  diese  Körperschaften 
»rfolgreich  in  die  Hand  genommen  und  wegen  der  dann  ermög- 
lichten noch  grösseren  Decentralisation  der  Verwaltung  besonders 
^rspriesslich  gehandhabt  werden.  Das  Vorgehen  der  preussischen 
Provinzialverbände  durch  Schaffung  von  Provinzialhilfskassen ,  die 
nachmals  zum  Theil  in  eigentliche  Hypothekarcreditinstitute  um- 
gewandelt worden  sind,  die  Erklärung  der  ehemaligen  staatlichen 
Landescreditkassen  in  Hannover,  Cassel,  Wiesbaden  zu  Provinzial- 
iuätituten,  sind  höchst  bemerkenswerthe  Vorgänge,  die  namentlich 
in  solchen  Staatswesen  Beachtung  verdienen,  wo  wegen  des  in  den 
landständischen  Vertretungskörpem  häufig  zu  Tage  tretenden  Wider- 
streits zwischen  agricolen  und  den  Interessen  anderer  Berufsstände 
die  Begründung  staatlicher  Creditkassen  mit  staatlicher  Haftbarkeit 
unbesiegbarer  Gegnerschaft  sich  ausgesetzt  sieht. 

^Wir  haben",  sagt  Knies  in  dem  citirten  Commissionsbericht  von  1884  zur 
HegrüDdung"  eines  staatlichen  Vorgehens  auf  diesem  Gebiet,  „einmal  solche  Pro- 
«loctionaleistungen  der  Landesregierungen  für  den  Bedarf  der  Volkswirthschaft  zu 
t  onstatiren  —  die,  wie  beispielsweise  die  Darbietung  der  Landesgeldmünzen  für  den 
V«Tkehr  —  zu  den  unveräusserlichen  Berufsthätigkeiten  der  Staatsgewalt  gehören. 
I^aruber  hinaus  ist  thatsächlich  und  zweckdienlich  eine  Productionsth eilung 
z'nschen  staatlicher  und  privater  Thätigkeit  vorfindlich,  weil  bestimmte  Bedürfhisse 
titr  Volkswirthschaft,  wie  beispielsweise  das  Bedürfhiss  nach  Leistungen  der  Brief- 
jKJst  and  der  Telegraphen,  durch  eine  Action  der  öffentUchen  Gewalt  entscliieden 
^i^fr  befriedigt  werden,  als  durch  einzelne  Private  und  Vereine  von  Privaten  .  .  . 
Ks  wird  mithin,  wenn  die  Errichtung  einer  öffentlichen  Lei  hau  st  alt  für  den 
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Immobiliarcredit  der  gesammteu  bäuerlichen  Bevölkerung  verlangt  wird,  weil  diese 
thatsächlich  ihren  berechtigten  Bedarf  durch  Leistungen  von  Privaten  theils  gar 
nichtf  theils  nur  in  sehr  wenig  befriedigender  Weise  befriedigt  findet,  die  für  Staats- 
leistungen inmitten  eines,  das  freie  Schaffen  und  Wirken  der  Einzelnen  und  ihrer 
Vereinigungen  hochschätzenden  Gremeinwesens  zu  beanspruchende  Thätiigkeitssphäre 
principiell  keineswegs  überschritten'^,  wobei  von  Knies  sehr  richtig  auf  die  Staats- 
bauken und  halbamtlichen  Banken  für  die  Creditbedürfhisse  der  grossen  Kauf  leute 
und  Fabrikanten  und  andemtheils  auf  die  Pfandleihhäuser  nicht  nur  der  Kirche 
{montes  pietatis)  und  der  Stadt  gemeinden,  sondern  auch  der  Fürsten  (König- 
liches Leihhaus  in  Berlin)  für  Cousumtiv-  und  Nothcredit  der  kleinen  Leute  bezw. 
«Her  Staatsangehörigen,  verwiesen  wird  (a.  a.  0,,  S.  9 ff.)-  —  Für  öffentliche 
Oreditinstitute,  und  zwar  thunlich  als  Yeranstaltungen  der  Selbstverwaltungs- 
körper,  trat  im  Deutschen  Landwirthschaftsrath  1888  sehr  entschieden  v.  Hammer- 
stein-Loxten  ein.     (Archiv  von  1888,  8.  49öff.) 

2.  Zum  ersten  Male  in  dringlicher  Weise  ist  das  Bedürfniss, 
die  Machtmittel  des  Staats  dem  Creditbedürfniss  des  Grundbesitzes 
zur  Verfügung  zu  stellen,  anlässlich  der  Ablösungsgesetzgebung 
hervorgetreten,  damals  sich  verdichtend  zu  besonderen,  die  Ab- 
lösung veimittelnden  staatlichen  Kassen  (Rentenbanken,  Ablösimgs- 
kassen,  Bd.  I,  §  21,  Ziffer  3);  und  diejenigen  Staatswesen,  die  diesem 
Oreditinstitute  alsbald  einen  erweiterten  Wirkungskreis  zuwiesen 
durch  Einbeziehung  der  Beleihung  des  Grundbesitzes  für  allgemeine 
Creditbedürfnisse  in  den  statutarischen  Aufgabekreis  dieser  Kassen 
und  durch  die  Erhebung  der  ursprünglichen  Ablösungskassen  zu 
Landescreditkassen,  haben  damit  einen  Act  praktischer 
Socialpolitik  vollzogen,  der  sich  für  die  Gestaltung  der  Lage 
des  Grundbesitzes  in  diesen  Staatswesen  dauernd  wohlthätig  erwies. 
Ausnahmslos  sind  es  Staaten  in  Nordwest-  und  in  Mittel- 
deutschland, welche  schon  frühe,  vielfach  schon  in  den  dreissiger 
Jahren,  in  dieser  Weise  die  Förderung  des  Hypothekarcredits  unter 
staatlicher  Haftbarkeit  sich  angelegen  sein  Hessen:  Hannover,  König- 
reich Sachsen  (landständische  Bank  des  Markgrafkhums  Oberlausitz). 
Braunschweig,  Hessen-Cassel,  Nassau,  Sachsen-Altenburg,  Sachsen- 
Gotha,  Sachsen-Meiningen,  Sachsen- Weimar,  Schwarzburg-Rudol- 
stadt,  Schwarzburg-Sondershausen,  während  in  neuerer  Zeit  Olden- 
burg und  Hessen,  ausserhalb  Deutschlands  eine  Anzahl  Kronländer 
Oesterreichs  (durch  Gründung  von  Landeshypothekenbanken)  dem 
Beispiel  gefolgt  sind. 

3.  Die  organisatorischen  Einrichtungen  der  deutschen 
staatlichen  oder  provinziellen  Creditinstitute  weisen  grosse  Ver- 
schiedenheiten auf  und  es  kann  in  diesem  Zusammenhang  auf 
Einzelheiten  nicht  eingegangen  werden;  gemeinsam  ist  denselben 
<lie   Garantie  des   Staats  oder  der  betreffenden  Provinz   (so  in 
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Preussen,  wo  die  ursprüngliche  staatliche  Garantie  durch  die 
(jesetze  vom  25.  Juni  1869  für  Hannover  der  Provinz  und  für  die 
beiden  Creditanstalten  in  Gassei  und  Wiesbaden  den  betreffenden 
Communalverbänden  zugewiesen  wurde);  gemeinsam  femer,  dass 
^ie  neben  dem  ländlichen  auch  den  städtischen  Grundbesitz 
(mit  Ausnahme  von  Hannover)  und  daneben  auch,  und  zwar  meist 
ohne  hypothekarischen  Versatz  auch  Corporationen  (Gemeinden 
und  Communalverbände,  wohl  auch  staatlich  geregelte  Genossen- 
schaften) beleihen ;  dass  sie  auch  Darlehen  in  kleinen  Beträgen 
gewähren  (die  Minimalbeträge  der  Darlehen  schwanken  zwischen 
.30  und  600  Mark);  dass  die  Darlehen  meist  in  der  Form  der 
Baardarlehen  gewährt  werden;  dass  die  Beschaffung  der  Mittel, 
soweit  nicht  sonstige  Betriebsfonds  (Depositen,  Sparkassenfonds,  Ab- 
losungsgelder  etc.)  vorhanden,  durch  Ausgabe  von  kündbaren  oder 
unkündbaren  Schuldverschreibungen  erfolgt;  dass  die  Künd- 
l>arkeit  der  Darlehen  durch  die  Creditanstalt  ausser  im  Fall  der 
Säumniss  meist  ausgeschlossen,  dem  Schuldner  dagegen  das  Becht 
der  Kündigung  meist  eingeräumt  ist.  Das  Frincip  der  absoluten 
Konformität  des  erhaltenen  und  gewährten  Credits  ist  bei  den 
meisten  Anstalten  nicht  durchgeführt,  ünzuträglichkeiten  scheinen 
^ich  hieraus  nicht  ergeben  zu  haben.  Nicht  überall,  aber  bei  den 
meisten  Instituten  besteht  das  System  der  Zwangsamortisation, 
in  der  Regel  mit  einer  Amortisationsquote  im  Minimalbetrag  von 
//o;  einzelne  Institute  behalten  sich  das  Recht  vor,  den  verein- 
Itarten  Zinsfuss  abzuändern,  ihn  unter  Umständen  also  auch  zu 
«erhöhen  (so  namentlich  in  Hannover,  Weimar,  Oldenburg),  selbst- 
verständlich unter  Gewährung  des  Kündigimgsrechts  an  den  Schuld- 
ner für  diesen  Fall.  Die  Beleihungsgrenze  schwankt  von  der 
Hälfte  bis  zwei  Drittel  des  ermittelten  Taxwerthes  und  die  Be- 
leihung darf  meist  nur  an  erster  Stelle  erfolgen.  Die  Anstalten 
♦^rfreuen  sich  mancher  Vorrechte:  verschiedenen  ist  das  Recht, 
«lie  Ausstände  im  Verwaltungsverfahren  beizutreiben ,  eingeräumt ; 
auch  dadurch  ist  einer  Anzahl  derselben  eine  bevorzugte  Stellung 
zu  Theil  geworden,  dass  die  Zinsen  und  Amortisationsquoten  durch 
Vermittelung  der  geordneten  Steuerbehörden  eingezogen  werden; 
vielfach  ist  den  Instituten  Stempelfreiheit  zugebilligt.  —  Die  Ver- 
waltung der  Creditinstitute  geschieht  entweder  durch  besondere 
Behörden  oder  erfolgt  im  Anschluss  an  die  oberen  Finanzbehörden ; 
^He  Aufsicht  und  die  obere  Gontrole  der  Anstalten  üben  die  Land- 
tage, bezw.   die  betreffenden  Provinzial-  oder  Communallandtage. 

B«ek«iib«rg«r,  A.,  AipupoUtik.  IL  11 
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Mit  den  Landschaften  haben  die  staatlichen  oder  provinziellen 
Greditinstitute  die  Gemeinwirthschaftlichkeit  des  Geschäfts- 
betriebs gemeinsam;  danach  pflegen  insgemein  die  Activzinsen 
die  von  den  Anstalten  zu  gebenden  Passivzinsen  nur  um  einen  be- 
stimmten kleinen  Bruchtheil,  soweit  es  zur  Deckung  der  Yerwaltungs- 
kosten,  der  Speisung  des  Beservefonds  erforderlich  erscheint,  zu 
übersteigen,  und  es  ist  Grundsatz,  die  Yortheile  des  Heruntergehens 
des  Zinsfusses  den  Schuldnern  alsbald  zugänglich  zu  machen.  Bei 
einzelnen  Instituten  fliessen  die  Jahresüberschüsse,  gewissermaassen 
als  Ersatz  fQr  die  geleistete  Garantie,  in  die  Staatskasse,  oder  sie 
werden  zu  gemeinnützigen  Zwecken  verwendet.  Die  staatliche 
Haftbarkeit  ist  übrigens  bei  der  Vorsicht,  mit  der  beliehen  zu 
werden  pflegt,  kaum  mehr  denn  eine  nominelle;  haben  doch  in 
dem  Kasseler  Institut  selbst  in  den  Nothstandsjahren  1846/53 
bei  einer  Gesammtausleihung  von  48  Millionen  Mark  die  Verluste 
nur  72  000  Mark  betragen  und  sind  in  der  Folgezeit  ebenfalls  un- 
erhebliche geblieben. 

3.  Würdigung.  Die  vorerwähnten  staatlichen  und  provin- 
ziellen Greditinstitute  in  Deutschland  haben  fQr  den  bäuerlichen 
Grundbesitz  dieselbe  Bedeutung  wie  die  Preussischen  Landschaften 
far  den  Grossgrundbesitz;  sie  haben  dem  bäuerlichen  Grund- 
besitz seit  langer  Zeit  die  Vortheile  des  unkündbaren  und  in  kleinen 
Amortisationsquoten  tilgbaren  Grundcredits  angedeihen  lassen  und 
ihm,  im  Unterschied  von  Gegenden  mit  vorherrschendem  Privat- 
darlehensverkehr, in  denen  der  bäuerliche  Grundbesitz  selbst  in 
Perioden  sinkenden  Zinsfusses  auf  theueren  Hypothekarcredit  sich 
angewiesen  sah,  die  Möglichkeit  einer  Befriedigung  dieses  Credits 
zu  angemessenen  Bedingungen  jederzeit  gewährt.  Ganz  besonders 
heilsam  haben  sich  diese  Institute  durch  die  nahezu  durchweg 
erfolgte  Verwirklichung  des  Grundsatzes  der  Zwangsamorti- 
sation erwiesen.  Wenn  innerhalb  des  Geschäftsbereichs  dieser 
Institute,  d.h.  in  einem  räumlich  immerhin  nicht  sehr  weit  gezogenen 
Theile  Deutschlands,  1889  418  Millionen  Mark  zum  grossen  Theil 
in  Form  von  Amortisationsdarlehen  gegeben  waren  und  fort- 
während neu  solche  Darlehen  contrahirt  werden,  ein  grosser  Theil 
des  ländlichen  Grundbesitzes  also  vertragsmässig  der  Pflicht  zur 
ratenweisen  Abtragung  der  eingegangenen  Verbindlichkeiten  frei- 
willig sich  unterzogen  hat,  so  liegt  darin  ein  im  grossen  Stil  ge- 
gebener Beweis  für  die  Möglichkeit  der  Schuldabtragung 
auch  unter  den  heutigen  Verhältnissen  und  die  treffendste  Wider- 
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^^ff^g  jener  von  extrem-agrarischer  Seite  aufgestellten  Behauptung, 
dass  der  Bauernstand,  weil  er  die  zur  Tilgung  der  Grundschulden 
erforderlichen  Mittel  nicht  zu  erwirthschaften  vermOge,  „rettungslos 
dem  Untergang  geweiht  sei^^  Es  ist  die  Annahme  auszusprechen 
gestattet,  dass  die  ökonomisch  leidliche  Lage,  in  der  sich  die  Bauern- 
schaft z.  B.  in  Hannover,  in  Braunschweig  etc.  befindet  gegenüber 
jener  in  anderen  Theilen  Deutschlands,  zu  einem  wesentlichen  Theil 
jenem  wohlthätigen  Amortisationszwang  zu  verdanken  ist,  der  be- 
wirkte, dass  die  in  den  vorausgegangenen  Jahrzehnten  contrahirten 
Schulden  im  Augenblick  des  Einbruchs  einer  verstärkten  trans- 
oceaniflchen  Concurrenz  nicht  mit  der  vollen  Schwere  der  ursprüng- 
lichen Höhe  auf  den  landwirthschaftlichen  Anwesen  lasteten;  und 
dass  der  Zusammenbruch  vieler  bäuerlichen  Existenzen  in  anderen 
Gegenden  seit  den  siebenziger  Jahren  sehr  wesentlich  Folge  der 
Thatsache  ist,  dass  man  selbst  in  guten  Jahren  an  eine  auch  nur 
massige  Abtragung  der  Schulden  nicht  dachte,  eher,  durch  planlose 
Zukaufe,  die  im  Erbweg  übernommenen  Verbindlichkeiten  fort- 
gesetzt häufte.  Diese  erzieherische  Seite  der  Landescredit- 
kassen  der  mittel-  und  norddeutschen  Staaten  imd  Staatsgebiets- 
theile  kann  Angesichts  der  unleugbar  vorhandenen  Abneigung  der 
bäuerlichen  Bevölkerung,  ihre  Bodencreditschulden  durch  ratenweise 
Abzahlungen  langsam  abzustossen,  gar  nicht  hoch  genug  veran- 
ä<^hlagt  werden,  und  zwar  gerade  im  Hinblick  auf  die  tadelnswerthe 
Neigung  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  einer  weitgehenden  Un- 
gebundenheit  gegenüber  eingegangenen  Creditverpflichtungen  zu  hul- 
digen.— Die  Bedeutung  der  in  Kede  stehenden  Institute  liegt  aber 
auch  darin,  dass  sie  auch  dem  kleinen  und  kleinsten  Grund- 
besitz ihre  Dienste  bereitwillig  zur  VerfQgung  gestellt  und  der 
Lösung  dieser,  mit  nicht  geringer  Schwierigkeit  verbundenen  Auf- 
gabe durch  eine  geschickte  Verwaltungsorganisation  sehr  erfolg- 
reich sich  unterzogen  haben.  Sie  haben,  wie  selbst  ein,  die  Er- 
baltungswürdigkeit  und  die  Vermehrung  solcher  Institute  sehr 
i^keptisch  beurtheilender  Schriftsteller  ausdrücklich  anerkennt,  „die 
Methode  und  Technik  für  die  Gewährung  von  Massendarlehen  an 
alle  Kategorien  des  Grundbesitzes  herausgebildet.  Das  Eigenthüm- 
üche  dieser  Methode  und  Technik  besteht  darin,  dass  die  Organi- 
sation bei  einer  einheitlichen  Centralleitung  eine  überaus  detaillirte 
i^t,  dass  an  den  kleinsten  Orten  des  Wirkungsgebiets  Beamte  sich 
befinden,  dass  also  zwischen  dem  kapitaloflFerirenden  Institut  und 
den  kapitalsuchenden  Grundbesitzern  locale  Vermittelungsanstalten 
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Yorhanden  sind  und  dass  für  die  PrOfiing  der  Qualität  der  zum 
Unterpfand  angebotenen  Objecte,  sowie  zur  Beurtheilung  der  Persön- 
lichkeit der  Darlehenssuchenden  die  geeigneten  Auskunftspersonen 
ausgewählt  werden"  (Hecht).  Und  wenn  daran  die  zutreflFende  Be- 
merkung geknüpft  wird,  dass  „nur  diejenigen  Institut«  im  Stande 
sind,  die  eigenthümlichenl Eapitalf orderungen  des  mittleren  und 
kleinen  Grundbesitzes  zu  befriedigen,  welche  eine  bis  in  die  klein- 
sten Orte  ihres  Wirkungsgebiets  reichende  Organisation  besitzen'', 
so  folgt  daraus  doch  wohl,  dass,  solange  und  sofeme  gegenden- 
weise private  Bodencreditinstitute  zu  einer  solchen  Organisation 
zu  schreiten  sich  nicht  bemüssigt  sehen,  die  Forderungen  der  grund- 
besitzenden Klassen  auf  Errichtung  staatlicher  Institute  und  der 
Wunsch  nach  Erhaltung  der  bestehenden  Institute  die'ser  Art  wohl- 
begründete sind.  Dies  jedenfalls  insolange,  bis  der  Beweis  erbracht 
ist,  dass  die  Actiengesellschaftsbanken  und  die  sonstigen  Institute 
för  Bodencredit  (z.  B.  Sparkassen)  der  Versuchung,  die  Erwerbs- 
tendenz in  den  Vordergrund  zu  stellen,  weniger  als  früher  unter- 
liegen; und  jedenfalls  auch  insolange,  als  es  Thatsache  ist,  dass 
die  überwiegende  Mehrzahl  der  Actienbanken  es  bisher  für  vortheil- 
hafter  erachtet  hat,  von  der  Beleihung  des  mittleren  und  kleinen 
Gutsbesitzes  abzusehen,  dessen  ordnungsmässige  Befriedigung  eben 
eine  sehr  viel  kostspieligere  und  mühevollere  Organisation  erheischt 
als  etwa  die  Beleihung  des  Grossgrundbesitzes  oder  des  mit  Vor- 
liebe in  die  Creditgewährung  einbezogenen  städtischen  Grund  und 
Bodens. 

Diesen  Vorzügen  gegenüber  stehen  gewisse  Mängel:  die  zeit- 
weise hervortretende  bureaukratische  Schwerfälligkeit  des  Geschäfts- 
ganges imd  die  Schwierigkeit  der  reformatorischen  Fortbildung  der 
Geschäfksprincipien ,  deren  Gutheissung  zahlreiche  Instanzen,  dar- 
unter auch  parlamentarische  Körper,  zu  durchlaufen  hat;  die  bei 
der  Creditgewährung  in  kritischen  Zeiten  nicht  selten  zu  beob- 
achtende Aengstlichkeit  und  Zurückhaltung,  die  in  der  staatlichen 
Haftbarkeit  der  Institute  wurzelt;  die  nicht  immer  glückliche  Bank- 
politik in  Bezug  auf  die  Normirung  des  Zinsfusses,  wodurch  sie, 
sei  es,  dass  sie  einer  abwärts  gehenden  Bewegung  des  Zinsfusses 
sich  zu  lange  widersetzten,  oder  eine  aufwärts  gehende  Bewegung 
zu  lange  ignorirten,  ihre  Wirksamkeit  ebenfalls  manchmal  beein- 
trächtigten^).   So  mögen  nicht  alle  bei  Errichtung  der  Institute 

*)  Vgl.  Hecht,  a,  a.  0.,  S.  627  ff. 
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gehegten  Hoffnungen  in  [Erfüllung  gegangen  sein  und  einzelne 
Creditinstitute  haben  zeitweise  selbst  herber  Kritik  sich  nicht  zu 
entziehen  vermocht;  aber  diese  Mängel  hängen  mit  der  Natur  der 
Anstalt  als  staatlicher  oder  halbstaatlicher  Institute  enge  zusammen 
imd  müssen  daher  in  gewissen  Grenzen  als  unvermeidlich  so  lange 
in  Kauf  genommen  werden,  als  nicht  die  Möglichkeit  und  Zweck- 
mässigkeit der  Umwandlung  der  Institute  in  die  grundsätzlich  den 
Yonug  verdienende  Form  der  genossenschaftlichen  Organisation 
gegeben  ist^). 

4.  Auch  ohne  eine  staatliche  oder  provinzielle  Organisation 
des  Hypothekarcredits  kann  ein  befriedigender  Zustand  des  Hypo- 
thekarcreditwesens  dann  erreicht  werden,  wenn  Privatinstitute 
sich  bereit  finden  lassen  sollten,  unter  Verzicht  auf  Geltendmachung 
einer  Erwerbstendenz  die  Beleihxmg  des  ländlichen  Grundbesitzes 
zum  Selbstkostenpreis  zu  übernehmen;  man  kann  in  diesem 
Fall  wohl  von  einer  halbstaatlichen  Organisation  sprechen, 
wie  solche  neuerdings  in  Baden  verwirklicht  worden  ist  (siehe 
unter  Ziffer  5  I).  Sei  es  nun,  dass  eine  solche  Verstaatlichimg 
übernommen  wird  etwa  als  Aequivalent  dafür,  dass  den  Pfand- 
briefen des  Instituts  regierungsseitig  pupillarische  Qualität  zuge- 
sprochen ist,  oder  aus  dem  Grund,  um  die  Errichtung  eines  staat- 
lichen Instituts  hintanzuhalten,  oder  aber,  weil  die  Leiter  des 
Instituts  demselben  nicht  bloss  eine  privatwirthschaftliche,  sondern 
auch  socialpolitische  Aufgabe  vindiciren  und  die  Durchführung 
letzterer  gegenüber  den  Actionären  im  Hinblick  auf  andere  gewinn - 
reiche  Geschäftszweige  der  Bank  (Häuserbeleihung!)  zu  recht- 
fertigen vermögen;  jedenfalls  werden  solche  Vorgänge,  so  be- 
deutungsvoll sie  im  Einzelfall  sich  darstellen,  Ausnahmen  von  der 
Regel  speculativster  Verwerthung  der  im  Bankbetrieb  thätigen 
Kapitalien  bilden  und  daher  das  über  die  grundsätzliche  Bedeutung 
der  staatlichen  oder  genossenschaftlichen  Organisation  Gesagte 
nicht  abzuschwächen  vermögen. 

5.  Thatsächliches  Vorkommen.     1.  Deutschland  und  zwar 

A)  Preussen:  1.  Landescreditanstalt  in  Hannover,  errichtet  unterm  18.  Febr. 
1^;  2.  Landeacreditkasse  in  Kassel  vom  23.  Juni  1832;  3.  Landesbank  in  Wies- 
baden vom  22.  Januar  1840.  Für  diese  ehemals  staatlichen  Institute  ist  durch 
die.Geselze  vom  25.  December  1869  die  staatliche  Haftbarkeit  beseitigt  worden 

')  Eine  sehr  anziehende  DarsteUung  des  gemeinnützigen  Wirkens  der  Boden- 
crvditanstalt  in  Kassel  giebt  Osius  im  Jedirbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  etc., 
^•^Z-  188Ö,  Heft  1. 
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und  anstelle  derselben  die  Haftbarkeit  de'r  Provinz,  bezw.  der  Communal- 
verbände  getreten;  4.  die  Landesbank  der  Rbeinprovinz  in  Düsseldorf  vom 
23.  April  1888,  hervorgegangen  aus  der  Rheinischen  Provinzialhilfskassef  die 
seit  1847  bestand,  und  die  Provinzialhilfskassen  für  Schlesien  und  Ost- 
preussen. 

B)  Andere   Deutsche   Staaten:   5.  Die  Landständische  Bank  des  königl. 

26.  Juli 
Sächsischen   Markgrafthums    Oberlausitz    in   Bautzen    vom   ^TT 1  1844: 

6.  die  Landescreditkasse  für  Hessen  vom  16.  October  1890  zugleich  Meliorations- 
creditkasse;  7.  die  Bodencreditanstalt  in  Oldenburg  vom  14.  Febr.  1883;  8.  das 
herzogliche  Leihhaus  in  Braunschweig   von  1766;   9.  die  herzogl.  Landesbank 

31.  August  1792 
in  Sachsen-Al.tenburg  vom  ^ — ^  .  ,    — TSl« '    ^^'    ^®    Landescreditkasse  iu 

Sachsen-Gotha  vom  23.  December  1863;  11.  die  Landescreditanstalt  in  Sachsen- 
Meiningen  vom  26.  August  1849;  12.  die  Landescreditcasse  in  Sachsen-Weimar 
vom  17.  November  1869;  13.  die  Landescreditkasse  in  Schwarzburg-Rudol- 
stadt  vom  1.  November  1866;  14.  die  Landescreditkasse  in  Schwarzburg- 
Sondershausen  vom  9.  Juli  18^. 

C)  Als  eine  Art  halbstaatlicher  Organisation  kann  das  in  Nr.  49  des 
Bad.  Landw.  Wochenblattes  von  1892  zum  Abdruck  gebrachte  Abkommen  gelten, 
das  die  Badische  Regierung  mit  der  Rheinischen  Hypothekenbank  iu 
Mannheim  £nde  1892  abgeschlossen  hat,  inhaltlich  dessen  bei  letzterem  Institut 
eine  besondere  Abtheilung  unter  dem  Namen:  „Landescreditkassenabtheilung  der 
Rheinischen  Hypothekenbank*^  errichtet  worden  ist  und  die  Darlehen  auf  ländUchen 
Grundbesitz  zum  Selbstkostenpreis  gewährt  werden  müssen,  der  sich  durch  den 
Zinsfuss  und  Curs  der  in  Ausgabe  befindlichen  Pfandbriefe  unter  verhältnissmässiger 
Berücksichtigung  der  allgemeinen  und  der  speciell  durch  das  landwirthschafUidie 
Darlehensgeschäk  veranlassten  besonderen  Geschäftskosten  bestimmt;  und  gemäss 
welchem  Abkommen  Provisionen  oder  Yerwaltungsgebühren  seitens  der  Bank  in 
keinem  Fall  berechnet  werden  dürfen.  Besondere  Berücksichtigung  in  dem  Ab- 
kommen haben  die  Darlehen  in  Annuitätenform  erfahren.  Die  Darlehensgebahmng 
der  Bank  in  Bezug  auf  den  ländlichen  Creditverkehr  untersteht  ständiger  ministe- 
rieller Aufsicht  und  kann  insbesondere  im  Fall  der  Yersag^nng  von  Darlehen  der 
Ministerialcommissar  Auskunft  über  die  Gründe  der  Ablehnung  begehren. 

D)  Von  grosser  Bedeutung  far  den  Hypothekarcredit  können  auch  die  Fonds 
werden,  die  im  Vollzug  des  Reichsgesetzes  vom  22.  Juni  1888  über  die  Invali- 
ditäts-  und  Altersversicherung  angesammelt  werden. 

n.  0 es ter reich.  Hier  sind  seit  1866  in  einer  Anzahl  Kronländer  unter 
Garantie  derselben  Pfandbriefanstalten  ohne  Erwerbstendenz  errichtet 
worden;  es  zählen  hierher:  1.  die  Hypothekenbank  für  Böhmen  in  Prag  (Ges.  t. 
14.  Januar  1866);  2.  die  Bodencreditanstalt  des  Herzogthums  Ober-  und  Nieder- 
schlesien in  Troppau  (Ges.  v.  26.  April  1867);  3.  die  Hypothekenbank  der  Mark- 
grafschaft Mähren  und  Brunn  (Ges.  v.  30.  August  1876);  4.  das  Institute  di  credito 
fondiario  del  Margraviato  d'Istria  in  Parenzo  (Ges.  v.  20.  October  1882);  6.  die 
Landesbank  des  Königreichs  Galizien  in  Lemberg  (Ges.  v.  21.  Juli  1888);  6.  die 
Niederösterr.  Landeshypothekenanstalt  in  Wien  (Ges.  v.  30.  Mai  1889) ;  7.  die  Landes- 
bank des  Königreichs  Böhmen  in  Prag  (Statut  v.  4.  Mai  1889);  8.  die  OberÖsterr. 
Landeshypothekenanstalt  in  Linz  (Ges.  v.  23.  Juli  1890).  Ton  diesen  Anstalten 
betreiben  einzelne  neben  Hypothekarcreditgeschäften  noch  andere  Creditgeschäfte,  die 
Böhmische  Landesbank  gewährt  insbesondere  auch  Meliorationscredit.  Der  Beuo- 
gewinn  der  Landesanstalten  dient  ausschliesslich  der  Speisung  der  Reservefonds; 
bei  sämmtlichen  Instituten  ist  der  Zinsfuss,  entsprechend  dem  Stand  des  Zinsfiisses 
auf  dem  allgemeinen  Kapitalmarkt,  „in  continuirlichem  Sinken  begriffen*.  Einzelne 
Anstalten  entwickeln  eine  sehr  rege  Thätigkeit  in  Bezug  auf  Umwandlung  hoch- 
veninslicher  Darlehen  anderer  Creditinstitute  in  Anstaltsdarlehen,  so  namenüich  die 
niederösterr.  Landesanstalt.  Alle  diese  Institute  beleihen  neben  dem  ländlichen 
auch  den  städtischen  Grundbesitz,  doch  ist  die  Inanspruchnahme  durch  ersteren  weit 
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überwiegend.    Die  Benutzimg   der  Landesanstalten   ist   eine  stetig  fortschreitende; 
der  Darlehensstand  hob  sich  von  1885—1889  von  89,2  anf  160,6  Millionen  Golden. 

m.  In  Rassland  bestehen  (nach  Röscher,  §  136,  Anm.  31)  seit  1764 
Beichsbanken  für  den  Adel  zu  Moskau  und  zu  Petersburg;  eine  Reichsleih- 
bank seit  1786  für  adligen  und  städtischen  Grundbesitz;  für  kleine  Darlehen  die 
.Collegien  der  allgemeinen  Fürsorge**  in  den  Gouyemements  sowie  seit 
1874  die  Bauernbanken  (unter  solidarischer  Haftung  der  Gemeinden).  —  Die 
seit  1883  in  Thatigkeit  befindliche  Banern-Agrarbank  ist  ein  staatliches  Credit- 
institat,  dessen  Wesenseigenthiimlichkeit  darin  besteht,  dass  es  nicht  Grundbesitzern 
Als  solchen  Darlehen  gewährt,  sondern  solchen,  die  es  werden  wollen,  durch 
(rewihmng  Ton  langterminirten  Darlehen  die  Möglichkeit  des  Besitzerwerbs  von 
UmdwirthM^aftlichen  Anwesen  verschafft.  Bis  1888  hat  die  Bank  rund  für  54  MiU. 
Rabel  Darlehen  an  Bauern,  bäuerliche  Genossenschaften  und  an  Gemeinden  ge- 
i;eben,  wofür  1,48  MilL  Dessätinen  erworben  werden  konnten,  (v.  Keussler  in 
der  Festgabe  f.  Haussen  1889,  S.  172  ff.) 


§  126.  Fortsetzung;  die  Landesculturrentenbanken 

insbesondere*). 

Im  Unterschied  von  dem  seither  gewürdigten  Besitzeredi t, 
mittelst  dessen  Werthstheile  von  dem  Out  abgestossen  werden,  ist 
es  der  Zweck  des  Meliorationscredits,  durch  verständnissvolle 
Hineinverwendung  von  Kapitalien  in  den  Grund  und  Boden  dem 
Gut  einen  Mehrwerth  hinzuzufügen,  der  in  höherer  Erträglichkeit 
der  bodenbewirthschaftenden  Thatigkeit  in  die  Erscheinung  tritt. 
Zur  BeMedigung  dieser  Art  des  Bodencredits  sind  verschiedentlich 
besondere  Creditorganisationen  geschaffen  worden  und  zwar  regel- 
mässig als  staatliche  oder  provinzielle  Institute,  die  den  Namen 
..Landesculturrentenbanken"  führen.  Zur  Würdigung  dieser 
Banken  ist  auf  folgende  Gesichtspunkte  hinzuweisen : 

1.  Das  Wesen  des  Meliorationscredits.  Bewässerungs- 
und Entwässerungsanlagen,  Schutz  des  Landes  gegen  üeber- 
schwemmungsgefahr  und  schädlichen  Bückstau,  Umwandlung  von 
Oedland  in  Ackerland  und  Wiese  oder  Forstland,  Incultumahme 
von  Moorländereien,  Zugänglichmachung  der  Grundstücke  und  Be- 
seitigung des  Flurzwangs  und  der  Parcellennoth  —  bedürfen  zu  ihrer 
gedeihlichen  Entfaltung  nicht  nur  des  Bestehens  eines  besonderen 
Hechts,  des  Verwaltungsrechts  der  Landescultur,  sowie 
der  Bereitstellung  von  zweckmässigen  Verwaltungseinrichtungen, 
insbesondere  eines  technisch  geschulten  Culturpersonals 
(vgl  Bd.  I,  Kap.  ni),  sondern  auch  einer  angemessenen  Credit- 


*)  VgL  hierzu  insbesondere  Schiff  in  der  S.  2  unten  citirten  Schrift,  S.  3 — 76; 
Knies,  a.  a.  0.,  Bd.  II,  8.  304  ff. 
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Organisation,  welche  die  Flüssigmachung  der  zur  Ausführunir 
der  Culturuntemehmungen  erforderlichen  Geldmittel  unter  an- 
gemessenen Bedingungen  ermöglicht.  Ist  nämlich  auch  der  Zweck 
der  Culturverbesserung  die  Herbeiführung  einer  Erhöhung  der 
Grundrente  und  wird  verständigerweise  eine  Verbesserung  nur  dann 
zur  Ausführung  kommen,  wenn  die  Kapitalauslage  in  den  zu  erwar- 
tenden Mehrerträgnissen  des  meliorirten  Grundstückes  ihre  Deckung 
findet,  so  ist  doch  in  der  Regel  diese  Deckung  erst  nach  einer  län- 
geren Beihe  von  Jahren  zu  erwarten;  in  gleicherweise  wie  bei  den 
Verpflichtungen  des  Besitzcredits  ist  daher  dem  meliorirenden  und 
zur  Durchführung  der  beabsichtigten  Meliorationen  auf  die  Hilfe 
des  Credits  angewiesenen  Grundbesitzer  mit  einem  kurzfristigen, 
kündbaren  Credit  nicht  gedient,  vielmehr  für  den  Meliorations- 
credit  ebenfalls  Langfristigkeit,  Unkündbarkeit  und  Mög:- 
lichkeit  langsamer  Amortisation  unbedingtes  Erforderniss. 
Am  besten  würde  es  allerdings  sein,  wenn  Gutsverbesserungen  aus 
vorhandenen  Baarbeständen  bestritten  werden  könnten,  zumal  in 
solchen  Fällen,  in  denen  mit  voller  Sicherheit  der  Erfolg  der  Ver- 
besserung nicht  vorausgesehen  werden  kann ;  doch  erweist  sich  dieser 
Weg  nur  bei  kleineren  Unternehmungen  gangbar;  und  in  sehr 
häufigen  Fällen  würde  daher  auf  solche  nicht  bloss  für  die  Einzel- 
wirthschaften,  sondern  wegen  ihrer  Rückwirkungen  auf  die  Boden- 
production  auch  für  die  Gesammtheit  werthvoUen  Unternehmungen 
verzichtet  werden  müssen,  wenn  es  an  Gelegenheit  zur  Aufnahme  der 
Meliorationskapitalien  unter  den  erwähnten  Bedingungen  mangeln 
würde.  Die  vorschussweise  Bestreitung  der  Kapitalien  aus  Mitteln 
der  Staatskasse  ist  zwar  bei  Unternehmungen  von  hervorragend 
volkswirthschafklicher  Wichtigkeit  (insbesondere  Drainagen)  mannig- 
fach beliebt  worden  (Bd.  I,  §  64,  Ziffer  2),  wird  aber  aus  guten 
Gründen  immer  Ausnahme  bleiben.  Mit  der  Verweisung  aber  auf 
bestehende  Privathypothekarcreditinstitute ,  welche  unkündbaren 
Amortisationscredit  gewähren,  ist  schon  desshalb  nicht  gedient,  weil 
diese  dem  kleineren  und  mittleren  Grundbesitz  schwer  zugänglich 
sind  und  weil  nach  den  geltenden  Beleihungsgrundsätzen  dieser  letz- 
teren Anstalten  der  von  der  Melioration  zu  erwartende  Mehrwerth 
des  Guts  nicht  beleihungsfähig  ist,  obwohl  gerade  hierauf  besonderer 
Werth  gelegtwerden  muss.  Zu  Gunsten  besonderer  Landescultur- 
rentenbanken  aber  hat  man  wohl  auch  geltend  gemacht,  dass  sie 
mit  gewissen,  aus  dem  allgemeinen  Interesse  an  der  Fördenmg 
derLandescultur  abzuleitenden  Privilegien  (Stempel-  und  Gebühren- 
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freiheit  etc.),  sowie  sonstigen,  für  die  Schuldner  sich  vortheilhaft 
erweisenden  Einräumungen  (je  nachdem  kostenlose  Verwaltung^ 
Gewährung  der  Darleihen  zu  einem  noch  unter  den  Selbstkosten 
stehenden  Zins  etc.)  ausgestattet  werden  könnten. 

2.  Innere  Einrichtung  der  Landesoulturrentenbanken. 
Die  Wirksamkeit  der  Banken  erstreckt  sich  auf  die  Gewährung 
von  Credit  für  alle  oder  für  bestimmte  Arten  von  Ciilturunter- 
nehmungen ;  sie  gewähren  Meliorationscredit  sowohl  an  Gemeinden, 
wie  an  Genossenschaften  und  Private.  Dieselben  sind  entweder 
staatliche  Anstalten  (Sachsen,  Bayern,  Hessen)  oder  Anstalten  der 
ProYinzial  -  (Communal -)  verbände ;  ihre  Mittel  beschaffen  sie  sich 
durch  Ausgabe  von  Landescultur  -  Rentenbriefen  oder  durch  vor- 
schuäsweise  Baarüberweisungen  aus  der  Staatskasse.  Die  Darlehen 
werden  als  seitens  der  Bank  unkündbare  Amortisationsdarlehen 
gegeben,  in  der  Begel  mit  einer  jährlichen  Mindesttilgungsquote 
von  \ 's — 1  ^Iq  ;  bei  der  Pfandbestellung  des  zu  meliorirenden  Grund- 
stücks darf  unter  gewissen  Voraussetzungen,  insbesondere  wenn  es 
sich  um  Be-  und  Entwässerungsanlagen,  um  Eeldbereinigungs- 
anlagen,  um  Urbarmachungen  und  Waldcultiuren  handelt,  der  von 
der  Melioration  zu  erwartende  Mehrwerth  mitberücksichtigt  und 
mitbeliehen  werden.  Vereinzelt  gemessen  bei  gewissen  Arten 
von  Culturuntemehmungen  (beispielsweise  bei  den  Drainagen)  die 
auf  das  zu  meliorirende  Grundstück  zu  legenden  Landescultur- 
renten  ein  Vorzugsrecht  vor  allen  anderen  auf  privatrechtlichen 
Titeln  beruhenden  hypothekarischen  Eintragungen,  sofern  innerhalb 
einer  gewissen  Frist  die  seitherigen  Unterpfandsgläubiger  nicht 
Widerspruch  erheben  (Preussen,  Bayern),  oder  es  kann  auch  diese 
fehlende  Zustimmung  durch  einen  Bescheid  der  oberen  Behörde 
ergänzt  werden  (Sachsen).  Die  Beitreibung  der  Landesculturrenten, 
denen  man  vereinzelt  (Sachsen,  Ungarn)  die  Eigenschaft  einer 
dinglich  auf  dem  Gut  haftenden  Beallast  gegeben  hat,  erfolgt  gemein- 
hin im  Wege  des  Verwaltungszwangsverfahrens ;  als  weiterer  Vortheil 
ist  denselben  vielfach  Stempel-  imd  Gebührenfreiheit,  insbesondere 
Freiheit  von  den  durch  die  Sicherheitsbestellung  veranlassten  Ein- 
tragungsgebühren, vereinzelt  auch  (Bayern  und  Sachsen)  die  Ueber- 
nahme  der  Verwaltungskosten  durch  die  Staatskasse  zugesichert. 

AU  ältestes  Institut  dieser  Art  ist  die  seit  1862  bestehende  Landescultur- 
nnitenbank  in  Sachsen  zu  erwähnen  (Gesetz  vom  26.  November  1861  und  1.  Juni 
1H72);  bis  1890  sind  bei  ihr  für  2391  Unternehmungen  16,3  HiU.  M.  MeUorations- 
Elchen  aufgenommen  worden.    In  Preussen  ist  durch   das  Gesetz  vom  13.  Mai 
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1879  die  Möglichkeit  geschaffen  worden,  Landescnltnrrentenbanken  als  Provinzial- 
anstalten  ins  Leben  zu  rufen,  es  haben  aber  davon  seither  nur  die  Provinzen 
Schlesien,  Schleswig-Holstein  und  Posen  Gebrauch  g^emacht;  wohl  mit  anch  aus 
dem  Grund,  weil  eine  Anzahl  Provinzialhilfskassen  bestimmungsgemäss  Meliorations- 
darlehen gewähren.  —  In  Hessen  wurde  durch  Gesetz  vom  20.  März  1880  eine 
Landescultur-Rentenkasse  errichtet,  diese  aber  nachmals  mit  der  durch  Gesetz  vom 
16.  October  1890  errichteten  Landescreditkasse  verschmolzen.  —  Die  in  Bajern 
mit  Gesetz  vom  21.  April  1884  errichtete  Landeskultur -Bentenanstalt  hat  das  Be- 
sondere, dass  der  Zinsfuss  für  MeUorationsdarlehen  durch  das  Gesetz  fest  normirt 
ist  (auf  3^/4  Vo) ;  trotz  dieser  Begünstigung  eines  billigen  Zinsfnsses  sind  bis  1890 
nur  161  Darlehen  mit  660000  M.  aufgenommen  worden,  darunter  nur  45  Darlehen 
im  Betrag  von  122000  M.  von  Einzelpersonen,  die  übrigen  von  Genossenschalten 
und  Gemeinden. 

3.  Würdigung  der  Landesculturrentenbanken.  Die 
an  diese  Anstalten  geknüpften  Erwartungen  haben  sieb  im  Allge- 
meinen nur  in  bescheidenem  Maasse  yerwirklicht  und  man  ist  aus 
der  yerbältnissmässig  geringen  Inanspruchnahme  ihrer  Dienste  wohl 
den  Schluss  zuziehen  berechtigt,  dass,  wo  überhaupt  eine  befrie- 
digende Organisation  des  Hypothekarcreditwesens,  d.h. 
«ine  solche  auf  gemeinwirthschaftlicher  Grundlage  besteht 
das  Bedürfniss  nach  der  Errichtung  besonderer  Landesculturrenten- 
banken mindestens  ein  zweifelhaftes  ist.  Wenn  gerade  im  letzten 
Drittel  dieses  Jahrhunderts  gegendenweise  eine  sehr  umfangreiche 
Landesculturthätigkeit  Platz  gegriffen  hat  und  zwar  gerade  auch  in 
solchen  Staaten,  in  denen  besondere  Landesculturrentenbanken  nicht 
bestanden  haben,  so  dürfte  daraus  zu  entnehmen  sein,  dass  das  vor- 
handene Meliorationscreditbedürfniss  ohne  solche  besondere  Gredit- 
organisationen  sehr  wohl  befriedigt  werden  kann.  Dies  wird  nament- 
lich dann  der  Fall  sein,  wenn  die  Gesetzgebung  die  Möglichkeit  zur 
Bildung  von  Culturgenossenschaften  auf  öffentlich-rechtlicher  Grund- 
lage und  mit  Zwangsbefugnissen  gegen  die  Genossenschaftsmit- 
glieder eröffnet,  oder  auch  da,  wo  die  Gemeinde  als  solche  für  be- 
stimmte Arten  von  Culturuntemehmungen  zur  vorschussweisen  Be- 
streitung der  Kosten  gesetzlich  verpflichtet  ist  (Bd.  I,  §  54,  Ziffer  4, 
§  62),  weil  diese  Genossenschaften  und  Gemeinden  unschwer  zu  gün- 
stigen Bedingungen  die  erforderlichen  Meliorationsdarlehen  werden 
aufnehmen  können.  Im  üebrigen  wird  der  Meliorationscredit  un- 
zweifelhaft auch  schon  durch  eine  dem  Meliorationscreditbedürfniss 
Rechnung  tragende  Gestaltung  des  Hypothekenrechts  günstig  beein- 
flusst  werden ;  wobei  insbesondere  von  Bedeutung  ist,  dass  mit  dem 
Princip,  wonach  jede  Werthserhöhung  einer  Sache  deren  juristische 
Schicksale  theilt,  jede  Hypothek  also  ipso  jure  auch  den  Werth- 
zuwachs  des  Pfandguts  ergreift,  gebrochen  und  an  dessen  Stelle 
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dem  anderen  Becbtsgrundsatz  Anerkennung  verscbafiFt  wird,  dass 
der  Meliorations-Werthzuwachs  dem  Meliorationsgläubiger  als 
Pfandobject  reservirt  bleibt;  es  kann  dadurcb  vermieden  werden, 
dass  der  Darleiber,  durcb  dessen  Yermittelung  die  Steigerung  des 
Bodenwerths  eingetreten  ist,  erst  nacb  Bezablung  aller  voran- 
gehenden Hypotbekargläubiger  seine  Befriedigung  erbält.  Dieser 
Forderung  ist  betreffs  der  von  Privaten  aufgenommenen  Meliorations- 
darlehen bis  jetzt  gar  nicbt  oder  nur  sehr  ungenügend  Becbnung 
getragen ;  doch  dürfte  das  Hindemiss  einer  ausgebreiteten  Meliora- 
tionsthätigkeit  in  einzelnen  Ländern  nicht  sowohl  in  solchen 
Lücken  des  Bechts,  als  in  anderen  Ursachen,  vor  Allem  in  dem 
Mangel  einer  richtigen  Organisation  des  culturtechnischen  Dienstes 
zu  suchen  sein ;  weil,  wo  diese  nicht  besteht,  es  der  grossen  Masse 
der  ländlichen  Bevölkerung  gegenüber  an  den  nöthigen  Anregungen 
auf  diesem  Gebiet  durch  die  eigens  hierfür  bestellten  Organe  (Gultur- 
iogenieure  mit  den  nöthigen  Unterbeamten)  fehlt;  weil  femer  beim 
Mangel  einer  solchen  Organisation  es  den  Betheiligten  ausser- 
ordentlich erschwert  ist,  mit  Sachkunde  bearbeitete  Meliorations- 
projecte  kostenlos  oder  gegen  billiges  Entgelt  zu  erbalten,  und 
weil  endlich  für  die  sachgemässe  und  Erfolg  versprechende  Durch- 
fiUmmg  solcher  Frojecte  keine  Sicherheit  gegeben  ist,  misslungene 
Unternehmungen  aber  auf  lange  Zeit  hinaus  abschreckend  wirken: 
wobei  auf  die  früheren  Ausführungen  (Bd.  I,  §  64)  zu  verweisen  ist. 

Anmerkung,  a)  Vergleiche  zu  den  vorstehenden  Ausführnngen  insbesondere 
i^'chiff,  a.  a.  0.,  8.  41  flf.,  wo  die  rechtlichen  Gestaltungsmöglichkeiten  des  Postu- 
lati:  ^der  alte  Boden werth  dem  früheren  Hjpothekargläubiger,  der  neue  Werth  dem 
XeliorationBgläubigeT'*,  eingehend  erörtert  sind,  aber  der  £influss  des  Hypotheken- 
rechis  auf  den  Umfang  der  Meliorationsuntemehmungcn  etwas  überschätzt  zu 
werden  scheint. 

b^  £in  Prioritätsanspruch  ist  dem  Meliorationsdarlehen  eingeräumt:  in 
Frankreich  durch  Gesetz  vom  17.  Juli  1856  über  die  Ausführung  von  Drainagen 
Dod  für  die  für  solche  Unternehmungen  gewährten  Staatsdarlehen;  in  Irland 
uid  England  durch  Terschiedene  Gesetze  aus  den  Jahren  1846,  1847,  1849  und 
1860  ebenfalls  für  Staatsdarlehen,  daneben  in  England  und  Schottland 
auch  gegenüber  Privatdarlehen  durch  ein  besonderes  Gesetz  vom  1.  August  1849. 
In  Italien  darf  nach  dem  Gesetz  vom  23.  Mai  1887  der  Gläubiger  bei  Darlehen 
för  BodoiTerbesserungen  und  Culturänderungen  ein  Pfandvorrecht  an  dem 
Xehr werth  sich  ausbedingen,  den  das  Gut  in  Folge  des  Darlehens  erlangen  wird, 
in  Ungarn  legt  ein  im  Jahr  1889  erlassenes  Gesetz  zur  Beförderung  des  Meliora- 
öonnresens  den  Amortisationsdarlehen  die  Eigenschaft  von  Reallasten  bei,  die 
frleich  nach  den  Staats-  und  Communalsteuem  vor  aUen  Hypotheken  rangiren.  In 
I^entschland  und  Oesterreich  endlich  ist  nur  gewissen  Arten  von 
Heliorationsgenossenschaften  das  Vorrecht  eingeräumt,  dass  ihre  statuten- 
niuisen  Umlagen  auf  die  beitragspflichtigen  Grundstücke  nach  Art  Öffentlicher 
abgaben  eine  stillschweigende  gesetzliche  Hypothek  mit  Vorrang  auch  vor  älteren 
Forderangen  haben;  siehe  für  Oesterreich  betreffs  der  Wassergenossenschaften 
die  Gttetze  vom  30.  Mai  1869  und  7.  Juni  1883;  für  Preussen  betreffs  der  Wassei^ 
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und  Waldgenossenschai'ten  und  der  Deichverbände  die  Gesetze  vom  1.  April  1879. 
6.  Juli  1875  und  28.  Januar  1848;  für  Bayern  betreffs  der  Ent-  und  Bewässerungs- 
genossenschaften das  Gesetz  vom  31.  April  1884,  für  Baden  und  Hessen  betreffs 
der  Wassergenossenschaften  die  Gesetze  vom  2ö.  August  1876  und  (was  Hessen  an- 
langt) vom  30.  Juni  1887  und  26.  September  1887  (Schiff,  a.  a.  O.,  S.  58  ff.» 
und  die  Angaben  in  Bd.  1,  §  62  u.  §  64,  Ziffer  2). 

c)  Wo  das  Grundeigenthum  verpachtet  ist  und  der  £igenthiimer  die  Me^ 
lioration  nicht  auf  eigene  Bechnung  bestreiten  will,  empfiehlt  es  sich,  dass  derselbe 
das  Meliorationskapital  dem  Pächter  unter  billigen  Bedingungen  darleiht,  welches 
Verfahren  bei  der  Preussischen  Domänenverwaltung  seit  1875  für  Ausführung  von 
Drainagen  durch  die  Pächter  eingeführt  ist  und  auch  bei  privaten  Yerpächtem  Nach- 
ahmung gefunden  hat. 


§  127.  Fortsetzung;  die  Hypothekenbanken. 

1.  Die  Hypothekenbanken  stellen  sich  als  kaufmännische 
Unternehmungen  dar,  die  das  Hypothekarcreditgeschäft  in  der  Alt- 
sicht der  Gewinnerzielung  gewerbsmässig  betreiben  und  in  der 
Begel  die  Form  der  Actiengesellschaft,  nur  sehr  ausnahmsweise 
die  der  eingetragenen  Genossenschaft  angenommen  haben.  Auf 
die  rechtliche  Gestaltung  und  die  bankmässige  Organi- 
sation der  Hypothekenactienbanken  ist  in  diesem  Zusammenhang 
nicht  näher  einzugehen  und  kann  es  genügen,  auf  folgende  Funkte 
hinzuweisen :  In  räumlicher  Beziehung  sind  der  Geschäftsthätigkeit 
der  Hypothekenbanken  in  der  Eegel  keine  Schranken  gezogen ;  als 
Actiengesellschafken  unterstehen  sie  den  Bestimmungen  des  Actien- 
gesellschaftsrechts ,  als  Pfandbriefinstitute  den  wegen  des  Bechts 
zur  Ausgabe  von  Pfandbriefen  bestehenden  besonderen  Normeu 
(siehe  oben  S.  87,  Anm.  1) ;  die  Ausgabe  neuer  Pfandbriefemissionen 
unterliegt  dabei  entweder  der  jeweiligen  besonderen  Genehmigunir 
der  Staatsbehörde  oder,  wo  dies  nicht  der  Fall,  pflegt  ein  bestimmtes 
Verhältniss  zwischen  Actienkapital  und  circulirendem  Pfandbrief- 
kapital  vorgeschrieben  zu  werden;  die  Gesammtsumme  der  Pfand- 
briefe darf  keinenfalls  die  Höhe  der  erworbenen  Hypotheken  über- 
steigen. Neben  dem  Hypothekengeschäft  pflegen  auch  andere 
Creditgeschäfte  betrieben  zu  werden ;  eine  übrigens  für  die  Pfand- 
briefbesitzer nicht  ganz  gefahrlose  Verquickung,  da  selbst  dann, 
wenn  den  Pfandbriefbesitzern  ein  Vorzugsrecht  an  den  Hypothekar- 
forderungen der  Bank  durch  Bestellung  eines  Faustpfandrechts 
durch  Gesetz  eingeräumt  ist  (S.  90),  doch  im  Falle  des  Conciurses 
alle  Gläubiger  ohne  Ausnahme  mit  ihren  Ansprüchen  Zugriff  auf 
das  Actienkapital  und  den  Eeservefond  haben.    Diese  Bedenken 
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bestehen  nicht,  soweit  die  Banken  Darlehen  ohne  hypothekarische 
Sicherheit  an  Corporationen  (Gemeinden ,  Communalverhände) 
Lieben,  es  stellt  sich  vielmehr  diese  Pflege  des  Corporationscredits 
ids  eine  durchaus  nützliche  Erweiterung  des  Geschäftskreises  der 
Hypothekenbanken  dar  und  es  ist,  wo  dies  Platz  greift,  den  Banken 
das  Becht  zur  Ausgabe  besonderer  Communalobligationen  einzu- 
räumen. Auch  die  Beleihung  eingetragener  Genossenschaften  kann 
in  Frage  kommen  und  in  Ermangelung  staatlicher  oder  genossen- 
j^chaftlicher  Bodencreditinstitute  kann  die  Herbeiführung  einer 
solchen  Geschäftsbeziehung  zwischen  den  Hypothekenbanken  und 
•len  ländlichen  Gredit-Genossenschaften  (örtlichen  Darlehenskassen) 
für  letztere  sich  sehr  werthvoU  erweisen.  Nicht  selten  sind  die 
Pfandbriefe  mit  pupillarischer  Qualität  ausgestattet  worden  (S.  123). 
Die  Darlehensbedingungen  betreffs  Kündbarkeit  und  Amortisations- 
weise sind  denkbar  mannigfaltig  gestaltet ;  die  Wahl  der  Darlehens- 
art wird  meist  in  das  Ermessen  der  Darlehensnehmer  gestellt,  soweit 
nicht  „Normativbedingungen"  wie  in  Preussen  der  freien  Beweg- 
lichkeit in  der  Art  der  Darlehensgewährung  Schranken  ziehen;  die 
<irundsätze  der  Beleihung  weisen  ebenfalls  grosse  Verschieden- 
artigkeit auf  (Beleihung  von  50 — 66^U^lo  des  ermittelten  Taxwerths). 
IMe  überwiegende  Mehrzahl  der  deutschen  Hypothekenbanken 
zeichnet  sich  durch  geschäftliche  Solidität  aus,  die  freilich  hin- 
iT'^sehen  auf  die  Nöthigung,  das  Vertrauen  des  Kapitalistenpublikums 
zu  den  ausgegebenen  Pfandbriefen  zu  erhalten,  lediglich  „eine  von 
der  geschäftlichen  Klugheit  dictirte  Zwangsmaassregel  ist". 

Die  Hypothekenbanken  unterstehen  einer  staatlichen  Aufsicht 
(entweder  besonderen  Commissarien  oder  bestimmten  höheren  Ver- 
waltungsbehörden);  in  Preussen  ist  die  Geschäftsthätigkeit  durch 
..Normativbestimmungen"  geregelt,  denen  indess  nicht  alle 
Hypothekenbanken  unterworfen  worden  sind. 

2.  Würdigung  der  Hypothekenbanken.  Die  voraus- 
;jegangenen  Betrachtungen  (§  119  fF.)  lassen  darüber  keinen  Zweifel 
zu.  dass  dem  ländlichen  Grundbesitz  mit  der  Verweisung  auf  das 
Beatehen  von  Hypothekenbanken  allein  unmöglich  gedient  sein 
kann;  wie  sich  denn  in  der  That  die  grossen  Erwartungen,  die 
in  ländlichen  Kreisen  an  das  Entstehen  zahlreicher  Creditinstitute 
dieser  Art  seit  den  sechziger  Jahren  in  Deutschland  und  ander- 
wärts geknüpft  worden  sind  und  wie  insbesondere  auch  die  Ge- 
schichte des  älteren  französischen  Credit  foncier  darthut,  nur  zum 
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geringen  Theil  erfüllt  haben.    Im  Einzelnen  ist  hier  auf  folgende 
Gesichtspunkte  hinzuweisen  ^) : 

a)  Wie  jede  Actiengesellschaft,  so  ist  auch  die  Hypotheken- 
actienbank  im  Interesse  der  Actionäre  thätig  zu  sein  verpflichtet, 
welch  letztere  auf  eine  möglichst  hohe  Verzinsung  ihrer  in  Actien 
angelegten  öeldkapitalien  Anspruch  erheben ;  auf  das  kapitalistisch- 
speculative  Princip  in  der  Geschäftsleitung  kann  daher  die  Hypo- 
thekenactienbank  nicht  verzichten,  ohne  mit  der  innersten  Natur 
ihres  Wesens  selber  in  Widerspruch  zu  gerathen.  Das  Maass  und 
die  Art  ihrer  Dienste  steht  daher,  wie  Knies  richtig  betont,  in 
Abhängigkeit  von  dem  Maass  des  gleichzeitigen  Yortheils  fOr  die 
Bank  selber,  so  dass  in  allen  GollisionsfäUen  zwischen  jenem 
Nutzen  und  diesem  Yortheil  die  Entschliessung  zu  Gunsten  des 
letzteren  ausfallen  wird.  Der  Aufgabe,  den  Schuldnern  die  grösst- 
möglichsten  Dienste  zu  leisten  und  dieser  Aufgabe  an  jeder  Stelle 
und  unter  allen  Umständen  treu  zu  bleiben,  kann  daher  nur  ein 
nach  dem  Grundsatz  der  Gemeinwirthschafklichkeit  geleitetes  Credit- 
Institut  entsprechen;  auch  kann  nur  letzteres  im  Allgemeinen  ge- 
neigt sein,  dem  in  augenblicklichen  Verlegenheiten  befindlichen 
Schuldner  gegenüber  die  mit  der  Sicherheit  des  Instituts  irgend 
verträgliche  Nachsicht  walten  zu  lassen,  während  ein  kapitalistisch- 
speculativ  betriebenes  Institut  alsbald  zu  executivischen  Maass- 
regeln übergehen  muss;  ja  die  speculative  Tendenz  kann  leicht 
Veranlassung  sein,  in  Zeiten  mit  steigenden  Grundstückszinsen 
ein  rigoroses  Vorgehen  zum  Zweck  der  Erwerbung  der  zur  Zwangs- 
vollstreckung gebrachten  Güter  geradezu  in's  Werk  zu  setzen*). 

b)  Mit  dieser  für  die  Actienbanken  maassgebenden  Geschäfts- 
maxime hängt  es  zusammen,  dass  die  Actienbanken  der  Beleihung 
des  mittleren  und  kleineren  ländlichen  Grundbesitzes 
erfahrungsgemäss  widerstreben,  dessen  ordnungsmässige Befriedigung 
eben  eine  sehr  viel  kostspieligere  und  mühevollere  Organisation 
erheischt,  als  etwa  die  Beleihung  des  Grossgrundbesitzes  oder  des 
mit  Vorliebe   von  diesen  Instituten  in   die  Creditgewährung  ein- 

^)  Vgl.  hierzu  den  von  Knies  an  die  Commisaion  der  I.  Bad.  Kammer  auf 
dem  Landtag  1883/84  erstatteten  Bericht  üher  die  Verschuldung  und  das  Creditwesen, 
S.  8 ff.;  Gamp,  a.  a.  0.,  S.  52;  Freiherr  v.  Getto  im  Referat  für  den  Deutschen 
Landwirthschaftsrath  (Jahrg.  1884,  S.  61  ff.,  und  femer  Jahrg.  1887,  S.  407  ff.);  sodann 
▼.  Stengel,  a.  a.  0.,  S.  897  ff.;  und  als  Vertreter  gegentheiliger  Anschauungen 
Hecht,  Die  staatlichen  und  provinzieUen  Bodencreditinstitute  etc.,  Bd.  I,  S.  624  ff. 
und  die  oben  dtirte  Schrift  von  J.  Goldschmidt. 

*)  E.  Struck  in  SchmoUer's  Jahrb.  f.  GesetzgebungTetc.,  Jahrg.  1881,  8.  832. 
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bezogenen  städtischen  Häuserbesitzes.  Selbst  da,  wo  an  sieb  eine 
Geneigtheit  auch  zur  Beleihung  des  ländlichen  Orundbesitzes  in 
grösserem  umfang  besteht,  müsste  schon  die  centralistische  Orga- 
nisation dieser  Institute,  die  recht  eigentlich  auf  die  Gebäude- 
beleihung  in  grossen  Städten  zugeschnitten  ist,  ihrer  Benützung 
durch  den  ländlichen  Grundbesitz  hinderlich  im  Wege  stehen ;  die 
Herbeiführung  einer  Decentralisation  des  Geschäftsbetriebs  aber 
durch  Einrichtung  zahlreicher  Filialen  oder  Agenturen  wird,  eben 
im  Hinblick  auf  den  Kostenpunkt,  meist  nicht  beliebt. 

Nun  besteht  aber  gerade  auch  für  den  mittleren  und  kleineren 
Grundbesitz,  zumal  in  den  Gebieten  des  Anerbenrechts,  ein, 
wenn  auch  subjectiv  nicht  immer  empfundenes,  objectiv  aber  un- 
leugbar vorhandenes  Bedürfniss  nach  Creditorganisationen ,  die  es 
ermöglichen,  die  zur  Abfindung  der  Geschwister  im  Erb  weg  erforder- 
lichen Kapitalien  nicht  unter  allzu  drückenden  Bedingungen  zu  er- 
halten; wie  denn  sicherlich  nichts  mehr  zerstörend  auf  die  In- 
stitution des  Anerbenrechts  einwirken  müsste,  als  die  Erkenntniss 
der  Betheiligten,  dass  die  Erbabfindungsschulden  nicht  zu  solchen 
Bedingungen  erhältlich  sind,  die  deren  regelrechte  Verzinsung  und 
Tilgung  in  absehbarer  Zeit  ermöglichen.  Zumal  wo  gesetzliche 
Untheilbarkeit  der  Liegenschaften  und  desshalb  Zwangsanerbenrecht 
oder  doch  ein  kraft  Gesetzes  wirksames  Intestatanerbenrecht  in  Gel- 
tung ist  und  desshalb  die  Erbabfindungen  den  Charakter  von  staat- 
lich verordneten  Zwangsschulden  annehmen,  würde  sich  der  Gesetz- 
geber in  Widerspruch  mit  sich  selber  versetzen,  wenn  er  die  aus 
Gründen  des  öffentiichen  Interesses  mit  solchen  Zwangsschulden 
belasteten  ländlichen  Grundbesitzer  für  die  dessfallsige  Inanspruch- 
nahme auf  den  guten  Willen  des  privaten  Geldkapitals  in  Gestalt 
TonActienbanken  oder  gar  auf  Organisationen  unvollkommenerer  Art 
(wie  Sparkassen,  kirchliche  Institute  etc.)  verweisen,  also  unter- 
lassen wollte,  ihnen  die  Dienste  eines  Instituts  zur  Verfügung  zu 
stellen,  das  kraft  der  ihm  durch  Normen  des  öffentlichen  Rechts 
zugewiesenen  Aufgabe  jedes  darlehenswürdige  Gesuch  zu  berück- 
sichtigen die  statutenmässige  Verpflichtung  hat.  Das  Drängen  des 
ländlichen  Grundbesitzes  auf  Schaffung  besonderer,  nicht  durch 
Erwerbstendenzen  in  ihrem  Geschäftsbetrieb  beherrschter  landwirth- 
schaftlicher  Creditinstitute  bleibt  desshalb  begreiflich  und  es  würde 
von  einer  völligen  Verkennung  der  Sachlage  zeugen,  diesem  Drängen 
durch  den  Hinweis  auf  das  Vorhandensein  zahlreicher  Hypotheken- 
banken entgegentreten  zu  wollen. 
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c)  Eine  technische  Ueberlegenheit  der  Hypothekenactien- 
banken  über  die  genossenschaftlich  oder  staatlich  organisirten 
Institute  in  dem  Sinn,  dass  sie  mehr  kaufmännisch  als  bureau- 
kratisch  geleitet  werden,  kann  gegebenenfalls  vorhanden  sein;  sie 
ist  aber  nicht  nothwendig  ein  den  Actienbanken  ausschliesslich  zu- 
kommender Vorzug,  zumal  ja  nichts  im  Wege  steht,  zur  Leitung 
der  staatlichen  etc.  Anstalten  die  auch  in  banktechnischer  Hinsicht 
erfahrensten  Persönlichkeiten  zu  berufen.  Mag  auch  in  der  Ver- 
gangenheit die  Bankpolitik  der  Landschaften  und  der  staat- 
lichen Creditkassen  nicht  immer  eine  ganz  glückliche  gewesen  sein, 
so  muss  man  berücksichtigen,  dass  eben  auch  hier  erst  „Schule'' 
gemacht  werden  musste  und  dass  der  Hypothekenactienbankbetrieb 
an  die  Erfahrungen  dieser  älteren  Organisationen  lediglich  anzu- 
knüpfen brauchte,  Missgriffe  also  viel  leichter  zu  vermeiden  in  der 
Läge  war.  Muss  doch  ein  grundsätzlicher  Freund  des  Hypotheken- 
actienbankwesens  einräumen,  dass  die  älteren  Landescreditkassen 
jedenfalls  in  organisatorischer  Hinsicht  in  gutem  Sinn  vor- 
bildlich für  das  Bodencreditwesen  im  Ganzen  gewirkt  haben  (S.  163). 

3.  Ob  der  Einwand  richtig  ist,  dass  die  Darleihen  der  Hypo- 
thekenbanken durchweg  theuerer  sein  müssen,  als  die  von  ge- 
meinwirthschaftlich  verwalteten  Instituten,  weil  den  Grundbesitzern 
jedenfalls  der  Gewinn  der  Actionäre  entgeht,  mag  dahin  gestellt 
bleiben^),  ja  es  kann  sogar  eingeräumt  werden,  dass  jener  Gewimi 
vielfach  lediglich  dem  Umstand  seine  Entstehung  verdankt,  dass 
die  Hypothekenbanken  geschickter  in  der  gewinnbringenden  An- 
lage der  in  kleinen  Beträgen  eingehenden  Annuitäten  sind,  als 
etwa  die  minder  kaufmännisch,  minder  speculativ  auch  nach  dieser 
Richtung  hin,  geleiteten  Staats-  oder  Genossenschafksinstitute. 
Wer  ein  Geschäft  zu  seinem  Unterhaltsberuf  macht,   der  braucht, 

')  Es  ist  immerhin  bemerkenswert}!,  dass  in  5  österr.  Hypothekenbanken  1889 
der  Reingewinn  zwischen  6  und  27  7o  ^^^  Actienkapitals  schwankte  und  sich  im 
Durchschnitt  auf  19  Vo  ^^^  ^^^s  der  Normalzinsfiiss  durchschnittlich  auf  ö^s  % 
sich  steUte,  während  der  Zinsfass  der  Landeshypothekenbanken  1889  von  100  Bar- 
lehen betrug:  4  7o  ^«i  60,  4V9  7o  bei  11,  5  %  bei  28,  öV«  7o  bei  1;  und  die 
Conversion  der  hochverzinslichen  Darlehen  in  niederverzinslicäie  (4*/oi^e)  sieb  in 
wachsendem  Maasse  vollzieht.  (Schiff,  a.  a.  0.,  S.  143 ff.)  Nach  Schrant  steUten 
sich  die  bei  26  deutschen  Hypothekenbanken  in  den  Jahren  1875/80  vertheilten 
Dividenden  im  Durchschnitt  zwischen  5,6  und  8,6  °/o  und  es  bezahlten  1880  bis 
6  7o  16  Gesellschaften,  bis  9  7«  7  Gesellschaften,  über  9  7o  3  GeseUschaften.  1891 
wurden  von  21  Deutschen  Hypothekenbanken  Dividenden  zwischen  SS'a  nnd  127«  ^U 
vertheilt  und  es  bezahlten  ö  bis  einschliesslich  7  7o  13;  8— 107o  4;  über  10  7o 
1  Bank;  wobei  indess  zu  beachten  ist,  dass  der  Schwerpunkt  der  G^schäfisthätig- 
keit  der  Hypothekenbanken  in  der  Beleihung  des  städtischen  Immobilien- 
besitzes  liegt. 
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meint  Bosch  er,  seine  Eiinden  nicht  theuerer  zu  bedienen,  als  der 
unentgeltlich  arbeitende  Dilettant;  und  jedenfalls  mag  die  gelegent- 
lich der  H3^otheken-Enqu§te  von  1868  gefallene  Aeusserung,  die 
Hypothekenbanken  seien  den  Geiern  zu  vergleichen,  die  darauf 
warten,  die  Ueberreste  des  Gnmdvermögens  als  Dividende  zu  ver- 
speisen, eine  starke  Uebertreibung  in  sich  schliessen.  Aber  auch 
wenn  eine  Hypothekenbank  aus  diesen  Gründen  in  der  Lage  sich 
befände,  ihre  Darlehen  zu  ähnlichen  Bedingungen  zu  gewähren, 
wie  ein  nach  dem  Grundsatz  der  Gemeinwirthschafklichkeit  ver- 
waltetes und  desshalb  die  Darlehen  zum  Selbstkostenpreis  gebendes 
Staats-  oder  Genossenschaftsinstitut,  so  wäre  damit  doch  dem  länd- 
lichen Grundbesitz  insolange  nicht  gedient,  als  ihm  die  Hypotheken- 
banken ihre  Dienste  nicht  zur  Verfügung  stellen.  Mit  anderen 
Worten,  die  „Creditnoth"  in  dem  Sinne,  dass  der  Grundbesitz  an- 
gemessenen Anstaltscredit  in  Form  unkündbarer  Amortisations- 
darlehen erhalte,  kann  trotz  des  Vorhandenseins  von  Hypotheken- 
banken fortbestehen;  und  eine  endgiltige  Beseitigung  solcher 
Oreditnoth  kann  daher  der  Regel  nach  nur  von  der  Schaffung  von 
Organisationen  der  in  den  vorausgegangenen  Paragraphen  gOr 
schilderten  Art  erwartet  werden.  In  der  Thatsache  der  Errichtung 
der  Landeshypothekenbanken  in  Oesterreich,  der  Landescreditkassen 
in  Oldenburg  und  Hessen  als  Schöpfungen  neueren  Datums,  sowie 
in  den  Bestrebungen  auf  Schaffung  solcher  Institute  in  verschiedenen 
deutschen  (Baden,  Elsass-Lothringen)  und  ausserdeutschen  Staaten 
(Frankreich,  Schweiz),  tritt  die  Nothwendigkeit  jenes  Bedürfnisses 
in  markanter  Weise  zu  Tage;  und  die  Warnung,  derartige  Staats- 
institute, weil  durch  kein  zwingendes  Bedürfniss  veranlasst,  gewisser- 
maassen  „auf  Lager"  zu  schaffen,  dürfte  desshalb  ein  vergebliches 
Bemühen  bleiben.  Die  Mahnung,  dass  auch  die  Actiengesellschafts- 
banken  und  die  sonstigen  privaten  Creditvermittelungsanstalten  sich 
bewusst  bleiben  sollen,  „dass  sie  (ebenfalls)  socialpolitische 
Aufgaben  zu  lösen  haben,  also  den  Beruf  empfinden,  eng  mit 
dem  kleineren  Wirthschaftsgebiet  zu  verwachsen,  in  welchem  sie 
domicilirt  sind,  Fühlung  nicht  nur  mit  der  städtischen,  sondern 
auch  der  ländlichen  Bevölkerimg  zu  suchen  und  zu  finden  und 
allmählich  als  ein  einheitliches  Glied  in  die  wirthschaftliche  Organi- 
sation einer  Provinz  oder  eines  Staats  sich  einzufügen"  (Hecht)  — 
wird  wohl  nur  ausnahmsweise  von  Erfolg  begleitet  sein;  jedenfalls 
wird  ein  privates  Institut  zu  dieser  Höhe  der  Auffassung  seiner 
Aufgabe   gegenüber   dem   ländlichen   Grundbesitz   nur  dann   sich 
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emporzuringen  und  die  Bethätigung  einer  solchen  Auffassung  den 
Actionären  gegenüber  nur  dann  mit  Aussicht  auf  Erfolg  durch- 
zuführen vermögen,  wenn  der  schon  durch  die  Beleihung  des 
städtischen  Gnind  und  Bodens  sich  ergebende  Geschäftsgewinn 
ein  solcher  ist,  dass  daneben  auf  einen  lucrativen  Betrieb  des  länd- 
lichen Beleihungsgeschäfts  leichteren  Herzens  verzichtet  werden 
kann.  Solche  ausnahmsweisen  Verhältnisse  können  indess  fQr  die 
grundsätzliche  Würdigung  der  beiderlei  Arten  von  Boden- 
creditinstituten  ausschlaggebend  nicht  sein^). 

e)  Wohl  aber  ist  entscheidend  der  Umstand,  dass  ein  nach 
gemeinwirthschaftlichen  Rücksichten  verwaltetes  Instistut 
vermöge  seiner  beherrschenden  Stellung  regulirend  auf  die  Be- 
dingungen der  Darlehensgewährung  einzuwirken  in  der  Lage  ist, 
und  mit  Recht  hat  Schmoller  einem  solchen  Institut  die  Rolle 
„einer  Art  volkswirthschaftlichen  Censorenamts"  zugeschrieben, 
dessen  Einfluss  schliesslich  auch  die  kleineren  Creditvermittelunsrs- 
anstalten  und  selbst  der  private  Darlehensverkehr  sich  auf  die 
Dauer  nicht  entziehen  können^.  Wo  die  Concurrenz  eines  solchen 
Instituts  fehlt,  wird  eben  die  Erwerbstendenz  der  privaten  Credit- 
institute  immer  wieder  in  einer  die  Interessen  des  Grundbesitzes 
schädigenden  Weise  zu  Tage  treten  können  und  werden  bestimmte 
Erleichterungen  und  Vergünstigungen  auch  im  Wege  von  „Normativ- 
vorschriften" um  so  weniger  sich  erzwingen  lassen,  als  das  Privat- 
institut sich  dem  Zwange  solcher  Bestimmungen  durch  Verzicht 
auf  das  ländliche  Darleihgeschäft  jederzeit  entziehen  kann.  Die 
Paratstellung  von  Hypothekenactienbanken  und  anderen  privaten 
Creditanstalten  mag  daher  immerhin,  solange  es  zu  anderweiteii 
Organisationen,  sei  es  auf  genossenschaftlichem,  sei  es  auf  dem 
Wege  staatlicher  oder  provinzieller  Anstalten,  nicht  kommt,  als 
ein  erwünschter  Nothbehelf  erscheinen,  eine  erschöpfende  Lösung 
der  Organisationsfrage  kann  nur  von  der  Betretung  des  letzteren 
Wegs  erwartet  werden. 


')  Siehe  bezüglich  der  citirten  SteUe:  Hecht,  in  der  Eingangs  angefiihrtru 
Schrift  „Die  staatlichen  etc.  Bodencreditinstitute",  Bd.  I,  S.  634.  Derselbe  Schrift- 
steller räumte  in  einer  älteren  Schrift:  „Die  Mündel- nnd  Stiftungsgelder  etc.**,  1875, 
S.  171,  selber  ein:  „Die  Unterordnung  des  Erwerbszweckes  unter  das  ernst«  Streben, 
den  Realcredit  zu  fördern,  die  maassvolle  Handhabung  der  durch  die  Statuten  gi*- 
gebenen  Rechte  und  die  weise  Selbstbeschränkung  gegenüber  mannigfachen  Lockungen 
ist  öfter  in  den  Statuten  von  Actiengesellschaften  auch  für  den  Bodencredit  be- 
tont, als  sie  thatsächlich  befolgt  wird". 

*}  Schmoller  in  Thiel's  landwirthschaftlichen  Jahrbücheni,  Bd.  XI,  S.  627. 


Abschn.  IV.   §  127.    Die  Hypotliekenbauken.  179 

Vorkommen.  Zu  den  ältesten  Creditanstalten  gehört  die  im  Jahr  1668 
gegründete  ^Bank  von  Stockholm**,  die  bemerkenswerther  Weise  schon  1754  die 
Annuitätenform  (Amortisation  durch  Zahlung  von  öVo  über  die  Zinsen)  einführte. 
Hiervon  abgesehen  sind  indess  die  Actienhjpothekenbanken  eine  Schöpfung  neueren 
Datums  und  in  Deutschland  wie  in  Oesterreich  in  grösserer  Anzahl  erst 
seit  den  sechziger  Jahren  entstanden,  zum  Theil  als  Frucht  der  damals  in  besonders 
breitem  Umfang  gepflogenen  Erörterungen  über  die  Reform  des  Grundcreditwesens. 
Im  Einzelnen  ist  zu  bemerken:  1.  In  Deutschland  ist  die  älteste  Hypothekenbank 
die  in  Bayern  durch  Gesetz  vom  1.  Juli  1834  errichtete  Bayerische  Hypo- 
theken- und  Wechselbank;  sie  ist  zugleich  Lombard- und  Creditbank  und  war 
läogere  Zeit  auch  Notenbank;  wie  ihr  denn  von  Anfang  ab  als  Gegenleistung  für 
da«  Xotenprivileg  die  Verpflichtung  auferlegt  wurde,  einen  Mindestbetrag  von  12  Mill. 
<tnlden  dem  Grund  und  Boden  in  Bayern  gegen  4  7o  Verzinsung  mit  annuitäten- 
weiser Tilgung  zu  beleihen;  ihre  volle  bankmässige  Organisation  datirt  indess  erst 
von  1864  mit  der  in  diesem  Jahre  erstmals  erfolgten  Ermächtigung  zur  Ausgabe 
von  Pfandbriefen.    Dem  Institut  wird  eine  erspriessliche  Wirksamkeit  zuerkannt. 

Im  Ganzen  bestehen  zur  Zeit  in  Deutschland  einige  zwanzig  Hypothekenbanken, 
die  Ende  1889  über  3000  Millionen  Mark  Pfandbriefe  in  Umlauf  hatten  und  ein 
Actiencapital  von  332  Mill.  M.  aufwiesen.  (Eine  Aufisählung  der  Banken  bei  Hecht 
in  dessen  Aufsatz:  „Hypothekenactienbanken'*  im  Hdwb.  d.  St.-W.)  Zu  dem 
Verzicht  auf  Erwerbstendenz  bei  der  Rhein.  Hypothekenbank  in  Mannheim 
und  dem  eigenartigen  Vertragsverhältniss  der  Bank  mit  der  Badischen  Regierung 
ober  die  Beleihung  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  Baden  ist  auf  die  Anmerkung 
auf  S.  166  zu  verweisen. 

Für  die  Preussischen  Hypothekenbanken  sind  besondere  „Normativ- 
bestimmungen'' erlassen  worden,  deren  Revisionsbedürftigkeit  aber  seit  Jahren 
behauptet  wird,  wie  denn  die  Erlassung  anderweiter  Bestimmungen  dieser  Art  seit 
nniger  Zeit  geplant  ist.  (Vgl.  den  im  Deutschen  Oekonomist  in  Nr.  ölö  des 
Jahrgangs  1892  mitg^theilten  amtlichen  Entwurf.) 

2.  In  Oesterreich-Ungarn  bestehen  zur  Zeit  6  Hypothekenbanken,  deren 
Entstehnngszeit  in  die  Zeit  s^ischen  18Ö6  und  1884  fallt;  das  Hauptgebiet  ihrer 
Thätigkeit  ist  das  relativ  ka^italarme  Ungarn;  denn  von  einem  Darlehensbestand 
im  Ganzen  von  229,1  Mill.  Gulden  entfallen  auf  Ungarn  143,2;  auf  Oesterreich  nur 
H5^  IGIL  Gnlden.  SämmtUche  Institute  dienen  gleich  den  in  Deutschland  befindlichen 
Anstalten  vornehmlich  dem  Interesse  der  Häuser-  und  Grossgrundbesitzer, 
-denen  sie  hohe  Darlehen  zwar  theuerer  als  marktüblich,  sonst  aber  wohl  unter 
rntsprechenden  Modalitäten  gewähren.  Kleine  Crcdite  auf  bäuerliche  Liegen- 
schaften gehören  zu  den  seltenen  Ausnahmen".    (Schiff  a.  a.  0.,  S.  132.) 

3.  Frankreich.    Hier  wurden  die  grundlegenden  Bestimmungen  für  Boden- 
Kreditinstitute    durch    das    Decret   vom  28.  Februar  1852  getroffen,    ohne    dass    es 
indessen  zur  Bildung   der    darin   vorgesehenen  Bodencreditgesellschafteu  in 
den  einzelnen  Departements  kam,  vielmehr  wurde  die  Pariser  Bank,  die  den  Namen 
''redit  foncier  de  France  annahm,  ausschliesslich  mit  dem  Privileg  der  Pfand- 
briefausgabe    ausgestattet   und   mit    einer  Staatssubvention  von  10  Mill.  Francs  be- 
(facbt;  durch  ein  späteres  Decret  vom  6.  Juli  1854  erhielt  sodann  das  Institut  eine 
der  Französischen  Bank  nachgebildete  halbstaatliche  Organisation,  die  ins- 
^•esondere   in    der    regierungsseitigen  Ernennung  der  Gouverneure    der  Bank    zum 
Andruck  kommt.   Eine  18^  errichtete  Zweiganstalt  der  Bank  zur  Vermittlung  des 
^triebscredits  ((Vedit  agricole)  ist  später  wieder  eingegangen.     Der  centra- 
Ustisch-bureaukra tische  Charakter  der  Anstalt   hat  es  verhindert,   dass  sie 
dem  Grundbesitz  besondere  Dienste   leistete;    geschweige  denn,    dass  in  Erfüllung 
äT^gangen  wäre,    was    ein   zeitgenössischer  französischer  Minister  (Persigny)  von 
<ler  neuen  Gründung  erhoffte:  „On  peut  prevoir  le  jour,  ou  le  sol  sera  affranchi  de 
la  dette  hypothecaire,  que   Ini  ont  l^gu^e  les  siecles".    Der  Schwerpunkt   der  Ge- 
•^chafte  ruhte  von  Anfang  und  ruht  noch  immer  in  der  Beleihung  des  städtischen 
Ö^^itzes.    Der  Umstand,    dass  nach  der  französischen  Gesetzgebung  die  Pfand- 
brief^Unbiger  auf  eine  vorzugsweise  Befriedigung  aus  den  von  der  Bank  erworbenen 
hypothekarischen  Forderungen  ein  Recht  nicht  haben,  hat  sich  in  kritischen  Zeiten 
wiederholt  durch  ungünstigen  Cursstand  der  Pfandbriefe  bemerkbar  gemacht, 
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4.  Italien.  Neben  8  älteren  Grundcreditbanken  hat  das  Gresetz  vom  17.  Juli 
1890  die  Errichtung  einer  neuen  privilegirten  Anstalt  mit  einem  Kapital  von  100  Mill. 
Lire  gestattet ;  die  Bank :  Institute  italiano  di  credito  fondiario  kann  in  jedem  Theil 
des  Königreichs  ihre  Thätigkeit  ausüben,  während  die  8  älteren  Anstalten  auf  be- 
stimmte Territorialzonen  eingegrenzt  sind;  eine  Fusion  der  alten  mit  der  neuen 
Bank  ist  vorgesehen.  Alle  £ese  Bodencreditiustitute  haben  das  Recht  zur  Ge- 
währung von  Hypothekendarleihen,  die  auf  mindestens  10,  höchstens  50  Jahre 
berechnet  und  mit  Amortisation  rückzahlbar  sein  müssen;  ausserdem  zur  Eröffiiung 
von  activen,  mit  Hypotheken  gesicherten  Contocorrents. 

6.  In  der  Schweiz  besitzt  nahezu  jeder  Canton  eine  Bank,  die  neben  anderen 
Oreditgeschäften  auch  Hypothekargeschäfte  betreibt,  darunter  eine  Anzahl  reiner 
Hypothekenbanken. 


Abschnitt  V. 

Der  landwirthschaftliche  Betriebseredit  nnd  seine 

Organisation. 

Vorbemerkung. 

Die  Frage  nach  der  besten  Lösung  des  Betriebscreditproblems  hat  seit 
den  sechziger  Jahren  eine  sehr  reichhaltige  Literatur  gezeitigt,  die  recht  eigentlich 
als  eine  Streitliteratur  bezeichnet  werden  kann,  da  es  sich  hierbei  wesentlich 
um  die  Entscheidung  darüber  handelt,  ob  die  Schulze-Delitzsch^schen  Vor- 
schusskassen oder  ob  die  nach  dem  System  von  Baiff eisen  eingerichteten 
Darlehenskassen  (ländliche  Creditvereine)  in  höherem  Maasse  den  Bedürfiiissen 
des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  entsprechen  und  uiwieweit  überhaupt  die  Grund- 
lage, auf  die  sich  die  letzteren  Kassen  aufbauen,  aal  banktechnischen  Gründen  zu 
beanstanden  sei.  Dieser  Streit  hat  gegenwärtig  viel  von  seiner  practischen  Bedeutung 
verloren,  da  einerseits  ein  Theil  der  Schulze-Delitzsch^schen  Kassen  in  manchen  Hin- 
sichten den  vom  landw.  Standpunkt  geltend  gemachten  Forderungen  einigermaassen 
entgegengekommen  ist,  andererseits  die  Darlehenskassen  durch  einzelne  Aende- 
rangen  ihrer  Organisation  früher  bestandene  Bedenken  gegenstandslos  gemacht 
haben  und  jedenfalls  Zweifel  an  ihrer  Lebensfähigkeit  und  erspiiesslichen  Wirk- 
samkeit nach  den  vorliegenden  vielfaltigen  Erfahrungen  nicht  mehr  zulassen.  Das 
„Für"  und  „Wider"  in  dieser  Frage  ist  in  zahllosen  Broschüren  und  Aufsätzen 
erörtert  worden,  aus  welchen  indess  nur  die  folg^enden  hier  hervorgehoben  sein 
mögen:  Schulze-Delitzsch,  die  Raiflfeisen'schen  Darlehenskassen  in  der  Rhein- 
provinz und  die  Grundcreditfrage  für  den  ländlichen  Kleinbesitz,  1875;  auf  dem- 
selben Standpunkt  stehend:  Glackemeyer,  Die  Creditvereine  nach  Schulze-Delitzsch 
und  die  Darlehenskassen  nach  Raiflfeisen,  1887;  und  von  neueren  Aufsätzen: 
(^  rüger,  „Erwerbs-  und  WirthschafTsgeuossenschaften"  und  „Creditgenossenschaften^ 
im  Hdwb.  d.  St.-W.  Auf  dem  Standpunkt  der  Darlehenskassen  stehend: 
A.  Held,  Die  ländlichen  Darlehenskassenvereine  etc.  (in  d.  Jahrb.  f.  N.  u.  St., 
IB.  Bd.,  1869,  S.  1  ff.);  Th.  Kraus,  Die  Raiffeisen^schen  Darlehenskassenvereine  etc., 
1876;  L.  Löll,  die  bäuerlichen  Darlehenskassenvereine  nach  Baiffeisen  etc.,  1875; 
M.  Mftrklin,  Die  ländlichen  Darlehenskassenvereine,  ein  Hilfsmittel  zur  Bekämpfiuig 
des  Wuchers,  1880;  Ders.:  Ueber  Vorschussvereine  und  Darlehenskassen  für  Land- 
wirthe,  1874;  endlich  der  von  Nasse,  Siemens  und  H.  Schmidt  erstattete 
(*ommissionsbericht  über  die  Raiffeisen'schen  Vereine  an  den  Preuss.  Minister 
für  Landwirthschaft  vom  15.  Februar  1875  (abgedruckt  in  Landw.  Jahrbücher. 
Bd.  IV,  S.  549  ff.).  —  Einen  eingehenden  Einblick  in  die  Entwickelung  und  die 
Organisation  der  ländlichen  Darlehenskassen  und  anderer  ländlicher  Genossenschaften 
bietet  das  von  dem  Begründer  dieser  Bewegung  selber  verfasste  Werk:  F.  W.  Raiff- 
ei  sen ,  Die  Darlehenskassenvereine  in  Verbindung  mit  Consum-,  Verkaufs-,  Winzer-  etc. 
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Genossenschaften  als  Mittel  zur  Abhilfe'^^der  Noth  der  ländl.  Bevölkerung,  IV.  Aufl., 
1883.  —  Zwar  in  Anlehnung  an  die  Baiffeisen'schen  Grundsätze,  aber  im  Uebngen 
selbstständig  hat  sich  das  ländliche  Creditgenossenschaftswesen  im  Südwesten 
von  Deutschland  entwickelt  (so  namentlich  in  Hessen,  Baden  und  Württemberg), 
worüber  die  dtirten  Schriften  von  Märklin  Aufschluss  ertheilen;  siehe  auch 
Ä.  Schmid,  Anleitung  zur  Geschäfts-  und  Buchführung  für  landw.  Creditgenossen- 
schafien,  n.  Aufl.,  1^2,  und  des  Verfassers  Handbuch  des  Yerwaltungsrechts 
der  Landwirthschaft  im  Grossh.  Baden,  1889,  8.  776  ff.  —  Ausser  der  vorerwähnten 
Literatur  ist  auf  Knies,  Der  Credit,  H.  Hälfte,  1879,  S.  268  ff.  und  namentlich 
auf  den  Eingangs  (8.  2)  dtirten  Aufsatz  von  Marchet,  Der  Credit  des  Land- 
«irths,  hinzuweisen.  Desselben  Verfassers  Aufsatz:  „Darlehenskassenvereine''  in 
d.  Hdwb.  d.  St.-W.  ertheilt  auch  Aufschluss  über  die  betreffenden  ähnlichen  Ge- 
nosfienschaftsbildungen  in  anderen  Ländern.  Von  der  ausländischen  Fachliteratur 
ist  hervorzuheben:  Borie,  Etüde  sur  le  credit  agricole  et  le  credit  foncier  en 
France  et  k  T^tranger,  1877;  Durand,  Le  cr^t  agricole  en  France  et  ä  T^tranger, 
1891;  L.  Wollenborg,  La  prima  cassa  cooperativa  di  prestito  secondo  la  sistema 
Raiffeisen,  1883.  —  Eüie  vortreffliche  neuere  Arbeit  ist  endUch  die  des  englischen 
Schriftstellers  Henry  B.  Wolff,  People's  Banks,  a  record  of  social  and  economic 
sncoes.  London  1893;  dessgleichen  bietet  eine  sehr  sorgfaltige  Monographie  E.  Jäger 
im  lY.  Bd.  der  Agrarfrage  der  Gegenwart:  „Der  ländliche  Personalcredit",  1893. 

Die  wachsend  freundliche  Stellungnahme  der  Regierungs-  und  der  fachmänni- 
schen Kreise  ergibt  sich  aus  den  einschlägigen  amtlichen  Jahresberichten  — 
vgl  die  mehrfach  dtirten  Berichte  über  Freussens  landw.  Verwaltung  für  1884/87, 
S.  60ff„  die  Jahresberichte  des  Badischen  Ministeriums  des  Innern  für  1880/81, 
S.  400 ff.;  das  amtl.  Werk:  Die  Landwirthschaft  in  Bayern,  1890,  S.  765  ff.;  siehe 
femer  die  vom  Verein  für  Socialpolitik  veröffentlichten  Berichte:  „Bäuerliche 
Zustande  in  Deutschland",  1883  und  die  Verhandlungen  des  deutschen  Land- 
wirthschaftsraths  von  1887  mit  den  Referaten  des  Freiherm  v.  Cetto  und 
T.  Miaskowski  und  den  Ausführungen  von  Leemann,  Stöckel,  v.  Hammer- 
stein, S.  425,  449,  471,  489  ff.,  wobei  die  beiden  letzten  Redner  nicht  ohne  Grund 
daran  erinnert  haben,  dass  die  Darlehenskassenvereine  mit  örtlicher  Organisation 
fui  die  Gegenden  des  Hofsystems  und  überhaupt  für  dünner  bevölkerte 
Landstriche  weniger  sich  eignen  dürften,  als  die  centralisirt  organisirten  ander- 
weiten  Creditgenossenschaften  (Vorschusskassen). 


§128.  Wesen  und  Bedeutung  des  landwirthschaftlichen 
Betriebscredits;  Verhältniss    zwischen  Betriebscredit 

und  Betriebskapital. 

1.  Wenn  die  bis  jetzt  besprochenen  Creditarten  den  Grund- 
besitz als  solchen  berühren,  sei  es,  dass  mit  den  mit  Hilfe 
des  Credits  aufgenommenen  Kapitalien  der  Besitzerwerb  ermöglicht 
(Beaitzcredit)  oder  aber  Anlagen  dauernd  dem  Boden  einverleibt 
werden  sollen  (Meliorationscredit),  dient  der  Betriebs- 
credit dem  landwirthschaftlichen  Unternehmen  als 
solchem,  mag  nun  Grundbesitz  und  landwirthschaftliche  Unter- 
nehmung in  einer  und  derselben  Hand  vereinigt  oder  aber  die 
letztere,  wie  bei  der  Pacht,  sich  als  selbstständiger  Berufszweig  ab- 
gezweigt haben.  Der  Zweck  des  Betriebscredits  ist,  die  ungestörte 
Fortführung  des  Betriebs  durch  Flüssigmachung  der  zur  Bestreitung 
der  Betriebskosten  nöthigen  Mittel  zu  ermöglichen;  und,   darüber 
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hinaus,  durch  verstärkte  Anwendung  von  Betriebskapital  eine  höhere 
Erträglichkeit  der  landwirthschaftlichen  Unternehmung  herbeizu- 
führen. Die  mit  Hilfe  des  Betriebscredits  aufgenommenen  Summen 
können  also  ebenso  zur  Zahlung  von  Löhnen,  Beparatiurkosten. 
Abgaben  und  Umlagen,  wie  zur  Beschaffung  von  Bedarfsartikeln 
des  Betriebs:  einerseits  von  Futter  und  Düngestoflfen,  Saatgut  etc. 
(umlaufendes  Betriebskapital),  anderseits  von  Arbeits-  und 
Nutzthieren,  Maschinen,  Geräthen  (stehendes  Betriebs- 
kapital) Verwendung  finden.  Da  die  creditirten  Mittel  nach  der 
ihnen  gegebenen  Zweckbestimmung  bei  ordnungsgemässem  Verlauf 
der  Production  in  regelmässigen  Zwischenräumen  erwirthschafket 
werden,  also  eine  ökonomische  Verwendung  finden,  so  ist  der  Be- 
triebscredit  ähnlich  wie  der  Meliorationscredit  als  ökonomischer 
Credit  wesentlich  verschieden  von  dem  Besitzcredit,  dessen 
Wesenseigenthümlichkeiten  in  der  Abstossung  von  Gutswerththeilen 
und  in  seiner  den  Wirthschaftsertrag  lediglich  negativ  beeinflussen- 
den Wirkung  besteht.  Während  desshalb  bei  letzterem  Creditüber- 
spannungen  leicht  so  verhängnissvolle  Folgen  nach  sich  ziehen  und 
daher  die  ZurQckführung  des  Besitzcredits  auf  ein  bestimmtes,  nicht 
zu  hoch  gesteigertes  Maass  erstes  Erforderniss  für  die  Erhaltung 
gesunder  Verhältnisse  ist,  kann  selbst  eine  weitgehende  Inanspruch- 
nahme des  Betriebscredits,  eine  verständnissvolle  Verwendung  der 
creditirten  Mittel  vorausgesetzt,  für  den  Erfolg  der  Untemehmer- 
thätigkeit  sich  als  in  hohem  Grade  nützlich  erweisen.  Hieraus 
erklärt  sich  die  Strömung  der  Gegenwart,  die  in  Ansehung  des 
Besitzcredits  (Grundcredits)  auf  dessen  thunliche  Einengung, 
in  Ansehung  des  Betriebscredits  auf  dessen  thunliche  Er- 
leichterung und  auf  eine  Verallgemeinerung  der  ihm  dienenden 
Einrichtungen  abhebt. 

2.  Immerhin  sollte  nicht  unbeachtet  bleiben,  dass  die  risieo- 
reiche,  von  den  zufälligen  Einflüssen  der  Jahreswitterimg  und  viel- 
fachen Schädlichkeiten  abhängige  landwirthschaftliche  Betriebs- 
unternehmung nicht  mit  voller  Sicherheit  auf  den  jederzeitigen 
Wiedereingang  der  creditirten  Mittel  im  Laufe  des  Productionsr 
processes  zählen  kann;  die  Gebote  wirthschaftlicher  Vorsicht  sprechen 
daher  dafür,  dass  nicht  das  ganze  Betriebskapital  im  Wege  des 
Credits  beschafl't,  ein  nicht  zu  klein  gegriffener  Theil  desselben 
vielmehr  von  den  Unternehmern  aus  eigenen  Mitteln  gestellt  werde : 
dies  namentlich  dann,  wenn  Mangels  entsprechender  Creditorgani- 
sation  nicht  jederzeit  auf  die  Erlangung  von  Credit  unter  ange- 
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messenen  Bedingungen  in  Bezug  auf  Zinshöhe  und  Bückzahlungs- 
frist gerechnet  werden  kann,  wie  dies  namentlich  in  den  Gegenden 
des  mittleren  und  kleinen  Grundbesitzes  häufig  der  Fall  ist.  Ins- 
besondere gilt  dieser  Satz  von  jenem  Theil  des  Betriebskapitals, 
der  seiner  Natur  nach  nicht  im  einmaligen  Productionsprocess, 
sondern  erst  nach  einer  längeren  Periode  sich  zu  amortisiren  ver- 
mag, also  von  dem  stehenden  Betriebskapital,  dem  todten  Inventar 
und  ebenso  von  dem  lebendem  Inventar  überall  da,  wo  dieses  nicht, 
wie  etwa  bei  der  Mästung  der  Fall,  einem  raschen  und  regel- 
mässigen Umsatz  unterliegt,  sondern  wo  es  als  Nutz-  und  Arbeits- 
vieh nur  eine,  Zins  und  Amortisation  enthaltende  Jahresrente 
abwirft.  Betriebskapitalarme  Wirthschaften ,  die  auf  die  stete 
Inanspruchnahme  des  Betriebscredits  angewiesen  sind  und  mit  der 
Schwierigkeit,  diesen  in  richtigem  Umfang  und  zu  günstigen  Be- 
dingungen jederzeit  zu  erhalten,  kämpfen  müssen  oder  aber  sich 
scheuen,  ihren  Credit  bis  aufs  Aeusserste  anzuspannen,  stehen 
desshalb  im  Erfolg  der  Wirthschaftsthätigkeit  den  betriebskapital- 
reichen Wirthschaften  regelmässig  nach;  und  es  erklärt  sich  hieraus, 
dass  so  vielfach  Pächter,  die  das  ganze  verfügbare  Vermögen  der 
laudwirthschafüichen  Unternehmung  zu  widmen  vermögen,  besser 
iredeihen  als  die  Eigenthumsbetriebe ,  bei  denen  die  Mittel  des 
Kigenthümers  grossentheils  oder  ganz  in  der  Erwerbung  des  Grund 
und  Bodens  festgelegt  worden  sind;  es  erklärt  sich  aber  daraus 
weiter,  dass  man  beim  Erwerb  von  Land  lieber  einen  Theil  des 
Kaufschillings  schuldig  bleibt  und  die  restlichen  Mittel  für  die 
Beschaffung  von  Betriebskapital  verwendet,  dessen  günstige  Be- 
einflussung des  Gesammteinkommens  nicht  nur  die  Herauswirth- 
üchaftung  der  Zinsen  und  Amortisationsquoten  des  Kaufschillings- 
restes,  sondern  auch  einen  höheren  Unternehmungsgewinn  erhoffen 
lässt,  als  in  dem  umgekehrten  Falle  eines  mit  wenig  Betriebs- 
kapital oder  mit  solchem  von  mangelhafter  Beschaffenheit  geführten 
Betriebs  der  Fall  wäre.  Die  privatwirthschaftliche  Zweckmässig- 
keit und  desshalb  die  volkswirthschaftliche  Berechtigimg  von  Besitz- 
creditverpflichtungen  innerhalb  bestimmter  Grenzen,  wie  sie  früher 
behauptet  wurde  (§  113),  erfährt  daher  durch  die  gleichzeitige 
Berücksichtigung  der  wirtlischaftstechnisch  günstigen  Einwirkung 
eines  frei  verfügbaren  Betriebskapitals  auf  die  Bodenrente  eine 
weitere  Bestätigimg*).    Nicht  minder  ist  aus   diesem   Zusammen- 

'j  Vgl.  hierzu  wieder  die   bemerkeuswerthen  Betracht ungen   in   der  mehrfach 
«Stiften  Schrift  toh  Zans. 


184  Kftp*  VI.  Der  landwirthschaftliche  Credit  und  die  YerBclialdniig4 

hang  zu  entnehmen,  wesshalb  die  bäuerlichen  Wirthschaften,  deren 
Inhaber  gemeinhin  verfflgbare  Wirthschafksmittel  in  dem  Erwerb 
von  Boden  festzulegen  trachten  und  desshalb  meist  betriebskapital- 
schwach sind,  so  vielfach  in  ihren  Erträgnissen  hinter  den  grösseren 
Besitzungen  erheblich  zurückstehen»  daher  häufig  dem  Siechthum 
verfallen  oder  doch  nicht  recht  vorwärts  kommen,  während  sie  auf 
einem  räumlich  begrenzteren,  aber  kapitalintensiver  betriebenen  An- 
wesen auf  ein  höheres  Bodeneinkommen  rechnen  könnten;  und  die- 
jenigen psycholofi^schen  Einwirkimgen,  die  in  diesen  Kreisen  der 
Landbevölkerung  fortgesetzt  zu  starker  Nachfrage  auf  dem  Grund- 
markt, zu  ungesunden  Werthsteigerungen  des  Bodens  und  zu  weit- 
gehenden Besitzcreditverpflichtungen  Anlass  geben,  erweisen  sich 
daher  auch  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Führung  des  Betriebs 
selber  als  von  weittragender  Bedeutung.  Hohe  Bodenpreise,  weit- 
gehende Grundverschuldung,  Betriebskapitalarmuth  und  mangelhafte 
Ausnützung  der  Kräfte  des  Bodens  bedingen  sich  eben,  zumal  in 
den  Gegenden  des  bäuerlichen  Besitzes,  gegenseitig  und  desshalb 
ist,  wo  solche  ungesunden  Verhältnisse  vorliegen,  wegen  der  Com- 
plicirtheit  der  mitspielenden  Pactoren  der  Heilungsprocess  meist 
um  so  schwieriger  und  langwieriger;  und  die  Lage  kann  sich  nament- 
lich dann  leicht  zu  einer  kritischen  gestalten,  wenn  Mangels  einer 
ausreichenden  Betriebscreditorganisation  die  an  sich  spärliche  und 
durch  die  Grundcreditschulden  ohnehin  geschmälerte  Bodenrente 
auch  noch  durch  hohe  Zinsen  für  Schulden  des  Betriebscredits  stark 
in  Anspruch  genommen  wird.  Die  Bedeutung  einer  guten  Betriebs- 
creditorganisation erhellt  hieraus  ohne  Weiteres;  während  sie 
freilich  die  tiefere  Ursache  des  heutigen  Siechthums,  die  in  dem 
unrichtigen  Verhältniss  von  eigenem  und  creditirtem  Vermögensbesitz 
wurzelt,  nicht  zu  beseitigen  vermag. 

Anmerkung.  Der  Betriebskapitalbedarf  einer  Wirthschaft  ist  abhängig 
einmal  von  der  Grösse  derselben,  zum  anderen  von  der  Art  des  Wirthschaftssystems, 
ob  dieses  also  ein  intensives  oder  extensives  ist.  Kr  äfft  (Lehrbuch  der  Landwirth- 
schaft,  1883,  lY.  Bd.,  S.  52  ff.)  giebt  hierüber  folgende  Zahlen.    Es  beträgt: 

Intensit&t  des  Betriebs: 
pro  1  ha  Ackerland 


Viehkapital  . 
Geräthekapital 


hoch 

nieder 

mittel 

M. 

M. 

M. 

200 

60 

130 

100 

30 

65 

Stehendes  Kapital  300  90  195 


Umlaufendes  f  ^^*^^    ^%]        ^°°^  ^^  ^  ^'^ 

^^^^^      {  nieder  25  Vo }  stehenden  75  22  48 

Aapitai      j^.^^^j  3go/J    Kapitale  114  34  74 


Betriebs-Kapital  im  weiteren  Sinne    400-414-375    1^-124-112    292-268-243 
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Eine  weitere  Grundlage  znr  Schätzung  des  Bedarfes  an  Betriebskapital  im 
weiteren  Sinne  bietet  (nach  K rafft)  auch  die  Pachtrente,  sofern  dieselbe  jenem 
Theile  der  Gutsrente  entspricht,  welcher  auf  den  Zins  Ton  Boden  und  Gebäuden 
e-ntMt;  und  es  ist  beispielsweise  in  England,  wo  das  Yerpachtungss^stem  das 
herrschende  ist,  'das  für  den  Pächter  erforderliche  Gesammtbetriebskapital  bei 
extensivem  Betriebe  zu  dem  5 — 6fachen,  bei  mittlerem  zum  7 — Sfachen  und  bei 
intensiyem  Betriebe  zum  9 — lOfachen  der  Pachtrente  angenommen. 

Pabst  bringt  das  Betriebskapital  mit  dem  Rohertrag  in  Zusammenhang 
nnd  giebt,  den  Rohertrag  des  Guts  zu  100  angenommen,  für  das  Betriebskapital  die 
folgenden  Ziffern: 

für  das  stehende  Betriebskapital      .     .     .      60 —  9ö — 130  °/o 

„      „     umlaufende  Kapital 40—  75— llOVo 

„      „     Gesammtbetriebskapital  ....    100— 170— 240% 


§129.  Organisatorische  Fragen  im  Gebiet  des  land- 
wirth schaftlichen  Betriebscredits. 

1.  Vergleich  zwischen  landwirthschaftlichem  und 
gewerblichem  Betriebscredit.  Wie  in  dem  einleitenden 
Abschnitt  bereits  dargelegt  wurde  (§  105),  tritt  der  landwirth- 
schaftliche  Betriebscredit  entweder  als  faustpfändlich  gesicherter 
Credit  (Mobiliarcredit)  oder  aber  als  Personalcredit  und 
zwar  in  der  Form  des  Bürgschafts-  oder  des  Wechsel- 
er edits  in  die  Erscheinung*).  Die  häufigst  vorkommende  Form 
ist  der  Personalcredit  und  letzterer  bei  der  bäuerlichen  Bevölkenmg 
wohl  die  ausnahmslose  Eegel,  während  der  Faustpfandcredit  bei 
letzterer  gar  keine  und  in  den  Kreisen  der  Grossgrundbesitzer  im 
Strossen  und  Ganzen  eine  noch  unerhebliche  Bolle  spielt,  aber  mit 
der  besseren  Ausbildung  des  den  amerikanischen  „Elevatoren'*' 
nachgebildeten  Getreide -Magazinwesens  (vgl.  §  187),  mit  der 
Zeit  wohl  ebenfalls  wachsende  Bedeutung  gewinnen  dürfte,  zumal 
'^enn  eine  entsprechende  Gesetzgebung  ( Warrant -Eecht)  dieser 
Entwicklung  zu  Hilfe  kommt. 


V)  ^Die  natürlichen  Mittel  der  Sicherstellung  des  Betriebscredits 
find  das  Betriebskapital  und  das  entbehrliche  Genussvermögen:  Forderungen,  Baar- 
?*'W,  Lagervorräthe,  Materialien  etc.,  kurz  die  Mobiliarvermögensbestände  mit  Aus- 
nahme der  nothwendigen  Arbeits-  und  Existenzmittel.  Die  zwei  Formen  der  Sicher- 
"t^'llimg  dieser  Objecte  sind  die  formelle  Wechselstrenge,  welche  das  flüssige 
Betriebskapital  dem  Gläubiger  unsichtbar  (mittelbar)  sicherstellt,  ohne  es  der  Ver- 
^gnng  des  Schuldners  zu  entziehen,  und  das  Faustpfand  entweder  in  seiner 
anfachen  Gestaltung  oder  in  seiner  Anknüpfung  an  Lager-,  Sortir-  und  Transport- 
»a«alten".  (Schäffle). 
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Schon  im  Hinblick  auf  die  beim  Betriebscredit  vorkommenden 
Arten  der  Sicherheitsbestellung  kann  derselbe  regelmässig  nur  ein 
kurzfristiger  sein,  es  genügt  aber  auch  im  Gegensatz  zum 
Besitz  -  und  Meliorationscredit  eine  solche  kürzere  Fristbemessung, 
weil  und  sofern  die  creditirten  Mittel  in  sehr  viel  rascherer  Weise 
wieder  reproducirt  werden,  als  dies  bei  Meliorationen  oder  gar  bei 
der  Abstossung  von  Gutswerththeilen  im  Wege  des  Besitzcredits  der 
Fall  ist.  Aehnelt  der  landwirthschaftliche  Besitzcredit  in  diesen 
Hinsichten  dem  kaufmännischen  und  industriellen  Credit,  so  würde 
es  doch  verkehrt  sein,  daraus  die  Folgerung  abzuleiten,  dass  die 
dem  Handel  und  der  Industrie  dienenden  Crediteinrichtungen  und 
die  bei  diesen  üblichen  Creditfristen  auch  ohne  Weiteres  und  in 
allen  Fällen  für  das  landwirthschaftliche  Gewerbe  nutzbar  gemacht 
werden  können.  Der  in  den  kaufmännischen  und  industriellen 
Kreisen  übungsgemässe  Dreimonats  credit  ist  vielmehr  für  den 
landwirthschaftlichen  Unternehmer  meistens  unbrauchbar  und  zwar 
nicht  nur,  weil  in  der  Landwirthschaft  das  umlaufende  Betriebs- 
kapital in  der  Kegel  der  Fälle  nur  einmal  im  Jahre  sich  umsetzt 
und  das  stehende  Betriebskapital  sogar  eine  längere  Keihe  von 
Jahren  zu  seiner  Amortisation  bedarf,  sondern  auch  weil  die  Al»- 
hängigkeit  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  von  den  Einflüssen 
der  äusseren  Natur  (Einflüsse  der  Temperatur,  Schädigungen  durch 
Krankheiten  der  Pflanzen  undThiere  etc.)  Schwankungen  der  Jahres- 
erträgnisse mit  sich  führt,  die  dem  Gewerbe  fremd  sind,  so  dass 
schon  desshalb  auf  die  Möglichkeit  der  Eückzahlung  der  creditirten 
Mittel  selbst  innerhalb  der  vorausgesetzten  längeren  Fristen  nicht 
mit  voller  Sicherheit  gerechnet  werden  kann.  Der  Ausspnich  eines 
französischen  Schriftstellers  (V.  Borie)  „il  n'y  a  pas  un  credit  agri- 
cole,  il  y  a  le  credit*'  und  dessen  daran  geknüpfte  Frage:  „Est-ce 
que  le  Fran9ais  cultivateur  est  d'une  autre  nature,  que  le  Franyais 
commer^ant  ou  que  le  Frau9ais  industriel?",  verkennt  daher  völlig 
die  Wesenseigenthümlichkeit  des  landwirthschaftlichen  Betriebs, 
dessen  bezeichnende  Merkmale  im  Unterschied  von  Handel  imd 
Industrie  in  der  verhältnissmässig  langsameren  Eotation  des  Betriebs- 
kapitals und  in  der  grösseren  Unsicherheit  des  Productionsorfolges 
zu  Tage  treten.  .Nur  ausnahmsweise  wird  der  Dreimonatscredit 
auch  für  den  landwirthschaftlichen  Betriebsunternehmer  ausreichend 
sich  erweisen,  z.  B.  wenn  es  sich  um  Zahlungen  für  augenblick- 
liche Betriebsbedürfnisse  (Arbeitslöhne  etc.)  unmittelbar  vor  der 
Ernte,  oder  wenn  es  sich  um  bestimmte  Productionsrichtungen  mit 
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raschem  Kapitalumsatz  (z.  B.  Yiehmast),  oder  wo  es  sich  um  Credit- 
inänspruchnahme  durch  landwirthschaftlich-  industrielle  Betriebe 
{Branntweinbrennereien,  Zuckerfabriken  etc.)  handelt;  in  der  Begel 
der  Fälle  aber  wird  es ,  wenn  anders  zahlreichen  Prolongationen 
> orgebeugt  werden  soll,  die  den  Betriebscredit  unter  allen  Um- 
ständen vertheuem,  far  die  Zwecke  des  umlaufenden  Betriebs- 
kapitals eines  mindestens  auf  die  Dauer  eines,  für  die  Zwecke  des 
^tehenden  Betriebskapitals,  wobei  Vieh-  und  Maschinenkäufe  die 
'jTTösste  Bolle  spielen,  auf  die  Dauer  mehrerer  Jahre  eingegangenen 
Credits  bedürfen.  Daraus  folgt,  dass  die  dem  Handel  und  der 
Industrie  dienenden  Bankinstitute,  vor  Allem  auch  die  Notenbanken, 
wegen  ihrer  regelmässig  nur  dreimonatlichen  Creditgewährung,  für 
die  Landwirthschaft  im  Allgemeinen  nur  eine  geringe  Benutzungs- 
uiüglichkeit  bieten,  aber  ebenso  auch,  dass  das  früher  gestellte  Ver- 
langen auf  ausgiebigste  Indienststellung  gerade  der  Notenbanken 
für  die  Zwecke  der  Landwirthschaft,  im  Hinblick  auf  deren  durch 
*lie  Sicherheit  des  Notenumlaufs  gebotenen  Geschäftsgrundsätze 
betreffs  der  von  ihnen  zu  gewährenden  Darlehensfristen,  stets  ein 
H'hwer  erfallbares  bleiben  wird  ^). 

2.  Nothwendigkeit  besonderer  Creditorganisatio- 
nen.  Der  Satz,  dass  der  Schuldner  sich  Kapital  nicht  auf  kürzere 
lAl  leihen  soll,  als  er  vermöge  des  Productionsactes ,  zu  dessen 
Taterstützung  das  Kapital  zu  dienen  hat,  dasselbe  zurückzahlen 
iiann  (Marchet),  in  Verbindung  mit  dem  Ebengesagten  drängt  zur 
J^chaffung  besonderer  Creditinstitute  für  den  landwirthschaft- 
lichen  Betriebscredit.  Zwar  können,  wo  ein  gut  vertheiltes  Netz  von 
J^parkassen  besteht,  diese,  wie  auch  im  Gebiet  des  Hypothekar- 
treditä  der  Fall,  an  sich  gute  Dienste  leisten,  da  sie  übungsgemäss 
PiTsonalcredit  beim  Vorhandensein  ausreichender  Bürgschaft  auch 
«iuf  längere  Zeit  (1 — 2  Jahre)  gewähren  und  der  Schuldner  in  ihnen 
'•achsichtige  und-  loyale  Gläubiger  besitzt;  es  pflegen  denn  auch 
in  weitgehendem  Maasse  die  Dienste  der  Sparkasse  für  den  land- 
^virthschaftlichen  Betriebscredit  in  Anspruch  genommen  zu  werden. 


*'  Vgl.  hierzu  die  scharfsinnigen  Untersuchungen  von  Marchet,  S.  350  ff. - 
i**[Q_vou  Hecke  (Die  Schwankungen  des  Roh-  und  Reinertrag?  einzelner  Landgüter, 
1^77  gemachten  Angaben  ist  zu  entnehmen,  dass  auf"  einem  ausgezeichneten  Gut  in 
Injani,  dem  Erzherzog  Albrecht  gehörig,  sich  zwischen  1851  und  1875  stellte: 
J^fr  Weizen  ertrag  pro  ha  in  hl  zwischen  9,89  bis  29,48;  der  Hafer  ertrag  zwischen 
•^47  bU  46,23.  Je  ungünstiger  Boden-  und  Klimaverhältnisse,  je  mangelhafter  die 
J*Hirthschafhmg,  desto  grösser  die  Schwankungen  in  den  Jahreserträgnissen,  desto 
^•■rliänguissvoUer  kurzfristige  Credite. 
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(In  Baden  z.  B.  waren  1890  von  den  Sparkassen  des  Landes 
16,7  Mill.  M.  gegen  Schuldscheine  ausgeliehen,  welche  Darlehen 
grösstentheils  an  Landwirthe  gegeben  sein  dürften.)  Immerhin 
haften  den  Sparkassen  als  ländliche  Betriebscreditbanken  zwei 
Gebrechen  an,  die  sie  als  vollkommen  vereigenschafbet  für  diesen 
Zweck  nicht  erscheinen  lassen:  einmal  der  oben  (§  124)  bereits 
hervorgehobene  Umstand,  dass  auch  sie  vielfach  speculativ  betrieben 
werden,  also  den  Zinssatz  zum  Selbstkostenpreis  nicht  abzugeben 
in  der  Lage  oder  geneigt  sind;  zum  andern,  dass  der  Mangel  einer 
zuverlässigen  Personalkenntniss  der  Darlehensbegehrer  oder  ihrer 
Bürgen  sie  in  der  Darlehensgewährung  auf  Personalcredit  besondere 
Vorsicht  üben  lässt;  endlich  dass  die  örtliche  Entfemtheit  von  dem 
Wohnsitz  des  Schuldners  die  Aufnahme  einer  Darlehensschuld  er- 
schwert oder  vertheuert.  Für  landwirthschaftliche  Unternehmer 
mit  grösserem  Besitz  und  regelmässigem  Creditbedarf  wollen  zwar 
diese  letzteren  Mängel  weniger  besagen,  um  so  mehr  für  die  breite 
Masse  der  bäuerlichen  Wirthe;  und  es  ist  kein  Zufall,  dass  selbst 
da,  wo  ein  dichtes  Netz  von  Sparkassen  besteht,  immer  noch  die 
Dienste  der  privaten  Geldverleiher  oder  der  Kauf  von  landwirth- 
schafklichen  Bedarfsartikeln  des  Betriebs  auf  Borg  der  Aufnahme 
von  Darlehen  bei  Sparkassen  vorgezogen  werden').  Von  einer 
guten  Organisation  des  landwirthschaftlichen  Betriebscredits. 
insbesondere  für  die  Zwecke  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  muss 
aber  Dreierlei  verlangt  werden:  gemeinwirthschafüiche  Verwaltung 
der  Creditanstalt,  d.  h.  Abgabe  der  Darlehen  zum  Selbstkostenpreise- 
Anpassung  der  Darlehensbedingungen  an  die  Wesenseigenthümlich- 
keit  des  landwirthschaftlichen  Betriebs,  dem  mit  einem  auf  einen 
Zeitraum  von  weniger  als  einem  Jahr  bemessenen  Credit  in  der  Begel 
nicht  gedient  ist;  endlich,  wenigstens  in  Ansehung  der  Inhaber 
kleinerer  und  mittlerer  Betriebe,  leichte  Erreichbarkeit  der  Credit- 
anstalt durch  den  Creditnehmer  im  Interesse  von  Zeit-  und  Kosten- 
ersparniss  und  behufs  Ermöglichung  einer  zutreffenden  Beurtheilung: 
der  persönlichen  Creditwürdigkeit.  Besonderes  Gewicht  ist  auf  das 
letztere  Moment,  d.  h.  auf  die  thunlich  örtliche  Organisation 
der  Creditveranstaltung  zu  legen,  mit  welcher  der  unsoliden 
Borgwirthschaft  und  noch  mehr  der  Inanspruchnahme  privater  Geld- 
verleiher zweifelhafter  Beschaffenheit  erfahrungsgemäss  am  erfolg- 
reichsten   entgegengewirkt  werden   kann.     Für    die    rechtliche 

')  Vgl.  auch  die  Bemerkungen  im  Bericht  über  Preussens  landw.  Verwaltung 
lür  1884/87,  S.  64  unten. 
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Ausgestaltung  einer  solchen  Creditorganisation  aber  empfiehlt  sich 
am  meisten  die  Form  der  mit  den  Eigenschaften  einer  juristischen 
Persönlichkeit  ausgestatteten  Genossenschaft,  daher  eine  gute, 
die  Rechte  und  Pflichten  der  Genossenschafter  klar  regelnde  und 
durch  zwiackmässige  Vorschriften  über  die  Haftbarkeit  der  Genossen 
für  die  Greditfähigkeit  der  Genossenschaft  ausreichend  sorgende 
'iesetzgebung  die  wichtigste  Vorbedingung  für  eine  in  obigem 
Sinn  anzubahnende  Ordnung  des  Betriebscreditwesens  bildet.  In 
der  Bildung  solcher  Creditgenossenschaften  kann  sich  zugleich  die 
Selbsthilfe  der  ländlichen  Bevölkerung  auf  einem  besonders 
wichtigen  Gebiet  ihres  Interessenkreises  in  erfolgreicher  Weise  be- 
thätigen,  worauf  besonderer  Werth  zu  legen  ist,  weil  diese 
Schöpfungen  der  Selbsthilfe  eine  Schule  des  bürgerlichen 
<jemeinsinnes  sind  und  den  Geist  der  stand  schaftlichen 
Zusammengehörigkeit  stärken,  wobei  auf  die  nachfolgenden 
Betrachtungen  zu  verweisen  ist.  Da,  wo  nach  dem  Bildungsstand 
der  betheiHgten  Kreise  oder  nach  deren  Charaktereigenthümlich- 
keiten  auf  ein  Verständniss  für  genossenschaftliche  Organisationen 
in  weiterem  Umfang  nicht  gerechnet  werden  darf,  gewinnen  natür- 
lich die  Sparkassen  eine  ganz  besondere  Bedeutung;  auch  mag  für 
solche  Fälle  es  sich  empfehlen,  öffentlich-rechtlich  organisirte 
Kreditinstitute,  wie  etwa  die  preussischen  Provinzial-Hilfs- 
kassen,  auch  für  die  Zwecke  des  Personalcredits  zur  Verfügung 
zu  stellen,  oder  solche,  ausschliesslich  dem  Personalcredit  dienende 
öffentliche  Institute  etwa  in  Anlehnung  an  die  Gemeinde- 
Organisation  zu  errichten,  in  welcher  eigenartigen  Weise  man 
neuerdings  in  Elsass-Lothringen  vorgegangen  ist. 

Anmerkung,  a)  Zu  verweisen  ist  auf  das  für  Elsass-Lothringen  er- 
Ussene  Gesetz  vom  18.  Juni  1887,  betreffend  die  Errichtung  öffentUcher  Vorschusa- 
kaswn;  danach  ist  das  Ministerium  ermächtigt,  solche  Kassen  auf  Antrag  der 
in^meinderathe  zu  errichten;  wobei  dann  die  Kassen  mit  mancherlei  Vorrechten 
^^(stattcuig  der  Inanspruchnahme  der  Gemeinde-  und  Steuerbeamtung  für  die  Ge- 
vbäfle  der  Kassen,  Einziehung  der  Darlehen,  Zinsen^  etc.  gemäss  den  für  Bei- 
trribung  öffentlicher  Gefälle  geltenden  Vorschriften,  Anspruch  auf  Deckung 
Kwaiger  Jahresdeficite  durch  die  Gemeinden  des  Kassenbezirks  etc.)  ausgestattet 
^v^A,  wie  ihnen  auch  aus  Landesmitteln  innerhalb  eines  durch  den  Etat  fest- 
zQ»t«llenden  Gesammtbetrags  zur  Beschaffung  eines  Betriebsfonds  Darlehen,  die 
höchstens  mit  4  Vo  ^^  vers^sen  sind,  gewährt  werden  dürfen.  Der  Vorsitzende  des 
^ontandes  der  Kassen  wird  von  der  staatl.  Aufsichtsbehörde  ernannt,  die  übrigen 
Vorstandsmitglieder  werden  gewählt;  nur  der  Rechner  der  Kasse  hat  Anspruch  auf 
^prjrütung,  die  übrigen  Vorstandsmitglieder  nicht.  Die  Aufsicht  über  die  Kassen 
hwdhabt  der  Krds&rector.  —  Die  Darlehen  werden  im  Betrag  bis  zu  1000  M. 
'attsnahinsweise  bis  zu  2000  M.)  und  auf  die  Dauer  von  höchstens  3  Jahren  (aus- 
nahmsweise von  6  Jahren)  gewährt ;  die  Zinsvergütung  darf  5  7o  nicht  übersteigen.  — 
^0  der  genossenschaftliche  Sinn  noch  wenig  entwickelt  ist,  ^^-ie  in  Elsass-Lothringen 
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der  Fall  zu  sein  scheint,  ist  das  hier  gewählte  Vorgehen:  in  Anlehnung  an  die 
Gemeinde  nnd  deren  Organe  Kassen  mit  öffentlich-rechtlicher  Organi- 
sation und  gemeinwirthschaftlicherVerwaltung  zu  schaffen,  als  ein  äusserst 
zweckmässiges  zu  erachten  und  sollte  unter  ähnlichen  Yerhältnissen  anderwärts 
Nachahmung  finden. 

h)  In  diese  Kategorie  der  Personalcredithilfeleistung  zählen  auch  die  durch 
G^meindeorgane  geleiteten  Viehleihkassen  (vgl.  darüber  des  Verfassers  Hand- 
buch: Das  Verwaltungsrecht  der  Landwirthschaft  in  Baden,  1887,  S.  795  ff.,  wo 
Mustersatzungen  für  solche  Kassen  mitgetheilt  sind),  die  aber  selten  von  längerem 
Bestand  gewesen  sind,  was  wohl  daraus  zu  erklären  ist,  dass  die  GemeindeorgaDe 
häufig  einestheils  in  der  Bewilligung  von  Darlehen  zu  ängstlich  waren  und  dasi; 
andrerseits  für  leichtsinnige  Wirthe  die  Versuchung  nahegelegt  war,  auf  Kosten  der 
Allgemeinheit  zu  sündigen,  wenn  das  Gemeinderegiment  etwa  zu  schwach  sich 
erwies,  um  ungebührliche  Zumuthungen  zurückzuweisen.  Diese  Viehleihkassen 
werden  daher  zweckmässigerweise  genossenschaftlich  organisirt,  wie  denn  die 
unten  zu  beschreibenden  Örtlichen  DarlehenskasseuTereine  (nach  Rai  ff  eisen)  ur- 
sprünglich in  erster  Reihe  gerade  zur  Aufbringung  der  für  Viehkäufe  erforderlichen 
Mittel  bestimmt  waren. 

c)  In  Belgien  hat  ein  Gesetz  vom  15.  April  1884  die  Verwendung  der  Gelder 
der  Spar-  und  Versorgungskassen  zu  Darlehen  an  Landwirthe  durch  Vermittlung: 
besonderer  Bezirksstellen,  der  Comptoires  agricoles,  organisirt  und  durch  Befreiun<r 
von  gewissen  Gebühren  für  diese  Darlehensgeschäfte  gleichzeitig  zu  erleichtern 
versucht. 


§  130.   Die  genossenschaftliche  Organisation  des 
Betriebscredits;  Credit- Systeme  von  Schulze -Delitzsch 

und  Kaiffeisen. 

1.  Wie  jede  Genossenschaftsbildung,  so  beruht  auch  die  ge- 
nossenschaftliche Creditorganisation  auf  dem  grundlegenden  Ge- 
danken, die  für  den  Einzelwirthschafter  aus  seiner  Isolirtheit  sich 
ergebende  wirthschaftliche  Schwäche  durch  das  Princip  der  „Ver- 
gesellschaftung im  Erwerb"  zu  beseitigen;  diese  auf  Selbst- 
hilfe gegründete  Association  der  Betheiligten  ergänzt,  wi<» 
der  Begründer  der  deutschen  Genossenschaftsbewegung,  Schulze- 
Delitzsch,  s.  Z.  ausführte,  das,  was  dem  Einzelnen  gebricht:  Intelli- 
genz, Kapital,  Credit.  Wo  der  Einzelne  oft  vergebens  die  Hilfr 
des  Privatkapitals  anruft  oder  doch  nur  gegen  drückende  Verpflich- 
tungen auf  Hilfe  rechnen  kann,  wird  einer  Mehrzahl  von  Angehörigen 
desselben  Standes,  wenn  sie  sich.  Einer  für  Alle  und  Alle  für  Einen, 
gegenseitig  verbürgen,  Kapital  leicht  zufliessen  und  wird  das  von 
der  Vereinigung  aufgenommene  Kapital  den  einzelnen  Mitgliedeni 
dann  zu  einträglichen  Bedingungen  für  die  Zwecke  ihres  Wirth- 
schaftsbetriebs  überlassen  werden  können.  In  dieser  gegenseitigen 
Verhaftung  der  Genossen  für  die  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
wurzelt  ihre  wirthschaftliche  Stärke;  und  die  „Solidarhaft*',  in 
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allerdings  verschiedener  rechtlicher  Ausgestaltung  im  Einzelnen^ 
bildet  daher  die  unentbehrliche  Unterlage  der  Credit-  und  ähn- 
licher, den  Erwerbszwecken  ihrer  Mitglieder  dienender  Genossen- 
schaften. Eine  kräftige  Entwicklung  des  Genossenschaftswesens 
datirt  daher  überall  erst  von  dem  Zeitpunkt  ab,  wo  die  Gesetz- 
gebung die  rechtliche  Ordnung  des  Genossenschaftswesens  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Haftbarkeitsnormen  herbeigeführt  hat. 


Anmerkung.  Auf  das  Recht  des  Genossenschaftswesens  ist  in  diesem  Zu- 
sammenhang nicht  näher  einzutreten;  in  Deutschland  ist  maassgebend  das  an 
die  SteUe  des  ersten  Gesetzes  über  die  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschafteu 
vom  4.  Juli  1868  getretene  neue  Gesetz  vom  1.  Mai  1889,  das  sich  von  dem  älteren 
iosbesondere  dadurch  unterscheidet,  dass  es  neben  der  unbeschränkten  Haft- 
pflicht (die  Genossen  haften  für  die  Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  dieser 
^')wie  anmittelbar  den  Gläubigem  derselben  mit  ihrem  ganzen  Vermögen)  zwei  andere 
Haflarten  zugelassen  hat:  das  System  der  beschränkten  Haftpflicht  (die  Haft- 
pflicht der  Q«nos8en  ist  sowohl  der  Genossenschaft  wie  den  Gläubigem  gegenüber 
im  Voraus  auf  eine  bestimmte  Summe  beschränkt),  und  das  System  der  un- 
beschränkten Nachschusspflicht  (die  Genossen  sind  zwar  mit  ihrem  ganzen 
Vermögen,  aber  nicht  unmittelbar  den  Gläubigem  der  Genossenschaft  verhaftet, 
'»^»ndem  nur  verpflichtet,  der  letzteren  die  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  erforder- 
lichen Nachschüsse  zu  leisten).  —  Von  besonderer  Bedeutung  sind  die  Vorschriften 
des  neuen  (lesetzes,  welche  die  regelmässige  Revision  der  Genossenschaften  und 
ihrer  Geschäftsführung  vorschreiben  und  weiterhin  diejenigen,  die  den  Darlehens- 
verkehr mit  Nichtmitgliedern  verbieten;  letztere  desshalb,  weil  der  Darlehens^ 
verkehr  mit  Nie  htm  itgliedern  seitens  der  Genossenschaften  nicht  genügend  über- 
wacht werden  kann,  aber  auch  aus  dem  Grund,  „weil  die  Uebemahme  unbeschränkter 
Haftbarkeit  für  Credit-Ge Währung  an  Fremde  und  zur  Erzielung  höheren  Gc- 
^'haftsgewinnes  mittelst  einer  für  den  Genossenschafter  undurchsichtigen  Bank- 
leitnng  fast  wie  ein  Frevel  an  seiner  eigenen  Geschäftsfiihmug  erscheinen 
muss"  (Knies).  —  Für  Oesterreich  ist  auf  das  Gesetz  vom  9.  April  1873; 
«he  Schweiz  auf  Bundesgesetz  über  das  Obligationenrecht  vom  14.  Juni  1881 
•Titel  27);  Belgien  auf  Gesetz  vom  18.  Mai  1873;  Niederlande  auf  Gesetz 
vom  17.  November  1876;  für  England  neben  einer  Reihe  Speeialgesetze  aus  den 
Jahren  1846,  1852  auf  die  das  Genossenschaftswesen  allgemein  regelnden  Gesetze 
vom  7.  Aogust  1862  und  20.  August  1867  zu  verweisen.  In  Frankreich  und 
Italien  hat  das  Genossenschaftsrecht  im  allgemeinen  Handelsgesetzbuch  seine  Ord- 
imag  gefunden.  Die  meisten  dieser  Gesetze  lassen  neben  der  unbeschränkten 
4Qoh  die  beschränkte  Haftbarkeit  zu,  das  englische  Genossenschaftsrecht  kannte 
Brspninglich  nur  die  beschränkte  Haftpflicht,  hat  aber  späterhin  verschiedene  Haft- 
artcD  eingeführt.  —  Die  Dauer  der  Haftbarkeit  der  Genossen  für  die  Ver- 
liindlichkeiten  der  Genossenschaft  nach  erfolgtem  Ausscheiden  ist  in  der  Regel  auf 
^"/^n  Jahre,  in  Frankreich  und  Belgien  auf  5  Jahre  bestimmt. 

2.  Die  ältesten,  auf  dem  Grundsatz  der  unbeschränkten 
^olidarhaft  ihrer  Mitglieder  beruhenden  Creditgenossenschaften  in 
Reutschland  sind  die  nach  den  Angaben  von  Schulze-Delitzsch 
♦•ingerichteten  Vorschusskassen  (die  erste  1851  in  Eilenburg)^ 
welche,  zunächst  für  die  Bedürfnisse  des  Handwerks,  des  mittleren 
^T(»werbe-  und  Handelsstandes  berechnet,  doch  auch  der  Pflege  des 
ländlichen  Credits   sich  widmeten  und  in  manchen  rein  ländlichen 
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Oegenden  neben  den  Sparkassen  und  den  privaten  Geldverleihem 
sogar  vorzugsweise  der  Befriedigung  des  landwirthschaftlichen  Be- 
triebscredits  dienen.  Die  lange  Zeit  vielumstrittene  Frage,  ob  diese 
Vorschusskassen,  wie  sie  im  Grossen  und  Ganzen  höchst  erspri  ess- 
lich und  wohlthätig  im  Bereich  des  Gewerbes  gewirkt  haben,  auch 
die  richtigen  Organisationen  für  die  Zwecke  des  landwirthschaft- 
lichen Betriebes  darstellen,  kann  jedenfalls  nur  sehr  bedingt  bejaht 
werden.    Die  Vorschusskassen  sind,  wie  alle  derartigen  Genossen- 
schaften, dem  Genossenschaftsgesetz  unterstellt,  verwalten  ihre  An- 
gelegenheiten selbstständig  durch  Hauptversammlung,  Verwaltungs- 
rath  und  Vorstand,  geben  Darlehen  nur  an  Vereinsmitglieder  gegen 
Wechsel,  auf  Schuldscheine  mit  Bürgschaftsstellung,  ausnahmsweise 
auch    gegen  liegenschaftliches  Unterpfand,   entscheiden  über   die 
Creditwürdigkeit  des  Creditbegehrers  und  die  von  ihm  zu  gebende 
Sicherheit,  sowie  über  das  Darlehen  selber  durch  den  Vorstand,  in 
bestimmten  Fällen  durch  den  Verwaltungsrath.     Von   den  unten 
näher   zu    besprechenden  Darlehenskassen    (System   Baiff eisen) 
unterscheiden  sie  sich  vornehmlich  dadurch,   dass  sie  von  allen 
Benifsklassen  Mitglieder  in  sich  vereinigen  und  in  der  räumlichen 
Abgrenzung  ihres  Geschäftsbezirkes  sich  bestimmte  Schranken  nicht 
auferlegen;  femer  dadurch,  dass  bei  ihnen  der  zu  erzielende  Bein- 
gewinn,   abzüglich    gewisser  zur  Speisung  des  Beservefonds  be- 
stimmter Beträge,    statutengemäss  an  die  Mitglieder  nach  Höhe 
der   von   Jedem  auf  seine   Geschäftsantheile  geleisteten  Einzahl- 
ungen als  Dividende  zur  Vertheilung  kömmt;   dass  in  der  Eegel 
entsprechend  ihrer  ursprünglichen  Zweckbestimmung,  nur  kurzer 
Credit  (auf  drei  Monate)  gewährt  wird,  der  allerdings  gegen  ent- 
sprechende Provisionen  verlängert  werden  kann  und  thatsächlich 
häufig  verlängert  wird;  dass  sie  einen  ausgedehnten  Contocorrent^ 
verkehr   pflegen  und  vielfach  die  im  Bankverkehr  sonst  üblichen 
Geschäfte  (An-  und  Verkauf  von  Werthpapieren)  betreiben.    Diese 
Organisation  schliesst  bestimmte  Vorzüge  in  sich,  die  namentlicli 
in  der  bankraässigen  Organisation  des  Geschäftsbetriebes,  für  den 
rascher,  wiederholter,  möglichst  hoher  Umschlag  Hauptgrundsatz 
ist,   und  in  der  durch  die  räumliche  Ausdehnung  des  Betriebs  er- 
möglichten freieren  Beweglichkeit  sich  äussern,  Vorzüge,  wie  sie 
den  Darlehenskassenvereinen  häufig  abgehen.  Wenn  gleichwohl  die 
letzteren  seit  Jahrzehnten  sich  wachsender  Anerkennung  erfreuen 
und  die  ländlichen  Kreise   von  ihnen  eine  bessere  Befriedigung 
ihrer  Creditbedürfnisse  erwarten,  als  von  den  Vorschusskassen,  so 
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ist  als  Grund  für  diese  Beurtheilungsweise  namentlich  das  Folgende 
anzufähren  *) : 

a)  Eine  unbefangene  Betrachtung  muss  einräumen,  dass  das 
in  den  Vorschusskassen  mit  der  Zeit  immer  stärker  hervorgetretene 
Bestreben  auf  Ansammlung  grosser  Geschäftsantheile  in 
Verbindung  mit  dem  Dividendensystem  diese  Kassen  leicht 
dem  ursprünglichen  Charakter  einer  auf  Gemeinsinn  begründeten 
Einrichtung  entfremden,  sie  auf  die  Bahnen  bedenklicher  Specu- 
lationsthätigkeit  hinlenken  und  der  Gewinnsucht  des  vermöglicheren 
Theils  der  Mitglieder  dienstbar  machen  kann,  wie  denn  solche  Er- 
scheinungen keineswegs  selten  beobachtet  werden.  Die  Zahlung 
der  Dividende  ist  an  sich  ein  Hindemiss,  den  Zinssatz  auf  jenes 
niedrigste  Niveau  herabzusetzen,  wie  es  sich  aus  dem  Selbstkosten- 
preiä  der  Darleihen  zuzüglich  einer  Eisicoprämie  ergeben  würde,  wie 
dies  doch  im  Interesse  der  betriebskapitalschwächeren,  eines  billigen 
Kredits  vorzugsweise  benöthigten  und  den  Credit  am  meisten  in 
Anspruch  nehmenden  unbemittelten  Eassenmitglieder  zu  wünschen 
H^äre.  Ein  Zinsfuss  von  6  —  8  %,  wie  er  vielfach  bei  Vorschuss- 
kassen erhoben  wird,  mag  für  Gewerbe  und  Handel  im  Hinblick 
auf  die  hier  obwaltenden  Geschäfts  Verhältnisse  angängig  sein,  ist 
aber,  hingesehen  auf  die  Durchschnittsrente  des  landwirthschaft- 
lichen  Betriebs,  ein  theurer  Credit,  der  diurch  Hinzutritt  von  Pro- 
visionen und  Prolongationsgebühren  zu  einem  geradezu  drückenden 
werden  kann.  Jedenfalls  aber  erhalten,  wie  Knies  und  Andere  zu- 
treffend betont  haben,  als  Folge  des  Dividendensystems  die  Genossen 
mit  grosser  Kapitaleinlage  einen  besonderen  Vortheil  auf  Kosten  der 
anderen,  und  dieser  Widerspruch  der  inneren  Organisation  mit  den 
Zielen  der  Genossenschaft  muss  um  so  schärfer  hervortreten,  sobald 
Mitglieder  eintreten,  welche  sich  nur  als  Kapital-Einleger  zu  be- 
theiligen beabsichtigen;  aber  auch  soweit  letzteres  nicht  der  Fall, 
TOd  immer  eine  gewisse  Gegensätzlichkeit  der  Interessen  sich  gel- 
tend machen,  indem  „die  Genossenschafter  soweit  sie  Dividenden- 
empfänger sind,  das  Interesse  der  Gläubiger -Bank  an  möglichst 
hohen  Zinsen  der  Schuldner  haben,  und  soweit  sie  zinsenzahlende 
Creditnehmer  sind,  für  das  Interesse  der  Schuldner-Bank  an  einem 
ni^^glichst  niedrigen  Zinsfuss  eintreten  werden''.  Die  Zulassung 
i«  beschränkten  Solidarhaft  muss,    indem  sie   den   Eintritt  von 


^}  Vgl.  zn  den  nachfolgenden  Betrachtungen  namentUch  Marchet,  a.  a.  0., 
S.  372  ff. 
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kapitalanlagebedürftigen  Mitgliedern  begünstigt,  jenen  Interessen- 
gegensatz noch  verschärfen,  während  die  unbeschränkte  Solidarhaft 
einigermaassen  verbürgt,  dass  nur  „solche  Genossenschafter  sich 
einstellen,  für  welche  das  Credit- Nehmen  Hauptsache,  der  Divi- 
denden-Empfang für  Kapital-Einlagen  Nebensache  ist"  *).  Die  mit 
dem  Dividendensystem  zusammenhängenden,  weil  durch  gewagte 
Creditgeschäfte  veranlassten  Zusammenbrüche  von  unsolid  oder 
leichtfertig  geleiteten  Vorschusskassen  haben  wiederholt  auch  land- 
wirthschaftliche Kreise  in  schwere  Mitleidenschaft  gezogen  und  der 
weiteren  Einbürgerung  des  Genosseuschaftsgedankens  erheblichen 
Eintrag  bereitet.  Für  Landwirthe,  für  die  die  solidarische,  ihr  ganzes 
Grundbesitzvermögen  mitergreifende  Haftbarkeit  eine  sehr  viel 
weitere  Tragweite  hat,  als  für  Kleingewerbtreibende ,  ist  daher  der 
Eintritt  zu  einer  Vorschusskasse  mit  unbeschränkter  Haftbarkeit 
und  räumlich  ausgedehntem  Wirkungskreis,  wobei  von  Seiten  des 
einzelnen  Mitglieds  eine  Einsicht  in  die  Verwaltungspraxis  und 
eine  Controle  über  die  Creditfähigkeit  der  einzelnen  Mitglieder 
sehr  erschwert  ist,  nicht  ohne  Bedenken. 

Anmerkung.  Unzutreffend  ist  es  jedenfaUs,  den  Unterschied  in  den  beiden 
Arten  von  Genossenschaften  dahin  zu  charakterisiren,  dass  die  Schulze-  Delitzsch'scheu 
Kassen  den  ^organisirten  Egoismus**,  die  Raiffeisen^schen  Darlehenskassen- 
Vereine  die  „ausschliesslichen  Träger  und  Pfleger  christlicher  Nächsten- 
liebe" repräsentiren.  Vielmehr  ist  die  Wahrheit,  wie  Generalsecretär  Havenstein 
gelegentlich  ganz  richtig  betont  (siehe  Fühling's  Landw.  Zeitung  von  1893,  S.  152 ff.', 
die,  dass  „das  Genossenschaftsprincip  an  und  für  sich  ein  im  höchsten  Grade 
sittliches  und  ideales  Moment  unserer  Gesellschaftsordnung  darstellt, 
dessen  Bedeutung  durch  die  verschiedene  Art  seiner  Durchfuhrung  und  praktischen 
Betheiligung  nicht  die  geringste  Einbusse  erfährt",  und  zwar  auch  dadurch  nicht, 
dass  innerhalb  der  Yorschusskassen  zeitweise  und  gegendenweise  das  Dividendeo- 
system  über  Gebühr  ausgebildet  wird.  Dies  sind  Auswüchse,  die  auch  innerhalb 
des  Systems  der  Yorschusskassen  beseitigt  werden  können,  da  das  Hinarbeiten  auf 
möglichst  hohe  Dividenden  dem  letzteren  System  nicht  inhärent  ist.  Die  Yorzüge  der 
^«Darlehenskassen"  im  Bereich  des  landwirthschaftlichen  Betriebscredits  liegen 
desshalb  auch  nicht  bloss  in  dem  Yerzicht  auf  das  Dividendensystem,  sondern  eben 
so  sehr  in  der  allgemeinen  Organisation  der  letzteren  Kassen,  insbesondere  in  der 
örtlichen  Organisation  derselben,  zumal  da,  wo  es  sich  um  die  Befriedigung  des 
Betriebscredits  der  mittel-  und  kleinbäuerlichen  Bevölkerung  handelt. 

b)  Die  Benutzung  der  Vorschusskassen  ist  wegen  der 
räumlichen  Entferntheit  des  Sitzes  der  Kassen  von  dem 
Wohnort  des  Darleihnehmers  mit  Zeitverlusten  und  Kosten  ver- 
knüpft; noch  mehr  aber  fällt  ins  Gewicht,  dass  wegen  der  Tn- 
bekanntschaft  der  Kassenvorstände  mit  den  persönlichen  Verhält- 


^)  Knies,  a.  a.  0.,  S.  277  ff.    Aehnlich  gegen  das  Dividendensystem  Marchet, 
a.  a.  0.,  S.  400 ff. 
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nissen  der  Creditbedürftigen  und  ihrer  Bürgen  häufig  Weiterungen 
entstehen,  welche  jedenfalls  der  bäuerliche  Landwirth  meidet,  wess- 
halb  erfahnmgsgemäss  auf  eine  umfangreiche  Antheilnahme  an  den 
Vorschusskassen  mindestens  seitens  der  kleinbäuerlichen  Bevölke- 
rung nicht  zu  rechnen  ist,  indem  diese  es  vorzieht,  die  Dienste 
des  zugänglicheren  und  rascher  bedienenden  Privatgeldverleihers 
in  Anspruch  zu  nehmen.  In  der  Bekämpfung  des  Wuchers  in 
den  Landgemeinden,  dem  meist  die  kleineren,  schwächeren  Elemente 
verfallen,  haben  desshalb  die  Vorschusskassen  meist  wenig  positive 
Hilfe  geleistet  und  die  Betrachtung,  dass  eine  solche  Hilfe  nur  von 
Ortlich  organisirten  Kassen-Instituten  erwartet  werden 
dtlrfe,  bildete  bekanntermaassen  den  Hauptanstoss  für  jene,  durch 
den  Bürgermeister  Raiffeisen  in  Flammersfeld  (Rheinprovinz)  ein- 
.ireleitete  Bewegung  auf  Schaffung  besonderer,  dem  Betriebsbedürfniss 
der  ländlichen  Bevölkemng  sorgfältig  angepasster  Creditgenossen- 
schaften  (Darlehenskassen),  als  deren  Wesenseigenthümlichkeit 
neben  der  stärkeren  Betonung  der  Gemeinwirthschaftlichkeit  der 
Verwaltung  vorzugsweise  die  Beschränkung  des  Wirkungskreises 
der  Kassen  auf  den  Bezirk  einer  oder  doch  weniger  benachbarten 
<jenieinden  zu  betrachten  ist. 


Anmerkung.  1.  In  den  Berichten  des  Vereins  für  Soeialpolitik  (bäuerliche 
Zustände  in  Deutschland,  1883),  ebenso  in  den  amtlichen  landwirthschaftlichen  £r- 
iifboDijen  der  achtziger  Jahre  finden  sich  viele  Belege  tiir  die  Richtigkeit  der  vorstehen- 
<ini Ansfühmngen;  vgl.  unter  Anderem  Badische  landwirthschai'tliche  Erhebungen 
^•ml883,  Bd.IV,S.48ff.;  femer  v.  Längs dorff,  Die  Landwirthschaft  in  Sachsen, 
18H9.  S.  108 ff.,  wo  betont  wird,  dass  Sie  Zinsen  der  Sächsischen  Yorschusskassen, 
aoa^hliesslich  der  unvermeidlichen  Prolongationsgebühren,  meist  auf  7%  und  darüber 
H<  zn  12*  o  sich  belaufen  und  dass  die  Betheiligung  der  Landwirthe  an  den  Vor- 
^husskuseu  üi  ständiger  Abnahme  begriffen  ist.  Aehnlich  Schreiber  in  dem  amt- 
Ü'-hen  Werk:  Die  Landwirthschaft  in  Bayern,  1890,  S.  76ö.  —  Doch  muss  anerkannt 
»frden,  dass  seit  der  wachsenden  Anerkennung,  der  sich  die  örtlichen  Darlehens- 
kaisenvereine  nach  fiaiffeisen  erfreuen,  auch  Yorschusskassen  sich  ihren  Geschäfts- 
prineipien  hinsichtlich  des  Zinsfusses  und  der  Yerleihungsfristen  zu  Zugeständ- 
ais» en.  speciell  auch  gegenüber  den  specifischen  landwirthschaftlichen  Creditver- 
Ultnissen,  haben  bereit  finden  lassen;  wie  anderseits  eine  Reihe  bewährter 
Einrichtungen  der  Yorschusskassen,  so  namentlich  die  Schaffung  centraler 
■'»'Mustitate  für  den  Yerkehr  zwischen  den  einzelnen  Genossenschaftsbanken,  die 
•Vhaffang  von  Yerbänden,  die  Schaffung  des  Amts  eines  Generalanwalts  für  die 
i'^nossengchaften  und  deren  Gliederung  in  Unterverbände,  den  Raiffeisen'schen  Kassen 
and  den  auf  ähnlicher  Grundlage  errichteten  ländlichen  Creditgenossenschaften 
Als  Torbild  für  ähnliche  Organisationen  gedient  hat.  Wo  der  genossenschaftliche 
"^Jnn  der  bäuerlichen  Bevölkerung  noch  w^enig  entwickelt  oder  wo,  wie  in  den 
«'♦'{renden  des  Hofsjstems,  die  Organisation  örtlicher  Institute  auf  Schwierigkeiten 
•f"»-«!,  haben  neben  den  Sparkassen  sicher  auch  die  bankmässig  eingerichteten  Yor- 
schusskassen ihre  Daseinsberechtigung,  wie  dies  s.  Z.  im  Deutschen  Land- 
wirthschaft srath  ganz  zutreffend  hervorgehoben  worden  ist  (siehe  oben  S.  181); 
•'  werden  aber  dann  die  Landwirthe  wohl  daran  thun,  ihre  Mitgliedschaft  bei  den 
V'n^thusskassen  im  Sinne  einer  den  landwirthschaftliclien  Creditbedürfhissen  Recli- 
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nung  tragenden  Geschäftsgebahrung  mit  Nachdruck  geltend  zu  machen,  während 
freilich  nur  zu  häufig  die  Wahrnehmung  zu  machen  ist,  dass  die  nBividendeu- 
jagd"  der  Yorschusskassen  gerade  auch  bei  den  landwirthschaftlichen  HQtgliedem 
auf  das  Ei&igste  mit  gepflegt  wird. 

2.  Die  Ton  Deutschland  ausgehende  Bewegung  nach  Errichtung  von  Yor- 
schusskassen hat  sich  auf  eine  grosse  Anzahl  europäischer  Staaten  fortgepflanzt. 
In  Deutschland  bestanden  (nach  G rüger)  1890  1072  Yorschusskassen  mit  einer 
Mitgliederzahl  von  618003,  mit  117  Hillionen  Mark  Geschäftsantheilen  und  1,6  Milli- 
arden Yorschtissen  nebst  Prolongationen;  956  Yorschusskassen  sollen  136633  selbst- 
ständige Landwirthe  angehört  haben.  —  Die  Zahl  der  nach  Schulze'schem  System 
anderweit  eingerichteten  Yorschusskassen  betrug  1889  in  Oesterreich  1660;  in 
Ungarn  723;  in  Italien  1887:  608;  in  Russland  1888:  720;  in  Frankreich 
nur  20;  in  Belgien  1890  nur  16.  —  Es  darf  angenommen  werden,  dass  auch  in 
den  vorerwähnten  Staaten  die  Creditgenossenschaften  nicht  bloss  dem  Oreditbedürfois» 
des  Gewerbes  und  des  Handels,  dem  sie  in  erster  Linie  ihre  Entstehung  verdanken, 
sondern  mit  auch  demjenigen  der  Landwirthschaft  zu  dienen  bestimmt  sind. 


§  131.  Die  ländlichen  Darlehenskassen  (Credit- 

vereine)  insbesondere. 

Die  von  EaiflFeisen  in's  Leben  gerufenen  Darlehenskasse n - 
vereine,  deren  erster  „der  Flammersfelder  Hilfsverein  zur  Unter- 
stützung unbemittelter  Landwirthe"  war  und  den  Nothjahren  1847.48 
seine  Entstehung  verdankte,  haben  von  bescheidenen  Anfängen  im 
Laufe  des  letzten  Drittels  dieses  Jahrhunderts  wachsende  Verbreitung 
und  Anerkennung  ihres  Wirkens  gefunden;  durch  Herübemahme 
einzelner  bewährter  Geschäftsgrundsätze  der  Schulze  -  Delitzsch'- 
schen  Vorschusskassen  haben  sie  manchen  nicht  unbegründeten  Ein- 
wendungen, die  gegen  ihre  Einrichtung  im  ersten  Stadium  der 
Entwicklung  erhoben  wurden,  zu  begegnen  gewusst  und  dürfen  in 
der  Verfassung,  die  sie  sich  allmählich  gegeben  haben,  das  Ver- 
dienst beanspruchen,  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  eine  wesent- 
liche und  nachhaltige  Verbesserung  der  Personal-Creditverhältnisse 
der  ländlichen  Bevölkerung  herbeigeführt  zu  haben.  Im  Einzelnen 
ist  zu  bemerken: 

1.  Der  Unterschied  der  Darlehenskassen  von  den 
Vorschusskassen  tritt  namentlich  in  folgenden  Beziehungen  zu 
Tage:  a)  Die  Darlehenskassen  pflegen  ihren  Geschäftskreis  auf  die 
politische  Gemeinde  zu  beschränken;  an  diesem  Grundsatz  der 
örtlichen  Organisation  wird  mit  Recht  festgehalten,  nicht 
bloss  der  leichten  Erreichbarkeit  der  Kasse  halber,  sondern  auch 
desshalb,  weil  wegen  der  in  diesem  Fall  ermöglichten  genauen 
Kenntniss  der  persönlichen  Vereigenschaftung  der  Mitglieder 
Irrungen  in   der  Beurtheilung    der  Creditwürdigkeit    nicht  leicht 
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vorkommen,   auch  die   zweckmässige  Verwendung  der  Darleihen, 
die  Verschlechterungen  in  den  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnissen 
der  Schuldner  jederzeit  überwacht  werden  können,  wodurch  sich 
das  Risico  der  Kasse  vermindert,  die  Möglichkeit  der  Hilfeleistung 
durch  dieselbe  sich  vermehrt;  weil  endlich  den  Mitgliedern  der  Be- 
such der  Vereinsversammlungen,  die  Theilnahme  an  den  Beschlüssen, 
die  Ueberwachung  der  Vereinsgeschäfke  und  ihres  Umfangs  jederzeit 
ermöglicht,  also  auch  desshalb  eine  thunlichst  einfache,  wohlfeile, 
durchsichtige  imd  leicht  übersehbare  Verwaltung  gesichert  ist.    Wo 
aber  Darlehenskassen   das  Princip  der  örtlichen  Organisation  ver- 
lassen, was  namentlich  da  angängig  sein  mag,  wo  die  Ortschaften 
i^hr  dicht  gedrängt  sind,  sollten  jedenfalls  im  Interesse  der  Credit- 
suchenden  und  der  Kassen  selber  ständige  Local-Ausschüsse 
eingesetzt  werden,  deren  Mitglieder  die  Darlehensgesuche  zu  prüfen 
und  den  Verkehr    der  Mitglieder   mit    der  Kasse   zu  vermitteln 
haben ^).    b)  Die  Darlehenskassen  gewähren  für  die  Geschäfts- 
antheile,  deren  Höhe  auf  eine  massige,  den  durchschnittlichen 
Besitzverhältnissen  der  Mitglieder  entsprechende  Summe  festgestellt 
wird  und  deren  jedes  Mitglied  in  der  Kegel  nur  einen  erwerben  darf, 
keine  Dividende,   sondern,   sofern   die   Geschäftsüberschüsse 
nach  Dotining  des  Keservefonds  dies  gestatten,  nur  eine  Ver- 
zinsung, deren  Höhe  den  vom  Verein  im  Geschäftsjahr  f(lr  auf- 
genommene  Anleihen  durchschnittlich    bezahlten  Zinsfuss  in  der 
Regel  nicht  übersteigen  soll;   sie  können  eben  desshalb  Zins  und 
Provisionen  fQr  die  Darlehen  möglichst  niedrig  bemessen,  wahren 
dadurch  den  gemeinnützigen  Charakter    der  Anstalt  und 
vermeiden  diejenigen  Gefahren,    denen  die  Vorschusskassen  mit 
ihrem  Dividendensystem  nicht  selten  erlegen   sind,    c)  In  Folge 
Wegfalls  der Dividendenvertheilung  wird  eine  raschere  Speisung 
des  Keservefonds  ermöglicht,    worauf  im  Hinblick    auf   den 
Zweck  des  Fonds :  der  Darlehenskasse  nach  und  nach  ein  Betriebs- 
kapital zu  verschaffen  und  die  Mitglieder  im  Fall  etwaiger  Verluste 
vor  Rückgriffen  zu  sichern,  besonderer  Werth  zu  legen  ist;  je  höher 
der  Reservefond  anwächst ,    um  so  eher  kommt  die  Kasse  in  die 
I^age,  den  Zinsfuss  (die  Risicoprämie)  für  die  von  ihr  gewährten 
Darlehen  zu  erniedrigen    und  die  Ausleihefristen  zu  verlängern, 
ohne  sich  oder  die  Mitglieder  einer  Gefahr  auszusetzen.    Die  in 
den  älteren  deutschen  Kassenvereinen  vielfach  sich  findende ,  hin- 


M  VgL  H.  Müller  in  Fühling's  Landw.  Zeitung  von  1892,  8.  540  fr. 
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sichtlich  ihres  Werths  ohnedies  zweifelhafte  Vorschrift,  dass  eine 
Vertheilung  des  Beservefonds  auch  bei  Auflösung  der  Kasse  nicht 
Platz  greift,  derselbe  vielmehr  bestimmten  gemeinnützigen  Zwecken 
gewidmet  bleiben  soll,  ist  mit  Erlassung  des  neuen  deutschen 
Genossenschaftsgesetzes,  das  solche  beschränkende  Verfügungen 
nicht  zulässt,  in  Wegfall  gekommen,  d)  Die  Darlehenskassen  sind 
nicht  selten  mit  Sparkassen  verbunden,  und  da  ohnedies  durch  ihr 
Bestehen  Gelegenheit  zur  sicheren  Anlage  parater  Geldmittel  ge- 
geben ist,  ohne  dass  damit  besondere  Kosten  imd  Umständlichkeiten 
verbunden  wären,  so  wirken  sie  auch  dadurch  günstig,  dass  an 
Stelle  der  unvortheilhaften  Gewohnheit  der  Landleute,  baare  Geld- 
bestände längere  Zeit  zinslos  aufzubewahren,  sehr  bald  die  Neigung 
tritt,  auch  kleine  Summen  den  Kassen  als  verzinsliches  Depositum 
anzuvertrauen,  e)  Die  Darlehenskassen  geben,  entsprechend  den 
Bedürfnissen  des  landwirthschaftlichen  Betriebs,  Personalcredit  auf 
längere  Zeit  als  drei  Monate,  in  der  Begel  auf  1 — 3  Jahre, 
ja  auch  darüber  hinaus,  sofern  nicht  in  der  Persönlichkeit 
des  Darlehensnehmers  besondere  Gründe  entgegenstehen,  und  sie 
lassen  die  Abtragung  des  Darlehens  mit  im  Voraus  festgesetzten 
Theilzahlungen  zu;  doch  behält  sich  der  Verein  in  allen 
Fällen  Aufkündigung  des  Darlehens  mit  dreimonatlicher  Frist  vor, 
falls  Umstände  eintreten  sollten,  die  das  Darlehen  als  gefährdet 
erscheinen  lassen,  oder  eigene  Zahlungsverbindlichkeiten  der  Kassen 
die  raschere  Bückforderung  der  ausgeliehenen  Summen  erforderlich 
machen. 

2.  Innere  Einrichtung,  a)  Die  Darlehenskassen  unter- 
stehen wie  die  Schulze-Delitzsch'schen  Vorschusskassen  dem  Ge- 
nossenschaftsgesetz; die  Verwaltung  wird  geführt  durch  den 
Vorstand  und  Kassirer,  beaufsichtigt  durch  den  Verwaltungsrath 
und  die  Hauptversammlung.  Bei  der  einfachen  Gestaltung  der 
Verwaltung  und  des  Bechnungswesens  sind  die  Verwaltungskosten 
gering,  zumal  in  der  Begel  nur  der  Kassirer  eine  Bezahlung  erhält. 
Bis  zu  welchem  Höchstbetrag  im  Ganzen  und  Einzelnen  Darlehen 
von  dem  Vorstand  gegeben  werden  dürfen,  beschliesst  die  Haupt- 
versammlung, b)  Die  zu  den  Darlehen  erforderlichen  Mittel  werden 
aufgebracht  durch  die  GeschäfLsantheile,  durch  Geldeinlagen  (Spar- 
einlagen) der  Mitglieder,  sowie  nöthigenfalls  durch  weitere  Anleihen. 
Die  Erfahrung  hat  gezeigt,  dass  den  Darlehenskassen  in  der  Begel 
Geld  in  genügendem  Maasse  zur  Verfügung  steht  und  dass  höchstens 
im  Anfang  ihrer  Wirksamkeit  Schwierigkeiten  in  dieser  Hinsicht 
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sich  bemerkbar  machen,  c)  Ob  die  Darlehenskassen  nach  dem 
Gnindsatz  der  unbeschränkten  oder  der  beschränkten 
Solidarhaft  einzurichten  sind,  hat,  seitdem  beiderlei  Arten  von 
Haftung  durch  die  Gesetzgebung  zugelassen  worden  sind,  die 
Praxis  verschieden  beantwortet;  im  Allgemeinen  dürfte  die  Bei- 
behaltung der  unbeschränkten  Haft  im  Hinblick  auf  die  Wahrung 
der  Creditwürdigkeit  und  wegen  der  günstigen  Bück  Wirkungen  der- 
selben auf  eine  vorsichtige  und  solide  Geschäftsführung  räthlich 
erscheinen  ^).  d)  Ein  Uebelstand,  mit  dem  die  örtlich  organisirten 
Darlehenskassen  zu  kämpfen  haben,  besteht  einerseits  in  dem  zeit- 
weisen Ueberangebot  von  Kapital  und  der  Anhäufung  von  Baar- 
beständen,  die  im  Darlehensgeschäft  nicht  sofort  Verwendung  finden 
können,  andererseits  in  zeitweisem  Mangel  an  Kapital  in  Zeiten 
grosserer  Darlehensnach&age.  In  Folge  dessen  hat  sich  schon 
frühzeitig  die  Nothwendigkeit  der  Organisation  von  sog.  Geld- 
ausgleichstellen  ergeben,  was  meist  im  Wege  der  Anlehnung 
an  ein  grösseres  Geldinstitut  geschehen  ist,  das  vertragsmässig 
gegen  eine  vereinbarte  Pro\'ision  die  Verpflichtung  übernimmt,  den 
einzelnen,  zu  der  Geldausgleichstelle  gehörenden  Kassen  Credit  in 
bestimmter  Höhe  zu  gewähren  und  die  von  den  einzelnen  Kassen 
eingelieferten  Geldbeträge  entgegenzimehmen  und  zu  verzinsen. 
e)  die  Nothwendigkeit  der  Schaffung  solcher  Geldausgleichstellen 
in  Verbindung  mit  dem  Wunsche,  die  einzelnen  Darlehenskassen 
eines  Landes  in  nähere  Beziehungen  zu  einander  zu  bringen,  eine 
fortgesetzte  sachverständige  Berathung  derselben  zu  vermitteln  und 
die  Interessen  der  einzelnen  Kassen  gegenüber  den  Staatsbehörden 
zu  wahren,  bat  endlich  dazu  geführt,  die  Darlehenskassen  in  den 
einzelnen  Provinzen  und  Staaten  zu  „Verbänden"  zu  ver- 
einigen, welche  durch  ihre  Organe :  den  Verbandsvorsitzenden,  den 
Verbandsausschuss  und  die  Verbandsversammlung,  die  Pflege  der 
gemeinsamen  Interessen  der  zum  Verbände  gehörenden  Kassen 
sich  angelegen  sein  zu  lassen  haben.  Eine  besonders  wichtige 
Aufgabe  der  Verbandsleitung  ist  die  regelmässige  Eevision  der 
Geschäftsgebahrung  und  der  Bechnungen  der  einzelnen  Kassen 
geworden,  namentlich  seitdem  die  Gesetzgebung  die  regelmässig 
vorzunelunende  Revision  der  unter  dem  Genossenschaftsgesetz 
stehenden  Genossenschaften  verfügt,  aber  zugleich  zugelassen  hat, 


^)  Die  auf  dem  Chrundsatz  der  beschränkten  Haftpflicht  stehenden  social- 
'^orsiatorischen  Genossenschaften  des  Freih.  v.  Broich  begegnen  anerkannter- 
nttssen  wegen  mangelnder  Creditfahigkeit  mancherlei  Schwierigkeiten. 
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dass  die  Bestellung  eines  Bevisors  durch  das  Gericht  da  unter- 
bleiben kann,  wo  Genossenschaften  einem  Verband  angehören  und 
diesem  nach  seiner  Organisation  das  Becht  zur  Bestellung  eines 
Bevisors  verliehen  werden  kann.  (Vergl.  Deutsches  Beichsgesetz 
vom  1.  Mai  1889,  §  51  ff.). 

3.  Würdigung  der  ländlichen  Darlehenskassen^), 
a)  Die  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  Vorschusskassen  nach 
Schulze-Delitzsch  oder  die  ländlichen  Darlehenskassen  mit  einer 
Organisation  in  dem  vorstehend  angedeuteten  Sinn  den  Credit- 
bedürfnissen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  mehr  entsprechen, 
kann  nach  den  gegebenen  Ausfährungen  kaum  zweifelhaft  sein. 
Die  mit  Unrecht  vielfach  behauptete  Ueberlegenheit  der  Vor- 
schusskassen darf  insbesondere  nicht  darauf  gestützt  werden, 
dass  noch  immer  viele  Unternehmer  landwirthschaftlicher  Be- 
triebe Mitglieder  von  Vorschusskassen  sind;  denn  die  Ent- 
wicklung und  Ausbreitung  der  ländlichen  örtlichen  Darlehens- 
kassen begegnet  naturgemäss  besonderen  Schwierigkeiten  und 
es  ist,  wo  solche  nicht  in's  Leben  gerufen  werden  können,  die 
Mitgliedschaft  bei  einer  Vorschusskasse  ungeachtet  der  vielfach 
vmgünstigeren  Darlehensbedingungen  oft  der  einzige  Ausweg,  lun 
den  Nöthen  der  Personalcreditnoth  zu  entrinnen.  Die  langsame 
Entwicklung  der  örtlichen  Darlehenskassen  ist  leicht  zu  erklären, 
da  die  grosse  Masse  der  kleinbäuerlichen  Bevölkerung  jede  Art 
von  genossenschaftlichen  Bildungen  zunächst  misstrauisch  und 
zurückhaltend  betrachtet,  Creditgenossenschaften  aber  im  Hinblick 
auf  das  hier  besonders  grosse  geldwirthschaftlicheBisico  naturgemäss 
doppelt  vorsichtig  oder  ablehnend  gegenübersteht;  daher  es  unaus- 
gesetzter Belehrung  und  Einwirkung  der  staatlichen  und  landwirth- 
schafklichen  Vereinsorgane  bedarf,  um  diesen  durch  Vorurtheile  aller 
Art  genährten  passiven  Widerstand  zu  überwinden.  Hierzu  kommt, 
dass  nicht  in  allen  Landgemeinden  Persönlichkeiten  sich  finden,  die 
einerseits  Willens  sind,  das  verantwortimgsvolle,  meist  unbezahlte 
Amt  eines  Kassenvorstandes  zu  übernehmen,  und  anderseits  zur 
einwandfreien  Besorgung  dieses  Amtes  voll  vereigenschaftet  er- 
scheinen. Immerhin  zeigt  die  mit  jedem  Jahr  höher  anschwellende 
Bewegung  auf  diesem  Gebiet,  dass  bei  vmausgesetzter  und  unver- 
drossener Einwirkung  der  Organe  der  landwirthschaftlichen  Staats- 


^)   Vgl.   hierzu   insbesondere   die   eingehenden  Betrachtungen   bei  Marchet, 
a.  a.  0.,  S.  372 ff.  u.  Jäger  a.  a.  0.,  S.  Iö9ff.,  202  ff.,  254 ff. 
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filrsorge   jene   Schwierigkeiten    keineswegs    unüberwindliche  sind. 
b)  Die  aus  der  inneren  Organisation  der  örtlichen  Darlehenskassen 
anfänglich  hergeleiteten  Bedenken,  dass  es  mit  den  Segeln  des 
Bankbetriebs  unvereinbar  sei,  auf  einen  längeren  Zeitraum  Credit 
zu   gewähren,    als    er  fttr  die  eigenen  Creditverpflichtungen  der 
Kassen  von  Seiten  ihrer  Gläubiger  zur  Verfügung  steht  („der  Ter- 
min  für   die  fälligen  Zahlungsverbindlichkeiten   einer  Bank  darf 
nicht  diesseits  des  Termins    für    die  Bealisirung    entsprechender 
Forderungen  fallen"  —  Knies),  sind  zwar  nicht  ohne  Weiteres 
abzuweisen;   doch  hat  die  Erfahrung  gezeigt,   dass  dieser  innere 
Widerspruch  im  geschäftlichen  Betriebe  zu  schwierigen  Situationen 
fär  die  Darlehenskassen  nicht  geführt  hat.    Das  Bedenken  mochte 
noch  am   ehesten  begründet  sein,  so  lange   die  Darlehenskassen 
isolirt  waren  und  schon  desshalb  feste  Creditbeziehungen  zu  be* 
istimmten  Geldinstituten    sich    nicht    oder    nur    schwer  ausbilden 
konnten;   es  wurde  aber  selbst  in  diesem  Fall  dann  überwunden, 
wenn  die  Kassen  sich  angelegen  sein  liessen,   die  nöthigen  Geld- 
summen womöglich  von  den  Mitgliedern  selbst  sich  zu  verschaffen, 
bei  denen  vorzeitige  Kündigungen   weniger  leicht  zu    befürchten 
waren,  oder  wenn  sie  dieselben  jeweils  nur  in  verhältnissmässig 
kleinen    Beträgen    aufnahmen,    deren  Bückzahlung    im  Fall    der 
Kündigung  sich  leichter  bewerkstelligen  liess.    Als  beseitigt  kann 
das  Bedenken  gelten,  seit  man  sich  bemüht  hat,  für  die  Kassen 
eine    centrale    Creditorganisation    (Geldausgleichstelle)     zu     be- 
schaffen, durch  deren  Vermittelung  die  Kassen  untereinander  in  enge 
geldliche  Wechselbeziehungen  eintreten  und    die    ausserdem   die 
Befriedigung    augenblicklichen    Geldbedarfs  ermöglicht;    und  der 
beste  Beweis  fttr  die  Haltiosigkeit  jener  kritischen  Bedenken  liegt 
in  der  gesunden  Entwicklung  dieser  Darlehenskassen  imd  darin, 
dass  schwerwiegende,   den  Bestand  der  Kassen  gefährdende  Ver- 
legenheiten aus  jenem  Verstoss  gegen  die  Grundsätze  eines  bank- 
mässigen  Creditverkehrs  bis  jetzt  nirgends  haben  beobachtet  werden 
können.     Die  „Kündigungsclausel"  der  Kassen  gegenüber 
ihren    Schuldnern    mag    als    ein    Zugeständniss    dieser    „inneren 
Schwäche"  ihrer  Organisation  von  den  Gegnern  immerhin  ange- 
zogen werden;   die  Hauptsache  bleibt,   dass  von  dem  Eecht  der 
Kündigung  im  Hinblick  auf  etwa  eingetretene  Zahlungsschwierig- 
keiten selten  oder  nie  Gebrauch  gemacht  werden  musste  und  dass 
die  Aussicht,  mit  einer  Kündigung  innerhalb   der  zugestandenen 
längeren  Creditfrist  rechnen  zu  müssen,  für  den  Schuldner  jeden- 
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falls  viel  weniger  Drückendes  hat,  als  die  bei  von  vornherein  kurz- 
fristig bemessenen  Darlehen  in  regelmässigen  Zwischenräumen  auf- 
tretende Nothwendigkeit  der  Einreichung  von  Frolongationsgesuchen 
und  der  Entrichtung  lästiger  Prolongationsgebühren,  c)  Der  posi- 
tive Nutzen  der  örtlichen  Darlehenskassen  besteht  nicht 
nur  in  ihrer  leichten  Zugänglichkeit  und  der  Gewährung  der  Dar- 
lehen zu  einem  den  Selbstkosten  entsprechenden  Zinssatz  und  zu 
den  den  Bedürfnissen  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  ange- 
passten  Bedingungen,  sondern  vor  Allem  auch  darin,  dass  die  Ge- 
nossenschaftsmitglieder überhaupt  zur  Anbahnung  gesunder  Credit- 
beziehungen  erzogen  werden.  Das  bekannte  „Heimlichthun"  in  Geld- 
angelegenheiten, ein  auf  falschen  Stolz,  Scham  und  ähnliche  Beweg- 
gründe zurückzuführender,  besonders  charakteristischer  Zug  im  Em- 
pfindungsleben der  bäuerlichen  Bevölkerung,  der  immer  von  Neuem, 
aller  Erfahrungen  ungeachtet,  die  Landwirthe  „verschwiegenen" 
Wucherern  in  die  Arme  führt,  kann  erfahrungsgemäss  nicht  erfolg- 
reicher, als  durch  die  Schaffung  örtlicher  Creditanstalten  bekämpft 
werden;  denn  sobald  einmal  beobachtet  wird,  dass  auch  die  ver- 
möglicheren, angesehenen  Bewohner  des  Ortes  keinen  Anstand 
nehmen,  sich  der  Dienste  eines  solchen  Creditinstituts  zu  bedienen, 
pflegen  bald  auch  bei  den  anderen  Angehörigen  der  Gemeinde 
richtigere  ökonomische  Anschauungen  und  eine  von  diesen  beein- 
fluss'te  verständigere  Praxis  in  Geldsachen  Platz  zu  greifen.  Die 
s.  Z.  in  den  Anfängen  der  Bewegung  gehegte  Hoffnung,  dass  die 
örtlichen  Darlehenskassen  erfolgreiche  Verbündete  in  der  Be- 
kämpfung unwirthschaftlicher  Creditgewohnheiten  und  verwerflicher 
Wucherpraktiken  werden  könnten,  hat  sich  denn  auch  vollkommen 
bewahrheitet,  wie  eine  Fülle  amtlicher  und  ausseramtlicher  Ver- 
lautbarungen klar  erkennen  lässt;  so  ist  vor  Allem  die  gefähr- 
lichste Form  des  Wuchers,  der  Viehwucher,  in  den  Gemeinden  mit 
Darlehenskassen  erfolgreich  zurückgedrängt  worden;  so  hat  auch 
der  planmässige  Erwerb  von  Güterzielem  (Kaufschillingsrest- 
fordenmgen)  dem  auf  dem  Gebiet  der  Kaufschillingscessionen  be- 
sonders gefährlichen  Treiben  von  Geldspeculanten  'einen  wirksamen 
Riegel  vorgeschoben.  Die  Wirksamkeit  dieser  Creditgenossen- 
schaften  ist  aber  noch  eine  um  Vieles  tiefer  greifende :  die  strenge 
üeberwachung  der  Wirthschaftsgebahrung,  wie  sie  die  örtliche 
Creditorganisation  ermöglicht,  erweist  sich  für  manche,  minder 
charakterfeste  Wirthe  heilsam  und  wohlthätig;  an  Stelle  des  ge- 
wohnheitsmässigen    Schlendrians     in   Abwicklung    der    Geldver- 
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pflichtungen  tritt  Ordnung  und  Pünktlichkeit ;  die  Sparsamkeit  und 
der  Erwerbstrieb    erhalten    durch    die  Möglichkeit,    auch    kleine 
Geldbeträge  verzinslich  anlegen  zu  können,  einen  erhöhten  Anreiz ; 
in  der   gemeinsamen  Verwaltung  der   Genossenschaftsangelegen- 
heiten stärkt  sich  das  Bewusstsein  der  Solidarität  der  bäuerlichen 
Interessen,  bietet  sich  Gelegenheit,  die  Tugend  der  Selbstlosigkeit, 
der  Hingabe    der    eigenen    Persönlichkeit    an    die    gemeinsamen 
Standesinteressen    zu    bethätigen;    das  in   diesen  kleinen  Credit- 
genossenscbaften  geweckte  Yerständniss  fttr  die  Bedeutung  der  cor- 
porativen  Zusammenfassung  des  bäuerlichen  Standes  und  die 
wachsende  Erkenntniss  von  der  Kraft  des  Genossenschaftsgedankens 
bilden  Ausgangspunkte  für  die  Ausdehnimg  der  Genossenschafts- 
thätigkeit  auf  andere  Gebiete  des  bäuerlichen  Wirthschaftslebens ; 
und  gar  nicht  selten  sind  die  Fälle,   dass  aus  dem  Stamm  der 
örtlichen    Creditgenossenschaft    ein    weitverzweigtes    System   ver- 
schiedenartigster Genossenschaftsbildungen  für  die  Förderung  des 
Absatzwesens,  für  die  BeMedigung  der  Bedürfnisse  des  Haushalts 
und  des  landwirthschaftlichen  Betriebes  allgemach  herausgewachsen 
ist  Mit  Recht  hat  man  daher  die  örtlichen  Creditgenossenschaften 
..Bildungsstätten  der  bäuerlichen  Bevöljterung"  ge- 
nannt, und  die  unausgesetzte  Pflege  und  Förderung,  der  diese  Bil- 
dungen sich   seit  Jahrzehnten  seitens  der  maassgebenden  Staats- 
behörden erfreuen,  erscheint  daher  im  Hinblick  auf  die  auch  nach 
der  ethischen  Seite  hin  bedeutungsvollen  Bildungen  vollkommen 
erklärlich  ^).   Dies  nicht  am  wenigsten  auch  desshalb,  weil  hier  ein 
ebenso  lohnendes,  wie   auch  bei  gutem  Willen  nicht  übermässig 
schwer  bebaubares  Gebiet  der  Selbsthilfe  geboten  ist  und  weil 
triflige  Gründe  dafür  sprechen,  die  ländliche  Bevölkerung  daran  zu 
mahnen,  dass  die  sorgsamste  Pflege  ihrer  Interessen  durch  eine 
verständig  waltende  Agrarpolitik  und  dass  jede,  noch  so  wirksame 
2u  Gunsten  des  Grundbesitzerstandes  einsetzende  staatliche  Inter- 
ventionspolitik  gleichwohl  versagen  muss,  wenn  nicht  dieser  äussere 
Bahmen  des  Agrarrechtes  und  der  Agrarpflege   durch  energische 
Kraftentfaltung    der    betheiligten   Kreise    im  Wege    der    Einzel- 
und  der  Genossenschaftsselbsthilfe    den    nöthigen  Inhalt  erfährt. 
Das  Princip  der  Selbsthilfe  wird  selbstverständlich  dadurch  nicht 


*)  Ueber  die  wohlwoUende  SteUangnahme  des  Preuss.  LtLndtmökowmiP' 
collegiums  und  anderer  deutscher  landw.  Interessenvertretungen  zu  dem  (ßnnon^u- 
Kbaftswesen  und  den  genossenschaftliclien  Creditkassen  insbesondere  siehe  K,  Ihrij^, 
^dw.  Genossen^haftskalender,  1893,  S.  139  ff. 
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verletzt,  dass  neben  der  wohlwollenden  Unterstützung,  die  das  Ge- 
nossenschaftsrecht der  Genossenschaftsbewegung  zu  Theil  werden 
lässt,  auch  eine  solche  in  anderer  Form  eintritt,  wohin  namentlich 
die  Berathung  der  Greditgenossenschaften  durch  die  Organe  der 
staatlichen  Landwirthschaft»pflege ,  Gewährung  vorübergehender 
Geldbeihilfen  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  ersten  Einrichtung 
oder  der  Revision  zu  zählen  ist  Dagegen  kann  es  allerdings 
zweifelhaft  erscheinen,  ob  eine  Ueberweisung  von  Staatsmitteln 
an  die  Creditvereine  zur  Schaffung  eines  Betriebsfonds  geboten 
oder  auch  nur  zweckmässig  erscheint,  da  die  Erfahrung  gelehrt 
hat,  dass  im  System  der  unbeschränkten  Solidarhaft  Geldmittel  in 
ausreichender  Höhe  den  Vereinen  zufliessen,  und  weil  die  üeber- 
lassung  von  staatlichen  Geldmitteln  leicht  zu  einer  weniger  ge- 
wissenhaften Verwaltung  der  Kassen  oder  zu  einer  laxen  Hand- 
habung der  Grundsätze  für  die  Darlehensgewähnmg  verleiten 
kann. 

Anmerkung.  1.  Deutschland.  Für  die  Eaiffeisen^schen  Darlehenskassen 
besteht  eine  ^Landw.  Centraldarlehenskasse  für  Deutschland'*  als  Geld- 
ansgleichstelle  sowie  eine  „Generalanwaltschaft  ländl.  Genossenschaften 
für  Deutschland  in  Neuwied"  zur  Berathung  der  Vereine,  zur  Vornahme  der 
gesetzlich  vorgesobriebenen  Revisionen  etc.;  neben  diesem  Neuwieder  Verband 
haben  sich  aber  im  Laufe  der  Zeit  eine  Anzahl  selbstständiger  Verbände,  zuerst 
in  Hessen  und  Baden,  später  auch  in  Bayern  und  Württemberg,  in  Terschiedenen 
preuss.  Provinzen  etc.  gebildet  und  es  dürfte  wohl  auch  dieser  provinzielle 
bez.  landesstaatliche  engere  Zusammenschluss  der  Darlehenskassen- 
vereine vor  einer  centralisirten  über  ganz  Deutschland  sich  erstreckenden 
Organisation,  wie  sie  der  Neuwieder  Verband  darstellt,  unbedingt  den  Vorzug  ver- 
dienen. Auf  die  näheren  Einzelheiten  in  der  Organisation  dieser  Verbände  und  die 
von  den  Raiffeisen^schen  Normen  in  einzelnen  Beziehungen  abweichende  Organi- 
sation der  zu  diesen  Sonderverbänden  gehörenden  Darlehenskassen,  die  vielfach 
(so  namentlich  in  Süddeutschland)  den  Namen  „ländliche  Creditvereine" 
angenommen  haben,  ist  hier  nicht  näher  einzugehen;  eine  kurze  Skizze  giebt 
Marchet  im  Artikel  Darlehenskassenvereine  im  Hdwb.  d.  St.-W.  Nach  Ihrig, 
Landw.  Genossenschaftskalender  für  1893,  gab  es  in  Deutschland  1892:  CYedit- 
genossenschaften  überhaupt  4401  (darunter  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  4019); 
und  unter  diesen  ländliche  Creditgenossenschaften  2647.  —  Dem  „Allgemeinen 
Verband  der  landw.  Genossenschaften  des  Deutschen  Reichs"  (seit  1884  bestehend) 
gehörten  1892  23  landw.  Genossenschaftsverbände  einzelner  Staaten  und  Provinzen 
und  innerhalb  derselben  467  Creditgenossenschaften  an.  Ausserdem  bestehen  un- 
abhängig von  dem  „Allgemeinen  Verband"  in  einzelnen  Staaten  und  Provinzen 
4  Verbände  Landw.  Creditgenossenschaften  mit  946  Creditgenossenschaften;  und 
endlich  der  „Generalanwaltschaftsverband  ländlicher  Genossenschaften  in  Deutsch- 
land" mit  etwa  1000  Darlehenskassen. 

2.  In  Oesterreich  datirt  die  Darlehenskassenbewegung  erst  seit  1885,  wo 
die  Förderung  der  betreffenden  Genossenschaften  durch  den  niederösterreichi- 
schen Landtag  beschlossen  wurde,  wobei  bemerkenswerth  ist,  dass  danach  nen 
entstehende  Darlehenskassenvereiue  zur  Bestreitung  der  ersten  Einrichtungskosten 
eine  einmalige  Beihilfe  von  2öO  Gulden  und  femer  ein  Darlehen  im  Höchstbetrag 
von  2000  Gulden  erhalten  können.  Später  hat  sich  die  Bewegung  auch  auf  andere 
Theile  der  Oesterr.-Ungar.  Monarchie  fortgepflanzt  und  es  bestanden  im  Jahr  1890 
etwa  150  solcher  Vereine, 
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3.  Italien.  Die  Förderung  des  Darlehenskassenwesens  in  diesem  Land  ist 
ein  besonderes  Verdienst  des  Dr.  L.  Wollemborg,  auf  dessen  Initiative  bis  1890 
gegen  50  solcher  Vereine  ins  Leben  gerufen  wurden. 

4.  In  der  Schw^eiz  hat  die  Bewegung  noch  keinen  rechten  Boden  gefasst; 
d&sselbe  gilt  Ton  den  anderen,  nicht  aufgeführten  europäischen  Staaten,  wogegen 
in  denselben  Vorschusskassen  nach  Schulze -Delitzsch'schem  Vorbild  in  reich- 
licher Anzahl  entstanden  sind. 

ö.  Grossbritanuien  und  Irland.  Neben  den  zahlreichen  in  England  und 
Schottland  bestehenden,  auf  der  Solidarhaft  der  Mitglieder  berulienden  Banken,  die 
anch  dem  landw.  Credit  der  Pächterbevölkening  dienen,  sind  vor  allem  die  in  Irland 
iNrstehenden  Loan  societies  beachtenswerth,  auf  die  der  Franzose  L.  Durand  in 
dem  Eingangs  citirten  Werk  die  Aufmerksamkeit  mit  Recht  gelenkt  hat.  Dieselben 
sind  durch  eine  Anzahl  Parlamentsact«  aus  den  Jahren  1835,  1836  und  1838  ge- 
setzlich geregelt  worden  und  setzen  sich  zur  Aufgabe,  an  Arbeiter,  namentlich  an 
lindliche  Arbeiter,  für  bestimmte  Zwecke  (Haushaltsanschaffnngen,  Betriebs- 
einrichtnngsgegenstande  etc.)  kleinere  Summen  bis  höchstens  200  M.  vorzustrecken ; 
die  Rückzahlung  der  mit  Q^U^U  verzinslichen  Vorschüsse  soll  in  20  wöchentlichen 
Theilzahlungen  geschehen.  Zur  Sicherung  der  Gesellschaft  vor  Verlusten  dient  die 
i^ehr  bemerkenswerthe  Vorschrift,  dass  Ackergeräthe  oder  andere  mit  dem  Darlehen 
erworbene  Gegenstände  mit  dem  Siegel  der  Gesellschaft  versehen  werden  dürfen 
and  dass  iu  diesem  Fall  sie  das  Gesetz  vor  jeder  Pfändung  und 
Zwangsvollstreckung  seitens  anderer  Gläubiger  schützt.  Die  Ueber- 
sehüsae  werden  gemeinnützigen  Zwecken  —  Unterhaltung  von  Schulen,  Errichtung 
Ton  Krankenhäusern  etc.  —  gei/v-idmet.  Im  Jahr  1876  soll  das  umlaufende  Kapital 
der  Loan  societies  10  MUl.  M.  betragen  haben.  Die  in  diesen  Gesellschaften  zu 
Tage  tretende  Combination  philanthropischer  mit  i^irthschaftlichen  Zwecken  und  die 
eigenartige  rechtliche  Ausbildung  der  Creditsicherung  durch  die  Ermöglichung  des 
Ausschlusses  der  Mobiliarpfandung  durch  Dritte  geben  ihnen  ein  von  den  fest- 
ländischen Einrichtungen  verschiedenes,  durchaus  eigenartiges  Gepräge.  —  Einen 
sehr  eingehenden  Nachweis  über  die  Verbreitung  der  Darlehenskassen  in  Europa 
bei  Jäger  a.  a.  0.,  S.  281  ff. 
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Literatur  üb  ersieht. 

Ausser  der  allgemeinen  Creditliteratur  ^(S.  180)  sind  bei  der  Niederschrift 
dieses  Abschnittes  vornehmlich  die  folgenden  Monographicen  zu  Rathe  ge- 
zogen worden: 

E.  Barre,  Der  ländL  Wucher,  1890;  H.  Blöd  ig.  Der  Wucher  und  seine 
(Gesetzgebung,  1892;  Buchenberger,  Zur  landw.  Frage  der  Gegenwart,  1887, 
S.  135  ff.;  H.  Eger,  Formulirte  Vorschläge  zur  Gesetzgebung  gegen  den  Wucher 
auf  dem  Lande,  1893;  K.  Eheberg,  Ueber  den  gegenwärtigen  Stand  der  Wucher- 
frage,  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  etc.,  1880,  S.  56ff.;  Derselbe,  Die  Wucherfrage  in 
Theorie  und  Praxis  seit  1880,  ebenda,  Jahrg.  1884,  S.  823  ff.;  v.  Lilienthal, 
IHe  Wnchergesetzgebung  in  Deutschland,  im  Jahrb.  f.  Nationalökonomie  u.  Statistik, 
^'.  F.  L  Bd.,  1880,  S.  lÄ  ff.;  M.  Neumann,  Gescliichte  des  Wuchers,  u.  s.  w., 
1866;  Ratzinger,  Die  Volkswirthschaft  in  ihren  sittlichen  Grundlagen,  1881, 
Äbschn.  IV,  S.  287  ff.;  Reichensperger,  Die  Zins-  und  Wucherfrage,  1879; 
I*.  V.  8t ein,  Der  Wucher  und  sein  Recht,  1880. 

Aus  dem  Werk  von  Knies,  Der  Credit,  erste  Hälfte,  1876  ist  auf  die  Aus- 
führungen S.  328  ff.,  bei  Röscher  auf  die  Ausfuhrungen  in  den  „Grundlagen  der 
^^ationa]ökonomie'',  1886,  §  189  ff.,  in  dem  Schönberg'schen  Handb.  d.  pol. 
Oek.,  in.  Aufl.,  auf  die  Ausführungen  von  A.  Wagner  (Bd.  I,  Abthlg.  IX,  S.  408  ff.), 
^  Jäger  (Der  ländliche  Personalcredit)  auf  S.  20  ff.  zu  verweisen. 
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Von  Wic^htigkeit  für  die  Erhennnn);  der  Wucherformeo  und  die  Ver- 
breitung des  ländlichen  Wuchers  in  Deutachland  sind  die  Erhebungen  des  Vereins 
für  Socialpolitik:  „Der  Wucher  auf  dem  Land',  Bd.  XXXV  der  Schriften,  1(W7; 
und  die  Verhandlungen  dei  Vereins  im  Seplbr.  IS88  in  Bd.  XXXVm  der  Schnflen 
mit  den  Referaten  von  v.  Miaakowski  und  Thiel  und  den  Ausfuhrnngen  tou 
Knebel,  Dasbach,  Scbnapper-Amdl  etc.  fdas  v.  Miaskowski'sche  Referate 
Der  Wucher  auf  dem  Lande  und  die  OrganisatiOQ  des  ländl.  Credjts,  ist  auch  «b- 
ßedruckt  in  „Agrarpolitische  Zeit-  und  Streitfragen",  1889,  S.  282  ff.  1.  Ihe  vob 
Schitapper  (S.  79  der  Verhandln ngeu)  ebenso  nie  von  Zuns  in  der  Scbrifl:  .Der 
Wucher  auf  dem  Land",  1888,  gegen  die  „Erhebungsberichte"  vorgehrschten  Ein- 
wendungen einmal  in  methodologischer  Hinsicht,  sodann  in  Bemg  auf  die 
Unklarheit  des  bei  den  Erhebungen  lur  Anwendung  gebrachten  Wncher- 
begriffs  sind  zwar  im  Grossen  und  lianzen  als  zutreffend  xu  bezeichnen,  können 
aber  demjenigen  Theil  der  Enquete,  der  die  Vorführung  thatsächlichen  Wneher- 
materials  enthält,  keinen  Abbruch  thun;  auch  als  „Stimmungsberichte",  indem 
sie  die  in  weiten  Kreisen  des  Volks  über  bestimmte  unreelle  Geschäftsbräuche 
herrschende  Anßassung  zum  Ausdruck  bringen,  haben  die  in  Kede  stehenden  Ver- 
liffenllichungen  bleibenden  Werth  und  es  wird  derselbe  nicht  wesentlich  dadnrch 
verkümmert,  dasB  die  Darstellung  and  die  Kritik  im  Einzelnen  sich  auch  mit  solchen 
(ieschäftsusHUCen  als  wucherlichen  befasste,  die  mehr  unter  den  Begriff  von  .üeber- 
vortheilungen  im  Handel  und  Verkehr"  als  unter  den  von  eigentlichen  Wucher- 
geschäften fallen. 

Zur  Orienlirung  über  die  Materie  tragen  auch  die  amtlichen  Motive  der  in 
den  Einzelsiaaten  erlnssenrn  Wachergesetze  bei,  wobei  für  Deutschland  auf 
jene  zu  der  Keichs-ätrafgetietznovelle  vom  24.  Mai  1880  und  EU  der  dem  Reichstag 
1893/93  vorgelegten  weiteren  Novelle  IKeichstagsdrucksache  Nr.  70  der  lt.  Session 
""'     II  verweisen  ist. 


g  132.    Wesen  des  Wuchers:  der  laiidwirthscliaftlich^ 
Wucher  insbesondere, 

1.  Eine  nähere  Darstellung  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung des  Wucherbegriffs  muss  in  diesem  Zusammen- 
hange tmterbleiben ') ;  es  genügt,  darauf  hinzuweisen,  dass  das 
ältere  römische  Recht  bei  vertragsmässigen  und  gesetzlichen  Zinsen 
ein  Zinsmaximum  von  12%  festsetzte,  und  dass  die  Justinianische 
Gesetzgebung  diesen  Zinssatz  zwar  herabminderte,  dabei  aber 
Ausnahmen  zuliess;  dass  das  kanonische  Kecht  schlechthin  das 
Zinsnehmen  als  Wucher  charakterisirte  und  unter  Verbot  stellte, 
von  welchem  die  Juden  freilich  immer  ausgenommen  waren;  dass 
später  an  Stelle  der  Zinsverbote  wieder  Zinstaxen  (Zinsmaxima) 
baten,  deren  Ueberschreitung ,  sei  es  mit  civil-,  sei  es  mit  stral- 
ii'chtlichen  Folgen,  bedroht  war;  dass  länderweise  in  logischer 
Folge  mit  der  Verwirklichung  des  Systems  der  freien  Concurrenz 
im  Gebiete  des  Wirtbschaftslebens  auch  diese  Zinstaxen  beseitigt 
n-iirden:  wogegen  man  nachmals  imHinblickavifdiewirthschaftlichen 

I    theoretischen   Theil    dieses   Handbuches   im   Abschnitt 
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lind  socialen  Uebelstände,  von  denen  die  völlige  Freiheit  des  Credit- 
verkehrs  sich  begleitet  erwies,  einen  strafrechtlichen  Begriff  des 
Wuchers  construirte  und  wobei  die  juristische  Construction  an 
die  Ausbeutung  der  Noth,  des  Leichtsinns  oder  der  Geschäfts- 
unerfahrenheit  anknüpfte  und  ein  criminell  strafbares  Delikt  als 
gegeben  ansah,  wenn  diese  Ausbeutung  zum  Zweck  der  Erzielung 
eines  flbermässigen  Gewinns  erfolgt.  Meist  blieb  in  diesem  Sinne 
der  Begriff  des  criminellen  Wuchers  auf  den  eigentlichen  Darlehens- 
verkehr beschränkt.  Doch  haben  einzelne  Gesetzgebungen  in 
bemerkenswerther  Weise  die  Ausdehnung  der  strafrechtlichen  Vor- 
schriften gegen  den  Wucher  auch  auf  andere  belastenden  Verträge 
ausgesprochen  (siehe  unten). 

Anmerkung.     1.  Eine  knappe  Darstellung  über  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung des  Wucherrechts  und  der  Zinstaxengesetze  und  über  die  dogmatische 
Erörterung  des  Wucherhegriffs  hei  Blodig,  S.  1  ff .  und  S.  31  ff.  mit  sorgfältiger 
Verzeichnung    der   Rechtsquellen    und    der    einschlägigen    Literatur.      Ratzinger 
definirt  nicht  unpassend  den*  Wucher  als  „Aneignung  fremden  Eigenthums  im  Ver- 
kehr'*.   Besonders   bemerkenswerth    die    Ausführungen   von  L.  v.  Stein  über   das 
Wesen  des  Wuchers»  wobei  er  davon  ausgeht,   dass  eine  Schuld  ohne  Darlehen  ein 
wirthschaftlicher,  socialer  und  ethischer  Widerspruch  ist  und  dann  fortfahrt  (a.  a.  0.» 
^*.  46ff.l:    Der  Wucher  ist  seinem   wirthschaftlichen  Begriffe  nach  dasjenige 
Oeditgeschäft,   in   welchem  ein  Go^inn  dadurch  gesucht  wird,  dass  die  Zahlungs- 
unfähigkeit eines  Schuldners  durch  ein  Schuldversprechen  absichtlich  erzeugt  wird, 
dem  kein  Darlehen    entspricht,    und    dessen  Rückzahlung   und  Verzinsung   daher, 
indem  damit  eine  Verwendung  des  Darlehens  wirthschaftlich  nicht  vorbunden  ist, 
entweder  den  Schuldner  zwingt,   durch  Hingabe    des  Vermögens   den  Betrag  eines 
nicht  geliehenen  Kapitals,  oder  durch  Zahlung  der  Zinsen  eines  solchen  versprocheneu 
Schuldbetrages  das  Recht  auf  den  Ertrag  seiner  ganzen  Lebensarbeit  hinzugeben.  — 
Der  Wacher  ist  seinen  sittlichen  Begriffen  nach  dasj enige  Credit geschäft,  welches 
die  Xoth   oder    die  Unwirthschaftlichkeit  des  Schuldners   benützt,  um  im  tiefsten 
Widerspruche  mit  den  Gesetzen  des  wirthschaftlichen  Lebens  und  der  persönlichen 
Freiheit  denselben  durch  ein  blosses  Versprechen  entweder  um  die  Grundlage  seiner 
Selbstständigkeit,  sein  Vermögen,  oder  um  die  Grundlage  seiner  Freiheit,   seinen 
Erwerb  zu  bringen,  ohne  dafür  in  einem  entsprechenden  Darlehen  die  wirthschaft- 
Üchcn  Bedingungen  der  Erfüllung  seiner  darlehenslos  eingegangenen  Verpflichtung 
jr^^eben  zu  haben.  —  Und    da    nun   in  Wahrheit    alle  Rechtsbegriffe  doch  zuletzt 
aus  sittlichen  Gründen  entspringen  und  wirthschaftliche  Verhältnisse  formuliren,  so 
wird  der  Wucher  juristisch  dasjenige  Creditgeschäft  sein,    bei  welchem  die  Noth 
«der  die  Unwirthschaftlichkeit  des  Schuldners  absichtlich  benützt  werden,   um  ein 
Schuldversprechen  zu  erzeugen,   dem  kein  Darlehen  entspricht,  und  das  daher  ein 
Kw'ht  auf  das  Vermögen  und  das  Einkommen  des  Schuldners  giebt,  das  nicht  durch 
dne  (regenleistung  des  Gläubigers   begründet  ist.     Und    darum    ist    es    das  Wesen 
dieses  Rechtsbegriffes,  einen  nicht  zu  lösenden  Widerspruch  in  sich  zu  enthalten. 

2.  Ueber  die  verhältnissmässige  Wirkungslosigkeit  der  kanonischen  Ver- 
l»«tede8  Zinsnehmens,  die  im  letzten  Ende  auf  eine  missverständliche  Deutung 
einer  Stelle  des  Neuen  Testamentes  (in  der  Bergpredigt  bei  Lucas  \1,  32  ff.)  zurück- 
zuführen sind,  im  Uebrigen  aber  auf  dem  Grundgedanken  beruhen,  dass  christ- 
liche Liebe  den  Nächsten  helfen,  nicht  aber  aus  der  Hilfe  ein  gewinnbringendes 
•^♦•Schaft  machen  sollte;  und  wie  nachmals  die  Kirche  genöthigt  war,  Vorgänge 
zuzulassen,  in  denen ,  mehr  oder  weniger  gut  verschleiert ,  Zinsnehmen  und  Wucher 
in  canonistischem  Sinne  auftrat;  wie  endlich  der  Verkehr  in  dem  Gült-  und  Rente- 
kauf,  in  der  Ansbedingung  von  Conventional strafen,  in  der  Zulassung  eines  Ersatzes 
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für  den  „Verzugsschaden",  in  dem  Abschluss  von  Versicherungs-  und  Sodetäts- 
verträgen  und  endlich  in  dem  „Wechsel"  Mittel  und  Wege  fand,  die  Zinsyerbote  zu 
umgehen,  siehe  die  Ausführungen  bei  Knies,  a.  a.  0.,  S.  332  ff. 

3.  Eine  Wiedereinführung  der  gesetzlichen  Zinsschranken  (für  die 
u.  A.  Beichensperger  entschieden  eingetreten  ist)  ist  auch  da,  wo  wie  in  Deutsch- 
land und  anderwärts  nachmals  die  Gesetzgebung  criminelle  Vorschriften  über  den 
Wucher  erliess,  meist  und  zwar  mit  Recht  abgelehnt  worden.  „Man  erkannte",  wie 
die  Begründung  zu  dem  deutschen  Beichsgesetz  vom  24.  Mai  1880  über  den  Wucher 
ausführte,  „dass  bei  der  Verschiedenheit  der  Fälle,  in  welchen  Credit  beansprucht 
wird,  je  nach  den  persönlichen  Verhältnissen  des  Creditgebers  und  Creditnehmers. 
je  nach  dem  Gewinn,  der  dem  Einen  in  Aussicht  steht,  dem  Andern  entgeht,  je 
nach  Zweck,  Art  und  Zeit  der  Hingabe,  je  nach  Sicherheit  der  Bückgabe  u.  s.  w. 
sich  der  Werth  für  die  Beschaffung  und  Benutzung  des  Gelds  nicht  durch  einen 
und  denselben  Zinssatz  feststellen  lasse.  Man  überzeugte  sich,  dass  das  Gesetz, 
wenn  es  die  Gewährung  zu  einem  höheren  Zinssatz  verbietet,  ohne  sie  zu  dem  er- 
laubten Satz  verschaffen  zu  können,  den  gesunden  Verkehr  schädigt  und  wucheri- 
sche Ausschreitungen  wo  nicht  fordert,  so  doch  keineswegs  hindert.  Man  hat  die 
Wuchergesetze  (in  der  Form  der  Zinstaxengesetze)  abgeschafft,  weil  sie  sich  als 
ungerecht,  unwirksam  und  schädlich  erwiesen  hatten.  Im  Interesse  nicht  der  Kapi- 
talisten, sondern  der  Kapitalsbedürftigen  ist  das  Beichsgesetz  vom  14.  November 
1867  ergangen,  das  die  Höhe  der  Zinsen  sowie  die  Höhe  und  die  Art  der  Vergütung 
für  Darlehen  und  andere  creditirte  Forderungen  der  freien  Vereinbarung  der  Parteien 
überlässt."  (Angaben  über  die  die  älteren  Zinstaxengesetze  beseitigenden  neueren 
Gesetze  in  Europa  und  ausserhalb  Europas  macht  v.  Lilienthal,  a.  a.  0.,  S.  156  ff.; 
eine  eingehende  kritische  Würdigung  der  Zinstaxen  bei  Knies,  a.  a.  0.,  S.  344  ff.< 
Dagegen  entspricht  es  ganz  der  optimistischen  Auffassung  der  älteren  Doctrin,  wenn 
Bülau  (Staats^irthschaftslehre,  1835,  S.  352)  erwartet:  „die  Aufhebung  aller  Be- 
schränkungen der  Zinsnahme  würde  das  Angebot  von  Kapital  für  nicht  ver- 
sicherte Geschäfte  beträchtlich  erhöhen,  dadurch  den  Zinsfass  wirksam  mindern 
und  in  kurzem  den  Charakter  des  Geldwuchers  zu  einem  veralteten 
machen,  folglich  das  grosse  Verdienst  erwerben,  ein  Laster  vernichtet  zu 
haben  (!)." 

2.  Die  Formen  des  ländlichen  Wuchers.  Der  Wucher 
in  den  Landgemeinden  tritt  theils  als  Darlehens-(Credit-)Wucher. 
theils  als  Sachwucher  und  zwar  letzterenfalls  vorwiegend  in  der 
Form  des  Vieh-,  Waaren-  und  Grundstückswuchers  auf,  dabei 
meist  so,  dass  diese  verschiedenen  Wucherformen  demselben 
Schuldner  gegenüber  gleichzeitig  zur  Anwendung  kommen. 

a)  Der  Darlehenswucher  verschmäht  zwar,  wo  Wucher- 
gesetze bestehen,  die  Ausbedingung  hoher  Zinsen,  versucht  da- 
gegen die  Ausbeutung  des  Schuldners  durch  Berechnung  hoher 
Provisionen  und  Stundungsgebühren,  femer  durch  starke  Vorweg- 
abzüge an  der  Darlehenssumme,  auf  die  der  Schuldschein  oder 
Wechsel  lautet,  endlich  auch  dadurch  herbeizuführen,  dass  durch 
Bedrohungen  und  moralische  Einschüchterungen  der  Schuldner  bei 
den  periodischen  Abrechnungen  zur  Anerkenntniss  immer  höherer 
Schuldbeträge  genöthigt  wird,  zu  welcher  Anerkenntniss  übrigens 
häufig  auch  die  betrügerische  Aufstellung  der  Abrechnungen,  d.  h. 
die  Unterlassung  der  Verrechnung  der  thatsächlich  geleisteten  Ab- 
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Zahlungen,  die  mehrfache  Buchung  von  Ausgaben  und  Anderes 
mehr  das  Mittel  abgeben  muss.  Mit  der  Möglichkeit,  im  blossen 
Mahnverfahren  eine  richterliche  Hypothek  zu  erlangen  und  auf 
Grund  derselben  jederzeit  die  Liegenschafts  Vollstreckung  herbei- 
zuführen, hat  der  Gläubiger  ein  Mittel  in  der  Hand,  den  Schuldner 
zu  immer  grösseren  Schuldversprechungen  und  Leistungen  zu  be- 
stunmen,  und  nur  aus  der  Wirkung  eines  .systematisch  fortge- 
setzten Einschüchterungsverfahrens  ist  es  zu  erklären,  wenn  oftmals 
verschwindend  kleine  Schuldsummen  nach  verhältnissmässig  kurzer 
Zeit  zu  riesengrossen  Forderungen  anwachsen,  deren  Zinsenlast 
allein  schon  den  Schuldner  erdrückt.  Wo  der  Wechsel  als  Form 
der  Schuldanerkenntniss  in  der  bäuerlichen  Bevölkerung  sich  ein- 
gebürgert hat,  werden  Ungewandtheit,  Unkenntniss,  wohl  auch 
Leichtfertigkeit  im  Gebrauch  dieses  Verkehrsinstrumentes  zu  wahren 
Fallgruben  für  die  Angehörigen  dieses  Standes,  zumal  im  Hinblicke 
auf  die  den  kleinen  Leuten  meist  unbekannte  Strenge  des  Wechsel- 
rechts, die  Einreden  gegen  die  Höhe  der  wechselmässig  zuge- 
standenen Summe  nicht  zulässt.  Mit  Becht  erblicken  daher  einzelne 
Wuchergesetze  (so  auch  das  Deutsche)  in  der  wechselmässigen 
Zusicherung  der  wucherischen  Vermögensvortheile ,  die  sich  der 
Gläubiger  geben  lässt,  einen  qualificirten  Wucher,  und  nicht  ohne 
Grund  bildet  seit  Jahrzehnten  die  Frage  einer  Beschränkung 
der  allgemeinen  Wechselfähigkeit  den  Gegenstand  ein- 
gehender Erwägungen,  gerade  auch  in  agrarischen  Kreisen.  Die 
Frage  einer  solchen  Beschränkung  sollte  nicht  ohne  Weiteres  mit 
dem  Hinweis  abgewiesen  werden,  dass  der  Gnmdsatz  der  allge- 
meinen Wechselfähigkeit  in  nahezu  allen  Culturstaaten  angenommen 
worden  ist^),  sofern  feststeht,  dass  in  einzelnen  Schichten  der 
Bevölkerung  der  Missbrauch,  von  dem  das  Institut  begleitet  ist, 
die  guten  und  wohlthätigen  Folgen  überwiegt;  auch  wird  schwerlich 
behauptet  werden  können,  dass  für  die  grosse  Masse  der  klein- 
und  mittelbäuerlichen  Bevölkerung  der  Wechsel  ein  unentbehr- 
liches Verkehrswerkzeug  geworden  sei.  Würde  es  bei  der  Flüssig- 
keit der  Grenze  zwischen  kleinem  und  grösserem  Besitze  und  im 
Hinblick  auf  die  umfangreich  vorkommende  Verbindung  von 
Industrie  mit  Landwirthschaftsbetrieb,  auch  solchem  kleinsten  Um- 
fangs,  kaum  möglich  sein,  als  Kriterium  der  Wechselfähigkeit  die 
Grösse  des  Besitzes  gelten  zu  lassen,  so  möchte  doch  sehr  er- 

')    Borchardt,     VoUBt&ndige    Sammlung    der    geltenden    Wechselgesetze, 
1871,  Bd.  I. 

Bieb«nb«rg«r,  A.,    Agnrpolitilr.  11.  14 
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wägenswerth  scheinen,  die  Weehaelföliigkeit  von  liem  Eintragt 
öffentliches  Register  —  Wechselregister  —  abhängig  zu  machen') 

b)  Der  Viehwucher  zeigt  sich  theils  darin,  dass  den  Lan^ 
wirthen  geringwerthiges  Vieh  zu  einem  flbermässig  hohen  PreiM 
aufgedrängt  wird,  tbeila  in  der  Nöthigung  zum  Äbachluss  von  ' 
unvortheiliiaften  Viehveratellungaverträgen  (cheptels,  Viehpacht), 
theils  darin,  dasa  die  Abhängigkeit,  in  die  ein  Viehhandelsgeschäft 
den  Wirth  von  dem  Händler  gebracht  hat.  von  letzterem  durch 
Drohungen  aller  Art  (der  Rücknahme  des  Viehs,  der  sofortigen 
Einklagung  des  schuldigen  Kaufpreises  etc.)  dazu  missbraucht 
wird,  den  Schuldner  zur  Uebemahme  weiterer  unvortheilhafter  % 
Geschäfte  (Viehverkäufe ,  Viehtauseh  - ,  Landau  -  und  Laiid^ 
Verkäufe  etc.)  zu  nOtlugen. 

Aumerk  ung.      AI»    typische   Beispiele    vun    ViehpBciit    müt 
fiil^euden  nngefUhrl  aeio. 

a,l  Der  Hnndelsmaiui  stelll  dem  Bauer  ein  Stück  VieL  in  den  f^tnll. 
BCtilt<cbt  genülirt  oder  von  dem  zu  erwartenden  Nntxen  (Kalben,  Mikhertrag)  i 
Weiler  eutremt  ist,  aU  behauptet  wurde.  Zur  acheinbareD  Erteichlening  der  I , 
«aliluiig  wird  ein  solchHB  Stück  Vieh  xu  (ield  angt-acblagen  mit  der  Bedingnnl 
(buii  es  bis  znm  nntzbrin^uden  Zeitpaok'  dem  Bauer  ohne  Anzahlung  ün  Sta 
8t«hru  bleibt,  and  dass  mit  Eintritt  dieses  Zeitpunkts  der  luigvwhingene  Wcrth  iH 
theileu  nnd  die  HäUle  vom  Bauer  ah  Riiurgeld  xu  euirichira  sei.  In  Aiesea  Fällen 
wird  aber  re^relmässig  der  Anschiag  vom  Uändler  sn  hoch  gemacht,  das«  der  Land- 
wirth  auch  mit  der  Hälfte  desselben  das  Thier  zu  theuer  hoiahlen  vriirde.  lat  er 
nicht  in  der  Lage  zu  bexnblon,  su  iiimmi  ihm  der  Händler  das  iuxwiüehen  heran»:  ^ 
gefütterte  oder  adneio  Nutzen  nUier  gebrachte  Stück  Vieh  wieder  ans  dem  Su  ' 
wobei  der  Bauer  höufig  tiicht  einmal  eines  bescheidenen  Puttergreldes  tbeilhaf 
wird.  Trotxdem  lässt  er  sieb,  in  der  HofTnang,  dae  nächstemal  ein  besi 
schän  zu  machen,  überreden,  sich  sogleich  zu  deuselbeo  Bedingungen  e 
Stück  Vieh  ins  Futter  stellen  an  lassen,  giebt  sicli  also  küraere  oder  längere  Zeit 
dazu  her,  das  billig  zusammengekaufte,  schlecht  genährte  Hsndelsvieh  eine  Zeit 
lang  für  den  Händler  zu  flillem  und  zu  pflegen,  also  in  höheren  Werth  s«  bringen. 
Zwar  wird  manchmal  bei  der  EioBtellung  Futlergeld  in  einer  Pauschalsumme  bis 
mm  Kintritt  der  Nutzung  bedungen,  dies  erweist  aber  im  Hinblick  anf  die  falsob«.  j 
lieh  angegebene  Zeit  des  Kalbens  sicIi  später  als  so  UDzureichend,  dass  auch  I 
diesem  Fall  der  Bauer  der  Ueläuachte  ist.  Trotzdem  werden  diese  Händel  oft  li 
Zeil  fortgesetzt,  wenn  der  Bauer  nidit  rechtzeitig  über  Baannill«!  Tcrfligt  nnd  n 
derselben  seine  ünubhängigkeit  vom  Händler  wiedergewinnt. 

b)  Eine  sehr  gefährliche,  jedoch  wohl  nur  noch  seilen  vorkommende  Art  der 
Viehpacht  ist  die,  dass  die  Bezahlung  einer  Kuh,  welche  dar  Händler  dem  Bauer 
einstellt,  anf  den  Zeitpunkt  aufgeschoben  wird,  an  welchem  das  Thier  „zu  Dritt 
Btehi",  d.  h.  wenn  nach  zweimaligem  Kalben  nebst  der  eingestellten  Kuh  ein 
Rind  und  ein  Kalb  vorbanden  ist.  Der  Händler  bedingt  dabei  Itir  die  Kuh  einen 
Preis,  der  ihm  auf  alle  Fälle  mehr  als  binlünglich  deren  Werth  ächcrt.    Wird  Ücfl 

')  Aehnlich  Ehuberg  in  dem  Kweilen  der  citirlen  Aufsätze,  S.  t3Hff. 
wie  gefährliche  Waffe  der  Wechsel  als  Ansbentiiugsmittel  selbst  Inhabern  grCa 
lundwinhsch  altlich  er  Betriebe  gegenüber  ist,  hat  in  sehr  lehrreicher  Weise  ein  t 
riffenfaurg  in  Baden  im  Juli  1891  verhandelter  Wucherprocess  klargelegt,  ttbt 
den  die  Sirassburger  Foal  von  1891,  Nr.  2(>i,  n.  BlatI,  bericbiei  hai. 
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Vertrag  vom  Bauer  früher  gekündigt,  als  die  Kuh  gekalbt  hat,  so  muss  dieser  Preis 
bezahlt  werden.  Bleibt  aber  der  Vertrag  bis  zum  „Zudrittstehen**  aufrecht,  was 
die  Begel  ist,  dann  hat  der  Bauer  —  gemäss  den  bei  diesem  Handel  üblichen  Ge- 
dingen —  neben  dem  Preisanschlag  für  die  Kuh  dem  Händler  noch  den  Werth  des 
Rindes  und  Kalbes  zur  Hälfte  zu  zahlen. 

c)  Hehr  allgemeiner  Natur  sind  die  Schädigungen,  welche  aus  mangelhafter 
Kenntniss  des  Währschaft sgesetzes  hervorgehen.  Es  ist  eine  überall  bekannte 
Thatsache,  dass  viele  Viehhändler  ein  Geschäft  daraus  machen,  den  Landwirthen 
zum  Zwecke  des  Wiederverkaufs  diejenigen  Thierstücke  billig  abzuhandeln,  welche 
dorch  mancherlei  ersichtliche  oder  verborgene  körperliche  Schäden  oder  durch 
geringe  Nutznngseigenschaften  auf  reellem  Wege  hätten  nicht  mehr  in  den  Handel 
g<ebnicht  werden  dürfen.  Mit  Hilfe  aller  möglichen  Kunstmittel  werden  die  solchen 
Thieren  anhaftenden  Fehler  dem  prüfenden  Auge  des  Kaufliebhabers  entrückt,  treten 
iit  aber  nachher  zu  Tage,  so  wird  der  mit  dem  Währschaftsgesetz  weniger  vertraute 
Landwirth  durch  Versprechungen  und  dergleichen  so  lange  hinzuhalten  gesucht,  bis 
die  gesetzliche  Frist  verflossen  und  eine  Klage  wirkungslos  geworden  ist. 

d)  Sehr  viele  Viehhändler  endlich  pflegen  diesen  Theil  ihrer  Beschäftigung 
gleichzeitig  mit  demjenigen  des  gewerbsmässigen  Wucherdarlehens 
zn  verbinden.  Gerade  in  Folge  des  Viehhandels  finden  sie  die  erwünschte  Gelegen- 
heit, zunächst  einen  sicheren  Einblick  in  die  Verhältnisse  der  Landwirthe  zu  ge- 
winnen, deren  Schwächen  kennen  zu  lernen  und  dann  im  geeigneten  Zeitpunkt 
anderweite  geschäftliche  Beziehungen  anzuknüpfen,  die  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu 
wacherartigen  auswachsen.  —  Am  häufigsten  tritt  der  Viehwucher  in  der  Form  des 
Tauschgeschäfts  auf.  Beim  Umtausch  des  Viehes  wird  stets  nur  geringes  Vieh 
ge^n  ein  verabredetes  Aufgeld  gegeben.  Das  Aufgeld  wird  dabei  vom  Händler  als 
baares  Barlehen  in  Bechnung  gestellt.  Durch  fortgesetzten  Viehumtausch  verbunden 
mit  Geldverleihgeschäften  entsteht  ein  äusserst  verwickeltes  Schuldverhältniss,  über 
welches  der  Landwirth  um  so  weniger  klar  werden  kann,  als  eine  geregelte  Ab- 
rechnung nie  stattfindet.  Durch  wiederholte  Ab-  und  Zuschreibungen ,  durch  das 
Hereinziehen  der  alten  Schulden,  Vermischung  von  haaren  Darlehen  mit  Viehkaufs- 
forderungen,  Kapitalisirung  der  Zinsen  und  Provisionen  ist  zuletzt  eine  Klarstellung 
über  die  eigentlichen  Viehkaufsschulden  und  eine  Trennung  der  haaren  Darlehen 
von  Kaufsschulden  gar  nicht  mehr  möglich.  Nicht  selten  kommt  dann  der  Fall 
vf>r,  dass  sich  bei  genauer  Prüfung  derselben  ein  Stück  Vieh  mehr  ergiebt,  als  der 
•Schuldner  wirklich  erhalten  hat.  (VgL  Buchenberger,  a.  a.  0.,  S.  152 ff.;  ähn- 
liche FäUe  von  Viehwucher  auch  sonst  vielfach  in  den  Berichten  des  Vereins  für 
^KKialpolitik  [a.  a.  0.]  festgestellt;  siehe  auch  Jäger  a.  a.  0.,  S.  63  ff..) 

c)  Der  Grundstücks  Wucher  sucht  das  wirthschaftlich 
nicht  immer  berechtigte  Bestreben  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
nach  neuem  Landerwerb  sich  nutzbar  zu  machen,  indem  er  bei 
Versteigerungen  durch  künstliche  Mittel  (kostenlose  Verabreichung 
von  Getränken  etc.)  die  Kauflustigen  zu  übermässigen  Angeboten  zai 
verführen  trachtet  und  die  auf  diese  Weise  zu  Stande  gebrachten 
Schuldverhältnisse  hinwiederum  zu  Erpressungen  aller  Art  miss- 
braucht. Aber  auch  in  der  anderen  Form  tritt  Grundstückswucher 
auf,  dass  Schuldnern  von  Seiten  des  Gläubigers  Grundstücke  gegen 
ihren  Willen  zu  übermässigen  Preisen  aufgedrungen  oder  dass 
dieselben  genöthigt  werden,  Grundstücke  weit  unter  ihrem  wirk- 
lichen Werthe  an  den  Gläubiger  an  Zahlungsstatt  zu  überlassen. 
Eine  sehr  häufige  und  gefährliche  Handhabe  zu  wucherlichen  Ge- 
JiChäften  bietet  die  Cession  von  Forderungen  aus  GüterA^erkäufen 
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und  Erbschaftsauseinandersetzungen,  nicht  bloss  desshalb,  weil 
häufig  der  Cedent  dem  Cessionar  einen  sehr  erheblichen  „über- 
mässigen^^ Nachlass  zugestehen  muss,  sondern  auch,  weil  nun  der 
Letztere  Gläubiger  einer  Anzahl  Landwirthe  wird  und  reichliche 
Gelegenheit  findet,  seine  Forderungsrechte  wucherartig  auszunützen. 
Vielfach  und  namentlich  in  den  Gebieten  des  französischen  Bechts 
hat  sich  für  die  Vornahme  von  Güterversteigerungen  die  Inanspruch- 
nahme der  Vermittelung  eines  Geschäftsmanns,  der  als  Gelderheber 
und  Cessionar  der  Kaufpreisforderungen  functionirt,  als  Regel 
herausgebildet;  „der  Geschäftsmann  wird  in  dieser  Stellung  Herr 
des  ganzen  Verkaufs  und  der  unabsehbaren  sich  weiter  daran 
anknüpfenden  Geschäfte,  der  die  Forderungen  selbstständig  ein- 
zieht, sich  mit  den  Gläubigem  vereinbart,  die  Hypothek  abstösst 
Forderungen  gegen  den  Versteiglasser  ankauft,  Kaufverträge  wegen 
Nichtzahlung  des  Kaufpreises  rückgängig  macht,  vergleicht,  klagt, 
die  schliessliche  Abrechnung  verschleppt  und  ausser  den  ihm  von 
vornherein  zugesicherten  Vermögensvortheilen  kein  einziges  aller 
dieser  Geschäfte  macht,  ohne  dass  noch  für  jedes  einzelne  kleine 
Nebengewinue  abfallen^^  Bei  solcher  Sachlage  kann  es  nicht 
Wunder  nehmen,  wenn  berichtet  wird,  dass  solche  Geschäftsleute 
oft  in  kurzer  Zeit  grosse  Vermögen  ansammeln  und  einen  Um- 
schlag aufweisen,  dessen  Umfang  über  denjenigen  manches  Gross- 
industriellen hinausgeht,  selten  aber  imter  der  Herrschaft  des 
geltenden  Rechts  strafrechtlich  gefasst  werden  können,  da  sie 
gesetzlich  zur  Buchführung  nicht  verpflichtet  sind  und  daher  ein 
strioter  Beweis  für  Einheimsung  von  Wuchergewinnen  meist  nicht 
orbraclit  werden  kann  ^).  Die  mangelhafte  Gesetzgebung  des  franzö- 
sischen Recht«  im  Gebiete  des  Hypothekenwesens  leistet  diesem 
Unwesen  des  „Protokollhandels*'  besonderen  Vorschub,  wie  sich 
denn  daraus  die  eisrenaxtisre  Stellunsr  der  Notare  in  Frankreich  und 
ihn*  domininMuie  Stellung  in  den  Geldangelegenheiten  der  gnind- 
bosity.euden  Bevölkenme:  ebenfalls  erklärt 

d)  In  Verbindung  mit  den  vorbeteichneten  Manipulationen 
winl  hilutig  eine  Art  Waarenwucher  betrieben,  indem  von  dem 
Schuldner  naturale  Absohlagsiahlungen  (in  Form  von  Erzeugnissen 
des  Feldes  und  Stalls)  erhoben,  dieselben  aber  entweder  gar  nicht 
oder  doch  xu  einem  weit  unter  ihn^m  wirklichen  Werthe  stehenden 
An^iohlairu'tlt4iYsohrieben  oder  dass  umirekehrt  dem  Schuldner  Waaren 
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entbehrlichster  Art  und  schlechtester  Qualität  (Futtervorräthe, 
Getreide,  Mehl,  Wein,  Stoffe  etc.)  zu  einem  ihren  Werth  weit 
übersteigenden  Anschlag  aufgenöthigt  werden.  —  In  allen  diesen 
Fällen  pflegt  ein  Hauptkunstgriff  der  gewerbsmässigen  Wucherer 
darin  zu  bestehen,  das  Schuldverhältniss  allmählich  zu  einem  recht 
verworrenen,  für  den  Schuldner  undurchsichtigen  zu  gestalten  und 
die  völlige  Heimzahlung  der  Schuld,  so  lange  überhaupt  von  dem 
Schuldner  noch  etwas  zu  erpressen  ist,  zu  hintertreiben.  Indem 
weiterhin  die  Zahlungstermine  fOr  die  Zinsen  und  Eapitalquoten 
meist  auf  einen  fflr  die  ländlichen  Schuldner  denkbar  ungünstigen 
Zeitpunkt  angesetzt  werden  (vor  der  Ernte),  ist  damit  ein  sehr 
wirksames  Mittel  zur  Erzwingung  von  Kündungspro Visionen  und  zur 
Heraufsetzung  der  Schuldsumme  gegeben;  in  der  gleichen  Rich- 
tung pflegt  das  Mahnverfahren  ausgenützt  zu  werden,  namentlich 
da,  wo  schon  die  Erwirkung  eines  Liquiderkenntnisses  eine  Zwangs- 
hypothek begründet,  weil  die  Gefahr  der  nunmehr  ständig  wie 
ein  Damoklesschwert  über  dem  Schuldner  schwebenden  liegen- 
schaftlichen Zwangsvollstreckimg  den  Schuldner  auch  den  aben- 
teuerlichsten Forderungen  des  Gläubigers  gegenüber  völlig  willenlos 
macht  Schuldverhältnisse  dieser  Art  setzen  sich  oft  jahrelang 
fort  und  entziehen  sich  leider  vielfach  bis  zum  endlichen  Zu- 
sammenbruch der  öffentlichen  Kenntniss,  indem  falscher  Stolz, 
Scham,  auch  die  Furcht  vor  dem  Gläubiger  und  der  Wunsch,  mit 
demselben  sich  nicht  zu  überwerfen,  den  Mund  des  bedrängten 
Schuldners  verschliessen.  Beim  Vorliegen  solcher  Schuldverhält- 
nisse  spricht  man  mit  Becht  von  „Schuldknechtschaft^'  und 
V Zinshörigkeit",  und  wenn  irgend  eine  Erscheinung  des  öffent- 
lichen Lebens  in  dem  letzten  Drittel  dieses  Jahrhunderts,  so  sind 
die  Bemühungen,  solchen  Auswüchsen  der  Wirthschaftsfreiheit 
repressiv  durch  die  Mittel  der  Strafgesetzgebung  entgegenzutreten, 
besonders  gut  geeignet,  die  Umkehr  von  den  Grundsätzen  der 
PoUtik  des  laisser  faire  et  aller  und  die  Durchdringung  des  neu- 
zeitlichen Wirthschaffcs-  und  Verkehrsrechts  mit  social-wirthschaft- 
lichem  Gedankeninhalt  in  helles  Licht  setzen. 


DriBtische  Beupiele  Ton  charaktoristischen  WucherfaUen  finden  sich  in  Menge 
in  den  Berichten:  ^^Der  Wucher  auf  dem  Lande ",  wobei  namentlich  die  Aufsätze  von 
Freiherr  t.  Getto  (rechtsrheinisches  Bajern),  Landrath  E.  K.  Knebel  (Saargebiet), 
Kaplan  Dasbach  (Triersche  Gegend),  Fassbender  (Westphalen)  in  Betracht 
kommen;  zahlreiche  authentische,  durch  Gerichtsacten  belegte  Beispiele  namentlich 
io  dem  Referat  des  Verfassers  über  den  Wucher  in  Baden.  —  Auf  die  wucher- 
^'^igen  Praktiken   im   Cessionswesen,    wie   es  gegendenweise  im  Anschluss  an 
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Güterversteigerungen  sich  entwickelt  hat  —  in  besonders  hohem  Grade  in  der  Rhein- 
provinz  —  und  auf  die  Unmöglichkeit^  mit  den  Vorschriften  des  Deutschen  Wucher- 
gesetzes Tom  24.  März  1880  diesem  Unwesen  zu  steuern ,  hat  eindringlich  die  dtirte 
Schrift  vom  Landgerichtsdirector  Barre  hingewiesen  (a.  a.  O.,  S.  23 ff.),  der  die 
p  Ausdehnung  der  Straf bestimmungen  auf  die  Cession  Yon  Forderungen  für  die  durch 
den  Protokollhandel  angefressenen  Rechtsgebiete*^  als  eine  unbedingte  Nothwendig- 
keit  erachtet. 

3.  Uneigentliche  Form  des  Wuchers.  Bei  der  Be- 
sprechung des  Wuchers  pflegt  nicht  selten  der  Begriff  desselben 
dahin  erweitert  zu  werden,  dass  man  unter  Wuchergeschäfte  auch 
die  mancherlei  Uebervortheilungen  im  wirthschafüichen  Ver- 
kehr, wie  sie  sich  beim  An-  und  Verkauf  von  Erzeugnissen  ergeben, 
insbesondere  also,  was  die  Landwirthschaft  anlangt,  die  uebervor- 
theilungen im  Thierhandel,  im  Absatz  landwirthschaftlicher  Producte 
(namentlich  Handelsgewächse)  einreiht;  man  ist  bei  dieser  Ver- 
allgemeinerung des  Wucherbegriffs  dann  sogar  geneigt,  selbst  die 
an  sich  legitime  und  häufig  gar  nicht  zu  entbehrende  Thätigkeit 
des  Zwischenhandels  mit  dem  Brandmal  des  Wuchers  schoii 
dann  zu  belegen,  wenn  dieser  für  seine  Mühewaltung  sich  Pro- 
visionen von  bestimmter,  wenn  schon  im  einzelnen  Fall  vielleicht 
nicht  erheblicher  Höhe,  ausbedingt  Dieser  Betrachtungsweise  kann 
indess  nur  insoweit  beigepflichtet  werden,  als  jene  Uebervorthei- 
lungen oder  diese  Praktiken  im  Zwischenhandel  sich  mit  den  all- 
gemeinen Merkmalen  des  Wuchers  decken,  also  eine  Ausbeutung 
derNothlage,  oder  der  Unerfahrenheit  in  sich  schliessen;  oder  dass 
sie  als  Betrug  oder  Erpressung  sich  darstellen,  welche  Delicte 
häufig  neben  eigentlichen  Wuchergeschäften  zeitlich  einhergehen; 
in  anderen  Fällen  aber  wird  man  richtiger  nicht  von  Wucher 
sprechen,  sondern  in  diesen  Vorkommnissen  Mängel  einer  guten 
Absatzorganisation  erkermen.  denen  daher  auch  nicht  mit  den 
Mitteln  des  Strafrechts.  sondern  mit  den  allgemeinen  Maassnahmeii 
der  Agrarpflege  (Bedeutung  von  Marktveranstaltungen;  Wichtigkeit 
von  Einkaufs-  imd  Absatzgenossenschaften),  allenfalls  auch  mit 
solchen  aus  dem  Gebiet  der  Gewerbepolizei  (Regelung  des  Hausir- 
gewerbes :  Ordnung  der  Abzahlung^^gesohäfte ;  Regelung  des  Makler- 
und  Agentenweseus  etc.)  zu  begegnen  ist*).  Doch  ist  in  allen 
diesen  Beziehimsren    der    erfolsrreiohen  Wirksamkeit    der  Gesetz- 

*^  Vgl.  hierüber  die  ^lu  mn^ffeiMieii  BetmelitiiBgeii  bei  Zans,  a.  «.0.,  nnd 
die  daävlbsi  «n  der  Enquete  des  Veraas  (ur  Soculpolitik  und  an  einxelnenf  die 
Erliebnnir  v\w  Maklei^buhren.  die  T»iischan£rcn  um  Thierhandel  ete.  mit  Wucher 
iresthatWn  idenäticirenden  KiuBelbenchten  i^^übte  Kritik. 
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gebung  eine  verhältnissmässig  enge  Gren^  gesetzt  und  eine  Abhilfe 
gegen  üeberschreitungen  und  für  Einbürgerung  richtigerer  wirth- 
sehafUicher  Gepflogenheiten  daher  wesentlich  von  der  Selbsthilfe 
der  unmittelbar  Betheiligten  zu  erwarten,  in  welcher  Beziehung  auf 
die  Ausführungen  in  Kap.  X  und  die  dort  gegebenen  Ausführungen 
über  die  Mittel  zur  Einengung  des  Zwischenhandels  oder  doch  zur 
Verminderung  der  durch  denselben  veranlassten  wirthschaftlichen 
Eiübussen  hinzuweisen  ist. 


§  133.  Ursachen  der  Verbreitung   des  Wuchers;   Objecte 

und  Subjecte  der  Bewucherung. 

1.  Die  Ursachen  einer  umfangreichen  Verbreitung  des  Wuchers 
wuneln  theils  in  der  Eigenart  der  Besitz-  und  Wirthschaftsverhält- 
nisse  bestimmter  Bereise  der  ländlichen  Bevölkerung,  theils  hängen 
sie  mit  deren  Bildungsstand  und  gewissen  Charaktereigenthüm- 
iichkeiten  derselben  zusammen,  deren  geschickte  Ausnützung  dem 
Wucherer  immer  von  Neuem  Opfer  in  die  Arme  führt.  Im  Ein- 
zelnen ist  namentlich  Folgendes  hervorzuheben: 

a)  Nach  dem  vorliegenden  Erhebungsmaterial  ist  der  Wucher 
am  stjlrksten  in  den  Gegenden  mit  weitgehender  Besitzzerstücke- 
long  vertreten,  also  da,  wo  das  Zwergwirthschaftenthum  zu  Hause 
ist,  dessen  Angehörige,  wie  man  zu  sagen  pflegt,  von  der  Hand 
in  den  Mund  leben,  die  desshalb  auch  kleineren  Unfällen  gegen- 
über sofort  auf  die  Inanspruchnahme  des  Credits  angewiesen  sind 
(vgl  Bd.  I,  §  73) ;  viel  weniger  dagegen  da,  wo  in  Folge  günstiger 
Besitzverhältnisse,  also  des  Vorhandenseins  auch  grösserer  Wirth- 
schaften  neben  den  mittleren  und  kleineren,  der  ärmere,  unbemittelte 
Theil  der  Bevölkerung  an  den  wohlhabenden  in  Geldangelegen- 
heiten einen  gewissen  nachbarlichen  Bückhalt  flndet  und  die  Hilfe  des 
ortsfremden  Geldverleihers  nicht  stets  in  Anspruch  zu  nehmen  braucht. 
Die  Einwirkungen  ungünstiger  Besitz-  und  dadurch  veranlasster 
unsicherer  Erwerbsverhältnisse  werden  verschärft,  wenn  es  an  leichter 
Gelegenheit  zur  Befriedigung  des  Personalcredits ,  zur  Abstossung 
von  Kaufschillingsforderungen  und  von  Forderungen  aus  Erbthei- 
lungen  durch  Inanspruchnahme  von  Greditanstalten  gebricht  und 
daher  die  bäuerlichen  Wirthe  auf  die  Dienste  des  stets  gefälligen 
Wucherers  mit  fast  unabwendbarer  Nothwendigkeit  angewiesen  sind. 
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b)  Je  unsicherer  und  scLwaiikendor  die  Einnahmen  aus  den 
Erträgnissen  der  kleineren  Landwirthschaft  sind,  je  hSufiger  er- 
wartete Einnahmen,  auf  die  zur  Deckung  der  laufenden  Haushalts- 
mid  Wirthschaftsausgahen  gerechnet  wird,  ausbleiben,  ein  um  so 
grösaerea  Operationsgebiet  eröffnet  sich  für  den  gewerbsmässigen 
Wucherer,  Daher  deim  festgestelltermaassen  der  Wucher  in  den 
Reborten,  femer  in  den  Gegenden  mit  ausgesprochenem  Handels- 
gewächshaii  besonders  sich  breit  macht,  d.  b.  eben  Qberall  da, 
wo  die  Wirthschaftsfflhrung  in  Folge  schwankender  Conjuncturen 
in  den  Erträgnissen  und  Preisen  der  wüuschenswerthen  Stabilität 
entbehrt;  wobei  wiederum  auf  die  frflheren  Ausführungen  in  Bd.  I, 
g  73,  Ziffer  2  und  auf  die  Betrachtungen  oben  auf  S.  69  zu  ver- 
weisen ist.  So  hat  die  ununterbrochene  Beibe  von  Fehljahren  dor 
achtziger  Jahre  in  den  Weingegenden  Badens,  der  Pfalz,  defl 
mittleren  und  unteren  Rheingebiets  weithin  die  Rebbevölkening. 
in  starke  geldliche  Abhängigkeit  von  gewerbsmässigen  privates 
Geldverleihem  gebracht  und  einer  systematischen  Ausbeutung  dies« 
Bevölkerung  in  Form  von  Prolongationsproviaionen,  Cessionsnach- 
läsaen ,  Tiehverbtellungsverträgen ,  Waarenaufnöthigung  etc. ,  is' 
grossem  Styl  mäebtigeu  Vorschub  geleistet.  Wie  denn  gerade 
diese  Gegenden  nachgewieaenermaassen  von  jeber,  auch  in  älterer 
Zeit,  Hauptobject  der  Bewueherung  gewesen  sind,  aus  deaseu  Um- 
klammerung sich  die  Wirthe  wohl  in  günstigeren  Herbstjahren 
■wieder  zu  befreien  verstanden,  um  periodisch  —  mit  der  Wieder- 
kehr ungünstiger  Traubenjahre  —  doch  immer  von  Neuem  den 
wucherartigen  Verstrickungen  zu  vorfallen. 

c)  Unabhängig  von  den  Besitz-  und  Anbauverhältnissen  findet 
der  Wucher  einen  gewinnbringenden  Boden  in  gewissen,  hAchsli 
widerspruchsvollen  Eigenschaften  der  bäuerlichen  Stände  ohns 
Unterschied  der  Grössen  Verhältnisse  des  Besitzes :  in  einem  weit- 
gehenden Misstrauen  gegen  die  eigenen  Standesgenossen,  deren 
Hilfe  anzunehmen  man  sich  scheut,  während  man  dann  dem 
Händler  mit  um  so  grf>sserer  Vertrauensseligkeit  entgegen  kommt; 
in  einem  gewissen  stolzen  Heimlichthun  in  Geldsachen,  das  eine 
augenblickliche  Geldverlegenheit  Niemandem,  ausaer  dem  „ver- 
schwiegenen" Handelsmann  anzuvertrauen  aich  entscblieaaen  kana|1 
in  den  aua  Stolz  und  Scham  gemischten  Empfindungen,  mit  denen; 
man  es  nicht  Aber  sich  gewinnen  kann,  hinterher  einzugestehen, 
dass  man  „übertölpelt"  worden  ist,  und  die  dem  Bewucherten  oft- 
noch  selbst  im  Gericbtsaaale  den  Mund  verachlicssen ;  endlich  aucl 
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in  einer  oft  unglaublichen  Ungewandtheit  in  der  Beurtheilung  von 
Rechtsgeschäften  selbst  einfachster  Art.  Dies  in  Verbindung  mit 
der  grossen  Gewandtheit  der  betreffenden  Handelsleute,  deren 
zuTorkommendes ,  der  Eigenliebe  und  dem  Stolz  der  Bauern 
schmeichelndes  Wesen,  deren  Willfährigkeit,  mit  der  sie  sich 
gewissen  Schwächen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  —  Lässigkeit  und 
Saumseligkeit  in  der  Zahlung!  —  scheinbar  anzuschmiegen  wissen^ 
erklärt  zur  Genüge,  dass  immer  imd  immer  wieder  selbst  inner- 
halb mittel-  und  grossbäuerlicher  Bereise  Existenzen  dem  Wucher 
zum  Opfer  fallen.  Verstärkt  wird  die  eigenthümliche  und  für  den 
Femerstehenden  schwer  begreifliche  Vertrauensstellung,  die  pro- 
fessionsmässige  Geldyerleiher  und  Händler  lange  Zeit  zu  behaup- 
ten verstehen,  durch  den  sehr  geschickten  Kunstgriff  Vieler  der- 
selben, in  dem  Orte  ihres  Wohnsitzes  eine  Art  Gemeinsinn  zu 
bethätigen,  in  diesem  und  dessen  Nähe  sich  anstössiger  Geschäfte 
zu  enthalten  und  wohlüberlegte  Unterschiede  in  der  durch  sie 
bedienten  Kundschaft  zu  machen,  indem  sie  sich  bei  vermöglichen 
oder  angesehenen  Wirthen  mit  einwn  bescheidenen  Gewinne  be- 
gnügen. Auch  wird  nur  durch  dieses  Verhalten  erklärlich,  wie  es 
gar  nicht  so  selten  ist,  dass  in  Wucherprocessen  den  angeklagten 
und  nachmals  verurtheilten  Wucherern  aus  gemeindebehördlichen 
Kreisen  gute  Leumundszeugnisse  ausgestellt  werden,  ja  wenn  aus 
der  Mitte  der  ländlichen  Bevölkerung  sogar  missbilligende  Stimmen 
gegen  ein  strafrechtliches  Vorgehen  sich  dann  und  wann  ver- 
nehmen lassen*). 

2.  Die  verbreitetsten  Arten  der  Bewucherung  knüpfen  sich  an 
den  Viehhandel  und  an  den  Grundstückshandel,  sowie  an  den  aus 
lehterem  und  aus  Erbschaftsauseinandersetzungen  sich  ergebenden 
Protokollhandel  (Cessionen)  an,  und  da  mit  diesen  Geschäften 
vorwiegend  auf  dem  flachen  Lande  Leute  israelitischer  Confession 
3ich  abgeben,  so  wird  es  leicht  verständlich,  dass  man  gemeinhin 
geneigt  ist,  Wucher  imd  Judenthum  zu  identificiren;  und  dass 
aus  der  Bewegung  gegen  die  Auswüchse  des  Wirthschaftsverkehrs, 
^e  sie  in  den  Wuchergeschäften  in  so  bedauerlicher  Weise  zu 
Tage  treten,  die  sogenannte  antisemitische  Bewegung  der  Gegen- 
wart herausgewachsen  ist.  Eine  unbefangene  Betrachtung  darf 
und  muss  einräumen,  dass  in  der  That  der  gewerbsmässige  Wucher 
in  den  Landgemeinden  vorwiegend,  in  einzelnen  Gegenden  aus- 


*)  Buchenberger,  a.  a.  0.,  S.  167. 
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schliesslich  von  jüdischen  Geschäftsleuten  betrieben  wird  und 
dass  die  Gewandtheit,  Verschlagenheit  und  unbarmherzige  Rück- 
sichtslosigkeit, die  gerade  die  jüdischen  Händler  und  Geldverleiher 
auszeichnet,  gegendenweise  den  Wucher  zu  einer  wahren  Land- 
plage für  die  bäuerliche  Bevölkerung  gemacht  hat  In  einer 
staatsanwaltschaftlichen  Anklageschrift  wird  ein  Bild  von  dem 
Wesen  eines  jüdischen  Wucherers  entworfen,  das  typisch  für  viele, 
mit  ähnlichen  Geschäften  sich  abgebende  Glaubensgenossen  sein 
dürfte :  scharfer  Verstand,  erstaunliches  Gedächtniss,  ungewöhnliche 
rechnerische  und  handelsmännische  Begabimg,  Schlauheit  in  der 
Erkenntniss  des  eigenen  Vortheils,  blitzschnelle  Durchschauung  der 
Schwächen  der  Schuldner,  rastlose  Energie  in  der  Verfolgung  der 
wuchermässigen  Pläne,  Gewissenlosigkeit  in  der  Wahl  der  Mittel, 
Mitleidslosigkeit  und  Brutalität  in  der  Behandlimg  der  Opfer  imd 
alle  diese  Eigenschaften  im  Dienste  einer  maasslosen  Habgier: 
häufig  dabei  grosse  Meisterschaft  in  der  Herstellung  verwirrender, 
bogenlanger  Abrechnungsurkunden,  sowie  Findigkeit  in  trügerischen 
Zahlengnippirungen  und  in  der  Herstellung  sinndunkler  Urkunden 
mit  zweideutigen  Fassungen,  denen  man  nicht  mit  Unrecht 
die  Bezeichnung  „Urkunden-Jargon"  beigelegt  hat.  Die  geldliche 
Aussaugung  des  Bewucherten  bis  zur  völligen  Erschöpfung  ist 
dabei  nicht  minder  für  diese  Praktiken  jüdischer  Geschäftsleute 
charakteristisch,  als  die  unglaublichen,  moralischen  Demüthigungen, 
denen  die  Opfer  manchmal  ausgesetzt  zu  werden  pflegen.  Er- 
scheint doch  in  einzelnen  gerichtshängig  gewordenen  Wucherfallen 
die  persönliche  Freiheit  des  Schuldners  fast  aufgehoben  und  dieser 
zur  Bolle  eines  willensunfähigen  Hörigen  des  Gläubigers  ver- 
urtheilt;  er  arbeitet  nur  noch  für  diesen,  und  je  mehr  er  sich  ab- 
müht, von  den  Schlingen  sich  loszumachen,  um  so  sicherer  weiss 
ihn  mit  immer  neuen  Versprechungen,  Drohimgen,  irreführenden 
Keden  der  Wucherer  in  seiner  Gewalt  zu  erhalten  *). 

Gleichwohl  sollte  daran  festgehalten  werden,  dass  die  Be- 
kämpfimg des  Wuchers  auch  ohne  die  Verknüpfung  dieser  Frage 
mit  confessionellen  Verhältnissen  sehr  wohl  möglich  und  aussichts- 
voll ist;  dass  die  Brandmarkimg  jüdischer  Wucherer  geschehen 
kann,  ohne  das  Judenthum  als  solches  zum  Gegenstand  des  An- 
griffs zu  machen;  wie  man  denn  für  Ausschreitungen  Einzelner 
eine  ganze  Religionsgemeinschaft  als  solche  nicht  verantwortlich 


*)  Buchenberger,  a.  a.  0.,  S.  23  ff.  u.  S.  47  ff. 
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machen  sollte.    Dies  um  so  weniger,  als   der  Trieb  nach  unrecht- 
mässigem Gelderwerb  an  die  Eigenart  der  Stammesangehörigkeit 
oder   des  Bekenntnisses    keineswegs    geknüpft   ist    und    vielerlei 
Beispiele  sich   dafür  anführen  lassen,  dass   auch  Angehörige  der 
christlichen  Beligion  es  nicht  verschmähen,  aus  der  Unerfahrenheit 
oder  Nothlage  ihrer  Mitbürger  unlautere  Vortheile  zu  ziehen.    Die 
heim  Verein   für  Socialpolitik   eingelaufenen   Berichte  lassen  er- 
kennen,   dass    gerade    die   „Gütermetzgerei",   der  Cessions-  und 
Protokollhandel    schwunghaft    in    einzelnen    Gegenden    auch    von 
verdorbenen  Bauern,  von    christlichen    kleinen  städtischen  Geld- 
kapitalisten und  Agenten    betrieben  wird;   ja,   dass  nicht  selten 
Ortebürger  mit  gewohnheitsmässigen  Wucherern  gemeinsames  Spiel 
treiben,  insbesondere  sich  nicht  entblöden,    die  Bolle  von  „Zu- 
treihem"  zu  übernehmen,   also   zu  Geschäften  sich  hergeben,  die 
moralisch  kaum  weniger  verwerflich  sind   als   die  der  Wucherer 
selber.    Die  in  einzelnen  Theilen  Deutschlands  und  Oesterreichs 
in  der  Gegenwart  mit    ungewöhnlicher  Stärke    einsetzende  anti- 
semitische Bewegung  ist  immerhin  von  bemerkenswerther  sympto- 
matischer Bedeutung ;  sie  hat  eindringlich  in  Erinnerung  gebracht, 
dass  das  Wirthschaftsrecht  länderweise   schwere  Lücken    aufweist 
und  dass    die   Verweisung    auf   die    Selbsthilfe    allein    oder   die 
Mahnung    zur  Bethätigung    wirthschaftlicher  Vorsicht    nicht    aus- 
reichen, schwere   wirthschaftliche  Schäden  von  dem  Volkskörper 
fernzuhalten ;  dass  es  Verträge  giebt,  die  zwar  formell  den  äusseren 
Anforderungen  des  Bechts  entsprechen  mögen,   und  dennoch,  weil 
thateächlich  die  Willensfreiheit   der  einen  -Partei  beschränkt  oder 
aufgehoben  war,    eine  Bechtsverletzung   in  sich  schliessen;    und 
dass  insbesondere  das  Strafrecht  unmöglich  seine  Aufgabe  erfüllt, 
wenn  es  ungeahndet  lässt,  was  die  öffentliche  Meinung  als  sittlich 
anstössig    und    verwerflich    verurtheilt.      Die    antisemitische 
Bewegung,    als  Eeaction    des  Volksgeistes    gegen  die  gesetz- 
liche   Sanctionirung    des    Missbrauchs    der    Vertragsfreiheit    und 
gegen    die    Einbürgerung    unmoralischer    Geschäftsgrundsätze   in 
Handel    und  Verkehr,    wird    um    so    rascher    von    ihren    Aus- 
schreitungen zurückebben,  je  entschiedener  Eegierung  und  Volks- 
vertretung sich   aufraffen,    die    sachdienlichen   Maassnahmen    zur 
Abwehr    und    Verhütung     sittenwidriger     Geschäftspraktiken    zu 
<^eifen;    und    sie   wird  um  so   eher  die  anstössige   Seite  ihrer 
Richtung  abstreifen,   je   mehr  der  anständige  Theil    des   Juden- 
thums,  statt  wie  seither  meist  der  Fall,   die  Wucherpraktiken  der 
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eigenen  Stammesgenossen  zu  beschönigen  oder  doch  zu  ignoriren, 
mehr  und  mehr  an  der  Heilung  dieses  Yolksübels  sich  thatkräftig 
selber  betheiligt  und  zu  seinem  Theile  an  der  Ausrottung  der 
Wucherpflanze  beiträgt. 

Anmerkung.  1.  Ueber  jüdischen  Wucher  in  älterer  Zeit  siehe  Knies, 
a.  a.  0.,  S.  331  ff.,  wobei  zu  beachten  ist,  dass  die  canonischen  Zinsverbote  auf  den 
Geldverkehr  der  Juden  mit  Christen  keine  Anwendung  hatten:  „Judaeis  canones 
non  sunt  sciipti.** 

In  der  That  hatten  sich  während  des  ganzen  Mittelalters  die  ,,  Juden"  des 
Gelddarleihens  gegen  Pfand  und  Zins  bemächtig^,  dabei  dieses  Geschäft  in  rück- 
sichtslosester Weise  ausbeutend,  daher  auch  die  vielen  Klagen  über  den  Juden- 
wucher  begreiflich  erscheinen.  Waren  doch  Zinsen  von  30 — 40  Vo  etwas  ganz 
Gewöhnliches  und  war  doch  in  einzelnen  Staaten  und  Städten  des  Mittelalters  der 
gesetzliche  Zinsfuss  80  und  mehr  Vo*  ^  Brandenburg  erlaubte  man  den  Juden 
bis  zum  18.  Jahrhundert  24  7o)  ^^^  üi  J^^r  1244  waren  in  Oesterreich  sogar 
174  Vo  gestattet.  (Siehe  Janssen,  Geschichte  des  deutschen  Volkes,  1.  Bd.,  S.  378 ff.^ 
£in  Jahrhundert  später  (1360)  beträgt  das  Zinsmaximum  in  Frankreich  14  Deniers 
für  das  Livre  wöchentlich,  d.i.  86/s  ^io  jährlich.     (Nach  Knies,  a.  a.  O.,  S.  339. > 

2.  Vgl.  über  den  Wucher  im  Mittelalter  auch  die  Worte  von  Wimpfe- 
ling  in  einer  1606  erschienenen  Schrift:  „Der  Wucher  ist  in  unseren  Tagen  immer 
schlimmer  geworden.  Greulich  ist  der  Wucher,  wie  ihn  die  Juden  ausüben  und 
viele  Christen,  die  noch  schlimmer  als  die  Juden  sind",  und  Bücher,  Die  Be- 
völkerung von  Frankfurt  a.  M.  im  XIV.  und  XV.  Jahrhundert,  I.  Bd.,  1886,  wo 
eine  Klage  der  Frankfurter  Bürgerschaft  an  den  Kaiser  (1612)  angeführt  ist: 
„Vnd  wollen  £.  kay.  May.  und  selbsten  consideriren,  was  vor  stattlicher  Vnterhalt 
vnd  Proviantirung  auff  so  viel  Tausent  müssige  Seelen  gehe.  Dann  sie  vom  W^ind 
nicht  leben  können,  wo  nemen  sie  dann  änderst  ihren  Vnterhalt  her  als  auss  vnserm 
Schweis  vnd  Blutt,  dahero  werden  sie  vnsere  Costg^nger,  sie  sind  vnsere  Sng  Engel, 
die  nicht  nachlassen,  bis  auch  das  Mark  in  Beenen  verzehrt  vnd  wir  zum  Bettel- 
stab fertig."  In  der  „furchtbaren  Einseitigkeit",  mit  der  „die  mittelalterlichen  Juden 
das  Geldleihgeschäft  gepflegt  haben",  erblickt  Bücher  mit  einen  der  Erklänings- 
gründe  für  die  Judenverfolgungen  vom  XI.  bis  zum  XVI.  Jahrhundert.  „„Propter 
usuras  vexabantur"",  sagt  eine  Frankfurter  Chronik,  und  wer  sich  vorstellen  kann, 
was  lawinenartig  anwachsende  Geldschulden  in  dem  trägen  Güterflusse  einer  natural- 
wirthschaftilichen  Zeit  bedeuten,  wird  die  Wahrheit  dieses  Ausspruchs  verstehen; 
„er  wird  jene  Greuel  nicht  entschuldbar,  wohl  aber  erklärbar  finden."  (Ebenda 
S.  589.)  —  Aehnliche  Angaben  bei  v.  Weech,  Bad.  Geschichte  1890,  S.  36,  und 
Gothein,  Wirthschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes  und  der  angrenzenden  Land- 
schaften, 1892,  Bd.  I,  S.  471  ff. 


§  134.  Die  strafrechtliche  und  polizeiliche  Bekämpfung 

des  Wuchers. 

1.  Die  allgemeinste  Begründung  zu  einer  strafrecht- 
lichen und  polizeilichen  Bekämpfung  des  Wuchers  ist  aus  dem 
Wesen  des  Staats  als  höchster  wirthschaftlicher ,  sittlicher  und 
religiöser  Gemeinschaft  abzuleiten,  in  der  jedes  einzelne  Glied 
Förderung  seiner  wirthschaftlichen  Zwecke  durch  die  Machtmittel 
des  Staats  erwarten  und  beanspruchen  darf;  und  mit  deren  Wesen 
es  unvereinbar  wäre,  dass  die  Art  der  Bethätigung  der  wirthschaft- 
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liehen  Kräfte  der  Einzelnen  mit  den  allgemein  gültigen  Gesetzen 
guter  Sitte  in  Widerspruch  sich  setze  (vergl.  Bd.  I,  §  13).  Stellt 
sich  nun  hingesehen  auf  die  sittliche  Anschauung  und  das  Bechts- 
bewusstsein  des  Volkes  die  planmässige  Ausbeutung  der  Nothlage 
oder  der  sonstigen  wirthschaftlichen  Schwäche  Anderer  nicht  nur 
al3  moralisch  verwerflich,  sondern  auch  als  Verstoss  gegen  die 
Rechtsordnung  dar,  so  darf  die  Gesetzgebung  schon  desshalb  nicht 
säumen,  AbhDfe  zu  schaffen,  weil  die  Achtung  vor  der  Rechts- 
pflege und  das  Vertrauen  in  die  Fürsorge  des  Staats  für  die 
Schwachen  erschüttert  werden  müsste,  wenn  die  Gerichte  gehindert 
wären,  ein  geschäftliches  Treiben,  das  der  Volksüberzeugung 
als  Wucher  gilt,  zu  ahnden,  ja,  selbst  bei  offenkundiger  Sach- 
lage, sich  gezwungen  sähen,  für  die  der  Ausbeutung  dienenden 
Rechtsgeschäfte  dem  Gläubiger  die  staatliche  Hilfe  zu  gewähren  ^). 
Auch  selbst  wenn  das  Gesetz  dem  Unwesen  wenig  steuerte,  so  ist 
es  doch,  wie  Friedrich  von  Stahl  sagt,  ein  anderes  Ding,  ob  die 
Schande  aich  verhüllen  muss  oder  ob  sie  mit  frecher  Stime  her- 
vortreten darf,  ob  Wucher  getrieben  wird  oder  ob  die  Obrigkeit 
ihn  sanctionirt;  „der  heimlich  geübte  Wucher  ist  Schuld  des 
Wucherers,  der  öffentlich  gestattete  Betheiligung  der  Nation". 
Ein  gemeingefährliches  Verbrechen  aber  ist  der  Wucher,  meint 
L.  V.  Stein*),  weil  der  Wucherer,  indem  er  den  Erwerb  und  das 
Einkommen  gewisser  Personen  ausbeutet,  um  einen  arbeitslosen 
Gewinn  zu  ernten,  die  Kapitalbildung  hindert  und  weil,  wo  der 
Process  der  Kapitalbildung  in  breiten  Schichten  der  Bevölkerung 
gestört  ist,  mit  Nothwendigkeit  die  socialen  Gegensätze  sich  ver- 
schärfen, der  Hass  gegen  die  besitzenden  Klassen  und  damit  gegen 
die  moderne  Wirthschaftsordnung  sich  steigern  muss;  weil  somit 
*ler  Wucherer  sich  direct  gegen  die  moderne  Gesellschaftsordnung 
vergeht,  die  auf  dem  Grundgedanken  basirt,  dass  erst  der  Besitz 
eines  gewissen  Vermögens  den  Einzelnen  im  Kampfe  ums  Dasein 
widerstandsfähig  macht.  Kaum  irgendwo  hat  der  Satz  der 
älteren  Doctrin,  dass  „das  freie  Spiel  der  natürlichen  Kräfte" 
normale  Verhältnisse  von  selber  herbeiführe,  so  sehr  Schiffbruch 
erlitten  als  auf  dem  Gebiete  des  Creditverkehrs;  kaum  irgendwo  hat 
sich  gezeigt,  dass  die  schwächeren  Glieder  der  Gesellschaft  des 
staatlichen  Schutzes  bedürfen    und    dass    das  System    der    freien 


')  Motire  zum  Reichstagsgesetzentwnrf  von  1893,  S.  6. 
•)  L.  T.  Steitt,  a.  a,  0.,  S.  124 ff. 
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Concurrenz  gerade  diesen  nicht  immer  zum  Segen  gereicht  „In 
den  Niederungen  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  wo  die  Anleihen 
von  Personen  ohne  öffentlichen  Credit  und  fast  niemals  zu  produc- 
tiven  Zwecken,  sondern  gewöhnlich  nur  in  bitterster  Noth  gemacht 
werden,  kann  von  einer  natürlichen  Ausgleichung  des  Preises 
durch  Nachfrage  und  Angebot  keine  Rede  sein.  Die  in  diesen 
Verkehrsschichten  abgeschlossenen  Leihcontracte  stehen  ausser 
Concurrenz,  und  der  in  Form  von  Kapitalzins  oder  in  anderer  Ge- 
stalt ausbedungene  Preis  des  Darlehens,  statt  ein  Marktpreis  zu 
sein,  bestimmt  sich  bloss  nach  der  Noth  des  Borgenden  auf  der 
einen  und  nach  dem  Grade  der  Gewinnsucht  des  Kapitalisten  auf 
der  andern  Seite.  Die  Lehre  von  der  freien  Concurrenz,  von  der 
ausgleichenden  Wirkimg  von  Angebot  und  Nachfrage  auf  den 
Kapitalpreis  ist  richtig  an  der  Börse  und  auf  dem  Weltmarkte, 
aber  sie  ist  unrichtig  in  tausend  Fällen  des  alltäglichen  Lebens 
bei  ziuückgebliebenen  wirthschaftlichen  Verhältnissen.  Die  wahre 
Concurrenz,  welche  den  natürlichen  Preis  allerdings  am  besten 
treffen  würde,  fehlt  hier  schon  desshalb,  weil  die  Oeffentlichkeit 
fehlt,  weil  die  Schuldner  häufig  der  Geheimhaltung  bedürfen" 0- 

2.  Inhalt  des  Wucherstrafrechts,  a)  Es  könnte  zu- 
nächst die  Meinung  vertreten  werden,  dass  es  genüge,  nur  die- 
jenigen Wucherfälle  für  strafbar  zu  erklären,  in  denen  die 
Schädigung  des  Bewucherten  durch  eine  Täuschung  des 
Schuldners  über  die  Tragweite  der  von  ihm  zugesagten  Vermögens- 
vortheile  bewirkt  worden  ist,  so  dass  das  Wucherstrafrecht  lediglich 
als  eine  Ergänzung  oder  Erweiterung  der  Strafbestimmungen  über 
den  Betrug  sich  darstellen  würde.  Offenbar  aber  würden,  wie  in 
dieser  Hinsicht  zutreffend  die  Begründung  zu  dem  Deutschen 
Keichsgesetz  vom  20.  Mai  1880  ausführt,  mit  dieser  Beschränkimg 
zahlreiche  Fälle,  in  denen  das  strafbare  Moment  des  Wuchers  un- 
zweifelhaft vorhanden  ist,  ungeahndet  bleiben.  Denn  gerade  in 
der  offenkundigen  Ausbeutung  der  Nothlage,  die  jede  Täu- 
schung des  Schuldners  verschmäht,  in  dem  Druck,  welchen  der 
Gläubiger  in  gewinnsüchtiger  Absicht  auf  den  in  der  Nothlage 
befindlichen  und  durch  sie  zu  jedem  Opfer  genöthigten  Schuldner 
ausübt,  in  dem  Missbrauch  der  Unerfahrenheit  und  des  Leichtsinns, 
welcher  den  sorglosen  Schuldner  über  die  Frage  der  Rückzahlung 
schnell  hinweggehen  lässt,  liegt  das  charakteristische  Moment  des 


*)  Eheberg  in  dem  ersten  der  citii*ten  AnfsätzOf  S.  67  ff. 
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strafbaren  Wuchers.  Auf  die  Höhe  des  Zinssatzes  allein, 
welchen  sich  der  Gläubiger  bedingt,  kommt  es  dabei  nicht  an; 
auch  die  öffentliche  Meinung  bezeichnet  nicht  denjenigen  als  einen 
Wucherer,  der  eine  Anzahl  Procent  mehr  fordert,  als  der  übliche 
Zinsfuss  beträgt.  Nach  dem  Bechtsgefühl  des  Volkes  ist  vielmehr 
Wucherer  mu"  derjenige,  der  die  Noth,  den  Leichtsinn  oder 
die  Geschäftsunerfahrenheit  der  Schuldner  zur  Er- 
xielung  eines  übermässigen  Gewinnes  ausbeutet.  In 
dieser  Handlungsweise  erblickt  das  Volk  das  Moment,  welches 
dem  Gebahren  des  Gläubigers  den  schimpflichen  Charakter  auf- 
drückt, in  ihr  liegt  das  gemeinschädliche,  die  Wohlfahrt  vieler 
Personen  schädigende  Element,  in  ihr  daher  auch  die  Berechtigung 
der  Gesetzgebung,  gegen  derartiges  Gebahren  einzuschreiten.  Das 
geltende  gemeine  Strafrecht  leidet  aber  meist  an  einer  Lücke;  denn 
soweit  auch  im  Strafgesetzbuche  der  Thatbestand  des  Betrugs 
crefasst  ist,  so  fehlt  es  doch  bei  der  wucherischen  Ausbeutung  oft 
im  einer  WiderrechÜichkeit  des  giltig  bedungenen  Gewinnes,  oft  an 
der  Erregung  eines  Irrthums,  und  ebenso  wenig  reicht  der  That- 
bestand der  Erpressung  und  der  verwandten  Delicto  aus. 

b)  Hingesehen  auf  die  verschiedenen  Geschäftsformen,  deren 
>ich  der  Wucher  bedient,  und  auf  die  erfahrungsmässige  Thatsache, 
dass  das  Bestreben  des  gewerbsmässigen  Wuchers  systematisch 
darauf  gerichtet  ist,  allmählich  die  Herrschaft  über  die  gesammte 
wirthschafüiche  Existenz  des  Schuldners  zu  erlangen,  würde  ferner 
♦•in  Wuchergesetz  nur  unvollkommen  seine  Aufgabe  lösen,  wenn  es 
den  Thatbestand  des  Wuchers:  die  Ausbeutung  der  Nothlage,  der 
l'nerfahrenheit,  des  Leichtsinns  einer  Person  zur  Erzielung  über- 
mässigen Gewinns  auf  Darlehensgeschäfte  beschränken  wollte; 
*»^eder  könnte  dann  der  Wucher  im  Cessionsgeschäft  und  ProtokoU- 
liandel,  noch  könnten  die  wuchermässigen  Praktiken  im  Vieh-  und 
<iüterhandel  strafrechtlich  erfasst  werden.  Wie  der  Wucher  seiner 
Natur  nach  an  bestimmte  juristische  Formen  nicht  gebunden  ist  und 
t»*sto^estelltermaas8en,  aus  dem  einen  Gebiete  verdrängt,  sich  alsbald 
♦'ines  anderen  bemächtigt,  so  kann  offensichtlich  eine  wirksame  Ab- 
hilfe nur  von  der  Erstreckung  des  Wucherbegriffs  auf  Rechts- 
L^eschäfte  jeglicher  Art  erhofft  werden.  Die  Erfahrungen,  die 
mit  dem  Deutschen  Wüchergesetz  von  1880  gemacht  wurden,  haben 
das  Unzureichende  von  auf  den  Darlehensverkehr  sich  bescluränken- 
den  Strafvorschriften  bündig  dargethan.  Die  Einwendung,  dass 
♦•ine   solche    Ausdehnung    des   Wucherbegriffs    auch    den    reellen 
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Geschäftsverkehr  zu  gefährden  geeignet  sei,  kann  im  Hinblick  auf 
die  Erfahrungen  in  Ländern  mit  einem  in  dieser  Art  gestalteten 
Wucherrecht  als  stichhaltig  nicht  erachtet  und  es  darf  wohl  an- 
genommen werden,  dass  die  Rechtsprechung  die  richtige  Grenze 
gegenüber  dem  reellen  Geschäftsbetrieb  zu  ziehen  verstehen  wird; 
allenfalls  könnte  dieser.  Einwendung  insoweit  Rechnung  getragen 
werden,  dass  die  Strafbarkeit  bei  anderen  als  Darlehensgeschäften 
erst  dann  eintritt,  wenn  eine  Gewerbs-  oder  Gewohnheitsmässigkeit 
der  wucherischen  Ausbeutung  vorliegt.  Jedes,  wie  immer  gestaltete 
Wucherrecht,  welches  den  Thatbestand  des  Wuchers  nicht  an  die 
TJeberschreitung  eines  bestimmten  Zinsfusses,  wie  ehemals,  knüpft, 
sondern  als  Erfordernisse  desselben  die  Ausbeutung  der  Nothlage, 
der  Unerfahrenheit  etc.,  in  Verbindung  mit  der  Ausbedingung  von 
Vermögensvortheilen  erkennt,  die  in  auffälligem  Missverhältuiss 
mit  der  Leistung  stehen,  eröflhet  dem  Ermessen  des  Richters  einen 
gewissen  Spielraum  und  es  wird  in  Staaten  mit  geordneter  Rechts- 
pflege nicht  zu  besorgen  sein,  dass  von  diesem  freien  Ermessen  ein 
ungemessener  Gebrauch  im  Einzelfall  sowenig  wie  auf  anderen 
Gebieten  des  Strafrechts  gemacht  wird,  wo  ebenfalls  die  freie 
Beweiswürdigung  zugelassen  ist;  und  jedenfalls  kann  die  Möglich- 
keit einer  gelegentlich  unrichtigen  Handhabung  des  Gesetzes  nicht 
als  Grund  für  die  generelle  Versagung  der  strafrechtlichen  Verfolgung 
von  Wuchergeschäften  angeführt  werden.  Die  im  Sinne  vorstehender 
Bemerkungen  im  Jahre  1893  erfolgte  Ergänzung  des  Deutschen 
Reichsstrafrechts,  fflr  welche  sich  Vorbilder  in  älteren  particular- 
rßchtlichen  Strafbestimmungen  (Baden),  sowie  in  Strafgesetzen  ein- 
zelner Schweizerischer  Cantone  finden,  ist  daher  als  eine  erfreuliche 
Fortbildung  des  Rechts  in  socialreformatorischem  Sinne  durchaus  zu 
billigen  ^). 

c)  Neben  entsprechend  hohen  Geld-  und  Gefängnissstrafen  als 
Sühne  für  die  verletzte  Rechtsordnung  muss  das  Wucherrecht  die 
Ungültigkeit  der  gegen  die  strafrechtlichen  Vorschriften  verstossen- 
den  Verträge  und  weiterhin  die  Pflicht  der  Zurückgewährung  der 
vom  Schuldner  geleisteten  übermässigen  Vermögensvortheile  aus- 
sprechen. 

Als  Wuchergesetze,  die  den  Torstehenden  Bemerkungen  entsprechen ,  sind  an- 
zuführen: für  Deutschland  das  Wuchergesetz  vom  24.  Mai  1880  und  die  NoveUe 
vom  19.  Juni  1893;  die  Gesetze  für  die  Cantone  Schaffhausen  (vom  3.  April  1889); 
Tessin  (vom  25.  Januar  1873);  Zürich  (vom  8.  Januar  1871  und  27.  Mai  1883«: 

^)  Vgl.  die  Motive  zum  Ent^vurf  der  Deutschen  NoveUe  zum  Wuchergesetz 
von  1893,  S.  7  ff. 
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Thurgau  (rom  24.  April  1887);  Aargau  (vom  26.  September  1887);  Wallis  (vom 
3ü.  November  1887);  Neuenbürg  (vom  12.  Februar  1891).  —  Das  0 est erreie bi- 
so he  Gesetz  vom  28.  Mai  1881  gilt  nur  für  Creditgeschäfte  im  Darlehensverkehr 
(ähnlich  wie  das  ält«re  Deutsche  Beichsgesetz  von  18ÜB0),  ebenso  das  Ungarische 
(tesetz  vom  26.  3Iärz  1877  und  2.  Mai  1883,  das  übrigens  ein  Zinsmaximum  von  8  Vo 
fe«t jetzt:  das  Französische  Gesetz  vom  3.  September  1807  und  19.  December  1850 
und  das  Belgische  Strafgesetzbuch  vom  8.  Juni  1867  knüpft  das  Merkmal  des 
Wuchers  ebenfalls  an  den  Thatbestand  der  Ueberschreitung  des  geordneten  Zinsfusses 
nnd  verlangt  ausserdem  die  Gewohnheitsmässigkeit  des  wucherischen  Treibens. 
■  V^Luber  die  Einzelheiten  dieser  verschiedenen  Gesetzgebungsacte  und  die  ihrem  Inhalte 
£11  Grunde  liegenden  Motive  die  gut  orientirendeu  Aufsätze  von  Eheberg,  a.  a.  0.) 
Wie  in  Italien  beim  Mangel  eines  Wuchergesetzes  „der  Wucher  firech  seiu 
Haupt  erhebt  und  regiert  und  wie  das  Gesetz,  das  die  absolute  Zinsfreiheit  ge- 
>uttet,  ihm  als  Schutz  gegen  alle  Proteste  des  Schuldners  und  alle  Gefahren  des 
>trafrechts  dient"  (Worte  des  italienischen  Schriftstellers  Vidari)  und  wie  selbst 
bei  Volksbanken  ein  Zinsfiiss  von  87o  ^^^  mehr  etwas  Normales,  ein  Zins  von  30 
hij  40%  aber  keineswegs  selten  ist  und  selbst  bei  hypothekarisch  gesicherten 
Privatdarlehen  12,  16  und  selbst  20 7o  ^^^  vorkommen;  wie  sodann  namentlich 
<Ue  civilrechtlichen  Bestimmungen  über  „den  ausbedungenen  Heimfall"  dazu  miss- 
braucht  werden,  auf  billige  Weise  in  den  Besitz  von  Grundstücken  zu  gelangen  — 
sifhe  ebenda  in  dem  zweiten  der  citirten  Aufsätze  v.  Eheberg,  S.  834  ff. 

3.  Polizeiliche  Bekämpfungsmaassregeln.  Unter  dem 
Gesichtspunkt  einerseits  der  Verhütung  wucherischer  Geschäfte, 
anderseits  der  leichteren  Erkennbarkeit  und  Feststellbar- 
keit wucherischer  Vorkommnisse,  erscheint  namentlich  in 
folgenden  Beziehungen  eine  polizeiliche  Kegelung  angemessen  oder 
»^nFägungswerth  *) : 

a)  Die  feste  Einnistung  des  Wuchers  und  die  Frivolität,  mit 
der  trotz  bestehender  Wuchergesetze  wucherliche  Geschäfte  immer 
Ton  Neuem  betrieben  werden,  ist  auch  daraus  zu  erklären,  dass 
Hner  wirksamen  Strafverfolgung  durch  das  System  der  Heimlichkeit 
und  Verdunkelung,  in  der  der  wucherische  Geschäftsverkehr  sich 
abspielt,  die  grössten  Hindemisse  bereitet  werden.  Die  Möglich- 
keit der  Feststellung  eines  greifbaren  Thatbestandes  sollte  daher 
♦tiirch  Einfahrung  des  Buchführungszwangs,  d.  h.  durch  Vor- 
Hhrifteh  geschaffen  werden,  durch  die  Personen,  welche  Handel 
mit  Vieh  im  Umherziehen  betreiben,  oder  die  Rechtsgeschäfte  über 
ländliche  Grundstücke,  oder  die  Geld-  und  Creditgeschäfte  gewerbs- 
mässig abschliessen,  zur  Buchführung,  sowie  zur  Vorlage  der  Bücher 
zur  amtlichen  Prüfung  verpflichtet  werden,  so  dass  Art  und  Umfang 
der  Handelsgeschäfte  jederzeit  ersehen  werden  können;  wie  ähn- 
lichen Ordnungsvorschriften  auch  andere  Gewerbetreibende,  z.  B. 
<la8  Pfandleihgewerbe,   unterworfen  sind.    Auch  sollte  die  gesetz- 


V)  Vgl.   zu  den  nachfolgenden  Ausführungen  die  sehr  beachtenswerthen  Vor- 
ichlige  in  der  citirten  Schrift  von  Staatsanwalt  H.  Eger. 
Biicb«Bbergar,  A.,  kgnr^Utik.  IL  15 
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liehe  Möglichkeit  gegeben  sein,  bestimmten  Personen,  gegen  deren 
Zuverlässigkeit  begründete  Bedenken  bestehen,  insbesondere  also 
solchen,  die  wegen  Erpressung,  Hehlerei,  Betrugs,  ürkundenfölschung, 
Wuchers,  bei  Viehhändlern  auch  wegen  Verletzung  seuchenpolizei- 
licher Vorschriften,  bestraft  worden  sind,  die  Ausübung  der  vor- 
erwähnten Geschäfte  auf  Zeit  zu  untersagen.  Unter  allen  Um- 
ständen sollten  die  gewerbsmässigen  Vieh-  imd  Güterhändler,  sowie 
diejenigen,  die  gewerbsmässig  Geld-  oder  Creditgeschäfi»  betreiben, 
verpflichtet  werden,  halbjährlich  oder  jährlich  schriftliche  Abrech- 
nung zu  ertheilen,  und  es  sollte  an  die  Unterlassung  dieser  Ver- 
pflichtung, abgesehen  von  der  Verwirkung  von  Ordnungsstrafen, 
der  ßechtsnachtheil  geknüpft  werden,  dass  ein  Anspruch  auf  Zinsen 
aus  Rechtsgeschäften  für  die  Zeit,  für  welche  der  Händler  etc.  mit 
der  Ertheilung  der  Abrechnung  im  Bückstand  ist,  nicht  besteht 

b)  Für  den  Handel  mit  Vieh,  der  in  ganz  besonderem 
Maasse  eine  Handhabe  zu  wucherischer  Ausbeutung  bietet,  hat 
sich  die  ehedem  bestandene  Vorschrift,  dass  jedes  Bechtsgeschäft 
über  Vieh  vor  dem  Gemeindevorstand  protokollirt  werden  muss, 
erfahrungsgemäss  als  sehr  wohlthätig  erwiesen,  und  wenn  auch  bei 
der  ausserordentlichen  Entwicklung  des  Viehverkehrs  diese  Forma- 
lität allgemein  sich  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  lässt,  so  würde 
doch  mindestens  in  Ansehung  des  Hausirhandels  mit  Vieh  (ausser- 
halb der  öflfentlichen  Märkte)  die  Herbeiführung  einer  gewissen 
Publicität  der  betreffenden  Geschäftsabschlüsse  höchst  werthvoll 
sein  und  eine  sichere  Grundlage  für  die  Entscheidung  nachmals 
hervortretender  Streitigkeiten  bilden  und  auch  geeignet  scheinen, 
manchen,  schon  beim  Geschäfksabschluss  beabsichtigten  Uebervor- 
theilungen  einen  Riegel  vorzuschieben.  Den  Auswüchsen  femer  der 
Viehpacht  (Viehverstellung,  Viehleihen,  Cheptel)  könnte  wenig- 
stens einigermaassen  dadurch  begegnet  werden,  dass  dem  Ver- 
steller des  Viehs  die  Verpflichtung  zur  amtlichen  Abschätzung  des 
Stellviehs  auferlegt,  Verstellung  von  Vieh  in  einem  Lebensalter, 
in  dem  es  eine  Nutzung  noch  nicht  abwerfen  kann,  verboten  wird 
(wie  dies  das  für  Elsass-Lothringen  erlassene  Gesetz  vom  18.  Juli 
1890  vorschreibt):  noch  mrksamer  würde  eine  civilrechtliehe  Er- 
gänzung der  geltenden  Vorschriften  über  die  Viehpacht  in  dem 
Sinne  sein,  dass  dem  Verpächter  (Einsteller)  gegenüber  das  Recht 
das  eingestellte  Thier  zurücknehmen  zu  dürfen,  nur  für  bestimmte 
FäUe  der  Vertragsverletzung  eingeräumt  und  dass  andere  Vortheile 
als  eine  im  Voraus  für  die  ganze  Dauer  der  Pachtzeit  festzusetzende 
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(Teldentschädigimg  (statt  der  üblichen  Theilung  des  Nutzens  in 
natura)  nicht  ausbedungen  werden  dürfen. 

c)  Da  der  gewerbsmässige  Handel  in  Grundstücken  wegen 
der  Eintragungspflicht  zum  Grundbuch  der  nöthigen  Publicität  nicht 
entbehrt,  da  ferner  eine  an  diesen  Güterhandel  sich  knüpfende 
wucherliche  Ausbeutung  im  Bahmen  der  allgemeinen  wuchergesetz- 
liehen  Vorschriften  strafrechtlich  fassbar  ist,  da  femer  nicht  jede 
Art  von  Güterhandel  als  volkswirthschaftlich  nachtheilig  anzusehen 
ist,  so  dürften  polizeiliche  Beschränkungen  dieses  Handels  einer- 
seits nicht  geboten  sein,  anderseits  unter  Umständen  mehr  Schaden 
als  Nutzen  stiften.  Ein  Wuchergesetz,  das  nicht  auf  den  Darlehens- 
verkehr  sich  beschränkt,  wird  auch  den  Auswüchsen  des  Güterhandels 
erfolgreich  zu  steuern  vermögen.  Wohl  aber  sind  polizeiliche  Be- 
stinunungen  angezeigt,  die  gewisse  Veranstaltimgen  (wie  das  Verab- 
folgen von  Speisen  und  Getränken  vor  und  bei  öffentlichen  Ver- 
steigenmgen)  verbieten,  die  darauf  berechnet  sind,  die  Steigerer  durch 
künstliche  Erregung  von  Leidenschaft,  durch  Versetzung  in  einen 
Zustand  von  Sinnesverwirrung  zu  unvernünftigen  Preisangeboten  an- 
zureizen; die  überhaupt  die  Vornahme  von  solchen  Versteigerungen  in 
Wirthshäusem  untersagen;  die  vorschreiben,  dass  die  Versteigerung 
nur  in  Anwesenheit  einer  obrigkeitlichen  Person  vor  sich  gehen  darf, 
und  dass  die  Bedingungen  der  Versteigerung  rechtzeitig  bekannt 
gegeben  werden  müssen;  endlich  dass  Käufe,  die  imter  Nicht- 
achtung dieser  letzteren  Vorschriften  abgeschlossen  werden,  gegen- 
über dem  Verkäufer  und  seinen  Bechtsnachfolgem  insolange  an- 
fechtbar sind,  als  das  Eigenthum  an  dem  Grundstück  noch  nicht 
übertragen,  d.  i.  in  dem  Grundbuch  vermerkt  ist.  Ob  die  Ein- 
fUimng  eines  Beuerechts,  wie  es  in  Württemberg  sich  erhalten 
hat,  hingesehen  auf  die  auch  dem  legitimen  Verkehr  imter  Um- 
ständen auferlegten  Schranken,  mehr  schädlich  oder  nützlich  sei, 
mag  dahingestellt  bleiben;  empfehlenswerth  aber  als  Mittel  der 
Verhütung  speculativen  Güteraufkaufs  durch  gewerbsmässige  Güter- 
händler bleibt  jedenfalls  die  in  demselben  Staat  bestehende  gesetz- 
liche Vorschrift,  dass  die  Zerschlagung  eines  landwirthschafUichen 
Anwesens  vor  einer  bestimmten,  nicht  zu  kurz  bemessenen  Zeit, 
nicht  erfolgen  darf,  wobei  in  allen  diesen  Beziehungen  auf  die 
AusfQhrungen  in  Bd.  I ,  §  88  zu  verweisen  ist. 


15* 
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§  135.  Die  Verhütung  des  Wuchers  durch  Maassnahmen 

der  Agrarpflege. 

Uebereinstimmend  tritt  in  der  Erörterung  über  den  Wucher 
in  den  Landgemeinden  Eines  bezeichnend  in  den  Vordergnmd, 
dass,  so  wichtig  auch  die  strafrechtliche  und  polizeiliche  Bekämpfung 
des  Wuchers  im  Sinne  der  vorstehenden  Betrachtungen  sein  mag. 
doch  mit  solchen  gesetzlichen  Mitteln  der  Repression  und  Prävention 
allein  jene  Krankheit  am  Körper  des  Volkes  nicht  geheilt  zu 
werden  vermag.  Auch  lässt  die  Statistik  der  Rechtspflege  unzwei- 
deutig erkennen,  dass  doch  nur  die  gravirendsten  Fälle  von  Be- 
wucherung  der  strafgerichtlichen  Verfolgimg  verfallen  und  dass, 
wie  eifrig  auch  die  Staatsanwaltschaften  in  der  Verfolgung  von  zu 
ihrer  Kenntniss  gelangten  Wucherfällen  sein  mögen,  doch  sehr 
häufig  Mangels  entsprechender  Beweise  das  Verfahren  nicht  zum 
Ziele  führt,  von  jenen  zahlreichen  Fällen  zu  schweigen,  die  über- 
haupt der  Kenntniss  der  Gerichtsbehörden  sich  entziehen.  Dess- 
halb  müssten  Hand  in  Hand  mit  der  strafgesetzlichen  und  polizei- 
lichen Bekämpfung  des  Wuchers  solche  Veranstaltungen  gehen, 
die  den  Wucher  allmählich  unmöglich  machen,  indem  sie  die 
Quellen  verstopfen,  aus  denen  er  seine  Nahrung  zu  schöpfen  pflegt. 
Und  zwar  wird  in  dieser  Beziehung  namentlich  auf  Folgendes  ab- 
zuheben sein: 

1.  Creditnoth  und  Wucher  stehen  in  so  engem  ersicht- 
lichen Zusammenhange,  dass  Alles,  was  auf  bessere  Organisation 
des  landwirthschaftlichen  Credits  abzielt,  mittelbar  auch  eine  wirk- 
same Waffe  gegenüber  der  wucherlichen  Ausbeutung  bedeutet.  Und 
weil  überall,  wo  die  Creditanstalten  den  Creditbedürftigen  nicht 
räumlich  nahe  gerückt  sind,  in  Fällen  dringenden  und  augenblick- 
lichen Geldbedarfs  die  Hilfe  des  dienstgefälligen  privaten  Geld- 
verleihers mit  Vorliebe  von  Seiten  der  bäuerlichen  Bevölkerunc: 
aufgesucht  zu  werden  pflegt,  so  gewinnen  gerade  aus  dem  Gesichts- 
punkte der  Femhaltung  dieser  Art  von  Creditvermittelung  die  örtlich 
organisirten  Creditgenossenschaften  besondere  Bedeutung,  wie  denn 
zahlreiche  Wahrnehmungen  erkennen  lassen,  dass  schon  nach  kurzer 
Wirksamkeit  solcher  Genossenschaften  die  wucherlichen  Geschäfte 
abnehmen  und  geordneten  Creditbeziehungen  Platz  machen  (S.  202). 
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2.  Wenn  in  besonders  zahlreichen  Fällen  die  Bewuchening  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  auf  die  Inanspruchnahme  des  Zwischen- 
handels zur  Ergänzung  des  Viehbestandes  und  zur  Beschaffung 
sonstiger  Bedarfsartikel  des  Betriebs  zurückzuführen  ist,  weil  hier- 
durch mit  Handelsleuten  nicht  immer  lauteren  Charakters  Geschäfts- 
verbindungen angeknüpft  werden,  so  muss  jede  Veranstaltung,  die 
auf  eine  Einschränkung  des  Zwischenhandels  abhebt,  auch 
für  die  Verhütung  wucherlicher  Geschäfte  erspriessliche  Dienste 
leisten.  Daher  die  Einrichtung  von  Viehmärkten  behufs  Zurück- 
drängung des  durch  den  hausirenden  Händler  vermittelten  Ein- 
imd  Verkaufs  im  Gehöfte,  die  Ermöglichung  sofortiger  Baarzahlung 
durch  das  Bestehen  örtlicher  Creditgenossenschaften  oder  Viehleih- 
kassen, die  Bewirkung  des  Bezugs  von  Bedarfsgegenständen  (Säme- 
reien, Kraftfuttermittel  etc.)  imd  die  Anbahnung  des  genossenschaft- 
lichen Absatzes  der  landwirthschaftlichen  Erzeugnisse  ebenfalls  auf 
dem  genossenschaftlichen  Wege  der  landwirthschaftlichen  Consum- 
vereine  imd  ähnlicher  Genossenschaftsbildungen  mit  Eecht  auch 
unter  dem  Gesichtspunkte  der  Verhütung  des  Wuchers  den  Gegen- 
stand sorgsamster  Pflege  der  Landwirthschaftsbehörden  zu  bilden 
pflegen. 

3.  Auch  dies  ist  wohl  zu  beachten,  dass  Alles,  was  in  den 
gleichmässigen  Gang  der  Wirthschaft  störend  eingreift,  wegen 
der  daraus  sich  entwickelnden  Geldklemme,  für  viele  und  wiederum 
namentlich  für  die  kleineren  Leute  eine  Zwangslage  schafft,  in  der 
sie  nur  zu  leicht  dem  Wucher  verfallen.  Namentlich  den  mannig- 
fachen Unfällen  gegenüber,  die  die  Ernte  oder  den  Viehstapel 
bedrohen  (Brand-  und  Hagelschaden,  Viehsterben  etc.)  tritt  er- 
fahrungsgemäss  diese  Folge  überall  da  ein,  wo  gegen  solche  ün- 
ßlle  der  Inhaber  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  nicht  die  nöthige 
Deckung  in  entsprechenden  Versicherungsanstalten  zu  finden  vermag. 
Die  Bedeutung  einer  guten  und  sachgemässen  Ordnung  der  land- 
wirthschaftlichen Versicherung  in  ihren  verschiedenen  Ver- 
zweigungen (Kap.  VII),  kann  daher  auch  vom  Standpunkt  der  Inter- 
♦*säen  der  kleineren  Leute  auf  dem  Lande  nicht  hoch  genug  ver- 
anschlagt werden. 

4.  Endlich  aber  ist  auch  daran  nochmals  zu  erinnern,  wie  eine 
keineswegs  seltene  Ursache  des  häufigeren  Vorkommens  wucher- 
lieher  Geschäfte  theils  in  dem  Mangel  an  allgemeiner  und  fach- 
licher Bildung   und  geschäftlicher  Erfahnmg  liegt,    so   dass   der 
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kleine  Mann  die  Tragweite  der  von  ihm  eingegangenen  Geschäfte 
nicht  immer  klar  übersiebt,  theila  mit  gewissen  bäuerlichen  Un- 
tugenden zusammenhängt,  unter  deren  Einfluss  die  Dienste  dsB 
Geidhandelsmanns  denjenigen  von  Creditanstalten  vorgezogen 
werden.  Eine  Besserung  in  diesen  Beziehungen  und  eine  Ver- 
schüttung  der  diesen  Mängeln  entspringenden  Quellen  der  Be- 
wueherung  ist  augenscheinlich  nur  auf  dem  Wege  allmählicher 
Hebung  des  Durchschnittsgrads  der  Intelligenz  der  kleinbäuerlichen 
Bevölkerung  durch  eine  tüchtige  Schulbildung  zu  erhoffen,  wie  sie 
der  Unterricht  in  der  Volksschule,  der  an  den  Volkssehul unterrieht 
sich  ansehlieaseude  Fortbüdimgsunterricht  und  der  Unterricht  in 
landwirthschaftlichen  Fachschulen  vermittebi.  Und  gegenüber  einer 
Betrachtungsweise,  die  alle  und  jede  Abhilfe  auf  dem  Gebiete 
agrarischer  Noth-  und  UebelstUnde  von  dem  intervenirenden  Ein- 
treten einer  repressiv  und  präventiv  wirkenden  Gesetzgebung,  in 
letzter  Linie  von  einem  weitgehenden  Bevormundungssystem  erhofft, 
mag  daher  schon  au  dieser  Stelle  ausdrücklichst  betont  sein,  dass 
wie  die  bäuerlieUe  Frage  der  Gegenwart  überhaupt,  so  auch  die 
Wucherfrage  im  Besonderen  wesentlich  auch  eine  Erziehungs- 
frage bedeutet  und  dass  es  daher  nicht  in  letzter  Linie  auch  die 
Verbreitimg  besserer,  tüchtigerer  fachlicher  Keimtnisse,  richtigerer 
Einsicht  in  die  Haushalts-  und  Wirtbschaltsführung,  mit  anderen 
Worten,  die  Hebung  des  geistigen  Niveaus  der  bäuerlichen 
Bevölkening  ist,  worauf  bei  dem  Hinwirkon  auf  die  Lösung  der 
Wucberfrage  ein  entscheidendes  Gewicht  ebenfalls  gelegt  werden 


Aumerkniig.  a)  Aehnlidie  Belrachtnngen 
für  Social|iolilik  vernäüntUuhlen  Berichte  und 
eina  seibat  im  Jahr  1888,  wobei  nntnentlich  auf  die  Ansföhrnngcu 
Dnahach,  Bnchenberger,  v.  Minskowski  sra  verweisen  ial  (S.  6ö  ff.  von 
Bd.  38  der  Schriften).  Sehr  wirksam,  nicht  bloss  nls  freiwillig«  Agenten  der  Staats- 
suwaltacbaßen,  soodeni  aueh  aU  ein  !Eur  Verhiitaug  wucherlicher  Geschäfte  dienender 
Appflmt  haben  sich  die  in  verschiedenen  Ländern  und  Provinzen  ins  Leben  ge- 
rufenen „Schntivereino  gegeil  wnt'herischc  Ausbeutung"  (im  der  Baar, 
in  Baden  etc.),  nicht  minder  die  von  einzelnen  laudwirthscbaftlichen  Vereinen  und 
von  Bog.  Bauern  vereinen  ^achaffenen  RechtaaUischQsae  erwiesen.  Teranstal- 
tungen,  die  sich  die  Aufgabe  gealellt  haben,  das  Beweiamaterial  filr  die  erfolgreiche 
Burchtlihrang  von  Wncherprocessen  »u  erhohen,  die  Bewucherten  dnrch  unenigelt- 
Üohe  Rathsertheilung,  durch  Uebernahme  der  Proi^esskosten  nt  unt^mtQtzen  nnd  die 
Bekanntgnbe  der  zur  Strafe  geiogenen  Wacherer  und  ihrer  wncherischen  Fraküken 
sich  angelegen  sein  EU  lassen.  Wie  die  Jahresberichte  dieser  Vereine  etc.  ergeben, 
genügt  oll  schon  die  Hittheilung.  dasa  der  Hechtsausachuss  oder  dass  der  Ant^- 
WDcherverein  sich  eines  Geschädiglen  nnzunehmcn  gedenke,  um  den  hetreffendm 
OetdiÜftsiaann  in  die  Schranken  des  Rechts  zurilckiaweisen  und  ihn  nun  freiwilliges 
Vwaicht  auf  ungeböhrliche  Forderungen  zn  bestimmen;  und  ofl  auch  ist  ea  nur 
d«B  Danwiachcn treten  solcher  Yermne  zn  verdanken,   dass  wucherliche  Fälle  über- 
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haupt  zur  gerichtlichen  Cognition  kamen  und  dass  Fälle  von  Uebervortheilungen 
im  Vieh-  nnd  im  Prodnctenhandel  rechtshängig  gemacht  und  ein  obsiegendes  Urtheil 
für  den  Geschädig^n  erwirkt  wurde,  während  ohne  diese  Intervention  letzterer  wohl 
kaom  die  zweifelhaften  Chancen  eines  Rechtsstreites  auf  sich  genommen  haben  würde. 
IHe  thunlichste  Ausbreitung  solcher  Vereine  ist  daher  sehr  zu  viünschen  und  bietet 
»ich  für  die  freiwillige  Thätigkeit  in  denselben  für  gemeinnützig  gesinnte  Männer 
ein  lohnendes  nnd  dankbares  Arbeitsfeld. 

b)  Eine  amtliche  Belehrung:  .Wie  kann  man  sich  vor  Uebervortheilung 
nad  Betrügerei  im  Viehhandel  schützen  ist  durch  das  Bad.  Ministerium  des  Innern 
herausgegeben  und  in  Nr.  26  des  Landw.  Wochenblattes  für  Baden  (Jahrgang  1892) 
veröffentlicht. 

c)  Dem  Unwesen  des  gewerbsmässigen  Güterhandels,  der  die  Objecte 
seiner  Thätigkeit  vornehmlich  den  der  Zwangsvollstreckung  ausgesetzten  land- 
irirthschaftlichen  Anwesen  entnimmt,  könnte,  soweit  letzteres  zutrifft,  auch  dadurch 
beg;egnet  werden,  dass  die  Gemeinde  oder  dass  der  Staat  als  Inhaber  von 
Domanialvermögen  solche  Anwesen  zu  erwerben  sich  bemühen,  um  sie  zu  g^igneter 
Zeit  wieder  in  Verkehr  zu  setzen.  Soweit  hier  auf  eine  staatliche  Intervention 
abgehoben  wird,  setzt  dies  allerdings,  wie  v.  Miaskowski  gelegentlich  hervor- 
gehoben hat,  den  ernsten  Willen  zu  einer  schöpferischen  Domänenpolitik  voraus, 
der  also  in  dem  Domänenbesitz  nicht  nur  Ertragsquellen,  sondern  zugleich  ein  Mittel 
zur  Schaffong  und  Erhaltung  gesunder  Grundbesitzverhältnisse  auf  dem  Lande  zu 
erblicken  hätte.  (Siehe  v.  Miaskowski  im  Preuss.  Landesökonomiecollegium, 
1883,  in  Thiers  Landw.  Jahrb.  XH.  Bd.  Ergänzungsbd.  I,  S.  634.  Aehnlich  Freiherr 
V.  Bodmann-Loretto  in  dem  Commissionsbericht  an  die  I.  Bad.  Kammer,  Beilage 
Nr.  543  der  Sitzung  vom  2.  April  1892,  S.  16,  wobei  Indess  die  bei  einem  solchen 
staatlichen  Vorgehen  zu  erwartenden  Schwierigkeiten  g^ten  Vollzugs  sehr  unter- 
schätzt zu  werden  scheinen.) 


Abschnitt  VII. 

Reformbestrebungen :   Besehrilnkungen  des  landwirthsehaft- 
liehen  Credit«  und  O^rundbesitzsiclierung  (HeimstBttereelit). 

§  136.    Schuldnoth  und  Grundcreditreform;  allgemeine 
Kennzeichnung  der  Reformbewegung. 

1.  Die  in  den  vorstehenden  Abschnitten  behandelten  Fragen 
und  die  angedeuteten  Lösungsmöglichkeiten:  insbesondere  die 
geaetzliche  Zulassung  der  Verschuldung  in  der  Form  der  Rente, 
die  erforderlichenfalls  dem  Grundbesitz  aufzuerlegende  Verpflichtung 
im  Tilgung  der  Grundschulden  in  bestimmter  Zeit,  die  Organisation 
des  Hypothekarcredits  auf  gemeinwirthschaftlicher  Grundlage,  die 
Beform  der  Zwangsvollstreckungsgesetzgebung  im  Sinne  der  Ver- 
hinderung frivoler  Betreibung  nachstehender  Gläubiger,  die  straf- 
rechtliche Bekämpfung  des  Wuchers,  die  polizeiliche  Beschränkung 
von  Gflterhändeln    und  anderes  mehr  bedeuten  nur  eine  Fort- 
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bildung  des  Credit-  und  Verschuldungsrechts  in 
socialwirthschaftlichem  Sinne,  mit  der  auch  Anhänger 
einer  auf  dem  Boden  der  unbehinderten  Freiheit  der  wirthschaft- 
lichen  Bewegung  stehenden  Auffassungsweise  sich  füglich  einver- 
standen erklären  können.  Derjenigen  Richtung  der  agrarpolitischen 
Literatur,  die  auf  eine  Reform  des  Credit-  und  Schuldrechts  im 
Rahmen  der  in  den  vorstehenden  Abschnitten  geschilderten  Vor- 
schläge sich  beschränken  zu  dürfen  glaubt,  liegt  die  Betrachtung 
zu  Grunde,  dass  in  entwickelteren  Verhältnissen  der  Grundbesitz 
des  Credits  nicht  bloss  zu  Zwecken  des  Betriebs  und  zur  produc- 
tiven  Investinmg  von  Meliorationskapitalien,  sondern  auch  zu 
Besitzcreditverpflichtungen  nicht  entrathen  könne;  dass  daher 
eine  den  wahren  Interessen  des  Grundbesitzes  dienende  Staats- 
politik die  Inanspruchnahme  des  Credits  auch  zu  letzteren  Zwecken 
nicht  hindern  dürfe,  sondern  ihre  Aufgabe  schon  dann  löse,  wenn 
sie  ihm  Veranstaltungen  darbiete,  diesen  Credit  in  einer  für  den 
Grundbesitz  thunlich  gefahrlosen  Weise  zu  benutzen;  und  wenn 
sie  in  Fällen  der  rechtlichen  Erzwingung  von  Besitzcreditverpflich- 
tungen (insbesondere  also  bei  Erbschaftsauseinandersetzungen)  den 
Gnmdbesitz  durch  positive  Normen  des  Erbrechts  gegen  unbillige 
Belastung  schütze. 

Von  dieser  Auffassung  sind  bis  weit  in  die  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts nicht  bloss  die  Vertreter  der  Wissenschaft,  nicht  bloss 
die  Staatsregierungen  und  die  parlamentarischen  Körperschaften, 
sondern  in  ihrer  überwiegenden  Mehrheit  auch  die  Vertreter  des 
Gnmdbesitzerstandes  selbst  beherrscht  gewesen;  auch  das  klassische 
Buch  von  Rodbertus  zielt  auf  eine  dem  Wesen  des  Grundbesitzes 
angepasste  Ordnung  des  Creditwesens  ab,  weist  aber  jede  directe 
Beschränkung  des  Credits  als  schädliche  und  überflüssige  Bevor- 
mundungsmaassregel  entschieden  ab.  Man  hat  dabei,  indem  man 
die  seit  Anfang  des  Jahrhunderts  thatsächlich  und  rechtlich  be- 
stehende Verschuldungsfreiheit  auch  nach  der  auf  weitere  Er- 
leichterung des  Credits  abzielenden  Reform  der  Hypothekengesetz- 
gebung aufrecht  erhielt,  nirgends  und  zu  keiner  Zeit  den  möglichen 
Missbrauch  der  Creditfreiheit  verkannt;  aber  hat  ebenso 
den  Satz  vertreten,  dass,  wie  Röscher  einmal  sagt,  Werkzeuge,  „die 
für  den  schlechten  Wirth  gar  nichts  Gefährliches  haben,  auch  dem 
guten  Wirth  nicht  viel  nützen  können;  und  dass,  wo  ein  gutes,  die 
Creditnahme  zu  nützlichen  und  gebotenen  Zwecken  ermöglichendes 
Hypotheken-  und  Creditwesen  nicht  besteht,  die  bürgerlichen  6e- 
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werbe  dem  Landbau  leicht  noch  rascher  über  den  Kopf  wachsen 
konnten"  ^). 

2.  Die  in  vielen  Staatswesen  wahrzunehmende  Zunahme  der 
Grundcreditverpflichtungen  und  der  wachsende  Druck  der  über- 
nommenen Schuldenlast  in  Folge  der  im  letzten  Drittel  dieses 
Jahrhunderts  sich  ungünstiger  gestaltenden  Allgemeinbedingungen 
des  landwirthschafüichen  Gewerbes  haben  im  Gegensatze  zu  der 
früheren,  auf  Beseitigung  der  „Creditnoth",  d.  h.  auf  thunlichste 
Zugänglichmachung  der  Creditquellen  für  den  Grundbesitz  sich 
richtenden  Strömung  einer  gegentheiligen  Bewegung  mehr  und 
mehr  die  Wege  geebnet,  die  in  ihren  ruhigeren  Vertretern  minde- 
stens einer  Beschränkung  der  Creditfreiheit  auf  dem 
Gebiete  des  Hypothekarcredits,  in  ihren  extremen  Vertretern  einer 
völligen  Beseitigung  des  Hypothekarcredits,  d.  h.  einer 
Schliessung  der  Hypothekenbücher  für  den  Credit  des  ländlichen 
Grundbesitzes  das  Wort  redet.  „Der  Immobiliarcredit",  sagte,  im 
Sinne  der  ersteren  Auffassungsweise,  der  bekannte  Nationalökonom 
Hansen-Göttingen  in  einem  bei  dem  Deutschen  Landwirthschafts- 
rath  eingereichten  Gutachten,  „muss  beschränkt,  der  Mobiliar- 
oredit  dagegen  gestärkt  werden."  Unter  dem  wachsenden  Einfluss 
der  bezeichneten  Strömung  ist  man  dann  wohl  geneigt,  den  gerade 
in  agrarischen  Kreisen  früher  mit  Vorliebe  gebrauchten  Satz  von 
der  „Befruchtung  des  Grund  und  Bodens  durch  das  Kapital"  für  eine 
..Phrase"  zu  erklären,  die  nur  für  einzelne  Epochen  des  Wirth- 
schaftslebens  zutreffe;  und  danach  die  Meinung  zu  vertreten,  dass 
die  europäische  Landwirthschaft  dermalen  bei  einem  Zustand  ange- 
langt sei,  wo  das  befruchtende  Kapital  den  Grundbesitz  zu  „ver- 
'ichlingen"  drohe ;  und  dass  desshalb  niu:  ein  neues,  den  Grundbesitz 
vor  dieser  Gefahr  behütendes,  nationales  Verwaltungsrecht  des  Grund 
und  Bodens,  das  den  Grundsatz  der  Verschuldungsfreiheit  negire, 
Wandel  zu  schaffen  vermöge  *).  Man  weist  auch  darauf  hin,  dass  in 
dem  Maasse,  als  die  Gnmdcreditverpflichtungen  wachsen,  die  Be- 
triebskapitalkraft der  landwirthschaftlichen  Unternehmen  zum  Nach- 
theile der  nationalen  Production  geschwächt  werde  und  dass  die  Mög- 
lichkeit einer  leichten  imd  ausgiebigen  Benutzung  des  Hypothekar- 
credits geradezu  eine  Verführung  zu  mangelnder  wirthschaftlicher 
Fürsorge  bilde;  dass  insbesondere  diese  Fürsorge  für  die  Zukunft, 


M  Röscher,  a.  a.  0.,  §  132. 

')  Vgl.  L.  V.  Stein,  Die    drei   Fragen    des    Grundbesitees,    1881,    S.  100  ff. > 
U7  ff.;  F.  H.,  Die  Verstaatlichung  des  Grundcredits,  1885. 
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wie  sie  in  der  umfangreichen  Benutzung  der  Versicherungsveran- 
staltungen für  die  verschiedenartigsten  Lebens-  und  Wirthschafts- 
gebiete  sich  bethätigen  könne,  in  wirthschaftlich  weniger  vor- 
schauenden Kreisen  verkümmern  müsse,  wenn  die  Leichtigkeit,  jeder- 
zeit H3rpothekarcredit  sich  zu  verschaffen,  eine  Zuflucht  in  augen- 
blicklicher Nothlage  offen  lasse  und  eben  dadurch  des  Zwangs 
enthebe,  rechtzeitig  und  wirksam  eine  Fürsorge  zu  treffen,  die 
wirklich  helfe  und  nicht  nur  die  Gegenwart  auf  Kosten  der  Zu- 
kunft erleichtere^).  Im  Verfolge  solcher  Betrachtungen  greift  man 
wohl  auch  gern  auf  ältere  Rechtsordnungen  zurück,  die  die  In- 
anspruchnahme des  Credits  zu  bestimmten  Zwecken  von  polizeilicher 
Genehmigung  oder  doch  von  der  Zustimmung  des  Gutsherrn  ab- 
hängig machten;  wie  denn  schon  J.  von  Moser  unter  dem  Ein- 
druck der  auch  zu  seiner  Zeit  wahrnehmbaren  Zunahme  der  Ver- 
schuldung dafür  eingetreten  war,  dass  nur  ein  für  jeden  Hof  fest- 
gesetzer Freistamm  mit  Schulden  belastet  werden  dürfe  oder  dass 
überhaupt  eine  Schuldbelastimg  nur  insoweit  zulässig  sei,  als  mit 
zweijährigen  Früchten  bezahlt  werden  könne;  und  dass  die 
Zwangsvollstreckung  sich  nicht  weiter  als  auf  den  üeberschuss 
der  Früchte  erstrecken  dürfe,  die  nach  Abzug  der  gemeinen  Auf- 
lagen und  der  guts-  und  zinsherrlichen  Gefälle  übrig  bleiben*). 
Oder  man  knüpft  auch  an  beschränkende  Bechtsordnungen  ost- 
oder  aussereuropäischer  Völker  an,  deren  Kenntniss  die  ver- 
gleichende Wirthschaftsgeschichte  vermittelt  hat,  und  glaubt  es  für 
beschämend  erachten  zu  müssen,  dass  hochstehende  Culturvölker 
in  dem  Verwaltungsrecht  des  Gnmd  und  Bodens  hinter  solchen 
Rechtsbildungen  von  Völkern  mit  unentwickelteren  Culturverhält- 
nissen  zurückstehen*). 

Allen  diesen  Betrachtungen  liegt  die  Erwägung  zu  Grunde, 
dass  die  Behauptung  des  Grundbesitzes  bei  einer  nennenswertheti 
Grundcreditverschuldung  sich  unmöglich  erweise;  dass  desshalb, 
wenn  nicht  eine  gewisse  Hypothekarcreditsperre  staatlicheraeits 
verhängt  werde,  die  Gefahr  der  Ueberleitung  des  Grundbesitzes, 
sei  es  in  die  Hände  städtischer  Kapitalisten,  sei  es  in  die  Hände 
kapitalkräftiger  Latifundienbesitzer,   ernstlich  bevorstehe  und  dass 

*)  Thiel  in  den  Verhandlungen  des  Vereins  für  Socialpolitik  über  innere 
Colonisation,  Bd.  33,  S.  119;  ähnUche  Betrachtungen  wiederholt  auch  bei  Schaf fle, 
in  dessen  bicorporation  des  Hvpothekarcredits. 

*)  J.  Moser,  Aufsätze  III,  S.  62;  V,  S.  27. 

°)  Vgl.  R.  Meyer,  Heimstätten-  und  andere  Wirthschaftsgesetze,  1883,  insbes. 
S.  171  If.,  491  ff. 
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mit  der  Verwirklichung  dieser  Gefahr  die  mitteleuropäischen  Staaten 
ähnlich  beklagenswerthen  Zuständen  einer  Grundeigenthumsver- 
theüung  zutrieben,  wie  sie  in  England,  Schottland  und  Irland, 
sowie  in  Italien  beobachtet  werden;  wobei  die  allmähliche  Ver- 
nichtung des  Bauernstandes  die  Staaten  selber  mit  wirthschaft- 
lichem  und  culturellem  Niedergang  bedrohe,  wie  ja  solche  Er- 
scheinungen für  rückwärts  liegende  Zeiten  in  der  That  geschicht- 
lich nachgewiesen  werden  können  ^). 

3.  In  ihrer  extremsten  Richtung  haben  sich  die  mit  der 
Credit-  imd  Schuldfrage  befassenden  Keformvorschläge,  wie  bereits 
angedeutet,  zu  der  Forderung  verdichtet,  dass  analog  der  im  An- 
fang dieses  Jahrhunderts  planmässig  in's  Werk  gesetzten  Ablösung 
der  grundherrlichen  Lasten  mmmehr  der  Staat  nicht  minder  syste- 
matisch die  Befreiung  des  Grundbesitzerstandes  aus  dem  Bann  der 
..modernen  Zinsknechtschaft"  vorzukehren  habe;  in  diesem  Sinn 
wd  dann  für  eine  im  Zwangsweg  durchzuführende  Ab- 
lösung aller  Hypothekarschulden  (der  „plutokratischen  Grund- 
lasten" der  Neuzeit),  gleichviel  welchem  Darlehensgrund  sie  ent- 
springen, aber,  damit  nicht  in  absehbarer  Zeit  das  Ablösungswerk 
wiederholt  werden  müsse,  ganz  folgerichtig  auch  dafür  eingetreten, 
dass  künftighin  der  Grundbesitz  durch  Kauf  und  Erbgang  über- 
haupt nicht  mehr,  sondern  nur  für  wirthschaftliche  Zwecke  (für 
Zwecke  des  Credit  agricole)  belastet  werden  dürfe;  wobei  zur  Er- 
möglichung des  Ueberganges  in  die  neuen  Verhältnisse  die  Er- 
lassung eines  Generalmoratoriums  für  nöthig  erachtet  wird  ^).   Oder 


')  Siehe  6.  Hansen,  Die  drei  BevöULernngsstufen ,  1889 ,  insbesondere  die 
Darstellnng  der  Ursachen  des  YerfaUs  einer  Anzahl  Staatswesen  im  späteren  Mittel- 
alter, S.  ^5  ff.,  sowie  die  Betrachtungen  über  die  Erhaltung  des  Bauernstandes, 
■S.  329  ff. 

*)  VgL  hierzu  die  Schriften  und  Aufsätze  von  Freiherr  v.  Vogelsang,  Die 
^ndbelastung  und  Grundentlastung  1879;  Die  Noth wendigkeit  einer  neuen  Grund- 
eotlastong  1880;  Die  socialpolitische  Bedeutung  der  hypothekarischen  Grundentlastuug, 
1881.  Aehnlich  K.  Preser,  Die  Erhaltung  des  Bauernstandes  und  die  Grundeigen- 
thomsfrage,  1884,  der  jede  Grundbelastung  ausser  für  Zwecke  der  Melioration 
gnmdsätzlich  ausgeschlossen  wissen  will,  und  zur  Durchführung  der  Schuldentlastuug 
Umwandlung  der  Grundschulden  in  Rentenschulden  mit  Zwangsamortisation  fordert. 
^  Baden  ist  der  Freiherr  v.  Hornstein  in  einer  Anfangs  der  achtziger  Jahre 
veröffentlichten  Broschüre:  „Die  Ursachen  der  gegenwärtigen  Lage  der  Landwirth- 
Mhaft  und  über  die  Mittel  zur  Verbesserung  derselben'*,  1883,  ebenfaUs  für  eine 
sUatUche  Ablösung  der  Hypothekenschulden  und  Schliessung  aller  Pfandbücher 
iS.  16  ff.  der  Schrift)  eingetreten ,  dürfte  aber  heute  kaum  mehr  geneigt  sein,  jenes 
^ormprogramm  aufrecht  zu  erhalten;  vgl.  dessen  atif  die  Errichtung  einer  staat- 
Uchen  Landes creditkasse  abzielenden  Anträge  in  der  I.  Kammer  der  Bad. 
Undstände  (Sitzung  vom  6.  Februar  1892),  wo  er  sagt:  „Ich  bin  jetzt  zur  Ueber- 
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man  fordert  auch  wohl,  um  die  allmähliche  Grundentlastung  ohne 
allzugrosse  Erschütterungen  der  bestehenden  Verhältnisse  zu  er- 
möglichen, dass  der  Staat  zinslose  Bodenscheine  an  die  verschul- 
deten Grundbesitzer  ausgebe,  mit  denen  die  Hypothekenschulden 
rechtswirksam  getilgt  zu  werden  vermögen  in  der  Art,  dass  diese 
Bodenscheine  bei  allen  Staatskassen  wie  Baargeld  angenommen 
werden  müssen,  so  dass  in  dem  Maasse,  als  das  geschieht,  der 
Staat  in  die  Stelle  der  Hypothekargläubiger  eintrete,  um  dann 
seinerseits  die  Zwangstilgung  der  Schulden  herbeizuführen'). 

4.  Eine  vermittelnde,  d.h.  zwischen  der  Aufrechterhaltung 
der  Creditfreiheit  und  der  völligen  Unterbindung  des  H3rpothekar- 
credits  stehende  Kichtung  erhoflFt  eine  Gesundung  der  Verhältnisse 
vorwiegend  von  einer  corporativen  Zusammenfassung  des 
Grundbesitzerstandes  der  Art,  dass  die  Creditbedürfnisse  nur 
innerhalb  der  diu-ch  die  Corporation  der  Grundbesitzer  repräsen- 
tirten  Creditorganisationen  und  nur  in  dem  von  den  Corporations- 
organen  für  nöthig  oder  zulässig  erachteten  Umfang  befriedigt 
werden  können,  wobei  indess  ebenfalls  an  die  Aufrichtung  be- 
stimmter Schranken  der  Creditgewährung  gedacht  wird,  insbesondere 
so,  dass  eine  Belastung  des  Grundbesitzes  mit  Eaufschillingsresten 
oder  Erbabfindungsgeldem  entweder  nicht,  oder  doch  nur  ausnahms- 
weise Platz  greifen,  aber  auch  eine  Zwangsvollstreckung  in  den 
Grundbesitz  nur  seitens  der  Genossenschaft  und  zu  deren  Gunsten 
stattfinden  soll;  in  welcher  Hinsicht  insbesondere  an  die  imten 
(§  139)  näher  zu  erörternden  Reformvorschläge  von  Schäffle  und 
L.  V.  Stein  zu  erinnern  ist.  Eine  sehr  abgeblasste  Färbung  haben 
die  auf  eine  Hypothekarcreditbeschränkung  und  in  Verbindung 
damit  auf  eine  Abschwächung  des  Zwangsvollstreckungsrechts  ab- 
zielenden Vorschläge  in  jener  neuerlichen  Bewegung  angenommen, 
die  unter  dem  Namen  der  „Heim Stättenbewegung"  nur  auf 
eine  facultative,  d.  h.  nur  auf  Antrag  des  Grundbesitzers  in  die 
rechtliche  Wirksamkeit  tretend«  Neuordnung  des  Credit-  und 
Schuldrechts  abhebt  (§  138). 

zeugung  gekommeD,  dass  diese  Schuldentlastung  möglich  ist,  ohne  irgend  welche 
andere  Beihilfe  (als  sie  in  der  Schaffung  eines  staatUchen  Leihinstituto  besteht). 
ledigUch  auf  dem  Weg  der  (freiwilligen)  Amortisation." 

^)  Vgl.  Katzinger,  Die  Yolkswirthschaft  in  ihren  sittUchen  Grundlagen,  1881. 
und  Derselbe:  Die  Erhaltung  des  Bauernstandes  etc.,  1883,  in  welch^  letzterer 
Schrift  ausser  einer  künftigen  Beschränkung  des  Hypothekarcreditfi  auf  die  H&lfte 
des  G^utswerths  im  System  landwirthschaftlicher  Creditorganisation  auch  für  eine 
Reihe  seitwärts  der  Creditfrage  liegender  positiver  Maassregeln  (Zollschutz,  bessere 
Regelung  des  Armenwesens  etc.)  eingetreten  wird. 
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5.  In  besonders  unverständlicher  Weise  ist  die  durch  Ueber- 
sehuldung   länderweise    zu  Tage    tretende  Nothlage    des  Grund- 
besitzes von  der  Liga  der  „Landreformer'*  zu  verwerthen  ver- 
sucht worden,  indem  man  unter  der  Annahme  einer  allgemeinen 
Ueberschuldung    und    der  weiteren  Annahme    der  Unmöglichkeit 
einer  Lösung  des  Grundbesitzerstandes    aus    der  Umklammerung 
der  geldkapitalistischen  Mächte  innerhalb  der  herrschenden  Wirth- 
sehaftsordnung  als  einziges  Bettungsmittel  die  auch  gegen  sonstige 
Xöthen  als  allgemeine  Panacee  gepriesene  Ueberleitung  alles 
Grundbesitzes  in  den  Besitz  des  Staats  und  die  Umwand- 
lung der  verschuldeten  Grundeigner  in  staatliche  Zeitpächter 
anpreisen  zu  dürfen  glaubte.     (Siehe  Band  I,  §  41  ff.)    Der  auf- 
fällige Mangel  an  Logik,    der  nach  den  früheren  Ausführungen 
der  Landreformbewegung  anhaftet,   tritt  auch  gerade  hinsichtlich 
der  Verwerthung  der  Schuldfrage  des  bäuerlichen  Grundbesitzes 
zu  Tage;   denn  die  Gedankenrichtung,  von   der  die  Landreform- 
bewegung getragen  ist:   es  sei  die  „anstössige"  und  „unsittliche" 
Aneignung  der  Grundrente  durch  die  Monopolisten  des  Grund  und 
Bodens   im  Weg   der  Ueberleitung   der  Grundi-ente  in   den  Ge- 
meinschaftsbesitz   zu  beseitigen  —  müsste  füglich  in   einer  sehr 
böhen  Verschuldung    das  verwirklichte  Ideal    ihrer  Bestrebungen 
erblicken,  insofern  durch  die  mit  der  Verschuldung  Hand  in  Hand 
gehende  Nöthigung  der  Grundbesitzer,   erhebliche  Bruchtheile  der 
Grundrente  an   die  anderen  Elemente    der  Volksgemeinschaft   in 
Form  von  Zinsen  abzugeben,  auf  denkbar  einfache  und  friedliche 
Weise    das  verpönte   Grundrentenmonopol    der  Bodeneigenthümer 
gebrochen    gelten    kann.     Je    zahlreicher  also  beispielsweise  die 
Creditinstitute  für  die  grundbesitzende  Bevölkerung  sind  und  in  je 
zahheichere    Kanäle    das    Grundrenteneinkommen    in    Form    von 
Hypothekenzinsen  sich  ergiesst,  je  mehr  insbesondere  mit  der  fort- 
schreitenden Mobilisirung  des  Grund  und  Bodens  als  Folge   der 
Einführung  des  Pfandbriefsystems  auch  kleine  und  kleinste  Kapi- 
talisten Gläubiger  des  Grundbesitzes  werden  können,  je  höher  mit 
der  folgerichtigen  Anwendung  römisch-rechtlicher  Verkehrswerth- 
grundsätze  auf  die  Erbschaftsauseinandersetzungen  die  den  neuen 
Gutsübemehmem  zur  Last   bleibenden  Erbabfindungsgelder   sich 
stellen,  um  so  grössere  Befriedigimg  muss  diese  Entwickelung  den 
Landreformem  gewähren,  da  in  dem  Maasse,  als  die  Verschuldung 
fortschreitet,    deren  Forderung:    „die  nationale   Grundrente   allen 
Angehörigen  der  Nation",  der  endlichen  Erfüllung  näher  rückt.   Es 
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Anforderungen  einer  gesunden  Staatspolitik  viel  mehr,  in  Anlehnung 
an  das  geschichtlich  Gewordene  schrittweise  und  allmählich  den 
Heilungsprocess  einzuleiten,  als  diesen  durch  gewaltthätigen  Ein- 
griff in  das  complicirte  Räderwerk  des  Organismus  herbeiführen 
zu  wollen. 

c)  Die  völlige  Unterbindung  des  Hypothekarcredits 
verkennt  die  Doppelnatur  des  Grundbesitzes:  einerseits  nationales 
Productionsmittel,  anderseits  Unterlage  einer  gewerblichen  Unter- 
nehmung zum  Zwecke  der  Erzielung  eines  Unternehmereinkonmiens 
zu  sein,  zu  dessen  Bezug  daher  mit  Verwirklichung  jener  Unter- 
bindung nur  noch  die  im  augenblicklichen  Besitz  befindlichen  und 
diejenigen,  welche  kapitalkräftig  genug  sind,  um  gegen  Baarzahlung 
Grund  und  Boden  zu  erwerben,  berechtigt  wären;  also  entweder 
starre  Bindung  des  Besitzes  in  der  historisch  überlieferten  Weise 
oder  aber  die  Monopolisirung  des  Besitzes  durch  die  jeweils  geld- 
kräftigsten, unter  Ausschluss  der  weniger  geldkräftigen,  wenn 
schon  durch  Abstammung  und  Herkunft  vorzugsweise  auf  die 
Erwerbsarbeit  am  Boden  angewiesenen  Elemente  der  Gesellschaft, 
beides  gleich  unerwünschte  Folgen^).  Wenn  es  richtig  ist,  dass, 
80  lange  Privateigenthum  an  den  Productionselementen  besteht,  es 
im  Allgemeinen  wirthschaftlich  vortheilhafter  ist,  ein  etwas  grösseres 
Gut,  wenn  schon  mit  Kaufschillingsresten  oder  Gleichstellungs- 
geldern belastet,  zu  übernehmen,  als  ein  kleineres  ohne  Schulden, 
weil  und  sofern  jenes  dem  Bewirthschafter  ein  höheres  Untemehmer- 
einkommen  gewährt,  so  würde  es  an  dem  volkswirthschafÜichen 
Berechtigungsgrunde  zur  Erzwingung  der  Baarzahlung  beim 
Besitzwechsel  am  Gmnd  und  Boden  überhaupt  fehlen;  und  der 
Umstand  allein,  dass  dem  Vortheil  eines  höheren  Untemehmer- 
einkommens  die  Uebemahme  eines  wirthschaftlichen  Bisicos  von 
entsprechender  Grösse  gegenübersteht  und  dass  möglicherweise  die 
an  den  unter  Creditinanspruchnahme  vollzogenen  Besitzerwerb  ge- 
knüpften Erwartungen  hinterher  durch  Eintritt  unvorhergesehener 
ungünstiger  Conjuncturen  ins  Gegentheil  umschlagen,  kann  jeden- 
falls einen  ausreichenden  Grund  für  eine,  in  ihrer  Tragweite  schwer 
zu  übersehende,  jedenfalls  aber  social-,  volks-  nnd  privatwirth- 
schaftlich  leicht  verhängnissvolle  Rechtseinrichtung  nicht  abgeben  -). 

')  Gegen  die  völlige  Ausschliessung  des  Hypothekarcredits  auch  Schaf fle. 
11.  a.  C).,  8.  57  ir.f  dessen  auf  Beseitigung  der  Besitzcredit Verpflichtungen  ab* 
/.iolendo  Vorschläge  übrigens  manche  liedenken  wachrufen.     Vgl.  unter  §  139. 

*)  Vgl.  über  die  Frage  der  privahvirthschaftlichen  relativen  Zweckmässig* 
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pflichtungen,  auch  für  die  ohne  zwingenden  Grund,  unüberlegt  und 
in  unwirthschafüicher  Weise  eingegangenen,  die  Staatsgemeinschaft 
als  solche,  gewissem) aassen  als  Bürge  und  Selbstschuldner,  eintrete. 
Der  Staat  erfüllt  seine  Aufgabe  dem  Grundbesitzer  gegenüber  schon 
dann,  wenn  er  ihn  durch  Darbietung  der  geregelten  Creditveran- 
staltungen  in  die  Möglichkeit  der  Abstossung  solcher  Creditver- 
bindlichkeiten  in  einer  schonenden  und  dem  Wesen  des  Grund- 
besitzes entsprechenden  Form  versetzt.  Der  oft  versuchte  Hinweis 
auf  den  Vorgang  der  feudalen  Ablösungsgesetzgebung  ver- 
kennt nicht  nur,  dass  es  sich  hier  um  die  Beseitigung  von  Ver- 
pflichtungen des  öffentlichen  Bechts  handelte,  sondern  auch,  dass 
selbst  diese  Ablösung  länderweise  nicht  im  Zwangswege,  sondern 
im  Wege  der  freiwilligen  Verständigung  der  Betheiligten  ledig- 
lich unter  Zuhilfenahme  der  staatlichen  Organisation  erfolgte 
(Bd.  I,  §  21)^). 

b)  Die  einzig  mögliche  Voraussetzung  einer  staatlichen  Zwangs- 
ablösung: das  Vorhandensein  einer  so  allgemeinen  Ueberschuldung, 
dass  der  Grundbesitzerstand  und  insbesondere  die  breite  Masse  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  ohne  die  geforderte  Intervention  des  Staats 
rettungslos  dem  Untergang  entgegengehen,  so  dass  auch  hier  das 
Wort:  Salus  publica  suprema  lex  esto  Anwendung  finde,  ist  nach 
den  früheren  Ausführungen  (§  109  ff.)  nicht  als  gegeben  zu  erachten, 
wie  schwer  auch  unter  dem  Einfluss  einer  dem  Wesen  des  Grund- 
besitzes mangelhaft  angepassten  Erbrechtsordnung  und  anderer  un- 
gunstiger Einwirkungen  des  allgemeinen  Wirthschaftsrechts  und  in 
Ermangelung  einer  ausreichenden,  zweckentsprechenden  Credit- 
Organisation  der  Druck  der  vorhandenen  Schuldenlast  gegenden- 
weise empfunden  werden  mag.  Es  ist  insbesondere  unerwiesen, 
dass  nicht  schon  eine  Um-  und  Fortbildung  des  Agrarrechts  und 
der  agrarpfleglichen  Einrichtungen  im  socialwirthschaftlichen  Sinne 
allein,  ohne  dass  zu  dem  äussersten  Mittel  der  Zwangsablösung 
mit  den  daran  sich  schliessenden  weiteren  Folgen  gegriffen  werden 
müsste,  eine  bessere  Sicherung  der  Grundbesitzer  in  ihrem  Grund- 
eigen zu  bewirken  vermöge.     Es  entspricht  aber  überhaupt  den 


')  Auch  Schäffle,  Die  Incorporation  etc.,  S.  65,  meint:  ,,Das  bekannte  Ver- 
langen der  Ablösung  der  ganzen  Gnmdschnld  durch  den  Staat,  ganz  oder  theilweise 
vif  Kosten  aller  Steuerträger,  ist  von  der  SchweUe  abzuweisen.  Eine  solche  Ab- 
lösuig  Messe  der  Agiotage  MiUiardenanlehen  zuführen  und  dem  unsoliden  Gläubiger 
Bfld  Schuldner  den  Steuerzahler  ausliefern,  Messe  die  Steuer-  und  Staatszins-Ausbeu- 
tong  (!)  der  prodnctiven  Klassen  durch  die  nicht  producirenden  BesitzscMchten  an 
Stelle  der  directen  Frivatzins-Ausbeutung  setzen.** 
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Paasche,  in  Conrad's  Jahrbücher,  N.  F.,  14.  Bd.,  S.  247ff.rK.  Peyrer,  Bitter 
V.  Heimstatt,  Denkschrift  betr.  die  Erbfolge  in  landw.  Güter  und  das  Erbgüter- 
recht  (Heimstatterecht)  nebst  Gesetzentwurf,  1884;  Pospischill,  Die  Heimstatte 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  in 
Oesterreich,  1884;  K.  Schneider,  Ueber  die  demnächstige  Gestaltung  des  Gnind- 
besitzrechts  in  Deutschland,  insbesondere  die  Verwirklichung  eines  Heimstätterecht«, 
Schmoller's  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.,  Bd.  XIV,  S.  461  ff.;  Derselbe,  Das  sog. 
Heimstätt«recht,  ebenda  Bd.  XVI,  S.  43  ff.;  desselben  Verfassers  Aufsatz  in 
den  „Deutschen  Zeit-  und  Streitfragen*",  83.  Heft  (Mai  1891);  endlich  ein  Au&au 
von  J.  G.  Weiss  über  diesen  Gegenstand  in  den  „Grenzboten",  1890,  Nr.  42.  — 
In  der  Schnei  der' sehen  Arbeit:  „Das  sog.  Heimstätterecht",  findet  sich  ein  äusserst 
umfangreicher,  auch  die  ausserdeutsche  Literatur  umfassender  Literaturnachweis, 
auf  den  liier  zu  verweisen  ist.  Aus  der  französischen  Literatur  ist  hervorzuheben: 
Cl.  Jannet,  Le  socialisme  d'^tat,  1889,  S.  429  ff.;  aus  der  italienischen:  J.  Sant- 
angelo  Spoto:  „L'homestead  exemption  law*"  in  rapporto  ai  bisogni  economin 
dltalia,  1891.  —  Nicht  ohne  Bedeutung  für  die  Beurtheilung  des  amerikanischen 
Heimstätterechts  und  seine  Uebertragbarkeit  auf  europäische  Verhältnisse  sind  die 
Erörterungen  und  Verhandlungen  der  parlamentarischen  Körperschaften;  siehe 
insbesondere  den  Bericht  der  Commission  der  U.  Kammer  der  Badischen  Landstände, 
Session  1883/84,  über  die  landw.  Erhebungen  von  1883,  erstattet  von  Freiherni 
V.  Neubronn,  S.  6  ff.;  femer  den  beim  Deutschen  Beichstag  1^0  em- 
gebrachten  Initiativantrag  der  Abgeordneten  Graf  v.  Dönhoff -Friedrichstein 
u.  Gen.,  Beichstagsdrucksache  Nr.  99,  Session  1890,  und  den  Commissionsbericht 
der  Beichstagscommission  über  die  Materie,  erstattet  von  Graf  v.  Matuschka, 
Drucksache  Nr.  711  der  I.  Session  1891/92;  noch  wichtiger  sind  die  Berathungen, 
die  in  den  landwirthschaftlichen  Interessenvertretungskörpern  sich 
abspielten,  wobei  auf  die  Verhandlungen  des  Deutschen  Landwirthschafts- 
raths  von  1883  (Archiv  von  1883,  S.  35  ff.,  Referenten:  Bockelmann  und 
Freiherr  v.  Erffa;  siehe  auch  Supplementheft  des  Archivs  von  1882  mit  der 
von  Generalsecretär  Dr.  Fr.  Müller  daselbst  gegebenen  Uebersicht  der  nord- 
amerikanischen Gesetze) ,  namentlich  aber  auf  die  Verhandlungen  von  1891 
(Archiv  von  1891,  S.  229  ff.)  und  1893  (Archiv  von  1893,  S.  145  ff.)  und  auf  die  dem 
Deutschen  Landwirthschaftsrath  unterbreiteten  gedruckten  Referate  des  Ver- 
fassers dieses  Handbuchs;  femer  auf  die  ebenfalls  im  Drack  erschienenen  Gut- 
achten der  Bayerischen  landwirthschaftl.  Kreiscomites  und  die  Ver- 
handlungen des  Bayr.  Generalcomites  (Zeitschrift  des  Landw.  Vereins  von 
Bayern,  1891,  Beilage  VI,  VH  u.  VIU  zum  November-December-Heft) ;  endlich  auf 
die  Verhandlungen  der  XXX.  Wanderversammlung  Bayerischer  Land- 
wirt he  in  Würzburg,  Mai  1882  (Referenten:  Freiherr  v.  Getto  und  Freiherr 
V.  Pfetten)  zu  verweisen  ist.  —  Der  Landwirthschaftsrath  hat  in  üeber- 
einstimmung  mit  seinen  Referenten,  Buchenb erger  und  Frdherr  v.  Erffa,  sich 
der  Erlassung  eines  Reichsheimstättegesetzes  gegenüber  ablehnend  ver- 
halten; vgl.  namentlich  die  Ausfühningen  von  v.  Below,  Sehn  eider -Nienburg, 
Freiherra  v.  Hammer stein-Loxten,  Freiherr  v.  HÖvel,  Freiherr  v.  Getto  im 
Archiv  von  1891,  S.  300  ff.  und  die  Verhandlungen  von  1893  mit  den  Ausführungen 
von  Buchenberger,  Schneider,  v.  Getto,  v.  d.  Goltz,  sowie  die  gefassten  Beschlüsse 
(Archiv  von  1893,  8.  22l);  die  das  Heimstätterecht  befürwortenden  Auslassungen 
von  Gierke  (a.  a.  0.,  1891,  S.  291)  erheben  sich  nicht  über  das  Niveau  schönklingender 
Phraseologie  \ind  lassen  eine  Würdigung  des  Rechts  nach  seiner  Wirkung  in  social- 
wirthschaftlicher,  aber  auch  etliischer  Hinsicht  auf  die  betheiligten  Bevölkerungs- 
schichten sehr  vermissen. 


1.  Wesen  und  Inhalt  der  nordamerikanischen 
Heimstättegesetzgebung.  Der  Inhalt  des  amerikanischen 
Heimstätterechts  ist  beeinflusst  einestheils  durch  die  Gesetz- 
gebung der  Union,  anderntheils  durch  jene  der  Einzelstaaten. 
Beiden  Gesetzgebungsacten  ist  gemeinsam  der  Zweck,  den  Besitzer 
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von  Grund  und  Boden  in  seinem  Besitz  tkunlich  zu  sichern;  in  der 
liesetzgebung  der  Union  tritt  aber  dieser  Zweck  zurück  hinter  der 
in  erster  Beihe  verfolgten  Absicht,  die  Besiedelung  der  unermess- 
lichen  Ländereien  des  Westens  kräftig  zu  fördern  und  dem  Land- 
:>peculantenthum  entgegenzuwirken.  Zur  Erreichung  jenes  Zweckes 
und  dieser  Absicht  verfQgt  das  Bundesheimstättegesetz  vom  20.  Mai 
1886  zweierlei,  erstens  nahezu  unentgeltliche  üeberlassung  einer 
gewissen  Fläche  noch  unbebauten  Landes  (höchstens  160  acres) 
an  den  Occupanten  und  zweitens  Exemtion  dieses  Besitzthums 
(Heimstätte)  gegenüber  solchen  Schuldverbindlichkeiten,  welche 
vor  Ausgabe  der  die  Einweisung  in  den  Besitz  aussprechenden 
Urkunde  eingegangen  sind,  während  für  spätere  Verbindlichkeiten 
die  Heimstätte  verhaftet  bleibt.  In  der  Einzelstaatsgesetzgebung 
dagegen  steht  die  Sicherung  des  einmal  erworbenen  Besitzes  im 
Vordergrund;  der  Besitzer  soll  geschützt  sein  gegen  die  Wechsel- 
falle des  Lebens  und  wirthschaftliche  Missgriffe  des  Besitzers  sollen 
ihn  und  seine  Familie  der  Scholle,  die  er  bebaut,  wenigstens  nicht 
gänzlich  berauben  (Heimstätte-  oder  Exemtionsrecht). 
Den  Ausgangspunkt  dieser  einzelstaatlichen  Exemtionsgesetze, 
welche  danach  einen  bestimmt  bezeichneten  Theil  der  unbeweg- 
lichen und  beweglichen  Habe  im  Grundsatz  für  unangreifbar  durch 
den  Gläubiger  erklären,  bildet  das  für  den  Staat  Texas  im  Jahre 
1836  (in  welchem  Jahre  Texas  noch  nicht  zur  Union  gehörte)  er- 
lassene, welchem  Vorgang  inzwischen  die  meisten  Unionsstaaten, 
aber  auch  Canada,  mit  allerdings  wesentlicher  Abschwächung  jenes 
Gmndgedankens ,  gefolgt  sind.  In  der  Einzelgestaltung  grosse 
Mannigfaltigkeit  aufweisend,'  namentlich  was  die  Grösse  der  Heim- 
stätte anlangt  (dieselbe  schwankt  zwischen  40  und  160  acres  Land 
und  —  wo  die  Heimstätte  nicht  nach  Flächengrösse,  sondern  nach 
dem  Werth  des  Landes  bemessen  ist,  zwischen  500  und  5000  Dollars, 
ffir  die  bewegliche  Habe  zwischen  200  und  1200  Dollars),  weist 
das  Heimstätterecht  der  Einzelstaaten  folgende  übereinstimmende 
Züge  auf: 

a)  Die  Unangreifbarkeit  der  Heimstätte  ist  keine  unbedingte; 
der  derselben  im  Grundsatz  gewährte  Schutz  bleibt  insbesondere 
meist  Tersagt:  1.  für  Schulden,  welche  auf  die  Zeit  vor  der  Er- 
werbung der  Heimstätte  entfallen;  2.  für  diejenigen  Schulden,  welche 
inm  Zwecke  der  Erwerbimg  der  Heimstätte  oder  zur  Verbesserung 
derselben  (Meliorationskosten),  oder  zum  Zwecke  der  Anschaffung 
von  für  die  Heimstätte  (zu  ihrer  Bewirthschaftung)  bezogenen  Ge- 

16* 
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räthen,  Materialien  etc.,  für  welche  den  Handwerkern  ein  gesetz- 
liches Pfandrecht  zusteht,  aufgenommen  wurden;  3.  für  solche, 
auch  nach  dem  Erwerb  der  Heimstätte  eingegangene  SchuW- 
verbindlichkeiten  jeder  Art,  für  die  mit  Zustimmung  der  beiden 
Ehegatten  die  Heimstätte  hypothekarisch  belastet  wurde; 
endlich  4.  für  rückständige  Steuern  und  für  gesetzliche  Ansprüche 
aus  Delicten. 

b)  Des  Vortheils  des  Heimstätterechts  ist  der  Besitzer  nur 
insolange  theilhaftig,  als  er  die  Heimstätte  thatsächlich  bewohnt 
(Grundsatz  des  Kückenbesitzes);  mehr  als  eine  Heimstätte  zu  be- 
sitzen ist  desshalb  nicht  gestattet. 

c)  Zu  einem  Verkauf  der  Heimstätte  im  Ganzen  oder  einzelner 
Theile  derselben  durch  den  Ehemann  ist  die  Zustimmung  der 
Ehefrau  erforderlich. 

d)  Nach  dem  Tode  des  einen  Ehegatten  geht  die  Heimstätte 
auf  den  überlebenden  Elterntheil  über,  und  wenn  beide  nicht  mehr 
vorhanden  sind,  bleibt  sie  zu  Gunsten  der  Kinder,  bis  zur  Gross- 
jährigkeit  des  jüngsten  derselben,  bestehen. 

Das  Heimstätterecht  in  der  vorher  angedeuteten  Gestaltuntr 
umfasst  meist  sowohl  ländlichen  als  städtischen  Besitz ;  die  Höchst- 
grenze für  den  letzteren  ist  aber  regelmässig  niedriger  als  für  den 
ländlichen  gezogen.  Während  femer  in  einigen  Staaten  das  Heiin- 
stätterecht  ohne  Weiteres  Platz  greift,  bedarf  es  in  anderen,  uiu 
des  Schutzes  desselben  theilhaftig  zu  werden,  einer  ausdrücklichen 
Erklärung  und  eines  Eintrags  derselben  in  ein  öffentliches  Register; 
dabei  ist  bemerkenswerth ,  dass  eine  rechtsgiltige  Erklärung  auch 
die  Ehefrau  für  sich  allein,  also  ohne  Zustimmung  des  Mannes, 
abgeben  kann.  Zu  beachten  bleibt  endlich,  dass  der  nicht  zum 
Heimstätterecht  angemeldete  Besitz  beliebiger  Schulden  wegen  zur 
Zwangsversteigerung  gebracht  werden  kann;  dass  gegebenenfalls 
selbst  der  Heimstättebesitz  zur  Veräusserung  gelangt  und  nur  der 
auf  letzteren  entfallende  Gelderlös  ausgeschieden  und  dem  Schuld- 
ner erstattet  wird. 

2.  Würdigung.  Die  vorstehende  Darstellung  des  recht- 
lichen Inhalts  des  gepriesenen  Heimstätterechts  der  Union  lässt 
unschwer  erkennen,*  dass  dasselbe  den  Besitzer  nicht  gegen  alle 
Wandelläufe  des  Schicksals  sicherstellt;  es  gewährt  eigentlich  nur 
Schutz  gegen  Schulden  des  Personalcredits  und  auch  gegen 
diese  nur,  wenn  und  solange  der  Gläubiger  nicht  auf  hypotheka- 
rische Sicherheit   dringt,  und  wenn  und  solange  der  Schuldner  in 
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der  Lage  ist,  einem  solchen  Andringen  erfolgreich  Widerstand  zu 
leisten;  die  bittere  Noth,  ein  durch  dieselbe  veranlasstes  neues 
Oreditbedürfniss  mag  doch  nicht  selten  diesen  Widerstand  zu 
brechen  vermögen,  und  auch  die  Ehefrau  wird  das  ihr  durch  Gesetz 
i^ewährte  Einspruchsrecht  nicht  immer  behaupten  wollen  oder 
können.  Dass  eine  Vollstreckung  aus  Delictsansprüchen,  aus  Ver- 
pflichtungen des  öffentlichen  Bechts  zulässig  ist,  erscheint  zwar 
als  eine  nicht  von  der  Hand  zuweisende  Nothwendigkeit,  der  kein 
Eechtsstaat  sich  entziehen  kann,  aber  nicht  ohne  Grund  hat  man 
darauf  verwiesen ,  dass  mit  Zulassung  dieser  Consequenz  der  letzte 
richwache  Schutz,  den  das  Heimstätterecht  der  Familie  gewähren 
will,  gerade  im  gefahrlichsten  Fall  preisgegeben  sei  ^).  So  hat  sich 
Jt^nn  auch  die  Angabe  früherer  Keisewerke,  dass  es  in  Nordamerika 
keine  Hypothekarverschuldung,  keine  Subhastation  gäbe,  als  ob  das 
Geldkapital  überhaupt  keinerlei  Macht  über  den  Grundbesitz  habe, 
«lass  mit  einem  Wort  der  Farmerstand  stolz,  frei,  unverschuldet 
und  unverschuldbar  sei,  alles  als  Folge  der  Exemtionsgesetz- 
irebung  —  zu  einem  guten  Theil  als  Träumerei  erwiesen.  Man 
weiss  jetzt  vielmehr,  dass  gerade  wegen  der  bestehenden  über- 
trieben hohen  Exemtionen  regelmässig  nur  gegen  besondere  Sicher- 
heit, welche  die  eventuell  zwangsweise  Beitreibung  der  Forderung 
ermöglicht,  Credit  gewährt  wird  und  gewährt  werden  kann;  dass 
also  nicht  die  Ausdehnung  des  Personalcredits ,  wie  behauptet, 
Nöndem  eine  weitgehende  Beschränkung  desselben  und  eine  be- 
xmders  ausgedehnte  Benutzung  des  Kealcredits  die  Folge  der 
Exemtionsgesetzgebung  gewesen  ist;  dass  in  einer  Keihe  Staaten 
'1er  Union  von  dem  Kecht  des  Eintrags  in  die  Heimstätte  eben 
wegen  seiner  Wirkungslosigkeit  verhältnissmässig  selten  Gebrauch 
gemacht  wird,  so  namentlich  in  Califomien,  Massachusetts,  Vermont, 
New -Hampshire  und  Maine*);  dass  die  Exemtionsfreiheit  gegen- 
über Schulden  des  Personalcredits  zu  einem  starken  Anziehen  des 
Zinsfusses  för  solche  Darlehen  (12  — 15%)  oder  dazu  geführt  hat, 
'lass  selbst  bei  Contrahirung  massiger  Verbindlichkeiten  für  Betriebs- 
nvecke  (Anschaffung  von  Maschinen,  Vieh  etc.)  hypothekarischer 
Eintrag  seitens  des  Gläubigers  begehrt  wird;  oder  dass  die  Händler 
für  etwaige  Verluste  als  Folge  der  geltenden  Exemtionen  durch  be- 
*^»nders  hohen  Preisaufschlag  für  die  creditirten  Waaren  sich  schadlos 

'j  Siehe  die  von  Schneider  (Das  sog.  Heimstätterecht)  S.  71  citirte  Aeusserung 
^^  Franzosen  Joliot. 

')  Schneider  (Das  sog.  Heimstätterecht),  S.  73. 
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ZU  halten  suchen.  Wie  selbst  amtliche  Berichte  zugeben,  hat  die 
Heimstättegesetzgebung  in  keiner  Weise  zu  einer  grösseren  Be- 
festigung des  Besitzes  der  Farmer  beigetragen;  und  wenn  die 
Pachtwirthschaften  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  Nordamerika  in 
so  auffälliger  Weise  sich  vermehrt  haben,  so  liegt  der  Grund,  wie 
zutreffend  betont  wird,  nicht  bloss  in  Fehlem  der  Besiedelungs- 
politik,  sondern  gerade  auch  in  der  Zunahme  der  Verschuldung 
und  der  SubhastationsfäUe,  die  das  Heimstätterecht  nicht  zu  hindern 
vermochte.  Die  Bedeutung  des  amerikanischen  Heimstätterechts 
ist  daher  auf  ein  ziemlich  bescheidenes  Maass  zurückzufahren  und 
wesentlich  darin  zu  erblicken,  dass  es  die  Ehefrau  des  Farmers 
einigermaassen  gegen  gewissenlose  Acte  des  Ehemanns  schützt 
dass  insbesondere  der  Familie,  vermöge  des  Erfordernisses  der  Zu- 
stimmung der  Ehefrau  zu  Veräusserungsacten,  gegen  Verschleude- 
rung der  Heimstätte  durch  leichtsinnige  Besitzer  einige  Sicherheit 
gegeben  ist^). 


*)  Sering,  a.  a.  0.,  S.  163ff.,  S.  234,  377,  432,  750ff.  Man  vergleiche  hierzu 
die  kiitiklosen  Auslassungen  bei  R.  Meyer,  S.  405,  und  die  edenda  (S.  458,  463, 
476 — 478  ff.)  citirten  überschwengUchen  Urtheile  einzelner  amerikanischer  Schrift- 
steller über  die  Wirkungen  der  Homestead-laws.  Ein  gewisser  Sp äff ord  sagt:  ^Da:» 
Princip,  auf  welchem  die  Heimstätte-Exemtions-Gresetze  beruhen,  wird  als  Dictat  einer 
erleuchteten  Staatspolitik  gerühmt.    Ihr  Zweck  ist,  jedem  Haushalter  den  Besitz  einer 

dauernden  Heimstätte  zu  sichern" „Der  Geist  der  meisten  dieser  Gesetze 

erstrebt  die  Bewahrung  der  Heimstätte  vor  Entäusserung  durch  ünvorsicht  oder 
Unglück  des  Familienhauptes,  und  es  wird  für  ein  Staatsinteresse,  für  eine  Sache 
der  Staatspolitik  gehalten,  einem  jeden  Staatsbürger  so  viel  Unabhängigkeit  zu  sichern, 
als  in  dem  Besitz  einer  Heimstätte  beruht."  J.  Tarbell  bemerkt:  „Es  giebt  un- 
streitig keinen  grösseren  Antrieb  zu  Tugend,  Erwerbsfleiss  und  Vaterlandsliebe  als 
eine  beständige  Heimstätte,  um  welche  sich  die  Neigungen  der  Familie  sammeln, 
und  zu  welcher  die  Mitglieder  freudig  zurückkehren,  soweit  sie  auch  immer  zer- 
streut sein  mögen."  Oberrichter  Hemphill:  „Der  Zweck  solcher  BIxemtion  ist,  dem 
Unterthanen  ein  Heim  als  ein  Asyl  zu  gewähren,  dessen  Ruhe  und  Heiterkeit 
nicht  gestört  werden  kann,  und  worin  jene  Gefühle  persönlicher  Unabhängigkeit 
genährt  und  gehegt  werden  können,  welche  im  Grunde  unserer  Institutionen  liegen 
und  zu  deren  Fortdauer  wesentlich  sind.  Als  eine  Maassregel  gesunder  Politik 
kann  sie  nicht  hoch  genug  empfohlen  werden."  —  „Das  Gesetz  ist  auf  die  Idee 
gegründet",  sagte  Richter  Sanderson,  „es  sei  für  das  Allgemeinwohl  gut,  dass 
jede  Familie  eine  Heimstätte  habe,  einen  sicheren  Wohnort,  eine  Burg,  worin  sie 
Schutz  vor  finanziellem  Unglück  und  Schirm  vor  der  Yerifolgung  von  Creditoren 
finden  kann,  die  Credit  gewährt  haben  mit  dem  vollen  Wissen,  dass  sie  die  Schwelle 
der  Heimstätte  nicht  übertreten  können."  —  „Diese  Idee",  bemerkt  der  ehemalige 
Staatssecretär  de  Long,  „ist  eine,  welche  auf  dem. alten  englischen  Grundsätze 
beruht,  dass  jedes  Mannes  Haus  seine  Burg  ist,  dass  es  sein  Heiligthum  und  Zu- 
fluchtsort ist  vor  allen  Sorgen  des  Lebens  und  vor  aUen  Verfolgungen,  welche  die 
Welt  gegen  ihn  bringen  kann."  —  Anderseits  fehlt  es  auch  in  der  amerikanischen 
Literatur  nicht  an  Stimmen,  die  die  Bedeutung  der  Heimstätte^setze  auf  ihren  rich- 
tigen Werth  zurückführen.  „Vor  Erlass  jener  Gesetze  konnte  ,  wie  S  paff  ort  sagt, 
„nicht  nur  alles  Grund-  und  bewegliche  Eigenthum  eines  Schuldners  zur  Befriedigung 
von  Gläubigem  genommen  werden,  sondern  die  gesetzliche  Ungeheuerlichkeit,  welche 
das  Weib  in  dem  Ehemann  aufgehen  liess,  ergriff  auch  die  der  Frau  gehörige  Heim- 
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§138.  Das  Heimstätterecht  in  seiner  Anwendbarkeit  auf 

die  europäischen  Staaten. 

1.  Bei  der  Sichtung  des  literarischen  und  anderweiten  Materials, 
das  sich  mit  der  üebertragbarkeit  des  amerikanischen  Heimstätte- 
rechts auf  europäische  Grundbesitzverhältnisse  befasst,  erkennt  man 
leicht  zwei  Perioden;  in  der  ersten  verhalten  sich  die  Vertreter 
landwirthschaftlicher  Interessen  und  die  Fachpresse  mehr  oder 
weniger  ablehnend  gegen  den  Gedanken  eines  Heimstätterechts; 
in  der  zweiten  Periode,  eingeleitet  durch  eine  Bewegung,  welche 
von  Oesterreich  ausging  und  auf  Deutschland  übersetzte,  macht 
eine  freundlichere  Beurtheilung  der  Frage  sich  geltend  und  die- 
selbe zeitigt  eine  Anzahl  Vorschläge,  die  freilich  auf  sehr  ver- 
schiedenem Wege  das  Ziel:  dem  Grundbesitzerstand  grössere  Sicher- 
heit des  Bestandes  in  kritischen  Zeitläuften  zu  verleihen  —  zu 
erreichen  trachten.  Dabei  spielen  allmählich  neben  den  eigentlich 
landwirthschaftlichen  Gesichtspunkten  auch  solche  der  allge- 
meinen Socialpolitik  mit  hinein  und  der  Gedanke  eines  un- 
angreifbaren landwirthschaftlichen  Besitzes  erweitert  sich 
mehr  und  mehr  zu  dem  der  Schaffung  unangreifbarer  Heim- 
stätten für  die  verschiedensten  Berufsstände,  ins- 
besondere auch  für  die  Arbeiterbevölkerung.  In  letzterer 
Beziehung  glaubte  man  in  der  Errichtung  von  Heimstätten  ein 
Mittel  zu  besitzen,  den  Arbeiterstand  auf  dem  Lande  sesshafter 
zu  machen,  dem  Drängen  der  Arbeiter  vom  Lande  in  die  Stadt 
entgegenzuwirken  und  ein  ungesundes  Anwachsen  der  Städte  hintan- 
zuhalten. Der  steigenden  Unzufriedenheit  der  vermögenslosen  Ele- 
mente auf  dem  Lande  und  dem  Umsichgreifen  der  socialdemokra- 
tischen  Bewegung  unter  den  Landarbeitern  gegenüber  werde  sich, 
so  wurde  gesagt,  die  Aufrichtung  von  Heimstätten  als  ein  bedeut- 
sames Bollwerk  erweisen,  viel  wirksamer,  als  es  das  preussische 
Gesetz    über  Kentengüter  (vom  9.  Juni   1890)   zu  thun  vermöge. 


Stätte,  selbst  wenn  sie  von  ihrem  eigenen  Gelde  gekauft  war,  und  verkaufte  ihr  das 
Dach  aber  dem  Haupte  zur  Befriedigung  von  Forderungen,  welche  durch  die  Thorheit 
oder  Unvorsichtigkeit  ihres  Gatten  verursacht  waren",  wozu  Serin g  ganz  richtig 
bemerkt,  dass  unser  gemeines  (römisches)  Recht  bekanntlich  die  Orundstücke  der 
Fraa  durch  das  absolute  Yeräusserungs- Verbot  des  fundus  dotalis  schützt  und  dass  die 
deotschen  Particularrechte  entsprechende  Bestimmungen  zum  Schutze  des  Vermögens 
der  Frau  enthalten,  so  dass  ein  irgend\%ie  dringendes  Bedtirfniss,  die  Rechte  der 
Fraa  auszudehnen,  bei  uns  nicht  vorliegt.     (Sering,  a.  a.  0.,  S.  167.) 
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Und  nicht  nur  der  Landarbeiter,  der  Fabrikarbeiter,  auch  die 
anderen  Berufsstände  des  Volkes  (Beamte,  Offiziere,  Kaufleute) 
sollten  der  Segnungen  des  Heimstätterechts  sich  erfreuen  dürfen. 
Dabei  sind  in  Verfolg  dieser  neuerlichen  literarischen  Erörterungen 
selbst  Vorschläge  aufgetaucht,  die  die  Verwirklichung  des  Heim- 
stättegedankens durch  Eintreten  von  besonderen  Genossen- 
schaften anstreben*),  derart,  dass  diese  die  Erhaltung  der  ge- 
dachten Heimstätteorganisation :  Untheilbarkeit  der  Heimstätte, 
Beschränkung  der  Verschuldbarkeit,  Einführung  eines  Anerben- 
rechts etc.  im  Wege  des  Vertrages  zwischen  der  Genossenschaft 
und  dem  Heimstättebesitzer  zu  sichern  hätten,  und  es  hat  sich 
weiterhin  die  Bewegung  sowohl  in  Oesterreich  wie  in  Deutschland 
zu   bestimmten  Gesetzesvorschlägen  verdichtet^). 

2.  Die  Gedankenrichtung,  von  welcher  die  europäische 
Heimstättebewegung  getragen  ist,  lässt  sich  kurz  in  die  folgenden, 
einer  amtlichen  Denkschrift  entlehnten  Worte  einkleiden: 

„Das  Recht  der  unbeschränkten  Hypothekenbelastung  wird 
immer  zu  hohen  Besitzveränderungen,  zur  Eintragung  der  Erbtheile 
und  Kaufschillingsreste  in  unbegrenzter  Höhe  und  zu  jenen  Krisen 
in  der  Landwirthschaft  führen,  welche  die  nothwendige  Folge  einer 
den  Ertragswerth  der  Güter  übersteigenden  Hypothekenbelastung 
sind.  Die  Erfahrungen  drängen  daher,  neben  der  unerlässlichen 
Neugestaltung  des  Intestaterbrechtes  in  laudwirthschaftliche  Güter 
durch  das  Anerbenrecht,  auch  noch  zu  einem  weiteren  Schritte  auf 
dem  Gebiete  dieser  Reform,  nämlich  der  Begründung  von  Erbgütern 
mit  beschränkter  Verschuldbarkeit  und  beschränkter  Executiou 
(Sicherung  eines  Existenzminimums).  In  dieser  Institution  finden 
Grundbesitzer,  welche  in  dauernder  Weise  für  das  Wohl  ihrer 
Familie  sorgen  wollen,  die  grössere  Sicherung  für  die  Erhaltung 
des  Gutes  in  der  Familie  und  werden  zugleich  die  Gefahren  der 
Ueberschuldung  landwirthschaftlicher  Güter  beseitigt  und  die  grossen 
Krisen  in  der  Landwirthschaft  mit  ihren  verderblichen  Folgen  ver- 
mieden oder  doch  in  ihrem  Verlaufe  gemildert.     Erbgüter  und  ein 


')  Vgl.  H.  Stolp,  Die  Begründung  und  Erhaltung  des  Bauernstandes  oder  die 
neue  gesetzUche  Regelung  des  laudwlrtlischaftliclien  Kleingrundbesitzes  auf  genossen- 
schaftlichem Wege  und  im  Geiste  der  Social -lleform,  1887. 

*)  Siehe  K.  Peyrer,  a.  a.  0.,  wo  S.  101  ein  das  Erbgüterrecht  be- 
handelnder Gesetzentwurf  mitgetheilt  ist  und  den  in  dem  allgemeinen  literatumach- 
weis  citirt«n  Initiativantrag  der  Reichstagabgeordneten  Graf  v.  D  ö  n  h  o  f  f  -  F  r i  e  d  r  i  c  h- 
stein  und  Genossen.  —  Die  Oest«rr.  Regierung  hat  ein  Eintreten  auf  den  Peyrer'schtn 
(iesetzentwurf  bis  jetzt  abgelehnt  und  der  im  Deutschen  Reichstag  eingebrachte  Gesetz- 
entwurf ist  ebenfalls  nicht  zur  Verabschiedung  gelangt. 
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massig  gebundenes  Familieneigenthum  sind  auch  ein  Hauptmittel^ 
den  schlimmen  Extremen  von  Armuth  und  Keichthum,  den  Zwerg- 
wiithschafben  auf  der  einen,  den  Latifundien  auf  der  anderen  Seite 
vorzubeugen  und  in  solcher  Weise  den  Bauernstand  vor  den  ihm 
drohenden  Gefahren  nach  beiden  Bichtungen  hin  zu  bewahren. 
Empfiehlt  sich  daher  schon  in  privatrechtlicher  Beziehung  eine 
Institution,  welche  es  dem  Familienhaupte  möglich  macht,  den 
Bestand  der  Familie  auf  dem  Gute  in  dauernder  Weise  zu 
sichern  und  die  Familie  vor  den  Schwankungen  zu  bewahren, 
welche  sich  aus  der  unbeschränkten  Verkehrs-  und  Belastungs- 
freiheit ergeben,  so  verdient  in  öffentlicher  Beziehung  eine  Ein- 
richtung die  höchste  Beachtung  seitens  der  Gesetzgebung,  welche 
dahin  zielt,  dem  Güterschwindel,  den  landwirthschaftlichen  Krisen 
sowie  der  Aufsaugimg  des  Bauernstandes  in  der  Latifundienwirth- 
'^ehaft  oder  der  Auflösung  desselben  in  luikräftige  Zwergwirth- 
:?chaften  einen  sicheren  Damm  entgegenzustellen" . . .  „Die  Execution 
darf  die  Erwerbsfähigkeit  des  Schuldners  nicht  vernichten.  Die  im 
öffentlichen  Interesse  zu  fordernde  Erhaltung  der  Erwerbsfähigkeit 
♦^rheischt,  dass  man  die  unentbehrlichen  Mittel  des  Erwerbes,  sowie 
auch  die  vorhandenen  Existenzmittel,  welche  den  nothdürftigsten 
Lebensunterhalt  für  die  zu  einem  neuen  Erwerb  unerlässliche  kurze 
Zeit  ermöglichen  sollen,*  von  der  Execution  eximire  .  .  ."  „So  wie 
der  Staat  durch  seine  Gesetzgebung  und  durch  die  von  ihm  hervor- 
ir^^rufenen  und  geschützten  Rechtseinrichtungen  die  Unverschuld- 
^Mrkeit  der  Güter  beseitigt  und  durch  sein  Erbrecht  und  die  freie 
Veräusserlichkeit  der  Güter  zu  steigender  Verschuldung  zwingt, 
"'►  ist  er  auch  berechtigt,  der  letzteren  die  nothwendigen  Grenzen 
in  setzen  und  Einrichtungen  zu  schaffen,  welche  die  Einhaltung 
dieser  Grenzen  möglich  machen^)." 

3.  Den  Inhalt  eines  Heimstätterechts  für  Deutsche  bezw. 
uiitteleuropäische  Verhältnisse  hat  man  sich,  imter  theilweiser  Ab- 
^veichung  von  dem  amerikanischen  Rechte,  etwa  in  der  Art  ge- 
dacht, dass  dasselbe  nur  auf  Antrag  eines  Grundbesitzers  durch 
Kiutrag  in  ein  öffentliches  Buch  (Heimstättebuch)  wirksam  werden 
^'dl  (facultatives  Heimstätterecht);  dass  die  Heimstätte  ausser 
Wohnung  und  Wirthschattsgebäude  und  dem  für  den  Unterhalt  einer 
Fiimilie  nöthigen  Landareal  auch  das  zur  Bewirthschaftung  der 
Heimstätte  nöthige  Inventar  rechtlich  zu  umfassen  hätte;  dass  der 

^)  Denkschrift  von  Peyrer,  a.  a.  0.,  S.  96  ff. 
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Eintrag  zum  Heimstättebuch  in  der  Segel  nur  gestattet  sein  soll, 
wenn  der  zum  Heimstätterecht  anzumeldende  Besitz  nicht  über 
eine  gewisse  Höhe  hinaus  verschuldet  ist;  ausser  für  Nothfölle 
(Missemten),  für  Meliorationszwecke,  zur  Abfindung  von  Miterben, 
dürfen  unterpfändliche  Schulden  auf  die  Heimstätte  nicht  und  nur 
bis  zur  Hälfte  des  Ertrags werthes  und  jedenfalls  nur  mit  Zu- 
stimmung der  Heimstättebehörde  eingetragen  werden;  für  alle 
zulässigen  Schulden  dieser  Art  ist  das  Amortisationsprincip  vor- 
geschrieben; eine  Zwangsvollstreckung  imd  zwar  nur  in  der  Form 
der  Zwangsverwaltung  in  die  Heimstätte  ist  nur  gegenüber  Schulden 
zulässig,  welche  aus  der  Zeit  vor  der  Errichtung  von  Heimstätten 
stammen  oder  die  —  abgesehen  von  der  Zeit  der  Contrahirung — 
füi;  Lieferungen  zur  Errichtung  und  zum  Ausbau  der  Heimstätte 
eingegangen  sind  oder  wenn  rückständige  Konten  (Amortisations- 
zieler)  oder  Verpflichtungen  des  öffentlichen  Kechts  oder  aus 
Delicten  in  Frage  stehen.  Die  Heimstätte  soll  nach  Anerbenrecht 
vereben  und  gesetzlich  untheilbar,  eine  Veräusserung  derselben 
nur  mit  Zustimmung  des  Ehegatten  zulässig  sein. 

4.  Würdigung  eines  solchen  Heimstätterechts^). 

a)  Zunächst  kann  darüber  ein  Zweifel  nicht  wohl  bestehen, 
dass  ein  facultativ  gestaltetes  Heimstätterecht  immer  ein  local 
beschränktes  bleiben  wird:  alle  Gegenden,  die  der  Einführung 
eines  Anerbenrechts  widerstreben,  scheiden,  in  der  Hauptsache 
wenigstens,  von  vornherein  aus  dem  künftigen  Geltungsgebiet  des- 
selben aus;  aber  auch  ausserhalb  dieser  Gegenden  wird  die  Zahl 
der  Grundbesitzer,  die  dem  Heimstätterecht  freiwillig  sich  unter- 
werfen wollen,  in  absehbarer  Zeit  eine  grosse  nicht  sein.  Man 
muss  eben  nicht  übersehen,  dass  unsere  bäuerliche  Bevölkenmg 
doch  niu"  ausnahmsweise  so  geartet  ist,  freiwillig  erhebliche 
Schranken  ihrer  Verfügungsfreiheit  über  den  erworbenen  oder  er- 
erbten Besitz  sich  aufzuerlegen;  denn  jener  aristokratische  Familien- 


*)  Siehe  die  Literaturübersicht  auf  S.  241.  Die  meisten  der  dtirten  Schrift- 
steUer  (Sering,  Schäffle,  Marehet,  Paascbe,  Schneider  etc.),  auch 
Schmoller  und  v .  M i  a k o  w s k i  bei  gelegentlichen  Ausflihrungfen  (SchmoUer's  Jahrb. 
Bd.  XI,  S.  573 ;  Thiel's  Landw.  Jahrb.  1882,  S.  625  u.  635)  nehmen  der  europäischeü 
Heimstättebewegung  gegenüber  eine  entweder  direct  ablehnende,  oder  doch  eioe 
sehr  skeptische  Haltung  ein,  oder  erachten  sie,  wie  auch  der  Verfasser  in 
seinen  Referaten  an  den  Deutschen  Landwirthschaftsrath  betonte,  nur  in  der  An- 
wendung auf  neue  Ansiedelungen,  d.  h.  im  Geltungsbereich  der  inneren  Colonisation 
für  discutabel.  Die  Ausführungen  im  Text  schliessen  sich  an  die  gedruckten 
Referate  des  Verfassers  über  die  Materie  au  den  Deutsehen  Landwirthschaftsrath 
von  1891  und  1893  an. 
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sinn,  den  Röscher  als  erste  Voraussetzung  für  eine  Bindung  des 
Grundbesitzes  zu  Gunsten  der  späteren  Geschlechter  bezeichnet, 
ist  nach  dem  Bildungszustand  der  Masse  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung gewiss  nur  bei  einem  verhältnissmässig  kleinen  Theile 
derselben  mit  Sicherheit  vorauszusetzen.  Daher  denn  auch  L.  v.  Stein 
mit  guten  Gründen  in  seinen-  Vorschlägen  über  die  Gestaltung 
eines  Heimstätterechts,  neben  der  freiwilligen  Unterordnung  unter 
dasselbe,  auch  den  zwangsweisen  Eintritt,  nämlich  auf  den  Erbfall 
und  ftlr  alle  Fälle  des  Concurses  vorsieht,  daneben  freilich,  um  die 
freie  Bewegung  des  Grundbesitzes  nicht  gänzlich  zu  beseitigen, 
einen  namhaften,  im  Wege  besonderen  Verfahrens  auszuscheiden- 
den Theil  des  Grund  und  Bodens  als  walzende  Grundstücke  fort- 
bestehen lässt^). 

b)  Man  darf  bei  Würdigung  eines  Rechts  wie  des  vorge- 
schlagenen die  Bedenken  nicht  unterschätzen,  die  sich  aus  einer 
schematischen  Schuldverschränkung  durch  die  Rück- 
wirkungen auf  die  gesammte  Wirthschaftslage  des  Heimstätte- 
besitzers möglicherweise  ergeben  können.  Wird  nämlich  (um  die 
Klippe  des  amerikanischen  Heimstätterechts  zu  vermeiden: 
dass  für  unterpfändliche  Schulden  jeder  Art  die  Zwangsvollstreckung 
Platz  greift)  die  Eintragimg  von  Schulden  auf  die  Heimstätte  über 
einen  bestimmten  Werthbetrag  derselben  hinaus  schlechthin  ver- 
boten und  damit  zu  verhindern  getrachtet,  dass  nur  Schulden  auf 
den  Gnmdbesitz  eingetragen  werden,  deren  Verzinsung  und  all- 
mähliche Abtragimg  im  Durchschnitt  der  Fälle  möglich  ist,  so 
ist  doch  gerade  mit  dieser  schematischen  Festlegung  der 
Verpfändungs grenze  eine  andere  Klippe  geschaffen,  an  der 
der  Heimstättebesitzer  vielfach  zu  Schaden  kommen  dürfte.  Denn 
ohne  Weiteres  wirft  sich  da  die  Frage  auf,  in  welcher  Lage  der- 
selbe in  allen  den  Fällen  sich  befinden  wird,  in  denen  bei  vor- 
handener Maximalbelastung  dennoch  ein  Creditbedürfniss  in  ge- 
bieterischer Weise  sich  geltend  macht,  also  wenn  zur  Aufnahme 
eines  Darlehens  wegen  anhaltend  ungünstiger  Ernten,  wegen  Hagel- 
schlags, Feuerschadens,  Viehsterbens,  wegen  Krankheit  des  Besitzers 
'^der  der  Familienangehörigen   oder  aus   anderen,   im   Landwirth- 

M  L.  V.  Stein,  a.  a,  0.,  S.  8  ff.  Siehe  auch  die  Ausführungen  in  Bd.  I,  §  80 
ober  das  bäuerliche  Fideicommiss  oder  Erhgut  und  die  in  Bayern  und 
Hesgen  erlassenen  dessfallsigen  Gesetze,  deren  völlige  Wirkungslosigkeit  einen 
deutlichen  Fingerzeig  auch  für  das  Schicksal  eines  facultativ  gestalteten  Heimstätte- 
nchu  abgiebt. 


252  Kap.  YI.   Der  landwirthscliaftliche  Credit  und  die  YerBchuldung. 

Schaftsbetriebe  zahlreich  vorkommenden  Gründen  plötzlichen  Kapital- 
bedarfs  Veranlassung  gegeben  ist.  Es  erscheint  mindestens  zweifel- 
haft, ob  dem  unter  Heimstätterecht  Wirthschaftenden  der  Personal- 
ere dit  immer  in  genügender  Weise  zugänglich  sein  wird,  namentlich 
da,  wo  das  örtlich  organisirte  Creditwesen  auf  genossenschaftlicher 
Grundlage  noch  nicht  entwickelt  ist  und  die  persönliche  Credit- 
würdigkeit  daher  nicht  hinreichend  zur  Geltung  gelangen  kann; 
und  die  Gefahr  liegt  nahe,  dass  in  solchen  Fällen,  bei  der  Un- 
möglichkeit einer  weiteren  Pfandbestellung,  der  Schuldner  erst 
recht  auf  die  stets  bereite  Hilfe  gefälliger  Privatpersonen  unlauteren 
Charakters  sich  angewiesen  sehen  wird,  oder,  wenn  auch  diese 
Hilfe  zweifelhafter  Art  versagen  sollte,  bei  der  Unmöglichkeit,  die 
fälligen  Renten  (Schuldzinsen  und  Schuldzieler)  zu  bestreiten, 
sofort  die  Zwangsvollstreckung  als  Folge  solcher  durch  das  Gesetz 
unmittelbar  herbeigeführten  Creditnoth  über  sich  ergehen  lassen 
muss.  Alles  dies  um  so  mehr,  als,  wie  angenommen  werden  darf, 
die  regelmässige  Erscheinung  nicht  die  schuldenfreie,  sondern  die 
schuldbelastete,  nicht  die  betriebskapitalreiche,  sondern  die  betriebs- 
kapitalarme Heimstätte  sein  und  desshalb  das  Bedürfniss  nach 
Inanspruchnahme  des  Noth-  und  des  Betriebscredits  in  sehr  häufigen 
Fällen  hervortreten  wird,  mindestens  für  die  erste,  immerhin  nicht 
kurz  zu  bemessende  Zeit  der  Geltung  eines  Heimstätterechts. 
Denn  wenn  man  sich  über  die  psychologischen  Vorgänge,  welche 
innerhalb  der  bäuerlichen  Bevölkerung  für  deren  Entschliessungeu 
maassgebend  zu  sein  pflegen,  nicht  absichtlich  täuschen  will,  so 
werden,  soweit  überhaupt  der  Heimstättegedanke  Anklang  findet, 
es  vorwiegend  die  verschuldeten  bäuerlichen  Elemente  sein,  die 
den  schützenden  Mantel  des  Heimstätterechts  aufsuchen,  und  nicht 
diejenigen,  die  in  ihrem  Besitz  sich  sicher  glauben.  Daraus  folgt 
aber,  dass  wenn  ein  Heimstätterecht  mit  beschränkter  Verschiild- 
barkeit  und  mit  dem  Ausschluss  des  Zugriffs  der  Gläubiger  auf 
die  Heimstätte  für  alle  Forderungen,  die  jenseits  dieser  Yer- 
schuldungsgrenze  liegen,  mit  der  Aussicht  soll  durchgeführt  werden, 
dass  der  Heimstättebesitzer  sich  des  ruhigen,  ungestörten  Besitzes 
der  Heimstätte  erfreuen  darf,  eine  Reihe  Vorbedingungen 
erfüllt  sein  müssen,  ohne  deren  Vorhandensein  das  Institut  zu 
einem  wahrhaft  wohlthätigen  sich  kaum  zu  entwickeln  vermöchte. 
Vor  Allem  also,  dass  überall  da,  wo  Heimstätten  sich  befinden, 
es  an  der  Gelegenheit,  das  Personalcreditbedürfniss  in 
ausreichender  Weise   gegen    solide  Bedingungen    zu    befriedigen. 
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nicht  mangele;  dass  also  für  diese  angemessene  Befriedigung  ent- 
weder der  Staat  selbst  sorge  oder  dass  organisirte  Darlehenskassen 
bestehen,  in  denen  jedem  Darlehensbedürftigen  und  Darlehens- 
würdigen der  erforderliche  Credit  zur  Verfügung  steht.  Aber 
damit  allein  wäre  es  noch  nicht  gethan;  vielmehr  müsste  weiter 
mit  einer  solchen,  den  Bedürfnissen  der  kleinen  Leute  Rechnung 
tragenden  Creditorganisation,  deren  Verwirklichung  zwar  seit  langer 
Zeit  angestrebt,  aber  keineswegs  überall  befriedigend  erreicht  ist, 
Hand  in  Hand  gehen  eine  ebenso  wirksame  Organisation  der 
landwirthschafüichen  Versicherung  gegen  Unfälle  aller  Art. 
Es  dürfte  ein  Widerspruch  darin  liegen,  auf  der  einen  Seite  dem 
Heimstättebesitzer  die  Quellen  des  Credits  durch  die  Unangreif- 
harkeitserklärung  der  Heimstätte  in  gewissem  Sinne  zu  verschliessen 
lind  auf  der  anderen  Seite  ihn  hilflos  zu  lassen  gegenüber  allen 
den  Wechselfällen,  die  ihm  ein  Creditbedürfniss  gebieterisch  auf- 
<lrängen.  Man  muss  doch  wohl  bedenken,  dass  bei  der  bäuerlichen 
Bevölkening  der  Personalcredit  jetzt  schon  seine  enggezogenen 
Grenzen  hat  und  dass,  wenn  er  heutzutage  seine  ordnungsmässige 
Befriedigung  auch  bei  starker  hypothekarischer  Belastung  findet, 
dies  doch  auch  darin  seinen  Grund  hat,  dass  dem  Gläubiger  nicht 
bloss  auf  einen  Theil  der  fahrenden  Habe  (soweit  nämlich  nicht 
die  Cirilprocessordnung  entgegensteht),  sondern  auch  als  ultima 
ratio  der  Zugriff  auf  die  liegenschaftliche  Habe  des  Schuldners 
offen  steht.  Unter  dem  Heimstätterecht,  das,  wie  das  geplante, 
viel  weiter  als  das  geltende  Recht  das  zur  Heimstätte  gehörige 
Inventar  als  fundus  instructus  der  executivischen  Betreibung  ent- 
zieht, ist  jener  Personalcredit  ohnehin  um  vieles  mehr  eingeengt, 
und  für  diese  durch  das  Heimstätterecht  verursachte  Erschwerung- 
des  Personalcredits  muss  daher  ein  Ersatz  gegeben  werden,  der 
eben  nur  darin  bestehen  kann,  die  Ursachen  zu  verschliessen,  aus 
denen  zumeist  das  Personalcreditbedürfniss  entspringt.  Dieses 
aber  sind  die  Unfälle  und  Missgeschicke  jeder  Art,  welche  in 
Gestalt  von  Feuer-  und  Hagelgefahr,  in  Gestalt  von  Nothschlach- 
tungen  und  Viehsterben  etc.  plötzliche  Lücken  in  das  Betriebs- 
kapital reissen.  Wie  wenig  befriedigend  ist  aber,  mit  Ausnahme 
der  Feuerversicherung,  noch  heute  die  Vorsorge  gegen  solche  Un- 
fälle bei  der  Mehrzahl  der  landwirthschaftlichen  Haushaltungen 
l^eordnet!  Wie  verhältnissmässig  wenig  wird  versichert  und  wie 
f>ft  ist  diese  geringe  Versicherungsnahme  lediglich  eine  Folge  der 
von  dem  Einzelnen  nicht  verschuldeten  Thatsache,  dass  es  an  einer 
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entsprechenden    Organisation    der   Versicherung    (z.  B.    auf  dem 
Gebiete    der    landwirthschaftlichen   Thierhaltung)    noch    gebricht! 
Kann  man  sich  nicht   entschliessen,  die  landwirthschaftliche  Ver- 
sicherung  gegen   Schäden  der  bezeichneten  Art   zwangsweise   zu 
organisiren,    so  müsste   doch  mindestens  den  Heimstättebesitzem 
durch   Gesetz    die   Verpflichtung    zur   Versicherungsnahme   gegen 
bestimmte  Schäden   ausdrücklich  auferlegt  werden.    Man  braucht 
solcher  Nöthigung  zur  Versicherung    an    sich   nicht  gänzlich  ab- 
lehnend gegenüber  zu  stehen,  wird  sich  aber  nicht  verhehlen  dürfen, 
dass  der  Hinzutritt  solcher  weiterer  Zwangsvorschriften  dem  Heim- 
stättegedanken den  Weg  zu  dem  Herzen  der  landwirthschaftlichen 
Bevölkerung    eher    verschliessen  als   ebnen  wird.    —    Ohne   eine 
irgendwie  gestaltete  Zwangsorganisation  desCredits,  inner- 
halb deren  ein  gebotenes  Creditbedürfniss  unter  allen  Umständen 
seine  Befriedigung  findet,  und  ohne  die  Zulassung  einer  gewissen 
Elasticität  der  Verschuldungsgrenze  ist  jedenfalls  ein  Heimstätte- 
recht nicht  denkbar.    Beruht  doch  auch  Schäffle's  kunstvoller  Auf- 
bau der  „Incorporation  des  Hypothekarcredits"  auf  dem 
grundlegenden  Satz,  dass  Beschränkungen  der  Verschuldungsfreiheit 
und  des  Executionsrechts  der  Gläubiger  eine  irgendwie  gesetzlich 
organisirte  Creditbefriedigung  zur  nöthigen  Voraussetzung  haben: 
daher  es  bei  ihm  die  über  das  ganze  Land  hin  organisirte  Corpo- 
ration der  Grundbesitzer  ist,  welche,  wie  sie  ausschliesslich  zur 
Befriedigung  der  gesetzlich  anerkannten  Creditbedürfnisse  berechtigt 
ist,  ziw  Gewähnmg  solcher  Bedürfnisse,   insbesondere   also   auch 
zum   Zwecke   der  Erholung  von    ausserordentlichen  Unfällen,  im 
geordneten  Maasse  unbedingt  verpflichtet  erscheint,  wie  sie  hin- 
wiederum allein  auf  den  überschuldeten  incorporirten  Grundbesitz 
den  Zugriff  hat.    „Würde",  sagt  Schäffle,  „bei  uns  die  Heimstätte 
schlechthin  verordnet,   so  würde  für  die  grosse  Masse  der.  Bauern 
der  Hypothekarcredit,  auch  der  nützlichste,  gesperrt  werden."  Wie 
denn  auch  L.  v.  Stein  meint,  dass  eine  endgiltige  Ordnung  des 
Heimstättewesens  in  irgend  einem  Staate  sich  nicht  denken  lässt 
deren  Grundlage    die    creditlose  Hufe    wäre*).    Jedenfalls    bleibt 
soviel  gewiss,   dass   der  Schluss    des  Hypothekenbuchs  von  einer 
bestimmten  Verschuldungsgrenze  ab  und  die  Versagung  der  Exe- 
cutirbarkeit    von    irgend    welchen    Schulden    des    Personalcredits 
einerseits  und  die  Verweisung  des  solchergestalt  in  seiner  Credit- 

*)  Schäffle,  a,a.O.,  S.  136;  L.  v.  Stein,  a.a.O.,  S.  29;  älmlichSchmoller 
m  ThieFs  Landw.  Jahrbücher,  1882,  S.  625. 
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fähigkeit  unterbundenen  Grundbesitzes  andererseits  auf  den  Personal- 
credit  bei  dem  nur  seine  eigenen  Interessen  verfolgenden  Privat- 
kapital  in  gewissem  Sinne  immer  imvereinbare  Gegensätze  bleiben 
werden. 

c)  Die  schematische  Festlegung  der  Verschuldungsgrenze  giebt 
zu  ernsten  Bedenken  auch  hinsichtlich  der  Kückwirkung  auf  die 
Erbschafts  ausein  ander  Setzungen  Anlass,  insofern  überall 
dann,  wenn  im  Erbfall  die  Heimstätte  bis  zur  Höchstgrenze  bereits 
belastet  sein  sollte,  eine  rechtliche  Möglichkeit,  den  Miterben  einen 
auch  nur  bescheidenen  Antheil  an  der  Yerlassenschaft  zuzuweisen^ 
nicht  mehr  besteht. .  Wie  sehr  auch  die  Gesetzgebung  allen  Anlas» 
hat,  im  System  des  Anerbenrechts  die  Lage  des  Anerben  durch 
Herbeiführung  einer  richtigen  Gutstaxe  und  Zuweisung  eines 
massigen  „Voraus"  zu  einer  erträglichen  zu  gestalten,  so  muss 
•loch  dagegen  Einsprache  erhoben  werden,  dass  ein  wie  irgend 
immer  gestaltetes  Heimstätterecht  den  ruhigen,  ungestörten  Genuss 
<ler  Heimstätte  für  den  neuen  Uebemehmer  mit  Hintansetzung  der 
Interessen  der  miterbberechtigten  Geschwister  zu  erzwingen  sucht 
(Bd.  I,  §83,  Ziffer  5,  6  und  7);  dass  also  der  Schutz  des  Anerben 
zu  einer  „Socialaristokratie"  auf  Kosten  der  Miterben  ausarte. 
Ein  facultativ  gestaltetes  Heimstätterecbt  würde  überall  da,  wo  der 
'irundsatz  einer  Gleichberechtigung  der  Geschwister  mit  dem  Guts- 
übemehmer  ßechtsüberzeugung  der  betheiligten  Volkskreise  ge- 
worden ist,  schon  im  Hinblick  auf  die  vorstehend  angedeuteten 
Consequenzen  weithin  seine  Wirkimg  versagen;  da  aber,  wo  das 
s^eltende  Anerbenrecht  dem  Anerben  zwar  eine  bevorzugte  Stellung 
♦*inräumt,  aber  die  Geschwister  immerhin  als  miterbberechtigt  er- 
klärt, weil  mit  diesen  Anerbenrechtsinstitutionen  im  Widerspruch^ 
den  Aufbau  derselben  auf  wesentlich  veränderter  Grundlage  er- 
heischen*). Zwar  könnte  die  Ansicht  vertreten  werden,  dass  der 
Ausschluss  der  Miterben  von  der  immobiliaren  Hinterlassenschaft, 
«lern  Vater  eine  Vorsorge  für  diese  Kinder  in  anderer  Form,  ins- 
besondere durch  Abschluss  von  Ausstattungs-  und  Lebensversiche- 
ningsverti-ägen,  in  dringendster  Weise  auferlege;  doch  ist  der  Zweifel 
gestattet,  ob  gerade  in  den  hier  in  Bede  stehenden  Kreisen  das 
<jefük\  der  moralichen  Verantwortlichkeit  und  Familienfürsorge 
jederzeit  und  überall  kräftig  genug  entwickelt  ist,    um  zu  solcher 

')  Worauf  namentUch  auch  Freih.  v.  Hammerstein-Loxten  im  Deutschen. 
UadwirthscIiafUrath  1891,  S.  322 ff.,  aufmerksam  gemacht  hat. 
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Bethätigung  Anlass  zu  geben.  Man  müsste  also,  wenn  man  nicht 
mit  dem  socialen  Kechtsbewusstsein  zahlreicher  Bevölkerungsele- 
mente in  Widerspruch  sich  versetzen  und  wenn  man  nicht  alljähr- 
lich Tausende  von  Existenzen  dem  Proletariat  überantworten  will, 
wiederum  eine  Verpflichtung  zur  Versicherungsnahme  für 
die  bezeichneten  Zwecke,  gewissermaassen  als  Correlat  für  die  dem 
Besitzer  eingeräumte  privilegirte  Stellung,  auferlegen,  würde  aber 
damit  dem  schon  durch  die  Schuldabzahlungspflicht  begründeten 
Zwangscharakter  der  Institution  eine  weitere  verschärfte  Gestaltunir 
geben,  die  —  bei  obligatorischer  Einführung  des  Heimstätterechts  — 
unerträglich  wäre,  bei  facultativer  Einführung  aber  den  Heimstätte- 
gedanken der  bäuerlichen  Bevölkerung  vollends  unsympathisch 
machen  müsste^). 

d)  Die  Verweisung  des  Heimstättebesitzers  in  allen  Fällen 
hypothekarischer  Schuldaufnahme  an  die  Entscheidung  einer  Heira- 
stättebehörde  weist  dieser  nicht  nur  ein  hohes  Maass  von 
wirthschaftlicher  Veranwortung  und  eine  im  gegebenen  Fall  in  rich- 
tiger Weise  äusserst  schwer  zu  lösende  Aufgabe  zu,  sondern  schliesst 
auch  eine  Art  bureaukratischer  Bevormundung  in  sich,  der 
wiederum  die  bäuerliche  Bevölkerung  aufs  Aeusserste  widersti-ebt. 
Die  scharfe  Zurückweisung  des  Heimstättegedankens  gerade  durch 
die  unmittelbar  betheiligten  Interessentenkreise  wird  diejenigen 
nicht  befi'emden,  die  den  Selbstständigkeitsdrang  und  Unabhängig- 
keitssinn der  bäuerlichen  Bevölkenmg  kennen  und  zu  würdigen 
wissen;  mag  man  nun  dies  als  einen  Vorzug  oder  als  einen  Mangel 
des  bäuerlichen  Empfindungslebens  ansehen,  jedenfalls  muss  eine, 
praktischen  Zielen  nachstrebende  Agrarpolitik  mit  dem  Selbst- 
bewusstsein  der  betreffenden  Bevölkerungskreise  rechnen,  und  sie 
wird  daher  von  vornherein  darauf  verzichten,  ein  rein  facultativ 
gestaltetes  Heinistätterecht  zum  Ausgangspunkt  einer  Reform  zu 
machen,  der  wegen  der  vorgesehenen  Beschränkungen  der  wirth- 
achaftlichen  Verfügungsfreiheit  die  Betheiligten  das  denkbar  grösste 
Misstrauen  entgegenbringen.    Von  einer  obligatorischen  Einfühnmg 


*)  Wie  leicht  sich  Oierke  bei  seiner  Befürwortung'  eines  Heimstätt^rücht» 
über  die  socialen  Bedenken  der  möglichen  Hintansetzung  der  Interessen  dvr 
nüterbenden  Gescluvister  im  System  einer  Heimstätte  mit  schematischer  Festlegung 
der  Verschuldungsgrenze  Mnwegsetzt ,  siehe  dessen  Auslassungen  im  Deutschen 
Landvvirthschaftsrath  von  1891  (a.  a.  0.,  S.  296)  und  meine  Replik  S.  352  ff. 
Richtige  Hervorhebung  des  socialen  Moments  bei  Schneider  (Die  sog.  Heimstätie- 
frage,  S.  62)  und  bei  Herkner,  Sociale  Reform,  S.  91. 
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aber  müsste  aus  diesem  Grunde  erst  recht  abgesehen  werden,  wie 
denn  bis  jetzt  keine  Stimme  für  eine  solche  sich  erhoben  hat^). 

e)  Der  der  Heimstättebewegung  zu  Grunde  liegende  Gedanke, 
der  Wechselfalle .  des  Lebens  ungeachtet  und  ohne  Kücksicht  auf 
die  wirtb^chaftliche  Tüchtigkeit  des  zeitweiligen  Inhabers,  die  Heim- 
stätte der  Familie  als  solcher  zusichern,  führt  folgerichtig  zum 
System  der  Zwangs  Verwaltung  als  einzig  zulässiger  Form  der 
Zwangsvollstreckung  unter  Ausschluss  also  derselben  in  der  Form 
der  Versteigerung.  Aber  einmal  ist  die  Zwangsverwaltung  bei 
kleineren  landwirthschaftlichen  Anwesen  praktisch  undurchführbar, 
weil  bei  diesen  nach  Abzug  der  dem  Heimstättebesitzer  zuzuweisen- 
den Unterhaltsrente  meist  nicht  genug  übrig  bleiben  würde,  um  in 
absehbarer  Zeit  die  auf  der  Heimstätte  lastenden  Schulden  einer 
Tilgung  entgegenzuführen.  Zum  anderen  aber  ist  gegen  die  un- 
begrenzte Dauer  der  Zwangsverwaltung  das  grundsätzliche  Bedenken 
geltend  zu  machen,  dass  ihre  Zulassung  nur  zu  sehr  geeignet  sein 
würde,  das  Gefühl  der  wirthschaftlichen  Verantwortlichkeit  zu 
schwächen,  wie  dies  der  Fall  sein  müsste,  wenn  der  Heimstätte- 
besitzer unbedingt,  also  auch  im  Falle  der  durch  eigenes  fort- 
gesetztes Verschulden  eintretenden  Zahlungsunfähigkeit,  seines  Be- 
sitzes sicher  wäre.  Aber  auch  unter  dem  Heimstätterecht  soll  das 
Gefühl  der  wirthschaftlichen  Verantwortlichkeit  nicht  ertödtet  werden, 
sondern  wach  erhalten  bleiben;  niemals  darf  dasselbe  die  Folge 
haben,  das  wirthschaftliche  Vorwärtsschreiten  zu  hemmen  und  ein 
schädliches  Banausenthuin  gross  zu  ziehen;  denn  der  Gewinn,  der 
in  der  Erhaltung  des  Besitzes  in  der  Familie  läge,  wäre  um  vieles  zu 
theuer  erkauft,  wenn,  wie  L.  v.  Stein  sagt,  die  Aussicht,  dass  „auch 
der  schlechteste  Wirth  unantastbar  auf  dem  Gute  bleibe,  wie  eine 
Prämie  auf  den  Stillstand  in  der  Landwirthschaft^  ja  auf  Unordnung, 
rnzuverlässigkeit  und  Faulheit  des  Bauern  wirken  müsste".  Sehr 
leicht  könnte  daher  ein  auf  jener  Grundlage  aufgebautes  Heim-r 
statterecht  die  Folge  haben,  „Heimstättebesitzer  im  Armenhaus** 
geradezu  gross  zu  ziehen,  die  Heimstätten  also,  wie  ein  franzö- 
sischer Schriftsteller  (Ad.  Coste)  meint,  zu  „petites  citadelles  de  la 
routine  et  de  la  mis^re"  zu  machen.  Der  Versuch,  die  Mahnung  zur 
Wacherhaltung  des  wirthschaftlichen  Selbstverantwortlichkeitsgefühls 
mit  „manchesterlichen  Anschauungen"  zu  identificiren,  sollte  billigei*^ 


*)  Aehnlich  auch  Frelh.  von  Schorlemer-Alst  im  CentralausEN^h1lBB  der 
K^l  Landwirtluschaftegesellflcfaaft  au  Celle  (Ha&növer'sche  land-  u.  forstw.  Z/bittg- 
TOD  1890,  Nr.  40).  .....  I 

Baebenbi^rger,  A.,  Agrarpolitik.  IL  17 
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weise  unterbleiben ;  denn  nur  in  einem  der  Socialdemokratie  ent- 
lehnten VoTstellungskreis  hat  die  Annalime  Baum,  dass  ein  staat- 
liches Gebilde  ku  bestehen  vermöchte,  auch  ohne  dass  der  Einzelne 
die  Folgen  seines  wirthachäftlichen  Thuna  sich  stets  gegenwärtig 
zu  halten  nCthig  hätte;  und  immer  wird  ein  vergebliches  Bemühen 
der  Gedanke  bleiben,  dass  jemals  die  Sorgen  des  Tags  den  Ein- 
zelnen abgenommen,  dass  die  Fflraoi^e  und  die  Vorsorge,  die 
Bedachtnahme  auf  die  Zukunft  entbehrliche  Elemente  des  gesell- 
schaftlichen Zusammenlebens  werden  könnten ').  —  Kann  aber  dem- 
nach auch  das  Heimstätterecht  auf  die  Zwangsversteigerung  als 
ultima  ratio  keinesfalls  verzichten,  so  entßllt  damit  einer  der 
wichtigsten  Bausteine  dieses  Bechts  Qberhaupt;  und  die  ihm  an- 
gesonnenen  Vorzüge  schrumpfen  um  so  mehr  zusammen,  als  der 
dem  Heimstätterecht  charakteristische  unbedingte  Abtragungszwang, 
der  also  eine  variable  Gestaltung  der  Amortisationspflicht  aus- 
schliesst,  die  Anwendung  des  Zwangsvollstreckungsrechts  in  keines- 
wegs seltenen  Fällen  wahrscheinlich  erscheinen  lässt.  Wie  man 
denn  doch  wohl  beachten  sollte,  dass  ein  Heimatätterecht  an  sich 
nicht  die  magische  Kraft  besitzt,  die  einzelnen  ihm  unterstellten 
Besitzer  wirthschaftlicher  zu  machen,  als  sie  es  ohnedies  wären, 
und  daher  keinerlei  Garantie  bietet,  dass  die  auf  der  Heimstätte 
lastenden  Schuldverpflichtungen  stets  in  dem  vorgeschriebenen  Um- 
fang erwirthschiiftet  werden. 

f)  Aber  auch  jene  Ansicht  bedarf  einer  gewissen  Bichtigstellung. 
welche  in  dem  Heimstätterecht  einen  Schutz  gegen  die  ungesunde 
Bewegung  der  Landbevölkerung  in  die  Städte  erblicken 
zu  können  vermeint^).  Denn  es  kommt  doch  hier  vor  Allem  auf 
die  Ursachen  an,  welche  zu  diesem  Drängen  vom  flachen  Xande 
weg  Anlass  geben.  Liegt  sie,  wie  vielfach  in  Norddeutschland, 
darin,  dass  der  Landarbeiter  besitzlos  ist  und  keine  Aussicht  hat 
einen  wenn  auch  bescheidenen  Grundbesitz  zu  erwerben,  so  kann 
und  wird  die  Schaffung  dieser  Möglichkeit  diu'ch  ein  Heimstätte- 
recht  allerdings  zur  Sesshaftmachung  der  Landbevölkerung  Vieles 
beitragen.    Ist  aber  die  Ursache   der  Erscheinung  die,  dass  die 

'i  Siehe  DK' in I'  Replik  f^gen  Gierke  in  D.  LaodiriithBchaftsmk  1691,  S.36ÜIF- 
ODil  di«  AQ«riihr^u>i.'pii  in  Bd.  1,  %  43.  S.  261  nuten  n.  ff. 

't  Wenri  i[i  ii;i>sem  Zusaninienhaiig  der  Schrift  des  Kanimerharm  v.  Riepen- 
hausen -(.'rsiiL''  ..  ,GeBicherte  Fsmilien heimstatten ",  1890,  geduchl  wird,  so  p~ 
Khiehl  et,  um  il^-<  'i'a  fäospn^he  in  erheben,  ätat  sich  dir  DilettantisniDB  wirhiigiT 
*DlkDwlith«i'liiittlii  liiT  Fragen  benäcbti^,  weil  diese  unter  wlcber  dilett«iit«iihitlPD 
Bchmüluii;.-  uj<-ljr  L.'e>ichädigt  ftls  gefordert  werden. 
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Landbevölkerung  thatsächlich  über  die  Grenzen  ihres  Nahrungs- 
^pielraumes  hinausgewachsen  ist  und  der  bereits  in  kleinste  An- 
wesen vertheilte  Grund  und  Boden  dem  Zuwachs  der  Bevölkerung 
eine  Möglichkeit  zur  Arbeits-  und  Erwerbsbethätigung  nicht  mehr 
bietet,  wie  vielfach  im  Süden  Deutschlands  der  Fall,  so  ist  nicht 
abzusehen,  wie  ein  Heimstätterecht  in  diesen  Zuständen  Wandel 
schaffen  könnte.  In  diesen  Gegenden  muss  man  vielmehr  den 
Abzug  eines  Theils  der  Bevölkerung  aus  den  Landorten  als  eine 
geradezu  wohlthätige  Entlastung  der  zu  klein  gewordenen  Mutter 
Erde  ansehen  und  in  diesem  Process  eine  Natumothwendigkeit  in- 
solange  erblicken,  als  das  Gesetz  gilt,  dass  eine  bestimmte  Fläche 
Land,  landwirthschaftlich  ausgenutzt,  immer  nur  eine  bestimmte 
Menschenmenge  zu  beschäftigen  und  zu  ernähren  vermag  und  daher 
nn  Theil  des  Bevölkerungszuwachses  nothgedrungen  anderen  Be- 
schäftigungsweisen (im  Handwerk,  Industrie,  Handel  etc.)  sich 
zuwenden  und  zu  dem  Ende  diejenigen  Stätten  concentrirteren 
Verkehrslebens  aufsuchen  muss,  wo  für  solche  anderweiten  Berufs- 
srelegenheiten  die  besten  Aussichten  bestehen.  Sodann  aber  ist 
wohl  zu  beachten,  dass  gerade  ein  Heimstätterecht  mit  seinem  ge- 
schlossenen, dem  Verkehr  entzogenen  Besitz  und  seinem  Anerben- 
recht, falls  es  grössere  Ausdehnung  erhielte,  die  Abstossung  der 
Bevölkerung  aus  den  Landorten  nicht  sowohl  hindern,  als  geradezu 
fördern  müsste;  wie  es  denn  die  Preitheilbarkeit  ist,  die  die  Sess- 
haftigkeit,  ja  die  schädliche  SchoUenkleberei  begünstigt,  und  das 
Anerbenrecht,  das  einen  indirecten,  aber  sehr  kräftigen  Auswande- 
nmgszwang  in  sich  schliesst  (Bd.  I,  §  76).  Würde,  woran  aller- 
dings nicht  zu  denken  ist,  einmal  der  ganze  Grund  und  Boden  in 
l>äuerlichen  Besitzungen  „verheimstättet"  d.  h.  dem  freien  Verkehr 
entzogen  sein,  so  müsste  der  Abstrom  der  nachwachsenden  Generation 
vom  flachen  Lande  in  die  Städte,  falls  nicht  in  sehr  viel  weiterem 
Umfang  die  Industrie  dasselbe  aufsucht,  einen  noch  grösseren 
Umfang  annehmen  me  bisher.  Diese  Bemerkungen  dürften  ge- 
nügen, um  darzuthun,  dass  die  dem  Heimstätterecht  zugeschriebene 
günstige  Wirkung  gerade  auch  nach  der  Seite  der  Bevölkerungs- 
Terschiebung  hin  in  vielen  Fällen  gänzlich  unerreichbar  ist. 

g)  Ein  Heimstätterecht  hat  am  ehesten  noch  Aussicht,  ver- 
^nrklicht  zu  werden  da,  wo  es  sich  um  Besiedelung  von  seither 
lobebautem  Lande  oder  wo  es  sich  um  Maassnahmen  der  inneren 
''o Ionisation  (Bd.  I,  §  89  ff.)  handelt,  weil  hier  der  Vortheil 
Wlligen  Landerwerbs  so  sehr  bei  den  Erwerbern  in  die  Wagschale 
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fallen  kann,  dass  diese  wohl  auch  mit  den  strengen  Formen  des 
Heimstätterechts  sich  aussöhnen  mögen,  wie  denn  bei  solchen 
Colonisationen  auch  sonstige  Gründe  dafür  mitsprechen  mögen, 
der  colonisirenden  Stelle  einen  Einfluss  auch  auf  die  Credit- 
gebahrung  der  Golonisten  wenigstens  für  gewisse  Zeit  zu  sicheni. 
Daher  eine  heimstätterechtsartige  Institution  bei  einer  etwaigen 
weiteren  Ausbildung  der  Colonisationsgesetzgebung  (Preussische 
Gesetze  vom  26.  April  1886,  vom  27.  Juni  1890  und  7.  Juli  1891 
über  die  Ansiedelung  in  den  östlichen  Provinzen  und  über  die 
Errichtung  von  Rentengütem)  wohl  verwerthet  werden  dürfte,  in 
welchem  Sinne  auch  im  Deutschen  Landwirthschaftsrath  gewichtige 
Stimmen  laut  geworden  sind. 

h)  Schliesslich  aber  darf  wohl  darauf  verwiesen  werden,  dass 
das  Aufgabeziel  jeder  Agrarpolitik  schliesslich  kein  anderes 
ist,  als  das,  den  bäuerlichen  Besitzungen  die  Eigenschaften  von 
Familien-Heimstätten  zu  geben,  d.  h.  durch  die  bestimmte 
Art  des  Agrarrechts  und  der  Agrarpflege  solche  Allgemein- 
bedingungen des  bäuerlichen  Wirthschaftslebens  zu 
schaffen,  dass  nicht  bloss  die  kräftigsten,  tüchtigsten,  sondern  auch 
die  schwächeren,  minder  geschickten,  minder  leistungsfähigen  in 
dem  Erbe  ihrer  Väter  sich  zu  erhalten  vermögen.  Aber  ein  Irr- 
thum  der  Heimstättefreunde  ist  es,  zu  meinen,  dass  dieses  Endziel 
jeder  Agrarpolitik  mit  dem  mechanisch  wirkenden  Mittel  von  Ver- 
schuldungsverboten oder  schablonenmässigen  Creditverschränkungen 
gewissermaassen  auf  einen  Schlag  sich  erreichen  liesse;  ein  Irr- 
thum  ist  es,  zu  meinen,  dass,  um  dieses  Ziel  mit  Sicherheit  zu 
erreichen,  der  organische  Aufbau  einer  wohldurchdachten,  auf 
die  concreten  Verhältnisse  des  einzelnen  Staatsgebietes  die  ge- 
bührende Rücksicht  nehmenden  Rechts-  und  Verwaltungsordnung 
entbehrlich  werden  könnte;  ein  Aufbau,  der  freilich  über  die 
Grenzen  des  in  einem  Heimstätterecht  zu  behandelnden  Gebiet:^ 
des  Erbrechts  und  Creditwesens  weit  hinausgreift  und  eben  dess- 
halb  nur  allmählich,  schrittweise,  und  zwar  stets  nur  mit  gewissen* 
hafter  Rücksichtnahme  auf  die  Lebens-  und  Wirthschaftsverhält- 
nisse,  auf  die  Charaktereigenthümlichkeiten  und  Sonderart  der 
bäuerlichen  Elemente,  für  die  er  bestimmt  ist,  seiner  Vollendung 
entgegengeführt  werden  kann.  Dass  überall,  in  allen  deutsebeu 
Staaten,  gerade  in  der  Gegenwart  an  diesem  Auf-  und  Ausbau 
einer  von  dem  socialen  Gedanken  der  thunliehen  Sicherung  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  gegen  die  Wechselfälle  des  Lebens  er- 
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füllten  Agrarverfassung  gearbeitet  wird,  kann  ebenso  wenig  bestritten 
werden,  als  es  unzweifelhafte  Thatsache  ist,  dass  auch  ein  Heim- 
stätterecht, wie  das  geplante,  eine  erhebliche  Gewähr  gegen 
wirthschaftlichen  Zusammenbruch  landwirthschaftlicher  Existenzen 
nicht  bietet  (oben  S.  258).  Ist  man  im  Uebrigen  damit  einver- 
standen, dass  die  Ermöglichung  des  Besitzerwerbs  am  Grund  und 
Boden  auch  durch  minder  kapitalkräftige  Glieder  der  staatlichen 
Gesellschaft  als  eine  sociale  Nothwendigkeit  erscheint  und  weiterhin, 
dass  in  der  heutigen  Zeit  die  Aufrechterhaltung  des  Anerbenrechts 
nur  imter  angemessener  Berücksichtigung  der  miterbenden  Ge- 
schwister gedacht  werden  kann  imd  eine  Ausserachtlassung  dieser 
Rücksicht  die  socialen  Klassengegensätze  verschärfen  müsste,  so 
ist  damit  zugleich  die  fortdauernde  Nothwendigkeit  und  Unentbehr- 
lichkeit  der  Besitzcreditverpflichtungen  innerhalb  gewisser  Grenzen 
anerkannt,  mit  diesem  Ergebniss  aber  wiederum  die  starre  Fest- 
legung einer  oberen  Verschuldungsgrenze  ohne  Bücksicht  auf  die 
individuellen  Verhältnisse  unvereinbar.  Dass  diese  Besitzcredit- 
Terpflichtungen,  die  indirect  der  zeitweisen  Abstossung  von  Guts- 
werththeilen  gleichkommen,  und  dass  die  in  Betracht  kommenden 
Creditverpflichtungen  aus  anderen  Ursachen  bis  jetzt  irgendwo 
in  einem  deutschen  Orte  einen  die  ganze  Bauernschaft  oder  auch 
nur  den  grössten  Theil  derselben  erdrückenden  Umfang  ange- 
nommen hätten,  derart,  dass  in  absehbarer  Zeit  der  Bauernstand 
der  Schuldenlast  erliegen  müsste,  ist  gänzlich  unerwiesen,  und  wo 
irgend  zuverlässigere  Erfahrungen  vorliegen,  sprechen  sie  nicht 
für,  sondern  gegen  eine  solche  Annahme  (oben  §§  109/10).  Es 
ist  ebenso  unerweislich,  dass  irgendwo  in  grösserem  Umfange  die 
Bauernschaft  nicht  in  der  Lage  sich  befinde,  die  aus  den  seitherigen 
Schuldverbindlichkeiten  entspringende  Zins-  und  Kapitalbezahlungs- 
pflicbt  zu  erfüllen.  Es  fehlt  daher  das  einzig  durchschlagende 
Argument  für  die  Erlassung  eines  Heimstätterechts,  dass  nämlich 
die  Bauernschaft  in  ihrer  überwiegenden  Mehrzahl  sich  unfähig  er- 
wiesen habe,  in  der  Uebernahme  von  Creditverpfiichtungen  das 
richtige  Maass  einzuhalten  und  dass  ihr  desshalb  eine  diese  Credit- 
verpfiichtungen überwachende  und  das  Maass  derselben  im  Einzelnen 
bestimmende  staatliche  Vormundschaftsbehörde  zu  bestellen 
»ei.  Ein  richtigeres,  zweckmässigeres  Correctiv  gegen  unwirthschaft- 
Üche  Irrungen  imd  Unüberlegtheiten  im  Einzelfall  als  das  vorge- 
schlagene Mittel  des  Heimstätterechts  sind  demnach  Veranstaltungen, 
die  mittelbar  einer  ziellosen  Verschuldung  entgegenwirken,  also  solche 
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I»o«itiT«  Ai>D(li^ruDgfn  des  Agrarrecbtä  iind  der  Agnirpflege.  unter 
deren  Schutz  die  0)>i-rnüiiimen(>  i^cliuldlast  gefahrlos  bleibt,  wobei 
»uf  die  abitchlleriäeiiden  Betraebtungen  dieses  Absclinitta  zu  ver- 
weisen ist 

Amnerkung.    l.  Wp  vom  l)eutscbi!ii  Lundwinhiitiiaftarath  erhobenen  Aeus*e- 
ruii|t«ti  der  l.midw.  Centrulvtreiu«!   tbun  dar  {vgl-  ävs  Verfasser«  Befeml  im  Archiv 
de»  IjindwtrthKhiinsrnth«   vijd  1S93),  daas  msD  in   den   Iwidw.   KreiBen   etuei  Ver- 
witklkhuDK  dos  llrimttülU^^ediuikeuii  mii  den  Mitleln  der  acheuiatiBchi;n  Scbald- 
urcni^eiiUli"!  luiig   und   der  polizeilichen  Bevörmnndnng  in   Bchärfnor 
Weil«    widor^trobt.     Di«    Diciislen    der    sich    BoaNprecbeuden    lajidwirlhscImflliclieB   I 
Central  vereine  b«|^nden  ihre  ahlehuunde  Hitltnng  ^^iiüber  der  EinfiihniDg  einMw 
HalnuUtteTdchU    mit   dem   HinireiH   darauf,    doaa   Se  Verhälluisso  der  bäUdrliclieK'B 
Ht^Olkemug  In   Griiiien   nud  (iatizeii    oneU  ^sunde    und    und   dass    es    desilttlh^ 
»olchor   lu   alle  Hechts  verbal  tnJMe  tier  einachneidendt^r  AeuderODgen  nicht  hedflrfe; 
luKbewjndcn.'  wird  dien  fllr  jene  Ölaatsgobiele  belout,   in  denen  jetzt  schon  eine  die 
Krhreuhtiverhältnintie   angemessen   regelude   GeielKgebniig   besieht,   in  deneu  finner 
fUr  ninn  nn^mpiianne  Befriedigung  des  ReolcredilB  durch  Ü'reditinatilute,  die  nnkänd- 
hiin'ii  Atiriiii(lt''n  l'n'dil  gewähren,   Sorge  getragen  ist.     Wo  die  Gasetagebung  übe» 
ihi-  liiiiri'i-lii'lii'   Kilini'ht  Und   die  orgauisatori scheu  Einrichtun^n   des  (Kredite   eina  j 
i'iii^jin  <  In  lkIi     ViL~^i-sr;iltiing  bis  jetit  nicht   erfuhren  haben,   wird  der   puticulap-   I 
)>'<  In  lii'lii'    « iL-.h  III  •]•■-.  Ajirrarrecbts  und  der  AgrarverH'altuug;  in  dieser  Bichtung  als   1 
L-i>iiiiL.->'t>it    riiii  lii.'i,    lim    einer   etwaigen  Ijeführdong   des  büuerLiehen   Besitzstand«« 
odrr   es  wird  doch  die  vorherige  Lüauug  der  mit  den  Erbrecht»- 
deu  Credltverbältnissen  auBammenhängeudeu  Fragen  als  eine  Torbedingung  für 
diii   Krlnssiiug   ehips   Hcimslättegeselzes    angesehen.  —  tiebereinstiuuaeud    tritt    dii 
M»lmiiii;  berviir,  <1iish  inner  Hllen  rmslftnden  ein  facullulir  gestaltetes  UdmatiUe- 
i,M-li(   ..I™.|mi   >«iikiiiii;,ln.  MrilH^u  werde.  —  Wo.   wie  in  Mecklenburg  (RefeTeut 

Silin! ii-lii'i    /.iiiIlIiii.    <Ii'i    nucb    im   Üentsehen   Laudivirlhschaftsralb   sich   alc.l 

Aiilimi!.'!  I   .t<-   Kl  iiii--i:iiiu<'i  lii-,   in   der  voTgeschlagcuen  Fassung  bekiuuit  hat),  eioe-l 

uniiiil'<ii'.li<'li   "iilih>i4l li-  lit'iirlheilung  des  Heimstitttegesetientwarfs  zn  Tage  ga- 

Iriiii'ii  ini,  lini  lUii'li  iliii  Miiiiiilining  eines  solchen  Gesetzes,  weil  mit  den  bestehendeit 
erb-  uud  bi'UIiriii'ht liehen  Verbilltnissen  dietes  Landes  nichi  verein herlich,  abgelebnt 
werden  milasen.  —  IHe  vum  Deutschen  Landwirthscbaftsrath  in  der  1893er  Tagung 
(Rnfemnlen:  llnehenbcrgor,  Freiherr  v.  Erffa  nnd  Schneider),  im  Ansdiluai 
M  die  Anlrflge  der  Refvreiiteu,  giifassle  Resolntiou  lautet: 

I.  .ruirr  Feslbnllung   aeluer   im  Julkre  1891  gefassten  Bcschlüssu   und  g«.   ■ 
slUtil    nul'   ilii'   bei    weitem    nbern-iegeud   ablehnende  Begutaclitniig  der  J 
drutichon    InndwirthschnftUcben    Centtalvereine    erachtet    der    Deulsdi«  ^ 
LaudwirlbsobalUrMtli   die   bisher  gemachten   Versncbe   der  Au   ^ 
lung  viucs   Unimsliidcrechls  für  praktisch  imminchcnd  nud  wir- 

ä.  .l>er   Deutsche   I.iuidwinltsrhuflsniih  erblickt   wiederholt    in   der  Hbüb- 

Mtltebewegung  einen  grenndcn  siicialpolitiscben  Gcdatiken.   glanbt  aber. 

dau   erfolgreicher    als   durch    utimitielbare   Ginschrjlaknngei]   der   Ver- 

RtgungHfreihoil   In  l'N>dilTerkehr,    dieser   (iedankr  anf  dem  Wege  «iner 

tocial  -  reforuatoriscbea   JLusgrstaltnng    der    vinsduedenen    Uebiete    de« 

Afmnwhts.   insbesundere  hiusirbtlirh  itre  Erhrechis  in  (rnudbeäu.  dv4 

Li«ICriuchanavei-krhrs,   snwie   des  ti  ruudi'cncbuldlulgsrechia  varwirklicbl 

«fnleu  kimu,' 

H.    ,Pa   eine    drn  tiruniignlanken    der  UeiBUliiitebrwegnn?   BÜlhrrnckaichti- 

iri-iiili'  kii-iit'-i-iliiitii-  iW  Atcntrrrrbts  nur  nnler  volltier  Brrnrkächtigung 

~  .üirim  wirthschaftUcheu  nnd  rrrhtlifhm  Tfrbiltniiwf 

'  ^'•'sitavs  in  den  linsetnen  denischrB  Saami  nfolgan 

\  >>rau£SPl>iuig   enf  die  praktiHb«  Aawetrinng  ds 

11.  '     ■;   den  Uer  vtmringead  in  BetncM  kammitttitm  G»- 
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bieten  des  Anerbenrechts ,  des  Yerschuldungs-  und  Creditrechts ,  sowie 
der  Organisation  des  ländlichen  Creditwesens  im  Weg  der  Einzelstaats- 
Gesetzgebung  hin.'* 

2.  Heimstätterechtsartige  Bildungen  in  anderen  Staaten: 

a)  Mecklenburg:  Beschränkungen  des  Hypothekarcredits  Hand  in  Hand  mit 
einer  gewissen  Exemtion  des  Grundbesitzes  vom  Zwangsvollstreckungs- 
recht sind  gegeben  durch  die  (auch  für  zahlreiche  ritterschaft liehe  Erbpächter 
geltende)  Hjrpothekenordnung  fUr  die  zu  Erbpacht  ausgegebenen  Besitzungen  der 
Landesklöster  von  1837,  die  u.  A.  bestimmt,  dass  die  Eintragung  von  Schuld- 
fordenmgen  nur  bis  zu  der  Summe  geschehen  darf,  bis  zu  welcher  dem  Erbpächter 
contra  et  lieh  die  Verschuldung  des  Grundstückes  gestattet  ist;  sowie  durch  eine 
Verordnung  von  1869,  in  der  es  heisst:  Alle  nicht  zum  Hypothekenbnch  ein- 
getragenen Schulden,  sowie  solche  Leistungen  und  Verpflichtungen,  welche  durch 
die  Erbpachtcontracte  nicht  auf  die  Erbpachthufe  gelegt  werden,  ergreifen  die 
letztere  weder  im  Ganzen  noch  in  ihren  einzelnen  Theilen  und  es 
kann  wegen  solcher  Ansprüche  unter  keinen  Umständen  ein  Executions- 
verfahren  auf  dieselbe  gerichtet  werden. —  Ungeachtet  dieser  fast  absoluten 
Sicherheit  sollen,  wie  Paasche  (in  Conrad's  Jahrb.,  N.  F.,  14.  Bd.,  S.  248  ff.) 
hervorhebt,  gerade  die  Mecklenburger  Klosterbauern  nicht  in  besonders  beneidens- 
^erther  Lage  sich  befinden;  es  wird  betont,  dass  dieselben  „in  Intelligenz  und 
Uistungsfahigkeit  meist  hinter  ihren  CoUegen  zurückstehen,  die,  weniger  geschützt, 
gt'zwungen  sind,  im  Kampf  um  die  Sicherheit  ihrer  Existenz  alle  ihre  Kräfte  an- 
ztutrengen.  Das  Geftihl  der  Sicherheit  wirkt  eben  nur  zu  oft  erschlaffend  auf  die 
Energie  des  Besitzers  und  die  Unmöglichkeit,  fremde  Kapitalien  in  der  eigenen 
^irthächaft  nutzbar  zu  machen,  hindert  jeden  Uebergang  zu  rationeller  Kultur  und 
z^ringt  die  Besitzer,  sich  in  denselben  Geleisen  weiter  zu  bewegen,  welche  bereits 
ihre  Väter  und  Grossväter  ausgefahren  haben".  Uebrigens  sind  allgemeine  Be- 
^hränkungen  der  Hypothekarcreditfreiheit  schon  durch  das  Wesen  der  in 
Mt'cklenburg  herrschenden  Erbpachtinstitution  an  sich  gegeben,  indem 
an  der  betr.  Stelle  des  Grundbuchs  zuerst  der  sog.  Kanon  eingetragen,  dann  ein 
Werthantheil,  gleich  der  Hälfte  des  Kanonkapitals,  dem  Erbpächter  zu  eigener 
Credimutzung  zugestanden,  lüerauf  die  sonstigen  Forderungen  der  Grossh.  Kammer 
'Krbbestandsgelder  etc.)  angereiht  und  eingetragen  werden,  wodurch  sich  eine  Ver- 
pfandung nach  dieser  dritten  Stelle  und  eine  Ueberlastung  fast  von  selbst  verbietet. 
'Vgl  auch  die  Anmerkung  in  Bd.  I  zu  §  37,  S.  208  ff.)  —  Für  Staatswesen,  in 
denen  das  Institut  der  Erbpacht  nicht  besteht,  sind  daher  die  Mecklenburger  Rechts- 
«^richtungen ,  die  Schuhmach er-Zarchlin  in  dem  Landwirthschaftsrath  1891 
Archiv  S.  30Ö)  rühmend  erwähnte,  nicht  ohne  Weiteres  venverthbar. 

b)  Rumänien:  In  Art.  VH  des  Agrargesetzes  vom  14./26.  August  1864  ist 
b«^tinimt,  dass  innerhalb  30  Jahren  weder  der  Dorfbewohner,  noch  seine  Erben 
^ine  Hv-pothek  auf  den  ihnen  zu  Eigenthum  überwiesenen  Grund  und  Boden  aufiiehmeu, 
noch  das  Eigenthum  veräussem  können  mit  Ausnahme  au  die  Gemeinde  oder  einen 
andern  Dorfbewohner  ^vgl.  auch  die  Anmerkung  Bd.  I  unter  Ziffer  4  von  §  88). 
Eine  Zunahme  der  Verschuldung  scheint  indess  durch  diese  Gesetzgebung  nicht 
vf*rhindert  worden  zu  sein  und  der  Druck  der  Schuldbelastung  wird  trotz  des 
ß^^tehens  der  dnrch  Gesetz  von  1882  geschaffenen  Landw.  Creditinstltute  (Oase  de 
<'r>^t6  agricole)  durch  die  ungünstigen  Darlehensbedingungen  (lO^'o  ^^^f 
der  aber  wegen  der  Kurzfristigkeit  der  Darleihen  und  der  in  Folge  hiervon  häufig 
veranlassten  Prolongationsgebühren  und  sonstigen  Darlehenskost«n  sich  nicht  selten 
auf  25— 30  Vo  steigeni  soll)  wesentlich  verschärft.  (Siehe  Grünberg,  in  Braun's 
Arrhiv  für  sociale  Gesetzgebung  etc.,  II.  Jahrg.,  S.  74  ff.  u.  S.  88  ff.) 

c)  Serbien:  Die  serbische  Ci\'ilprocessordnung,  ergänzt  durch  ein  Gesetz  vom 
24.  December  1873,  bestimmt  in  §471,  Ziffer  4a,  dass  von  der  Zwangsvollstreckung 
iiu^eaommen  bleiben  bei  jedem  Steuerzahler,  der  sich  in  Stadt  oder  Land  vor- 
Qfhmlich  mit  Ackerbau  beschäftigt,  5  Morgen  Land  mit  Ausnahme  der  stehenden 
oder  hängenden  Frucht;  femer  das  AVohuhaus  mit  Nebengebäuden  und  ein  Morgen 
Ackerland  als  „Hausgrund  und  Haushof."  Die  Veräussenmg  dieses  Vermögens  in 
JHler  Form  ist  verboten.  Tausch  nur  bedingt  gestattet;  in  Xothlagen  (Ueberschwem- 
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mungeu,  Missemte  etc.)  darf  nur  bei  Öffeiitlichen  Kassen  und  nur  eine  Fläche  tod 
3  Morgen  verpfändet  werden.  Durch  eine  Ministerialverordnung  vom  4.  Februar 
1874  sind  diese  Vorschriften  auch  auf  die  sog.  Hausgemeinschaften  oder  Zadmgas 
(Bd.  I,  §  39f  S.  226)  ausgedehnt,  dagegen  bei  Steuer-  und  Schadenersatzfordenmgen 
Boden  und  Haus  für  haftbar  erklärt  worden.     (Nach  Schneider.) 

d)  Indien:  Das  Bauementlastungsgesetz  (the  Dekhan  agriculturist-relief  act) 
enüiält  neben  Vorschriften  über  Wucher,  Verjährung  von  Forderungen,  neben  Vor- 
schriften über  die  Oeffentlichkeit  jeder  Immobiliarverpfändung,  neben  solchen  über 
Quittungszwang,  Bewilligung  von  Theilzahlungen  durch  das  Vollstreckungsgericht, 
Abschaffung  der  Schuldhaft,  neben  Bestimmungen,  die  in  allen  Fällen  persönlichp 
Verhandlung  der  Processparteien  und  in  geeigneten  Fällen  die  amtliche  Zuweisung 
eines  Kechtsbeistandes  verordnen  —  insbesondere  auch  solche,  die  die  Wohnstätte 
des  indischen  Bauern  nebst  einer  zum  Unterhalt  der  Familie  erforderlichen  Fläche 
von  der  Zwangsvollstreckung  ausnehmen  und  betreffs  des  übrigen  Besitzes 
zunächst  die  behördliche  Zwangsverwaltung  für  eine  bestimmte  Beihe  von 
Jahren  vorschreiben  und  erst  bei  Erfolglosigkeit  der  Zwangsverwaltung  den  Verkauf 
dieses  Theils  zulassen.  (Nach  Schneider.)  —  lieber  die  Wirkungen  der  vorstehend 
unter  Ziffer  c  und  d  erwähnten  gesetzgeberischen  Actionen  liegen  dem  Verfasser 
Mittheilungen  nicht  vor. 


§  139.    Hypothekarcreditbeschränkungen   in    Verbiu- 
dung  mit  zwangsgenossenschaftlicher  Organisation 

(Incorporation  nach  Schäffle). 

Vorbemerkung. 

Der  hier  zu  besprechende  Keformplan  von  Schäffle,  Die  Incorporation  des 
Hypothekarcredits,  18^,  hat  eine  ziemlich  umfangreiche  Controversenliteratur  hervor- 
genifen,  auf  die  hier  zu  ven^eisen  ist.  Für  den  Schaff le'schen  Gedanken,  wenn 
auch  mit  Modiiicationen :  Ruh  lau d,  Die  Lösung  der  landw.  Creditfrage,  1886L 
insbesondere  S.  141  ff.,  gegen  SchJÜBTle:  Conrad  auf  der  Versammlung  d.  V.  f. 
SodalpoUtik,  1884  (Bd.  XXVIII  der  Schriften,  S.  23);  H.  F.,  Die  Verstaatlichung 
des  Grundcredits ,  1886,  S.  16,  30,  40  ff.,  Jäger,  a.  a.  O.,  Bd.  U,  S.  364  ff.; 
Meitzen,  Deutsche  Literaturzeitung,  V.  Jahrg.,  Nr.  2;  v.  Miaskowski,  Das 
Erbrecht  und  die  Grundeigenthumsvertheilung  im  Deutschen  Reich,  2.  Abtheil, 
S.  231  ff.;  Schmoller,  in  den  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  etc.,  N.  F.,  Bd.  XI,  S.  571  ff.; 
Derselbe:  im  Preuss.  LandesökonomiecoUegium  von  1889  (^Thiel's  Landwirthsch. 
Jahrb.,  Bd.  XVlü,  Ergänzungsbd.  II,  S.  766);  R.  Schneider  üi  den  oben  (S.  242» 
citirten  Aufsätzen. 

Nur  sehr  äusserlich  verwandt  mit  dem  Schaff  le'schen  Reformplan  ist  der  Vor- 
schlag von  L.  V.  Stein,  wie  er  ilin  in  dem  amtlichen  Gutachten  an  die  Oesterr. 
Regierung  (.Bauerngut  und  Hufeurecht,  1882)  näher  entwickelt  hat.  Nach  diesem 
Plan  soll  jedem  Besitzer  einer  Hufe  —  auch  vom  kleinsten  Flächenmaasse  —  ge- 
stattet sein,  sein  Gut  durch  Eintragung  in  das  „Bauembuch''  zu  einem  untheilbareii. 
der  Belastung  und  Execution  für  die  Einzelschuld  verschlosseneu  und  nur  der 
bäuerlichen  Creditgenossenschaft  haftbaren  Gut  (geschlossene  Hufe)  zu  erklären: 
auch  solle,  wenn  ein  bisher  nicht  eingetragenes  Gut  in  Execution  verfiiUt,  der  Er- 
steher zur  Zahlung  des  Meistgebotes,  zum  Rückenbesitz  und  zum  Eintrag  in  das 
Bauembuch  verpflichtet  sein.  Neben  den  geschlossenen  Hufen  müsste  etwa  eiu 
Drittheil  von  Gnmd  und  Boden  als  walzende  Grundstücke  dem  freien  Verkehr  iu 
Erbschaft,  Schuld  und  Credit  überlassen  bleiben.  Dass  der  Hufenbesitzer  genau 
wie  jetzt  sich  verschulden  und  zum  „Knecht  der  Genossenschaft''  werden 
kann,  räumt  L.  v.  Stein  selber  ein  (a.  a.  0.,  S.  44);  und  da  ihm  ausserdem  das 
Recht  zustehen  soll,  die  Bauenihufe  ihres  dessfallsigen  Charakters  einer  durih 
andere  als  Genossenschaft sschulden  nicht  verscliuldbaren  Hufe  jederzeit  durch  A«*r- 
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utkssmig  ihres  Strichs  im  Haienbuch  wieder  zu  entkleiden,  so  muss  man  sich  billig* 
fragen,  wie  eine  solche  lose  Verfassung  im  Sinn  des  Verfassers  die  „Schuldknecht- 
»chaA*^  besser  soll  beseitigen  können,  als  unter  dem  Walten  einer  angemessenen 
Creditorganisation  und  eines  maassvoll  gestalteten  Zwangsvollstreckungsrechts  auch 
mögUch  wäre.    Vgl.  auch  die  kritischen  Bemerkungen  in  Bd.  I,  §  80,  Anm.  a. 

1.  Die  Betrachtung,  dass  die  Creditsperre  des  sog.  Heimstätte- 
rechts, wenn  und  solange  dieses  nicht  von  einer  zweckentsprechen- 
den Organisation  des  Credits,  mindestens  für  die  nöthigen  Zwecke 
des  Betriebs,  sowie  zur  Erholung  von  Unglücksfällen,  begleitet  ist, 
leicht  verhängnissvoll  für  den  Heimstättenbesitzer  werden  kann; 
und  die  weitere  Erwägung,  dass  die  Mittel  zur  Bekämpfung  der 
agrarischen  Noth-  und  Missstände  mehr  leisten  müssen,  als  blosse 
<lie  Kaufs-  und  Erbüberschuldung  zu  hindern;  dass  diese  Mittel* 
insbesondere  „Nichts  enthalten  dürfen,  was  den  Schlendrian  und 
Leichtsinn  begünstigt,  was  der  Besitzergreifung  durch  den  tüch- 
tigsten, betriebsamsten,  kapitalreichsten  Wirth  und  durch  die  ren- 
tabelste Betriebsweise  Abbruch  thun  könnte";  dass  sie  „auch  die 
aus  Familien-  und  Wirthschafts  -  Unglück  entspringenden  Stösse 
pariren  helfen  müssen";  dass  endlich  „die  centralen  Maassregeln 
zeitgemässer  Agrarpolitik  zugleich  den  Stützpunkt  für  standschaft- 
liche  Wahrnehmung  der  bäuerlichen  Interessen,  namentlich  für 
corporative  Stärkung  der  bäuerlichen  Sitte  gegenüber  jeder  Art 
einreissender  Verlumpung  darzubieten  haben";  dass  aber  „weder 
das  Eine  noch  das  Andere  blosser  Rückgriff  auf  altes  Agrar-  oder 
auf  bevorzugendes  Erbrecht  gewährleisten  kann"  —  hat  zu  dem 
Vorschlag  einer  corporativen  Organisation  des  bäuer- 
lichen Grundbesitzes  hingeleitet,  der  Art,  dass  die  Cor- 
poration das  ausschliessliche  Recht,  aber  auch  die  Verpflichtung 
zur  Beleihung  des  Grundbesitzes  in  Fällen  wirklichen  Bedarfs  habe 
und  dass  eine  Execution  in  den  Grundbesitz  nur  aus  Forderungen 
der  Corporation  und  nur  durch  sie  stattfinden  dürfe  (Schäffle's 
Incorporation  des  Hypothekarcredits).  Das  Wesen 
dieser  „Incorporation",  sowie  die  von  dem  Institut  erwarteten 
Vortheile  sind  aus  den  nachstehenden  Sätzen  zu  entnehmen*): 

1.  Wesen  der  Incorporation. 

a)  Unter  Incorporation  des  Realcredites  ist  die  körperscliaftüche  Yer- 
miigiuig  aUer  mittleren  und  kleinereu  Grundbesitzer  zum  Zweck  der  Ordnung-  und 
NichfTsteUung  des  Hypothekarcredites  zu  verstehen. 

b)  Die  Grundbesitzer  mit  Ausnahme  derjenigen,    welche  das  Gesetz  besonders 

*)  Vgl.  Schäffle,  a.  a.  0.,  insbes.  S.  4,  6  ff.,  69,  75,  86  ff.,  welchen  Stellen 
die  obigen  Sätze  wörtlich  entnommen  sind. 
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ausnimmt  (privater  Grossgnindbesitz,  Domänen^  Communalland  u.  s.  yy.)  treten  zu 
engeren  Bezirks-  oder  Kreis-  und  diese  zu  Landes-  oder  Provinzialverbänden, 
zuhöchst  zum  Reichsverbande,  zusammen. 

c)  Diese  zwangsverbindlichen  Verbände  sind  zur  Befriedigung  der  geseUlicli 
anerkannten  Creditbedürfhisse  aus  dem  Erlös  des  Verkaufes  von  Centralcorporations- 
Pfandbriefen  allein  berechtigt,  zur  Gewährung  dieser  Creditbednrfiiisse  im 
gesetzlichen  Ausmaasse  und  uut«r  den  gesetzlichen  Bedingungen  aber  auch  un- 
bedingt verpflichtet. 

d)  Der  Bezirksausschuss  der  Corporation  überwacht  die  beleihungsgemässe 
Verwendung  des  an  sich  nur  für  bestimmte  guts-  und  familienwirthschaflliche 
Bedürfoisse  gewährbaren  Credites.  Zu  den  beleihbaren  Zwecken  gehören:  wirk- 
liche Meliorationen,  Bedürfnisse  der  Erholung  von  ausserordent- 
lichen Unfällen,  Bedarf  für  Versicherungseinzahlungen  und  für 
gewisse  Familienzwecke.  Consumtionscredit  ist  unbedingt  nicht  hypo- 
thecirbar.  Credit  für  Abzahlung  und  Sicherstellung  von  Kaaf- 
schillingsresten  und  von  Ansprüchen  der  Miterben  soll  gar  nicht 
oder  nur  beschränkt  gewährt  werden.  Betriebscredit«,  wenn  sie  von  all- 
gemein und  selbstständig  zu  organisirenden  „eingeschriebenen'*  Personalcredit- 
genossenschaften  gewährt  sind,  könnten  unterpfandlich  sicher  gestellt  werden,  und 
hätte  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners  die  Personalcreditgenossen- 
Schaft  den  Anspruch  auf  Ersatz  ihrer  vorgemerkten  Credite  durch  die  Realcredii- 
€oq)oration,  welche  dagegen  den  entsprechenden  Hypothekarpfandrechtstitel  erwerben 
würde.  An  Crediten  der  gesetzlich  zulässigen  Art  dürfte  im  Ganzen  höch- 
stens bis  fünfzig  (vierzig?)  Procent  des  Schätzungswerthes  des  Gutes 
gewährt  werden.  Die  Schätzung  geschähe  nach  dem  Reinertrag  unter  KapitaU- 
sining  mit  einem  dem  Ziusfuss  der  letztjährigen  Pfandbriefemissionen  ein  wenig 
übersteigenden  Zinsfass. 

e)  Die  Auf  bringung  der  Darlehensvaluta  würde  durch  Ausgabe  von  Central- 
corporationshyp  othekarpfandbriefen  erfolgen,  welche  binnen  spHtesteIl^ 
15  bis  25  Jahren  zu  tilgen  wären.  Für  die  Verzinsung  und  Tilgung  treten  bei 
Zahlungsunfähigkeit  der  Bezirks(Kreis)-Coi*poratiou  in  vorschussweiser  Deckung  die 
weiteren  Verbände  ein. 

f)  Dem  Anspruch  auf  Hj'pothekarcredit  bei  der  Corporation  kann  ergänzend 
das  weitere  Recht  jedes  Corpora tionsgenossen  zur  Seite  gestellt  werden,  seineu 
Grundbesitz  an  die  ('orporation  zu  einigen  Procenten  unter  dem  Taxwerthe  ab- 
zustossen  (zu  oiferiren),  und  die  Pflicht  der  Genossenschaft,  den  durch  Ab* 
stossung  (oblatio)  oder  durch  Vollstreckung  angefallenen  Grundbesitz  —  Wald 
ausgenommen  —  jedem  meistbietenden  Landwerber  zu  Pacht  oder  zu  Eigeuthum 
abzutreten,  wobei  jedoch  die  Corporation  in  organischer  Verbindung  mit  der  Landes- 
kultur- und  Agrarbesitz -Polizei  anderen  gesellschaftlichen  Interessen  Rechnung  zu 
tragen  hätte. 

g)  Der  reine  Gewinn  der  Coq)oration  am  Unterpfandsgeschäfte  hätte  den 
Unterpfandsschuldnem,  der  reine  Gewinn  an  der  Besitzwechselvermi ttelnni: 
den  Pächtern  und  für  eine  gewisse  Frist  den  Käufern  von  Corporationsland  zu  gutf 
zu  kommen. 

h)  Die  Corporation  wäre  im  ausschliesslichen  Besitz  des  ünterpfands- 
rechtes  gegen  Befriedigung  der  Legalpfandrechte  des  Fiscus  etc.  Die  Unterpfänder 
fielen  ihr  zum  Taxwerthe  ohne  weiteres  Subhastationsverfahren  zu,  wenn  der 
Schuldner  den  Credit  für  beleihungswidrige  Zwecke  verwendet,  oder  wenn 
er  mit  Zinsen-  und  Amortisationsanzahlungen  im  Rückstand  bleibt,  ohne  Stun- 
dung erlangt  zu  haben. 

i)  Die  In  Corporation  würde  natürlich  nur  unvollständig  wirken,  wenn  nicht 
zugleich  dafür  gesorgt  wäre,  dass  bäuerliche  Arbeit  und  bäuerlicher  Besitz  nicht 
in  anderer  und  vielleicht  gefährlicherer  Form  gedriickt  und  erdrückt  werden 
können.  Letzteres  wäre  möglich,  wenn  Personalcreditverbindlichkeiten  in  den  Grund- 
besitz und  seine  Betriehtzugehör  —  stets  oder  auch  nur  für  den  Erbfall  —  exequirt 
werden  könnten;  diese  allernächste  (refahr  wird  desshalb  dadurch  ausgeschlossen, 
dass  in  den  Grundbesitz  nur  Forderungen  der  Corporation  und  zwar  zum  ^'^^f- 
porationstaxwerthe  vollstreckbar  sein  sollen. 
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2.  Gerühmte  Yortheile  der  „Incorporation*^. 

a)  Die  Maassregel  verschafft  sichersten  und  wohlfeilsten  Credit  und  zwar 
jedem  bäDerlichen  Grundbesitzer.  Sie  schliesst  unproductive  Ueberschuldung  und 
VtTächuldung  in  ruinösen  Formen  (Kündbarkeit  u.  s.  w.)  schlechtweg  aus.  Indem 
sie  den  wirklich  gesunden  Credit  aus  eigener  Kraft  der  Landwirthschaft  heraus, 
ToU  und  gan2^  befriedigt^  verlegt  sie  unmittelbar  und  mittelbar  dem  Wucher  den 
Wrer.  Ohne  Aufhebung  der  Wechselfähigkeit  macht  sie  dennoch  den  Gebrauch  des 
in  den  Grundbesitz  und  in  das  landwirthschaftliche  Betriebsinventar  nicht  mehr 
voUätreckbaren  Wechsels  völlig  unschädlich.  Sie  vermag  die  grösste  Vereinfachung 
der  Zwangsvollstreckung  mit  der  grössten  Gerechtigkeit  gegen  sämmtliche  Glaubiger 
and  mit  fortschrittlichster  Weiterentfaltung  des  fruchtbaren  Credits  zu  paaren.  Aller 
j»rodactive  und  wirthschaftliche  Credit  hätte  freie  und  doch  bauemschafblich  contro- 
iirie  Verwendung.  Hjrpothekar-  und  Personal-,  Anlage-  und  Betriebscredit  wären 
wirthschaftlich  und  vollstreckungsrechtlich  auf  sachgemässe  Weise  auseinander- 
jrehalten,  jener  zwangs-,  dieser  freigenossenschaftlich  organisirt,  letzterer  an  ersteren 
^nrksam  und  in  rechtssicherer  Organisation  angelehnt.  Die  „Verkehrs fr eiheit" 
hätte  nur  ihre  Verworrenheit  und  ihre  Missbräuche  verloren,  im  üebrigen  wäre  die 
-Freiheit  des  Credit  es"  praktisch  erst  recht  zur  Entwicklung  gebracht.  Die 
<'reditorganisation  würde  sich  auf  Gebiete  erstrecken,  auf  welche  sich  die 
Adienhvpothekenbanken  nicht  verlegt  oder  von  wo  sie  sich  wieder  zurückgezogen 
liaben.  Jenem  heimlichen  Creditnehmen ,  welches  dem  Wucher  die  breiteste  Hand- 
tabe  gibt,  wäre  mittelbar  selbst  für  Betriebsschulden  gewehrt.  An  der  Stelle  des 
alten  patriarchalen,  immer  mehr  precär  gewordenen  Creditnehmens  bei  Verwandten, 
Privatleiheni,  Winkelgeldmännem  wäre  eine  positive  und  zoitgemässe,  zwangs-  und 
trvi^nossenschaftliche  Organisation  des  Real-  und  des  Personalcredites  und  recht* 
zHiijfe  Abwickelung  der  Erb-  und  Kaufschulden  erreicht.  Dem  Leihkapital 
^Mirde  in  den  Centralcorporationspfandbriefen  die  denkbar  sicherste  und  be- 
'^uemste  Anlage  dargeboten.  Der  reine  Ertrag  des  von  der  (Korporation  ver- 
))achteten,  bezw.  veräusserten  Landes,  mit  Zuschuss  der  Corporationsrückdivideude, 
würde  maassgebend  für  die  Vergeltung  der  productiven  Arbeit  im  ganzen  Lande, 
wenigstens  so  lange,  als  keine  üebervölkerung  eintreten  oder  die  überschüssige 
Bevölkerung  durch  geschickte  Colonisation  abgezogen  würde.  Diese  Vortheile 
würden  erreicht  ohne  jede  Spur  von  Communismus;  denn  die  Corporation  würde 
dorrh  ihren  Dienst  den  Boden  nicht  zu  öffentlichem  Eigenthnm  verschlingen,  sie 
•furd«'  nur  —  den  Credit  obligat,  den  Besitzwechsel  facultativ  —  vermitteln,  um 
d^n  Febergang  des  Grundbesitzes  von  wirthschaftlich  unselbstständigen  und  schwan- 
krtiden  IndiWduen  ab-  und  zu  den  geeignetsten  Culturarten  und  Besitzformen  hiu- 
ztileiten.  Der  aus  dieser  Vermittelung  und  Leitung  hervorgehende  Reingewinn 
kirne  nächst  der  Sicherstellung  der  Institution  —  ganz  den  Pacht-  und  Ankaufs- 
M'haldsem  unter  den  Genossen  zu  gut.  Das  Gegentheil  einer  offenen  oder  ver- 
dN'kten  Generaldomänenwirthschaft  und  Confiscation  der  Grundrente!  Dem  durcli 
die  Institution  vermittelten  Besitz  Wechsel  wäre  sogar  die  Freiheit  von  Besitz- 
«echselgebühren  unserer  Ansicht  nach  unbedingt  einzuräumen.  Indem  selbst  der 
mittlere  und  kleine  Landwirth  von  nicht  wirklich  productiven  familien-  und  guts- 
«irthschafllichen  Schulden  frei  bliebe,  indem  er  drückenden  Eigenbesitz  in  betriebs- 
kraftigen  Pachtbesitz  verwandeln  könnte,  wäre  ihm  auch  mehr  Betriebskapital  als 
'y\z[  gesichert,  er  hätte  mehr  Personalcredit,  welcher  durch  die  an  die  Kealcrcdit- 
incorporation  angelehnte  Personalcreditorganisation  sich  auf  das  Wirksamste  ge- 
^Ähnn  liesse.  Der  Mittel-  und  Kleinbesitz  würde  nicht  bloss  zu  den  individuell 
t'ichtigeren,  sondern  auch  zu  den  kapitalkräftigeren  Individuen  sich  hinbewegen,  die 
L*ndwirthBchaft  würde  sich  lieben. 

Abgeschnitten  —  und  zwar  gründlich  —  wären  aber  allerdings  der  Wucher, 
<ti*  Verstrickung  in  Lumpenschulden,  die  Verführung  zur  Landspeculation  und  die 
'iöt^rschlachterei,  die  üeberbürdung  mit  land-  und  volkswirthschaftlich  hemmenden 
lUnfrest-  und  Erbabfindungsschulden,  indem  hierfür  die  Hypothekarbelastung  miu- 
<J«>«enb  beschränkt  wäre.  Die  Folge  der  Einschränkung  der  Belastung  wäre  jedoch 
»»ör  die,  dass  unamorfisirbare  Schulden  überhaupt  nicht  entstehen,  dass  —  gleith- 
vi»-!  ob  unter  römischein  Pflichttheilsreoht ,  oder  bäuerlichem  Anerbeiirecht ,  oder 
*^gli8ch-amerikanischer  Fideicommiss-  und  Testirfreiheit  —  die  Familien  selbst,  und 
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zwar  die  Geschwister  wie  der  Vater,  den  stärksten  Antrieb  erhielten,  in  freier  Ver- 
einbarung und  Verfügung  das  Familiengut,  soweit  es  sich  wirthschafUich  behaupten 
lässt,  dem  Anfall  an  die  Corporation  zu  entziehen ;  Anerbenrecht  nnd  Fiddcommüs- 
gebundenheit  brauchten  in  keiner  Weise  aufgezwungen  zu  werden,  würden  jedoch, 
wenn  man  sie  wirklich  zweckmässig  findet,  aus  dem  Institut  der  Creditinoorporatiou 
heraus  den  stärksten  Impuls  facultativer  Anwendung  und  zweckmässiger  BenntzoDg 
empfangen. 

b)  Der  volkswirthschaftlichen  Natur  entspricht  auch  die  rechts- 
politische £igenthümlichkeit  der  Maassregel.  Die  ^Incorporation*"  schafft  aL» 
allgemeine  Einrichtung  einen  gesetzlichen  Specialverband  der  Grundbesitzer,  welcher 
in  Selbstverwaltung  den  doppelten  Zweck  erfüllt,  einerseits  der  privatrechtlichen 
Verkehrsfreiheit  der  Grundbesitzbelastung  und  Grundbesitzbewegung  durch  emu 
positive  freiheitliche  Ordnung  die  volle  praktische  Entfaltung  erst  zu  schaffen,  ander- 
seits der  freigenossenschaftlichen  Selbsthilfe,  wie  der  staatlich  - communalen  Land- 
wirthschaftspflege  und  der  standschaftlichen  Selbstvertretung  der  Bauern  einen  festen 
Stützpunkt  darzubieten.  3üt  dem  extremen  Liberalismus  des  laissez  faire  hat 
der  Vorschlag  die  unverlierbare  Wahrheit  des  liberalen  Rechtes  gemein,  der  indivi- 
duellen Regsamkeit  in  ihrer  gesellschaftlich  nützlichen  Aeusserung  vollen  Lauf  za 
lassen;  er  entfernt  sieh  jedoch  von  jenem  Liberalismus  damit,  dass  er  der  jetzigen 
Freiheit  bis  zum  schrankenlosen  Missbrauch  eine  Ordnung  des  rechten  Gebrauche:» 
noch  hinzufügt.  Mit  allem  Socialismus  dagegen  hätte  der  Vorschlag  das  berech- 
tigt Socialistische  gemein,  überhaupt  eine  öffentlich-rechtliche  Ordnung  des  privat- 
rechtlichen  Freiheitsgebrauches  zu  Gunsten  aller  productiven  Arbeit  —  der  leitenden 
wie  der  dienenden  —  zu  schaffen;  allem  einseitigen  Socialismus  tritt  er  jedoch 
darin  schroff  gegenüber,  dass  er  öffentlich-rechtliche  Collectivproduction  überhaupt 
nicht  zulässt.  Selbst  mit  den  „Baueminnungen'^  der  Agrarier  hätte  die  Credit- 
incorporation  gar  Nichts  gemein;  denn  sie  will  keinerlei  corporative  Productions- 
oder  Betriebsgemeinschaft,  sondern  nur  Gemeinschaft  der  Sicherung  und  Ordnunj; 
des  Hypothekarcredits  in  bauemschaftlicher  Selbsthilfe;  sie  will  nicht  einen  Verband 
für  allerlei  Zwecke.  Die  Freiheit  des  Betriebes  und  der  Bewirthschaftung,  worin 
der  höchst  scharfkantige  Eigenthumssiun  (Individualismus)  der  Bauern  am  wenigsten 
Spass  erträgt,  bliebe  nicht  nur  vollständig  unangetastet,  sie  könnte  sich  nun  erst 
recht  praktisch  rühren,  ohne  hüben  und  drüben  die  Hechel  eines  Wucherers 
zu  streifen. 

c)  Den  Träger  der  Agrarpolitik  der  Gegenwart  und  Zukunft,  die  Basis  einer 
glücklichen  Handhabung  auch  des  Familien-  und  Erbrechtes,  kann  nur  der  ganze 
Stand  der  Landwirthe  abgeben.  In  corporativer  Gliederung  ist  er  fähig, 
selbst  den  gesellschaftsschädlichen  Aeussenmgen  des  Familiengefiihls  nnd  dem  Mi^ä- 
brauch  des  Familien-  und  des  Erbrechtes  gegenüber  das  überragende  Agrarinteresüe 
der  ganzen  Gesellschaft  wahrzunehmen,  welches  darin  besteht,  dass  der  Boden  stets 
dem  besten  Wirthe,  der  werth vollsten  Betriebsweise,  dem  ergiebigsten  Besitzzusammeu- 
Schlüsse  zugeführt  und  dass  der  Bodenertrag  auf  die  gesellschaftlich  wünschen^- 
wertheste  Weise  unter  die  besitzenden  Producenten,  bezw.  unter  die  gesellschaftlich 
sonst  nützlichen  besitzenden  Nichtproducenten  zur  Vertheilung  komme.  Dafür  sorgt 
uubeschadet  irgend  einer  Wohlthat  modemer  „Verkehrsfreiheit"  die  Incorporatiou 
des  Hypothekarcredites  und  was  sich  sonst  an  diese  anschlicsst.  Wenn  diese  In- 
corporatiou erfolgen  sollte,  so  würden  auch  das  facultative  Anerbenrecht  und  die 
Testirfreiheit  einerseits  wirksamer,  andererseits  ungefährlicher  werden.  Die  In- 
corporatiou hat  eben  eine  über  die  Wirksamkeit  familien-  und  erbrechtlicher  Be- 
stimmungen weit  hinausreichende  Bedeutung  und  erstreckt  ihre  W^irkungen  direci 
auf  das  ganze  Creditwesen,  auf  den  freihändigen  Verkehr  unter  Lebenden,  auf 
Arrondirung,  Melioration  und  Landesculturpfiege ,  auf  das  VoUstreckungs-  und 
Concursrecht.  An  die  Creditcorporation  kann  auch  eine  bauemschaftliche  Fach- 
vertretung sich  anlehnen;  auf  eine  seinen  eigenthümlichen  Bedürfhissen  angepasste 
Fachvertretung,  auf  eine  ebensolche  Privatrechts-,  Executionsrechts-,  Concursrechts- 
und  Gerichts-Bildung  hat  aber  der  Landwirth  ebensogut  ein  Anrecht,  wie  der  Kauf- 
mann und  der  Industrielle  auf  die  Handels-  und  Industriekammem,  auf  das  HandeU- 
und  Wechselrecht,  auf  die  wechselrechtliche  Zwangsvollstreckung,  auf  die  HandeU- 
porichte  und  Börsenschiedsgerichte  d.  h.  auf  alle  jene  Einrichtungen,  deren  sich 
„liberale'*  Industrie  und  Handel  längst  erfreuen. 
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2.  Würdigung  der  Realcredit-Incorporation.  An 
Originalität  und  Grossartigkeit  des  Aufbaus,  an  Folgerichtigkeit 
in  der  Durchführung  der  grundlegenden  Gedanken  überragt  die 
Schäffle'sche  Incorporation  weitaus  alle  anderen  Reform- 
vorschläge, die  auf  eine  Einengung  des  Hypothekarcredits  und  auf 
Hnen  Schutz  gegen  die  Folgen  der  Ueberschuldung  abzielen;  die 
Halbheit  und  Gebrechlichkeit  des  sogenannten  Heimstätterechts 
insbesondere  kann  nicht  schärfer  beleuchtet  werden,  als  im  Lichte 
dieser  feinsinnigen  Gliedening  einer  Agrarverfassung ,  in  der 
jedes  Bauelement  organisch  dem  anderen  sich  einfügt,  in  der 
(Yeditsperre  und  nöthige  Creditbefriedigung,  freie  Bewegung  des 
Grundeigenthiuns  und  Gnmdbesitzsicherung  in  ein  bewunderns- 
werthes  Gleichgewicht  gebracht  worden  sind.  Wenn  gleichwohl, 
im  Sinne  früherer  Ausführungen  in  diesem  Kapitel,  doch  nur  der 
Grundgedanke  des  Plans,  die  Organisation  der  Credit- 
befriedigung auf  corporativer  Grundlage,  uneinge- 
schränkt gebilligt,  der  Einzelausfühnmg  des  Reformplans  dagegen 
in  wesentlichen  Beziehungen  widersprochen  werden  muss,  so  sind 
hiefür  insbesondere  die  folgenden  Erwägungen  als  maassgebend 
zu  erklären: 

a)  Die  grundsätzliche  Nichthypothecirbarkeit  der 
Kaufschillingsreste  und  Erbabfindungsgelder  kann  nach  den  voraus- 
gegangenen Betrachtungen  nicht  als  ein  unbedingtes  Bedürfniss, 
aber  auch  nicht  als  eine  vöUig  einwandfreie  Lösung  des  Problems: 
die  Grundwerthe  auf  ihrem,  dem  Ertragswerth  entsprechenden 
XiTeau  zu  erhalten  und  die  durch  Ueberzahlungen  bewirkte  Ueber- 
schuldung zu  hindern,  angesehen  werden.  Liegt  auch  in  Kauf- 
schillingsresten und  Erbabfindungscrediten  eine  Hauptursache  der 
Verschuldung,  so  ist  doch  nicht  jede  Verschuldung  dieser  Art  als 
unvereinbar  mit  dem  Wesen  des  Grundbesitzes  und  mit  der  fort- 
schreitenden Entwicklung  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  zu 
erachten.  Die  wünschenswerthe  Einengung  der  zahlungsunfähigen 
Nachfrage  nach  Grund  und  Boden  und  die  Zurückführung  der 
Bodenpreise  auf  ihren  wahren,  durch  den  Ertragswerth  repräsentir- 
ten  Werth,  die  Verhinderung  zielloser  Ueberschuldung  mit  Kauf- 
schillingsresten kann  auch  auf  minder  radicale  Weise  —  durch 
me  Organisation  des  Credits,  die  die  Realisimng  richtigerer  Be- 
leihungsgrundsätze  verbürgt,  durch  eine  Reform  des  Zwangsvoll- 
streckungsrechts, die  der  leichten  Aufnahme  von  Nachhypothek*»n 
hinderlich  sich  erweist,  durch  die  Erschwerung  leichtfertiger  Güter- 
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Iiänil^l  und  ähnliche  positive,   unmittelbar  uiid  tmtt«1har  den  spe- 
culativen  Gütemmsatz  hemmende  KechtägeEtattuugen  mit  der  Zeit, 
wenn  nicht  vollkommen,  so  doch  annähernd  erreicht  werden;  wäh- 
rend für  die  Verhinderung  einer  üeberschuldung  mit  Erbahfindunga- 
erediten  das  Mittel  in  einer  angemessenen  Ausgestaltung  de»  Erb- 
rechts selber  zu  suchen  ist.    Die  Erzwingung  der  BaarzaliluJig  hei 
allen   LiegensehaftBtransactionen    kann    sehr    leicht    dazu    führen, 
tüchtigen,  fleiasigen,  strebsamen  Elementen  der  Landbevölkerung 
das  Emporklimmen   auf  der   socialen   Staffel   Ober   Gebühr  zu   er- 
Hchwereu   und   den  Landei-werb   zu  einem   Privilegium   der  augen- 
blicklich Vermöglichsten,  Kapitalkräftigsten  zu  machen,  die  indess 
vermöge  ihrer  grösseren  Kapitalkraft    noch  nicht  Oarantioen  für 
die  den  jeweiligen  Verhältnissen  angejjasste  zweckniässigste  Be- 
wirthscliuftung  bieten:    selbst    die  Aufsaugung  durch  städtischen 
Kapitalistenbesitz,  der  die  erworbenen  Gilter  in  der  Fonn  der  Zeit-   . 
paclit,   vielleicht  gar  der  Paroellenpacht  auszunützen  versucht  seia  1 
wird,  w5re  nicht  ansgesehlosaen.    Betreffs  der  Nichthypothecirbap«  ! 
keit  der  Erbabßndungsgelder  gelten  die  oben  zur  Kritik  des  sog. 
Heimstätterechts  gemachten  Bemerkungen   in  verschärftem  Grade,  J 
sofern  jene  Niclitbypothecirbarkeit  nicht  von  einer  schwer  erzwing^ 
baren  Verordnung  der  Versicherungspflicht  zu   Gunsten  der  G« 
schwister  des  Anerben  begleitet  wäre.     Die  Meinung,  dass,  „wei 
man  auf  Credit  Grundbesitz  nicht  erwerben  kann,  man  daher  apareiü*' 
später  und  vorsichtiger  heirathen  werde",    imd  dass,  wenn   eine 
Pflicht   zur  Äusstattungsfürsorge ,   ohne   den  Anerben  überaehulden 
zu  können,  bestehe,  „man  an  der  proletarischen  Kinderzahl  keinftj 
Freude  haben  werde'-,  dürfte  hingesehen  auf  die  unüberlegten  Eheifl 
Schliessungen  in  Arbeiterkreisen  ohne  Grundbesitz  und  die  hier  zM 
beobachtende  proletarische  Volksvermehrung  ebenfalls  nicht  einwand- 
frei sein.    Anch  zeigt  die  Erfahrung,   dass   zahlreichen   ländlichen. 
auf  den  Besitz  kleiner,  wenn  schon  mit  Kauf-  oder  Familienschulden 
belasteter  Anwesen   aufgebauten  Familienexistenzen  die  Gründimg 
eines  im   Sinn  jener  Meinung  vorzeitigen  Haushaltes  nicht  zum 
Jlaehtheil  gereichte,  dass  vielmehr  gerade  in  diesen  Kreisen  die  Sorge 
um   die  Behauptung  des  Besitzes  die  Tugenden   der  Sparsamkeit, 
dee  Fleisses,   des  wirthschaftlichen  Vorwärtsstrehens  in   schönster 
Weise  zu  zeitigen  pflegt;  und  dass  viele  dieser,  im  harten  Bingen 
geschulten   Existenzen  mit   der  Zeit   in   bessere  Verhältnisse   sieh 
heraufarbeiten,  als  die  von  vornherein  sorgenfreieren,  weil  wenig  odw  I 
nicht  schuldenbelasteten  Gnindbesitzer.    Die  Schulden&eiheit  j 
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I  währleistet  oben  an  und  fflr  sich  noch  nicht  ilin  Bethfitiguiig  wirtb- 
I  Khaftücher  Tugenden  und  dii*  Behauptung  dos  Erworbenen  oder 
I  Ererbten :  fflr  viele  Menschen  wird  immerdar  die  Sorge  um  die 
[  Behauptung  des  Daseins  die  nöthige  und  unentbehrliche  Lehr- 
I  meisteriu  zur  Aneignung  und  Bewahrung  wirthachaftlicher  Tugenden 
I  bleiben:  und  nur  ein  Uebemiaas»  der  Sorge,  veranlasst  durch 
'  hoffmmgsloäe  Gestaltung  der  WirthschaVtslage,  niederdrückend,  er- 
schlaffend und  lähmend  wirlien. 

b)  Nicht  minder  gewichtige  Bedenken  sind  gegen  das  Ab- 
stossungsrecht  der  Corporationsgenosseu  hinsichtlich  ihres  mit 
Schulden  belasteten  Besitzes  an  die  Genossenschaft  geltend  zu 
machen.  Die  Aussicht,  beim  Nichteintreten  der  bei  dem  Besitz- 
erwerb vermutheten  Uonjuncturen  sich  des  Besitzes  ohne  erheb- 
liche Verluste  jederzeit  zu  Lasten  der  Corporation  eutsclilagen  zu 
kennen,  wird  bei  minder  energischen,  zaghafteren,  willensschwächeren 
Menschen  leicht  die  Versuchung  bilden,  auch  ohne  zwingenden 
Gnuid  der  Verantwortlichkeit  des  Eigenbesitzes  sich  zu  entledigen, 
sei  68,  um  von  dem  Recht  der  Fortbowirthschaltimg  des  Anwesens 
iii  der  Form  der  Zeitpaeht  Gebrauch  zn  machen,  sei  es,  uin  mit 
dem  BaarerlOs  einem  anderen  Berufszweig  sich  zuzuwenden.  Das 
Abatossnugsrecht  kann  also  in  wirthschaftlich  ungünstigen  Zeiten, 
die  bei  der  jetzigen  Rechts-  und  Wirthschaftsordnimg  der  einzelne 
iJrundbeaitzer,  so  gut  und  so  sciileeht  es  gehen  mag,  zu  über- 
winden trachten  wird,  zu  einem  massenhaften  Anbieten  von  Land, 
zu  einer  übermässigen  Vermelirung  von  Corporationsbesitz  und  zu 
Htärkeu  Schwierigkeiten  betreft'a  der  guten  Bewirthachaftung  dieses 
Besitzes  führen,  schliesst  aber  unter  allen  Umständen  die  Gefahr 
in  sich,  dass  mit  dem  Uebergang  von  nennenswerthem  Privatbesitz 
in  Corporationsbesitz  der  Umfang  der  Eigenthumsbewirthachaftung 
lu  Gunsten  der  Zeitpachtbewirthschaftung  eine  Schwächung  erfährt, 
was  aus  allgemeinen  Gründen  (Bd.  I,  §  31  ff.  in  Verbindung  mit 
!}  30),  nämlich  wegen  der  mit  einem  ausgebildeten  Zeitpacht- 
wesen verknflpflen  besonderen  Nachtheile,  unerwünscht  genannt 
werden  müsste;  oder  dass  beim  Ausbieten  des  Corporationslandes 
m  Privatbesitz  wiederum  uls  Meistbietende  nicht  Angehörige  der 
Landbevßlkening.  sondern  städtischer  oder  Grossgrundbesitz  oder 
Vermögensverwaltungen  auftreten,  die  Grundeigenthunisvertheilung 
also  eine  Aenderung  in  ebenfalls  unorftünschter  Richtung  erführe. 

c)  Die  Pflicht  der  Corporation  zur  Darlehensgcwährung  in 
UnglücksfriUfn  (E  rh  o1  ii  ngs- und  Stundungscredi  t)  ist  aller- 
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dings  geeignet,  Nothständen  augenblicklicher  Art  die  gefährlichste» 
Spitze  abzubrechen,  kann  aber  sehr  leicht  das  Gefühl  für  die  Noth- 
wendigkeit  der  Versicherung,  soweit  eine  solche  technisch  und 
wirthschaftlich  überhaupt  ausführbar,  abschwächen  und,  indem  dio 
Unterlassung  der  Versicherungsnahme  zu  Schuldaufhahmen  beim 
Eintreten  von  Unglücksfällen  nöthigt,  der  Creditfähigkeit  für  andere 
nöthige  Zwecke,  insbesondere  auch  zu  rein  ökonomischen  Zwecken 
der  Betriebsleitung  und  Gutsverbesserung,  in  nachtheiliger  Weise 
Abbruch  thun.  Der  corporationsmässige  Rechtsanspruch  auf  Erholungs- 
credit  führt  zu  einer  Art  Selbstversicherung,  die  aber  z.  B.  gerade  im 
Gebiete  der  Feuer-  und  Hagelversicherung  aus  später  zu  erörtern- 
den Gründen,  wenigstens  im  Bereich  der  klein-  und  mittelbäuer- 
lichen Bevölkerung,  nicht  in  allen  Fällen  als  die  beste  Lösun:; 
der  Versicheningsfirage  angesehen  werden  kann;  zumal  ein  einziger 
schwerer  Hagelschlag,  ein  einziges  grosses  Brandunglück  mög- 
licherweise einen  Kapitalverlust  bedeutet,  der  nur  im  Wege  der 
Dmlegung  auf  eine  grosse  Anzahl  Schultern  d.  h.  nur  im  Weir 
der  eigentlichen  Versicherung  für  den  Einzelnen  erträglich  wird, 
d)  Der  der  „Incorporation"  mit  zu  Grunde  liegende  Gedanke, 
neben  Verhinderung  der  Ueberschuldung  sei  zugleich  dafür  Ge- 
währ zu  bieten,  dass  die  Productivität  des  Landes  durch  Be- 
schleunigung der  Bewegung  des  Besitzes  zu  dem 
tüchtigsten  Wirthe  gesteigert,  die  rechtzeitige  Abstossunir 
wirthschaftlich  nicht  behauptbaren  Besitzes  nicht  eingeengt  werde, 
ist  zwar  grundsätzlich  gutzuheissen,  da  der  Staat  und  die  Volks- 
gemeinschaft ein  Interesse  d&ran  nicht  haben,  dass  liederliche 
untüchtige  Wirthe  in  ihrem  Besitz  künstlich  erhalten  werden 
(welche  Wirkung  die  zeitlich  unbegrenzte  Zwangsverwaltung  im 
sogen.  Heimstätterecht  möglicherweise  haben  könnte  [S.  257]),  und 
ebensowenig  daran  ein  Interesse  haben,  dass  der  Grund  und  Boden, 
weil  im  Besitz  betriebskapitalverarmter  Wirthe,  unfähig  sich  zeigt, 
4ie  vom  Gesichtspunkt  der  Volksemährung  aus  zu  verlangenden 
höchsten  Erträgnisse  abzuwerfen.  Für  diese  Ausscheidung  völlig  un- 
brauchbarer Elemente  aus  dem  Grundbesitzerstande  sorgt  indess  auch 
das  geltende  Wirthschaftsrecht,  wenn  auch  nicht  in  der  radicalen 
Weise,  wie  im  System  der  Corporationsgenossenschaft,  die  zur 
Kündigung  und  zur  Einziehung  des  beliehenen  Landes  sofort 
achreiten  soll,  wenn  der  Grundbesitz  deteriorirt,  wenn  der  erhaltene 
Credit  dem  Beleihungszweck  entfremdet,  wenn  die  Zahlungstermine 
der  zeitlich  gedachten  Amortisationsperiode  nicht  pünktlich  ein- 
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gehalten  werden  sollten.  Der  Corporationsgläubiger  könnte  eben 
möglicherweise,  ähnlich  wie  der  Staat  im  System  der  Boden- 
verstaatlichung (Bd.  I,  §  42^  S.  256),  ein  harter,  unnachsichtiger 
('laubiger  sein  und  der  Anfall  an  Corporationsland  auch  aus  diesem 
iinmde  unerwünschte  Folgen  annehmen.  Der  Satz  von  der  Noth- 
wendigkeit  „der  Bewegung  des  Bodens  zum  besten  Wirth"  bedarf 
aber  überhaupt  einer  gewissen  Einschränkung:  wie  in  allen  Be-^ 
rufsständen  wird  es  auch  im  landwirthschaftlichen  Gewerbe,  neben 
wirthschafblichen  und  tüchtigen,  minder  wirthschaftliche  und  minder 
tüchtige  Wirthe  geben;  neben  solchen,  die  vorwärts  kommen  imd 
den  Grund  und  Boden  in  rationellster  Weise  ausnützen,  auch 
solche,  die  zeitweise  zurückkommen  imd  in  ihrem  Betrieb  hinter 
den  Anfordeningen  der  Zeit  zurückbleiben.  Die  Agrarpolitik  muss 
mit  diesen  in  der  menschlichen  Natur  begründeten  Verschieden- 
heiten auch  ihrerseits  rechnen  und  daher  solche  Veranstaltungen 
schaffen,  dass  auch  den  Wirthen  der  letztbezeichneten  Art  die  Be- 
hauptung des  Besitzes,  wenigstens  für  ihre  Nachkommen,  nicht 
übermässig  erschwert  werde.  Es  mag  sein,  dass  mit  dieser  Bichtung 
der  Agrarpolitik,  welche  in  schonender  Weise  den  bestehenden  Ver- 
hältnissen einer  gegebenen  Grundeigenthumsvertheilung  und  den 
vorhandenen  Besitzrechten  Bechnung  trägt,  das  nationale  Produc-. 
tionsinteresse  nicht  immer  Hand  in  Hand  geht;  aber  vielleicht 
wiegt  doch  das  Interesse  an  der  Femhaltung  starker  Erschütterungen 
ded  Besitzstandes,  zumal  in  den  Kreisen  des  bäuerlichen  Besitzes, 
im  Hinblick  auf  die  dem  Bauernstand  als  Element  der  Behamuig 
im  Staatsorganismus  zukommende  politische  und  sociale  Be- 
deutung (Bd.  I,  S.  54  ff.)  ebenso  schwer  oder  gar  noch  schwerer 
als  die  aus  den  Bücksichten  der  nationalen  Producüonsmdglichkeit 
henuleitenden  Gesichtspunkte.  Mit  anderen  Worten:  die  Hin- 
leitung des  Bodens  zum  besten  Wirth  soll  zwar  das  Endziel  jeder 
Agrarpolitik  sein,  miuss  aber  nicht  nothwendigerweise  unvermittelt, 
rasch,  mit  Hilfe  der  Zwangsvollstreckungsgesetzgebung  und  auf 
dem  Weg  der  Einziehung  zu  Corporationsland  imd  der  Ausleihimg 
desselben  an  die  kapitalkräftigsten  Bewerber,  sondern  kann  auch 
auf  minder  einschneidende  Weise  durch  Emporhebung  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  zu  höherer  Stufe  der  Wirthschaftlichkeit  und 
Tfichiigkeit  mit  den  Mitteln  der  Agrarpflege  und  mit  den  schützen- 
den Vorschriften  eines  gesimden  Agrarrechts,  wenn  auch  nur  lang- 
^m  und  schrittweise,  erreicht  werden. 

e)  Ist  sonach  in  manchen  wichtigen  Hinsichten  zweifelhaft^ 
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ob  die  vorgeschlagenen  Einrichtungen  immer  die  erwarteten 
günstigen  Wirkungen  haben,  ist  insbesondere  auch  das  Bedenken 
nicht  ganz  von  der  Hand  zu  weisen,  dass  die  der  Corporation  zu- 
stehenden, weitgreifenden,  über  Existenz  und  Nichtexistenz  der 
Gorporationsgenossen  entscheidenden  Befugnisse  imter  Umständen 
einseitig,  parteiisch,  launenhaft  gehandhabt  werden,  und  darf  man 
es  ganz  allgemein  als  fraglich  bezeichnen,  ob  die  Allgemeinlage 
des  mitteleuropäischen  Bauernstandes  die  zwangsweise  Eingliederung 
in  eine  Creditcorporation  und  ob  sie  den  hier  sich  vollziehenden 
grundsätzlichen  Bruch  mit  seitherigen  wirthschafUichen  Gepflogen- 
heiten auf  dem  Gebiet  des  Greditwesens  unbedingt  erfordert,  so  bleibt 
dem  Beformvorschlag  das  uneingeschränkte  Verdienst,  die  eminente 
Wichtigkeit  des  corporativen  Zusammenschlusses  des 
Grundbesitzes  zur  Wahrung  und  Verwaltung  gemeinsamer 
Angelegenheiten  aufs  Neue  in  die  Erinnerung  zurückgerufen  zu 
haben;  und  jene  Bewegung,  die,  freilich  ohne  Anwendung  staat- 
lichen Zwangs,  auf  die  Association  in  der  Landwirth- 
schaft  im  Gebiet  des  Credit-,  Versicherungs -,  Betriebs-,  Ab- 
satzwesens als  bestes  Mittel,  um  den  Nöthen  der  Zeit  zu  ent- 
rinnen, abzielt,  findet  in  den  grundlegenden  Gedanken  der 
Schäffle'schen  „Incorporation*^  die  denkbar  beste  Vertretung.  Denn 
gewiss  besteht  für  unsere  Zeit  die  wahre  Organisation  des  land- 
wirthschaftlichen  Berufslebens  in  der  richtigen  Verbindung  indivi- 
dualistischer und  gesellschaftlicher  Organisationsformen  und  gewiss 
wirkt  dieses  Nebeneinander  von  Privat-  und  associaüonsweiser 
Thätigkeit  wie  „die  Unterbauung  gesteigerter  Freiheit  durch  ein 
System  ineinandergreifender  imd  unzerreissbarer  Schutzdänune'\ 
schafft  dieser  corporative  Zusammenschluss  den  festen  und  besten 
„Stütz-  und  Anhaltspunkt  für  die  Verfolgung,  Förderung  und  Be- 
schützung der  allen  Ptivatwirthschaften,  Familien-  und  Speculations- 
untemehmungen  gemeinsamen  Interessent^  Die  in  der  Pflege  des 
Personalcreditwesens  und  zahlreicher  Zweige  des  landwirthschaft- 
lichen  Betriebs  jetzt  schon  wirksam  thätigen  freiwilligen  Associa- 
tionen werden  sicherlich  mit  der  Zeit  zu  eigentlichen  Bealcredit- 
genossenschafben  herauswachsen  und  die  öffentlich  -  rechtliche 
Organisation  einer  solchen,  den  ganzen  Grundbesitzerstand  eines 
Landes  umspannenden,  mit  corporativen  Hechten  ausgestatteten 
Association,  der  unbedenklich  auch  gewisse  Zwangsbefugnisse 
gegenüber  den  Mitgliedern  zugesprochen  werden  können,  wird  dann 
vielleicht  als  reife  Frucht  dem  bäuerlichen  Grundbesiteerstamd  wie 
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von  selber  in  den  Schooss  fallen,  aber  doch  erst  dann,  wenn  dieser 
Gnmdbeaitzerstand  durch  die  Schule  der  Association  auch  für  die 
höheren  und  höchsten  Ziele  und  Zwecke  derselben  langsam  reif 
geworden  sein  mag. 

§  140.    Die  Milderung  des  Zwangsvollstreckungsrechts 
in  Liegenschaften;  das  Besitzminimum  insbesondere. 

Der  Zweck  der  europäischen  Heimstättebewegung  ist  im 
Grunde  genommen  kein  anderer,  als  die  stärkere  Sicherung  des 
Grundbesitzes  in  den  Händen  der  jeweiligen  Inhaber;  und  man  ist 
daher  wohl  berechtigt,  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  nicht  ein  durch- 
greifenderer Erfolg  als  auf  dem  Boden  eines  jedenfalls  nur  facul- 
tativ  zu  denkenden  Heimstätterechts  von  einer  entsprechenden  Aus- 
gestaltung des  Zwangsvollstreckungsrechts  selber  zu 
erwarten  sei,  zumal  eine  solche,  von  dem  Zweck  der  thunlichen 
Verhütung  von  Zwangsvollstreckungen  beherrschte  Beform  dieses 
Bechts  dem  ganzen  Grundbesitz  uneingeschränkt  und  sofort  zu 
Gute  kommen  würde.  Die  in  dieser  Bichtung  sich  geltend 
machenden  Bestrebungen  dürfen  nicht  ohne  Weiteres  abgewiesen 
werden,  wie  sich  aus  folgenden  Betrachtungen  ergiebt: 

1.  Die  geschichtliche  Betrachtung  der  Entwickelung 
des  Schuldrechts  zeigt  bei  allen  Völkern  dieselbe  Erscheinung: 
zunächst  auf  den  niederen  Stufen  wirthschaftlicher  Entwickelung 
eine  äusserste  Strenge  des  Schuldrechts,  die  selbst  Leib  und  Leben 
des  Schuldners  ergriff;  später  Verweisung  des  betreibenden  Gläu- 
bigers auf  die  liegende  und  fahrende  Habe  in  Verbindung  mit  der 
Schuldhaft  als  Ausklang  der  älteren  Bechtsnormen,  die  die  Zahlungs- 
unfähigkeit des  Schuldners  mit  der  Verwirkung  der  persönlichen 
Freiheit  ahndeten;  endlich  nicht  nur  Beseitigung  der  persönlichen 
Schuldhaft,  sondern  auch  Ausschluss  der  nothwendigsten  Bedarfs- 
gegenstände und  Arbeitswerkzeuge  vom  Zugriff  des  Gläubigers, 
eine  Entwicklung,  die  länderweise  im  Verbot  der  Beschlagnahme 
des  Arbeitslohns  ihren  Höhepunkt  erreicht  hat.  Diese  Ent- 
^ckelung  von  der  ursprünglichen  äussersten  Strenge  des  Schuld- 
rechts zu  wachsender  Milderung  seines  Inhalts  ist  von  dem  Ge- 
danken beherrscht,  dass  durch  die  Execution  Niemand  in  seiner 
wirthschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Existenz  gänzlich  vernichtet 
werden  soll;  dass  das  Betreibungsrecht  des  Gläubigers  da  seine 
Grenze  zu  finden  hat,  wo  durch  die  rackaichtslose  Geltendmachung 

18« 
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desselben  die  werthschaffende  Arbeit  selber  bedroht  wäre;  dass 
endlich  auch  aus  anderen  wohlverständlichen  Bücksichten  des 
Gemeinwohls,  insofern  dieses  verbietet,  ziun  Vortheil  des  Privat- 
gläubigers  den  Schuldner  der  öffentlichen  Armenpflege  anheim- 
fallen zu  lassen,  dem  Betreibungsrecht  bestimmte  Schranken  zu 
setzen  sind. 

2.  Die  allgemeine  Begründung  einer  Sonderstellung 
des  ländlichen  Grundbesitzes  im  Zwangsvollstreckungs- 
recht im  Gegensatz  zu  dem  sonstigen  Immobiliarbesitz,  insbesondere 
dem  städtischen  Häus«rbesitz,  kann  aus  den  Wesenseigenthümlich- 
keiten  des  landwirthschaftlichen  Betriebs,  aber  auch  aus  der  be- 
sonderen Stellung,  welche  der  ländliche  Grundbesitz  als  wichtigstes 
politisches  und  sociales  Element  der  Volksgemeinschaft  einnimmt, 
abgeleitet  und  es  sollten  desshalb  die  dessfallsigen  Bestrebungen 
nicht  ohne  Weiteres  mit  der  oft  gehörten  Bemerkung  beseitigt  werden, 
dass  es  sich  um  die  Erringung  einer  unzulässigen  privilegirten 
Behandlung  des  ländlichen  Grundbesitzes  handle.  Vielmehr  wird 
und  muss  diejenige  Bewegung,  die  auch  auf  anderen  wichtigen 
Gebieten,  vor  Allem  des  Erbrechts,  eine  singulare  Bechtsordnung 
gezeitigt  hat  und  mehr  und  mehr  zur  Ausgestaltung  eines  be- 
sonderen Verwaltungsrechts  des  Grundbesitzes  in  allen  seineu 
privat-  und  öffentlich-rechtlichen  Beziehungen  zum  Staat  und  den 
anderen  Staatsangehörigen  hindrängt  (vgl.  Bd.  I,  §  81,  Ziffer  2). 
mit  der  Zeit  auch  das  Schuldrecht  dieses  Grundbesitzes  er- 
greifen^). Man  muss  eben  wohl  beachten,  dass  die  bei  der  Zwangs- 
vollstreckung sich  vollziehende  Trennung  des  Wirths  von  dem  Gut 
niemals  ohne  Schaden  für  die  volkswirthschaftliche  Production  vor 
sich  gehen  kann:  die  in  der  Zwangsvollstreckung  befindlichen 
Liegenschaften  unterliegen  keiner  oder  nur  einer  sehr  mangelhaften 
Bewirthschaftung,  vielfach  ist  der  neue  Erwerber  ausser  Stande, 
das  im  Vollstreckungsweg  erworbene  Anwesen  selbst  zu  bewirth- 
schaften  oder  tüchtige  Pächter  für  dasselbe  zu  gewinnen,  und  häufig 
vergehen  Jahre,  bis  ein  solches  Gut  seiner  eigentlichen  Zweck- 
bestimmung wieder  entgegengeführt  werden  kann;  meist  ist  die 
Besitzentsetzung,  mindestens  im  Bereich  der  bäuerlichen  Güter, 
gleichbedeutend  mit  dem  Heruntersinken  auf  das  Niveau  des  Tage- 
löhnerthums.  In  allen  diesen  Hinsichten  bestehen  sehr  augenfSUige 
unterschiede  gegenüber  dem   städtischen  Immobiliarbesitz;  denn 


^)  Aehnlich  Schmoller. im  Jahrbuch  für  Gesetsgebimg,  VI.  Jahrg.,  S.  247. 
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ob  im  Weg  der  Zwangsvollstreckung  hundert  Häuser  ihre  Besitzer 
wechseln,  bedeutet  offenbar  in  der  Bückwirkung  auf  die  nationale 
Production  etwas  ganz  anderes,  als  wenn  Hunderte  landwirthschaft- 
lieber  Anwesen  in  gleichem  Werthbetrag  dem  Vollstreckungs- 
verfabren  unterstehen;  und  während  es  für  die  richtige  Zweck- 
verwendung städtischen  Immobiliarbesitzes  im  Allgemeinen  ohne 
erhebliche  Bedeutung  ist,  in  welche  Hände  derselbe  im  Voll- 
streckungsweg übergeht,  kann  beim  ländlichen  Grundbesitz  je  nach 
Umständen  der  üebergang  desselben  in  dritte  Hände  (städtische 
Kapitalisten,  Grossgrundbesitzer,  Güterspeculanten)  fQr  die  spätere 
(jnindeigenthiunsgestaltung  wirthschaftlich  und  social  von  grösstem 
Xachtheil  sein.  Die  Berechtigung  einer  Sonderbehandlung  des 
ländlichen  Grundbesitzes  im  Zwangsvollstreckungsrecht  kann  daher 
grundsätzlich  nicht  angefochten  werden. 

3.  Eine  unbedingte  Sicherung  des  ländlichen  Grund- 
besitzes in  den  Händen  der  jedesmaligen  Eigenthümer  kann  zwar 
keine  Hechtsordnung  einräumen,  weil,  wie  schon  oben  ausgeführt, 
in  solchem  Fall  eine  Prämie  auf  die  Lässigkeit  und  Unwirthschaft- 
licbkeit  gesetzt  würde  (S.  257)  und  weil  es  auch  den  nützlichsten 
Credit  versperren  Messe,  wenn  der  Gläubiger  auf  die  ultima  ratio 
des  Betreibimgsrechts :  die  Besitzentsetzung  und  den  Zwangs- 
verkauf verzichten  müsste;  wie  denn  schon  der  bauemfreundliche 
alte  Justiis  Moser  die  Ansicht  vertrat,  dass  nur  der  tüchtige  Wirth 
verdiene,  auf  dem  Hof  erhalten  zu  werden,  und  dass  die  „Ab- 
meierung** des  schlechten  Wirths  sich  als  Gebot  der  allgemeinen 
Staatsklugheit  erweise.  Auf  der  anderen  Seite  ist  zu  beachten,  dass 
doch  auch  dem  geltenden  Becht  eine  gewisse  Berücksichtigung 
wenigstens  vorübergehender  NotUagen  des  ländlichen  Grund- 
besitzes und  seiner  jeweiligen  Inhaber  keineswegs  fremd  ist. 
Wiederholt  sind  in  Zeiten  besonderer  Noth,  also  wenn  hohe  Ver- 
schuldung des  ländlichen  Grundbesitzes  mit  Staatserschütterungen, 
unglücklichen  Kriegen  zusammentraf  und  weithin  der  Grundbesitz 
seinen  Zahlungsverpflichtungen  nicht  mehr  nachzukommen  ver- 
mochte, freilich  als  höchst  exceptionelle  Maassregel  General- 
Moratorien  (Indulte)  verfftgt  worden,  die  die  bestehenden  Schuld- 
gesetze bis  auf  Weiteres  bezüglich  der  Kapitalrückforderung  und 
♦les  Betreibungsrechts  suspendirten ;  wobei  als  Beispiele  das  unter 
Friedrich  dem  Grossen  nach  dem  Siebenjährigen  Krieg  für 
Scblesien  bewilligte  dreijährige  Moratoriiun  und  das  preussische 
Edict  vom  19.  Mai  1807,  das  in  den  Marken,  Schlesien  und  Pom- 
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mem  bis  Ende  1818,  in  Ost-  und  Westpreussen  bis  Ende  1821  be- 
stand, femer  der  in  Mecklenburg  von  1806 — 1828,  in  Ungarn  von 
1849 — 1858  gewährte  Indult  angeführt  werden  können^).  So  hat 
ferner  das  Bestreben,  den  Schuldner  gegen  frivole  Betreibungen  der 
Nachhypothekargläubiger  zu  schützen  imd  die  Zwangsveräusserung 
zu  für  den  Schuldner  ruinösen  Schleuderpreisen  zu  verhüten,  in 
einer  Anzahl  Staaten  eine  sehr  bemerkenswerthe  Beform  des  Zwangs- 
vollstreckungsrechts gezeitigt,  die  in  der  Annahme  des  sog. 
Deckungssystems  an  Stelle  des  bis  dahin  herrschenden  Yer- 
kaufssystems  zum  Ausdruck  gelangt  ist;  so  bietet  endlich  die  vom 
Richter  zuzulassende  Form  der  Zwangsverwaltung  an  Stelle 
der  Versteigerung  wenigstens  für  mittlere  und  grössere  Güter  die 
Handhabe,  dass  dem  in  augenblicklichen  Zahlungsverlegenheiten 
befindlichen  Schuldner  nicht  unter  allen  Umständen  der  Besitz 
verloren  gehe ;  und  auf  demselben  Gedanken  eines  gewissen  Schutzes 
des  Grundbesitzes  gegen  Zwangsbetreibung  in  wirthschaftlich  un- 
günstiger Zeit  und  gegen  die  Veräusserung  zu  Schleuderpreisen 
beruht  die  früher  erwähnte  Bestimmung  in  der  neuen  Oester- 
reichischen  Zwangs  Vollstreckungsgesetzgebung,  wenn  sie  vorschreibt, 
dass  der  Bichter  das  Zwangsvollstreckungsverfahren  einstellen  kann, 
falls  bei  der  Versteigerung  nur  ein  Schleuderpreis  geboten  räd. 
(Vgl.  hierzu  §  116.) 

4.  Die  über  das  geltende  Becht  hinausgehenden  Beform- 
bestrebungen  knüpfen  nicht  ohne  Grund  an  diejenigen  oben 
erwähnten  civilprocessuaüschen  Vorschriften  an,  welche  gewisse 
sog.  Competenzstücke  unter  allen  Umständen  von  der  Zwangs- 
vollstreckung frei  halten.  Wenn  nach  diesen  Vorschriften  neben 
den  nöthigsten  Gegenständen  des  Lebensbedarfs  (Kleider,  Nahrungs- 
mittel für  eine  bestimmte  Zeit)  insbesondere  das  zur  Ausübung 
des  gewerblichen  Berufs  unentbehrliche  Geräthe  (bei  Landwirthen 
das  Vieh-  und  Feldinventarium  nebst  dem  nöthigen  Dünger  etc.) 
der  Zwangsvollstreckung  entzogen  ist  (vgl.  §  715  der  Deutschen 
Civilprocessordnung),  so  wird  augenscheinlich  der  diesen  wohl- 
meinenden Vorschriften  zu  Grunde  liegende  Zweck,  hingesehen 
auf  die  ländliche  Bevölkerung  und  die  Natur  des  landwirthschaft- 


')  Für  and  Wider  aUeemeine  Moratorien  siehe  J.  Moser,  Patr.  Phan- 
tasieen,  m,  68;  Thaer  meint  (Landw.  Gewerbslehre  §  56),  die  Gerechtigkeit  eines 
Moratoriams  sei  darin  beg^ründetf  dass  das  Versprechen,  das  Kapital  auf  Kttndignng 
zu  zahlen,  auf  der  stillschweigenden  Voraussetzung  der  Möglichkeit  eines 
anderen  Darlehens  beruhe,  weil  andernfalls,  wenn  diese  fehle,  es  recht  eigentlich 
hiesse:  fiat  jusütia,  pereat  mnndus! 
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liehen  Betriebs,  doch  nur  sehr  unToUkommen  erreicht.  Denn 
neben  Geräthen  und  Yieh  ist  ja  vor  Allem  der  Grund  und  Boden 
selbst  das  nöthigste  Werkzeug  des  Landwirths,  und  wo  dieses 
ihm  genommen  wird,  vermag  ihm  der  verbliebene  Besitz  von  Wirth- 
schaftseinrichtungen  wenig  zu  helfen.  Wenn  dem  Handwerker 
es  im  Allgemeinen  selten  schwer  fallen  wird,  eine  Arbeitsstätte 
miethweise  wieder  zu  erlangen,  nachdem  ihm  die  eigenthümlich 
besessene  im  Zwangsverkaufswege  genommen  wurde,  ist  der  von 
Haus  und  Hof  vertriebene  Landwirth  recht  eigentlich  auf  die  Strasse 
gesetzt;  und  „wie  für  die  Arbeitsgeräthe  spricht  daher  die  gleiche 
ratio  legis  auch  für  den  bäuerlichen  (kleinen)  Grundbesitz,  dass 
dieser  der  executiven  Yeräusserung  in  der  Begel  nicht  unterzogen 
werde**  ^).  Diese  Betrachtungen  haben  sich  daher  zunächst  zu  dem 
Vorschlag  verdichtet,  es  solle  bei  jeder  Execution  wenigstens  ein 
Theil  des  Grundbesitzes  dem  Schuldner  als  unangreifbares 
Besitzminimum  belassen  werden;  und  man  glaubt  darin  nur 
eine  folgerichtige  Fortbildung  des  Zwangsvollstreckungsrechts  in 
seiner  Anwendung  auf  die  arbeitenden  Klassen  zu  erblicken,  denen 
durch  das  Verbot  der  Beschlagnahme  des  Lohns  ebenfalls  ein 
Existenzminimum  unter  allen  Umständen  gesichert  ist.  Zur  Wür- 
digung dieses  Vorschlags  eines  von  der  Zwangsvollstreckung  frei- 
zuhaltenden Besitzminimums  ist  Folgendes  zu  bemerken^: 

a)  Der  Gewährleistung  eines  der  Zwangsvollstreckung  unter 
allen  Umständen  entzogenen,  jedenfalls  nur  sehr  kärglich  bemess- 
baren  Besitzminimums  kommt  offenbar  eine  praktische  Bedeutung 
für  den  mittleren  und  grösseren  Grundbesitz  nicht  zu,  dessen  In- 
haber im  Fall  der  ZwangsvoUstreckxmg  in  der  Zuweisung  einer 
oder  einiger  kleiner  Landparcellen  einen  besonderen  Vortheil  kaum 
erkennen  würden  und  die  von  dem  Privilegium  der  Exemtion  in 
den  Fällen  des  rechtlich  geschlossenen  oder  des  arrondirten  Besitzes 
überhaupt  einen  Gebrauch  nicht  zu  machen  vermöchten.  Eine 
virthschaftliche  und  sociale  Bedeutung  könnte  die  Statiürung  eines 
unangreifbaren    Besitzminimums    wohl    nur    für    die    untersten 


^)  Bericht  des  salzburgi sehen  Verwaltuugsausschusses  bei  L.  y.  Steiu, 
a.  a.  0.,  Anhang,  8.  97. 

*)  Vgl.  hierzn  die  befürwortenden  Aensserungen  von  Peyrer,  a.  a.  0.,  S.  126; 
ferner  von  Landrichter  Andrae  imD.  Landwirthschaftsrath  1889,  S.  201;  Freiherrn 
▼■  Cetto  ebenda,  8.  189;  femer  Letzterer,  sowie  Buchenberger  im  D.  Land- 
wirthichaflgrath  1891,  8.  250ff.,  8.  281  ff.,  8.  364;  J&ger  a.  a.  0.,  Bd.  HI,  8. 19ff. 
T.  Rüdt-CoUenberg  im  Commissionsbericht  an  die  I.  Kammer  der  Bad.  Landstände 
^-  1892,  8.  19.  Gegen  ein  Besitzminimum  K.  Schneider  im  Referat  an  den 
I>entsclien  Landwirthschaftsrath  von  1893  (Archiv,  1893,  8.  205  ff.). 
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ländlichen  Besitzgruppen:  also  für  die  Inhaber  kleinster 
bäuerlicher  Betriebe,  vor  Allem  für  die  grundbesitzenden  Tage- 
löhner einschliesslich  der  Fabrikarbeiter  gewinnen,  bei  denen  der 
Grundbesitz  durchweg  Parcellarbesitz,  also  die  Ausscheidung  be- 
stimmter Parcellen  im  Fall  der  Zwangsvollstreckung  noch  am 
ehesten  möglich  ist;  und  betreffs  deren  die  Rechtswohlthat  der 
Exemtion  wenigstens  eines  Theils  des  ererbten  oder  erworbeneu 
kleinen  Grundeigens  schon  desshalb  Beachtung  verdient,  weil  die 
Zwangsverwaltung,  diese  mildeste  Form  der  Zwangsvollstreckung, 
bei  diesen  kleinen  Leuten  regelmässig  eine  Anwendung  nicht 
finden  kann.  Hierzu  kommt  als  praktischer  Gesichtspunkt,  dass, 
wie  die  Statistik  der  Zwangsvollstreckungen  nachweist,  dieser  vor- 
zugsweise die  Inhaber  kleinster  Betriebe  unterliegen,  die  eben 
auch  gegenüber  unbedeutenden  Unfällen  oder  Widrigkeiten  des 
Lebens  am  wenigsten  widerstandsfähig  sind.  Was  ein  unangreif- 
bares Besitzminimum  fdr  die  Betheiligten  bedeutet,  wissen  die 
Angehörigen  jener  Gemeinden  Süddeutschlands  zu  würdigen,  in 
denen  das  Almendeland  nicht  der  Austheilung  zu  privatem 
Eigenthum  verfallen,  sondern  in  der  Form  der  Vertheilung  zu 
zeitweisem  oder  lebenslänglichem  Genuss  der  Gemeindegenossen 
bis  auf  den  heutigen  Tag  sich  erhalten  hat.  Die  Freilassung 
eines  Besitzminimums  von  der  Zwangsvollstreckung  würde  also 
die  Vortheile  des  Almendewesens  in  wirksamer  Weise  zu  verall- 
gemeinem geeignet  sein.  Sie  wäre  aber  auch  unter  dem  Gesichts- 
punkt der  Verhütung  des  Wuchers  bedeutungsvoll;  denn  es 
unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  Willfährigkeit  des  Schuldners, 
zu  immer  stärkeren  Leistungen  an  den  Gläubiger  sich  zu  verstehen, 
immer  neue  Provisionen  zu  bewilligen,  Anerkenntnisse  über  stets 
wachsende  Verbindlichkeiten,  denen  eine  Leistimg  nicht  gegen- 
übersteht, auszustellen,  meist  auf  die  Furcht  zurückzuführen  ist 
der  Gläubiger  werde  die  Drohung  der  Zwangsvollstreckung  in 
Haus  und  Hof  zur  Wahrheit  machen;  denn  mit  dieser  Drohung 
besitzt  der  Gläubiger  eine  Schraube  ohne  Ende,  deren  Wirksam- 
keit selten  versagt.  Liegt  endlich  die  Gefahr  nahe,  dass  das 
Uebergreifen  socialdemokratischer  Bewegung  auf  das  flache  Land 
um  so  mehr  bei  den  kleinen  Leuten  auf  Erfolge  rechnen  darf,  je 
weniger  diese  den  mühsam  erworbenen  Besitz  gesichert  sehen. 
eine  je  erbittertere  Stimmung  in  diesen  Kreisen  die  häufige  Be- 
sitzentsetzung durch  frivole  Gläubiger  und  Geldspeculanten  zeitigt 
und  eine  je  wirksamere  Handhabe   letzteren  das  Betreibungsrecht 
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zur  Erreichung  wucherartiger  Ziele  darbietet,  so  wird  nicht  ohne 
Grund  die  Ansicht  vertreten  werden  können,  dass  eine  Fortbildung 
des  Rechts  in  dem  vorgeschlagenen  Sinn  sich  möglicherweise  auch 
als  ein  wirksames  Bollwerk  gegen  den  Einbruch  der  socialdemo- 
kratischen  Hochfluth  in  die  ländlichen  Kreise  erweisen  mag. 

b)  Mit  der  Freilassung  eines  Besitzminimums  wird  allerdings 
den  mit  dieser  Wohlthat  bedachten  Kleingrundbesitzern  ein 
Substrat  ihrer  Hypothekar-Creditfähigkeit  entzogen; 
doch  ist  zu  beachten,  dass  gerade  für  diese  Kreise  die  Organisation 
des  von  der  persönlichen  Tüchtigkeit  in  erster  Reihe  abhängigen 
Personalcredits  die  vornehmste  Solle  spielt  und  der  Hypothekar- 
credit  zurücktritt  oder  doch  zurücktreten  sollte.  Die  Haupt- 
veranlassung zu  hypothekarischen  Schuldbelastungen  der  kleinen 
Leute  auf  dem  Lande  bilden  Kaufschillingsreste  und  dies  hängt 
wiederum  damit  zusammen,  dass  man  in  diesen  Kreisen  in  umfang- 
reichster Weise  auch  dann  zu  Gütererwerbungen  schreitet,  wenn 
Baannittel  gar  nicht  oder  nur  in  ungenügendem  Maasse  vorhanden 
sind.  Die  Statuirung  eines  Besitzminimums  würde  also  die  Folge 
haben,  die  zahlungsunfähige  Nachfrage  nach  Grundstücken  einiger- 
maassen  abzuschwächen,  was  hingesehen  auf  die  früher  geschilder- 
ten Wirkungen  dieser  Art  von  Nachfrage  auf  den  Grundmarkt  und 
die  Grundwerthe  wohl  nur  vortheilhaft  erscheint  (§  111,  Ziffer  2); 
ist  es  doch  häufig  gerade  die  von  diesen  Elementen  ausgehende 
ungestüme  Nachfr-age,  die  das  Meiste  dazu  beiträgt,  dass  die 
Parcellengrundstückspreise  oftmals  eine  so  abenteuerliche  Höhe  er- 
reichen, unter  welchen  Preisgestaltungen  dann  auch  der  mittlere 
und  grössere  bäuerliche  Besitz  direct  oder  indirect  leidet.  Geht 
es  aus  Gründen  der  Socialpolitik  zu  weit,  den  Landkauf  nur 
gegen  Baarzahlung  zuzulassen  (S.  73  und  269 ff),  weil  in 
diesem  Fall  der  Grundbesitzerwerb  den  kleineren  Leuten  über- 
mässig erschwert  wäre,  so  spricht  doch  Vieles  dafür,  den  Kreis  der 
zahlungsunföhigen  Nachfrage  auf  dem  Grundmarkt,  im  Interesse 
der  Femhaltung  ungesunder  Preisbildungen,  einigermaassen  ein- 
zuengen; und  die  Einführung  eines  der  Zwangsvollstreckung  ent- 
zogenen Besitzminimums,  das  den  Hypothekarcredit,  der  Grösse 
der  eiecutionsfrei  zu  belassenden  Landfläche  entsprechend,  be- 
schränkt, ist  in  dieser  Hinsicht  augenscheinlich  ein  sehr  wirksames 
Mittel  zum  Zweck. 

c)  Die  Schwierigkeiten  der  Verwirklichung  des  Vorschlags 
liegen    nicht    nur   in    der    richtigen  Bemessung   der   Grösse   des 
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Besitzminimums,  die  der  Verschiedenheit  der  Boden-,  Klima-  und 
der  allgemeinen  Wirthschaftsverhältnisse  angepasst,  also  wohl 
provinziell  geregelt  werden  müsste,  sondern  auch  darin,  dass,  wenn 
anders  die  Creditbeziehungen  der  betreffenden  Kreise  keine  miss- 
liche Störung  erfahren  sollen,  die  der  Execution  zu  entziehen- 
den Flächentheile  für  Dritte,  etwa  durch  Eintrag  zum  Grundbuch, 
offenkundig  gemacht  werden  müssten;  wobei  aber  über  letzteren 
Funkt,  wenn  man  im  Sinn  der  vorstehenden  Ausf&hrungen  das 
Privilegium  der  Nichtexecutirbarkeit  auf  die  untersten  Besitz- 
gruppen der  grundbesitzenden  Tagelöhner,  Fabrikarbeiter  etc. 
beschränkt,  noch  am  ehesten  hinweggesehen  werden  könnte.  Der 
Exemtion  eines  bestimmten  Minimalflächenbesitzes  könnte  zweck- 
mässig die  Verpflichtung  des  Käufers  des  landwirthschaftlichen  An- 
wesens sich  zugesellen,  den  Schuldner  mit  seiner  dem  Zugriff  ent- 
zogenen Fahmisscompetenz  für  eine  nicht  zu  lang  bemessene  Zeit 
(ein  Jahr)  im  executirten  Hause  wohnen  und  wirthschafken  zu 
lassen;  die  seither  erworbenen  Rechtsansprüche  der  Gläubiger 
wären  selbstverständlich  zu  wahren.  Einer  auf  dieser  oder  ähn- 
licher Orundlage  aufgebauten  llegelung  ist  von  einer  Anzahl 
deutscher  landwirthschafklicher  Centralvereine  bei  einer  im  Jahre 
1891/92  veranstalteten  Enquete  der  Vorzug  vor  einem  eigent^ 
liehen  Heimstättegesetz  mit  seinem  unvermeidlichen  behördlichen 
Bevormundungssystem  eingeräumt  worden,  und  der  Vorschlag  er- 
scheint daher  wohl  der  Beachtung  werth.  Sollten  die  Schwierig- 
keiten einer  juristischen  Formulirung  des  Gedankens  sich  unüber- 
windlich erweisen,  so  würde  gegenüber  dem  dermaligen  Bechts- 
zustand  länderweise  ein  wesentlicher  Fortschritt  schon  dann 
angebahnt  sein,  wenn  bestimmt  würde,  dass  Handschriftgläubiger, 
bevor  sie  die  Zwangsvollstreckung  in  das  liegenschaftliche  Ver- 
mögen beantragen,  gehalten  sind,  nachzuweisen,  dass  die  gegen 
den  Schuldner  vollzogene  Pfändung  in  bewegliche  Habe  ganz  oder 
theilweise  erfolglos  geblieben  ist;  und  dass  die  im  blossen  Mahn- 
verfahren erworbenen  Bechtstitel  zur  Eintragung  einer  gerichtlichen 
(Judicial-) Hypothek  nicht  berechtigen*). 

Anmerkung.     1.  Aus  ähnlichen  Erwägungen  wie  den  vorstehend  angedeo- 
teten  ist  Gamp,  a.  a.  0.  (S.  141  ff.)  dafür  eingetreten,  dass  derjenige  Gnmdhesitz, 


*)  Siehe  Deutscher  Landwirthschaftsrath  v.  1893  (Archiv,  S.  204);  das  Plenum 
des  Deutschen  Landwirthschaftsraths  hat  sich  in  Adoptirnng  der  vom  CorreferenteD 
Landrichter  Schneider  gfelt^nd  gemachten  Bedenken  mit  dem  Reformvorschla^ 
nicht  zu  befreunden  vermocht  (Arcliiv,  S.  221). 
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deisen  Erträgnisse  das  zun  Unterhalt  einer  Familie  nothwendige  Maass  nicht 
äberstdgenf  von  der  Execution  überhaupt  ausgeschlossen  wird  und  dass  die  frei- 
willig« und  zwangsweise  hypothekarische  Belastung  derjenigen  Anwesen,  die  einen 
höheren  Betrag,  als  zur  Untcrhaltsbestreitung  nöthig,  abwerfen,  nur  insoweit  zu- 
gelassen werden  darf,  als  die  Fläche  das  Existenzminimum  übersteigt,  also  ein  lieber- 
schnss  der  Einnahmen  über  die  Betriebskosten  vorliegt,  weil  eben  nur  insoweit  ein 
far  die  Inanspruchnahme  des  Realcredits  geeignetes  Object  überhaupt  vorhanden 
sei:  die  ESgenthümer  solcher  Anwesen  sollen  inhaltlich  des  Vorschlags  behufs 
Bealisimng  dieser  Art  von  Heimstätte  eine  allen  anderen  hypothekarischen  Be- 
lastungen vorangehende  gesetzlicheHjpothek  (Eigenthümerhypothek)  in  solcher 
Höhe  erhalten,  als  zum  Erwerb  eines  zum  Unterhalt  einer  Familie  hinreichenden 
Gmndstückes  (Anwesens)  nöthig  ist;  und  über  diese  H^-pothek  würde  der  Besitzer 
weder  während  seiner  Besitzzeit  vexiugen,  noch  würde  eine  zwangsweise  Beschlag- 
nahme derselben  stattfinden  dürfen.  Bei  einer  zwangsweisen  Yeräusserung  des  Grund- 
ätäckes,  die  der  Eigenthümer  selber  zu  beantragen  berechtigt  sein  soll,  würde  die 
Hypothek  zu  Gunsten  des  Eigenthümers  zur  Hebung  zu  gelangen  haben  und  der 
Betrag  derselben  zur  Erwerbung  eines  anderen  Grundstücks  zu  verwenden  sein. 
4SoUie  aber  bei  der  Zwangsversteigerung  der  Betrag  der  gesetzlichen  Hj-pothek 
nicht  heraosgeboten  werden,  so  wären  die  nacheingetragenen  Hypotheken  zu  löschen 
ood  durch  Eintragung  im  Grundbuch  die  fernere  Belastung  des  Grundstücks  aus- 
znschliessen.  Vorausgesetzt  ist,  dass  die  wohlerworbenen  Rechte  der  gegenwärtigen 
GUnbiger  keine  Beeinträchtigung  erfahren  dürfen.  —  Der  Vorschlag  muss  schon  im 
HinbUck  auf  die  Elasticität  des  Begriffs  des  Existenzminimums  und  die  beim 
VoUzug  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  und  Controlmaassregeln  als  ein  wenig 
glöcklicher  bezeichnet  werden. 

2.  Sehr  viel  weiter  noch  als  die  Befürwortung  eines  unangreifbaren  Be- 
sitzminimums geht  ein  durch  die  Heimstättebewegung  gezeitigter  Reform- 
Torschlag,  der  auf  eine  zeitliche  Sistirung  des  Zwangsvollstreckungsrechts  des 
Gläubigers  für  Nachhypotheken  von  einer  bestimmten  Grenze  des  Gutswerths 
ah  und  für  Schulden  des  Fersonalcredits  einschliesslich  der  Forderungen  für 
aufgelaufene  Zinsen  abhebt').  Dieser  Reformvorschlag  erstrebt  wohl  ebenfalls  eine 
Art  Heimstätterecht,  aber  nicht  in  der  Gestalt  des  Besitzminimums  und  auch  nicht 
in  derjenigen  einer  dauernden  Unangreifbarkeit  des  Besitzes;  auch  er  will  eine 
Beschränkung  der  Hypothekenverschuldung,  aber  nicht  auf  dem  Wege  der  Fest- 
legung einer  bestimmten  Verschuldungsgrenze.  Das  Besitzminimum  verwirft  er, 
nicht  blos  weil  es  schwierig  zu  begrenzen  ist,  sondern  auch  weil  ein  für  alle  Zeit 
gesicherter  Besitz  leicht  „zur  Erhaltung  eines  faulen  Grundbesitzerstandes  führen 
k^n,  wenn  dieser  seinen  Nachkommen  selbst  durch  Nachlässigkeit  und  Unwirth- 
schaftlichkeit  nichts  entzieht";  die  schematische  Schuldbegrenzung  lehnt 
^  ab,  weil  Werth  darauf  zu  legen  ist,  den  Gnindwerth  von  einer  gewissen  Grenze 
ah  nicht  völlig  für  den  Credit  zu  sperren,  sondern  ihn  in  angemessener  Form  noch 
ausnutzen  zu  lassen.  Demgemäss  zielt  der  Vorschlag  (in  Anlehnung  an  den  Vor- 
gang, welchen  das  preussische  Gerichtskostenausführungsgesetz  vom  9.  März  1879 
in  Betreff  der  Zwangsbeitreibung  von  Kostenforderungen  verordnet  hat)  wesentlich 
auf  Folgendes  ab:  nur  öffentliche  Beleihungsanstalten  (zu  denen  auch  H^^otheken- 
hanken  unter  staatlicher  Aufsicht  gezählt  werden)  sollen  innerhalb  bestimmter  Be- 
leihongsgrenze  Hypotheken  an  ländlichen  Grundbesitzungen  erwerben  können,  nur 
ihnen  neben  steuerlichen  Ansprüchen  steht  das  Recht  der  Execution  in  die  Grund- 
Stucke  des  Schuldners,  aber  nur  in  der  Form  der  Zwangs  Verwaltung  zu;  Frivat- 
hypotheken  und  sonstige  Forderungen  von  Privatpersonen  einschliesslich  der  Zinsen 
herechtigen  nicht  zur  Zwangsvollstreckung.  Wohl  aber  soll  eine  Liquidation  solcher 
Posten  regelmässig  sowohl  beim  Verkauf  im  Ganzen  wie  namentlich  beim  Erbgang 
erfolgen,  wobei  neben  Uebemahme  der  öffentlichen  Hypotheken  auch  die  anderen, 
nöthigenfalls  durch  Zwangsversteigerung,  gedeckt  werden  müssen.  Und  zwar  w^ird 
auf  eine  Liquidation  im  Erbfall  besonderer  Werth   gelegt;    denn  geuerationenweise 


*)  Siehe  Schneider  in  den  oben  S.  242  citirten  Schriften;  in  dem  citirten 
Aufsatz  in  SchmoUer^s  Jahrbuch  ist  der  bezügliche,  von  Schneider  gemachte  (Je- 
s^^tzesvorschlag  abgedruckt. 
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sollte  einmal  mindestens  ^Abrechnung  ^halten**  und  „freie  Bahn**  gemacht  werd«  n, 
weil  der  Familienbesitz  nur  durch  eigene  Tüchtigkeit  der  Eigenthnmer  geschaffeu 
werden  kann  und  soll  und  kein  Grund  vorliegt,  eine  solche  Abrechnung  nicht  xu 
halten,  wenn  „ein  Besitzer  trotz  des  ihm  lebenslang  zu  Theil  gewordenen  Schutzes 
mit  Ueberschuldung  abgeschlossen  hat*'.  Mit  dem  Erbgang  also  hört  die  nur  anf 
Lebenszeit  unangreifbare  Heimstätte  auf,  und  ebenso  mit  dem  Verkauf  des  Be- 
sitzes im  Ganzen,  weil  ja  in  diesem  Fall  der  Zweck  der  Einrichtung,  der  Schutz  de$ 
Grundbesitzes,  wegfällt.  Indem  danach  Privathypotheken  und  sonstigen  Forderungen 
die  Executirbarkeit  nur  zeitweise  versagt  bleibt,  wird  zwar,  was  ja  an  sich  wiin- 
schenswerth,  „der  Credit  erschwert,  aber  doch  nicht,  wie  nach  so  manchen  Reform* 
planen,  einfach  abgeschnitten"  und  eine  etwa  versuchte  „wucherische  Ausbentuii? 
des  Besitzers  jedenfalls  zu  einer  starken  Geduldsprobe  für  den  Gläubiger  gemaclit^. 
^Der  Plan'*,  wird  zu  dessen  Gunsten  bemerkt,  „knüpft  ohne  Weiteres  an  die  gegebeneu 
Verhältnisse  an,  hat  also  den  Vortheil,  im  Alten  w^urzelnd,  dieses  zu  einer  Neu- 
gestaltung zu  entwickeln;  er  ändert  weniger  am  bestehenden  Recht,  als  er  es  viel- 
mehr wesentlich  vereinfacht.  Die  einzige  Form  der  Sicherungshypothek  genügrt. 
Dem  grossen  Uebel  der  Zwangsversteigerung  wäre  abgeholfen,  denn  solche  ist  nur 
gegen  einen  Käufer,  wo  sie  äusserst  selten  sein  wird,  und  im  Erbfall  möglich.  Die 
Hypothekenbriefe  fallen  weg  und  damit  die  häufigste  Veranlassung  zu  dem  leidigni 
Aufgebotsverfahreu.  Die  jetzigen  Hypothekenrechte  bleiben  unangetastet ;  doch 
könnte  den  öffentlichen  Beleihungsanstalten  ein  Aufkaufsrecht  in  Verbindung  mit 
Amortisationszwang  gewährt  werden.  Der  Grundbesitz  ist  frei  veräusserlich  wie 
bisher.  Irgend  welche  Organisation  oder  „Incorporation"  des  Grundbesitzes  ist 
überflüssig.  Vor  Allem  aber  bleibt  der  Besitzer  Herr  auf  seiner  Stätte  und  braneht 
sich  nicht  der  Controle  seiner  Incorporations-  und  sonstigen  Genossen  zu  unter- 
wert'en.  Bilb'ger  und  solider  Credit  iliesst  ihm  ungehindert  zu,  da  Pfandbriefaustalten 
und  Sparkassen  durch  ganz  Deutschland  ihm  zur  Wahl  stehen.  Ueber  die  Gren7e 
einer  verständigen  Belastung  des  Grundbesitzes  hinaus  bleibt  dem  Eigenthümer 
wenigstens  der  Vortheil,  seinen  im  Grund  und  Boden  steckenden  Vermögenswerth 
doch  noch  als  Stütze  des  (Vedits  benutzen  zu  können.  Denn  wenn  schon  die  eng- 
lischen Pächter  einen  grossartigen  persönlichen  Credit  geniessen,  so  wird  der  Eigen- 
thümer, der  dem  Privatgläubiger  noch  etwas  mehr  bieten  kann,  um  so  mehr  solchen 
finden.  Der  Plan  verhütet  das  Entstehen  einer  consolidirten  Schuld,  wenn  fort- 
während abgezahlt  werden  niuss,  oder  lässt  die  Hypothekenbelastnng  bei  häitti^rer 
wiederholter  Aufnahme  von  Geldern  wenigstens  eine  erträgliche  Höhe  nicht  über- 
schreiten. Durch  das  in  Aussicht  zu  nehmende  Aufkaufsrecht  würde  selbst  die 
bestehende  Schuld  allmählich  beseitigt  werden  können.  .  .  .  Den  Miterben «  die 
nicht  durch  Gelder,  bei  den  öffentlichen  Anstalten  aufgrenommen,  alsbald  befriedigt 
werden  können,  die  sich  also  mit  vielleicht  erst  spät  realisirbaren  Sicherungen  zu- 
frieden geben  müssen,  geschieht  im  Grunde  kein  Unrecht:  sie  sollen  nicht  melir 
erhalten,  als  was  vernünftiger  Weise  der  Grundbesitz  leisten  und  was  ans  ihm 
herausgeholt  werden  kann.  In  derselben  Weise  würden  die  bäuerlichen  Alters- 
versorgungen (Altentheile  u.  s.  w.)  zu  beg^renzen  und  festzustellen  sein.**  —  ?^<» 
bestechend  in  manchen  Hinsichten  die  hier  versuchte  Lösung  des  Problems  ist,  einen 
richtigen  Ausgleich  zwischen  Creditinanspruchnahme  und  Betreibungsrecht  zu  finden, 
so  haben  doch  die  land^irthscliaftlichen  Interessenvertretungskörper  mit  Ausnahme 
des  Sächsischen  Landes culturraths,  der  für  ein  auf  der  Grundlage  dieser 
Vorschläge  aufgebautes  facultatives  Erbgüterrecht  eingetreten  ist  (Archiv  des 
Landwirthschaftsraths  von  1893,  S.  155),  ein  näheres  Eingehen  auf  dieselbe  ab- 
gelehnt, wohl  von  der  Erwägung  geleitet,  dass  weder  so  weitgehende  Einengungen 
des  Zwangsvollstreckungsrechts,  noch  eine  solche  Erschwerung  der  Aufinahme  von 
Nachhypotheken  durch  die  Verhältnisse  geboten  sei;  dass  auch  hier  wie  bei  allen 
anderen  Reformvorschlägen  ähnlicher  Art  grosse  Schwierigkeiten  des  Uebergan^rs 
sich  ergeben  werden,  zumal  die  Aufhebung  der  Verzinsbarkeit  und  die  Befristnn«: 
der  hinter  der  Verschuldungsgrenze  stehenden  H^-pothekenfordemngen  nicht  ohne 
Weiteres  decretirt  werden  könnte.  (Siehe  auch  Sering  im  citirten  Artikel  ,Heim- 
stätterecht".)  Im  Uebrigen  gelten  auch  von  diesem  Vorschlag  die  in  die  nath- 
stehenden  Schlussbetrachtungen  verwiesenen  Bemerkungen. 

3.  Ein  anderer  Vorschlag,  dahingehend,  dass  „die  Zwangsvollstreckung  in  das 
unbewegliche  Vermögen  lediglich    aus    dinglichen  hypothekarischen  Forderungen 
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Mattfindet  und  dass  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vennögen  mittelst 
Eintragung  in  das  Grundbuch  aufgehoben  wird",  also  auch  dann  nicht  statt- 
linde, wenn  die  Forderung  durch  ein  gerichtliches  Urtheil  vollstreckbar  ge- 
worden ist,  geht  von  der  Wucherenquete  des  Vereins  für  Socialpolitik  und  davon 
auä,  dass  viele  wncherartige  Geschäfte  ohne  Hypothekbestellung  beginnen,  dass 
aber,  sobald  die  Schuld  so  hoch  angewachsen  ist,  dass  der  Gläubiger  von  einer 
Weiteren  Vermehrung  Gefahr  für  seine  Sicherheit  besorgt,  im  Mahnverfahren  auf 
Grund  des  vollstreckbaren  Schuldtitels  die  Forderung  als  Hypothek  auf  das  Grund- 
«-ift^nthum  des  Schuldners  eingetragen  wird.  „Damit  hat  er  die  unbestrittene  Herr- 
H'haft  über  Person  und  Vermögen  des  Schuldners  erlangt;  scheint  es  ihm  vortheil- 
Imft.  so  bringt  er  das  Grundeigenthum  zur  Zwangsversteigerung;  verspricht  dieses 
Verfahren  in  Rücksicht  auf  die  Preise  der  Grimdstücke  keine  Aussicht  auf  Gewinn, 
Ml  Usst  er  den  Schuldner  im  Besitz  und  in  der  Bewirthschaftung  des  Grundeigen- 
thams  und  hält  ihn  in  dauernder  Schuldknechtschaft. *^  Die  jetzt  zu  beobachtende 
KrNoheinung,  dass  der  Gläubiger  sich  dem  Schuldner  unter  der  Maske  des  redlichen 
«M'j^häftsDuumes  nähert,  der  sich  mit  kleinem  Gewinn  begnügt;  dass  der  Schuldner 
im  Foklaren  bleibt  über  die  Ziele  des  Gläubigers,  über  den  Umfang  seiner  Ver- 
pflichtungen, über  die  Zeit  der  Fälligkeit,  und  die  in  diesem  Vorgehen  liegende 
Gefahr  hofft  man  zu  beseitigen,  sobald  sich  der  Wucherer  der  freiwillig  bestellten 
H>-pothek  schon  zu  Beginn  des  Geschäfts  bedienen  muss,  weil  dann  das  Sehuld- 
Ttrhältniss  sofort  in  seinem  ganzen  Umfang  zur  schriftlichen  Feststellung  kommt 
nnd  sich  auf  Urkunden  gründet,  denen  öffentlicher  Glaube  innewohnt;  weil  also, 
vf-DD  ^die  Geschäftsverbindung  mit  der  Hypothekbestellung  beginnt,  anstatt  dass 
liie^elbe  mit  der  Vollstreckungshypothek  zum  Abschluss  gelangt,  an  Stelle  der 
UeimUchkeit  Oeffentlichkeit,  an  Stelle  der  Verworrenheit  Klarheit,  an  Stelle  zwei- 
drutiger  mündlicher  Abrede  Schriftform  tritt".')  —  Offensichtlich  ähnelt  dieser  Vor- 
^<hla^  den  Einrichtungen,  die  das  amerikanische  Heimstätterecht  aufweist  und 
er  würde,  verwirklicht,  daher  wohl  lediglich  die  auch  in  Nordamerika  beobachtete 
Folge  haben,  dass  der  Personalcredit  erschwert  oder  vertheuert  wird  oder  dass 
v^lbät  für  unerhebliche  persönliche  Schuldverbindlichkeiten  sofort  hypothekarischer 
Kintrag  begehrt  würde,  Nachtheile,  die  den  zur  Begründung  jenes  Vorschlags  geltend 
i^t^machten  V ortheilen:  gewissen,  besonders  gefährlichen  Formen  des  Wuchers  zu 
b4*;2:e^en,  mindestens  die  Wagschale  halten;  ganz  abgesehen  von  der  Frage,  ob 
di-nn  der  Umstand,  dass  der  wucherische  Geschäftsmann  von  vornherein  für  seine 
Forderung  h^'pothekarische  Sicherheit  hat,  wirklich  die  Lage  des  Schuldners  in  dem 
anj^eateten  Sinne  zu  bessern  geeignet,  ob  insbesondere  in  diesem  Fall  eine  Aus- 
beatung  der  Unerfahrenheit,  des  Leichtsinns,  der  Nothlage,  wie  angenommen,  wirk- 
litli  stets  hintangehalten  ist.  Die  Bekämpfung  des  Wuchers  liegt  wohl  auf  einem 
anderen,  dem  strafrechtlichen  Gebiet;  wogegen  die  vorstehenden  Bemerkungen  ge- 
H^et  sind,  das  Gewicht  der  Gründe  zu  verstärken,  die  dafür  geltend  gemacht  werden, 
dasB  die  Zwangshypothek  nicht  schon  auf  Grund  eines  im  Mahnverfahren  ergehenden 
Vollstreckungsbefehls  entstehe,  sondern  dass  diese  Entstehung  auf  den  Fall  des 
richterlichen  Urtheils  ku  beschränken  sei. 


§  141.  Abschliessende  Betrachtungen  über  die 
Creditreformbestrebungen*). 

Die  in  den  vorstehenden  Paragraphen  gegebene  kritische 
Würdigung  der  Vorschläge  zur  Beseitigung  der  Schuldnoth  und 

^)  VgL  den  Aufisatz  von  H.  Birnbaum,  Die  Zwangsvollstreckung  in  das  un- 
^wegÜche  Vennögen  nnd  der  Wucher,  in  SchmoUer's  Jahrbuch  für  Gesetzgebung, 
12.  Jahrg.,  1888,  S.  832  ff. 

^  Eine  kurze  kritische  Würdigung  der  „Vorschläge  zur  Beseitigung  oder  £in- 
«duioinmg  des  ländlichen  Hypothekarcredits''  giebt  Schmoller  im  Jahrbuch  für 
Ue«etzgebimg  etc.,  Jahrg.  1887. 
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der  Gefahren  des  Schuldrechts  haben  im  Wesentlichen  zu  einem 
negativen  Ergebniss  geführt,  wie  denn  bislang  in  keinem 
der  west-  und  mitteleuropäischen  Staaten  jene  Vorschläge  zu  gesetz- 
geberischen Actionen  sich  verdichtet  haben.  Denselben  ist  daher  zu- 
nächst eine  mehr  als  symptomatische  Bedeutung  nicht  zuzuerkennen : 
wohl  dürfen  sie  alle  das  Verdienst  beanspruchen,  die  öifentliehe 
Aufmerksamkeit  auf  gewisse  Lücken  des  Agrarrechts  hingewiesen 
zu  haben;  dagegen  fehlt  der  Beweis,  dass  die  Lage  des  Grund- 
besitzes bei  dem  Eintritt  in  die  durch  die  transoceanische  Con- 
currenz  geschaffene  Situation  die  gleich  ungünstige,  wie  jetzt,  auch 
dann  gewesen  wäre,  wenn  eine  gesunde  Organisation  des  Credits 
im  Sinn  der  früheren  Darlegungen  schon  vor  Jahrzehnten  überall 
bestanden,  wenn  in  ähnlicher  Weise  wie  heutzutage  dem  Wucher 
auf  strafrechtlichem  und  anderem  Gebiet  der  Boden  entzogen,  wenn 
in  sonstigen  wichtigen  Beziehungen  des  Grundbesitzes  zur  Gesell- 
schaft, besonders  im  Gebiet  des  Erbrechts,  überall  eine  richtige 
agrarrechtliche  Ordnung  schon  längere  Zeit  ihre  Wirkung  hätte 
ausüben  können;  es  fehlt  mit  einem  Wort  der  Beweis,  dass  die 
vorgeschlagene,  mehr  oder  weniger  tief  einschneidende  Neu- 
gestaltung des  Agrarrechts  auf  dem  Boden  weitgehender  künst- 
licher Creditverschränkungen  das  unbedingte  Erfordernis»  der  Er- 
haltung beMedigender  Zustände  im  landwirthschafÜichen  Berufs- 
leben bilde.  Auch  ist  keine  Frage,  dass  nicht  wenige  dieser 
Beformer  in  den  Fehler  verfallen  sind,  in  der  einseitigen  Betonung 
der  Credit-  und  Verschuldungsfrage  den  sehr  maassgebenden  Ein- 
fluss  der  allgemeinen  Wirthschaftspolitik  auf  die  Lage  des 
verschuldeten  Grundbesitzes  zu  unterschätzen,  wo  doch,  wenn  mit 
einer  gewissen  Verschuldung  des  Grundbesitzes  aus  den  oft  er- 
örterten Gründen  unter  allen  Umständen  gerechnet  werden  muss, 
einen  wesentlichen  Factor  zur  Hintanhaltimg  besonders  nachtheiliger 
Folgen  einer  weit  verbreiteten  Verschuldung  jedenfalls  auch  die  all- 
gemeine Wirthschaftspolitik,  zumal  die  Handelspolitik,  bildet^). 


^)  Sehr  einseitig  in  dieser  Hinsicht  namentlich  Ruhland,  der  die  snswirtigv 
Concurrenz  gewissermaassen  als  eine  qaantit^  n^gligeable  behandelt,  die  besonderf 
Schutzmaassnahmen  nicht  begründe,  da  ein  schuldenfreier  Besitz  auch  mit  niedrigen 
Getreidepreisen  zn  bestehen  yermöge,  ein  schuldbelasteter  Besits  aber,  der  dies  nicht 
vermöchte,  schlechterdings  als  unhaltbar  und  damit  als  nicht  erhaltimgswärdig 
charakterisirt  wird.  (Siehe:  Die  Lösung  der  landw.  Creditfrage,  a.  a.  0.,  S.  41  ff- 
45,  102  etc.)*  Jede  Staatspolitik  muss  aber  mit  den  überlieferten  histonschen  Ver- 
hältnissen rechnen  und  kann  sich  daher  der  Pflicht  nicht  entschlagen,  die  unter 
anderen  Verhältnissen  und  in  der  Voraussetzung  der  Fortdauer  dieser  TerhiltniBse 
aufgenommenen  Schuldverpflichtungen  des  l&ndlichen  OnmdbesitKes  bei  ihren  wirth- 
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Ebenso  aber  wird  andererseits  nicht  selten  die  praktische  Tragweite 
der  Torgeschlagenen  Reformen  für  die  europäische  Gegenwart  über- 
schätzt, wie  dies  zumal  in  den  Ejreisen  der  Freunde  der  Heim- 
stättebewegung zu  beobachten  ist,  während  doch  die  Wirkung  der 
vorgeschlagenen  Beformen  nur  eine  äusserst  langsame  sein  kann 
und  der  jetzt  lebenden  Generation  kaum  zu  Gute  kommen  dürfte^). 
Ist  dies  aber  der  Fall,  so  thut  es  doppelt  Noth,  zu  prüfen,  ob  der 
in  den  vorerwähnten  Seformvorschlägen  empfohlene  Weg  weit- 
gehender Beschränkungen  der  wirthschaftlichen  Verfügungsgewalt 
und  einer  dauernden  Unterordnung  der  bäuerlichen  BeTölkerung 
bezüglich  bestinunter  vermögensrechtlicher  Verpflichtungen  unter 
den  Bescheid  staatlicher  Behörden  der  einzige  Weg  ist,  gesündere 
Verhältnisse  im  ländlichen  Grundbesitz  anzubahnen. 

In  dieser  Hinsicht  ist  wohl  auch  der  Hinweis  gestattet,  dass,. 
wenn  es  zu  den  Wesenseigenthümlichkeiten  des  aufgeklärten  Des- 
potismus des  vorigen  Jahrhunderts  gehörte,  die  Verarmung  de» 
Bauernstandes  durch  äussere  Mittel  des  obrigkeitlichen 
Zwangs  und  der  landesväterlichen  Bevormundung  zu 
verhüten,  worüber  zahlreiche  polizeiliche  Verordnungen  jener  Zeit 
lehrreichen  Aufschluss  ertheilen,  dieses  Ziel  doch  auch  damal» 
schon,  trotz  des  wirthschaftlichen  BftekbaltB,  den  in  gewisser  Hin- 
sieht die  Bauernschaft  an  dem  Gutsherrn  hatte  und  ungeachtet  de& 
Terh&ltaiwifaMg  geringen  Greditbedürfnisses  jener  Zeit  als  Folge 
der  vorherrschenden  Naturalwirthschaft  und  des  patriarchalischen 
Familienlebens,  das  Erbabfindungsgelder  kaum  kannte,  keineswegs 
erreicht  worden  ist,  wie  denn  eine  Anzahl  neuerer  agrarhistorischer 
Arbeiten  eine  auch  damals  gegenden-  und  länderweise  stark  her- 
Tortretende  Verschuldung  des  Bauernstandes  zweifellos  darthim^). 

schaftgpoUtüchen  Maassnaluneii  mit  in  Betracht  zn  ziehen;  die  g^^ntheilige  SteUung- 
^iim»  wfirde  ein  Preisgeben  des  Gnmdbesitzes  im  Sinn  der  Politik  des  laisser  fair» 
»  aller  bedeuten.    Vgl.  die  Ansführangen  in  Kap.  XI. 

')  Wie  anch  L.  v.  Stein  (Banemgut  und  Hufenrecht,  S.  54)  gegen  diejenigei» 
sieh  tadebid  wendet,  die  meinen  oder  die  ländliche  Bevölkerung  glauben  machen 
vollen,  als  sei  irgend  eine  Gesetzgebung  oder  Yerwaltnngsmaassregel  im  Stande,  in 
Terhütnissmässig  kurzer  Zeit  die  Verschuldung  oder  deren  Folgen  au&uheben  und  eine 
^baldenfreiheit  der  ländlichen  Güter  herzusteUen.  „Diejenigen",  sagt  er,  „die  etwaa 
Aehnlicbes  sagen,  mässen  verständig  denkenden  Leuten  als  solche  erscheinen,  die 
Bit  oder  ohne  bösen  WiUen  eine  schwere  sociale  Verantwortlichkeit  auf  sich  laden."* 

*)  VgL  z.  B.  für  Bayern:  Hausmann,  Die  Grundentlastung  in 'Bayern,  1892,. 
^  för  Theile  von  Oesterreich  den  Bericht  von  Chorinsky  an  den  Landes- 
unchuBs  des  Herzogthums  Sidzburg  vom  19.  September  1881  (abgedruckt  in  der 
i^cbrift  Ton  L.  y.  Stein,  Bauerngut  und  Hufenrecht,  1882,  S.  50 ff.).  Wird  doch 
L  fi.  fb  das  eine  Erzstift  Salzburg,  trotz  der  vielfach  ergangenen  Schuldverbote^ 
iB  Jahre  1774  die  Verschuldung  zu  12,6  MiU.  Gulden  angegeben.  Nähere  Angaben. 
0^  8.  11,  Anm.  2. 
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Eine  Rückkehr  zu  polizeilichen  Schuldverboteu  mit  Inanspruch- 
nahme vormimdschaftlicher  Zwangsbefugnisse  gegenüber  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  muss  schon  hingesehen  auf  die  erweisliche 
Wirkungslosigkeit  solcher  polizeilicher  Machtmittel  als  ein  wenig 
befriedigendes  Auskunftsmittel  erscheinen,  auch  wenn  man  darüber 
hinwegsehen  wollte,  dass  der  Bauer  von  heute  dem  Bauer  der 
letztvergangenen  Jahrhunderte  in  Selbstständigkeits  -  und  Freiheits- 
gefühl,  in  Selbstbewusstsein,  ünabhängigkeitsdrang  weit  voran- 
steht.  Der  Forscher  auf  wirthschaftspolitischem  Gebiete,  der  alte 
Ordnungen  der  bezeichneten  Tendenz  auffindet,  mag  mit  Recht 
seiner  Befriedigung  Ausdruck  geben,  wie  diese  ältere  Zeit  mit  den 
ihr  geläufigen  Mitteln  bemüht  war,  Schutzwehren  um  den  bäuer- 
lichen Besitz  aufzurichten;  nur  sollte  nicht  als  Ergebniss  solcher 
historischen  Arbeiten  das  Begehren  nach  Auffrischung  solcher  ab- 
gelebten Ordnungen  sich  geltend  machen^).  Denn  wenn  Eines 
richtig  ist,  so  ist  es  dies,  dass  der  neuzeitliche  Gedankeninhalt 
socialer  Wirthschaftspolitik  und  der  Agrarpolitik  insbesondere 
darauf  abzielt,  wirthschaftliche  Irrungen  nicht  sowohl  zu  verbieten, 
als  zu  verhüten;  die  Greditinanspruchnahme  nicht  sowohl  zu 
reglementiren,  als  die  Quellen  des  üebels,  die  zu  unwirth- 
schaftlicher  Greditinanspruchnahme  hinleiten,  zu  verschliessen: 
im  Uebrigen  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  die  aus  Gründen 
wirthschaftlicher  Nothwendigkeit,  die  immer  besser,  als  die  staat- 
liche Behörde,  der  Einzelne  zu  beurtheilen  wissen  wird,  ein- 
gegangenen Greditverpflichtungen  durch  angemessene  Ordnung 
des  Hypothekenrechts,  durch  entsprechende  Organi- 
sation des  Gredits  und  eine  humane  Ordnung  des  Schuld- 
rechts für  den  soliden  Wirth  jederzeit  erträgliche  bleiben^. 


^)  Wie  der  im  Reichstag  vorgelegte  Heimstätte-Oesetzentwnrf  mit  dem  Inhalt 
der  älteren  Calenberg'schen  Meierordnnngen  „verzweifelte  Aehnlichkdt'*  hat 
vgl.  den  Aufsatz  von  Schneider,  Das  sog.  Heimstätterecht  (Schmolier's  Jahrboch 
für  etc.  etc.,  1892,  S.  83  flf.). 

^)  Aehnlich  lässt  sich  der  Jahresbericht  des  Prenssischen  LandwiräischaAs- 
ministeriums  für  1884/87,  S.  51/62  ans:  „Das  Ziel  der  Schuldentlastung  des  Grund- 
besitzes wird  nur  in  der  Weise  verfolgt  werden  können,  dass  man  die  Ursachen 
der  Verschuldung,  welche  auf  den  verschiedensten  Gebieten  liegen  (Erbrecht,  öffent- 
liche Lasten,  ausländische  Concurrenz,  zu  theuere  Ankäufe,  irrationelle  Wirthschaft^ 
weise),  soweit  sie  der  staatlichen  Einwirkung  zugänglich  sind,  zu  bekämpfen  sucht. 
Eine  gesetzliche  Yerschuldungsgrenze  einführen,  heisst  dem  Gmndbesiti 
einen  Theil  des  bisher  genossenen  Credita  entziehen;  geschieht  dies  bei  fortwir- 
kenden Ursachen  der  Verschuldung,  so  kann  die  Folge  nur  die  sein,  dass  die 
Fälle  des  unfreiwilligen  Besitzwechsels  noch  häufiger  und  frühzeitiger  eintreten 
als  bisher  und  dass  die  Erhaltung  des  Besitzes  in  der  Familie  noch  mehr  er- 
schwert wird." 
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Viel  richtiger  und  verheissungsvoUer  als  die  Festsetzung  unüber- 
schreitbarer  Verschuldungsgrenzen  und  die  Nöthigung  zur  jedes- 
maligen Erwirkung  amtlicher  Erlaubniss  zu  Darlehensaufnahmen 
sind  femer  Kechtsordnungen ,  die  darauf  abzielen,  dass  nicht 
anormale  Preisbildungen  des  Grund  und  Bodens  auf  dem 
freien  Grundmarkt  zur  Grundlage  von  weitaussehenden  imd  ver- 
hängnissvollen Creditv erp flichtungen ,  zumal  im  Bereich  der  Erb- 
schaftsauseinandersetzungen werden,  dass  m.  a.  W. 
mindestens  überall  da,  wo  das  geltende  Recht  Creditverpflichtungen 
erzwingt,  niemals  der  von  localen  und  zeitlichen  Zufälligkeiten 
abhängige  Verkehrswerth,  sondern  der  Ertragswerth  maass- 
gebend  zu  bleiben  hat  (§  111  ff.).  So  vermag  femer,  wo  diese  anor- 
malen Preisbildungen,  mit  dem  Gefolge  zielloser  Ueberschuldung  mit 
Kaufschillingsresten,  in  örtlicher  üebervölkerung  oder  in 
dem  Missstand  der  Zerstückelung  des  Bodens  in  kleinste  Far- 
cellen wurzeln  sollten,  zur  Mildemng  dieses  Uebels  selbstredend 
ein  Heimstatterecht  schlechterdings  nichts  beizutragen,  solange 
nicht  der  tiefste  Grund  einer  etwa  vorhandenen  Ueberschuldung: 
der  Landhunger  und  die  durch  diesen  veranlassten  Ueber- 
zahlungen  (Wichtigkeit  einer  guten  Auswanderungspolitik, 
Bd.  I,  §  89)  oder  der  üebelstand  des  Ausbietens  des  Bodens  in 
kleinsten  Parcellen  (Wichtigkeit  der  Festsetzung  nicht  zu 
massig  gegriffener  Farce  11  enminima,  Bd.  I,  §  87)  aus  dem 
Wege  geräumt  ist.  Wenn  endlich  derjenige  Gmnd  der  Verschul- 
dung, der  in  Unglücksfällen  (Viehsterben,  Hagelschlag  etc.) 
wunelt,  fortdauert,  wird  ein  wie  immer  geartetes  Heimstätterecht 
nicht  verhüten  können,  dass  zahlreiche  kleine  und  mittlere  Grund- 
besitzer der  Verarmung  verfallen;  ein  Gesetz,  das,  wie  das  vor- 
ueschlagene,  selbst  beim  Vorhandensein  solcher  Unglücksfälle 
überall  da,  wo  ein  Besitz  bis  zu  50  %  des  Gutswerths  bereits  ver- 
schuldet ist,  die  rechtliche  Möglichkeit  einer  Schuldaufnahme  mit 
hypothekarischer  Sicherheit  schlechthin  ausschliesst,  müsste  augen- 
scheinlich die  wirthschaftliche  Lage  des  Besitzers  geradezu  ver- 
schlimmern. Wie  schon  früher  betont,  ist  daher  eine,  den  Verhält- 
nissen gerade  der  kleineren  und  mittleren  Besitzer  angepasste  Ver- 
sicherungsorganisation mindestens  Vorbedingung  für  die 
Erlassung  eines  Heimstätterechts,  es  entfällt  aber  umsomehr  das 
Bedürfniss  nach  solcher  Kechtsgestaltung,  je  erfolgreicher  durch 
me  solche  Versicherungsorganisation  eine  der  wesentlichsten 
Trsachen  der  Verschuldung  als  beseitigt  gelten  kann,  wobei 
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auf  die  mit  umfangreicher  Staatsunterstützung  erfolgte  Organisirung 
des  Hagelversicherungswesens  in  Baden  (Staatsbeitrag  von  jähr- 
lich 100000  M),  auf  die  öffentlich-rechtliche  Zwangsoiganisation 
des  Viehversicherungswesens  ebenda  (Gesetz  vom  26.  Juni  1890) 
mit  ebenfalls  weitgehender  Subventionirung  aus  öffentlichen  Mittelu 
als  Beispiele  für  solche  schuldverhfitenden  Agrareinrichtungen 
hingewiesen  sein  mag,  wie  es  denn  auch  in  anderen  deutschen 
Staatsgebieten  an  analogen  Schöpfungen  (Landeshagelversicherungs- 
Anstalt  in  Bayern)  keineswegs  fehlt  (s.  Kap.  VII,  §  169  ff.). 

Endlich  aber  wird  überall  von  den  Vertretern  einer  Rückkehr 
zu  firflheren  Beschränkungen  im  Creditverkehr  viel  zu  wenig  be- 
achtet, dass  die  Verwirklichung  solcher  Vorschläge,  wenn  man 
nicht  auf  eine  Wirkung  in  absehbarer  Zeit  von  vornherein  ver- 
zichten will,  ohne  grosse  Erschütterungen  der  bestehenden  Schuld- 
verpflichtungsverhältnisse undurchführbar  wäre;  das  gilt  von  dem 
Heimstätterecht  wie  nicht  minder  von  der  „Incorporation"  des 
Hypothekarcredits,  aber  auch  von  jenen  Vorschlägen,  die  auf  eine 
zeitweise  gänzliche  Sistirung  des  Vollstreckungsrechts  zum  Nach- 
theil gewisser  Hypothekargläubiger  abheben;  allen  diesen  Vor- 
schlägen haftet  die  Schwierigkeit  des  Uebergangs,  der  schonenden 
üeberleitung  in  das  neue  Wirthschaftsrecht  als  vornehmster  Mangel 
an  und  in  dieser  Schwierigkeit  wurzelt  ein  Haupthindemiss  ihrer 
Verwirklichung.  Wie  man  ein  Pfropfreis  nicht  auf  eine  beliebige 
Unterlage  aufsetzen  kann,  sondern  nur  auf  eine  mit  dem  Ver- 
edelungsreis innerlich  verwandte,  wenn  eine  sichere  Verwachsung 
beider  sich  vollziehen  soll,  so  muss  auch  das  Bemühen,  in  die 
geschichtlich  gewordene  Unterlage  des  Agrarrechts  eine  fremd- 
artige Bildung  einzufügen,  fehlschlagen,  weil  es  an  dem  orga- 
nischen Bindemittel  gebricht.  Als  der  ältere  Mirabeau  mit  einer 
gewissen  Ungeduld  die  alsbaldige  Verwirklichimg  der  physiokra- 
tischen  Steuerideale  bei  dem  für  die  neue  Lehre  an  sich  in  hohem 
Maasse  eingenommenen  badischen  Markgrafen  Karl  Friedrich 
immer  von  Neuem  in  Anregung  brachte,  lehnte  dieser  volksfreund- 
lichste Fürst  des  vorigen  Jahrhunderts,  bei  dem  wohlwollende 
Fürsorge  fttr  die  wirthschaftlichen  Interessen  und  schöpferischer 
Thatendrang  mit  einer  bewunderswerthen  Klarheit  und  Nüchternheit 
des  Denkens  gepaart  war,  dieses  Drängen  auf  eine  in's  Ungewisse 
führende  Bahn  mit  den  auch  für  unsere  Zeit  beherzigenswerthen 
Worten  ab:  „Die  Natur  macht  keine  Sprünge;  ich  glaube,  dass  es 
ebenso  mit  den  Fortschritten  menschlicher  Erkenntniss  imd  ihrer 
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Wirkimgen' bestellt  ist;  plötzliche  Umwälzungen  auf  diesem 
Gebiete  gleichen  convulsivischen  Zuckungen  des 
menschlichen  Körpers,  der  durch  derartige  Krisen 
immer  geschwächt  wird"^).  —  „In  diesen  Worten",  sagt  ein 
zeitgenössischer  Schriftsteller  (Gothein),  „liegt  das  tröstende  Be- 
wusstsein  von  der  Stetigkeit  menschlicher  Entwicklung,  liegt  eine 
Besignation,  aber  die  der  Bescheidung."  Es  ist  die  Besignation 
eines  Fürsten,  der  an  den  Fortschritt  glaubt,  aber  diesen  nur  im 
Weg  langsamer,  schrittweiser  Keform  mit  gewissenhafter  Schonung 
des  historisch  Gewordenen  herbeiführen  wollte ;  und  der,  sofern  ihm 
der  Weg  zum  Ziele  nicht  völlig  klar  vor  Augen  lag,  vorerst 
lieber  auf  ein  reformirendes  Vorgehen,  weil  einen  Schritt  in's 
Dunkle  bedeutend,  Verzicht  leistete.  Die  Tugend,  Besignation  zu 
üben,  föUt  freilich  nicht  Jedermann  leicht,  zumal  in  wirthschaft- 
lichen  Fragen;  es  ist  so  schön,  verlockende  Zukunftsbilder  auf- 
zurollen und  ein  in  zündende  Schlagworte  gekleidetes  Programm 
aufzustellen;  es  giebt  Nichts,  womit  grössere  Augenblickserfolge 
enielt  werden  könnten ;  wie  denn  schon  der  berückende  Klang  des 
Wortes  „Heimstätte"  ausreichte,  der  unter  dieser  Flagge  segelnden 
Bewegung  weithin  eine  andachtsvolle  Gemeinde  zuzuführen.  Um 
^0  wichtiger  bleibt  es,  dass  Wissenschaft  imd  Praxis  allen  solchen 
Zukunftsmusik  -  artigen  Plänen  gegenüber  eine  nüchterne,  kühle, 
ruhige  Betrachtungsweise  sich  bewahren,  selbst  auf  die  Gefahr  hin, 
dass  das  non  liquet,  zu  dem  diese  Betrachtungsweise  hinleitet, 
Missdeutungen  unterliegt,  an  denen  es  denn  auch  gerade  die  Heim- 
stattefreunde  ihren  Kritikern  gegenüber  nicht  haben  fehlen  lassen  *), 


0  Siehe:  Karl  Friedrichs  von  Baden  brieflicher  Verkehr  mit  Mirabeau 
und  Du  Pont,  herausgegeben  von  der  Bad.  histor.  Commissionf  2  Bde.,  1892.  Die 
in  Text  erwähnte  SteUe  lautet  (Bd.  I,  S.  97)  im  Original: ^ „la  nature  n'agit  point 
per  saltus;  je  crois  qu^ü  en  est  de  meme  des  progres  des  connaisances  humaines 
i-t  de  lenrs  effets;  les  r^volutions  snbits  en  ce  genre  sont  semblables  aux  mouve- 
ments  convulsifs  du  corps  humain  qui  par  cette  sorte  de  crise  s'affaiblissent  toujonrs." 

*)  Vgl.  die  sehr  fragwürdigen  Auslassungen  Gierke^s  imD.  Landwirthschafts- 
rath  V.  1891  (Archiv  S.  211  flf)»  die  freilich  gegenüber  den  Expectorationen  eines  Theils 
der  Tagespresse  noch  ziemlich  sanftmütibig  sich  ausnehmen.  Zu  verweisen  ist 
übrigens  auch  auf  die  neuesten  Verhandlungen  des  Vereins  für  Socialpolitik  v.  1893 
<Bd.  LVIU)  mit  den  Referaten  von  Sering  u.  Gierke  und  den  Aeusserungen  von 
V.  Werder,  A.  Wagner,  Wisser,  Suchsland  und  Thiel  und  wie  Sering, 
abweichend  von  dem  Vorschlag  schematischer  Regelung  der  D.  Heimstätte- 
bewegung, für  eine  individuelle,  für  jedes  Gut  festzusetzende  Höchstgrenze  der 
Beleihuogsfähigkeit  eingetreten  ist,  Gierke  aber  seine  früheren  Auslassungen 
^eäCDtlidh  eingeschränkt  hat. 
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Kapitel  VII: 
Die  laudwlrthschaftllche  Yersichcruug. 


Literaturübersicht. 

In  den  älteren  Lehrbüchern  ist  die  laudwirthschaftliche  Versicherung  etwas 
stiefinütterlich  behandelt;  bei  Kau  ist  auf  die  §§  105  bis  mit  110,  bei  Soscher 
auf  §  166  und  167,  bei  v.  Mohl  (Polizeiwissenschaft,  1866,  Bd.  U)  auf  die  §§  1^4 
und  136,  bei  Schäffle  (Das  gesellschaftliche  System  der  menschlichen  Wirthschalt. 
1873,  II.  Bd.)  auf  §  275  zu  verweisen.  Das  unter  Umständen  Unzureichende  der 
privaten  Organisation  des  Versicherungswesens  auf  landw.  Gebiet  und  die  daraus 
entspringende  Berechtig^ung  und  Nothwendigkeit  positiven  staatlichen  Eingreifens 
(nicht  bloss  im  Weg  der  Versichenmgsgesetzgebung  und  staatlichen  Aufsicht)  kommt 
bei  den  Ersterwähnten  nicht  oder  doch  nicht  genügend  zum  Ausdruck.  Bei  der 
Bearbeitung  wurden  ausser  den  genannten  namentlich  die  folgenden  Schriften  benutzt : 
1.  Im  Allgemeinen:  A.  Wagner,  Der  Staat  und  das  Versicherungswesen, 
in  der  Zeitschrift  f.  St.-W.,  1881,  Bd.  37;  desselben  Verfassers  Aufsatz  über 
Versicherungswesen  in  Schönberg's  Handbuch  d.  pol.  Oekonomie,  1891,  II.  Bd.. 
Abschn.  XXV;  F.  Makowiczka  im  Deutschen  Staatswörterbuch,  II.  Bd.,  Aufsatz 
Versicherungsanstalten;  P.  May  et,  landw.  Versicherung  in  organischer  Verbindung: 
mit  Sparanstalten  etc.,  1888;  Th.  Saski,  Die  volkswirthschaftliche  Bedeutung  de^ 
Versicherungswesens  etc.,  1869;  H.  Süssi,  Der  Bund  und  das  Versicherungswesen, 
1892;  Schneider-Felber,  Lebensversicherung  und  Anerbenrecht,  1890;  H.  Thiel, 
WirthschaftUche  Selbstverantwortlichkeit  und  Versicherungszwang,  in  Schmoller's 
Jahrbuch  XI,  S.  494  ff.  Von  früheren  Publicationen  des  Verfassers  dieses  Hand- 
buchs: Das  Verwaltungsrecht  der  Badischen  Landwirthschaft  nebst  Ergäuzungsbd., 
1887  und  1891  (S.  728  ff.)  und  Derselbe,  Zur  landw.  Frage  der  Gegenwart,  1887 
(S.  61  ff.);  endlich  F.  Mas  ins.  Die  deutschen  Versicherungsanstalten  und  ihre 
Mängel,  1864,  welcher  Schriftsteller  neben  Gebäude-  und  Mobiliarbrandversicherungs- 
kassen  auch  specielle  Futter-Brandversicherungsvereine,  neben  Hagel-  und  Vieh- 
assecuranzen auch  Wasserschäden-  und  Obstbaumversicherung^anstalten  errichtet 
sehen  ^vill!  2.  Für  die  Frage  der  Hagelversicherung  insbesondere: 
Emminghaus,  Art  Hagelschäden  Versicherung  im  Handw.  d.  St.-W.;  v.  d.  Goltz, 
in  Schönberg's  Hdb.  der  pol.  Oekonomie,  1891,  II.  Bd.,  Abschn.  XV,  Agrarpolitik 
im  engeren  Sinn;  H.  Haag,  Das  Bayrische  Gesetz  vom  13.  Februar  1884,  die 
Hagelversicherungsanstalt  betreffend,  1884;  Tr.  Müller,  Die  Bayrische  staatlich 
geleitete  Hagelversicherungsanstalt  im  Archiv  des  Deutschen  Landwirthschaftsraths; 
1888,  S.  439  ff.;  E.  Ramm,  Die  Hagelversicherungsfrage  in  Württemberg,  1885; 
F.  Sarrazin,    Die   Naturgesetze   des  Hagels    und    die  Hagelversicherung,    1890^ 
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H.  Suchsland,  Die  Hagel versicherungsfrage  in  Deutschland,  1890 ;  P.  Theuerle, 
IHe  HagelTersicherungsanstalt  für  das  Königreich  Württemberg,  1847;  Ungenannt: 
Ein  Hagelyersicherongsverband  für  Elsass-Lothringen,  Strassburg,  1884.  Von  amt- 
lichen Pnblicationen  ist  auf  die  mehrfach  in  früheren  Kapiteln  citirten  ministeriellen 
Jahresberichte  für  Preussen,  Sachsen,  Baden  nnd  auf  den  Bericht  an  das  Schweiz. 
Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement :  „Die  Betheiligung  des  Bundes  an  der 
Hagelyersicherung'^,  von  MüUer,  Bern  1885,  zu  verweisen.  —  In  eingehendster 
Weise  hat  sich  der  Deutsche  Landwirthschaftsrath  seit  1874  mit  der  Hagel- 
versicherungsfrage beschäftigt  und  das  Archiv  des  Deutschen  Landwirthschafts- 
raths  ist  daher  für  die  Beurtheilung  der  vorliegenden  Frage  eine  besonders  werth« 
volle  Fundgrube.  Schon  in  jenem  Jahr  wurde  von  dem  Referenten  (v.  Lenthe) 
das  Verlangen  nach  einer  allgemeinen  deutschen  Hagelversicherungsanstalt  kund- 
gegeben (Jahrg^g  1875,  S.  240) ;  sehr  instructiv  über  die  damaligen  Yerwaltungs- 
emrichtungen  der  Hagelversicherungsgesellschaften  das  auf  eingehenden  Erhebungen 
fassende  Referat  von  Prof.  Richter  für  die  187öer  Verhandlungen  (Archiv  1876, 
S.  1  ff.) ;  von  den  späteren  Verhandlungen  sind  namentlich  erwähnenswerth  die  der 
Jahre  1883,  1884,  1885,  1886,  1891.  Nähere  Citate  im  Texte  selbst.  3.  Vieh- 
Versicherung  insbesondere:  Funk,  Ueber  Orts-  und  Viehversicherungs- 
vereine  etc.  im  Grossh.  Baden,  1873;  A.  Jäger,  Das  Deutsche  Viehversicherungs- 
wesen,  1886;  v.  d.  Goltz,  a.  a.  0.,  in  Schönberg's  Hdb.  d.  pol.  Oek.;  v.  Langs- 
dorff,  Organisation  der  Viehversicherung  im  Deutschen  Reich,  Referat  an  den 
Deotschen  Landwirthschaftsrath  von  1893  (Archiv  S.  419 ff.;  ebenda  die  Correferate 
von  Gerdolle-Metz  und  [Kl  ein -Wertheim).  Märklin,  Referat  über  die  Vieh- 
versicherungsfirage  an  den  Badischen  landw.  Centralausschuss  von  1876;  endlich 
die  obenerwähnten  amtlichen  Pnblicationen.  —  Eine  grosse  Anzahl  orientirender 
Anfsätze  über  die  landw.  Versicherungsfrage  in  ihren  verschiedenen  Verzweigungen 
enthalten  endlich  die  Landw.  Fachzeitschriften  sowie  die  Fachorgane  für 
das  Versicherungswesen,  wie  die  Allgemeine  Hagelversicherungszeitung,  die 
I>eQtsche  Versicherungszeitung  u.  a.  —  Weitere  Literaturangaben  im  Text. 


Abschnitt  I. 

Einleitende  Betrachtungen. 

§  142.    Die  Bedeutung  der  Versicherung  in  der  Land- 
wirthschaft;   nicht  versicherungsfähige  und  ver- 
sicherungsfähige Schäden. 

1.  In  viel  höherem  Maasse  als  andere  gewerbliche  Unter- 
nehmungen ist  der  landwirthschaftliche  Betrieb  schädigenden  Ein- 
flüssen der  äusseren  Natur  und  im  Gefolge  derselben  unvorher- 
gesehenen Vermögensschädigungen  ausgesetzt.  Dies  hängt  theils 
damit  zusammen,  dass  der  Productionsprocess  in  der  Landwirth- 
schaft  zu  einem  überwiegenden  Theil  ausserhalb  geschlossener 
Räume  sich  abspielt  und  desshalb  schützende  Vorkehrungen  gegen 
solche  Einflüsse,  wie  im  Handwerk,  der  Grossindustrie,  oder  dem 
Handelsgewerbe  nicht  getroifen  werden  können;  theils  damit,  dass 
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die  landwirthschaftliche  Productionsthätigkeit  die  Erzeugung  von 
Lebewesen  (Pflanzen  und  Thieren)  zum  Gegenstand  hat,  welche 
während  der  ganzen  Dauer  ihrer  Entwicklungszeit  bis  zum  end- 
lichen Uebergang  in  den  Verkehr  unausgesetzt,  wie  jeder  lebende 
Organismus,  von  den  mannigfachsten  Fährlichkeiten  bedroht  er- 
scheinen. Die  oft  gehörte  Meinung,  dass  die  Landwirthschaft  als 
ein  relativ  sicheres  Gewerbe,  im  Vergleich  etwa  mit  Industrie  und 
Handel,  sich  darstelle,  ist  daher  wenig  zutreffend;  seit  die  Land- 
wirthschaft die  Formen  der  alten  Naturalwirthschaft  abgestreift  hat 
und  in  die  Nothwendigkeit  versetzt  worden  ist,  für  den  Markt 
d.  h.  gegen  den  Umtausch  in  Geld  zu  produciren  und  eben  damit 
in  eine  wachsende  Abhängigkeit  von  den  Conjuncturen  des 
Welthandels  gerathen  ist,  steht  das  geschäftliche  Risico  der  land- 
wirthschaftlichen  Unternehmung  demjenigen  der  gewerblichen 
oder  Handelsuntemehmungen  nicht  viel  mehr  nach.  Wohl  aber 
befindet  sie  sich  letzteren  gegenüber  in  der  unvortheilhafteu 
Lage,  dass  nicht  einmal  eine  Gewissheit  für  das  Gelingen  des 
Productionsprocesses  selber  —  auch  bei  Anwendung  der  gebotenen 
geschäftlichen  Vorsicht  —  besteht,  weil  unvorherzusehende  und 
unabwendbare  schädigende  Einwirkungen  der  äusseren  Natur  (Un- 
beständigkeit der  Witterung,  elementare  Schäden,  Auftreten  von 
Seuchen  und  Pflanzenkrankheiten  etc.)  in  jedem  Stadium  des 
Productionsprocesses  hemmend  und  verlustbringend  einwirken  können: 
und  es  ist  daher  dem  landwirthschaftlichen  Betrieb  der  Charakter 
einer  gewissen  Unberechenbarkeit  des  Erfolges  der 
Production  in  viel  höherem  Maasse  als  anderen  Erwerbs- 
zweigen aufgeprägt. 

2.  Wenn  es  die  Aufgabe  der  Versicherung  ist,  die 
wirthschaftlichen  Folgen  von  mit  Werthminderungen  oder  Werth- 
vemichtungen  verknüpften  Unfällen  für  den  davon  Betroffenen  im- 
fühlbar  zu  machen^),   so  hat  aus  vorstehenden  Gründen  die  Ver- 


*)  Wagner,  a.  a.  0.,  definirt  „Versicherung"  als  „diejenige  wirthschafUiche  Ein- 
richtung, welche  die  nachtheiligen  Folgen  einzelner,  für  den  Betroffenen  zufälliger, 
daher  auch  im  einzelnen  Fall  ihres  Eintretens  unvorhergesehener  Ereignisse  für  das 
Vermögen  einer  Person  dadurch  beseitigt  oder  wenigstens  vermindert,  dass  sie  die- 
selben auf  eine  Reihe  von  Fällen  vertheilt,  in  denen  die  gleiche  Gefahr  droht, 
aber  nicht  wirklich  eintritt";  wesshalb  die  „Vereinigung"  vieler  Fälle,  in  denen 
ökonomisch  nachtheilige  Interessen  drohen,  die  „Ausgleichung"  der  einzelnen 
günstigen  und  ungünstigen  FäUe  und  die  Herbeiführung  einer  „üebertragung" 
von  den  günstigen  auf  die  ungünstigen  Fälle  „das  der  Versicherung  specifisch  Eigen- 
thümliche  ist.  Die  Durchfuhrung  der  Versicherung  tritt  danach  in  der  Bildung 
von  „Gefahren-Gemeinschaften"  zu  Tage,  in  welche  jeder  FaU  des  mög- 
lichen Eintritts   des  nachtheiligen  Ereignisses  einen  Beitrag,    Zuachuss,   die  sog. 
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Sicherung  gerade  im  landwirthschaftlichen  Gewerbe  oifenbar  eine 
erhöhte  Bedeutung  und  erfordert  wegen  der  specifischen  Art  von 
Schäden,  die  dieses  Gewerbe  und  nur  es  berühren,  besondere, 
dem  Bedürfniss  desselben  angepasste  Organisationen,  für 
welche  in  anderen  Gewerben  eine  Nöthigung  nicht  vorliegt.  Werden 
Schäden  der  bezeichneten  Art  selbst  in  niederen  imd  mittleren 
Culturstufen  nicht  leicht  empfunden  und  reichen  desshalb  die  gegen 
dieselben  gerichteten  Vorkehrungen  theilweise  in  eine  frühere  Zeit 
zurück  (Euhgilden  des  Mittelalters),  so  lasten  solche  Schäden  doch 
noch  um  Vieles  schwerer  auf  den  Höhepunkten  der  Cultur,  wo  in 
Folge  gestiegener  Bodenpreise,  vermehrten  Betriebsaufwands,  weit- 
venweigter  Creditverpflichtimgen  und  eines  bis  in  die  kleinsten 
Betriebe  hinein  sich  erstreckenden  namhaften  Geldbedarfs  —  im 
Gegensatz  zur  Naturalwirthschaft  früherer  Zeiten  —  jeder  irgend 
erhebliche  Ausfall  in  den  erwarteten  Erträgnissen  das  Wirthschafts- 
budget  sofort  in  bedenkliches  Schwanken  bringt  imd  den  Inhaber 
der  Wirthschaft  zur  sofortigen  Inanspruchnahme  von  Credit,  d.  h. 
zur  Häufung  neuer  Geldverbindlichkeiten  nöthigt.  Je  dichter  die 
Beyölkerung  eines  Landes  ist,  je  höheren  Werth  in  Folge  dessen 
der  Grund  und  Boden  erhält,  je  grösser  das  wirthschaftliche  Risiko 
der  landwirthschaftlichen  Berufsarbeit  sich  gestaltet,  um  so  höhere 
Bedeutung  gewinnt  das  landwirthschaftliche  Versicherungswesen 
und  zwar  besonders  auch  gerade  wieder  für  die  kleinen  und 
mittleren  Betriebe,  weil  diese  selten  überBaarmittel,  aufweiche 
zur  Deckung  plötzlicher  Verluste  zu  greifen  wäre,  verfügen,  weil 
femer  der  Personalcredit  dieses  Theils  der  ländlichen  Bevölkerung 
«"in  verhältnissmässig  enggezogener  ist  imd  daher  mit  jedem,  irgend 
erheblichen,  durch  ein  schädigendes  Ereigniss  veranlassten  Ein- 
nahmeausfall die  Gefahr  eines  wirthschaftlichen  Zusammenbruchs 
nahegerückt  erscheint  Die  Aufgabe  der  Landwirthschaftspolitik 
ist  daher  mit  der  Herbeiführung  zweckmässiger  Versicherungs- 
organisationen imd  der  Sorge  für  deren  gedeihliche  Functionirung 
nicht  erschöpft,  sondern  sie  hat  sich  vor  Allem  darin  zu  bethätigen, 
auf  eine  solche  besondere  Ausgestaltung  des  Versicherungswesens 
hinzuwirken,  welche  auch  dem  kleinen  Gutsbesitzer  die 
Theilnahme  an  dessen  Vortheilen  gestattet  und  sichert. 

Prämien  liefert,  die  in  ihrer  Gesammtheit  die  ökonomischen  Mittel  darbieten,  ^^um 
in  den  FäUen  des  wirklichen  Eintritts  des  Erei^sses  (der  Gefahr)  die  fest- 
?*^tzte  Entschädigung  zu  g^ben".  Die  Prämien  müssen  also  so  bemessen  sein, 
<lass  sie  einschliesslich  der  laufenden  Zinsen  genügen,  „um  die  wirklich  eintretenden 
lüsicos  zu  decken,  und  sich  demgemäss  in  ihrer  Höhe  nach  letzteren  richten*^. 
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3.  Nicht  versicherungsfähige  Schäden.  Unter  den 
den  landwirthschaftlichen  Betrieb  schädigenden  Ereignissen  be- 
finden sich  solche,  welche  einer  Versicherung  nicht  oder  doch  nur 
schwer  fähig  sind,  theils  weil  sie  jeder  Periodicität  des  Auftretens 
spotten  und  daher  eine  auch  nur  annähernd  richtige  Veranschlagung 
der  durchschnittlichen  Beitragshöhe  der  Versicherten  unmöglich 
machen  (wie  Erdbeben,  Orkane,  Sturmfluthen,  Hochwasser  etc.): 
theils  weil  sie  erfahrungsgemäss  jederzeit  an  bestimmte  Oertlich- 
keiten  gebunden  sind,  innerhalb  dieser  aber  ganz  allgemein  auf- 
treten, so  dass  die  Geschädigten  und  Versicherten  im  Wesentlichen 
ein  und  dieselben  Personen  sein  würden  und  eine  Entschädigungs- 
möglichkeit schon  desshalb  entfiele  (wie  wiederum  betreffs  obiger 
Ereignisse  meist  der  Fall  ist);  theils  weil  sie  im  Fall  ihres  Auf- 
tretens weithin  mit  gleichmässiger  Stärke  sich  geltend  machen 
und  aus  diesem  Grunde  die  Versicherungsgemeinschaft  ihre 
Dienste  sofort  versagen  müsste  (wie  bei  allgemeinen  Missemten  in 
Folge  von  Dürre,  Nässe,  Auftreten  von  Pflanzenkrankheiten  etc.). 
In  solchen  Fällen  erübrigt  nur  das  Eintreten  der  Staatshilfe 
zu  Gunsten  der  von  solchen  Katastrophen  Betroffenen,  in  Anwendimg 
des  Satzes,  dass  der  Staat  als  höchste  Wohlfahrtsgemeinschaft  die 
Pflicht  hat,  unverschuldete  Nothstände  seiner  Angehörigen  mit  den 
Mitteln  der  Allgemeinheit  zu  lindem,  sowie  die  Vorkehrung  von 
verhütenden,  vorbeugenden  Maassnahmen,  soweit  über- 
haupt menschliche  Kraft  und  Einsicht  den  Eintritt  von  Katastrophen 
oder  Schäden  der  gedachten  Art  hintanzuhalten  befähigt  erscheint 
(Correction  der  Ströme,  Anlage  von  Deichbauten,  Verbauung  der 
Wildbäche  in  den  Gebirgsgegenden,  Anlage  von  Schutzwaldungen; 
polizeiliche  Bekämpfung  der  Pflanzen-  und  Thierschädlinge).  Solche 
Maassnahmen  werden  um  so  mehr  eine  dringliche  Staatsaufgabe, 
je  mehr  die  Bodencultur  vorschreitet,  je  werth voller  die  von  solchen 
Ereignissen  bedrohten  Geländecomplexe  sind  und  je  mehr  daher 
mit  dem  Interesse  der  Bewahrung  Einzelner  vor  unverschuldeter 
Noth  allgemein  volkswirthschaftliche  Interessen  sich  verknüpfen. 
Auch  durch  Mi  SS  ernten  veranlassten  Nothständen  der  landwirth- 
schaftlichen Bevölkerung  gegenüber  wird  der  Staat  seine  hilfreiche 
Hand  nicht  versagen,  aber  doch  nur  ausnahmsweise  hierzu  sich 
verstehen,  von  der  Erwägung  ausgehend,  dass  in  diesen  Vorkomm- 
nissen ein  specifisches  Risico  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes 
zu  erkennen  ist,  das  jeder  landwirthschaftliche  Unternehmer  im 
Calcul  seiner  Wirthschaft  zu  berücksichtigen  und  mit  dem  er  sich. 
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je  nach   dem,   durch  Kücklagen  in  günstigen  Emtejahren  abzu- 
finden hat 


§  143.  Portsetzung;  Missernte-  und  Schädlings- 
versicherung insbesondere;  Versicherung  und 

Schadensverhütung. 

1.  Eine  wiederholt  in  Anregung  gekommene  Missernte- 
versicherung muss  schon  an  der  Unmöglichkeit  der  richtigen 
Feststellung  des  Grades  des  Ernteausfalls  der  einzelnen  Wirth- 
schaften  scheitern  und  könnte,  hiervon  abgesehen,  ihre  Ver- 
wirklichung nur  in  der  Form  der  Ansammlung  von  Zwangs- 
bei trägen  in  günstigen  Emtejahren  mit  starken  Staatszuschüssen, 
d.  b.  nur  unter  Bedingungen  finden,  die  einen  stark  kom- 
munistischen Beigeschmack  haben.  Im  Uebrigen  ist  zur  Würdigung 
der  Frage  der  Missemteversichening  auf  folgende  Gesichtspunkte 
hinzuweisen ') : 

a)  Der  landwirthschaftliche  Unternehmer  steht  den  den  Aus- 
fall der  Ernte  imgünstig  beeinflussenden  Witterungsfactoren  keines- 
wegs ganz  machtlos  gegenüber,  und  die  Fortschritte  in  der  Technik 
der  Bodencultur  zeigen  sich  gerade  auch  im  Auffinden  von  Mitteln, 
die  der  Production  nachtheiligen  äusseren  Einflüsse  in  ihrer  dess- 
fallsigen  Wirkung  abzuschwächen  (Walzen  des  Bodens,  um  die 
Verdunstung  übermässiger  Feuchtigkeit  zu  fördern,  Hacken  und 
Lockerung  desselben,  um  diese  Verdunstung  hintanzuhalten;  An- 
lage von  Be-  und  Entwässerungen  etc.);  auch  ist  die  Missemte 
selten  eine  auf  alle  Culturgewächse  sich  erstreckende,  so  dass  mit 
der  Mannigfaltigkeit  der  Cultur,  wie  sie  das  Zeichen  einer  höher 
entwickelten  Landwirthschaft  ist,  eine  Art  Selbstversicherung 
gegen  die  Unbilden  der  Witterung  sich  einstellt,  welche  gegen 
vMlige  Missemten  wirksamen  Schutz  gewährt. 


^)  Vgl.  May  et,  a.  a.  0.,  insbesondere  S.  66  ff.,  S.  98  ff.,  und  S.  381  ff.,  wo 
iar  eine  Celle ctiv Versicherung  plaidirt  und  die  jetzige  enropäische  Organi- 
sation des  landw.  Versicherungswesens  als  durchaus  unzulänglich  bezeichnet 
^rd.  Es  sind  ;,wohl  Organisationen  zum  Schuldenmachen  für  die  Landwirthschaft 
da,  aber  abgesehen  von  Vieh-,  Hagel-  und  landw.  Feuerversicherung  und  den  all- 
erem einen  Spargelegenheiten  keine  landwirthschaftlichen  Sonderorganisationen,  die 
der  Landwirthschaft  die  Erträge  guter  Jahre  hinüber  sparten  auf  die  schlechten '^ 
'Vsyet  denkt  an  Zwangssparkassen!)  und  „es  fehlen  bis  jetzt  den  europäischen  Volks- 
^rthschaften  überhaupt  noch  die  Missemtendeckungsreserven  in  deren  beiden  ein- 
ftchsten  Formen:  der  landw. Nothstandskasse  und  der  landwirthsch.  Ver- 
sicherung'*.    Vgl.  hierzu  die  kritischen  Ausführungen  im  Text. 
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b)  Der  Vorschlag  einer  Missemte Versicherung  gegen  die  un- 
günstigen Einflüsse  der  Witterung  und  sonstige  das  Pflanzen- 
wachsthum  schädigende  Vorkommnisse  (Nässe,  Dürre,  Frost,  In- 
sektenfrass)  mit  dem  Ziele,  eine  Jahr  für  Jahr  thunlich  gleiche 
Einnahme  aus  der  Bewirthschaftung  des  Grund  und  Bodens  zu  ge- 
währleisten, ist  innerhalb  einer  auf  der  Grundlage  freier  wirth- 
schaftlicher  Bewegung  beruhenden  Gesellschaftsordnung  schon  dess- 
halb  ein  verfehlter,  weil  hier  keine  Sicherheit  besteht,  dass  der  Ein- 
zelne von  sich  aus  Alles  aufbiete,  um  die  Folgen  schädlicher  Ein- 
flüsse so  viel  als  möglich  abzuwehren.  Eine  CoUectivversicherung. 
die  unterschiedslos  den  Fleissigen,  Geschickten,  Umsichtigen  ebenso 
behandelt,  wie  den  Lässigen,  Ungeschickten,  Unvorsichtigen,  könnte 
im  Hinblick  auf  die  hier  thätigen  psychologischen  Einflüsse  der 
grossen  Masse  von  einer  anderen  Folge  als  der,  Alle  auf  ein 
gleiches  Niveau  der  Sorglosigkeit  herunterzuziehen,  nicht  begleitet 
sein.  Wollte  man  dieser  Folge  einer  um  sich  greifenden  geschäft- 
lichen Sorglosigkeit  in  Bezug  auf  Bekämpfimg  widriger  Natur- 
einflüsse sich  entziehen,  so  wäre  dies  nur  durch  eine  regelmässige 
Ueberwachung  der  Einzel  wirthschaften,  d.h.  nur  mittelst  einer  staat- 
lichen Bevormundung  möglich,  welche  an  Stelle  der  auf  Frei- 
heit der  Bewegung  und  wirthschafkliche  Selbstverantwortlichkeit 
sich  gründenden  Gesellschaftsordnung  den  Alles  imd  Jedes  regle- 
mentirenden  socialistischen  Zwangsstaat  setzen  würde. 

c)  Wo  nach  dem  Stand  der  wirthschaftlichen  Cultur  und  der 
Bodencultur  insbesondere  (grosse  Einseitigkeit  derselben,  sorg- 
lose Bestellungsweise  u.  s.  w.)  und  wo  nach  dem  besonderen 
Charakter  der  Wittenmgsverhältnisse  mit  einer  gewissen  Begel- 
mässigkeit  auf  Missemten  (Hungersnöthe  in  Indien,  Japan,  Rass- 
land!) zu  rechnen  ist,  welche  weithin  die  ländliche  Bevölkerung 
mit  Nothstand  und  Elend  bedrohen,  mag  die  Ansammlung  von 
staatlichen  Hilfsfonds,  aus  welchen  beim  Eintritt  solcher 
Ereignisse  Beihilfen  an  die  Nothstandsbezirke  gegeben  werden 
können,  sehr  wohl  angezeigt  sein;  aber  eine  solche  Maassnahnie 
fällt  doch  mehr  unter  den  Gesichtspunkt  der  guten  Ordnimg  des 
Staatshaushalts  und  hat  mit  der  Versicherung  an  sich  nichu 
zu  thun. 

Anmerkimg.  a)  Der  japanische  Missernteu-Decknngsfond,  über 
welchen  May  et,  S.  313  ff.,  a.  a.  0.,  berichtet,  ist  nichts  Anderes  als  eine.  theil> 
aus  allgemeinen  Staatsmitteln,  theils  aus  Vereinsbeiträgen  der  Grundbesitzer  An- 
gesammelte Noth^tandskasse,    zu    dem  Zweck  eingerichtet,   daraus  nach  Er* 
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messen  in  den  dazu  geeignet  scheinenden  Fällen,  also  rein  gutthats weise 
•  caritative]  Leistungen  zu  bestreiten.  Caritativen  Einrichtungen  obiger  Art  durch 
eine  Torsorgliche  Finanzpolitik  einen  gewissen  Stützpunkt  zu  geben,  ist  sicher  nicht 
zu  beanstanden;  aber  es  bedeutet  eine  völlige  Verkennung  des  Yersiche- 
rangswesens,  diesem  die  Aufgabe  zu  vindiciren,  den  Grundbesitzern  im  Falle 
Ton  durch  irgend  welche  Ereignisse  veranlassten  erheblicheren  Emteausfallen 
einen  Rechtsanspruch  auf  Schadloshaltung  zu  gewähren,  worauf  doch  Mayet's  Vor- 
schlage hinauslaufen. 

b)  Ueber  die  ähnlichen  Veranstaltungen  zur  Sicherstellung  der  Versorgung 
des  Volks  mit  Getreide  in  Russland,  welche  bis  in  das  17.  Jahrhundert  zurück- 
reichen, siehe  Kabln kow  in  Braunes  Archiv,  Bd.  III,  S.  290  ff.  Die  Maassnahmen, 
letztmals  geordnet  im  Jahr  1889,  haben  ebensowohl  die  Sorge  für  ordentliche  Be- 
stellung der  Felder  mit  Saat  wie  die  unmittelbare  Lebensmittelversorg^g  zum 
Zweck  und  bestehen  a)  in  der  Errichtung  von  Vorräthen  an  Korn  in  natura,  imi 
daraus  Darleben  zu  gewähren;  b)  in  Darlehen  in  Geld  zum  Ankauf  von  Getreide; 
c  in  der  Festsetzung  von  Normen  für  einen  geregelten  Handel  mit  Lebensmitteln. 
Der  Vollzug  ist  so  gedacht,  dass  jede  Dorfgemeinde  (durch  allmähliche  Ansammlung 
TOD  Eombeiträgen  der  Einzelbewohner)  einen  Komvorrath  von  6  preussischen 
Scheffeln  Sommer-  und  Wintergetreide  für  jede  männliche  Seele  besitzt  oder  aber 
einen  diesem  entsprechenden  Kapitalwerth  und  gleichsam  eine  besondere  kleine 
.Tersicherungsgesellschafl"  bildet.  Neben  diesen  örtlichen  Reservefonds  bestehen 
die  in  jedem  Gouvernement  vorhandenen,  aus  früheren  Einzahlungen  gebildeten 
.Versorgnngskapitalien",  aus  denen  die  (unverzinslichen)  Darlehen  zur  Saat- 
beschaffimg  und  zum  Unterhalt  geschöpft  werden  können ;  und  endlich  ein  centraler, 
ebenfalls  durch  Beiträge  gebildeter,  dem  Ministerium  des  Innern  unterstellter  Fond, 
der  in  Form  zinsfreier  Darlehen  in  Wirksamkeit  tritt,  wenn  die  Gemeinde-  und 
(rouvemementsfonds  erschöpft  sind.  —  In  Sibirien  treten  besondere  Vorraths- 
bäuser  hinzu,  die  auf  Kosten  des  Staats  mit  Mehl  verproviantirt  werden  und 
aas  denen  im  Fall  starken  Steigens  der  Preise  Mehl  zu  einem  massigen  Preis  ab- 
gegeben wird.  —  Die  Bedeutung  dieser  Veranstaltungen  ist  natürlich  wesentlich 
von  der  gewissenhaften  Art  des  Vollzugs,  namentlich  hinsichtlich  der 
Kommagazine,  bedingt;  wenn  man  aber  bei  Kablukow  liest,  dass  „man  in  vielen 
biegenden  im  Herbst,  d.  h.  gerade  dann,  wenn  Wintersaatkom  nöthig  ist,  in  den 
Vorräthen  keines  vorfindet'^,  so  begreift  man  die  Katastrophen,  welche  die  Miss- 
emte  des  Jahres  1891  über  Russland  heraufbeschweren  hat.  Wie  so  Vieles  in 
Rnssland,  scheint  auch  eben  dieser  „Versicherungsapparat"  (!)  nur  auf  dem  Papier 
zu  stehen. 

c)  In  Indien,  wo  besonders  in  den  reisbauenden  Landestheilen  alle  10  bis 
12  Jahre  in  Folge  der  Trockenheit  eine  Hungersnoth  einzutreten  pflegt,  wird  seit 
1HT7  jährlich  ein  besonderer  Posten  von  löOOCXX)  Pfd.  Sterl.  unter  dem  Titel: 
«Fandne  relief  and  insurance'^  ins  Budget  eingestellt.  Was  nicht  mrklich  zur 
tuunittelbaren  Bekämpfung  von  Hungersnoth  ausgegeben  wird,  dient  zur  Herstellung 
Ton  Bewässerungs-  und  Verkehrsanlagen  oder  zur  Schuldentilgung.  (Lexis.) 

2.  Schädlingsversicherung  insbesondere.  An  Ver- 
suchen, die  durch  Pflanzenkrankheiten  verursachten  Schäden 
(beispielsweise  gegen  Reblausgefahr,  gegen  Rost  etc.)  in  Ver- 
sicherung zu  nehmen,  hat  es  zwar  nicht  gefehlt;  doch  ist  augen- 
scheinlich hier  mit  besonderen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen,  weil 
im  gegebenen  Fall  die  Ausmittlung  des  durch  solche  Krankheiten 
—  gegenüber  etwaigen  anderweiten  schädigenden  Einflüssen  — 
veranlassten  Ertragsausfalls  in  einer  allen  Theilen  gerecht  werden- 
den Weise  nur  schwer  möglich  ist,  während  doch  die  Controlir- 
barkeit  und  Erkennbarkeit  des  schädlichen  Ereignisses  nach  seiner 
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Ursache  im  concreten  Fall  des  Eintretens  und  die  Messbarkeit 
der  ökonomischen  Wirkungen  desselben  wesentliche  Voraussetzung 
der  Versicherung  ist  (Wagner).  Aber  es  widerstreitet  überhaupt 
dem  Wesen  der  Versicherung,  für  die  nachtheiligen  Folgen  solcher 
schädlicher  Erträgnisse  eine  Versicherungsorganisation  zu  begründen, 
wenn  die  Abwendung  sehr  wohl  im  Bereich  menschlicher  Möglich- 
keit liegt  und  wenn  zugleich,  wegen  der  leichten  Uebertragbar- 
keit  der  Krankheiten  von  Pflanze  zu  Pflanze  und  von  Ort  zu  Ort, 
die  Unterlassung  von  Abwendungsvorkehrungen  ein  wachsendes 
Umsichgreifen  des  Uebels  nothwendigerweise  nach  sich  zieht.  Die 
ökonomischen  Folgen  von  leicht  übertragbaren,  aber  bekämpfungs- 
fähigen Schäden  auf  dem  Wege  der  Versicherung  unschädlich 
machen  zu  wollen,  wäre  also  gleichbedeutend  mit  dem  Verziclit 
auf  thatkräftige  Bekämpfung  dieser  Schädlinge  und  bedeutete 
daher  in  der  Endwirkung  einen  volkswirthschaftlichen  Verlust,  der 
in  dem  Maasse  sich  steigerte,  eine  je  grössere  Sorglosigkeit  die 
Versicherungsgemeinschaft  bei  den  einzelnen  Versicherten  in  Bezug 
auf  schützende  Vorkehrungen  erzeugen  müsste,  um  schliesslich  eine 
Höhe  zu  erreichen,  bei  der  eine  Fortführung  der  Versicherungs- 
gemeinschaft sich  von  selbst  verbietet.  Die  Abhilfe  liegt  daher 
hinsichtlich  dieser  Art  von  schädigenden  Ereignissen  in  dem  Mittel 
der  „Meidung  und  Unterdrückung",  im  sachgemässen  Er- 
greifen von  Schutz- und  Vertilgungsmaassnahmen,  fällt  also 
in  das  Gebiet  der  Landwirthschaftspolizei  (Kap.  VTII),  und 
eine  Versicherungsgemeinschaft  könnte  jedenfalls  sich  nur  darauf 
beschränken,  die  durch  die  polizeiliche  Bekämpfungsweise  ver- 
ursachten Kosten  und  die  trotz  der  Bekämpfung  verbliebenen 
Vermögensverluste  zu  decken  (Phylloxera-Zwangsversicherung  in 
einzelnen  Cantonen  der  Schweiz  und  in  Bussland!).  Aehnlich  wie 
auch  im  Gebiet  der  Thierseuchen  ohne  die  kräftige  Hand- 
habung einer  Seuchenpolizei  die  Seuchenversicherung  wirthschafüich 
unzweckmässig  und  versicheningsökonomisch  unmöglich  wäre^). 

*)  Wenn  neuerdings  die  Entschädigungen,  welche  im  Vollzug  der  Seuche  li- 
po Hz  ei  den  durch  seuchenpolizeiliche  Anordnungen  (z.  B.  Tödtung  seuchenkranker 
oder  seuchenverdächtiger  Thiere)  Betroffenen  gegeben  werden,  vielfach  nicht  aus 
Mitteln  der  Allgemeinheit,  sondern  durch  Zwangsbeiträge  der  Gesammtheit  der 
betheiligten  Thierbesitzer  aufgebracht  zu  werden  pflegen,  so  kann  man  doch  nur  in 
uneigentlichem  Sinne  von  einer  Zwangs  Versicherung  gegen  Seuchenschädeo 
sprechen;  es  fallen  diese  Beiträge  vielmehr  unter  die  Kategorie  von  Präcipual- 
leistungen  für  einem  gewissen  Kreis  von  Interessenten  zum  Nutzen  gereichende 
staatliche  Maassnahmen  (Seuchentilgiingsmaassnahmen) ,  welche  Leistungen  ihrem 
Wesen  nach  von  anderen  solchen  Sonderleistungen,  z.  B.  von  denen  der  Anwohner 
eines  Flusses  für  die  Sicherung  der  Ufer,  der  Herstellung  von  Deichen  etc.,  in  nichts 
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3.  Beziehungen  zwischen  Versicherung  und  Polizei. 
Wie  bemerkt,  bedarf  jede  Versicherungsveranstaltung,  sofern  die 
in  Versicherung  genommenen  schädigenden  Einflüsse  nicht  ganz 
unabwendbarer  Natur  sind  (Hagelwetter),  bestimmter  Vor- 
kehrungen der  Verhütung,  Abwehr  und  Unterdrückung, 
sei  es  nun,  dass  diese  auf  dem  polizeilichen  Weg  des  Zwangs- 
gebots  oder  im  Weg  der  Vertragsbestimmungen  herbeigeführt 
werden,  wenn  anders  nicht  der  volkswirthschaftliche  Werth  der 
Versicherung  Noth  leiden  soll  (bau-  und  feuerpolizeiliche  Vor- 
schriften, sovde  Vorsorge  für  ein  gutes  Löschwesen,  womit  die  Ver- 
hütung von  Brandfällen  und  die  Einengung  eingetretener  Brände 
bezweckt  wird ;  Versagung  der  Brandentschädigung  beim  Vorliegen 
'^Tober  Fahrlässigkeit  auf  Seite  der  Betroffenen;  Pflicht  der  recht- 
zeitigen Bedachtnahme  auf  thierärztliche  Hilfe  bei  der  Thierver- 
sicherung,  deren  Unterlassung  den  Anspruch  auf  Entschädigung 
hinföllig  macht  etc.),  wobei  auf  die  späteren  Ausführungen  zu  ver- 
weisen ist.  Je  mehr,  sagt  Wagner,  M ei  düng  und  Unter- 
drückung gelingen,  ein  „Maximum''  werden,  desto  mehr  kann 
<lie  Versicherung  selbst  ein  „Minimum'*  werden,  deaito  geringer 
werden  die  Ansprüche  an  die  Leistung  der  Versicherung,  desto 
niedriger  können  die  Beiträge  werden.  Freilich  sollte,  wenn 
^lanach  die  Veranstaltungen  zur  Meidung  und  Unterdrückung 
passend  in  enge  administrative  Beziehungen  zu  den  Einrichtungen 
des  Versicherungswesens  zu  treten  haben,  doch  auch  Vorsorge 
dafür  getroffen  werden,  dass  die  Vortheile  aus  der  meist  oder 
grossentheils  auf  öffentliche  Kosten  oder  auf  Kosten  Dritter  her- 
gestellten Meidung  und  Unterdrückung  in  entsprechend  massigen 
Prämien  den  Versicherten  und  nicht  etwa  vorwiegend  den 
Versicherern  (in  Form  hoher  Dividenden)  zugehen  (Vorzug  des 
'"»ffentlichen,  einschliesslich  des  genossenschaftlich-corporativen  Ver- 
sicherungswesens vor  dem  speculativ  -  privatwirthschaftlichem ! ) ; 
während  im  Uebrigen  für  das  Maass  der  polizeilich  oder  im  Ver- 
tragsweg zu  erzwingenden  Veranstaltungen  der  Meidung  und  Unter- 
druckung  entscheidend  bleiben  muss,  ob  die  dafür  aufzuwendenden 
Kosten  noch  im  richtigen  Verhältniss  zu  den  erzielten  Vortheilen 
stehen:  „es  kann  imter Umständen  sehr  wohl  volks-und  im  gegebenen 
Fall  auch  privatwirthschaftlich  richtiger  sein,  die  Risicograde  etwas 
t<Jher  zu  belasten,    selbst  um   den  Preis  höherer  Versicherungs- 

*''H  unterscheiden  und  der  Veranstaltung,    um  deren  willen   sie  erhoben  werden, 
"ftt  Charakter  einer  Versicherung  im  eigentlichen  Sinne  desshalb  nicht  aufprägen. 
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Prämien,  als  sie  nur  zum  Zweck  der  Ermässigung  der  letztereu 
durch  —  eventuell  zu  theuere  oder  zu  schwierige  —  neue  Kapital- 
verwendungen zu  vermindern"*).  Ein  Punkt,  der  neben  Feuerver- 
sicherung gerade  auch  im  Gebiet  der  Viehversicherung  eine 
wesentliche  Bolle  spielt  (wo  die  Anordnung  der  alsbaldigen 
Schlachtung  erkrankter  Thiere  statt  Aufwendung  thierärztlicher 
Kosten  unter  Umständen  den  Vorzug  verdient),  während  allerdings 
bei  der  Hagelversicherung,  wegen  der  Unabwendbarkeit  der- 
selben, eine  Vorkehr  in  präventiver  und  repressiver  Hinsicht  sich 
immöglich  oder  doch  nur  sehr  bedingt  möglich  erweist  (z.  B.  Ein- 
engung des  Baus  hagelempfindlicher  Gewächse  in  sehr  hagel- 
gefährlichen Gegenden  durch  Forderung  hoher  Prämien  oder  durch 
Ablehnung  der  Versicherungsnahme  überhaupt). 

4.  Versicherungsfähige  Schäden  und  Objecto.  Nach 
diesen  Betrachtimgen  werden  Gegenstand  der  landwirthschafüichen 
Versicherung  jene  Unfälle  bleiben  müssen,  bei  welchen  „das  Maass 
der  statistischen  Begelmässigkeit  imd  demnach  die  in  Zukunft  zu 
erwartende  Wahrscheinlichkeit  der  Wiederkehr  des  Vorkommens 
genügend  sicher  bestimmt  werden  kann^S  so  dass  eine  annähernde 
Veranschlagung  der  zur  Deckung  erforderlichen  Mittel  möglich  ist; 
welche  femer  ihrer  Natur  nach  zwar  das  landwirthschaftliche  Ge- 
werbe in  seiner  Gesammtheit  bedrohen,  aber  durch  die  Art  ihres 
nach  Zeit  und  Baum  beschränkten  Auftretens  doch  immer  nur 
einen  verhältnissmässig  kleinen  Bruchtheil  der  Interessenten  ver- 
lustfällig machen,  so  dass  relativ  massige  Beiträge  zur  Deckung 
der  Verluste  ausreichen;  welche  endlich  so  geartet  sind,  dass  sie 
selbst  bei  Anwendung  der  durchschnittlich  vorauszusetzenden  ge- 
schäftlichen Umsicht  und  Vorsorge  nicht  abwendbar  erscheinen. 
Diesen  Anforderungen  entsprechen  neben  den  Brandschäden, 
gegenüber  denen  das  Versicherungsbedürfniss  des  landwirthschaft- 
lichen  Gewerbes  das  gleiche  wie  das  jedes  anderen  wirthschaftenden 
Subjects  ist,  wesentlich  nur  die  durch  Hagelschläge  und  die 
durch  Krankheiten  und  Unfälle  der  landwirthschaft- 
lichen  Nutzthiere  veranlassten  Schäden;  und  die  Hagel- 
versicherung und  die  Viehversicherung  sind  desshalb  auch 
die  wichtigsten  und  bis  jetzt  nahezu  ausschliesslich  herrschenden 
Formen  des  landwirthschaftlichen  Versicherungswesens*). 


*)  A.  Wagner  a.  a.  0.,  bei  Schönberg. 

*)  Nach  May  et  (a.  a.  0.,  S.  404)  waren  im  Jahr  1884  in  Deutschland  land- 
wirthschaftliche Werthe  (Gebäude,  lebendes  und  todtes  Inventar,  £mte  und  Ernt«- 


Absclrn.  I.    §  143.   Yersichenmgsfähige  Schäden.  303 

Wie  nun  aber  in  jeder  Wirthschafk  den  Mittelpunkt  der  be- 
triebsleitenden Thätigkeit  das  wirthschaftende  Subject  selber 
bildet,  so  besteht  schliesslich  das  höchste  Interesse  daran,  dass 
die  Arbeitskraft  des  Betriebsleiters  nicht  selber  Unfällen  unterliege 
lind  dass,  wenn  dieser  Fall  gleichwohl  eintreten  sollte,  für  den 
angetretenen  Verlust  ein  Geldäquivalent  der  Familie  des  Wirths 
gesichert  sei,  das  zwar  niemals  einen  Ersatz  für  die  Persön- 
lichkeit als  solche,  aber  doch  für  deren  wirthschaftliche  Leistungen 
zubieten  vermag.  Neben  der  Sachversicherung  kommt  dess- 
halb  innerhalb  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  auch  der  Per- 
?önalversicherung  eine  wesentliche  Bedeutung  zu,  deren  Trag- 
weite freilich  noch  mehr  als  die  der  erstgenannten  Versicherungs- 
art in  der  grossen  Masse  der  bäuerlichen  Bevölkerung  weithin 
unterschätzt  wird.  —  Einen  Wandel  zum  Besseren  im  ganzen  Gebiet 
der  landwirthschaftlichen  Versicherung  anzubahnen,  bleibt  daher 
eine  der  allerwichtigsten  Aufgaben  der  landwirthschaftlichen  Staats- 
försorge  der  Gegenwart,  zumal  wegen  des  innigen  Zusammenhangs, 
der  zwischen  Versicherung  und  Verschuldung  besteht.  Auf 
diesen  Zusammenhang  ist  an  anderer  Stelle  (S.  253,  289  ff.)  nach- 
drücklich hingewiesen  worden,  doch  sei  auch  hier  noch  einmal  betont, 
'lass  nicht  darin  der  Schwerpunkt  des  staatlichen  Eingreifens  zur 
Verhütung  der  TJeberschuldung  beruhen  kann,  eine  äusserste  Schuld- 
grenze  schematisch  festzulegen;  dass  weitaus  wirkungsvoller  viel- 
mehr solche  im  Interesse  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  durch 
♦*ine  zielbewusste  Politik  herbeigeführte  Einrichtungen  sich  er- 
weisen werden,  deren  richtige  Benützung  die  Quelle  der  Credit- 
inanspruchnahme  mehr  und  mehr  versiegen  lässt  und,  wo  gleich- 
wohl eine  solche  Creditinanspruchnahme  nicht  zu  umgehen  ist, 
doch  wenigstens  die  eingegangene  Schuldverbindlichkeit  ihres  ge- 
fährlichen Charakters  entkleidet. 


vonithe)  in  Yersichemng  gegeben:  in  der  Feuerversicherung  rund  30  Milliarden  M.; 
«»  der  Hagelversicherung  1786  Millionen  M. ;  in  der  Viehversicherung  209  MiUio- 
Q^  M.;  im  Ganzen  also  eine  Summe  von  rund  32  Milliarden  M. 
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Abschnitt  IL 
Die  Personalyersicherang  in  der  Landwirtliscliaft. 

§  144.  Die  Unfall-  und  Lebensversicherung. 

1.  Unfallversicherung.  Die  Natur  des  landwirthschaft- 
lichen  Gewerbes  bringt  specifische  Betriebsgefahren  mit  sich,  denen 
nicht  bloss  das  Arbeiter-  und  Hilfspersonal,  sondern  auch  die  Be- 
triebsleiter selber  unterliegen  können ,  und  es  haben  die  neuerlichen 
socialen  Versicherungsgesetze  gegen  Unfallgefahr  daher  ganz  richtig 
auch  eine  Versicherungspflicht  der  Betriebsbeamten  ausgesprochen. 
In  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  bäuerlichen  Betriebe  ist  aber 
der  Inhaber  der  Wirthschaft  Unternehmer,  Betriebsbeamter  und 
Arbeiter  in  einer  Person,  und  alle  dem  landwirthschaftlichen  Betrieb 
eigenthümlichen  Unfallgefahren  (bei  der  Bedienung  von  Maschinen, 
bei  der  Wartung  der  Thiere,  bei  Leitung  von  Fuhrwerken,  beim 
Einernten  und  Aufbewahren  der  Früchte,  bei  Waldarbeiten  etc. 
sich  einstellend)  können  daher  auch  den  Besitzer  mit  bleibendem 
Schaden  für  Gesundheit  und  Arbeitskraft  bedrohen.  Eine  Aus- 
dehnung der  land-  und  forstwirthschaftlichen  Unfallversicherunir 
wenigstens  auf  die  kleineren  und  mittleren  Betriebsuntemehmer 
selber  ist  desshalb  angezeigt  und  nützlich  und  bei  der  notorischen 
grossen  Häufigkeit  solcher  Unfälle  geeignet,  eine  durch  das  Siech- 
thum  oder  den  Tod  des  Familienoberhauptes  bedingte  Gefährdung 
der  Wirthschaftslage  hintanzuhalten. 

Nach  dem  Reiclisgesetz  vom  5.  Mai  1886,  betreffend  die  Unfall-  und 
Krankenversicherung  der  in  land-  und  forstwirthschaftlichen  Be- 
trieben beschäftigten  Personen,  ist  (§  1  Abs.  3)  der  Landesgesetzgebu«? 
überlassen,  zu  bestimmen,  in  welchem  Umfang  und  unter  welchen  Voraussetzunflreii 
land-  bezw.  forstwirthschaftliche  Betriebsunternehmer  versichert  sein  sollen  und  es 
haben  von  dieser  Befugniss  eine  grosse  Anzahl  £inzelstaat€n  Gebrauch  gemacht. 
Nach  §  ö,  6,  7  d.  Ges. wird  Entschädigung  geleistet  für  den  Schaden,  welcher  durch 
Körperverletzung  oder  Tödtung  —  Fälle  der  vorsätzlichen  Herbeiführung  des  Be- 
triebsunfalls ausgenommen  —  entsteht  und  zwar  beträgt  die  Unfallrente  im  Falle 
völliger  Erwerbsunfäliigkeit  für  die  Dauer  derselben  66V8  **'o  des  durchschnittlichen 
Jahresverdienstes  land-  und  forstvvirthschaftlicher  Arbeiter  am  BeschäftigTiDgsort : 
im  Fall  theilweiser  Erwerbsunfähigkeit  in  einem  Bruchtheil  dieser  Rente;  im  Fall 
der  Tödtung  ist  neben  dem  Ersatz  der  Beerdigungskosten  ein  Bentenanspmch  der 
Wittwe  von  20  7ot  sowie  den  Kindern  (bis  zum  zurückgelegten  15.  Jahre)  in  der 
Höhe  vonlöbis207o  des  Jahresarbeitsverdienstes,  jedoch  in  toto  nicht  über  60 ".'« 
eingeräumt,  ebenso  den  Ascendenten  in  der  Höhe  von  10**yo»   ^»Us  der  Verstorbene 
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deren  einziger  Ernährer  war.  —  Die  danach  den^landw.  Unternehmern  zukommenden 
Eenten,  deren  Höhe  die  der  Arbeiterrenten  nicht  übersteigt,  sind  freilich  nur  sehr 
massige;  aber  man  darf  an  diese  Zahlungen  nicht  mit  dem  Maassstab  der 
städtischen  Anschauungen  herantreten.  Auf  dem  Lande  wird  in  bäuerlichen  Kreisen 
eine  regelmässig  fliessende  Geldeinnahme  auch  bescheidener  Grösse  sehr  hoch  ge- 
werthet  und  eine  Geldrente  von  einigen  100  M.  hat  hier,  wo  einen  grossen  Theil  des 
Haushaltsbedarfs  die  eigene  Wirthschaft  deckt,  schon  eine  ganz  erhebliche  sociale 
und  wirthscbaftlicbe  Bedeutung,  welche  die  ländliche  Bevölkerung  denn  auch 
mehr  nnd  mehr  würdigt. 

2.  Lebensversicherung.  Die  Ausdehnung  der  socialen 
Versicherungsgesetzgebung  auf  die  Unternehmer  füllt  indess  nur  eine 
kleine  Lücke  im  Gebiet  der  Personalversicherung  aus,  da  ihre  An- 
wendung an  das  Vorhandensein  eines  Unfalls,  und  zwar  eines  mit 
dem  landwirthschaftlichen  Betrieb  in  Zusammenhang  stehenden 
Tnfalles  geknüpft  erscheint  und  daher  keine  Vorsorge  für  alle 
sonstigen  Zwischenfölle  getroffen  ist,  welche  das  Leben  des  Unter- 
nehmers bedrohen  und  ihn  und  seine  Arbeitskraft  vorzeitig  der 
Familie  entreissen  können;  auch  bleibt  die  Lücke  bestehen,  dass 
zahlreiche  landwirthschaftliche  Unternehmer,  welchen  es  an  Baar- 
vennögen  gebricht,  für  die  Zeit  des  Alters  und  der  zunehmenden 
Gebrechlichkeit  sorgenvollen  Tagen  entgegensehen,  deren  Last 
durch  die  Ausbedingung  von  Leibgedingen  und  Altentheilen  gegen- 
über den  in  den  väterlichen  Besitz  eingewiesenen  Kindern  nach 
der  knappen  Art  und  Weise,  wie  solchen  Leistungen  entsprochen 
zu  werden  pflegt,  selten  gemildert  wird.  Die  Abschliessung  von 
Lebensversicherungsverträgen,  sei  es,  dass  das  versicherte 
Kapital  auf  den  Todesfall  des  Besitzers  oder  noch  besser  mit  Ein- 
tritt eines  gewissen  Lebensalters  fällig  wird,  kann  daher  auch 
der  ländlichen  Bevölkerung  nicht  dringend  genug  anempfohlen 
werden  und  es  dürfte  zu  den  dankbarsten  Aufgaben  der  Organe 
der  landwirthschaftlichen  Staatsfürsorge  gehören,  ein  besseres  Ver- 
ständniss  für  den  Nutzen  und  die  Wohlthätigkeit  dieses  Ver- 
^icheningszweigs  gerade  auch  für  die  Bewohner  des  flachen  Landes 
aich  angelegen  sein  zu  lassen.  Entscheidend  fällt  hier  in  das 
Gewicht,  dass  jeder  Abschluss  eines  Lebensversicherungs Vertrags 
einen  Sparzwang  begründet  und  daher  die  Nöthigung  für  den 
Versicherten  enthält,  die  Prämie,  gleich  mderen  nöthigen  Aus- 
üben, in  den  Haushaltsplan  aufzunehmen;  dass  in  Folge  dieses 
Sparawangs  manche  unwirthschaftliche  oder  doch,  nicht  unbedingt 
n^thige  Ausgabe  unterbleibt ;  dass  das  Ziel  der  Ansammlung  eines 
bestinunten  Kapitals  auf  einen  bestimmten  Zeitpunkt  jedenfiaUs  auf 
dem  Wege  der  Lebensversicherung  mit  wesentlich  geringeren  O^rfem 
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als  auf  jedem  anderen  Wege  derEapitalrflcklage  sich  erreichen  lässt: 
endlich  dass  der  Versicherte  in  der  Police  ein  Werthpapier  hat. 
das  er  im  Fall  der  Noth  bei  der  Versicherungsanstalt  oder  sonst 
beleihen  kann,  also  seinem  Credit  eine  wesentliche  Stütze  hin- 
zufügt. 

3.  Die  Lebensversicherung  und  die  Anerbenrechts- 
gesetzgebunginsbesondere.  Eine  ganz  besondere  Bedeutunir 
ist  der  Antheilnahme  an  der  Lebensversicherung  in  den  Gebieten 
des  Anerbenrechts  beizumessen,  worauf  schon  frfiher  (Bd.  I. 
§  82,  S.  485  und  §  86,  S.  505)  kurz  hingedeutet  wurde.  Denn 
mögen  die  Bedingungen  der  Gutsübemahme  für  den  Anerben  noch 
so  günstig  rechtlich  festgelegt  sein,  immer  wird  dieser  im  Fall 
des  Vorhandenseins  mehrerer  Geschwister  und  sofern  in  Ermange- 
lung von  Baarmitteln  diese  aus  dem  Gutswerth  selber  abgefunden 
werden  müssen,  in  einer  precären  Lage  sich  befinden,  die  in 
für  die  Landwirthschaft  ungünstigen  Zeitläuften  sehr  leicht  zu 
einer  direct  gefahrvollen  sich  gestalten  kann.  Der  in  der  Äb- 
findungspflicht  liegende  wunde  Punkt  des  Anerbenrechts  kann  nur 
dadurch  beseitigt  werden,  dass  der  übergebende  Eltemtheil  in  die 
Lage  sich  versetzt,  die  Erbansprüche  der  miterbenden  Geschwister 
ganz  oder  doch  überwiegend  aus  bereitstehenden  Baarmitteln  zu 
decken,  imd  hierzu  bietet  die  Lebensversicherung  das  zweck- 
mftssigste,  sicherste  und  zugleich  das  die  geringsten  Opfer  er- 
fordernde Mittel;  nur  auf  diesem  Wege  wird  vermieden,  dass  mit 
jedem  Generationswechsel  neue  Schuldverbindlichkeiten  zu  den 
vorhandenen  hinzutreten,  deren  schliessliche  Häufung  den  Verbleib 
des  Guts  in  der  Familie  zur  thatsächlichen  Unmöglichkeit  macht. 

Anmerkung,  a)  Vgl.  zu  den  vorstehenden  Ausführungen  die  neuerdiii<rs 
erschienenen  Schriften  von  F.  Hecht,  Die  Befreiung  des  ländl.  Grundbesitzes  vou 
Hypothekenschulden  durch  Annuitäten  und  Lebensversicherung,  1893,  und  die  Ein- 
gangs citirte  Schrift  von  Schneider-Felber,  a.  a.  0.,  S.  24  ff.  Würde,  wie 
daselbst  angegeben  ist,  ein  25jähriger  Landwirth  auf  die  Ansammlung  eines  Kapitals 
von  40000  M.  zum  Zweck  der  schuldenfreien  Uebergabe  des  Guts  an  den  Anerben, 
zum  Zweck  der  Abfindung  der  übrigen  Kinder  und  für  seine  eigenen  Bedürfnisse 
nach  erfolgter  Zuruhesetzung  abheben  und  hierzu  einen  Zeitraum  von  40  Jahnssi  in 
Aussicht  nehmen,  so  müsste  er  (bei  3\  o  %)  alljährlich  600  M.  zinstragend  anlegen, 
hätte  also  einen  Baaraufwand  von  20000  M.  zu  bestreiten;  wogegen  für  den  Fall 
des  Beitritts  zu  einer  Lebensversicberungsanstalt  die  mit  der  Zeit  ständig  sinkenden, 
schliesslich  sogar  in  eine  Rente  übergehenden  Prämien  nur  den  Betrag  von  12248  X- 
erreichen,  und  schon  die  Zahlung  der  ersten  Prämie  beim  Eintritt  des  Todes  die 
Anwartschaft  auf  Zahlung  der  vollen  Summe  von  40000  M.  eröffnet.  Der  Versicherte 
^kann  also  von  Anfang  ab  ruhig  schlafen*^,  weil  die  Zukunft  der  Familie  unter  alkn 
Umständen  gesichert  ist.  —  Am  zweck  massigsten  wird  die  Lebensversicherung  in  dtr 
Weise  abgeschlossen,  „dass  das  versicherte  Kapital  bei  Fälligkeit  der  hint^rlasseneu 
Wittwe  lebenslänglich  zur  Nutzniessung  zusteht,  das  Kapital  selbst  aber  den  Hot- 
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aoerben  zur  Beschaffung  der  erforderlichen  Abfindungen  verbleibt''.  Die  Nettokosten 
einer  Lebensyersicherung  auf  den  Todesfall  für  ein  Kapital  von  10000  M.  bei  einem 
Alter  des  versichernden  Landwirths  von  36  Jahren  stellen  sich  auf  4749  M.  90  Pf., 
die  Aniangsjahresleistung  auf  280  M.  50  Pf.,  die  indess  schon  im  6.  Jahr  auf 
248  X.  50  Pf.  sinkt  und  mit  jedem  folgenden  Jahr  abnimmt,  um  schliesslich  in  eine 
Kente  überzugehen;  würde  die  Yersicberung  in  der  Weise  abgeschlossen,  dass  das 
Kapital,  abgesehen  vom  Todesfall,  mit  zurückgelegtem  60.  Lebensjahr  auszuzahlen 
K  so  belaufen  sich  die  Nettokosten  der  Versicherung  natürlich  höher,  nämlich  auf 
5650  M.  40  Pf.  (die  Berechnungen  gpründen  sich  auf  die  Tarife  der  Badischen^Yer- 
^cherungsanstalt  in  Karlsruhe).  — 

b)  Eine  besondere  Vergünstigung  ist  dem  Lebensversicherungswesen  in 
Prenssen  durch  das  neue  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juni  1891  eingeräumt 
worden  und  zwar  durch  die  Vorschrift  in  §  9,  Ziffer  7,  besagend:  „Von  dem  Ein- 
kiinunen  sind  in  Abzug  zu  bringen  —  Versicherung^rämien,  welche  für  die  Ver- 
sicherung des  Steuerpflichtigen  auf  den  Todes-  oder  Lebensfall  gezahlt  werden, 
soweit  dieselben  den  Betrag  von  jährlich  600  M.  nicht  übersteigen",  wozu  ein  Auf- 
^tz  in  Fnhling's  hindw.  Zeitung  (1892,  S.  410)  bemerkt: 

,.Zahlt  der  Betreffende  melur  wie  600  M.  jährliche  Prämie,  so  ist  er  immer 
berechtigt,  600  H.  an  seinem  Einkommen  in  Abzug  zu  bringen.  Dies  macht  aber, 
wenn  er  bei  einem  Einkommen  von  5000  M.  bis  dahin  hätte  132  M.  Steuer  bezahlen 
müssen,  jetzt  eine  Ersparniss  von  28  M.  aus,  da  er  nun  nur  in  der  zweittieferen 
Klasse  besteuert  wird.  Ausserdem  hat  er  einen  entsprechend  geringeren  Satz  an 
('ommnnalsteuer  zu  entrichten,  so  dass  das  in  der  Versicherung  angelegte  Kapital 
durrh  die  Steuererspamiss  in  reichem  Maasse  verzinst  wird,  in  diesem  Falle  bei 
riner  Communalabgabe  von  22  M.  mit  über  8  Vo«  Es  ist  also  in  der  That  der  Ab- 
»chlnss  der  Lebensversicherung  unter  den  gegebenen  Umständen  als  eine  vorzügliche 
Kapitalanlage  zu  bezeichnen,  und  es  wird  hoffentlich  auf  dem  Lande  recht  bald 
mehr  uid  mehr  die  Erkenntniss  sich  Bahn  brechen,  dass  wir  in  derselben  eine  der 
«e^nsreichsten  Institutionen  besitzen,  für  deren  Förderung  jeder  nach  Kräften 
Sorge  tragen  sollte." 

4.  Lebensversicherung  und  Schuldentilgung.  End- 
lich aber  bietet  die  Lebensversicherung  auch  einen  unter  Umständen 
hemerkenswerthen  Ersatz  für  die  Amortisationshypothek  imd 
zwar  gerade  wieder  im  Gebiet  des  Anerbenrechts.  „Hatte  nämlich 
der  Vorbesitzer  nicht  gespart,  sondern  dem  Anerben  die  volle  Ab- 
tindungslast  für  die  Geschwister  aufgebürdet,  so  würde  dieser  — 
falls  ihm  der  Eintritt  in  die  Lebensversicherung  möglich  und 
mach  seinen  Alters  Verhältnissen)  günstig  ist  —  unter  Umständen 
besser  die  als  Hypothekenschuld  auf  sein  Gut  gelegten  Abfindungen 
'lurch  eine  entsprechende  Versicherungssumme  tilgen,  als  durch 
♦•ine,  möglicherweise  noch  auf  Kind  imd  Enkel  übergehende  Amor- 
tisationshypothek. So  ist  es  in  der  That  in  England  schon  im  Ge- 
*)rauch,  wo  der  Landbesitzer  nur  befugt  ist,  Gelder  auf  seine  Lebens- 
zeit aufzunehmen:  Zins  und  Prämie  werden  dann  auf  die  Guts- 
♦'inkünfte  angewiesen."  Abgesehen  davon,  dass  in  vielen  Fällen  die 
Tilgung  mittelst  Abschluss  eines  Lebensversicherungsvertrags  ein 
thatsächlich  geringeres  Opfer  als  die  Amortisationshypothek  erfordert, 
ßllt  auch  hier  wieder  die  Gesichertheit  gegen  die  Wechselfälle  des 
Lebens  stark  ins  Gewicht;  mag  der  Tod  des  Besitzers  wann  immer 
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erfolgen,  er  hat  die  Gewissheit,  dass  der  Besitz  schuldenfrei  auf 
die  Kinder  übergeht,  während  im  Amortisationsverfahren  beim  vor- 
zeitigen Tod  des  Besitzers  die  Amortisationspflicht  weiter  läuft 
und  zu  dieser  Last  des  Anerben  die  weitere  der  Abfindung  der 
Geschwister  hinzutritt. 

Anmerkung,  a)  Vgl.  4ie  Ausführungen  bei  Schneider-Felber,  S.  27/28: 
„Würde  die  ordnungsmässige  Abzahlung  40  Jahre  erfordern^  so  versichert  der  Gnmd- 
besitzer  statt  dessen  dieselbe  Summe  auf  Todes&ll  oder  spätestens  nach  40  Jahren, 
zahlt  dann  den  einfachen  Zins  und  die  Prämie  und  erreicht  dadurch  insofern  mehr, 
als  er  einmal  im  Ganzen  weniger  zu  zahlen  hat  und  femer,  als  mit  seinem  Tod 
jedenfiaUs  die  Schuld  getilgt,  also  der  als  unumgänglich  bezeichnete  Satz  ,,  „freier 
Hof  bei  jedem  TodesfaU*^*"  richtig  befolgt  ist".  Beispiel:  Ein  26jähriger  Land- 
wirth,  welcher  20000  M.  Hypothekenkapital  zur  Abfindung  seiner  Geschwister 
aufEunehmen  g^nöthigt  ist,  steht  Tor  der  Wahl,  dieses  Kapital  auf  Amortisation 
und  zwar  zu  SVa^/o  Grundzins  und  1^«%  Amortisation  (Tilgnngszeit  42  Jahre' 
zu  nehmen  oder  dasselbe  auf  feste  Verzinsung  zu  SVsVo  anzuleihen  und  die  Til- 
gung der  Schuld  durch  die  Lebensversicherung  zu  beschaffen.  Im  ersten  FaU  hat 
er  jährUch  4'/«  %  von  20000  M.  »»  9öO  M.  zu  zahlen,  d.  h.  in  42  Jahren  39800  M.; 
im  zweiten  Fall  entrichtet  er  jährlich  an  Zinsen  700  M.  und  ausserdem  die  Priume 
für  ein  Versicherungskapital  im  Betrag  von  20000  M.,  zahlbar  beim  Tod  oder  nach 
Erreichung  seines  65.  Lebensjahres,  wobei  sich  die  Gesammtleistung  auf  28000  M. 
Zins  und  6124  M.  Prämie  »»34124  M.,  d.h.  auf  5676  M.  weniger  berechnet  als 
im  FaU  der  Amortisation;  mit  dem  weiteren  Vortheil,  dass  bei  vorher  erfolgendem 
Tod  die  20000  M.  zur  sofortigen  Tilgung  der  Hypothekenschuld  vorhanden  sind  und 
der  ktinftige  Anerbe  völlig  unbelastet  ist  (S.  36  der  Schrift).  —  Auch  Hecht  in  der 
oben  dtirten  Schrift  weist  nach,  dass  die  Aufnahme  eines  Annuitätendarlehens 
mit  niedrigster  Amortisationsquote  in  Verbindung  mit  einer  abgekürzten 
Lebensversicherungspolice  nicht  nur  den  besten,  sondern  auch  den  billig* 
sten  Weg  für  die  Schuldabstossung  darstellt  (a.  a.  0.,  S.  21). 

b)  Für  eine  Combination  von  Amortisationsdarlehen  und  Ver- 
sicherung (Hypotheken-Amortisations^ersicherung),  deren  Au%abe darin 
bestände,  dass  eine  VersicherungsgeseUschaft  gegen  eine  jährliche  von  dem  Hjpo- 
thekehschuldner  zu  zahlende  Prämie  die  Verpflichtung  übernimmt,  beim  Ableben 
eines  Schuldners  den  Rechtsnachfolgern  desselben  die  Weiteramortisation  ab- 
zunehmen, d.h.  selbst  in  den  Betrag  der  Bestschuld  einzutreten,  ist  F.  A.  Müller 
in  dem  Aufsatz:  „Hjpothekarcredit  und  Lebensversicherung'*  (in  SchmoUer's  Jahr- 
büchern, Jahrg.  1887,  S.  637  ff.)  eingetreten.  Zur  Begründung  wird  u.  A.  angeführt 
dass  bei  den  gewöhnlichen  Amortisationsdarlehen  die  Amortisation  im  Anfang  bei 
Weitem  langsamer  von  statten  geht  als  gegen  Ende  der  Tilgung;  z.  B.  bei  emem 
6  Voi^x^  Darlehen  (6  7o  Zins,  1 7o  Amortisation)  die  Hälfte  des  Kapitals  erst  nacb 
25  Jahren  zurückgezahlt  ist,  die  andere  Hälfte  aber  in  den  restlichen  11  Jahren 
sich  tilgt;  so  dass  daraus  im  Zusammenhang  mit  den  mittleren  Absterbensverhalt- 
nissen  die  unangenehme  Folge  für  die  Schuldner  sich  ergiebt,  dass  nur  ein  ver- 
hältnissmässig  kleiner  Procentsatz  der  Schuldner  das  Ende  der  Tilgung 
erlebt;  ist  beispielsweise  das  Anfangsalter  der  Schuldner  40  Jahre,  so  wird  mehr 
als  ein  Drittel  gestorben  sein,  ehe  auch  nur  die  halbe  Schuld  abgetragen  ist; 
während  doch  in  FäUen  von  Besitzwechsel  durch  Todesfall  das  Vorhandensein  einer 
irgend  erheblichen  Schuld  des  Vorbesitzers  leicht  verhängnissvoll  für  den  6at»- 
nachfolger  werden  kann.  Der  Vorschlag  erregt  Interesse,  doch  dürfte  die  Höhe 
der  an  die  Gesellschaften  zu  zahlenden  Prämien  (der  Verfasser  berechnet  die  Prämie 
für  einen  30jährigen  Schuldner  für  100  M.  Schnldkapital  auf  jährlich  1  M.  2  Pf.> 
der  Einbürgerung  einer  solchen  Hypotheken -Amortisations- Versicherung  sehr  im 
Wege  stehen  und  der  obenbezeichnete  Weg  —  Abschluss  eines  Lebensversichernngs- 
vertrag^  —  der  empfehlenswerthere  sein. 
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5.  ünerlässliche  Voraussetzung  der  stärkeren  Ein- 
bfirgerung  gerade  auch  der  Lebensversicherung  in  den  Kreisen 
der  ländlichen  Bevölkerung  bleiben  freilich  neben  der  opfer- 
freudigen Hingabe  fOr  die  Interessen  der  Familie  solche  allge- 
meine Erwerbsbedingungen,  welche  die  Aufbringung  der 
Zahlungen  dem  Grundbesitzer  thatsächlich  ermöglichen.  Die  Ein- 
sicht von  der  Nothwendigkeit  der  Versicherung  reicht  nicht  aus, 
wenn  den  landwirthschaftlichen  Unternehmern  die  erforderlichen 
Mittel  fehlen,  diese  Einsicht  in  die  Wirklichkeit  überzuführen.  Die 
Verweisung  der  Angehörigen  eines  Gewerbes  auf  zweckmässige 
and  wohlthätige  Einrichtungen,  deren  Gebrauch  regelmässig  wieder- 
kehrende Opfer  dem  Benützenden  auferlegt,  hat  desshalb  nur  dann 
einen  verständigen  Sinn,  wenn,  bei  im  Uebrigen  richtiger  Wirth- 
schaftsfdhrung,  über  den  nothwendigsten  Bedarf  hinaus  solche 
Ueberschüsse  erzielt  werden  können,  welche  in  den  Stand  setzen, 
jenes  Opfer  wirklich  zu  bringen.  Die  Nothwendigkeit  einer  vor- 
sorglich waltenden  Agrarpolitik  mit  dem  Ziel:  die  Grundbesitzer 
vor  allzustarken  Schwankungen  des  Erwerbslebens  zu  bewahren, 
durch  positive  Veranstaltungen  die  Erzeugungs-  und  Absatz- 
bedingungen zu  fordern,  ungünstige  Einflüsse  abzuwehren,  Fort- 
^hritte  in  der  Technik  der  Bodenproduction  anzubahnen,  tritt 
desshalb  in  ihrer  Bedeutung  gerade  auch  unter  dem  Gesichtsr 
punkte  des  Versicherungswesens  besonders  deutlich  hervor,  da  alle 
noch  so  zweckmässigen  Vermahnungen  in  letzterer  Hinsicht  leerer 
Schall  bleiben  müssen,  wenn  das  wirthschafUiche  Vermögen  zur 
nachhaltigen  Bethätigung  des  guten  Willens  der  Betheiligtenj^sich 
aus  unabwendbaren  Gründen  unzulänglich  erweist. 


Abschnitt  III. 

Die  SaeliTersiclieriuig  in  der  Landwlrthscliaft ;  die  Hagel- 

yersichening  insbesondere. 

§  145.    Bedeutung    der  Hagelversicherung;  Hindernisse 
ihrer  stärkeren  Verbreitung;  Wichtigkeit  der 

Hagelstatistik. 

1.  Unter  den  Zweigen  der  landwirthschaftlichen  Sachversiche- 
ning  nimmt  die  Hagelversicherung  unstreitig   die  wichtigste 
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Stelle  ein,  nicht  bloss  weil  die  Hagelschäden  im  Gegensatze  zu 
den  Schäden,  welche  durch  Feuer  oder  durch  Krankheiten  der 
Thiere  entstehen,  gänzlich  unabwendbar  sind,  also  eine  verhütende 
(vorbeugende)  und  abwehrende  Thätigkeit  ausgeschlossen  erscheint 
sondern  auch  wegen  der  im  gegebenen  Fall  ganz  ausserordent- 
lichen, unter  Umständen  die  ganze  Jahresernte  in  Frage  stellenden 
Intensität  des  Auftretens.  Ist  desshalb  das  objective  Versicherungs- 
bedürfniss  gegenüber  den  Hagelschäden  unstreitig  ein  ganz  be- 
sonders dringliches,  so  muss  es  doppelt  befremdlich  erscheinen, 
dass  länder-  und  gegendenweise  noch  immer,  von  der  Hagel- 
versicherung ein  verhältnissmässig  geringer  Gebrauch  gemacht 
wird  und  dass  kaum  ein  Jahr  vergeht,  in  dem  nicht  durch  das 
Niedergehen  schwerer  Hagelwetter  der  Wohlstand  eines  Theils  der 
ländlichen  Bevölkerung  in  Folge  unterlassener  Versicherung  auf 
das  Schwerste  geschädigt  und  ebensowohl  Staatshilfe  wie  private 
Wohlthätigkeit  in  Bewegung  gesetzt  wird,  um  wenigstens  den 
schlimmsten  Folgen  der  Katastrophe  durch  naturale  und  geld- 
liche Zuwendungen  an  die  Betroffenen  entgegenzutreten. 

2.  Die  Ursachen,  die  einer  umfangreicheren  Be- 
nutzung der  Hagelversicherungsgelegenheiten  ent- 
gegenwirken, sind  doppelter  Art:  sie  hängen  mit  der  eigenartigen 
Natur  der  Hagelerscheinungen  zusammen,  nämlich  mit  der  Un- 
regelmässigkeit und  Unberechenbarkeit  ihres  örtlichen 
Auftretens,  die  die  Landwirthe  bestimmter  Gegenden  in  eine 
häufig  nur  zu  trügerische  Hoffnung  wiegt,  indem  sie  die  Meinung 
unbedingt  hagelsicherer  Districte  hervorruft,  wie  oft  auch  diese 
Meinung  hinterher  sich  irrig  erweist;  imd  sodann  mit  den  be- 
sonderen Schwierigkeiten,  welche  einer  allseits  befriedigenden 
technischen  Ausgestaltung  der  Hagelversicherung  theils 
durch  die  statistisch  schwer  zu  erfassende  und  desshalb  der  guten 
Ordnung  des  Prämienwesens  hinderliche  Natur  der  Hagelwetter, 
theils  durch  die  einer  zuverlässigen  Schätzung  der  Hagelschäden 
entgegenstehenden  Hindemisse  bereitet  werden.  Ein  weitgehender 
Optimismus  in  Bezug  auf  die  relative  Hagelungeßhrlichkeit  der 
eigenen  Felder,  das  Misstrauen,  welches  vielfach  den  Einrichtungen 
der  Hagelversicherungsuntemehmungen  mit  Recht  oder  Unrecht  ent- 
gegengebracht wird,  nicht  selten  aber  auch  die  factische  Unmög- 
lichkeit der  Versicherungsnahme,  sei  es  in  Folge  unerschwinglich 
hoher  Prämiensätze  oder  des  Fehlens  einer  Versicherungsgelegen- 
heit überhaupt,  endlich  das  in  der  kurzen  Dauer  der  hagelgefahr- 
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liehen  Zeit  und  in  der  Nothwendigkeit  der  jährlichen  Erneuerung 
des  Versicherungsantrags  liegende  Hemmniss  wirken  zusammen, 
dass  in  yerschiedenen  Staatsgebieten  oder  Staatsgebietstheilen  der 
Stand  des  Hagelyersicherungswesens,  gemessen  nach  dem  Umfang 
der  Hagelversicherungen  und  nach  den  danach  unversichert  und 
imvergütet  bleibenden  Hagelschäden,  als  ein  wenig  befriedigender 
bezeichnet  werden  darf. 

Anmerkung.  Nach  Makowiczka  wird  der  Hagelversicherung  erstmals 
iu  Frankreich  und  England  begegnet  und  zwar  in  der  2.  Hälfte  des  vorigen 
Jahrhunderts.  In  Deutschland  regte  1796  der  Gutsbesitzer  v.  Müller  erstmals  den 
(fedanken  eines  Hagelversicherungsvereins  (für  Mecklenburg)  an,  der  sich  indess 
nicht  verwirklichte,  wogegen  2  Jahre  später  aiif  Anregung  des  Gutsbesitzers  Drepper 
die  Gröndung  einer  ersten  deutschen  Hagelversicherungsanstalt  in  Neubrande n- 
barg  erfolgte,  üeber  die  weitere  Entwicklung  des  Hagelversicherungswesens  in 
Deutschland  nähere  Angaben  bei  Suchsland,  a.  a.  0.,  S.  54  ff .  Im  Jahr  1890 
betrug  nach  derselben  Quelle  (a.  a.  0.,  S.  89)  in  Deutschland  die  Zahl  der  Ver- 
sicherungsverträge 316000  und  die  Versicherungssumme  1750  MiU.  M.,  und  darf 
angenommen  werden,  dass  rund  48  Vo  ^^^  Kömeremte  von  Halm-,  Gel-  und  Hülsen- 
früchten versichert  waren;  in  Oesterreich  betrug  die  Versicherungssumme  405  Mill. 
Gulden  (nur  27,2  ®/o  der  Kömeremte),  in  Frankreich  530  MilL  Frcs.  (nur  8,3  7o 
der  Kömeremte).  Im  Mittel  waren  in  Deutschland  in  den  achtziger  Jahreu 
veriichert  (Acker-,  Garten-  und  Weinland)  in  7o  der  Fläche:  in  Preussen  47,7 */u; 
Sachsen  49,0%;  Bayern  nur  16,07o;  Württemberg  nur  11,0%;  Baden  nur 
2.7  ^g.  Auf  den  Zusammenhang  zwischen  Versicherungsnahme  und  Besitz-,  Anbau- 
und' Flurrechtsverhältnissen  Hinweis  bei  Such sl and,  S.  83ff.;  wo  wie  in  Mittel- 
und Xorddeutschland  der  grössere  Besitz  überwiegt,  ist  auf  besseres  Verständniss 
für  die  Nothwendigkeit  einer  regelmässigen  Hagelversicherung  zu  rechnen,  als  bei 
vorherrschendem  Kleinbesitz,  und  man  würde  danach  allerdings  unrichtig  schliesseu, 
wenn  man  die  geringe  Versichemngsbetheiligung  im  Süden  ausschliesslich  den 
Mängeln  der  bestehenden  Organisation  des  Versichemngswesens  zur  Last  setzen 
wollte;  dass  aber  durch  eine  angemessene,  nämlich  staatliche  oder  halb- 
staatliche Organisation  dieses  Verständniss  rascher  geweckt  und  dem  latenten 
Versicherungsbedürfiiiss  in  umfangreicherem  Grad  zum  Durchbruch  verhelfen  werden 
kann,  zeigen  die  in  Bayern  und  neuerdings  in  Baden  gemachten  Erfahrungen, 
(uefae  unten),  und  wird  von  Suchsland  in  seiner  Vorliebe  für  eine  privat- 
rechtliche  Organisation  übersehen.  Die  persönlichen  Eigenschaften  der  kleineu 
Besitier  (Indolenz,  Fatalismus  etc.)  in  Verbindung  mit  den  im  Süden  bestehenden 
Anbauverhältnissen  (weniger  Getreidebau),  der  zerstreuten  Feldlage,  dem  Mangel  an 
baarem  Geld  etc.  erklären  daher  die  geringe  Versicherungsnahme  keineswegs  „zur 
(ienüge'*,  sondern  der  Grand  liegt  bezw.  lag  seither  allerdings  auch  in  Mängeln 
der  auf  die  Bedürfiiisse  des  Südens  nicht  hinreichend  Rücksicht  nehmenden  pri- 
vaten Organisation. 

3.  Bedeutung  meteorologischer  Untersuchungen  und 
liagelstatistischer  Aufnahmen.  Wenn  auch  über  die  physika- 
lische Natur  der  Hagelerscheinung  vielfache  Beobachtungen  vor- 
liegen, so  ist  man  doch  über  die  tiefer  liegenden  Ursachen  der 
Wetterbildungen,  welche  zu  Hagelschlägen  Anlass  geben,  also 
darüber,  welche  besonderen  örtlichen  Verhältnisse  (Höhenlage, 
hydrographische  Beschaffenheit  einer  Gegend  im  Allgemeinen,  Art 
der  Vegetationsdecke    etc.)    das    Niedergehen    von    Hagelwettern 
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besonders  zu  begünstigen  oder  hintanzuhalten  geeignet  erscheine] 
noch  keineswegs  hinreichend  aufgeklärt,  um  danach  mit  Bestimmt 
heit  die  Gegenden  nach  dem  Grad   der  Hagelgefahr  klassifici« 
und  auf  Grund  dieser  KlassiticatioQ  einen  der  natürlichen  (Ertlich) 
Hagelgefahr  angepassten  Främientarif  aufstellen  zu  kOnnen.     Ml 
darf  zwar  hoffen,   daBS  die  seit  Jahren  fast  äberall  in  die  HanA:' 
genommene  planmässige  Bearbeitung  auch   dieses   Gebiets    durob 
die  meteorologischen  Centralbure  aus  mit  der  Zeit  gewif 
feste  Anhaltspunkte  für  die  Beurtheilung  der  Hagelge^brlichkcü 
der   einzelnen  Gegenden   liefern   wird,   für  jetzt   und   die    nächi 
Zukunft  ist  mau  aber   auf  die  Hagelstatistik,  d.  i.    auf  du 
Feststellung  der  Gagelschäden  nach  Zahl,  Umfang  und  Schadeni 
Wirkung  als  Grundlage  der  Prämienberechuuug  angewiesen ;  wobi 
indess  diese  Grundlage  wegen  des  verhältnissmässig  nicht  gross« 
Zeitraums,  auf  den  diese  Statistik  meist  sich  erstreckt,  und  bei  d< 
üngenauigkeit ,    die    den    statistischen  Aufnahmen    noch    vielfa 
anhaftet,  immer  noch  eine  sehr  unsichere  ist.  Diese  Unsicherheit 
beeinSusst  aber  hinwiederum  die  Aufstellung  des  Främientarifs  in 
nachtheiliger  Weise  und  bereitet  einer  auch  nur  annähernd  richtigen 
Bemessung  der  voraussichtlichen  Schadenssummen,   für  welche  die 
einzuhebenden  Prämien  Deckung  geben  sollen,  weitaus  grössere 
Schwierigkeiten    als    etwa    im    Gebiete    der    mit    viel    besserem 
statistischem  Material  arbeitenden  Feuer-  und  Lebensversicherung. 
Die  Folge  ist,  dass  die  Tarife  gegendenweise  bald  zu  hoch,  bald 
zu  nieder  angenommen  werden,  dass  häufig  jahrweise  eine  Unzu- 
länglichkeit der  Mittel  sich  ergiebt,  dass  bei  andauernd  ungünstigen 
Hageljahren  die  Versichermigsunternchmungen  in  ihrem  Bestände 
gefährdet  erscheinen,  wohl  auch  zu  Auflösungen  schreiten  müssen, 
dass  jedenfalls  oftmals  Äenderungen  in  der  Eintarifirung  der  Ortoj 
und  der  Höhe  der  Prämiensätze  nothwendig  werden,   woraus  bi 
den  Versicherten  wiederum    die  Empfindung  der  Willkür  in 
Handhabung   und   des  Gefühls    unbilliger  Behandlung,  Bowie  eines 
Misstrauens   gegen    das  HagelversicherirngsweseD    überhaupt    ent- 
steht,  das  auf  die  Versicherung  selber  nur  nachtheilig  einwirken 
kann.     Als    ein    wichtiges  Förderungsmittel    des   Hagel- 
versieherungswesens  ist  daher  neben  der  Pflege  der  wissen- 
schaftiichen  Untersuchung  der  Hagelwetter  eine  gute,  ausreichende 
Ordnung  der  amtlichen  Hagelstatistik  zu  erachten,  die  thun- 
*i«ll   für  weitere   Ländergebiete   nach   gleichmässigen   Grundsätzen 
dpbtet,  ferner  nicht  bloss  auf  das  landwirthschafUiche  Cultur^ 


Abschn.  m.   §  145.    Hagelversichemzig^;  Statistik  der  Schäden.  313 

gelände,  sondern  auch  auf  die  Waldungen  (um  auch  deren  Einfiuss 
auf  die  Hagelbildungen  zu  ermessen)  ausgedehnt  sein  und  mög- 
liehst zuverlässige  Angaben  über  die  Oerüichkeit  und  den  Zeit- 
punkt des  Niedergangs  sowie  über  die  Schadenssummen,  getrennt 
nach  den  einzelnen  wichtigen  Culturarten,  enthalten  sollte.  Dabei 
empfiehlt  sich,  bei  der  bei  den  OrtsTorstehem  nicht  überall  voraus- 
zusetzenden Befähigung  zur  richtigen  Schätzung  eines  Schadens, 
stichprobenweise  amtliche  ControUschätzungen  durch  erfahrene 
Landwirthe  vornehmen  zu  lassen. 

Anmerkung.  Die  grossen  Schwankungen  im  zeitlichen  Auftreten  von 
Hagelwettern  erheÜen  aus  folgenden  Zahlen.  Es  betrug  der  Hagelschaden  in  runden 
hmunen  ii^ig 

Hillionen  M.      1883:       1884:       1885:        1886:       1887: 

Preussen.    .    .  15,2  393  39,0  22,3  16,0 

Bayern    ...  7,8  9,8  10,6  7,3  10,5 

Württemberg    .  3,6  1,2  3,1  0357        0,391 

Baden.    ...  4,5  1,2  1,8  0,760        1,4 

In  0 esterreich  schwankte  in  den  Jahren  1877/81  der  Hagelschaden  zwischen 
10,2  und  48,4  Mimonen  M.;  in  Frankreich  1877/86  zwischen  48,2  und  102  Mü- 
hooen  H.  —  Ebenso  gross  wie  die  Yerschiedenheit  der  Hagelschäden  von  Jahr  za 
Jahr  (zeitliche  Schwankungen)  sind  die  örtlichen  Verschiedenheiten 
in  der  Hagelhäufigkeit  und  Hagelintensität,  selbst  innerhalb  enger  Gebiete : 
Im  GroBsh.  Baden  schwankte  innerhalb  der  11  Kreise  des  Landes  in  den  Jahren 
1884/^  der  Schaden  zwischen  1,5  Millionen  und  88000  M.,  d.  h.  während  in 
diesem  Zeitraum  in  einzelnen  Kreisen  der  Schaden  auf  den  ha  auf  80—90  M.  sich 
bdief,  sank  er  in  anderen  auf  25^30  M.  herunter.  Dabei  kann  sehr  wohl  eine 
gewisse  Gegend  einige  Jahre  hindurch  von  schweren  Hagelwettern  heimgesucht, 
aber  dann  jahrzehntelang  von  solchen  befreit  sein,  gilt  desshalb  als  relativ 
hagelsicher  und  wird  demgemäss  auch  in  den  Prämientarifen  behandelt,  während 
andere  Gegenden  zwar  durch  eine  ausgesprochene  Hagelhäufigkeit,  aber  ge- 
ringe Hagelintensität  sich  auszeichnen,  gleichwohl  aber,  nach  den  meist 
nbUchen  Tuifimngsgrundsätzen,  ungünstiger  wie  die  erstgenannten  behandelt  werden, 
wihrend  doch  die  beiden  Gegenden,  gemessen  nach  dem  durchschnittlichen 
Umfang  des  wirklich  eingetretenen  und  ersatzfahig^n  Schadens,  die  gleiche  Hagel- 
gefiüir  aufweisen  —  Unbilligkeiten  in  der  Behandlung,  welchen  eben  nur  beim 
Torhandensein  einer  auf  sehr  lange  Zeiträume  sich  erstreckenden  zuverlässigen 
Statistik  begegnet  werden  kann.  —  Die  sehr  verbreitete  Meinung,  dass  Süd- 
dentsc bland  unbedingt  hagelgefährdeter  als  Mittel-  und  Norddeutschland 
sei,  ist  in  dieser  Allgemeinheit  unrichtig  und  nur  daraus  zu  erklären,  dass  die 
i&ddentschen  Staaten  (insbesondere  Württemberg  und  Baden)  eine  sehr  weit  zurück- 
liegende Hagelstatistik  haben;  dass  femer  die  Schadensangaben  durch  die  in  diesen 
Staaten  bewilligten  Steuernachlässe  für  Hagelschäden  in  ungünstiger  Weise 
(dnrch  IJeberschätzungen)  beeinflusst  sind;  dass  auf  die  Höhe  der  Schadensangaben 
das  Vorhandensein  hochwerthiger,  in  der  Regel  aber  unversichert  bleibender 
Cnltnren  (Wein-  und  Obstbau,  Hopfen-  und  Tabaksbau)  wesentlich  einwirkt; 
endlich  daas  die  topographische  Beschaffenheit  des  Südens  zwar  der  Hagel- 
hinfigkeit  sehr  Yorschub  leistet,  aber  aus  eben  diesem  Grund  nach  der  Seite 
der  Hagelintensität  wieder  g^stig  wirkt,  weil  die  Hagelwetter  an  den  Bergen 
aofgehalten  werden  und  daher  das  räumliche  Gebiet  der  Hagelschäden  vielfach  ein 
engnmichiiebenes  bleibt;  sehr  im  Gegensatz  zu  der  norddeutschen  Tiefebene, 
wo  solche  hagelsichemde  und  hageleinengende  Bodenhindemisse  nicht  gegeben  sind 
ond  desshalb  das  Yerwüstungsgebiet  unter  Umständen  ein  ausserordentlich  grosses 
wird.     (Vgl.  Sarazin,  a.  a.  0.,  S.  28  ff.,  wo  für  die  Aufstellung  des  Satzes,  dass 
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die  Leeseiten  der  Berge  und  Hügel  mehr  oder  weniger  als  gesichert  zu  hetrachteD 
sind  im  Gegensatz  zu  den  geföhrdeteren  Luvseiten,  eine  Anzahl  beweiskräftiger 
Momente  beigebracht  wird.)  Eine  drastische  Illustration  zu  dem  Obenbemerkteo 
liefert  die  Hagelkatastrophe  vom  1.  und  2.  Juli  1891,  die  in  einigen  bis  dahin  als 
relativ  hagelsicher  geltenden  und  desshalb  im  Prämientarif  günstig  behandelteo 
Gegenden  (Westphalen,  Braunschweig,  Hannover)  in  einem  kaum  je  dagewesenen 
Umfang  die  Feldfluren  verwüstete,  allein  die  norddeutsche  Hagelversicherungsgesell- 
schaft in  Berlin  mit  einem  Schaden  von  nahezu  2,5  Hill.  M.  belastete  und  die  seit- 
herigen Annahmen  über  die  Hagelgefahrlichkeit  dieser  Districte  ganzlich  über  den 
Haufen  warf.  Daher  denn  aus  vergleichsweise  kurzen  Zeiträumen  entnommenen 
Hagelschadensdurchschnitten  ein  zutreffender  Schluss  auf  die  mittlere  Hagelgefahr 
bestimmter  Gegenden  nicht  gezogen  werden  kann  und  die  dessfallsigen  Angaben 
in  der  Suchsland'schen  Schrift  (S.  6  und  Tabelle  I)  desshalb  nur  mit  Vor- 
behalten zu  verwerthen  sind.  (Inhaltlich  dieser  Angaben  stellt  sich  für  1883  87  der 
mittlere  Hagelschaden  auf  den  ha  in  Preussen  auf  1,51;  in  Bayern  auf  2,10: 
in  Württemberg  auf  1,95:  in  Baden  auf  3,10;  in  Frankreich  1882  86  auf 
2,99;  in  0 esterreich  1878/81  auf  2,32  M.) 


§  146.    Versicherungstechnische    Grundsätze    und   Ein- 
richtungen bei  der  Hagelversicherung. 

1.  Grösse  des  Versicherungsgebiets.  Je  kleiner  das 
Gebiet  der  Versicherungsgemeinschaft  ist,  um  so  weniger  ergiebt 
sich  für  die  örtlichen  Verschiedenheiten  der  Hagelgefahr  und  die 
zeitlichen  Schwankungen  ihres  Auftretens  die  nöthige  Ausgleichung, 
um  so  unsicherer  aber  ist  auch  die  Grundlage  für  die  Aufstellung 
eines  zur  Deckung  der  mittleren  Schäden  ausreichenden  Prämien- 
tarifs. Wenn  die  Statistik  nachweist,  dass  innerhalb  einzelner 
Gebiete  der  Schaden  einzelner  Jahrgänge  das  Sieben-  und  Mehr- 
fache anderer  Jahrgänge  beträgt  (Württemberg,  Baden),  so  ist 
daraus  ohne  Weiteres  der  Schluss  zu  ziehen,  dass  mehr  als  in 
anderen  Versicherungsarten  in  der  Hagelversicherung  auf  die 
möglichste  Ausdehnung  des  Versicherungsgebiets,  in 
dem  günstige,  weniger  günstige  und  ungünstige  Hagelrisiken  ver- 
treten sind,  so  dass  die  „wechselnden  Chancen"  der  Hagel- 
erscheinungen jahrweise  sich  einigermaassen  auszugleichen  ver- 
mögen, ganz  besonderer  Werth  zu  legen  ist.  Ein  Abweichen  von 
dieser  Regel  kann  ohne  Schaden  für  die  Versichenmgsunter- 
nehmung  und  -Theilnehmer  höchstens  in  Gegenden  mit  vorwiegend 
günstigen  Risiken  Platz  greifen  und  in  andern  Gegenden  jeden- 
falls nur  dann,  wenn  ausserordentliche  Reserven  (etwa  in  Form  de? 
Staatscredits  oder  staatlicher  Zuschüsse)  zur  Verfügung  stehen,  auf 
welche  in  Jahrgängen  mit  besonders  starken  Schäden  gegriffen 
werden  kann.  Andernfalls  wäre  jahrweise  entweder  mit  einer  über- 
mässigen Steigerung  der  Prämiensätze    oder  einer   weitgehenden 
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Eärzung  der  Entschädigungsansprüche  zu  rechnen,  Folgen,  die 
der  Einbürgerung  der  Hagelversicherung  schweren  Eintrag  be- 
reiten müssten.  Die  Geschichte  der  Hagelversicherungsvereine  in 
Württemberg  imd  'Hessen  und  einer  Anzahl  älterer  wie 
neuerer,  mehr  provinziell  organisirter  Gegenseitigkeitsgesellschaften 
zeigt  deutlich,  wie  wenig  lebensfähig  die  Hagelversicherungsorgani- 
sation auf  eng  umschriebenem  Gebiet  ist;  daher  das  Auftreten  der 
kapitalistisch  organisirten  und  nach  dem  Vorbild  anderer 
Versicherungen  auf  ein  Operiren  im  grossen  Stil  und  mit  grossen 
Mitteln  in  der  Form  der  Actiengesellschaften  arbeitenden  Hagel- 
Versicherungsunternehmungen  einen  bedeutsamen  Wende- 
punkt in  der  Weiterentwicklung  dieses  Zweigs  der  Versicherung 
gebildet  hat,  wie  auch  grundsätzliche  Gegner  des  Versicherungs- 
wesens in  der  Form  der  Actiengesellschaften  einräumen  müssen. 

Anmerkung,  a)  Sehr  lehrreich  für  die  Beuriheilaug  von  auf  engbegrenztem 
<^biet  arbeitenden  Anstalten  sind  die  Schicksale  der  Württembergischen  und 
der  Hessischen  Landeshagelversicherungsgesellschaft.  Im  letzteren 
Land  hat  die  1854  errichtete  Anstalt  niemals  eine  nennenswerthe  Ausdehnung  der 
Versicherung  zu  verzeichnen  gehabt  und  nach  IQjähriger  Thätigkeit  ihren  Betrieb 
wieder  eingestellt;  in  Württemberg,  wo  in  der  Zeit  zwischen  1842/55  der  An- 
stalt ein  Staatszuschuss  von  15000  Gulden  gegeben  wurde,  war  zwar  die  Dauer 
derselben  eine  wesentlich  längere  (1829/63),  die  Zahl  der  Versicherten  überstieg 
aber  25000  nicht,  der  höchste  Betrag,  den  die  Versicherungssumme  erreichte,  war 
UoOOOOO  M.,  d.  h.  doch  nur  etwa  14  Vo  ^^^  gesammten  Emtewerths;  und  trotz 
des  langen  Bestehens  reichten  einige  wenige  starke  Hageljahre  hin,  den 
Kreis  der  Versicherungstheilnehmer  stark  zu  lichten,  derart,  dass,  als  im  Jahr  186t 
nnr  25,  im  Jahr  1882  nur  12  7o  ^^^  Schadens  vergfütet  werden  konnten,  im  letzt- 
I^enannten  Jahr  die  Versicherungssumme  auf  134000  M.  heruntersank,  so  dass  die 
Anstalt  ihre  Auflösung  beschliessen  mnsste. 

b)  Selbst  bei  der  jetzt  grössten  deutschen  Versicherungsgesellschaft  auf 
< Gegenseitigkeit,  der  Norddeutschen  in  Berlin,  sind  erhebliche  Schwan- 
kungen in  der  Höhe  der  Nachschüsse  nicht  zu  vermeiden  gewesen;  die  Nach- 
M:hüs8e  betrugen  in  Procent  der  Vorprämie  in  der  Zeit  von  1880/90:  80;  16*/»; 
25;  — ;  70;  66;  leV«;  —;  — ;  30;  10;  und  für  1891  musste  eine  Nachschuss- 
pnimie  von  sogar  115  Procent  ausgeschrieben  werden.  Die  kleinere  „Ceres" 
in  BerUn  erhob  1887/90:  175;  99;  133 Va;  100%  der  Vorprämie.  Bei  den 
tiegenseitigkeitsgeBellschaften  mit  mehr  provinziellem  Charakter,  z.  B.  bei  der 
Nenbrandenburger  schwankte  die  Prämie  (Vorschüsse  werden  bei  dieser  wie 
bei  einigen  anderen  kleineren  nicht  erhoben,  sondern  die  Beiträge  am  Schlüsse 
der  „Saison"  eingezogen)  1880/91  zwischen  0,48  (1888)  und  2,43  M.  (1884) ;  bei 
der  Hannover-Braunschweigischen  zwischen  0,57  (1887)  und  2,35  M.  (1880); 
bei  dem  Bayrischen  Hagelversicherungsverein  zwischen  0,36  und  2,30, 
bfi  der  Schleswig-Holstein'schen  Gesellschaft  zwischen  0,03  und  3,43  M. 
—  1890  haben  an  Nachschüssen  erhoben  Germania  150^07  Borussia  130  "/n«  Ceres 
lUO  ^/q,  Allgem.  Deutsche  85  Vo  ^^^  Vorprämie,  Nachschüsse,  die  das  ihnen  im 
I>eat9chen  Landwirthschaftsrath  1891  gegebene  Prädicat:  „abschreckend"  mit 
Recht  verdienen. 

2.  Tarifirungsgrundsätze.  Für  die  Aufstellung  des 
Prämientarifs  kommt  einerseits  die  örtliche  Verschiedenheit  der 
Hagelgefahr,  andererseits  die  Verschiedenheit  der  Hagelempfindlich- 
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keit  der  einzelnen  Gewächse  in  Betracht  und  dem  entspricht  die 
Aufstellung  sowohl  von  Gefahrenstufen,  in  welche  die  einzelnen 
Orte  (Gemarkungen),  als  von  Gefahrenklassen,  in  die  die 
einzelnen  Gewächse  zur  Einreihung  gelangen;  so  dass  jeder  Einzel- 
prämiensatz als  eine  Combination  des  örtlichen  und  des  der  be- 
treffenden Pflanzenart  anhaftenden  besonderen  Gefahrmoments  sich 
darstellt  Es  hängt  mit  der  Mangelhaftigkeit  der  Hagelstatistik 
zusammen,  dass  ein  gewisses  unsicheres  Tasten  in  der  Handhabung 
der  Tarife  sich  bemerkbar  macht;  man  behilft  sich  meist  so,  dass 
der  Ortstarif  immer  nur  für  einen  kürzeren  Zeitraum  (ein  Jahr)  in 
Geltung  gesetzt  wird  und  je  nach  den  thatsächlichen  Ergebnissen 
der  „Hagelcampagne"  eine  anderweite  Einreihung  der  Orte  in  die 
Gefahrenstufen,  also  eine  Erhöhung  des  Ortstarifs  (im  Fall  eines 
vorgekommenen  Schadenfalls)  oder  eine  Ermässigung  (im  Fall  der 
Nichtverhagelung)  vorbehalten  bleibt —  eine  unter  den  gegebenen 
Verhältnissen  begreifliche,  aber  doch  verbesserungsbedürftige  Tarif- 
politik, deren  Mängel  wiederum  am  meisten  in  Versicherungs- 
anstalten mit  kleinen  Versicherungsgebieten  sich  fühlbar  machen 
müssen. 

Eine  ganz  genaue  Anpassung  der  Tarife  an  das  individuelle 
örtliche  Gefahrmoment  ist  übrigens  weder  nöthig,  noch  auch  nur 
zweckmässig ;  vielmehr  ist  nur  die  Forderung  aufzustellen,  dass  die 
Tarifpolitik  einerseits  nicht  zu  laxen  Grundsätzen  huldige,  also 
hagelgeföhrliche  Orte  auf  Kosten  der  Gesammtheit  allzusehr  be- 
günstige und  dadurch  zu  missbräuchlicher  Ausnutzung  der  Ver- 
sicherung Anlass  gebe  (Anbau  hochwerthiger  Plauzen  in  Hagel- 
districten:  Hagelpiraterie !),  andererseits  aber  auch  nicht  zu  ängstlich 
verfahre  oder  gar  von  dem  Standpunkt  sich  leiten  lasse,  dass 
jeder  räumlich  umschriebene,  grössere  oder  kleinere  Bezirk  inner- 
halb eines  gegebenen  Zeitraums  mit  den  in  diesem  Bezirke  auf- 
gebrachten Prämien  für  die  vorgekommenen  Schäden  Deckung 
gewähren  müsse;  weil  letzterenfalls  in  hochgefährdeten  Gegenden 
die  Versicherungsnahme  unter  Umständen  zu  einer  unerschwing- 
lichen Last  und  weil  man  mit  dieser  Tarifpraxis  in  sachwidriger 
Weise  die  Aufgabe  der  Versicherung  auf  eine  zeitliche  und  nicht 
auch  zugleich  örtliche  Ausgleichung  der  Bisiken  beschränken  würde. 
Dies  kann  aber  am  allerwenigsten  im  Gebiete  der  Hagelversicherung 
am  Platze  erscheinen,  wo  unabwendbare  Naturereignisse  in  Frage 
stehen,  also  die  Mittel  der  Meidung  und  Unterdrückung  (wie  im 
Gebiet  der  Feuer-  und  Lebensversicherung)  nicht  oder  doch  nur 


Abschn.  III.  §  146.  Hagelversichenm^;  versicherungstechnische  Grundsätze.  317 

ia  sehr  beschränktem  Umfange  (höchstens  Einschränkung  der 
landwirthschafUichen  Cultur,  nicht  völlige  Aufgabe  derselben,  Ein- 
engung des  Oetreidebaus  zu  Gunsten  des  Futterbaus)  gegeben 
sind.  Es  ist  klar,  dass  je  vorsichtiger  eine  Yersicherungs Veranstal- 
tung mit  ihren  Mitteln  zu  rechnen  hat,  desto  stärker  die  Tendenz 
zur  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Prämienabstufung  in  der  vollen 
Strenge  sich  geltend  machen  und  in  local  sehr  hohen  Prämiensätzen 
oder  aber  in  der  Nichtzulassung  gewisser  Orte  zur  Versicherung  zu 
Tage  treten  wird;  und  es  darf  nicht  Wunder  nehmen,  dass  die 
durch  „enorme'^  Prämien  einzelner  privater  Gesellschaften  veran- 
lasste „Yersicherungsnoth^^  in  bestimmten  Gegenden  das  Ver- 
langen nach  staatlichen  Organisationen  gezeitigt  und  dass  dieses  Ver- 
langen verschiedentlich  Erfüllung  gefunden  hat  (bayrische  Landes- 
versicherungsanstalt; Hagelstaatsbeihilfen  in  Baden  —  siehe  unten!); 
wie  ja  auch  im  Gebiete  der  Feuerversicherung  durch  die  Bücksicht- 
nahme  auf  die  Versicherungsmöglichkeit  der  ungünstigeren  Bisiken 
Anlass  zur  Errichtung  staatlicher  Anstalten  oder  von  Anstalten  mit 
verwandtem  Charakter  (Feuersocietäten)  gegeben  worden  ist. 

Anmerkung.  a)In  obigen  Sätzen  wird  in  Uebereinstimmung  mit  A.  W a g n e r 
la.  a.  0.,  8.  13  ff.)  nicht  der  Adoptinmg  eines  auf  gemeinwirthschaftlich* 
communistiBcher  Grundlage  beruhenden  Tarifsjstems ,  aber  ebensowenig  der 
striden  Durchführung  einer  priyatwirthschaftlich-indiTidualistisch  ver- 
fahrenden Taiifpolitik  das  Wort  geredet,  wohl  aber  einer  Annäherung  der  letzteren 
an  das  erstere.  Mit  Becht  wird  von  A.  Wagner  betont,  dass  der  Bisicograd  der 
SachgQter  nicht  allein  auf  der  freien  Bestimmung  des  Eigenthümers  beruht,  das 
höhere  Bisico  also  gewissermaassen  wie  auf  eine  Schuld,  das  geringere  wie  auf 
«in  Verdienst  des  Versicherten  zurückzufuhren  sei,  da  doch  im  grossen  Maass  der 
l^cograd  eines  Sachguts  ein  durch  Gesammtverhältnisse  einmal  gegebener 
und  von  der  freien  Bestimmung  des  Yersicherten  (oder  Yersicherungs- 
lastigen)  mehr  oder  weniger  unabhängiger  ist".  Findet  nun  auch  gerade  im 
Gebiet  der  Hagelversicherung  das  Mehr  an  Hagelrisico  einigermaassen  in  dem  unter- 
schied der  Bodenwerthe  seine  Ausgleichung,  so  liegt  doch  auf  der  Hand,  dass 
s(>lbst  eine  noch  so  niedrige  Kaufsumme  für  ein  Gut  keinen  Ersatz  für  völlige 
HagBlversicberungslosigkeit  geben  und  ebensowenig  den  Nachtheil  eines  Prämien- 
saties  ausgleichen  kann,  dessen  Zahlung  eine  Beute  aus  dem  Bau  der  betreffenden 
Pfliose  nicht  mehr  übrig  Hesse.  Stieg  doch  in  den  achtziger  Jahren  die  Prämie 
för  Getreide  in  einzelnen  Gegenden  Süddeutschlands  bis  auf  6 — 12  M.  von  100  M. 
VenichemngBwerth. 

b)  Man  unterscheidet  gewöhnlich  6—7  Gefahrenklassen  und  stellt  für  jede 
dieser  Klassen  eine  nach  der  Hagelempfindlichkeit  der  einzelnen  Gewächse  ver- 
schieden hoch  bemessene  Prämie  ein,  welche  dann  je  nach  der  Hagelge&hrlichkeit 
des  Orts  nach  Maassgabe  des  Gefahrenstufentarifs  Zuschläge  erfährt.  Beispiel: 
^beträgt  in  Gefahrklasse  I  (Gräsereien  und  Futterkräuter)  die  Prämie  in 
der  niedersten  Gefahrstufe  A  20  Pf.  für  100  M.  Yersicherungswerth,  in  Gefahr- 
««fe  B  25,  C  30  u.  s.  w.;  in  Gefahrklasse  H  (Halmfrüchte  etc.)  für  Gefahr- 
stofe  A  30  Pf.,  für  B  36,  C  40  Pf.  u.  s.  w.;  in  Gefahrklasse  IH  (Hülsenfrüchte) 
Ör  Gefahrstofe  A  40  Pf.,  B  50,  C  65  Pi;  in  Gefahrklasse  lY  (Oelfrüchte)  für 
(^«fahntofe  A  60,  B  70,  C  80  Pf.;  in  Gefahrklasse  Y  (Handelspflanzen  etc.) 
för  Gefahrstufe  A  65,  B  75,  C  85  Pf.;  in  Gefahrklasse  YI  (Wein)  für  Gefahr- 
stofe A  120,  B  126,  C  130  Pf.  u.  s.  w. 
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3.  Sorge  für  ausserordentliche  Deckungs mittel.  Die 
grossen  jährlichen  Schwankungen  im  umfange  der  Hagelschäden 
bereiten  der  befriedigenden  Ordnung  des  Versicherungswesens  be- 
sondere Schwierigkeiten.  Bei  den  Actiengesellschaften  ist 
zwar  der  Versicherte  zunächst  von  diesen  Schwankungen  nicht 
berührt,  da  im  Falle  der  Unzulänglichkeit  der  durch  Prämien  auf- 
gebrachten Mittel  der  Versicherungsuntemehmer ,  d.  h.  die  Ge- 
sammtheit  der  Actionäre  für  einen  Fehlbetrag  aufzukommen  hat: 
da  aber  die  Aufrufung  weiterer  Einzahlungen  zum  Gesellschafts- 
kapital oder  die  Inanspruchnahme  des  Credits  ihre  Grenzen  hat 
und  wiederholt  auftretende  erhebliche  Unterbilanzen  den  Fort- 
bestand der  Actiengesellschaft  in  Frage  stellen  müssten,  so  ist  das 
Interesse  an  dem  Vorhandensein  von  Deck ungsmitteln  ziu: Be- 
streitung ungewöhnlicher  Entschädigungsaufwendungen  schliesslich 
ein  den  Versicherungsuntemehmem  wie  den  Versicherten  gemein- 
sames. In  besonderem  Grade  ergiebt  sich  vom  Standpunkte  des 
Versicherten  das  Bedürfniss  nach  solchen  ausserordentlichen 
Deckungsmitteln  bei  den  auf  dem  Grundsatz  der  Gegenseitig- 
keit beruhenden  Gesellschaften;  weil  bei  dem  hier  in  Anwendung 
gelangenden  Umlageverfahren  die  Jahresschwankungen  der  Schadens- 
fälle in  der  jeweiligen  Höhe  der  Jahresbeiträge  in  sehr  fühlbarer 
Weise  zum  Ausdruck  kommen,  nichts  aber  für  den  Wirthschafts- 
haushalt  und  namentlich  wieder  für  denjenigen  kleinerer  Wirthe 
so  misslich  und  störend  sich  geltend  macht,  als  die  Unsicherheit  in 
Bezug  auf  die  Grösse  einer  übernommenen  Leistung  und  die  plötz- 
liche Nöthigung  zur  Aufbringung  von  im  Haushaltsüberschlag  nicht 
vorgesehenen  Aufwendungen.  Gleiches  gilt  von  jeder  irgendwie 
gearteten  staatlichen  Organisation  des  Hagel  Versicherungswesens, 
es  sei  denn,  dass  der  Staat  als  solcher  zuschuss-  oder  vorschuss- 
weise für  eine  augenblickliche  Unzulänglichkeit  aufkommt  oder 
dass  die  Mitglieder  eine  verhältnissmässige  Minderung  ihrer 
Entschädigungsansprüche  sich  gefallen  lassen  müssen  —  Aus- 
kunfksmittel ,  von  denen  das  erstere  bei  allem  Wohlwollen  für  die 
landwirthschaftliche  Bevölkerung  doch  nur  sehr  ausnahmsweise,  das 
zweite  im  Hinblick  auf  die  alsdann  doch  nur  mangelhafte  Fiinc- 
tionirung  des  Versichenmgsapparates  nur  ungern  betreten  werden 
wird.  Desshalb  ist  und  zwar  vielleicht  in  noch  höherem  Grade  als  bei 
anderen  Zweigen  der  Sachversicherung,  bei  der  Hagelversicherung 
auf  die  Ansammlung  von  entsprechend  grossen  Reservefonds 
und  zu   diesem  Zwecke  auf  eine  solche  Gestaltung  des  Prämien- 
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tarifg  von  vornherein  besonderes  Gewicht  zu  legen,  dass  in  Jahren 
mit  wenig  oder  mit  mittleren  Schäden  Ueberschüsse  zur  Be- 
streitung der  Versicherungsverpflichtungen  in  ungünstigen  Jahr- 
gängen sich  ergeben. 

4.  Bückversicherung  gefährlicher  Kisiken  und 
Flurmaximum.  Ein  Mittel,  die  Versicherungsunternehmung  vor 
starken  Schwankungen  der  Jahresausgaben  zu  bewahren,  ist  auch 
auf  dem  Wege  der  Rückversicherung  für  gefährdete  Risiken 
gegeben,  für  welche  es  in  anderen  Zweigen  des  Versicherungs- 
wesens, namentlich  der  Versicherung  gegen  Seegefahr,  an  Vor- 
bildern nicht  fehlt,  zu  der  es  aber,  trotz  des  unleugbaren  Bedürf- 
nisses, in  der  Hagelversicherung  bis  jetzt  leider  nicht  gekommen 
ist.  Das  Bedürfniss  für  die  Herbeiführung  einer  Rückversicherungs- 
möglichkeit ist  am  stärksten  bei  den  mehr  provinziell  organisirten, 
kleineren  Versicherungsgesellschaften,  wird  sich  aber  selbst  bei 
<Ien  grössten  Unternehmungen  dieser  Art  geltend  machen,  sobald 
dieselben  anfangen,  auch  in  Gegenden  mit  ausgesprochener  Hagel- 
irefahr  von  liberalen  Verwaltungsgrundsätzen  sich  leiten  zu  lassen, 
J.  b.  zu  den  normirten  Bedingungen  jeden  Versicherungsantrag 
entgegen  zu  nehmen.  In  Ermangelung  einer  Rückversicherungs- 
möglichkeit bleibt  als  einziger  Ausweg  gegen  eine  zu  grosse 
Häufung  gefährlicher  Ortsrisiken  nur  die  Feststellung  eines  Flur- 
maximum, d.h.  die  Ablehnung  aller  Versicherungsanträge  inner- 
halb eines  räumlichen  Bezirks,  die  über  eine  gewisse,  von  vorn- 
herein festgesetzte  Höchst- Versicherungssumme  hinausgehen.  Die 
Bayrische  staatliche  Hagelversicherungsanstalt  hat  dieses  System 
des  Flurmaximum  behufs  „Anbahnung  einer  wünschenswerthen 
Gleichmässigkeit  in  der  örtlichen  Vertheilung  des  Risiko"  in  be- 
j^onders  folgerichtiger  Weise  ausgebildet,  und  wenn  auch  vom  6e- 
'Jicbtspunkt  der  Gleichheit  der  Ansprüche  aller  Grundbesitzer  an 
die  Wohlthaten  einer  Staatsanstalt  eine  solche  Ordnung  zunächst 
befremdlich  erscheinen  mag,  so  ist  sie  doch  unentbehrlich 
mindestens  überall  da,  wo  das  Versicherungsgebiet  räumlich  niclit 
Jiehr  gross  und  wo  zunächst  überhaupt  nur  auf  den  Zugang  minder 
günstiger  Risiken  zu  rechnen  ist;  sie  verliert  auch  ihre  ursprüngliche 
Schärfe  in  dem  Maasse,  als  mit  der  fortschreitenden  Entwicklung 
des  Versicherungsstandes  auch  das  Flumiaximum  selber  wachsen 
kann  *). 

^)  Vgl.  Haag  a.  a.  O.»  und  dessen  Bemerkung  zu  Art.  2  des  Bayrischen  Ge- 
!*t«e»  vom  13.  Febr.  1884. 


320  Kap.  YII.   Die  landwirthschaftliche  Versichemiig.  ■ 

Anmerkung.-  „Die  allgemeine  Losang  der  Gesellflchaften",  meint  Sachs- 
land,  muss  lanten:  „Zertheilung  des  Gesammtrisicos  in  viele  kleinere  Bisiken  and 
Vertheilung  dieser  an  viele  möglichst  über  ganz  Deutschland  ausgebreitete  Gesell- 
schaften.'' Also  Herübemahme  der  bei  der  Transportversicherung  schon  lange 
bestehenden  Einrichtung,  die  „alle  Bisiken  in  eine  Unzahl  ganz  kleiner  Bisioothdle 
auflöst  und  auf  die  verschiedenen  Gesellschaften  vertheilti  so  dass  eine  und  diesell)e 
Gesellschaft  auf  allen  Meeren  betheiligt  ist,  aber  nirgends  mit  hohen  Beträgen'' 
(Kummer).  Wenn  aber  Suchsland  für  die  Schaffung  einer  staatlichen  Bück- 
versicherungsanstalt plaidirt  mit  der  Aufgabe,  „den  einzelnen  privaten  Gesell- 
schaften überall  da,  wo  dieselben  Crefahr  laufen,  durch  Häufung  der  Bisiken  er- 
drückt zu  werden,  die  übermässige  Last  abzunehmen  und  auf  diese  Weise  den 
Ausgleich  am  Gewinn  und  Verlust  innerhalb  der  einzelnen  Yersicherungsanstalten 
zu  ermöglichen";  und  wenn  er  dabei,  um  zu  erreichen,  dass  nicht  bloss  schlechte 
Risiken  in  Bückversicherung  gegeben  würden,  dem  Staat  das  Becht  zugestanden 
wissen  möchte,  „diesbezüglich  (!)  den  Geschäftsbetrieb  der  einzelnen  Gesellschaften 
zu  controliren'*,  so  ist  es  Angesichts  solchen  weitläufigen,  ohne  starken  Eingriff 
in  die  Verwaltung  der  privaten  Gesellschaften  nicht  denkbaren,  den  Staatscredit 
unter  Umständen  schwer  belastenden  Apparats  doch  nicht  recht  einzusehen,  warnm 
denn  von  diesem  Schriftsteller  die  Betretung  des  anderen  Wegs:  die  Schaffung 
öffentlich-rechtlicher  Versicherungsanstalten,  deren  richtigen  Geschäfts- 
betrieb die  Staatsgewalt  unmittelbar  beeinflusst  und  nicht  erst,  wie  dort,  dnrch 
Controlbeamte  mühsam  zu  erzwingen  hat,  grundsätzlich  für  verfehlt  erklärt  wird. 
Und  besteht  denn  mindestens  betreffs  der  Actiengesellschaften  wirklich  eine  Sicher- 
heit, nicht  bloss  Möglichkeit,  dass  mit  der  Errichtung  der  staatlichen  Bückversiche- 
rungsanstalt und  der  dadurch  ermöglichten  Abstossung  der  gefährdetsten  Bisiken 
die  Gesellschaften  geneigt  sein  werden,  „die  Prämien  zu  ermässigen**  und  „ihre 
Thätigkeit  auch  auf  das  hagelgefahrlichere  Gebiet  auszudehnen*^,  also  dafür,  dass  die 
erlangte  g^stigere  Position  wirklich  zu  Gunsten  der  Versicherten  und  nicht  etwa 
vorwiegend  zu  Gunsten  der  Actionäre  verwerthet  werde?  —  Für.  eine  Vereinigung 
der  auf  dem  Prindp  der  Gegenseitigkeit  beruhenden  Hagelversichenmgsgesellschaften 
zu  gemeinsamer  Schadenübertragung  hat  sich  auch  der  Deutsche  Land- 
wirthschaftsrath  in  seiner  1885er  Tagung  (Archiv  S.  413)  warm  ausgesprochen, 
es  ist  aber  auch  diese  Anregung  wie  so  manche  Andere  bis  jetzt  frommer  Wnnsch 
geblieben. 


§  147.  Fortsetzung;  Versicherungsbedingungen*). 

1.  Kündigungsrecht.  Die  Versicherungsvertrage  pflegen 
gemeinhin  so  abgeschlossen  zu  werden,  dass  die  Versicherung  in 
Wirksamkeit  bleibt,  solange  nicht  eine  rechtzeitige  Kündigung  von 
der  einen  oder  anderen  Seite  erfolgt;  der  Kündigungstermin  ist  in 
der  Begel  auf  den  Zeitpunkt  des  Abschlusses  der  Hagelcampagne 
(October)  verlegt,  soweit  nicht  eine  Erhöhung  des  Prämiensatzes  ein- 
tritt, für  welchen  Fall  auch  eine  spätere  Kündigung  zugelassen  ist 
Diese  freie  Beweglichkeit  findet  in  den  „wechselnden  Chancen'' 


^)  In  Preussen  hat  ein  Ministerialerlass«vom  13.  Novbr.  1872  Normen  über 
die  ^AUgemeinen  Versicherungsbeding^ungen  für  verschiedene  Hagelversichenmgs- 
gesellschaflen''  aufgesteUt  (Ministerialblatt  der  inneren  Verw.  v.  1873,  Nr.  161).  — 
Um  die  Anbahnung  besserer  als  der  üblichen  Versicherungsbedingungen  hat  sich  die 
vom  Deutschen  Landwirthschaftsrath  eingesetste  Commission  und  dss 
Directorium  des  Landwirthschaftsraths  sehr  verdient  gemacht.  Vgl.  die  Beschlösse 
▼.  1883  (Archiv  S.  151),  v.  1886  (Archiv  S.  468 ff.)  und  v.  1886  (Archiv  8.  457 ff' 
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des  Hagelversicherungsgeschäfts  ihre  sachliche  Begründung,  sie 
hat  aber  für  beide  Theile  auch  manches  Missliche,  und  zwar  die 
Kündigung  von  Seiten  der  Gesellschaft  für  den  Versicherten  dann, 
wenn  dieser  auf  Schwierigkeiten  stösst,  anderwärts  Versicherung 
zu  nehmen;  nicht  minder  die  Kündigung  von  Seiten  des  Ver- 
sicherten für  die  Gesellschaften,  zumal  wenn  sie,  was  nicht  selten, 
nach  verlustreichen  Jahren  massenhaft  erfolgen  und  dann  eine 
nihige  Weiterentwicklung  des  Unternehmens  unmöglich  machen. 
In  ersterer  Hinsicht  treten  wieder  die  Mängel  einer  rein  privaten 
Organisation  des  Versicherungswesens  zu  Tage,  in  deren  Interesse 
es  Hegen  kann,  solche  Gebiete,  in  denen  sie  in  einem  Jahre  grosse 
Schäden  erlitten  hat,  bis  auf  Weiteres  zu  meiden;  in  letzterer 
Beziehung  ist  ein  Uebelstand  vorhanden,  den  auch  die  staatliche, 
nicht  auf  dem  Zwangsbeitritt  beruhende  Organisation  mit  dem 
privaten  Versicherungswesen  theilt,  aber  eher  verwinden  kann  wie 
diese,  wegen  der  stärkeren  Attractionskraft,  die  staatliche  Organi- 
sationen, schon  wegen  der  Gewissheit  ihres  ungestörten  Fort- 
bestandes, auf  den  Versicherten  ausüben^). 

2.  Mehrjährige  Versicherungen  und  Prämienrabatte, 
Ein  Mittel,  die  Versicherten  für  eine  längere  Eeihe  von  Jahren  in 
dem  Versicherungsverhältniss  festzuhalten,  liegt  —  ausser  in  der 
Solidität  der  Gesellschaften  und  in  der  loyalen  Handhabung  des 
Veraicherungsvertrages  gegenüber  den  Versicherten,  namentlich  in 
Ansehung  der  Schadensregulirungen  —  in  der  auch  bei  anderen 
Sachversicherungen  getroffenen  Einrichtung  von  Prämienrabatten, 
d.  h.  in  der  Zusichenmg  einer  einmaligen  oder  noch  besser  stufen- 
weise für  jedes  Jahr  des  Verbleibs  zugebilligten  Ermässigung  des 
Prämiensatzes,  welche  nur  in  Jahren,  wo  der  Versicherte  verlust- 
ßUig  und  entschädigungsberechtigt  wird,  entfällt  oder  selbst  einer 
Erhöhung  der  Prämie  weicht.  Die  Einrichtung  ist  als  eine  für 
beide  Theile  wohlthätige  zu  bezeichnen,  da  sie  geeignet  ist,  den 
jeweiligen  Versicherungbestand  vor  allzu  starken  Schwankungen 
zu  bewahren  und  jenem  Missbrauch  des  Versicherungs- 
rechts einigermaassen  zu  steuern,  der,  wie  richtig  betont  wird, 
darin  zu  finden  ist,  dass  die  Versicherten  einer  Versicherungs- 
gemeinschaft, die  doch  nur  in  Voraussicht  längeren  Bestandes  ihreu 


')  Einen  Beweis  liefert  die  Bayrische  Landesaus talt,  welche  ungeachtet 
<ler  Keduetion  der  Entschädigungssummen  in  einzelnen  Jahrgängen  eine  stetige  Zu-> 
natune  des  Tersicherungsbesiandes  aufweist  gegenüber  sehr  erheblichen  Schwankungea 
iB  dem  Versichenmgsbestand  einzelner  privater  Gesellschaften. 

Baeb«nberger,  A.,  AgrarpoUtik.  H.  21 
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Yerpflichtungen  ordentlich  nachkommen  kann,  ohne  zwingenden 
Grund  den  Bücken  kehren,  wie  dies  oft  gerade  dann  geschieht, 
wenn  die  Versicherten  in  der  Lage  waren,  einen  Entschädigungs- 
anspruch geltend  zu  machen,  zu  dessen  Deckung  sie  in  Form  einer 
oder  weniger  Jahresprämien  bis  dahin  doch  nur  wenig  beige- 
tragen haben. 

3.  Kosten  des  Versicherungsabschlusses;  CollectiT- 
versicherungen.  Die  Möglichkeit,  den  Versicherungsabschliiss 
thunlichst  zu  erleichtern  luid  den  Versicherten  mit  möglichst  wenig 
Unkosten  zu  belasten,  ist  wesentlich  von  der  Art  der  Organisation 
des  Agentenwesens  abhängig;  eine  staatliche  Organisation, 
welche  zur  Vermittelung  von  Vertragsabschlüssen  öffentlicher  Func- 
tionäre  sich  bedienen  kann  (Gemeindebeamte),  wird  jedenfalls  in 
dieser  Beziehung  billiger  als  jede  private  Organisation  arbeiten 
können,  die  einer  grossen  Anzahl  Agenten  bedarf,  zu  deren  Hono- 
rirung  die  Policegebühren  wesentlich  bestimmt  sind.  Da  die  Kosten 
der  Vertragsausfertigung  um  so  mehr  ins  Gewicht  fallen,  je  kleiner 
die  Versicherungssumme  ist,  so  bedeutet  die  Ermöglichung  des 
Abschlusses  von  Collectiv-(Gemeinde-)Versicherungen,  bei 
denen  für  mehrere  Versicherungstheilnehmer  nur  eine  Policen- Aus- 
fertigung und  desshalb  auch  nur  ein  einmaliger  Kostenansatz  für 
diese  Ausfertigung  Platz  greift,  namentlich  für  die  kleinen  Leute 
auf  dem  Lande  eine  bemerkenswerthe,  wohlthätige  Einrichtung, 
deren  rasche  Einbürgerung  indess  im  Bereich  einer  rein  privaten 
Ordnung  des  Hagelversicherungswesens,  auch  wo  sie  statuten- 
gemäss  besteht,  nicht  selten  an  der  ablehnenden  Haltung  der  durch 
sie  in  ihren  Bezügen  bedrohten  Gesellschaftsagenten  scheitert 

4.  Versicherungswerth  und  Entschädigungsanspruch, 
Für  den  aus  dem  Hagel-  und  Versicherungsvertrag  sich  ergebenden 
Entschädigungsanspruch  bildet  die  Versicherungssumme  die  oberste 
Grenze;  dieselbe  bedarf  indess  —  im  Unterschied  von  anderen 
Sachversicherungen  (z.  B.  Feuerversicherung)  —  wegen  der  in 
kurzen  Zwischenräumen  sich  vollziehenden  Aenderungen  im  Anbau 
der  Felder,  der  alljährlichen  Declaration  von  Seiten  des  Versicherten 
und  pflegt  die  nicht  rechtzeitige  Einreichung  derselben  von  dem 
Verlust  des  Entschädigungsanspruchs  begleitet  zu  sein.  Im  Schadens- 
falle gelangt  —  entsprechend  dem  Grundsatze,  dass  der  Versicherte 
aus  der  Versichenmg  keinen  Gewinn  erzielen  soll  —  nur  der  wirk- 
lich erlittene  Schaden  zur  Vergütung,  d.  h.  es  wird  zunächst  er- 
mittelt, welchen  Ertrag  die  versicherten  Früchte  auf  der  vom  Hagel 
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betroffenen  Fläche  nach  erlangter  Keife  gewährt  haben  würden, 
wenn  ein  Hagelschlag  nicht  eingetreten  wäre,  und  sodann  durch 
Schätzung  festgestellt,  welcher  Theil  der  versicherten  Fläche  und 
der  wievielste  Theil  der  muthmaasslichen  Ernte  durch  den  Hagel- 
schlag verloren  gegangen  ist.  Die  bei  einigen  Qegenseitigkeits- 
gesellschafken  geltende  Bestimmung,  dass  fclr  die  Schadensfest- 
stellung die  für  die  einzelnen  Früchte  deolarirten  Werthsummen 
unbedingt  maassgebend  sind,  verstösst  gegen  obigen  Grundsatz, 
fühlt  in  hagelgefährdeten  Districten  leicht  zu  üeberversicherungen 
(Hagelpiraterie!),  gegen  die  eine  doch  nur  schematisch  festzustellende 
Höchstgrenze  für  die  Einzelversicherungssätze  eine  ausreichende 
Hufe  nicht  gewährt,  nöthigt  auch  ohne  das  Vorliegen  solcher  Ueber- 
Tersicherungen  unter  Umständen  zu  Entschädigungszahlungen  für 
Verluste,  die  in  anderen  Ursachen  als  in  dem  Hagelschlag  wurzeln, 
giebt  der  Hagelversicherung  den  Charakter  der  Kapitalversicherung 
und  kann  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Vereinfachung  des 
Abschätzungsverfahrens  begründet  werden,  das  allerdings  bei  dem 
obigen,  principiell  richtigeren  Verfahren,  durch  die  Nothwendigkeit 
der  jedesmaligen  Abschätzung  auch  des  muthmaasslichen  Ernte- 
ertrags, nicht  bloss  der  Grösse  des  Schadens,  wesentlich  theurer 
sich  stellt. 

Vielfach  pflegen  sog.  „Bagatellschäden"  (auch  in  Bayern  und  zwar  die 
ersten  8  7o  ^^  Yersieherungssumme)  nicht  entschädigt  zu  werden,  was  im  HinbUck 
auf  die  erhebUchen  Kosten  der  Abschätzung  sachlich  gerechtfertigt  erscheint;  ganz 
zweckmässig  ist  auch  die  mehrfach  zugelassene  sog.  Theilselbstrersichernng, 
iiüialdich  deren  ein  Prämiennachlass  für  den  FaU  gewährt  wird,  dass  der  Ver- 
sicherte auf  eine  Geltendmachung  des  Schadensanspruchs  bei  Hagelschäden  bis  zu 
(riner  bestimmten  Höhe  (z.  B.  bis  12  ^iq  des  Yersicherungs-  bezw.  Emtewerths) 
verrichtet. 

5.  Abschätzungsverfahren.  Für  die  Entschädigungs- 
feststellung  selbst  kommt  in  der  Begel  zunächst  das  Vergleichs- 
verfahren zwischen  dem  Beschädigten  und  einem  Gesellschafts- 
vertreter zur  Anwendung,  dem  im  Fall  einer  Nicht- Einigung  das 
TaiTerfahren  (Aufstellung  je  eines  Sachverständigen  durch  den 
Versicherten  und  die  Gesellschaft)  und  schliesslich  das  Obmanns- 
verfahren (Entscheid  durch  einen  von  den  Taxatoren  oder  von  dem 
Versicherten  aus  drei  ihm  vorgeschlagenen  Personen  bezeichneten 
Obmann)  folgt.  (In  Bayern  erfolgt  die  Abschätzung  durch  einen 
beeideten  Sachverständigen,  welchen  die  Anstaltsverwaltung  be- 
stem). 

Die  Art  der  Feststellung  der  Hagelschäden  und  der  Ent- 
schädigungsansprüche bildet  noch  immer  einen  dunklen  Punkt  im 

21* 
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Hagelversicherungswesen ;  die  Missstimmung,  die  gerade  gegenüber 
diesem  Theile  des  Hagelversicherungsgeschäfts  so  häufig  zu  Tage  tritt, 
wird  zwar  nie  gänzlich  zu  beseitigen  sein,  weil  eine  beiden  Tbeilen 
gerecht  werdende  Abschätzung  grosse  Sachkenntniss  der  Schätzer 
voraussetzt  und  bei  den  natürlichen  Schwierigkeiten,  die  der  Taxation 
von  Hagelschäden  sich  entgegenstellen,  Irrungen  immer  unterlaufen 
werden.  Indessen  lassen  doch  auch  zahlreiche  Klagen  von  Ver- 
sicherten darauf  schliessen,  dass  das  an  sich  richtige  Bestreben,  von 
der  Gesellschaft  unbegründete  Zahlungsverpflichtungen  fernzuhalten, 
mitunter  zu  einer  ungerechtfertigten  Beschneidung  berechtigter 
Entschädigungsansprüche  verfahrt,  unter  welcher  Praxis  wiederum 
besonders  die  kleinen  Wirthe  zu  leiden  haben,  weil  diesen  die  Mittel 
zur  erfolgreichen  Durchführung  ihrer  Ansprüche  fehlen  oder  weil 
sie  nach  ihrer  ganzen  Lebensstellung  leicht  einzuschüchtern  sind 
und  daher  auch  grundlose  Kürzungen  widerspruchslos  über  sich  er- 
gehen lassen.  Es  fehlt  auch  an  Beispielen  nicht,  dass  gerade  Fälle 
solcher  „uncoulanter"  Behandlungsweise  unmittelbare  Ursache  der 
ferneren  Nichtbetheiligung  an  Hagelversicherungen  nicht  bloss  für 
die  Opfer  solcher  Verwaltungspraxis,  sondern  für  einen  weiteren 
Kreis  von  Interessenten  geworden  sind;  die  strengste  Eüge  ver- 
dient aber  die  nicht  selten  bei  Actiengesellschaften  wahrnehmbare 
Tendenz,  mit  bewusster  Absichtlichkeit  die  „Schadenkosten  dess- 
halb  zu  drücken",  um  in  einer  bestimmten  Gegend  die  Anzahl  der 
Risiken  zu  beschränken  oder  doch  von  dem  Zutritt  weiterer  Ver- 
sicherter abzuschrecken*).  Der  bedeutende  Zugang,  den  die  bayrische 
Landesanstalt  gerade  in  bäuerlichen  Kreisen  gefunden  hat,  ¥rird 
wohl  mit  Recht  in  erster  Reihe  mit  auf  das  grössere  Vertrauen. 
das  staatlichen  Organen  in  Bezug  auf  unparteiische,  loyale  Ab- 
wickelung der  Entschädigungsansprüche  beigelegt  wird,  zurück- 
geführt Es  ist  daher  als  ein  wesentlicher  Fortschritt  zu  bezeichnen, 
wenn  private  Gesellschaften  die  zur  Abschätzung  berufenen  Sach- 
verständigen durch  von  der  Gesellschaft  unabhängige  Organe  (land- 
wirthschaftliche Vereine,  Organe  der  Selbstverwaltung)  bestellen 
lassen,  und  es  verdient  anerkannt  zu  werden,  dass  Actien-  wie 
Gegenseitigkeitsgesellschaften  seit  einigen  Jahren  in  dieser  Weise 
vorzugehen  pflegen. 

Die  Kosten  des  Abschätzungsverfahrens  trägt  gemeinhin  der 
Versicherte  (in  Bayern  die  Anstaltskasse)  und  zwar  in  Form  einer 


*)  Vgl.    Tr.  Müller,  a.  a.  0.,  S.  465 ff. 
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im  Verhältniss  zum  Entschädigungsbetrag  bestehenden  Pauschal- 
summe; wobei  im  Falle  der  Gemeinde-(Collectiv-)Versicherung  diese 
Kosten  für  die  Theilnehmer  entsprechend  niedriger  berechnet  zu 
werden  pflegen. 

Anmerkung,  a)  Ueber  die  teclimschen  Schwierigkeiten  der  Hagel- 
schadensabschätzung bemerkt  Emminghaus,  a.  a.  0.:  „Selten,  nicht  einmal 
wenn  er  erntereife  Früchte  betraf,  ist  der  eingetretene  Schaden  alsbald  richtig 
abzuschätzen.  Bei  Getreide  z.  B.  kann,  was  alsbald  nach  dem  Hagelschlag  als 
Totalschaden  erschien,  sich  doch  noch  fids  Partialschaden  herausstellen,  wenn  nach- 
mals mit  dem  nicht  ganz  zerstörten  Stroh  auch  ein  Theil  der  Kömer  sich  noch  als 
verwerthbar  erwies.  Viel  schwieriger  aber  ist,  und  im  Augenblick  nach  dem 
Niedergehen  eines  massigen  Hagelwetters  oft  gar  nicht  möglich,  die  zutreffende  Ab- 
schätzung der  Beschädigung  an  Culturgewächsen,  welche  noch  in  frühen  Stadien 
ihrer  Entwicklung  stehen.  Ob  und  wie  weit  sich  die  augenblicklich  bemerkbaren 
Schäden  etwa  wieder  ausgleichen,  häng^  von  der  Gattung  der  Kulturpflanze,  von 
ihrem  Standorte,  von  der  landwirthschaftlichen  Behandlung  in  den  weiteren  £nt- 
wickelungsstadien,  von  den  klimatischen  Verhältnissen  der  Gegend,  von  der  nach- 
folgenden Witterung  und  mancherlei  anderen  Umständen  ab.  Wohl  kann  es  vor- 
kommen, dass  wegen  erheblicher  Preisveränderung  ein  Schaden,  der  heute  zu  ^/^ 
gewürdigt  wird,  selbst  bei  mangelhafter  Ernte  sich  nachmals  noch  vollkommen 
aasgleicht.  Bedenkt  man  nun,  dass  auch  die  Frage  im  einzelnen  Schadensfalle  oft 
sehr  schwierig  zu  entscheiden  ist,  ob  der  Schaden  in  der  That  lediglich  durch 
Hagelschlag,  nicht  vieUeicht  durch  Sturm,  Platzregen,  Ueberschwemmung  entstanden, 
sowie  die  andere,  ob  nicht  mangelhafter  Bestand  vor  Eintritt  des  Unwetters  durch 
dieses  unkenntUch  gemacht  ist,  so  wird  man  ermessen,  dass  hier  nur  ausserordent- 
lich feine  und  scharfsinnige  Beobachtung  und  reiche  Erfahrung  einigermaassen  das 
Rechte  treffen  kann  und  dass  auch  diese  Eigenschaften  durch  viel  gegenseitiges 
Vertraaen  unterstützt  werden  müssen,  wenn  sie  zu  einer  befriedigenden  Lösung  der 
Aufgabe  führen  sollen.**  —  Eine  „Anleitung  zur  sachgemässen  Beurtheilung  und 
Hegolimng  der  Hagelschäden"  giebt  die  Schrift  von  C.  Schramm,  Der  Hagel- 
«haden,  1885. 

b)  Dass  eine  centralisirte  Organisation  der  Schadensregulirung,  wie 
fiolche  in  Oest erreich  durch  Cartell  von  5  Gesellschaften  neuerdings  ins  Leben 
getreten  ist,  kostenmindernd  wirken  (durch  gemeinsame  Benutzung  derselben 
•Schätzer)  und  dass  sie  auch  „ein  Ueberbieten  bezüglich  der  „„Coulanz"*'  hdntanhalten 
kami'^  (Suchsland,  a.  a.  0.,  S.  138  ff.),  ist  einzuräumen;  aber  auf  der  anderen 
Seite  doch  auch  zu  besorgen,  dass  dieses  centralisirte  Vorgehen  die  Durchführung 
von  Abschätzungsgrundsätzen,  welche  für  die  Versicherten  ungünstig  sind,  denen 
">ip  sich  aber  Mangels  jeder  Concurrenz  willenlos  unterwerfen  müssen,  sehr  erleich- 
tert   Also  ein  zweischneidiges  Schwert! 


§  148.  Die   Organisationsformen  der  Hagelversicherung; 
die   privaten  Hagelversicherungs-Gesellschaften 

insbesondere. 

1.  Würdigung  der  privaten  Versicherungsthätigkeit 
im  Allgemeinen.  Es  würde  unbillig  sein  zu  leugnen,  dass 
unter  den  privatrechtlichen  Formen,  in  denen  sich  das  Hagel- 
versicherungswesen noch  immer  voi*wiegend  bewegt,  das  Bedürfniss 
'1er  Hagelversicherung  im  Grossen  und  Ganzen  leidlich  befriedigt 
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worden  ist;  es  ist  vielmehr  eiazuräiimen,  dass  boi  den  verschieden ea 
in  ThÄtigkeit  befindlichen  (Äctien-  und  Gegensei tigkeits-)  Gesell- 
flchafteu  im  Laufe  der  Zeit  eine  grössere  Änpassimg  der  Verwaltungs- 
grundsätze an  die  Bedürfnlsae  der  versichernden  Landwirthe  statt- 
gefunden hat  und  Aaas  insbesondere  bei  grösseren  öesellscbaftea 
beiderlei  Art  das  Bestreben  loyaler  Abwicklung  der  Versichenings- 
verbindliehkeiten  unverkennbar  in  den  geschäftsleiteiiden  Instanzen, 
vorbanden  ist,  wenn  es  sich  auch  nicht  durchweg  bei  den  unteren 
Instanzen  (Agenten,  Taiatoren)  Geltung  zu  verschaffen  weiss.  Aucb 
erfordert  die  Gerechtigkeit,  zuzugeben,  dass  diese  private  Orgaiii^ 
sation  in  einer  Zeit,  in  der  der  Staat  als  solcher  .jede  active  Tbätig- 
keit  auf  diesem  Gebiete  imbedingt  von  sieh  wies,  aus  kleinen  und', 
schwierigen  Äuföngen  heraus  die  Technik  des  Hagelversicheruuga» 
■Wesens  ausbildete,  in  der  Form  der  Actiengesellachaft  grosse 
Kapitalien  dem  Versicherungsbedürfniss  dienstbar  machte.  In  dei 
Fonn  der  Gegenseitigkeitagesellschaft  dem  gemeinwirthacbaftlicheö 
Charakter  der  Versicherung  bestimmteren  Ausdruck  lieh  und 
beiden  Formen  dem  landwirthscliaftlicben  Gewerbe  durch  Bewab^ 
rung  der  Einzelnen  vor  folgenschwerem  Schaden  unsebätzbaitr 
Dienste  geleistet  hat.  Der  Pflicht  zu  unumwundener  Anerkennung 
dieser  Leistungen  wird  Nioraaud,  der  die  Geschäftsergebnisse  der 
einzelnen  Gesellschaften  der  letzten  20  Jahre  sich  vor  Augen  führt, 
sich  entziehen  können;  aber  man  wfirde  doch  ein  sehr  einseitige 
gefärbtes  Bild  der  Sachlage  erhalten,  wenn  man  bei  Allem  Dem 
tlber  gewisse,  der  privaten  Organisation  anhaftende,  und  in  den 
vorausgegangenen  Erörterungen  angedeutete  Mängel  hinwegsebea 
oder  behaupten  wollte,  dass  diese  Mängel,  weil  mit  dem  Hagelt' 
Tersicherungswesen  untrennbar  verknüpft,  auch  bei  einer  anderen, 
öffentlicb-recbtlichen  (staatlichen  oder  halbstaat- 
lichen) Organisation  in  ähnlicher  Weise  sich  zeigen  mtlssten '). 

'j  In  deu  vuni  DeuUchen  Laudwirthscliaftsnitli  verEuiatal toten  Coufeteuien  ml 
Tertretera  dur  beiderlei  Arien  Ton  Geaellschaftett  wnr  vorgescblagen  worden,  dj 
QesellscbafMn  mÜchleD  im  VeThnltuiSB  zn  ihren  «onstiges  Knken  j«  einmi  Autb<t 
der  gel&brlicheren  süddeutschen  Risiken  zur  Versicherung  übemebmen,  indet 
ohne  Erfolg,  ond  der  „Denlscbe  Landwirthschaftanktb  wurde  daher  in  dem  BeBtfpbei 
dem  Versichemngabedilrfiuss  «owobl  des  kleinen  hünerlichen  Bedtzera  me  speoiel 
d«s  Gnudbositaers  in  den  süddeatacben  'Staaten  grOMere  liefriedigung  zn  reraohafffli 
von  Actien-  und  Gegensoitigkells^BellschBften  im  Stich  geliuaen''.  Gewiss  ist  tat 
dieser  Haitun);  mit  Snchalsnd  den  OeBcUschäften,  die  ehen  zunfLehst  ihre  eigeM 
prii'al«)  lnl<>r«Bsen  «n  wahren  habon,  kiän  Torwurf  xa  machen,  aber  man  tolll 
Angesichts  tinlcjier  Eriahnuigen  dann  auch  nicht  ein  wcitgehoudes  positivei,  in  dl 
Hcbaffung  eigener  .Vn«talten  zum  Ausdruck  gelangendes  Eintreten  des  Staat 
"   den»  TerBicherungBgebiot    illr   verfehlt   erklären.     Mil    der   Belonnng   der   Fut* 
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2.  Zunächst  freilich  ist  festzustellen,  dass  besonders  grosse  Miss« 
stände  auf  dem  in  Bede  stehenden  Yersicherungsgebiete  nicht  sowohl 
der  privaten  Organisation  als  solcher,  sondern  einer  lückenhaften 
Gesetzgebung  beizumessen  sind,  so  dass  das  Entstehen  von 
wenig  leistungsfähigen,  weil  zweifelhaft  fundirten  Gesellschaften 
nicht  immer  zu  hindern  oder  doch  nicht  immer  die  Handhabe  ge- 
boten ist,  unsoliden,  die  Versichernden  als  Ausbeutungsobjecte  be- 
handelnden Geschäftsgebahrungen  nachdrücklich  entgegenzutreten. 
Femer  hat  selbst  da,  wo  ein  Concessionszwang  besteht,  eine  ein- 
gelebte  milde  Handhabung  des  Concessioninmgsrechts  die  leidige 
Folge  gehabt,  dass  Gründungen  bedenklicher  Art  entstanden  sind, 
und  konnten  weiterhin  bei  dem  Mangel  einer  die  Geschäfts- 
gehahrung  sachverständig  überwachenden  Centralinstanz  Miss- 
bräuche jahrelang  fortdauern  oder  mussten  doch  einen  schon  sehr 
verfänglichen  Charakter  annehmen,  bis  zu  dem  Mittel  der  Con- 
cessionsentziehung  geschritten  wurde.  Nun  treten  aber  die  Nach- 
theile erleichterter  Gründung  fragwürdiger  Gesellschaften  gerade 
auch  darin  zu  Tage,  dass  sie  auf  Seiten  der  Letzteren  vielfach 
einen  mit  unehrlichen  Mitteln  (Prämienunterbietungen)  geführten 
Concurrenzkampf,  unter  dem  auch  das  solide  Geschäft  zu  leiden 
hat,  und  sonstige  unsaubere  Praktiken  zeitigen  (Festhaltung  der 
.uewonnenen  Kundschaft  durch  den  Austritt  erschwerende  Bedin- 
gungen, Unklarheit  und  Zweideutigkeit  der  Entschädigungsnormen, 
um  der  Entschädigungspflicht  sich  zu  entziehen  oder  sie  herabzu- 
drficken),  mit  der  Folge,  dass  „die  getäuschte  Kundschaft,  wenn 
ihr  endlich  der  Austritt  gelungen  ist,  von  der  Hagelversicherung 
^ich  gänzlich  abwendet''.  Es  ist  desshalb  keineswegs  zutreffend, 
wenn  die  gegendenweise  verhältnissmässig  geringe  Betheiligung  der 
Landwirthe  an  der  Hagelversicherung  vorwiegend  dem  mangelnden 
Verständniss ,  falscher  Sparsamkeit,  fatalistischer  Gleichgültigkeit 
und  anderen  ähnlichen  Motiven  zugeschrieben  wird,  sondern  sie 
ist  vielfach  ebenso  und  noch  mehr  die  Folge  des  durch  imreelle 
Behandlung  und  frivole  Processführungen  stark  erschütterten  Ver- 
trauens und  einer  daraus  entspringenden  abfälligen  Beurtheilung 
des  Hagelversichenmgswesens  überhaupt.  Die  Forderung  nach 
<*inem  strengen,  die  Interessen  der  Versicherten  nachdrücklich 
wahrenden  Versicherungsrecht  ist  daher  auch  vom  Gesichts- 

dfnng,  dass  „auch  die  ActiengeseUschaften  das  nobile  officium  haben,  mitzuwirken, 
dass  die  Möglichkeit,  gegen  Hagel  zu  versichern,  allgemein  werde",  ist  wenig  er- 
ficht, wenn  es  an  den  Mitteln  fehlt,  dieses  officium  zur  Entfaltung  zu  bringen.  — 
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punkte  der  bei  der  Hagelversicherung  mitspielenden  Factoren  eine 
wohlbegründete,  so  sehr  auch  die  einseitigen  Vertreter  der  unge- 
zügelten Freiheit  der  Bewegung  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  ein 
Bedürfniss  solcher  Regelung  zu  leugnen  bestrebt  sind. 

Anmerkung,  a)  Vgl.  hierwegen  A.  Wagner,  a.  a.  0.,  bei  SchÖnber^, 
§  2bfl,f  und  das  freilich  mitunter  etwas  stark  gefärbte  Sündenregister  in  den 
Kchoffer' sehen  Referaten  an  den  Deutschen  LandwirthschaRsrath.  Deutschland 
entbehrt  bis  jetzt  eines  einheitUchen  Reichsversicherungsrechts  und  desshalb 
auch  einer  gleichmässig^n  Handhabung  des  Concessionirungswesens;  ^fanle  Grän- 
dungen"  desshalb  nicht  selten,  übrigens  gerade  auch  in  der  Form  der  Gegen- 
seitigkeitsgesellschaften  auftretend.  —  In  Oesterreich  Regulativ  über  die 
(.'oncessionirung  und  staatliche  Beaufsichtigung  der  Versicherungfsanstalten  vom 
18.  August  1880;  in  der  Schweiz  Bundesgesetz  über  die  Beaufsichtigung  von 
J'rivatnntemehmungen  auf  dem  Gebiet  des  Versicherungswesens  vom  25.  Juni  1886, 
beide  auf  dem  Grundsatz  der  Staatscontrole  beruhend,  welche  hier  durch  das  eid- 
genössische Versicherungsamt,  in  Oesterreich  seit  1880  durch  ein  „Versicherungs- 
controlamt**  gehandhabt  wird,  —  Organisationen,  welche  auch  für  Deutschland 
anzustreben  sind,  weil  die  obersten  Yerwaltungsbehörden  nach  ihrer  Zusammen- 
setzung der  zutreffenden  Beurtheilung  der  Gesch&ftsgebahrung  der  Cresellschaften, 
der  rechtzeitigen  Aufdeckung  von  Verfehlungen,  Bfissbrauchen,  von  ungenügender 
Dotirung  etc.  in  der  Regel  nicht  gewachsen  sein  werden. 

b)  „Ein  hässliches  Blatt  in  der  Geschichte  des  Privatversicherungsweseus'^ 
nennt  die  Deutsche  Versicherungszeitung  ^Nr.  754,  1891)  die  Liquidation  der  gegen- 
seitigen Viehversicherungsgesellschaft  „Pan**  zu  Berlin,  die  im  Jahr  1869  begann 
und  im  Jahr  1891  noch  nicht  beendet  war.  „Bisher  ist  die  Zeitdauer  der  Liqui- 
dation einer  Gegenseitigkeitsgesellschaft  unberechenbar  gewesen;  der  Liquidator 
einer  solchen  Gesellschaft  führte  gewissermaassen  ein  Stillleben,  das  um  so  be- 
neidenswerther  war,  als  es  dem  Inhaber  des  Postens  für  wenig  Zeit  und  Arbeit 
eine  ganz  erhebliche  Einnahme  eintrug.**  Es  ist  gewiss  bedauerlich,  dass  die  Gesetz- 
gebung bis  jetzt  keine  Mittel  bot,  „solchen  unqualifizirbaren  Liquidationsluhrungen'' 
entgegenzutreten  " . 

3.  Actien- oder  Gegenseitigkeitsgesellschaft.  lieber 
die  Frage,  ob  die  Hagelversicherung  in  der  Form  der  Actien-  oder 
der  Gegenseitigkeitsgesellschaft  mehr  fromme,  sind  die  Anschauun- 
gen innerhalb  der  landwirthschafblichen  Kreise  selber  zwar  noch 
immer  getheilt,  wie  die  beträchtliche  Zunahme  von  Versicherungen 
bei  beiderlei  Arten  von  Gesellschaften  deutlich  genug  ergiebt; 
doch  dürfte  die  Annahme,  dass  die  Gegenseitigkeitsgesellschaften 
mit  der  Zeit  immer  kräftigeren  Boden  fassen  und  schliesslich  die 
anderen  privaten  Versicherungsformen  verdrängen  werden,  die 
grössere  Wahrscheinlichkeit  als  das  Gegentheil  für  sich  haben. 
Wenn  die  Actiengesellschaften  den  ursprünglich  nur  im  beschränkten 
Umkreis  arbeitenden  Gegenseitigkeitsgesellschaften  in  Bezug  auf 
(He  Durchführung  der  Versicherungstechnik  weit  vorausgeeilt  waren, 
(»line  indess  auch  jetzt  noch  einen  Vorsprung  in  dieser  Hinsicht 
aufzmvoison,  so  sind  die  letzteren  bahnbrechend  in  anderer  Be- 
zii'liunp:,  nämlich  nach  der  gemeinwirthschaftlichen  Seite 
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hin  gewesen,  indem  sie  auch  gefährliche  Bisiken  nicht  grundsätz- 
lich mieden,  Erleichterungen  im  Versicherungsabschluss  (Gemeinde- 
versicherungen) zuliessen,  den  Versicherten  durch  Schaffung  einer 
Vertretung  in  den  Verwaltungskörpem  einen  Einfluss  auf  die  Hand- 
habung der  Verwaltung  einräumten,  freiwillig  der  Aufsicht  von 
Organen  der  Selbstverwaltung  oder  von  landwirthschaftlichen  Ver- 
einen, namentlich  in  Ansehung  der  Schadensregulirung,  sich  unter- 
warfen etc.  Wurden  nun  auch  von  einzelnen  Actiengesellschaften 
ähnliche  Wege  eingeschlagen,  so  bleibt  bei  diesen  doch  immer  der 
Mangel,  dass  dieselben  als  speculative  und  den  Actionären 
verantwortliche  Erwerbsunternehmungen  wohl  ein  Interesse 
an  der  umfänglichsten  Erweiterung  des  Geschäftsgebiets,  aber 
keineswegs  an  der  Annahme  gefährlicher  Bisiken  haben  und  dass 
diese  Erwerbstendenz  schliesslich  auch  in  der  Art  und  Weise 
der  Schadensregulirung,  bewusst  oder  unbewusst,  sich  Geltung  ver- 
schaffen muss.  Entscheidend  fällt  indessen  in's  Gewicht,  dass  das 
Privatkapital  überhaupt  nur  insolange  der  Hagelversicherung  sich 
zuwenden  wird,  als  es  auf  eine  im  Vergleich  mit  anderen  Ver- 
wendimgsarten  angemessene  Verzinsung  sich  Bechnung  machen 
Jarf,  und  einzelne  Vorgänge  beweisen,  dass  der  Fortbestand  der 
Actiengesellschaften  in  Perioden  hagelreicher  Jahre  ernstlich  ge- 
fährdet ist^).  Es  ist  aber  klar,  dass  ein  so  wichtiger  Zweig  der 
landwirthschaftlichen  Versicherung  in  seiner  Befriedigung  nicht  von 
<ler  Geneigtheit  oder  Abgeneigtheit  des  privaten  Kapitals,  diesem 
Bedür&iiss  sich  dienstbar  zu  machen,  abhängig  sein  kann  und  dass 
desshalb  dieses  Bedürfniss  nachhaltig  sicherer,  aber  auch  billiger, 
durch  die  Vereinigung  der  versicherungsbedörfügen  Kreise  selber, 
d.  h.  eben  in  der  Form  der  Gegenseitigkeits  -  Gesellschaft  be- 
friedigt wird. 

Man  muss  sich  im  Uebrigen  bei  einem  Vergleich  der  beiderlei 
Arten  von  Unternehmungen  in  seinem  Urtheil  am  allerwenigsten 
durch  die  Gegenüberstellung  der  mittleren  Prämiensätze  beirren 
lassen ;  denn  wenn  selbst  in  dieser  Hinsicht  die  Actiengesellschaften 

^  AnBchliessend  an  die  trostlose  Campagne  des  Jahres  1891 ,  die  alle  ReBer>'eii 
der  Actiengesellschaften  aufzehrte,  meinte  die  Deutsche  Yersicherungszeitung 
<^^  75  T.  1891),  es  könnte  bei  Wiederholung  solcher  Geschäftsabschlüsse,  die  zur 
Anfrufong  weiterer  Einzahlungen  auf  das  Actienkapit-al  uöthigen,  dann  leicht  der 
Bfweii  erbracht  werden,  „dass  die  Actie  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  auf  dem  Hagel- 
Tersiehernngsgebiet  denjenigen  Grad  von  Lebensfähigkeit  nicht  besitzt, 
«reichen  die  Gegenseitigkeitsanstalten  ihrer  Natur  nach  nun  einmal  haben"  .  .  .  ., 
<^   letztere    ^auch    unter    den    schlimmsten    Verhältnissen    zahlungsfähig    bleiben 


^ 
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zur  Zeit  noch  den  Vorzug  niedrigerer  Prämiensätze  (Im  Durchschnitt 
aller  Gefahrstufen  und  Gefahrklaasen)  aufweisen  sollten,  was  in- 
dessen nicht  einmal  zutrifft,  so  wäre  doch  erst  zu  untersuchen,  oh 
jene  TerhSltnisamässig  günstigere  Gestaltung  des  Prämientarif^ 
nicht  ihre  Ursache  in  der  thunlichen  Meidung  hagelgeßhrdeter 
Bezirke  hat ') ;  und  ob  nicht  bei  den  Gegenaeitigkeitsgesell- 
schaften  die  etwa  vorhandene  höhere  Prämienbelastung  eben  gerade 
durch  die  Zulassung  auch  minder  günstiger  Kisiken,  also  äureh 
eine  die  Versicherungstheilnabme  den  weitesten  Kreisen  zugänglich 
machende  wohlverstandene  Verwaltungspolitik  bedingt  ist  Der 
Aushängeschild  der  „Gegenseitigkeit"  verbürgt  freilich  noch  in 
keiner  Weise  die  Bethätigung  von  Grundsätzen  der  oben  be- 
sprochenen Art  und  häufig  hat  jener  Name  nur  zum  DeckmantH 
für  bedenkliche  Gründungen  gedient,  deren  unlauterer  Verlauf 
gerade  wieder  die  Gegenseitigkeit  in  der  landwirthschaftlichen 
Bevölkerung  in  Misscredit  brachte').  Ebenso  aber  dürfte  feststehen, 
dass  doch  erst  die  Bewegung,  die,  gezeitigt  durch  die  Versicherungs- 
losigkeit  einzelner  Gegenden,  auf  ein  staatliches  Eintreten 
abzielte,  in  Bayern  ihre  Verwirklichung  fand  und  in  anderen  sü(i- 
deutschen  Staaten  ähnliche  Vorstaatlichungsprojecte  wachrief,  bei 
den  grossen  soliden  Gegenseitigkeitsgesellschaften  den  Boden  für 
eine  liberalere  Verwaltungspolitik  geschaffen  und  das  Gefühl  für 
die  möglichst  umfassende  Zugänglichmacbung  ihrer  Versicherungs- 
eiurichtungen  wesentlich  geschärft  hat;  wie  es  denn  wesentlich  von 
der  Üeberleitung  der  geltenden  Geschäilsnormen  dieser  Gesell-  [ 
Schäften  in  die  Bahnen  einer,  von  gemeinnützigen  Grundsätzen  | 
getragenen  Verwaltungspraiis  abhängen  wird,  ob  jene  Verstaat-  j 
lichungsbewegung  in  weiterem  Umfang  als  bisher  sich  praktische  ' 
Geltiuig  verschaffen  wird.  I 

'I  „Die  niedrigeren  Aufwendung!!  b«i  den  Actiengesell Schäften  werden  dadon'h 
ZD  erklären  sein,  ditas  dieselben  die  besseren  Risiken  bevorzugen  nnd,  wep'u 
ihres  rein  geaehaftsmüssi^n  Charakters,  leicliler  in  der  La^  sind,  das  von  ihorn 
XU  Übernehmeode  Risieo  auf  ein  grosseres  Gebiet  angemessen  zd  Terth^len'. 
.Ti.u-,-.:,«  Iiiudiv.  Venvaltung  18»«  87,  S.  81.) 

-  I  .  1j  IT  Beispiele  solcher  Schwindel  gesell  schatten,  „die  den  Namen  in 
(iii^'Mi^i  iii'.'ki'it  missbraachen,  um  das  Actieukapital  in  ersparen  und  den  Directoifn 
etnr'  luirinvi'  Existenz  zu  verschaffen',  siehe  Suchsland,  a.  a.  0-,  S.  I43ff. 
,hx  f-^  LiL<  ]it  geradezu  empörend,  wenn  eine  gewisse  deutsche  landw.  Tersichenmge- 
gfsi'lk^  IlüIl  iilr  Vieh-,  Uitgel-  und  Frostschäden  nach  Verlauf  von  16  Jahren  im 
Jahr  lt>s,H  .in  die  Relictea  und  Erben  der  im  Jahr  1872  versichert  gewesenen  Mit- 
glieder niit'h  Forderungen  für  N'achschnssprämien  und  Liqnidalioaskoaten  gerichtUcli 
verlalgi.'  Bemerkenswerthe  kritische  Auslassungen  Schoffer's  über  unsolides 
Treib«!!  von  Hagel  Versicherungsgesellschaften  auf  (iegenseitifkeit  auch  im  Deni- 
scben  Landwirthschaftsrath  1889  (Archiv,  S.  631  ff.). 
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Anmerkung.     Statistische  Angaben. 

a)  Deutschland.  Es  betrugen  (nach  Suchsland  und  Emminghaus)  die 
Versichernngssummen  in  Mill.  M.: 

1861  1873  1883  1888  1892 

bei  den  Actiengesell- 

sc haften  ....      303  771  868  697  983 

bei  den  Gegenseitigkeits- 
gesellschaften   .      280  454  893  1066  1203 

Auf  den  Rückgang  der  ersteren  Art  von  Gesellschaften  zwischen  1883  und 
1^  ist  die  1884  erfolgte  Liquidation  der  Preussischen  Uagelversichemngsactien- 
iresellschait  mit  einer  Versicherungssumme  von  212871000  M.  und  deren  Umwand- 
luD?  in  eine  Gegenseitigkeitsgesellschaft  von  wesentlichem,  wenn  auch  nicht  aus- 
schliesslichem länfluss  gewesen.  —  Die  Beiträge  (Gebühren,  Prämien)  betrugen 
bt-i  den  Gegenseitigkeitsgesellschaften  in  dem  Zeitraum  18i61/88  mindestens  im 
Jahr  1865000  M.  (1862),  höchstens  14181000  M.  (1884),  bei  den  Actiengesell- 
»(haften  mindestens  3494000  M.  (1861),  höchstens  9357000  M.  (1873).  Schaden- 
Zahlungen  (einschliesslich  Schadenerhebungskosten)  wurden  geleistet  nach  Em- 
minghaus) 

mindestens  höchstens  1888 

M.  M.  M. 

bei  den  Gegenseitigkeits- 
anstalten   .    .    .      1505000(1864)      13133000(1884)      4536000 

bei  den  Actiengesell- 

schaften      .    .     .      1880000(1864)      13 002 WK)  (1880)      2087000 

Die  Schadenzahlungen  betrugen  in  Promille  der  Versicherungssumme: 

bf-i  den  Gegenseitigkeits- 
anstalten   ...  4,3  (1888)  20,0  (1867)  4,3 

bfi  den  Actiengescll- 

schaften      ...  3,0  (1888)  17,6  (1880)  3,0 

Von  den  Deutschen  Actiengesellschaften  haben  in  der  Periode  1877  88  füuf 
reberschüsse  erzielt  und  zwar  die  BerUner  505968  M.;  die  Kölnische  1863407  M.; 
di*"  Tninn  1 572908  M.;  die  Magdeburger  795 770  M.;  zwei  schliesseu  in  dieser  Periode 
mit  Unterbilanzen  ab  (die  Elberlelder  mit  362011,  die  1884  aufgelöste  Preuss. 
mit  1209792  M.  Verlust);  im  Ganzen  ergiebt  sich  danach  in  13  Jahren  ein  wirk- 
lidies  (reschäftsplus  von  3166250  M.  oder  pro  Jahr  von  nur  240000  M.,  ein  Er- 
gebnis», das  den  Vorwurf  einer  unziemlichen  „Bereicherung^  auf  Kosten  der  Land- 
^irthe  allerdings  kaum  rechtfertigt.  Nur  sollte  man  nicht  übersehen,  dass  dieser 
in  sich  bescheidene  GeA\inn  keineswegs  den  uneigennützigen  Bestrebungen  der 
OescllschaiUleiter,  dem  Landwirth  die  denkbar  billigste  Versicherung  zu  gewähren, 
rDtspmngen,  sondern  wesentlich  mit  auf  die  Concurrenz  der  Gegenseitigkeitsgesell- 
*<haft<:n  zurückzuführen  ist,  welche  der  Fortdauer  ehemaliger,  von  speculativen  Er- 
wägangen  getragener  Tarifpolitik  der  Actiengesellschaften  Halt  geboten  haben. 
Hierauf,  yrie  auf  die  wachsende  Ignorirung  des  Grundsatzes  der  Meidung  allzu- 
jrvfährlicher  Gegenden  darf  wohl  mit  der  Aufschwung  einzelner  Gegenseitigkeits- 
^frsellschaften  und  vor  Allem  der  jetzt  grössten  und  solidest  geleiteten  Nord- 
deutschen Hagelversicherungsgesellschaft  in  Berlin  zurückgeführt  wer- 
den 11891:  74914  PoHcen  und  582871480  Mill.  M.,  1892:  601558404  Mill,  M. 
Ver»ichemngskapital),  welcher  Aufschwung  wegen  der  ermöglichten  besseren  Risico- 
aoigleichung  auch  in  vergleichsweise  billigen  Prämiensätzen  sich  äussert,  welch' 
letztere  1869/87  nur  93,56  Pf.  betrugen,  gegenüber  103,99  Pf.  bei  den  Actiengosell- 
Mhaüen;  im  Durchschnitt  der  Jahre  1873  92  stellte  sich  die  Durchschnittsprämie 
bei  5  Actiengesellschaften  auf  100,33;  bei  der  Norddeutschen  auf  nur  94,62  Pf. 
Auf  100  M.  der  erhobenen  Prämie  wurden  1892  seitens  der  Actiengesellschaften 
o22^  M.,  seitens  der  Korddeutschen  88,54  M.  Entschädigungen  einschliesslich  Re- 
i^üinugskosten  verausgabt.  —  In  einer  Correspondenz  in  Nr.  37  der  Deutschen 
^'ersicherungszeitung,  die  allerdings  von  Gegeuseitigkeitsgesellschaftskreiseu 
auigeht,   aber  im  WesentUchen  die  Sachlage  richtig  wiedergiebt,    wird  betont,    wie 
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die  seit  1875  zn  einer  Coalition  vereinigten  Acti  enge  Seilschaften,  denen 
damals  eine  wirksame  Concnrrenz  seitens  der  meist  kleinen  Gegenseiiigkeitfigesell- 
schaften  nicht  entgegengesetzt  werden  konnte,  ^die  Prämien  beliebig  in  die 
Höhe  schraubten  und  somit  für  den  Landmann  den  Versicherungfspreis  dictirten", 
und  dass  hierin  erst  seit  der  im  Jahre  1869  erfolgten  Gründung  der  „Nord- 
deutschen Gesellschaft**  eine  Aenderung  eintrat,  indem  den  billigeren  Prämien 
dieser  und  anderer  Gegenseitigkeitagesellschaften  nunmehr  auch  die  ActieDuster- 
nehmungen  nothgedmngen  folgen  mussten,  ohne  freilich  desshalb  den  weiteren  Auf- 
schwung der  ersteren  aufzuhalten.  (Während  die  Actiengesellschaften  im  Durch- 
schnitt 1870  112,80  Pf.,  1874  125  Pf.  und  1876  112,40  Pf.  an  Prämien  pro  100  M. 
Versicherungssumme  einzogen,  erhob  z.  B.  die  „Norddeutsche"  1870  nur  78  Pf.. 
1874  gleichfalls  73  Pf.  und  1876  gar  nur  62,50  Pf.) 

b)  Oesterreich.  Es  hat  betragen  (nach  Kmminghaus)  die  Versicherungs- 
summe 1880  bei  7  Actiengesellschaften  390212858  fl.,  bei  8  Gegenseitigkeitsgesell- 
schaften 71841472  fl.,  und  es  hatte  keine  dieser  15  Gesellschaften  in  diesem  aller- 
dings ungünstigen  Jahre  üeberschüsse.  Der  GesammtausfaU  aller  betrug  gegen 
2  bis  3  ^Uiouen  Gulden. 

c)  Frankreich.  Hier  überwiegen  in  der  Hagelversicherung  die  Gegen- 
seitigkeits g^ellschaften.  Ehrenzweig  führt  in  seinem  Jahrbuche  neben  siebzehn 
Gegenseitigkeitsgesellschaften  nur  drei  Actiengesellschaften  auf.  Unter  den  ersten-n 
befinden  sich  freilich  einige  ganz  kleine  Gesellschaften.  Ueberhaupt  aber  ist  das 
Hagelversicherungsgeschäft  in  Frankreich  auch  nicht  annähernd  so  beträchtlich 
entwickelt  wie  in  Deutschland.  (Emminghaus.)  Im  Jahr  1891  hatten  sämmt- 
liehe  französische  HagelversicherungsgeseUschaften  eine  Versicherungssumme  von 
532782968  Francs  aufzuweisen. 


§  149.  Die  staatliche  Organisation  der  Hagel- 
versicherung. 

1.  Jede  irgendwie  beschaflFene  staatliche  Organisation  der 
Hagelversicherung  wird  sich  von  den  privaten  Untemehmungs- 
formen  darin  unterscheiden,  dass  sie  im  Grundsatz  jedem  Landes- 
angehörigen den  Beitritt  zur  Anstalt  zu  erschwinglichen  Opfern 
ermöglicht,  dass  sie  zwar  auch  ihrerseits  an  dem  Klassifikations- 
princip,  d.  h.  an  der  Abstufung  der  Prämien  nach  dem  Maasse  der 
örtlichen  Gefahr  festhält,  aber  dieses  Princip  doch  in  milder  Weise 
durchführt,  der  Art,  dass  die  günstigen  Risiken  einen  Theil  der 
Last  der  ungünstigeren  mit  übernehmen;  selbst  ein  zur  Sichenmg 
dieses  Zwecks  aus  allgemeinen  Staatsmitteln  gegebenes  Opfer  ist 
jedenfalls  besser  angebracht,  als  die  im  Zustand  der  Unversichert- 
heit bei  Hagelschäden  zur  Femhaltung  von  Nothständen  veraus- 
gabten gutthatsweisen  Beihilfen,  die  erfahrungsgemäss 
schwer  richtig  zu  vertheilen  sind  und  desshalb  auch  beim  besten 
Willen  nicht  immer  dorthin  gelangen,  wo  das  grösste  Maass  der 
Unterstützungsbedürftigkeit  vorhanden  ist.  Ein  völliges  Auf- 
geben dos  Klassifikationsprincips  wäre  nur  bei  der  Mono- 
polisinuig  der  Versicherung   und  mit  Durchführung  des  Beitritt*^- 
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Zwangs  durchführbar,  würde  aber  einen  auf  diesem  Gebiet  gänzlich 
unangebrachten  Communismus  verwirklichen,  unangebracht,  weil 
die  durch  die  verschiedene  Hagelgefährlichkeit  bedingte  Verschieden- 
heit der  Kauf-  und  Pachtwerthe  ausser  Acht  gelassen  und  der  in  der 
höheren  Prämie  liegende  vernünftige  Zwang  zur  Selbstversicherung, 
der  in  der  Einschränkung  des  Baus  der  gefährdetsten  Früchte  zu 
Tage  tritt,  beseitigt  wäre,  so  dass  ganz  einseitig  die  einen  Landes- 
theile  zu  Gunsten  anderer  belastet  würden.  In  der  technischen 
Durchführung  der  Versicherung  wird  die  staatliche  Organisation 
wesentlich  den  durch  die  privaten  Organisationen  geschaffenen  Ein- 
richtungen folgen  können  und  sich  daher  wesentlich  von  jenen  nur 
dadurch  unterscheiden,  dass  eine  vom  öffentlichen  Vertrauen  um- 
kleidete, mit  staatlichen  Functionären  arbeitende,  den  Zweck  der 
Versicherung  ohne  Rücksicht  auf  geldliche  Nebeninteressen  im  Auge 
habende,  in  ihrem  dauernden  Bestand  gewährleistete,  d.  h.  nicht 
Ton  zufälligen  Geschäftsconjuncturen  und  Mehrheitsabstimmungen 
abhängige  Anstalt  in  Frage  steht,  die,  weil  aus  Gründen  des  ge- 
meinen Wohls  in's  Leben  gerufen,  auch  nach  Rücksichten  dieses 
iremeinen  Wohls  die  Verwaltung  handhabt. 

2.  Bedürfnissfrage;  Lösungsmöglichkeiten.  Zu  einer 
staatlichen  Organisation  des  Hagelversicherungswesens  wird  man 
verständigerweise  erst  dann  übergehen,  wenn  ausser  Zweifel  steht, 
dass  mit  einer  solchen  das  Hagelversicherungsbedürfniss  voll- 
kommener als  mit  jeder  anderen  Organisation  befriedigt,  dass  also 
insbesondere  nur  auf  diesem  Wege  der  Versicherungslosigkeit 
einzelner  Gegenden  gesteuert  und  eine  namentlich  auch  dem  kleinen 
Mann  leicht  zugängliche  und  desshalb  auch  der  thatsächlichen 
Benützung  umfänglich  sich  erfreuende  Versicherungsgelegen- 
heit in  anderer  Weise  nicht  oder  doch  nicht  so  erfolgreich  ge- 
schaffen werden  kann.  Die  Beantwortung  der  Frage  kann  daher 
länderweise,  je  nach  dem  Stand  und  der  Entwicklimg  des  privaten 
Hagelversicherungswesens  und  dem  Maass  der  durch  es  vertretenen 
gemeinnützigen  Richtung,  je  nach  den  Besitzstands  Verhältnissen, 
der  Gefährdetheit  der  einzelnen  Landestheile  etc.  sehr  verschieden 
ausfallen  imd  ein  staatliches  Vorgehen  in  einem  Land  ist  desshalb 
noch  kein  zwingender  Beweisgrund  für  die  Nothwendigkeit  eben- 
massigen  Vorgehens  in  anderen  Staatsgebieten. 

Die  staatliche  Organisation   der  Hagelversicherung  kann  mit 
Zwangscharakter  ausgestattet  sein,  derart,  dass  die  Pflicht  zur 
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Versicherung  gegenüber  dem  ganzen  versicherungsföhigen  Cultur- 
gelände  besteht,  oder  aber  sie  kann  auf  dem  Grundsatz  der 
Freiwilligkeit  des  Beitritts  beruhen  und  im  letzteren  Fall 
entweder  in  der  Form  des  Versicherungsmonopols  auftreten 
oder  die  private  Versicherungstbätigkeit  uneingeschränkt  zulassen : 
die  Schaffung  eines  Versicherungsmonopols  ist  mindestens  da  ent- 
behrlich, wo  durch  ein  gutes  Versicherungsrecht  die  Möglichkeit 
der  Femhaltung  imsolider  Anstalten  und  damit  einer  mit  unehr- 
lichen Mitteln  arbeitenden  unsoliden  Goncurrenzmacherei  gegeben 
ist;  und  in  diesem  Fall  auch  keineswegs  zweckmässig,  weil  eine 
solide  Concurrenz  der  immerhin  naheliegenden  Gefahr  „bureau- 
kratischer  Erstarrung*^  der  Staatsanstalt  wirksam  vorbeugt. 

3.  Die  Zwangsversicherung  insbesondere*).  Für 
die  Anwendung  des  Zwangsprincips  im  Gebiet  der  Hagelver- 
sicherung kann  man  geltend  machen,  nicht  nur,  dass  diese  Organi- 
sation die  sofortige  Versicherung  des  gesammten,  in  Betracht 
kommenden  Culturgeländes  verbürgt,  sondern  auch,  dass  der  Vor- 
theil  der  Versicherung  zugleich  mit  den  geringsten  Opfern  möglich 
gemacht  wird,  weil  eben  der  Beizug  des  gesammten  Gulturlandes 
zur  Versicherung  die  denkbar  beste  Ausgleichung  der  Risiken 
bewirkt.  Die  Zwangsversicherung  hat  allerdings  die  Anerkennung 
einer  gewissen  Solidarität  der  Interessen  der  landwirthschaftlicheu 

*)  Sehr  gut  weist  Schaf flo  (Vereinigter  Versichenmgs-  und  Spardiensi  bei 
Zwangshilfskassen,  1884,  S.  76  ff.)  den  Vorhalt  zurück,  dass  Yersicheningsiwaii^ 
und  Zwangfskassen  mit  Staatssocialismus  identisch  seien*,  denn  die  Zwangs- 
versicherungskasse  kann  noch  am  ehesten  der  Staatsbeiträge  entrathen.  i,l>i*' 
Zwangskasse  bringt  nicht  Staatshilfe,  der  Staat  stellt  durch  die 
Anordnung  der  Zwangskasse  eben  nur  die  Voraussetsungen  all- 
gemeiner Verwirklichung   und   Belebung   der   Selbsthilfe    her 

Der  Versicherungszwang  ermöglicht  die  Selbsterlangnng  eines  Minimums  Ton  Hilfs- 
gewissheit  ohne  Gemeinde-  und  Staatshilfe."  „Mn  Versicherungszwang**,  meint 
Thiel  in  der  Erörterung  der  Berechtigung  der  neuen  socialen  Zwangsversicherungs- 
gesetze, —  siehe  a.  a.  0.,  S.  494  —  „ist  nur  dann  grundsätzlich  zu  verwerfen,  wenn 
er  darauf  besteht,  alle  und  jede  Folge  selbstverschuldeten  Elends  aufzuheben,  wenn 
er  die  besseren  Elemente  der  Gesellschaft  damit  belasten  wollte,  die  schlechtervn 
auf  vollständig  gleichem  Fuss  mit  ihrer  eigenen  Lebenshaltung  durchzuschleppen, 
wenn  er  kein  Sicherheitsventil  offen  Hesse,  durch  welches  die  nothwendige  Reinigung 
der  Gesellschaft  von  den  schlechtesten  Elementen  naturgemäss  erfolgen  kann,  wenn 
er  m.  a.  W.  der  wirthschaftlichen  Selbstverantwortlichkeit  irgend  eine  Möglichkeit 
der  Bethätigung  nicht  mehr  Hesse. *^  Da  nun  die  Hagelschäden  unabwendbarer 
Natur  sind,  so  wäre  die  Anwendung  des  Zwangsprincips  ihnen  gegenüber  noch  am 
ehesten  zu  rechtfertigen.  —  Typisch  für  die  Gedankenrichtung  der  älteren  Doc- 
trin  ist  es,  wenn  Bülau  (Staatswirthschaftslehre,  1835,  S.  402  ff.)  gegen  jeden 
Zwang  in  der  Versicherung  und  jede  Art  von  staatlicher  Versicherungsorgani- 
sation sich  ausspricht;  selbst  staatHche  Brandkassen  werden  verpönt,  ^da  sie 
dem  Land  eine  Last  aufbürden,  welche  den  Schaden  unendHch  überwiegt,  der  bei 
ihrem  Nichtbestehen  für  einzelne  Grundbesitzer  erwachsen  könnte.**  (I) 
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Bevölkerung  eines  Landes  zur  unerlässlichen  Voraussetzung,  weil 
das  Versicherungsbedürfhiss  gegendenweise  ein  verschiedenes  ist, 
local  vielleicht  subjectiv  gar  nicht  empfunden  wird  und  weil  so- 
nach der  hier  vorlegende  wirkliche  oder  vermeintliche  Wider- 
spruch der  Interessen  nur  unter  dem  höheren  Gesichtspunkt  der 
Xothwendigkeit  gegenseitigen  Einstehens  und  wechselseitiger  Hilfe- 
leistung seine  Lösung  finden  kann.  Je  geringer  jenes  Gefühl  einer 
wahren  Interessengemeinschaft,  vermöge  deren  in  gewissen  Grenzen 
Einer  für  Alle  und  Alle  für  Einen  einzutreten  haben,  entwickelt 
ist,  eine  je  grössere  Verschiedenartigkeit  des  Grads  der  Hagel- 
gefahr die  einzelnen  Landestheile  aufweisen,  je  schärfer  desshalb 
die  Interessengegensätze  zwischen  den  letzteren  sich  zuspitzen 
und  je  schwerer  es  vrird,  diesen  Verhältnissen  durch  eine  an- 
gemessene Prämienabstufung  mittelst  einer  nach  billigen  Rück- 
sichten geordneten,  keine  Gegend  allzusehr  verletzenden  Prämien- 
tarifirung  Eechnung  zu  tragen,  um  so  vorsichtiger  wird  man  die 
Frage  der  zwangsweisen  Organisation  zu  behandeln  haben.  Man 
macht  auch  nicht  ohne  Gnind  geltend,  dass  die  Einführung  des 
Zwangsprincips  doch  nur  dann  gerechtfertigt  erscheinen  könne^ 
wenn  die  jährlichen  Hagelschäden  erhebliche  Bruchtheile  der  ge- 
sammten  landwirthschaftlichen  Bevölkerung  so  schwer  schädigten^ 
dass  daraus  eine  Gefahr  für  den  Wohlstand  des  ganzen  Landes 
erwachse ;  dass  aber,  wo  dieser  Fall  nicht  vorliege,  es  nicht  gerecht- 
fertigt erscheine,  einen  Zwang  auf  die  in  der  Mehrzahl  vertretenen 
minder  gefährdeten  oder  nach  der  Art  der  Bodencultur  minder 
versicherungsbedürftigen  Bezirke  lediglich  zu  dem  Zweck  aus- 
zuüben, ihrerseits  zur  Beseitigung  der  Versicherungsnoth  einzelner 
weniger  Gegenden  helfend  einzutreten^).  Diese  und  ähnliche  Be- 
denken  lassen   es  begreiflich   erscheinen,    dass  die  Zwangshagel- 

')  Auf  die  Yerschiedenartigkeit  des  Bedürimsses  zur  Hagel versicheruDg:  iiuier- 

!      ^Ib  der   einzelnen   Wirthscliaften   wird    eindringlich   von    Günther   hingewiesen 

a.  a.  0.,  S.  47):    „üeber  die  Bücksichten,   welche  der  Landwirth  bei  der  Hagel- 

verächemng  zu  beobachten  hat,  lassen  sich  keine  allgemein  bindenden  Vorschriften, 

iondern  nur  gewisse  leitende  Motive  aufstellen;  je  höher  der  Intensitätsgrad  einer 

Wirthschaft  im  Allgemeinen  ist,    desto   stärker   tritt  auch  die  Xothwendigkeit  der 

Sichersteliong  der  Kapitalien  hervor,   und  es  muss  je  nach  dem  Cultur-  und  Nutz- 

«"erth  der  einzelnen  Pflanzen  fiir  die  specielle  Wirthschaft  die  Versicherungsfrage 

I      aoch  anders  gelöst  werden/  —  Suchsland   übersieht   auch  in  diesem  Theil  der 

Frage  den  wahren  Kernpunkt:   denn  selbst  wenn   die  Bureaukratie,    wie  er  meint, 

w«iiger  befähigt  wäre,  das  Versicherungswesen   so  vollkommen  zu  leiten,   wie  die 

I      Beamten  einer  privaten  Gesellschaft,  —  eine  natürlich  unerwiesene  petitio  principii  — 

I       80  dürfte  selbst  dieser  Mangel  vor  einer  Verstaatlichung  dann  nicht  zurückschrecken» 

weim  die  private  Oivanisation  weithin  das  Versicherungsbedürfhiss   ^bAs  natürliche 

i      folge  des  Egoismus*^  unbefriedigt  lässt. 
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Versicherung  bis  jetzt  nirgends  verwirklicht  worden  ist;  und  dass 
man  da,  wo  man  zu  einer  staatlichen  Organisation  der  Hagel- 
versicherung überging,  an  dem  Grundsatz  der  Freiwilligkeit  des 
Beitritts  festhielt. 

In  minderem  Grad  würden  die  obigen  Bedenken  in's  Gewicht 
fallen,  wenn  die  Organisation  sich  auf  die  Errichtung  einer  Hagel- 
hilfskasse  mit  Beitrittszwang  beschränkte;  da  diese  nicht 
volle  Entschädigung  gewährt,  vielmehr  nur  durch  Gewährung  von 
Beihilfen  verhüten  will,  dass  in  Folge  eines  Hagelwetters  die  be- 
troffenen Wirthschafter  der  äussersten  Noth  verfallen,  so  könnte» 
an  die  Leistungsfähigkeit  und  Opferwilligkeit  der  zu  einer  solchen 
Gemeinschaft  auf  gegenseitige  Hilfe  vereinigten  Landwirthe  nur 
ein  bescheidenes  Maass  von  Anforderungen  gestellt  werden.  Auch 
ist  der  Yortheil,  dass  das  Bestehen  einer  Hagelhilfskasse  das  An- 
rufen der  öffentlichen  Mildthätigkeit  beim  Eintritt  von  Hagel- 
katastrophen entbehrlich  machen  würde,  gewiss  nicht  gering  an- 
zuschlagen; denn  wie  mangelhaft  und  unzulänglich  pflegt  dieses 
freiwillige  Eintreten  der  Berufsgenossen  und  anderer  Kreise  sich 
wirksam  zu  erweisen ;  wie  oft  wird  der  Zweck  der  Sammlung  durch 
die  ungeeignete  Art  der  Vertheilung  der  Natural-  und  Geldspenden 
vereitelt  und  wie  ungleichmässig  kommen  diese  Spenden  freiwilliger 
Hilfeleistung  den  einzelnen  Gegenden  zu  Gute !  Wo  doch  mit  dem 
Bestehen  einer  Hagelhilfskasse  durch  einen  massigen  jährlichen 
Zwangsbeitrag  nicht  nur  jeder  einzelne  Wirth  mit  der  moralischen 
Pflicht  zur  freiwilligen  Hilfeleistung  für  bedrängte  Standesgenossen 
auf  die  für  ihn  bequemste  und  am  wenigsten  lästige  Weise  sich 
abflnden  könnte,  sondern  nun  durch  diese  Beiträge  auch  fär  sich 
selber  die  Anwartschaft  auf  Hilfe  im  Fall  eines  Hagelunglücks 
gesichert  weiss!  Daher  mindestens  in  Ländern,  wo  das  private 
Versicherungswesen  wenig  entwickelt  ist  oder  wo  die  grosse  Masse 
der  Bevölkening  nach  dem  Stand  der  allgemeinen  Bildung  das 
Versicherungsbedürfniss  noch  wenig  begreift,  wo  aber  gleichwohl 
alljährlich  der  Wohlstand  weiter  Landstriche  durch  Hagelkatastrophen 
gefährdet  erscheint,  die  Frage  der  Errichtung  einer  Hagelhilfskasse 
mit  Zwangsbeitritt,  bei  deren  innerer  Einrichtung  man  sich  mit 
einem  einfach  gestalteten,  mehr  schematischen  Umlage-  und  Ein- 
schätzungsverfahren begnügen  könnte,  praktische  Bedeutung  wohl 
in  Anspruch  nehmen  darf. 

Anmerkung,  a)  Im  Centralausschuss  des  Bad.  Landw.  Vereins  1883  -' 
Bad.  landw.  Wochenblatt  von  1883,  Nr.  11  —  ist  der  Verfasser  für  eine  Reichs- 
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ZwangshageWersicherung    eingetreten;    dieser,    dem    Deutschen    Landwirth« 
schaftsrath  unterbreitete  Antrag  ist  zwar  Ton  diesem  Gremium  abgelehnt  worden 
(Referat  von  Sc  hoff  er  im  Archiv  von  1883,  S.  190  ff.;   voa  1884,  S.  619  ff.  und 
mündliche  Verhandlungen  ebenda),   es   haben  sich  aber  an  die  gegebene  Anregung 
zahheiche,  för  die  bessere  Ausgestaltung  des  deutschen  privaten  Hagelversicherungs- 
wesens  werthvoUe  Verhandlungen  geknüpft,  die  den  Absichten  jenes  Antrags  wenig- 
stens mittelbar  genützt  haben,   lieber  die  Modalitäten  der  Errichtung  einer  Zwangs- 
hagelhilfskasse   siehe   A.   Buchenberger,    Beitr&ge   zur   liuidw.    Frage   der 
Iregenwart,  in  Abschnitt  X  und  die  Nr.  19,  20  und  27  des  Bad.  landw.  Wocheii- 
Mattes  von  1887,  woselbst  die  Grundzüge  für  die  gesetzliche  Regelung  einer  Hagel- 
hiliskasse  und  die  Verhndlg.  darüber  im  Centralausschuss  des  Bad.  landw.  Vereins 
niigetheilt  sind.  Wegen  der  Bestrebungen  auf  Errichtung  einer  Zwangsversicherung 
in  Bayern  siehe  H.  Haag,  a.  a.  0.,  insbesondere  die  Anmerkungen  zu  Art.  3  des 
bayrischen  Gesetzes,  S.  40.  — Ueber  die  ähnlichen  Bestrebungen  in  Württemberg 
in  früherer  Zeit   siehe  Walz,  Die  Hagelversicherung   in  Württemberg   als  Staats- 
auätalt,  im  Archiv  der  Polit.  Oekonomie,  1851,  und  Theuerle ,  Die  Hagelversicherungs- 
anstalt für  Württemberg,  1847 ;  und  über  den  Verlauf  dieser  Angeleg^enheit  in  Baden 
die  Schrift  von  Märklin,  Die  Hagelversicherung,  Karlsruhe  1883  (Bericht  an  den 
Landw.  Centralausschuss  in  Baden).  —  Gegen  eine  Zwangsversicherung   ent- 
schieden Helferich  (in  der  Tübinger  Zeitschrift,  Jahrg.  1847,  S.  243  ff.),   da  eine 
84>lche  Organisation  schliesslich  doch  nur  darauf  abziele,   „auf  dem  künstlichen 
Weg  des  Gesetzes  die  natürlichen  Verschiedenheiten  unter  den  einzelnen  Gegenden 
aufzuheben  ....  und  das  Maass,    um  welches  der  Hagelschaden  den  Beinertrag 
nnd  damit  auch  den  Kapitalwerth  der  Grundstücke  vermindert,  im  glänzen  Lande 
gleich  zu  stellen*^.    Wie  gegen  Zwang,    so   ist   Helferich   aber   auch   gegen  jede 
{•taatliche  Organisation  überhaupt,   wohl  aber  für  ausgiebige  geldliche  Unter- 
»tiltzang  der  privaten  Versicherungsorganisationen;   eine   besondere   staatliche  För- 
denmg  erblickt  er  mit  Hecht  auch  in  der  Aufhebung  des  gesetzlichen  Anspruchs 
dpr  6nindst«uerpflichtigen  auf  Steuernachlass  im  Fall  eines  Hagelschadens  und 
in  der  grösseren  Zurückhaltung  bei  amtlichen  Erlaubnissertheilungen  zu  CoUecten 
for  Hagelbeschädigte.  —  Der   grundsätzlich    abfälligen  Kritik  von  Emminghaus 
(Art.  „Hagelschadenversicherung**  i.  Hdwb.  d.  St-W^  gegen  eine  staatliche  Leitung 
des  Hagelversicherungswesens   ist   natürlich    nicht   beizustimmen,    wohl  aber  sind 
i'inzelne  der  Gründe,  die  er  gegen  eine  Zwangs  Versicherung  vorführt,  beachtens- 
werth.   „Wo  ist  die  Grenze  zwischen  Landwirthschaft  und  Gärtnerei,  zwischen  Land- 
«nrthschaft  als  Gewerbe  und  Landwirthschaft  als  Vergnügung  oder  für  den  Haus- 
bedarf,  zwischen   Landwirthschaft  und  Obstkultur   und  Winzerei,   zwischen  Land- 
^^hschaft  und  Forstwirthschaft?    Will  man  alle  Personen,  welche  an  Gewächsen 
•  .  .  durch  Hagelschlag  Schaden  erleiden  können,   in  den  Zwang  einbegreifen,    so 
zwingt  man  Unzählige,  die  nicht  das  mindeste  Interesse  an  der  Hagelversicherung 
haben;   will  man  Kategorieen  ausschUessen,    so  versetzt  man  viele,    die   es   bitter 
Döthig  hätten,  in  die  Lage,  gar  nicht  versichern  zu  können.     Es  ist  möglich,  nicht 
«ahncheinlich,    dass  der  centralisirte  Monopolbetrieb  .  .  .  einzelnen  Klassen  von 
Versicherten  geringere  Opfer  auferlegen  würde,  als  der  centralisirte  Privatbetrieb. 
Aber  jedenfalls    würden   die    Opfer   anderer  Klassen    dann    um    so    grösser   sein.*^ 
Wesshalb  aber,  wie  Emminghaus  meint,  die  Hagelversicherung  als  staatlich  organi- 
Nrte  Anstalt  nicht  ebenso  über  qualificirte  Beamte  soll  verfügen  können,    ^-ie  eine 
private  Gesellschaft,    und    somit  insbesondere    die  Hagelabschätzungsarbeiten   nicht 
ebenso  betfriedigend  lösen  sollte,  ist  schlechterdings  nicht  einzusehen.    Ist  doch  in 
Bayern    in    den  Kreisen    der   versicherten  Landwirthe  nur  eine   Stimme   der  An- 
erkennung über  die  rasche  und  coulante  Abschätzungsarbeit  der  staatlich  bestellten 
'I'&xatoren,    die  sich  ja  fügUch  aus  denselben  Elementen  rekrutiren  werden,  denen 
aach  die  privaten  Gesellschaften  ihre  Schätzer  und  Vertrauensmänner  entnehmen. 

b)  Für  den  Gedanken  einer  Hagelhilfskassc  mit  Beitrittszwang  der 
(>nindbesitzer  und  Staatszuschuss  ist  neuerdings  auch  Stüssi  („Der  Bund  und  das 
Versicherungswesen'*,  1891)  eingetreten  unter  Adoptirung  der  auch  von  dem  Ver- 
^user  vorgeschlagenen  einfachen  Prämienscala,  ja  sogar  unter  Nichtberücksichtigung 
der  örtlichen  Hagelgefahr.  „Wenn  die  anderen  Stände,  die  keiner  Hagelgefahr  aus- 
?««etzt  sind,  in  bedeutendem  Maasse  (durch  Liebesgaben)  zur  Tragung  der 
BvekeBb^rger,  A.,  Affnrpolilik.  II.  22 
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Hagelschäden  in  Anspruch  genommen  werden  sollen,  dann  mnss  auch  mit  Bezug 
auf  die  Beiträge  der  Bauern  selbst  dieses  gleiche  sociale  Princip  insoweit  zur 
Geltung  kommen,  dass  die  weniger  gefährdeten  durch  Zahlung  einer  gleich  hohen 
Prämie  wie  die  gefährdeteren  die  Schäden  dieser  tragen  helfen/  (S.  110.)  Für  eine 
nur  theilweise  Entschädigung  wird  plaidirt  desshalb,  weil  nicht,  wie  bei  Brand- 
schäden, das  Yermögensstück  selbst  yerloren  geht,  sondern  nur  der  Ertrag  eines 
solchen  und  der  Hagelbeschädigte  füglich  „die  Verluste  des  einen  und  die  Gewinne 
des  anderen  Jahres  ineinander  rechnen  kann**,  aber  auch  desshalb,  weil  „unsere 
gegenwärtige  sociale  Organisation  nicht  derart  ist,  dass  wir  ohne  grosse  Unbillig- 
keiten zu  begehen,  alle  Schäden  einer  bestimmten  Kategorie  voll  decken  könnten, 
so  lange  wir  die  Schäden  der  anderen  Kategorieen  (Nässe,  Frost  etc.)  zu  Lasten 
der  Betroffenen  lassen.**  (S.  111.)  Eine  im  Durchschnitt  hälftige  Vergütung  —  die 
andere  Hälfte  könnte  bei  privaten  Gesellschaften  in  Versicherung  gegeben  werden  — 
würde  z.  B.  für  Zürich  einen  Jahresaufwand  von  200000  Francs  erfordern  und 
falls  100000  Francs  aus  öffentlichen  Mitteln  flüssig  gemacht  werden  könnten,  würde 
eine  Umlage  von  7  Bappen  per  Ar  Weinland  und  von  0,7  Bappen  per  Ar  Acker-, 
Wies-  und  Weideland  zur  Deckung  der  mittleren  Hagelschäden  genügen. 

4.  Die  staatliche  Organisation  ohne  Zwangsbeitritt. 
a)  Allgemeine  Voraussetzungen  der  Errichtung.  Eine  auf 
dem  Grundsatz  der  Freiwilligkeit  beruhende  staatliche  Organisation 
wird,  wenn  sie  nicht  gleichzeitig  mit  dem  Versicherungsmonopol 
ausgestattet  wird,  immer  mit  der  Thatsache  rechnen  müssen,  dass 
ihr  gerade  in  der  ersten  Zeit  ihrer  Wirksamkeit  in  grossem  Tin- 
fang  die  gefährlichsten,  von  den  privaten  Versicherungen  gemiedene« 
oder  nur  zu  sehr  ungünstigen  Bedingungen  übernommenen  Kisiken 
zufallen  und  dass  sie  daher  mindestens  für  den  Anfang  unter  un- 
günstigeren Bedingungen  wie  diese  letzteren  arbeiten  wird.  Da  die 
Staatsanstalt  mit  ihren  Prämiensätzen  nicht  über  die  bei  den  con- 
currirenden  Privatanstalten  geltenden  hinausgehen  kann,  vielmehr 
darauf  zu  sehen  haben  wird,  dass  auch  in  den  gefährlicheren 
Gegenden  die  Versicherung  zu  erschwinglichen  Bedingungen  er- 
möglicht ist,  so  wird  sie  möglicherweise  eine  längere  Zeit  hindurch 
mit  einer  Unzulänglichkeit  der  Prämieneinnahmen  zu  rechnen  haben 
und  über  diese  Anfangsschwierigkeiten  nur  im  Besitz  eines  sehr 
stark  dotirten  Eeservefonds  hinwegkommen.  Auch  wird  ihr  ein 
erfolgreiches  Gedeihen  jedenfalls  nur  dann  in  Aussicht  zu  stellen 
sein,  wenn  das  Staatsgebiet,  auf  das  sich  ihre  Thätigkeit  erstreckt 
einmal  räumlich  nicht  zu  eng  begrenzt  ist,  zum  andern  nicht  vor- 
wiegend ungünstige  Kisiken  in  sich  vereinigt;  andernfalls  würde 
die  Ausgleichungsmöglichkeit  in  Raum  und  Zeit  fehlen,  und  die 
gleichen  misslichen  Erfahrungen,  die  ältere  kleinere  Gegenseitigkeits- 
gesellschaften und  selbst  staatlich  unterstützte  Anstalten  dieser  Art 
zu  machen  hatten,  könnten  auch  ihr,  selbst  bei  musterhafter  Ge- 
schäftsführung, nicht  erspart  bleiben;  es  wäre  denn  die  Möglichkeit 
einer    gegenseitigen   Schadenübertragung  (Rückversicherung)  ver- 
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schiedener,  zu  einem  grossen  Verband  vereinigter  Landesanstalten 
oder  aber  die  Aussicht  gegeben,  dass  die  Staatskasse  selber  einen 
Theil  des  jährlichen  Anstaltsdeficits  trüge,  auf  welch'  letztere  Hilfe 
jedenfalls  nur  in  sehr  beschränktem  Umfang  zu  rechnen  sein  wird. 
Diese  Umstände  erklären  die  vorsichtige  Behandlung  der  Materie 
selbst  in  jenen  Staatswesen,  die  imter  den  geltenden  privaten 
Organisationen  schwer  leiden;  und  ebenso  die  da  und  dort  unter- 
nommenen Versuche,  auf  dem  Wege  des  staatlichen  Einwirkens  oder 
der  Vertragsabschlüsse  mit  privaten  Gesellschaften  wenigstens  eine 
Besserung  der  bestehenden  Zustände  herbeizuführen. 

Die  eine  Hagelkatastrophe  am  1.  und  2.  Juli  1891  hat  in  den  Provinzen  West- 
phaleOf  Hannover,  femer  in  Braunschweig  und  Lippe-Detmold  allein  der  Nord- 
dentächen  Hagelversicherungsgesellschaft  Schäden  im  Betrag  von  rund  2,5  Mill.  M. 
gebracht;  würden,  wie  ein  Rundschreiben  des  Yerwaltungsraths  vom  3.  October  1891 
bemerkt,  die  Versicherten  in  diesen,  1150  Quadratmeilen  umfassenden,  also  doch 
schon  raumlich  ausgedehnten  Gebietstheilen  die  Entschädigungssummen  unter  sich 
au&abnngen  gehabt  haben,  so  wäre  ein  Nachschuss  von  864%  der  Vorprämie 
zu  erheben  gewesen,  während  thatsächlich  der  von  der  GeseUschaft  ausgeschriebene 
Nachschuss  auf  115  ®/o  sich  beziffert  —  Zahlen,  die  das  Bisico  einer  auf  ver- 
hältnissmässig  engem  Gebiet  sich  bewegenden  Versichenmgsorganisation, 
aUo  auch  einer  staatlichen,  deutlich  erkennen  lassen.  Daher  auch  der  Deutsche 
Landwirthschaftsrath,  als  er  in  seiner  1886er  Tagung  für  die  Errichtung  öffent- 
licher Hagel  Versicherungsanstalten  in  solchen  Staaten,  in  denen  die  bestehenden 
Versicherungsinstitute  nicht  genügen,  sich  aussprach,  gleichzeitig  doch  auch  die  Noth- 
wendigkdt  der  Herbeiführung  einer  gegenseitigen  Schadenübertragung 
(Rückversicherung)  scharf  betonte  (Archiv  von  1886,  S.  485). 

b)  Innere  Einrichtung  der  Staatanstalt;  Staats- 
beihilfen. Eine  staatliche  Anstalt  kann  nach  den  Grundsätzen 
der  Gegenseitigkeitsgesellschaften  eingerichtet  sein,  insbesondere 
also  das  System  der  jahrweisen  Deckung  der  Schäden  durch  Um- 
legungauf dieAnstaltsmitglieder  mittelst  v  er  an  derli  eher  Prämi  en- 
sätze  sich  zu  eigen  machen;  sie  kann  aber  auch  das  bei  den 
Actiengesellschafteu  eingeführte  System  der  festen  Jahres- 
prämien annehmen,  freilich  nur  mit  der  Wirkung,  dass,  wo- 
fern der  Staat  nicht  zu-  oder  vorschussweise  für  jedes  Anstalts- 
deficit  eintritt,  je  nach  dem  die  Anstaltsmitglieder  zu  einer  Kürzung 
der  Entschädigungsansprüche  auf  den  Betrag  der  verfügbaren  Mittel 
sich  verstehen  müssen.  Ob  man  für  das  eine  oder  andere  System 
sich  entscheide,  wird  wesentlich  von  der  Beurtheilung,  die  die  im- 
mittelbar  Betheiligten  dem  System  schwankender,  möglicherweise 
stark  auf-  und  absteigender  Prämienleistungen  im  Gegensatz  zum 
System  fester  Tarife  zu  Theil  werden  lassen,  sowie  davon  abhängen, 
<»b  die  möglicherweise  eintretende  Kürzung  concreterEntschädigungs- 
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ansprüche  weniger  störend  empfunden  wird,  als  die  Ungewissheit 
der  Belastung  des  Wirthschaftscontos  mit  im  Voraus  nicht  genau 
berechenbaren  Jahresleistungen.  Wo  die  bäuerliche  und  nament- 
lich die  kleinbäuerliche  Bevölkerung  überwiegt,  wird  das  System 
fester  Tarife  den  Vorzug  haben,  weil  die  Ungewissheit  über  die 
Grösse  der  Leistung  diese  Kleinwirthe  leicht  von  der  Benutzung  der 
Anstalt  abschreckt;  es  wird  aber  dieses  System  auch  ohne  wesent- 
liche Beeinträchtigung  des  Anstaltszwecks  durchführbar  sein,  wenn 
nach  Lage  der  Verhältnisse  der  Anstalt  alsbald  ein  bestimmter  Mit- 
gliederstock gesichert  erscheint,  also  namentlich  in  Staaten,  in  denen 
das  Versicherungsbedürfniss  bereits  lebhaft  entwickelt  ist.  Man  wird 
indess  gut  daran  thun,  selbst  beim  Zutreffen  dieser  Voraussetzungen 
für  eine  starke  Reserve  zu  sorgen,  damit  nicht  etwa  durch  das 
zeitliche  Zusammentreffen  ungünstiger  Hageljahre  mit  dem  Beginn 
der  Anstaltsthätigkeit  die  dann  unvermeidlichen  starken  Kürzungen 
der  Ersatzansprüche  das  Vertrauen  ziu*  Leistungsfähigkeit  der 
Staatsanstalt  von  vorneherein  erschüttern. 

Die  Frage,  ob  der  Staat  als  solcher  für  eine  dem  Versicherungs- 
bedürfniss eines  einzelnen  Standes  dienende  Veranstaltung  aus 
Mitteln  der  Allgemeinheit  Opfer  bringen  dürfe,  könnte  wohl 
nur  von  Jenen  bestritten  werden,  in  deren  Augen  das  Eintreten 
der  Allgemeinheit  fdr  Sonderinteressen  als  Ausfluss  einer  ein- 
seitigen und  desshalb  tadelnswerthen  Interessenpolitik  grundsätz- 
lich missbilligt  wird.  Mit  einer  solchen  rein  individualistischen 
Auffassung  verträgt  sich  aber  die  praktische  Bethätigung  der  Staats- 
fürsorge auf  irgend  einem  Gebiet  des  Wirthschaftslebens  überhaupt 
nicht,  während  eine  von  der  Erkenntniss  durchhellte  Betrachtungs- 
weise, dass  das  Wohlergehen  der  Gesammtheit  von  demjenigen 
der  einzelnen  Glieder  bedingt  wird,  in  jenem  Eintreten  lediglich 
den  Act  einer  wohlbegründeten,  weil  in  ihren  Erfolgen  das  All- 
gemeinwohl fördernden  Staatspolitik  erkennen  wird^).  Wo  immer 
daher  die  Zustände  auf  dem  Gebiet  des  landwirthschaftlichen  Ver- 
sicherungswesens 80  wenig  befriedigende  sind,  dass  sie  zur  Er- 
lassung besonderer  gesetzgeberischer  Maassnahmen  fähren,  weil 
andernfalls  schwere  Interessen  grosser  Bevölkerungsschichten  be- 
droht erscheinen,  da  kann  auch  die  über  den  bloss  gesetzgeberischen 
Act  hinaus  in  Form  von  materiellen  Beihilfen  sich  bethätigend** 
Staatsfürsorge  im  Ernste  jedenfalls  dann  eine  Beanstandung  nicht 

^)  Siehe  hierwegen  namentlich  A.  Wagner,  Staat  und  Yersichenmgswesen. 
sowie  dessen  Ausführungen  bei  Schönberg  a.  a.  0.,  §  24. 
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finden,  wenn  ohne  diese  Beihilfe  der  ins  Leben  gerufene  Apparat 
gedeihlich  nicht  zu  fimctioniren  vermöchte;  wobei  für  die  Grösse 
der  Beihilfe  die  Bedeutung,  die  das  landwirthschaftliche  Gewerbe 
für  die  Allgemeinheit  hat,  die  Wichtigkeit,  die  einer  guten  Lösung 
der  Versicherungsfrage  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  zukommt, 
entscheidend  in's  Gewicht  fällt.  Dagegen  werden,  wo  in  dieser 
Weise  der  Staat  hilfreich  eintritt,  etwaige  bis  dahin  den  unver- 
sicherten Hagelbeschädigten  gewährte  Beihilfen  (in  Form  von 
Steuernachlässen,  amtlicher  Herbeiführung  von  Samm- 
lungen) verständigerweise  in  Wegfall  kommen  (Bayr.  Gesetz, 
Art  12). 

Anmerkung.  Die  Bayrische  Hagelversicherungsanstalt.  Zu  einer 
staatlichen  Organisation  des  Hagelversicherungswesens  ist  es  bis  jetzt  nur  in 
Bayern  gekommen  durch  das  erwähnte  Gesetz  vom  12.  Februar  1884.  Erleichternd 
for  dieses  Vorgehen  war  das  Bestehen  älterer  Hagelversicherungsvereine  (für  welche  das 
Gesetz  vom  28.  December  1831  die  juristische  Errichtungsmöglichkeit  gegeben  hatt«), 
die  XLachmals  zu  einem  Landesverein  zusammenschmolzen  und  von  dessen  Mitglieder- 
bestand (Versicherungskapital  1882:  31273438  Mark)  man  annehmen  durfte,  dass 
er  der  neuen  Anstalt  muthmaasslich  alsbald  zufallen  werde.  —  Die  Grundlagen 
der  Bayrischen  Anstalt  sind: 

„Freiwilligkeit  der  Betheiligung  ohne  Ausschluss  der  Privatgesellschaften, 
Vergütung  der  Schäden  auf  Grundlage  der  Gegenseitigkeit,  feste  Beiträge  ohne 
Nacbschüsse,  Verwaltung  der  Anstalt  durch  die  staatliche  Brandversicherungs- 
kammer, möglichste  Veringerung  der  Yerwaltungskosten ,  thunlichste  Vereinfachung 
des  Schätzungsverfahrens*^  (Haag,  a.  a.  0.,  S.  35,  wo  auch  eine  kurze  Vorgeschichte 
der  Hagelversicherung  in  Bayern  gegeben  ist;  eine  systematische  Darstellung  über 
die  Einrichtungen  der  Anstalt  auch  im  Archiv  des  Deutschen  Landwirthschaftsraths 
von  1888,  8.  442  und  eine  treffliche  Widerlegung  der  gegen  die  Anstalt  erhobenen 
iü&wendungen  im  Vortrag  des  Reg. -Dir.  Jodlbauer  auf  der  1886er  Versammlung 
der  Feuersocietäten  in  Thale).  Die  Staatsbeihilfe  kommt  in  doppelter  Beziehung 
zun  Ausdruck:  einmal  in  der  Ueberweisung  eines  (nicht  angreifbaren)  Stammkapitals 
vun  1  Mill.  Mark  und  einer  jährlichen  Dotation  von  40000  Mark  (Art.  12);  und  in 
dem  massigen  Beizug  der  Anstalt  zu  den  Kosten  der  der  Brandversicherungskammer 
obliegenden  Verwaltungsgeschäfte  (2  Pfennig  auf  je  100  Mark  Versicherungssumme, 
Art.  19  des  Gesetzes).  —  Die  jährliche  Staatsdotation  und  die  Zinsen  des  Reserve- 
fonds können  zur  Deckung  der  Entschädigungen  ohne  Weiteres  verwendet  werden, 
während  der  Grundstock  und  zwar  bis  zu  einem  Viertel  des  jeweiligen  Bestandes 
nur  dann  angegriffen  werden  darf,  wenn  die  Anstaltsmittel  zur  Vergütung  von  acht 
Zi'hntel  nicht  ausreichen  sollten  (Art.  13).  Kann  trotzdem  die  Vergütung  (von  acht 
Zehntel)  nicht  geleistet  werden,  so  tritt  eine  procentuale  Kürzung  der  Ent- 
<>chädignngsbeträge  ein.  —  Sehr  vereinfachtes  Antragsverfahren:  einmalige 
i>e(*Uration  des  Emtewerths  nach  drei,  für  jede  Gemeinde  aufgestellten  Ertrags- 
klassen,  während  für  die  Folgejahre  die  Gemeindebehörde  in  die  von  der 
Anstaltsverwaltnng  herauszugebenden  Versicherungsverzeichnisse  Anbaufläche  und 
Hrtragsklasse  einträgt;  einfache,  rasche  Abwicklung  der  Schadensregulirungen  durch 
vereidete  Experten  (Landwirthe) ;  Eintheilung  der  Früchte  in  acht  Fruchtempfindüch- 
keits-,  Einreihung  der  Orte  in  15  Ortshagelgefahrklassen  und  danach  Feststellung 
des  Prämientarifs.  Wahrung  der  Interessen  der  Versicherten  durch  den  der  Anstalts- 
verwaltung beigegebenen,  durch  Wahlact  aus  der  Zahl  der  Versicherten  jeden 
Kegienmgsbezirks  gebildeten  Ausschuss  (Art.  20),  gewissermaassen  ein  Ver- 
Mcheningsparlament ,  dessen  Zustimmung  zu  wichtigeren  Beschlüssen  die  Anstalts- 
verwaltung  einzuholen  hat :  zur  theilweisen  Verwendung  des  Reservefonds,  zur  Leistung 
v<»n  Entschädigungen,  zur  Aenderung  der  allgemeinen  Versicherungsbedingungen,  der 
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Beitrittsgebühren,  der  Grenze,  von  welcher  ab  Entschädigung  geleistet  wird,  etc.  und 
dem  auch  die  Anstaltsrechnung  zur  Einsicht  und  Erinnerungsabgabe  vorzulegen  ist 
(Art  21).  —  Die  Verbindung  der  Hagelversicherung  mit  der  Brand- 
kammer hat  sich  für  beide  Anstalten  als  nützlich  erwiesen;  „die  Hagelversichenmgs- 
anstalt  erspart  hierdurch  an  Verwaltungskosten ,  die  Brandversicherungsanstalt  ver- 
bessert durch  die  Hagelversicherung  die  Brandsicherheit.  Der  Hagelentscbädigte 
bleibt  zahlungsfähiger ;  unentschädigter  Hagel  macht  arme  Leute,  verursacht  Stockimg 
in  allen  Geschäften,  bewirkt  Erwerbslosigkeit.  In  dieser  aber  liegt  die  Ursache 
mancher  Brände^.  (Siehe  „Die  Landwirthschaft  in  Bayern**,  1890,  woselbst  S.  558 
eine  Darstellung  über  die  seitherige  Wirksamkeit  der  Anstalt).  —  Der  Entwick- 
lungsgangder  jungen  Anstalt,  die  der  Vorsitzende  des  Ausschusses,  GrafLerchen- 
feld-Köfering,  bei  Gelegenheit  der  Erstattung  eines  Verwaltungsberichts  mit  Becht 
„eine  Wohlfahrtseinrichtung  ersten  Banges**  genannt  hat,  ist  aus  folgenden 
Zahlen  zu  entnehmen:  Es  stiegen  von  1884 — 1891:  die  Zahl  der  Versicherten  von 
7375  auf  64865:  die  Zahl  der  Beschädigten  von  985  auf  13133;  die  Zahl  der  ver- 
sicherten Grundstücke  von  90193  auf  843725;  die  Mitgliederbeiträge  von  141986  Mark 
auf  1107678  Mark,  die  Entschädigungen  von  74289  Mark  auf  1437 920  Mark;  der 
Vermögensbestand  von  165603  Mark  auf  1026952  Mark.  —  Die  Bayrische  An- 
stalt hat  nach  den  jetzt  siebenjährigen  Erfahrungen  unzweideutig  Folgendes  er- 
geben: dass  auch  diesem  Zweig  der  Versicherung  sehr  wohl  die  „Bureaukratie' 
gewachsen  ist;  dass,  wie  die  mächtige  Zunahme  des  Versicherungsgeschäfts  zeigt, 
das  Bestehen  einer  Staatsanstalt  wegen  des  Vertrauens,  das  sie  geniesst,  recht  eigent- 
lich versicherungs erzieherisch  wirkt,  wovon  dann  auch  die  privaten  Gesell- 
schaften wieder  Nutzen  haben;  dass  namentlich  auch  der  kleine  und  mittlere 
Wirth  durch  die  staatliche  Organisation  zu  einer  Versicherungsnahme  sich  herbei- 
lässt  (durchschnittliche  Versicherungssumme  für  das  Mitglied  1883: 1511,  1891:  1471). 
Selbst  die  mehrfach  unvermeidlich  gewesenen  Kürzungen  der  Entschädigungen 
(1891  auf  70  Vo  dci*  Schäden)  haben  die  Entwicklung  der  Anstalt  nicht  anzuhalten 
vermocht  und  die  bei  einer  Staatsanstalt  allerdings  nicht  ganz  einwandfreie  Ein- 
richtung des  Flurmaximum  wird  offenbar  in  einer  Weise  verständig  gehandhabt, 
dass  die  darin  liegende  Härte  angesichts  der  sonstigen  Wohlthaten  der  Versichemug 
gerne  in  Kauf  genommen  wird,  wobei  zudem  zu  beachten  bleibt,  dass  das  Flnr- 
maximum  mit  der  Entwicklung  der  Anstalt  stetig  erhöht  werden  kann  und  von  ur- 
sprünglichen 217  Mill.  Mark  im  Jahre  1888  bereits  auf  435  Mill.  Mark  angestiegen 
ist.  Gleichwohl  erachtet  sich  Emminghaus  (in  der  Eingangs  citirten  Arbeit)  fiir 
berechtigt,  die  ba>Tische  Anstalt  unter  Hinweis  auf  unbefangene  Beurtheiler  „hin- 
gesehen auf  die  Beschaffenheit  ihrer  Leistungen"  für  ein  ^misslungenes  Experi- 
ment*^ zu  erklären! 


§  150.  Verbindung  von  privater  Versicherungsthätigkeit 
und  Staatshilfe  bei  der  Hagelversicherung. 

Auch  ohne  die  Schaffung  einer  staatlichen  Organisation  lasstMi 
sich  Wege  denken,  der  Hagelversicherung  rascheren  Eingang  zu 
verschaffen  und  diejenigen  Hindernisse,  die  der  umfangreicheren 
Benutzung  privater  Gesellschaften  vermöge  der  besonderen  Mängel 
ihrer  Organisation  entgegenstehen,  wenn  nicht  zu  beseitigen,  so 
doch  abzuschwächen ;  man  wird  solche  Wege  namentlich  dann 
aufzusuchen  veranlasst  sein,  wenn  die  verhältnissmässige  Kleinheit 
des  Landes,  die  Mängel  einer  ausreichenden  Statistik,  die  un- 
gleiche Vertheilung  der  Risiken  und  ähnliche  hinderliche  Umstände 
die  Schaffung  eines  staatlichen  Versicherungsapparates  als  bedenk- 
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lieh  erscheinen  lassen.  Und  zwar  wird,  sofern  es  sich  darum 
handelt,  die  ländliche  Bevölkerung  überhaupt  erst  an  die  Hagel- 
versicherung und  an  das  Opfer  einer  regelmässigen  Jahresausgabe 
fär  diesen  Zweck  zu  gewöhnen,  die  Aufwendung  von  Staats- 
mitteln zu  Beihilfen  für  die  Prämienentrichtung,  insbe- 
sondere zur  Erfüllung  der  Nachschussp flicht  im  Falle  der 
Versicherung  bei  Gegenseitigkeitsgesellschaften,  in  Frage  kommen 
können  und  ein  solches  Vorgehen  namentlich  dann  zweckmässig 
und  auch  vom  Standpunkt  der  Allgemeinheit  [aus  zu  rechtfertigen 
sein,  wenn  mit  Rücksicht  auf  die  wirkliche  oder  vermeintliche 
Hagelgefthrlichkeit  eines  Landes  die  Tarife  der  in  dem  Lande 
arbeitenden  Gesellschaften  verhältnissmässig  hohe  sind  und  wegen 
der  Höhe  „versicherungsabschreckend"  wirken.  Wirksamer  aber 
noch  wird  sich  ein  verwaltungsmässiges  Zusammenwirken 
von  privaten  Gesellschaften  und  staatlichen  oder 
Selbstverwaltungsbehörden  erweisen,  etwa  in  der  Art, 
dass  die  Gesellschaften  jenen  Behörden  vertragsmässig  einen  Ein- 
fluss  auf  die  Prämientarifirung  einräumen,  sich  einer  Controle 
ihrer  Geschäftsgebahning,  namentlich  hinsichtlich  der  Abwicklung 
der  Entschädigungsansprüche  unterstellen,  denselben  die  Ernennung 
der  Taxatoren,  ja  wohl  die  ganze  Einrichtung  des  Agenturwesens 
einschliesslich  des  Einzugs  der  Prämien  überlassen.  Bei  solchem 
Zusammenwirken  mag  darm  in  den  Augen  der  Versicherungs- 
lustigen die  betreffende  Gesellschaft  als  eine  vom  öffentlichen 
Vertrauen  umkleidete  Anstalt  erscheinen  und  mit  dieser  Organisa- 
tion ein  ähnlicher  Erfolg  wie  mit  einer  eigentlichen  Staatsanstalt 
♦•rreicht  werden.  Ist  ein  Staatsgebiet  ein  kleines,  so  kann  der 
Abschluss  von  Vereinbarungen  der  bezeichneten  Art  mit  einer 
soliden  Gesellschaft  möglicherweise  sogar  die  relativ  beste 
Lösung  der  Hagelversicherungsfrage  sein;  die  Schaffung  eines 
besonderen  verantwortungsreichen  neuen  staatlichen  Verwaltungs- 
apparats wird  vermieden,  eine  bereits  vorhandene  Organisation  für 
die  heimischen  Interessen  nutzbar  gemacht  und  das  Kisico  der 
Versicherung  auf  die  breiten  Schultern  der  ihre  Thätigkeit  über 
rin  weites  Gebiet  ausdehnenden  Gesellschaft  abgewälzt;  so  dass 
auch  das  aus  Mitteln  der  Allgeraeinheit  etwa  zu  bringende  Opfer 
in  verhältnissmässig  engen  Grenzen  sich  bewegen  kann. 

Anmerkung,  a)  In  der  vorbesprochenen  AVeise  ist  man,  nachdem  das  Project 
«ner  Zwangs-Versicherungsanstalt  im  Hinblick  auf  die  Abneigung  der  un- 
mittelbar betheiligten  Kreise  zunächst  nicht   weiter  verfolgt  und  aus  Gründen  der 
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oben  angedeuteten  Art  die  Emclitung  einer  Anstalt  nach  bayrischem  Vorgang 
ebenfalls  lebhaften  Bedenken  begegnete,  erstmals  im  Grossherzogthum  Baden 
vorgegangen  dnrch  Abschluss  eines  Vertrags  (vom  Febmar  1891)  mit  der  anf  dem 
Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  beruhenden  Norddeutschen  Hagelversicherungs- 
gesellschaft  in  Berlin,  inhaltlich  dessen  diese  zur  unbeding^n  Annahme  jeden 
Versicherungsantrags  sich  verpflichtet,  der  Regierung  und  den  Organen  der  Ereis- 
verwaltung  das  Kecht  einer  Begutachtung  des  Prämientarifs,  sowie  eine  Vertretung 
im  Verwaltungsrath  einräumt,  die  Bestellung  der  Vertrauensmänner  (Schätzer)  und 
darüber  hinaus  die  ganze  personelle  Organisation  des  Agenturwesens  den  Kreis- 
organen überlässt,  und  der  Regierung  das  Recht  einräumt,  „eine  dauernde  Controle 
über  die  Verwaltung  der  Gesellschaft  auszuüben.  Um  die  namentlich  bei  kleineren 
Landwirthen  gegen  Gegenseitigkeitsgesellschafien  bestehenden  Bedenklichkeiten,  die 
in  der  Ungewissheit  über  die  Höhe  der  Nachschussprämie  wurzeln,  zu  beseitigen, 
werden  sowohl  seitens  der  Kreise  wie  seitens  der  Regierung  Beihilfen  (Staats- 
mittel in  der  Hohe  von  jährlich  1(X)000  Mark)  zur  Verfugung  gestellt,  welche  dazu 
dienen  sollen,  den  Versicherten  die  ihnen  zur  Last  fallende  Nachschussp flicht 
theilweise  abzunehmen.  —  Der  practische  £rfolg  dieses  Vorgehens  zeigte  sich 
schon  im  ersten  Jahr  des  Bestehens  des  Vertrags  in  der  ungewöhnlichen  Zu- 
nahme der  Versicherungsverträge;  in  dem  einen  Kreis  Konstanz  mit  im 
Ganzen  219  Gemeinden  betrug  die  Zahl  der  Gemein  de  Versicherungen  allein  98  mit 
2163  Theilnehmem  und  einer  Versicherungssumme  von  rund  2,3  Millionen  Mark  und 
ausserdem  wurde  in  Einzelversicherungen  eine  weitere  halbe  Million  Mark  Feld- 
früchte in  Versicherung  gegeben;  dabei  waren  die  überwiegende  Mehrzahl  aller 
Versichernden  kleine  und  mittlere  Wirthe  (durchschnittliche  Versicherungssumme 
innerhalb  der  Gemeindeversicherungen:  1056  Mark),  ein  sprechender  Beweis  für  das 
Vorliegen  eines  Versicherungsbedürfnisses  gerade  auch  in  diesen  Kreisen  und  dafür, 
dass  sich  dasselbe  Befriedigung  verschafft,  sobald  nur  erst  einmal  vertrauens- 
würdige Anstalten  zur  Verfögung  stehen. 

b)  Bemerkenswerth  ist  auch  das  Vorgehen  des  Schweizerischen  Bundes- 
raths,  der  laut  Beschluss  vom  8.  April  1890  aus  eidgenössischen  Mitteln  den  Can- 
tonen  Beiträge  für  Förderung  der  Hagelversicherung  unter  folgenden 
Bedingungen  in  Aussicht  stellt:  1.  die  Bundesbeiträge  dürfen  wohl  zur  Erleichterung 
der  Prämienzahlungen,  nicht  aber  zur  Subventionirung  von  Hagelversicherungs- 
gesellschaften verwendet  werden,  auch  dann  nicht,  wenn  in  Folge  solcher  Subven- 
tionen eine  Gegenleistung  erhältlich  wäre,  wie  z.  B.  Aufhebung  des  Ausschlusses 
neuer  Versicherungen  in  sogenannten  hagelgefährdeten  Gegenden;  2.  Beiträge  zu 
den  Policekosten  dürfen  nur  unter  der  Bedingung  „ausgerichtet*^  werden,  dass  diese 
Gebühren  durch  die  Gesellschaften  keine  Erhöhung  erfahren;  3.  bei  der  „Ausrichtung" 
der  Beiträge  ist  namentlich  auf  die  kleinbürgerlichen  Verhältnisse  im  Sinne 
vorzugsweiser  Unterstützung  Minderbemittelter  Rücksicht  zu  nehmen. 
4.  Die  Beiträge  werden  im  Maximum  bis  zur  Höhe  der  cantonalen  Leistungen  (ur 
denselben  Zweck  verabfolgt.  —  Nach  einer  amtlichen  Mittheilung  betragt  in  den 
subventionir enden  Cantonen  (11) 

Zahl  der  Policen      Versicherungssumme      Zunahme  in  "  „ 

1889  5406  6146230  «on 

1890  8720  10050085  ^'^ 

während  in  den  nicht  subventionirenden  Cantonen  (14)  die  Versicherungssumme 
von  1889  auf  1890  nur  um  19,5  7o  (von  3180690  auf  1411405  Franc«)  gestiegen 
ist.  Die  cantonalen  und 'Bundesbeiträge  für  1890  beliefen  sich  auf  57 OOO  Francs; 
so  dass  also  mit  verhältnissmässig  geringen  Opfern  auch  hier  ein  erfreulicher  Erfolg 
erzielt  wurde. 
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Abschnitt  IV. 

Die  Tersiehernng  landwlrthsehaftlieher  Natzthiere. 

§  151.     Bedeutung    der    Viehversicherung;    Wesens- 
eigenthümlichkeiten  derselben;  Verhältniss   zur 

Seuchenpolizei. 

1.  Das  Bedürfniss,  gegen  plötzlich  eintretende  Verluste  im 
Stalle  gedeckt  zu  sein,  ist  ein  so  augenfälliges,  dass  die  der  Vieh- 
Tersicherung  dienenden  Veranstaltungen  (Kuhladen,  Kuh- 
gilden) bis  in  das  16.  Jahrhundert  sich  zurückverfolgen  lassen, 
einfachere  Formen  der  Versicherung  aber,  wie  sie  übrigens  auch 
heute  noch  weit  verbreitet  sind  (gegenseitige  Abnahme  des  Fleisches 
nothgeschlachteter  Thiere  durch  die  Gemeindegenossen  gegen 
♦•inen  vereinbarten  Vergütungesatz),  wohl  schon  in  weiter  zurück- 
liegenden Zeiten  bestanden  haben  werden.  Im  Unterschied  von 
der  Hagelversicherung,  deren  Wichtigkeit  mit  der  Grösse  der 
Wirthschaftsfläche  wächst  und  von  der  daher  in  den  mittleren  imd 
grösseren  Wirthschaften  vorwiegend  Gebrauch  gemacht  wird, 
wächst  das  Bedürfniss  einer  Versicherung  gegen  Unfälle  im  Stall 
mit  der  zunehmenden  Kleinheit  des  landwirthschaftlichen  Betriebs. 
Während  beim  Vorhandensein  eines  grossen  Viehstandes  das  zeit- 
weise Umstehen  oder  die  zur  Nothschlachtung  führende  Erkrankung 
eines  Thieres  füglich  ohne  nennenswerthen  Einfluss  auf  die  Ver- 
mögensverhältnisse des  Wirths  bleiben  wird  imd  die  Selbst- 
versicherung, d.  h.  die  jährliche  massige  Abschreibung  von 
Betriebskapital  des  lebenden  Inventars  möglicherweise  sogar  billiger 
>ieh  stellt,  als  die  eigentliche  Versicherungsnahme,  ist  in  kleineren 
Wirthschaften,  wo  nur  wenige  Thiere  gehalten  werden  und  wo 
jedes  Thier,  sei  es  wegen  der  Gespannhaltung  oder  der  Milch- 
nutzung oder  der  Düngererzeugung  unentbehrlich  ist,  der  Verlust 
selbst  nur  eines  Stückes  sehr  leicht  von  Störungen  bedenklichster 
Art  begleitet.  Wegen  der  vielfach  vorhandenen  Betriebskapital- 
armuth  der  hieher  gehörigen  Wirthschaften  kann  die  Ergänzung 
Jes  Abgangs  meist  nur  unter  Inanspruchnahme  des  Personalcredits 
**rfolgen,   wodurch   dem  unsoliden  Viehhandel   die  willkommenste 
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in  der  häufig  festgestellten  Thatsache  solchen  Missbrauchs  eine 
Hauptursache  liegt,  wesshalb  so  viele  Landwirthe  der  Viehversiche- 
rung ablehnend  gegenüber  stehen. 

Anmerkung.  Der  Mangel  einer  zuverlässigen  Unfallstatistik  betreffsder 
landwirthschaftUchen  Hausthiere  macht  sich  für  die  Organisirung  der  Viehversiche- 
rung  länderweise  unangenehm  fühlbar;  eine  Besserung  ist  von  der  fortschreitenden 
Organisirung  des  Yeterinärwesens  und  der  Ausbildung  einer  geordneten  Fleischbeschau 
zu  erwarten.  Eine  auf  einen  längeren  Zeitraum  sich  erstreckende  sorg^tige 
Statistik  der  YerlustföUe  im  Rindviehbestand  besitzt,  soweit  bekannt,  nur  Baden. 
Inhaltlich  dieser  Statistik  schw^ankt  die  Zahl  der  jährlich  nothgeschlachtetenThiere 
zwischen  4000  und  8000,  der  auf  den  Wasen  (Abdeckerei)  verbrachten  (umgestandenen) 
Thiere  zwischen  bOO  und  2000,  und  die  mittleren  Verluste  für  die  16jährige  Periode 
(1873/88)  steUten  sich  für  jene  auf  öö97,  für  diese  auf  1193,  im  Ganzen  auf 
6790  Stück  im  Jahre,  d.  h.  bei  einem  mittleren  Rindviehbestand  von  624494  auf 
li09Vo*  Nimmt  man  an,  dass  der  mittlere  Werth  eines  Yiehstücks  216  Mark  betragt, 
femer,  dass  bei  nothgeschlachteten  Thieren  im  Durchschnitt  38 — 40%,  bei  verlochteu 
Thieren  4Vo  des  W^erthes  verwerthet  w^erden  können,  so  ergiebt  sich  demnach  für 
Baden  ein  durch  Unglücksfalle  im  Stalle  am  Rindviehbestand  veranlasster  Schaden 
von  rund  1  Million  Mark  oder  0,707o  des  Werths  oder  70  Pfennig  auf  je  lOOMark 
Viehwert h.  Dieses  für  Baden  ermittelte  Ergebniss  dürfte  auch  für  andere  Staaten 
mit  ähnlichen  Besitz  Verhältnissen  (Vorherrschen  des  Kleinbauernstandes)  zu- 
treffen, wogegen  beim  Vorwalten  des  mittleren  und  grösseren  Besitzes  die 
Verlustziffer  sich  wohl  etwas  günstiger  darstellt.  (Vgl.  die  Anlage  I  zum  badischen 
Gesetzentwurf  über  die  Versicherung  der  Rindviehbestände,  Landtag  1889/90X 

3.  Wie  auf  den  Gesundheitszustand  der  Hausthiere  überhaupt, 
so  ist  auch  auf  die  Gestaltung  des  Viehversicherungswesens  die 
Einrichtung  des  Veterin  ärwesens  und  der  Veterinärgesetz- 
gebung und  namentlich  die  Art  der  Seuchenbekämpfung 
von  nachhaltigem  Einfluss.  Wo,  wie  in  den  mitteleuropäischen 
Staaten,  durch  die  Seuchengesetze  fQr  an  Seuchen  gefallene  oder 
auf  polizeiliche  Anordnung  getödtete  seuchenkranke  oder  seuchen- 
verdächtige Thiere  (im  Fall  der  Kotzkrankheit  bei  Pferden,  der 
Rinderpest,  der  Lungenseuche  und  des  Milzbrandes  bei  Rindvieh), 
sei  es  unmittelbar  aus  der  Staatskasse,  sei  es  durch  Zwangs- 
umlegung  der  Entschädigungskosten  auf  die  Gesammtheit  der 
betheiligten  Thierbesitzer,  Entschädigung  gewährt  wird,  ist  der 
Kreis  der  der  Versicherung  zufallenden  Verlustfälle  wesentlich  ein- 
geengt worden;  und  die  Durchführbarkeit  der  Viehversichening 
könnte  nur  gewinnen,  sobald  auch  andere  wichtige  Seuchenkrank- 
heiten (Tuberkulose  des  Rindes,  Rothlauf  der  Schweine)  gleich  den 
vorgenannten  Seuchen  mit  der  Zeit  Gegenstand  der  seuchenpolizei- 
lichen Bekämpfung  werden  sollten.      (Vgl.  §  154  u.  1G2  ff.). 
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und  Schaffung  einer  ausreichenden  Viehversicherungs- 
möglichkeit  bedingen  sich  daher  ebenso  gegenseitig,  wie  kapital- 
intensiver Ackerbau  und  gute  Hagelversicherungsgelegenheit,  und 
die  Bestrebungen,  welche  dem  erstgedachten  Ziel  sich  widmen, 
dürfen  daher  auch  die  richtige  und  erfolgreiche  Lösung  der  Vieh- 
versicherungsfrage nicht  ausser  Acht  lassen. 

Anmerkung.  Die  Bedeutung  der  Viehversiclierung  erhellt  aus  den  grossen 
Wenhkapitalien,  die  der  Viehstand  repräsentirt,  wobei  auf  die  statistischen  Angaben 
in  Bd.  I,  8.  78 ff. ,  zu  verweisen  ist;  insgesammt  entfallt  in  Deutschland  auf 
1  ha  Fläche  ein  Gesammtviehwerth  (Rinder,  Pferde,  Schweine,  Schafe,  Ziegen)  von 
175  Mark. 

2.  Einen  bemerkenswerthen  und  für  diese  Lösuns:  schwer  ins 
LJewicht  fallenden  Unterschied   von  der  Hagelversicherung 
weist  die  Vieh-(Pferde-,   Bindvieh-,   Schweine-)versicherung  darin 
auf,  dass  dort  der  Unfall  mit  dem  Merkmal  des  Unabwendbaren 
behaftet  ist,  während  hier,  soweit  nicht  gewisse  schnell  verlaufende 
Seuchenkrankheiten  in  Frage  stehen,  nicht  nur  aufmerksame  und 
inite  Pflege   und  Fütterung,   sowie  Vorsorge  für  rechtzeitige  Heil- 
behandlung Unfälle  hintanzuhalten   vermag,  sondern   auch  Unfälle 
geradezu   in  gewinnsüchtiger  Absicht  (ähnlich  wie  bei  der  Brand- 
versicherung   auch)   herbeigeführt  werden   können.     Die   Viehver- 
sicherung bedingt   desshalb    besondere   Vorkehrungen,    um 
ihrenMitgliedem  gegen  Leichtsinn  oder  Betnig  Schutz  zu  gewähren, 
und  es  erklärt  sich  hieraus,  wesshalb  einerseits  so  viel  Landwirthe 
und  wieder  namentlich   die  grösseren,  welche  ihren  Thieren   eine 
bessere  Wartung  zu  Theil  werden  lassen  können.  Anstand  nehmen, 
an  einer  Viehversicherung  sich  zu  betheiligen,  und  andererseits  die 
an  sich  versicherungsökonomisch  wünschen swerthe  Ausdehnung  des 
Versicherungsgebiets    nicht    dasselbe    leistet  wie    bei   der  Hagel- 
versicherung,  weil  mit  dieser  Ausdehnung   die  ausreichende  Con- 
trole    der    Versicherten    erschwert    und    die    Gefahr    einer    durch 
Fahrlässigkeit  oder  böswillige  Absicht  herbeigeführten  Häufung  der 
Verlustfälle   gesteigert  wird.     Wenn  diese  Verhältnisse  mit  Xoth- 
wendigkeit     zur    Erlassung    complicirter    Versicherungs- 
bndingungen  hindrängen,  deren  Nichtbeachtung  den  Verlust  der 
Entschädigung    nach   sich   zieht,    so   ist  damit  unsoliden    Gosell- 
niaften   freilich   eine  besonders    reichliche   Gelegenheit  zu   miss- 
brauchlicher  Anwendung    dieser  Bedingungen,    insbesondere    also 
zu  willkürlichen  Kürzungen  oder  Versagungen  der  Entschädigungs- 
ansprüche gegeben;  wie  denn  in  der  befürchteten  Möglichkeit  und 
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strebt,  i'vährend  die  Gesellschaftsinteressen  möglicherweise  das  entgegengesetzte  Yer- 
fahren  erheischen.  Hieraas  entwickeln  sich  nicht  selten  die  unerquicklichsten 
Streitigkeiten,  zumal  bei  der  meist  unbestimmten  Fassung  der  einschlagigen  Vor- 
schriften die  Gesellschaftsleitung  immer  leicht  bestreiten  kann,  dass  der  Versicherte 
den  Versicherungsauflagen  rechtzeitig  und  in  richtiger  Weise  nachgekommen  sei. 
Noch  mehr  wie  betreffs  der  unter  Ziffer  2  erwähnten  Bedingungen  ist  der  Versicherte 
bezüglich  seines  Verhaltens  in  Bezug  auf  erkrankte  oder  verletzte  Thiere  dem 
discretionären  Ermessen  der  Gesellschaften  gänzlich  überantwortet  und  es  besteht 
keine  Bürgschaft,  dass  überall  dann,  wenn  „der  Versicherte  nach  bestem  Ermessen 
gehandelt  hat,  eine  loyale  Verwaltung,  eingedenk,  dass  die  Versicherungsgesell- 
schaften, vor  allem  aber  die  gegenseitigen,  nur  humanitäre  Zwecke  yerfolgen  sollen, 
Nachsicht  zu  üben  yerstehe**  (A.  Jäger). 

4.  Die  von  den  Gesellschaften  übernommene  Entschädig  an  gspflicht  erfahrt 
statutengemäss  regelmässig  in  folgenden  Beziehungen  eine  Schranke:    a)  die  Thiere 
haben  vor  der  Auftiahme  eine  Prüfungszeit  (Carenzzeit)zu  bestehen  (10— 90 Tage >. 
innerhalb  deren  die  Versicherungspflicht  ruht;  b)  die  Versicherung  ist  keine  Kapital- 
versicherung ,    es  wird  desshalb  für  die  natürliche  Werthminderung,  die  die  Folge 
zunehmenden   Alters   oder   erworbener   Fehler   ist,   keine  Entschädigung  geleistet, 
letztere  vielmehr   nach  dem  Werth  bemessen,   den  das   Thier  in  dem  Augenblicke 
des  Todes  oder  der  tödtlichen  Erkrankung  hatte,  gleichviel  mit  welcher  Werthsumme 
das  Thier  zur  Versicherung  angemeldet  war.     c)  Eine  Entschädigungspflicht  wird 
für  Fälle   aussergewöhnUclier  Art,   in  denen   eine  Massenvemichtung  von  Thieren 
durch  höhere  Gewalt  in  Frage  steht  (Krieg,  Aufruhr,  Erdbeben,  Explosion,  üeber- 
schwemmung,  Verschüttung),   weiter  für  Unglücksfalle,  gegen  welche  auf  anderem 
Wege  eine  Versicherungsmöglichkeit  gegeben  ist  (Feuer,  Blitz),  femer  für  Verlast* 
falle  in  Folge  von  Währschaftsfehlem  des  Thiers  innerhalb  der  geordneten  Währ- 
Schaftsfristen,  weiterhin  beim  Vorliegen  von  Verlustfallen,  in  welchen  nach  den  be- 
stehenden  Seuchen gesetzen  eine  Entschädigung   aus  anderen  Fonds  gegeben  wird, 
endlich  im  Fall  der  Boppelversicherung  nicht  anerkannt.    Im  Uebrigen  geht,  i^ie 
bereits  angedeutet,   gemeinhin  der  Entschädigungsanspruch  verloren,  wenn  der  ver- 
lustige Thierbesitzer  gegen  die  ausdrücklichen  Vorschriften  des  Versicherungsvertrags 
sich  verfehlt  hat  und  zwar  nicht  bloss,    wenn  der  Versichert«  den  Verlust  schuld- 
hafter Weise  herbeigeführt  hat  (durch  Thierquälerei,  Versäumung  rechtaeeitiger  Heil- 
beliandlung,  Verfehlung  gegen  die  seuchengesetzUchen  Vorschriflen) ,  sondern  auch 
schon  dann,  wenn  unrichtige  Angaben  bei  der  Anmeldung  des  Thiers  in  Bezug  auf 
Bezeichnung,  Alter,  Gebrauchsart,  Werth  etc.  gemacht  oder  nachträglich  eine  Aende- 
rung  in  der  Verwendungsweise  des  Thiers  ohne  Anzeigeerstattung  vorgenommen  warden 
u.  a.  m. ,   Bestimmungen,    die  an  sich  nicht  zu  beanstanden   sind,    aber  durch   die 
meist  übliche,  äusserst  dehnbare  Fassung  der  Statuten  einen  für  den  Versicherten 
und  seine  Versicherungsansprüche  sehr  bedenklichen  Charakter  annehmen.    So  z.  B.. 
wenn  es  in  §  16  der  National -Vieh -Versicherungs- Gesellschaft  in  Cassel  oder  in 
§  31  der  Sächsischen  Vieh-Versicherungsbank  in  Dresden  ziemlich  übereinstimmeud 
heisst:    „wenn  der  Versicherte  wesentliche  (I)  Umstände,  welche  für  die  Annahmt- 
der  Versicherung  seitens  der  Bank  resp.  für  die  Beurtheilung  des  von  derselben  zQ 
übernehmenden  Risicos  und  für  die  Feststellung  des  Schadens  maassgebend  scheinen, 
verschwiegen  oder  die  ihm  im  Versicherungsantrag,  sowie  in  Schadensangelegenheitf« 
zur  Beantwortung  vorgelegten  Fragen  wahrheitswidrig  beantwortet  hat" ;  oder  wenn 
von  „Nachlässigkeit  in  der  Wartung  und  Pflege**,  von  „Verwendung  des  Thier»  in 
zweckwidriger   oder  die  (iesammtheit  schädigender  Weise",   von  „ungenügender  l^- 
aufsichtigung**  als  Ausschlussgründen  die  Rede  ist. 

5.  Die  Höhe  der  im  Einzelfalle  zu  verwilligenden  Entschädigung  wird  dunh 
Abschätzung  ermittelt,  die  in  der  Regel  durch  ein  von  der  Gesellschaft  bestellte^ 
Anstaltsmitglied,  bei  einzelnen  Gesellschaften  auch  durch  zwei  Schätzer,  von  dent-n 
der  eine  durch  die  Anstalt,  der  andere  durch  den  Beschädigtsn  bestellt  wird,  vor- 
zunehmen ist.  In  keinem  Falle  wird  der  so  ermittelte  Werth  voll  vergütet;  vielmehr 
beträgt  die  Entschädigung  meist  nur  zwei  Drittel  bis  drei  Viertel  des  Schätzung^ 
werths,  um  jeder  Speculation  zum  Nachtheil  der  Gesellschaft  vorzubeugen  und  uro 
dem  versicherten  Mitgliede  einen  Ansporn  zur  guten  Behandlung  der  versicherten 
Tliiere    zu    geben.     Da  femer  in  der  3Iehrzahl  der  Verlustfalle  Theile  des  Thier> 
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Tenrerthet  werden  können  (mindestens  die  Haut  und  die  Knochen,  vielfach 
auch  —  bei  Nothschlachtungen  —  das  Fleisch),  eine  Verwerthung  von  Gesellschafts- 
wegen aber  in  der  Begel  schwer  ausfuhrbar  sich  erweist,  so  pflegt  statutengemäss 
die  Pflicht  zur  bestmöglichen  Yerwerthung  den  Versicherten  mittelbar  durch  ent* 
sprechende  Abzäge  an  der  Entschädigungssumme  zugewiesen  zu  werden. 


§153.  Die  Organisationsformen  in  der  Viehversicherung. 

1.  Die  Gegenseitigkeitsgesellschaften.  ümeineGrund- 
Is^e  für  die  Beurtheilung  der  Frage  nach  der  besten  Organisa- 
tion des  Viehversicherungswesens  zu  gewinnen,  muss  man 
vor  Allem  die  mehrfach  besonderen  Schwierigkeiten  der  ausreichen- 
den Controlirung  der  in  Versicherung  gegebenen  Thiere  sich  gegen- 
wartig halten.  Denn  viel  mehr  als  bei  der  Feuerversicherung  wird 
bei  der  Viehversicherung  mit  der  Thatsache  des  Versichenmgs- 
abschlusses  die  Gefahr  der  Verluste  wesentlich  gesteigert,  „weil 
eben  der  Besitzer  an  der  Erhaltung  des  Versicherungsobjectes  häufig 
kein  materielles  Interesse  mehr  hat,  in  Folge  dessen  auch  nicht 
selten  der  Versuchung  zu  Missbrauch  der  Versicherung,  die  unter 
den  mannigfachsten  Verhältnissen  und  aus  verschiedenartigsten 
Gründen  an  ihn  herantreten  kann,  zum  Nachtheile  der  Gesellschaft 
erliegen  wird"^).  Je  grösser  das  Versicherungsgebiet  ist,  um  so 
mehr  steigern  sich  in  Ermangelung  geeigneter  örtlicher  Organe 
die  Schwierigkeiten  der  Ueberwachung,  und  um  so  mehr 
tritt  in  Folge  dessen  die  Nothwendigkeit  hervor,  durch  zahllose 
Vorbehalte  im  Vertrag  und  durch  weitgehende  Auflagen  an  die 
Versicherten  den  Mangel  einer  Ueberwachung  auszugleichen,  um 
so  mehr  wird  für  die  versichernden  Gesellschaften  ein  Anreiz 
gegeben  sein,  „winkelzügige,  unklare  Abfassung  der  Versicherungs- 
bedingungen, gelegentliche  chikanöse  Auslegung  derselben  als 
Correctiv  gegen  diesen  Mangel  zu  benützen",  um  so  erklärlicher 
ist  es  aber  auch,  dass  in  weiten  Kreisen  der  Thierbesitzer  die 
Viehversicherungsgesellschaften  seit  langem  mit  Misstrauen  be- 
trachtet werden,  so  dass  nur  die  Unmöglichkeit,  in  anderer,  besserer 
Weise  das  Versicherungsbedürfniss  zu  befriedigen,  selbst  anerkannt 
unreellen  Gesellschaften  immer  wieder  von  Neuem  Mitglieder  zu- 
führt Sehr  begreiflich  ist  bei  der  riskanten  Natur  des  Vieh- 
versicherungsgeschäfts  für  den  untemehmungsweisen  Betrieb  im 
Grossen   die  Form   der  Actiengesellschaft  ohne  Anwendung 
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geblieben  und  hat  nur  die  Gegenseitigkeitsgesellscliaft 
das  Feld  behauptet;  mehr  als  auf  anderen  Gebieten  der  Ver- 
sicherung hat  sich  aber  gerade  hier  gezeigt,  dass  der  Xame 
Gegenseitigkeit  eine  wahrhaft  gemeinnützige  Thätigkeit  keineswegs 
verbürgt,  wie  denn  manche  Gesellschaftsgründung  sich  nachträglich 
als  „eine  Bauernfängerei  im  grossen  Stil"  erwiesen  hat,  lediglich 
dazu  bestimmt,  „einer  Anzahl  von  Leuten,  die  auf  anderen  Gebieten 
vielleicht  schon  Schiffbruch  erlitten  haben,  eine  auskömmliche 
Existenz  zu  gewähren".  Die  zahlreichen  durch  frivole  Process- 
führungen,  illoyale  Kürzungen  vertragsmässiger  Ansprüche,  rigorose 
Handhabung  der  Kündigungsvorschriften  etc.  veranlassten  Ver- 
warnungen, die  landwirthschaftliche  Vereine  gegen  einzelne  Ge- 
sellschaften von  Zeit  zu  Zeit  im  Interesse  ihrer  Mitglieder  zu 
erlassen  pflegen,  beweisen  zur  Genüge,  dass  nicht  jede  unter  der 
Firma  der  „Gegenseitigkeit"  arbeitende  Gesellschaft  vertrauens- 
würdig ist,  und  lassen  leicht  erklärlich  erscheinen,  dass  überall 
und  seit  längerer  Zeit  die  landwirthschaftliche  Staats-  und  Vereins- 
fürsorge  bemüht  sich  zeigt,  für  die  Befriedigung  des  Versichenmgs- 
bedürfnisses  auf  diesem  Gebiete  andere,  gangbarere  Wege  ausfindig 
zu  machen. 

Anmerkung,  a)  Ceber  das  unsolide  Treiben  einzelner  ViehTersicliemngs- 
geseUschaften  giebt  eine  gute  Blomenlese  Märklin,  a.  a.  S.,  0.  20.  —  Eine  dra- 
stische Kritik  der  Sächsischen  Vieh- Versicherungsbank  auf  Gegenseitigkeit  in  Dresdeu 
bei  y.  Lan'gsdorff,  Die  Landwirthschaft  in  Sachsen,  1889,  S.  176  ff.,  wo  diese 
Anstalt  als  „ein  unter  Benutzung  von  Credit  in's  Leben  gerufenes  Privat- 
unternehmen  des  Gener aldirectors  charakterisirt  wird,  dessen  Kosten  die 
Versicherten  tragen  müssen**;  Yerwaltungskosten  im  Durchschnitt  1880./85 
43,54  Vo  d^f  Prämieneinnahmen.  In  der  frivolen  Ablehnung  von  fintschädigungs- 
ansprüchen  scheint  diese  Bank  das  denkbar  Mögliche  zu  leisten;  und  die  Ton  der 
Bank  eingeführte  Gewährung  von  Gratificationen  an  die  Agenten  für  Anzeigen  über 
statutenwidrige  Handlungen  seitens  der  Beschädigten  hat  die  Folge  gehabt,  , ge- 
wissenlose Agenten  zur  Vornahme  betrügerischer  Manipulationen  zu  yeranlassen. 
um  zuerst  Provisionen  aus  Abschlüssen  von  Versicherungen  unter  Verschweigiing 
des  wahren  Thatbestandes  und  sodann  bei  SchadenfäUen  die  Anzeige-Prämie  für 
nunmehrige  Angabe  der  Zuwiderhandlung  zu  erlangen**,  v.  Langsdorff  theilt  in 
einem  Referat  an  den  Deutschen  Landwirthscha&rath  (Archiv,  3.  457  ff.)  nirht 
weniger  als  25  Ablehnungsgründe  mit,  die  in  dem  Statut  der  grössten  deut- 
schen Viehversicherungsanstalt  enthalten  sind,  und  bemerkt  dazu:  „Die  Zahl  der 
Gründe  für  Ablehnung  von  Entschädigungen  ist  hier  so  gross,  dass  in  den  meisten 
Fällen  wegen  eines  begangenen  Formfehlers  die  Entschädigung  verweigert  werden 
kann,  ohne  dass  es  dem  betroffenen  Viehbesitzer  möglich  wäre,  im  Weg  der  ge- 
richtlichen Klage  dieselbe  zu  erzwingen,  und  doch  sind  es  zumeist  solche,  wie  sie 
im  Interesse  des  Bestehens  der  Gesellschaft  vorgesehen  werden  müssen,  um  die 
redlichen  Mitglieder  durch  Ausbeutung  vor  solchen  zu  schützen,  die  die  Versicherun!: 
lediglich  als  Mittel  zum  Gewinn  betrachten**  —  aber  wie  leicht  ist  es  auch  bei 
solcher  Sachlage  einer  privaten  Gesellschaft  gemacht,  sich  der  loyalen  ETfuUnng 
ihrer  Versicherung^-Verpflichtungen  zu  entziehen. 

b)  Nach  A.Jäger  (S.  47)  schwanken  die  Verwaltungsunkosten  der  ein- 
zelnen  Gegenseitigkeitsgesellschaften   zwischen  15  und  38  7o  ^^^  Jahreaeinnahmen. 
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Nach  der  Wo  11  mann* sehen  Yersicherungszeitnng,  1887,  Nr.  30,  betragen  bei  den 
7  grossen  deatschen  Yiehversicheningsgesellseliaften  im  Jahr  1883  die  gezahlten 
Entschädigungssummen  691329  M.,  die  Yerwaltungskosten  304386  M.,  letztere 
stellten  also  im  Darchschnitt  44 %  ^er  Schäden  dar;  das  günstigste  Verhältniss  bei 
einer  Gesellschaft  war  24  7oi  ^^  angünstigste  72°/o-  Dagegen  hatten  in  dem- 
selben Jahr  die  gesammten  Ortsviehversicherungsvereine  der  Rheinprovinz 
1)99124  M.  an  Schäden  and  63878  M.  an  Unkosten  aufznbringen,  letztere  betragen 
also  nur  16  ^/o  der  ersteren. 

c)  T.  Langsdorff  zählt  in  dem  citirten  Referat  an  den  Deatschen  Landwirth- 
s<haft9rath  19  Oegenseitigkeitsgesellschaften  aaf,  von  denen  aber  nar  5  einen  Yer- 
sicheniDgsbestand  von  über  ö  Hill.  M.,  nar  eine  einen  solchen  von  über  2ö  Mill.  M. 
aufweist;  wegen  des  grossen  Risicos  der  Rindviehversicherang  wird  diese  meist  nicht 
besonders  gepflegt  im  Gegensatz  za  der  lohnenderen  Pferdeversicherong;  z.  B.  ent^ 
fielen  1892  bei  der  Sächsischen  Yieh-Yersichernngsbank  von  48611  Stück  ver- 
«cherten  Grossviehs  aaf  Pferde  36172  (74,41  7o),  aaf  Rindvieh  nar  12439  (25,59  ^o)- 

2.  Oertliche  Versicherungsvereine.  Vielfältige  Be- 
obachtungen zeigen,  dass  beim  Vorhandensein  zweckmässiger 
Statuten,  um  deren  Aufstellung  und  Einbürgerung  landwirthschaft- 
liche  Vereine  mehrfach  mit  Erfolg  thätig  gewesen  sind,  mit 
örtlichen  Viehversicherungsvereinen  dem  Versicherungs- 
bedürfniss  leidlich  entsprochen  werden  kann;  viele  Landwirthe 
erachten  diese  Versicherungsorganisation  auch  heute  noch  für  aus- 
reichend und  an  zahlreichen  Orten  behilft  man  sich  wohl  selbst 
so,  dass  in  Fällen  der  Nothschlachtung  von  Thieren  der  geniess- 
bare  Theil  des  Fleisches  nach  einem  gewissen,  in  der  Kegel  nach 
<ler  Grösse  des  Thierbestandes  sich  richtenden  Verhältnisssatz  von 
den  Angehörigen  der  Gemeinde  gegen  einen  massigen  Anschlag 
übernommen  wird.  —  Immerhin  haften  auch  diesen  örtlichen 
Vereinen  mancherlei  Mängel  an,  die  zur  Folge  haben,  dass  viele 
derselben  nach  verhältnissmässig  kurzer  Zeit  des  Bestandes  wieder 
eingehen  und  dass  die  Errichtung  neuer  oder  die  Wiedererrichtung 
eingegangener  Vereine  auf  Schwierigkeiten  stösst.  Die  Haupt- 
ursache der  Schwierigkeiten  ist  durch  die  Kleinheit  des  Ver- 
sicherungsgebiets dieser  örtlichen  Vereine  gegeben,  in  Folge  dessen 
es  an  einer  angemessenen  Ausgleichungsmöglichkeit  fehlt  und  alle 
durch  die  Zufälligkeiten  zeitlicher  und  örtlicher  Verhältnisse  ver- 
ursachten besonderen  Gefahrmomente  (ungünstiger  Ausfall  derFutter- 
prnte  und  dadurch  veranlasste  Häufung  von  Verdauungskrankheiten) 
innerhalb  des  kleinen  Versicherungsgebiets  mit  unverminderter 
Schärfe  zur  jeweiligen  vollen  Geltung  kommen.  In  kleinen  Ge- 
meinden mit  geringer  Viehstückzahl  liegen  desshalb  von  vorn- 
herein die  Aussichten  für  eine  gedeihliche  Thätigkeit  nicht  sehr 
günstig,  aber  selbst  in  grösseren  Gemeinden  jedenfalls  dann  nicht, 
wenn  ein  erheblicher  Theil  des  Viehbestandes  der  Versicherimg 
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entzogen  bleibt.  Dies  ist  aber  häufig  der  Fall,  da  die  Besitzer 
mit  grösserem  Viehbestand  ungern  solchen  Vereinen  beitreten,  theils 
weil  sie  vermöge  der  besseren  Haltung  ihres  Viehs  eine  ungleiche 
Vertheilung  der  Versicherungslast  fürchten,  theils  weil  sie  —  eben 
wegen  der  Grösse  ihres  Viehbestandes  —  einer  Selbstversicherung 
den  Vorzug  geben  zu  müssen  glauben.  Kommt  aber  gleichwohl 
ein  Ortsverein  zu  Stande,  so  reichen  oft  wenige,  in  rascher  Folge 
auftretende  Unfälle  hin,  die  übernommene  Last  als  eine  drückende 
erscheinen  zu  lassen,  und  es  erfolgen  Austrittserklärungen,  die  den 
Fortbestand  des  Vereins  gefährden.  —  Einen  Schutz  gegen  solche 
Fahnenflucht  und  die  daraus  entspringenden  Folgen  vermöchte 
nur  die  Schaffung  einer  Kückversicherungsmöglichkeit 
zu  bieten,  die  freilich  eine  gleichartige  Organisation  in  allen  dem 
Eückversicherungsverband  angehörenden  Einzelvereinen,  aber  auch 
eine  gleichmässige  Handhabung  der  Versicherungsbedingimgen 
voraussetzt  und  zu  der  es  desshalb,  mangels  entsprechender,  solche 
Verbandsbildung  ermöglichender  Gesetzesvorschriften ,  nur  sehr 
vereinzelt  gekommen  ist. 

Anmerkung:.  Statistische  Antraben.  I.  Deutschland.  In  Preussen 
zählte  man  1883:  4021  örtliche  Viehversicherungsvereine  mit  399501  Theil- 
nehmem,  1 025 193  versicherten  Thierstücken  und  142226044  M.  Versichenuigswerth 
und  es  waren  versichert  von  Pferden  4,1 7o»  Rindern  3,2,  Schafen  0,03,  Schweinen  6,2, 
Ziegen  0,2  ^o;  1887  haben  sich  die  ersteren  Zahlen  auf  4875  Vereine,  512594  Tbeil- 
nehmer,  1456189  Thierstücke  und  177975172  M.  Versicherungswerth  erhöht;  alw> 
Zunahme  im  Versicherungswerth  in  3  Jahren  um  rund  36  Millionen  M.  Bei  den 
grösseren  Gesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  (im  Ganzen  dermalen  19)  waren  dagegen 
1886  nur  19435064  M.  in  Versicherung  gegeben.  Die  Gesammtversicherungssumme 
in  Preussen  (in  Orts-  und  grösseren  Versicherungsanstalten)  belief  sich  1886  anf 
219  Mill.  M.  =  6,5  7o  des  Viehwerthes. 

In  Bayern  waren  1887  bei  Versicherungsgesellschaften  in  Versicherung  ge- 
geben von  dem  Pferdebestand  1,5,  von  Rindern  0,14°/,,;  über  die  etwaige  Thätigkeit 
von  localen  Versicherungsvereinen,  denen  man  sich  neuerdings  „mehr  zuneigt, 
da  sie  sich  bei  geringerem  Umfang  leichter  überblicken  und  beurtheilen  lassen", 
fehlen  genauere  amtliche  Angaben;  die  Gesammtzahl  derselben  belief  sich  Ende  der 
achtziger  Jahre  auf  rund  300. 

In  Sachsen  soll  nach  amtlichen  Mittheilungen  die  Versicherung  sich  in  etwa 
80  Vereinen  auf  kaum  mehr  als  1  %  des  Gesammtviehstandes  erstrecken.  Besondere 
Einrichtung  einer  Bullen-Versicherungskasse  seit  1885  als  gemeinsames  Unternehmen 
der  landw.  Kreisvereine  —  siehe  v.  Langsdorff,  Die  Landwirthschaft  in  Sachsen, 
1889,  S.  163. 

In  Württemberg  sind  etwa  300  Vereine. 

In  Baden  zählte  man  1887  482  örtliche  Vieh-Versicherungsvereine  mit  45260 
Mitgliedern  mit  einem  versicherten  Rindviehbestand  von  136066  Stück  (22,61*» 
des  Gesammtbestandes)  und  einem  Versicherungswerth  von  rund  21  Millionen  M.; 
ausserdem  bestehen  einige  Ortsvereine  für  Pferdeversicherung  und  eine  auf  dem 
(irundsatz  der  Gegenseitigkeit  beruhende  Pferdeversicherungsanstalt,  die  auch  in 
Elsass-Lothringen  und  in  der  Schweiz  arbeitet  und  bei  welcher  1888  6061  Pferde 
(rund  10%  mit  einem  Werth  von  3.3  Millionen  M.)  versichert  waren.  —  üeber  das 
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Vorkommen  in  anderen  deutschen  Staaten  siehe  das  dtirte  Referat  von  v.  Längs- 
liorff  im  Archiv  des  D.  Landwirthschaffcsraths  1893,  S.  420  £f. 

Yerhältnissmässig  geringe  Entwickelung  des  Versicherungswesens  auch  in 
Frankreich.  Nach  dem  L^agent  d^assurances  betrug  1890  die  Zahl  der  ver- 
Moherten  Yiehbesitzer  20953,  der  Werth  der  versicherten  Thiere  38  Millionen  Frcs., 
während  die  Stückzahl  der  landw.  Hansthiere  auf  46  Millionen,  der  Werth  derselben 
auf  b*U  Milliarden  Francs  sich  beläuft  (Bd.  I,  S.  78  £f.). 

3.  Oeffentlich-rechtliche  Ordnung.  Das  relativ  Un- 
srenügende  der  vorhandenen  privaten  Organisationsformen  in  der 
ViehTersicherung  hat  zeitweise  den  Gedanken  einer  allgemeinen, 
«obligatorischen,  gegenüber  allen  Unfällen  im  Stalle  wirksamen 
Versichemng  (Zwangsversicherung)  nahegelegt,  es  ist  ihm 
bis  jetzt  aber,  soweit  bekannt,  nirgends  näher  getreten  worden  und 
zwar  zumeist  wohl  desshalb,  weil  man  in  der  grossen  Verschieden- 
heit der  Wirthschaftsweisen  und  der  dadurch  bedingten  Ver- 
schiedenheit der  Verlustgefahr  innerhalb  der  einzelnen  Theile  eines 
und  desselben  Staatsgebiets  ein  Hindemiss  für  eine  gerechte 
Durchführung  der  Zwangsorganisation  erblicken  zu  müssen  glaubte; 
und  es  hat  daher  die  im  Zwangsweg  erfolgende  Umlegung  der 
durch  Thierverluste  entstandenen  Verluste  nur  in  der  Form  der 
Seuchen-Zwangsversicherung  Anwendung  gefunden,  die 
indess  als  Versicherung  im  eigentlichen  Sinne  nicht  angesehen 
werden  kann  (vgl.  §  154  unten)  ^).  Die  Bestrebungen  auf  Herbei- 
führung einer  besseren  Versicherungsmöglichkeit,  als  sie  die  be- 
stehenden Organisationen  darbieten,  werden  daher  sich  darauf  zu 
beschränken  haben,  die  an  sich  rationellste  Art  der  Versicherung, 
nämlich  in  der  Form  von  Ortsvereinen  oder  kleineren  Ver- 
bänden, durch  eine  gesetzliche  Ordnung  ihrer  Thätig- 
keit,  sowie  durch  Ermöglichung  einer  gemeinsamen  Schaden- 
tragung  in  grösseren  Verbänden  von  den  der  seitherigen  Organi- 
:^ation  anhaftenden  Mängeln  zu  befreien ;  wobei  vielleicht  in  ähnlicher 
Weise,  wie  auf  anderen  Gebieten  der  Landescultur,  für  die  Er- 
richtung von  Versicherungsanstalten  ein  Mehrheitsabstimmungs- 
verfahren  zugelassen  und  die  Vereinigung  der  einzelnen  Anstalten 

')  Ueber  die  Frage  der  Zwangsversicherung  und  die  Frage  einer  besseren 
^^r^nisation  des  Viehversicherungsweseus  überhaupt  ist  auf  die  langjährigen  Ver- 
^odluDgen  in  Baden,  worüber  die  Jahresberichte  des  Ministeriums  des  Innern  für 
IHK)  81  und  1882/83  (S.  395  u.  bezw.  342  ff.),  sowie  der  Rechenschaftsbericht  des 
I'räsidiums  der  Centralstelle  des  Bad.  landw.  Vereins  für  1885  Auskunft  ertheilen, 
'n  verweisen.  Ueber  den  technischen  Aufbau  einer  allgem.  Zwangsviehversicherung 
M^h<»  das  Referat  von  Lydtin  im  Centralausschuss  des  landw.  Vereins  von  1881 
Undw.  Wochenblatt,  8.  113  ff). 

23* 
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ZU  einem  Landesverband,  auch  gegen  deren  Willen,  durch  die 
obere  Staatsbehörde  verfügt  werden  könnte. 

Mit  einer  solchen  öffentlich-rechtlichen  Eegeluiig 
des  Viehversicherungswesens  würde  augenfällig  eine  sehr  wesent- 
liche Besserung  gegen  seither  erzielt  werden  können;  dem  in  der 
mangelnden  Ueberwachung  der  Thierbestände  wurzelnden  Nach- 
theile der  auf  einem  grösseren  Gebiet  arbeitenden  Gegenseitigkeit^- 
gesellschaften  wäre  durch  den  örtlichen  Aufbau  und  die  dadurch 
ermöglichte  gute  Controle  wirksam  begegnet;  auch  der  Ver- 
suchung, die  Versicherungsgemeinschaft  durch  lässige  Behandlung 
und  Pflege  der  Thiere,  sowie  durch  vorzeitige  Ueberlieferung  der- 
selben an  die  Schlachtbank  in  unbilliger  Weise  zu  belasten,  könnte 
durch  die  Art  der  Schadensvertheilung,  die  zunächst  innerhalb  der 
örtlichen  Gemeinschaft  und  erst  von  einer  gewissen  Höhe  des 
Schadens  ab  iimerhalb  des  gemeinsamen  Verbands  (Bück- 
versicherungsverbandes)  sich  zu  vollziehen  hätte,  ausreichend  ent- 
gegengetreten werden;  dem  Einwand  endlich  gegen  eine  mit  Zwangs- 
charakter ausgestattete  Versicherungsorganisation  wäre  durch  den 
nur  facultativen  Zwangscharakter  der  von  der  Mehrheitsabstimmung 
abhängigen  Anstaltserrichtung  die  schärfste  Spitze  genommen. 
Durch  Anlehnung  der  Verwaltung  der  Anstalten  an  den  Gemeinde- 
organismus würde  eine  billige  Verwaltung  und  zugleich  die 
loyale  Abwicklung  der  Entschädigungsansprüche  verbürgt  sein. 
Im  Hinblick  auf  den  gemeinnützigen  Charakter  einer 
solchen  Veranstaltung  kann,  namentlich  wieder  in  Staaten  mit 
vorwiegendem  Kleinbesitz,  die  Zuweisung  von  Staatsbeihilfen 
(Ueberweisung  eines  Eeservefonds ,  unentgeltliche  Berathung  der 
Anstalten  durch  das  Veterinärpersonal  etc.)  wohl  gerechtfertigt 
erscheinen. 

Anmerkung,  a)  In  dieser  Weise  ist  erstmals  im  Grosslierzogthum  Baden 
das  Versicherungswesen  einer  öffentlich-rechtlichen  Begelung  unterworfen  worden. 
Nach  dem  Gesetz  vom  26.  Juni  1890  können  örtliche  Versicherungsanstalten  mit 
dem  Charakter  von  Gemeindeanstalten,  welche  unter  der  Leitung  de-s  Bürger- 
meisters oder  seines  Stellvertreters  stehen,  mit  der  Wirkung,  dass  das  gesammte 
in  der  Gemeinde  dauernd  eingestellte  Vieh  gegen  die  durch  Umstehen  oder  Noth- 
schlachtungen  der  Thiere  unersetzten  Verluste  versichert  ist,  gehildet  werden,  wenn 
die  einfache  Mehrheit  (nach  Köpfen  der  Besitzer  und  nach  der  Stäckzahl  dei 
Yielis  berechnet)  einem  bezüglichen  Antrage  zustimmt  und  die  untere  Verwaltungs- 
behörde (Bezirksrath)  die  Genehmigung  dazu  ertheilt;  und  es  können  die  auf  diese 
Weise  gebildeten  örtlichen  Anstalten  durch  EntSchliessung  des  Ministeriums  des 
Innern  (im  Zwangswege)  zu  einem  Versicherungsverband  zum  Zwecke  der 
gemeinsamen  Schadentragung  vereinigt  werden,  derart,  dass  die  Ortsanstalten  an  den 
erwachsenden  Schadensummen  ein  Viertel  vorweg  zu  tragen  haben,  wahrend  die 
überschiessenden   drei  Viertel   auf  die   Gesammtheit  der  Verbandsanstalten  um- 
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^legt  werden.  Der  Yerbandsverwaltung  sind  dabei  weitgehende  Aufsichts- 
and  ControlbefugniBse  gegenüber  den  Ortsanstalten  eingeräumt.  Die  ver- 
sichernngstechnisch  e  Organisation  ist  von  dem  Gedanken  getragen,  dass  nur 
für  solche  Verloste  Entschädigung  zu  geben  ist,  welche  bei  einer  wirthschaitlich  ver- 
ständigen Viehhaltung  und  ungeachtet  einer  hausyäterlichen  Fürsorge  unverschuldeter 
Weise  entstehen,  und  es  sind  desshalb  Thiere,  welche  ausnahmsweise  Sorgfalt  in  der 
I^ege  erfordern  (junge  Thiere  bis  zu  3  Monaten)  oder  die  Anstalt  mit  ganz  besonders 
erheblichen  Risiken  belasten  würden,  oder  deren  alsbaldige  Abstossung  schon  in  privat- 
wiithschaftlichem  Interesse  des  Besitzers  angemessen  erscheint,  oder  bei  deren  Erwerb 
mit  Ausserachtlassung  der  zu  fordernden  wirthschaftlichen  Vorsicht  verfahren  wurde 
inber  12  Jahre  alte  Thiere;  schlecht  genährte,  übermässig  verbrauchte,  kranke  Thiere; 
!»og.  Stellvieh;  Thiere,  die  mit  Verzicht  auf  Gewährleistung  eingestellt  sind  etc.), 
Ton  der  Versicherung  dauernd  oder  doch  zeitweise  (bis  der  Mangel  gehoben  ist) 
ausgeschlossen.  —  Die  thierärztliche  Behandlung,  ebenso  die  Noth- 
Schlachtung  schwer  heilbarer  Thiere  kann  von  dem  Anstaltsvorstand  erzwungen 
werden,  während  andererseits  der  Regel  nach  jede  Xothschlachtung  der  Genehmigung 
des  Vorstands  bedarf.  —  Die  Entschädigung  beträgt  bei  umgestandenen  Thieren 
sieben  Zehntel,  bei  nothgeschlachteten  acht  Zehntel  des  ganzen  Werths  des  Thieres 
tax  Zeit  des  Verlustes,  doch  darf  sie  den  Werth,  mit  dem  das  Thier  in  dem  jährlich 
zweimaliger  Revision  unterliegenden  Versichemngsverzeichniss  eingetragen  ist,  keines- 
falls um  mehr  als  10 7o  übersteigen.  —  Die  Versagungsgründe  der  Entschädigung 
idiid  ähnlich  wie  bei  den  privaten  Gesellschaften  normirt,  das  Beschwerde-  und  Becurs- 
verfahren  geht  zunächst  an  die  Verwaltungsbehörde  (Bezirksrath),  in  letzter  Instanz 
an  den  Verwaltungsgerichtshof.  Der  Einzug  der  Beitragsschuldigkeiten  erfolgt 
nach  den  für  die  Erhebung  und  Beitreibung  der  Gemeindeabgaben  bestehenden  Vor- 
schriften. Die  Verwaltung  der  Ortsanstalten  und  des  Verbands  unterliegt  der 
Staatsaufsicht;  eine  Vertretung  der  Interessen  der  Versicherten  bei  der  Verbands- 
Terwaltung  ist  durch  Creirung  eines  „Ausschusses'^  gesichert.  Mit  dem  Insleben- 
treten  der  Verbandsorganisation  werden  alle  Entschädigungen  aus  der  Staats- 
kasse vorgeschossen  und  die  Beitragsschuldigkeiten  durch  Vermittlung  der  staat- 
lichen Kassen  zum  Einzug  gebracht:  zur  Speisung  des  Reservefonds  erhält  der 
Verband  aus  der  Staatskasse  200000  Mark  und  ausserdem  sollen  die  Gemeinden, 
in  welchen  Ortsanstalten  entstehen,  Geldbeiträge  zur  Bestreitung  eines  Theils  der 
Kosten  der  th'ierärztlichen  Behandlung  erhalten.  —  Wichtig  ist,  dass  das  Gesetz 
auch  für  diejenigen  Verluste,  die  beim  ordnungsmässigen  Ausschlachten  in  Folge 
der  polizeilichen  Beschlagnahme  der  Thiere  oder  einzelner  Thiertheile  entstehen, 
innerhalb  der  Verbandsorganisation  Entschädigung  unter  gewissen  Voraussetzungen 
zewährt  (Schlachtviehversicherung!). 

b)  In  Belgien  sind  —  zunächst  für  drei  Provinzen  (Westflandem,  Lüttich 
and  Antwerpen)  mit  Wirkung  vom  1 .  Januar  1893  —  Gesetze  erlassen  worden ,  die 
nne  allgemeine  obligatorische  Versicherung  der  landwirthschaft- 
lirhen  Hausthiere  (mit  Ausnahme  der  jüngeren  Thiere)  einführen  (in  Lüttich 
einschliesslich  der  Tuberkulose  der  Rinder  und  sämmtlicher  Krankheiten  der  Schweine 
und  Schafe),  wobei  für  jedes  Thier  eine  jährliche  Steuer  an  den  „landwirthschaft- 
liehen  Provinzialfond'*  abzuführen  ist,  aus  dem  die  Entschädigungen  geleistet 
werden;  ein  Zwischenglied  (Ortsvereine  wie  in  Baden)  ist  der  belgischen  Organi- 
sation fremd. 

c)  Eine  auf  dem  Grundsatz  des  obligatorischen  Beitritts  aller  Besitzer  von 
Rindvieh  beruhende  Viehversicherungskasse  ist  durch  Gesetz  vom  1.  December  1892 
im  Tan  ton  Basel-Stadt  ins  Leben  gerufen  worden.  An  Prämien  wird  auf  das 
Thierhanpt  ein  Betrag  von  1,50  Francs  erhoben  und  ein  der  Gesammt-Prämien- 
nnnahme  gleichkommender  Betrag  aus  der  Staatskasse  zugeschossen. 

d)  In  Ungarn  hat  im  Jahre  1893  das  Abgeordnetenhaus  gelegentlich  der 
Heschlnssfassung  über  die  Austilgung  der  Lungenseuche  beschlossen,  die  Regierung 
aufzufordern,  Imöglichst  bald  eine  Vorlage  über  die  Einführung  einer  obligato- 
rischen Vieh  Versicherung  einzubringen. 

e)  Der  Deutsche  Landwirthschaftsrath  hat  in  seiner  1893  stattgefundenen 
Ta^ng  seine  Stellung  zu  der  Viehversicherungsfrage  durch  Annahme  folgender  Reso- 
lution bekundet :   1.  eine  möglichst  vollständige  Organisation  des  Viehversicherungs- 
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Wesens  ist  besonders  im  Interesse  der  kleinen  Viehbesitzer  driligend  geboten;  2.  so- 
weit sie  die  Yersichening  von  Pferden  und  Schweinen  betri£Pt,  kann  ihre  weitere 
Ausbildung,  abgesehen  von  den  Seuchenkrankheiten,  der  freien  Vereinsthatigkeit 
überlassen  werden;  3.  die  Herbeiführung  einer  möglichsten  Verallgemeinerung  der 
Versicherung  der  Rindviehbestände  liegt  im  öffentlichen  Interesse  und  bedarf  der 
allseitigen  Mitwirkung;  zu  diesem  Zwecke  ist  a)  in  erster  Linie  die  Bildung  von 
räumlich  möglichst  eng  begrenzten  Versicherung^vereinen  allgemein  anzustrebeu: 
b)  dieselbe  durch  gesetzliche  Maassnahmen  zu  unterstützen;  c)  diesen  Vereinen 
durch  Zusammenfassung  zu  staatlichen  oder  provinziellen  Verbänden  auf  gesetzlicher 
Grundlage  die  zu  ihrem  Fortbestand  und  zu  ihrer  gedeihlichen  Entvdckelung  er- 
forderliche Sicherheit  zu  gewähren;  d)  wo  und  insoweit  die  Bildung  räumlich  br- 
g^enzter  Versicherungsvereine  unter  gleichzeitiger  Zusammenfassung  von  Verbänden 
nicht  erreichbar  ist,  die  Entwickelung  grösserer  Versicherungsgesellschaften  zu  fordern. 
4.  Unter  allen  Entschädigungsursachen  ist  bei  der  Rindviehversicherung  die  Tuberku- 
lose als  die  hauptsächlichste  anzusehen.  Das  verschiedene  Maass  ihrer  Verbreitung, 
die  von  der  Gesundheitspolizei  gestellten  Anforderungen  und  die  Möglichkeit,  die 
Kenntniss  ihres  Auftretens  im  Einzelfall  zur  Ergreifung  von  Maassnahmen  behufs 
ihrer  Einschränkung  zu  benutzen,  lassen  es,  zugleich  im  Interesse  einer  ersprie»s- 
lichen  Entwickelung  der  Versicherung  des  Rindviehs  gegen  die  Verluste  aus  sonstigen 
Ursachen,  geboten  erscheinen,  die  Entschädigung  der  Verluste  aus  der  Tuberkulose 
zum  Gegenstand  einer  besonderen  Versicherung  zu  machen;  zu  diesem  Zwecke 
empfiehlt  es  sich,  a)  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  den  Grundsatz  der  allgemeinen 
Entschädigungspflicht  festzustellen,  b)  durch  Landes-  und  bezw.  Provindlalgesetz- 
g^bung  die  Art  der  Entschädigung  und  der  Aufbringung  der  hieraus  erwachsenden 
Kosten  zu  regeln,  c)  zur  Aufbringung  der  Kosten  der  Entschädigung,  als  im  öffent- 
lichen Interesse  liegend,  Beiträge  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  gewähren.  5.  Es  lie;rt 
im  Interesse  einer  gedeihlichen  Entwicklung  der  Viehversicherung,  dass  dieselW 
einer  staatlichen  Aufsicht  unterstellt  und  eine  regelmässige  Mitwirkung  von  Ver- 
tretern der  Versicherten  bei  der  Verwaltung  organisirt  werde. 


§  154.   Seuchenbekämpfung  und  Seuchenzwangs- 
versicherung insbesondere. 

Während  früher  im  Fall  der  polizeilichen  Tödtung  von  seucheii- 
verdächtigen  Thieren  eine  Entschädigung  nur  dann  zuerkannt 
wurde,  wenn  hinterher  das  getödtete  Thier  sich  als  seuchenfrei  er- 
wies, weil  von  einem  Entschädigunganspruch  da  keine  Bede  sein 
könne,  wo  ein  Thier  von  einer  unheilbaren  Krankheit  ergriflfen  s^i 
(„casus  sentit  dominus"),  sah  sich  die  Gesetzgebung  später  aus 
Gründen  wirksamerer  Handhabung  der  Seuchenpolizei  genöthigt. 
dieses  Princip  der  entschädigungslosen  Tilgung  verseuchter  Bestände 
fallen  zu  lassen.  Denn  die  Erfahrung  zeigte,  dass  unter  der 
Geltung  des  älteren  Bechts  die  Thierbesitzer  bestrebt  waren, 
Seuchenkrankheiten  zu  verheimlichen,  um  das  polizeiliche  Ein- 
schreiten, das  möglicherweise  zu  einer  entschädigungslosen  Tödtung 
führt,  zu  vermeiden;  und  diese  Praxis  konnte  um  so  eher  sich  ein- 
bürgern, als  bei  der  Schwierigkeit,  die  Seuchen  sicher  zu  erkennen, 
den  Besitzern  selten  eine  wissentliche,  mit  Strafe  belegte  Verheim- 
lichung nachzuweisen  war.  Die  neuere  Seuchengesetzgebung  hat  des:?- 
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halb  in  allen  Fällen  polizeilicher  Tödtung  dem  verlustigen  Besitzer 
eine  bestimmte  Quote  des  gemeinen  Werths  des  getödteten  Thiers 
zugebilligt  und  diesen  Entschädigungsanspruch  bei  sehr  rasch  ver- 
laufenden Seuchen  (Milz-  und  Kauschbrand)  selbst  für  den  Fall 
des  ümstehens  anerkannt,  sofern  nur  der  Besitzer  die  Anzeige  von 
<lem  Ausbruch  der  Seuche  rechtzeitig  erstattet;  in  allen  Fällen  in- 
dess  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Besitzer  nicht  gegen  seuchen- 
polizeiliche Vorschriften  sich  verfehlte  oder  die  Einschleppung  der 
Seuche  schuldhafter  Weise  veranlasste.  Meist  pflegen  die  seuchen- 
iresetzlich  zuerkannten  Entschädigungen  dieser  Art  in  Form  von 
Zwangsbeiträgen  auf  die  Besitzer  der  betreffenden  Thier- 
gattimgen  (Pferde,  Binder)  nach  dem  Verhältniss  der  Stückzahl 
der  Einzelbesitzer  umgelegt  zu  werden,  und  man  spricht  desshalb 
wohl  auch  von  einer  Zwangsversicherung  gegen  Seuchen- 
gefahr, obwohl  die  in  Bede  stehende,  veterinärpolizeilichen  Er- 
wägungen entsprungene  Veranstaltung  mit  dem  Wesen  der  eigent- 
lichen Versicherung  nichts  gemein  hat,  da  ja  der  Verlust  in  der 
Begel  der  Fälle  durch  gewolltes,  systematisches,  menschliches  Ein- 
greifen, nämlich  durch  die  Handhabung  der  Veterinärpolizei,  ver- 
ursacht ist,  also  unter  Umständen  eintritt,  die  bei  jeder  anderen 
Versicherung  den  Schaden  zu  einem  nichtversicherungsfähigen  und 
nicht  entschädigungsberechtigten  machen  würden.  —  Man  hat  dejin 
auch  in  der  Erwägung,  dass  die  Tilgung  von  Seuchenherden  durch 
♦'in  allgemeines  Landesinteresse  geboten  sei,  die  durch  die  Tödtungs- 
anordnungen  der  Veterinärbehörden  veranlassten  Entschädigungs- 
ansprüche in  einzelnen  Staaten  geradezu  auf  die  Staatskasse 
übernommen,  womit  dann  der  Versicherungscharakter  der  Ver- 
anstaltung vollends  entfällt. 

Anmerkung^.  Nach  dem  Reichsgesetz  vom  7.  April  1869  (§  3)  wird  im  Fall 
der  Rinderpest  für  die  getödteten  und  für  die  nach  rechtzeitiger  Anzeige  au 
djwer  Seuche  g^faUenen  Thiere  der  gemeine  Werth  (ohne  Abzug)  aus  Reichs- 
miiteln  vergütet;  ausgenommen,  wenn  Vieh  innerhalb  10  Tagen  nach  erfolgter 
Einfuhr  oder  nach  Eintrieb  über  die  Reichsgrenze  an  der  Seuche  fällt;  die  Unter- 
lassung schleunigster  Anzeige  vom  Ausbruch  der  Rinderpest  hat  ebenfalls  den 
Verlust  des  Entschädigungsanspruchs  zur  Folge.  —  Das  Reichsseuchengesetz  vom 
i3.  Juni  1880  normirt  zwar  die  Entschädigungspflicht  für  die  auf  polizeiliche  An- 
ordnung wegen  Rotz,  Lungenseuche,  Milz-  und  Rauschbrand  getödteten  oder  nach 
*Ü«*ser  Anordnung  an  der  Seuche  gefallenen  Thiere  (V4  des  Werths  bei  Pferden, 
*  %  bei  Kindern) ,  überlässt  aber  die  näheren  Ausführungsbestimmungen  den  Einzel- 
»Uaten;  mit  Ansnahme  von  Preussen,  Bayern  und  Elsass-Lothringen,  wo  für  die 
Kutschädigungszahlungen  die  Staatskasse  aufkommt,  werden  diese  durch  Zwangs- 
Witrage  der  Pferde-  bezw.  Rindviehbesitzer  gedeckt.  —  In  ähnlicher  Weise  ist  die 
)lat«rie  in  den  Nachbarländern  geordnet  (siehe  für  Oesterreich  den  Bericht  des 
k.  k.  Ackerbauministers  für  1881/86,  S.  279  ff.)  Da  ein  energisches  Eingreifen  der 
^^uchenpolizei   die   Seuchenherde  einengt,    so  bewegen  sich  diese  Zwangsbeiträge 
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in  verhältnissmässig  engen  Grenzen;  es  wurden  z.  B.  1881.85  umgelegt  für  Rots 
in  Sachsen  anf  das  Pferd  7 — 13  Pf.,  in  Baden  10 — 34  Pf.;  für  Lnngenseuche 
in  Sachsen  anf  das  Rindviehhaupt  1 — 5  Pf.;  in  Baden  für  Lnngensenche,  Milz- 
lind  Rauschbrand  5 — 7  Pf.  Die  Möglichkeit  der  Schutzimpfung  bietet  ein  Mittel, 
die  Seuchenverluste  noch  mehr  einzuschränken;  solche  Schutzimpfungen  werden  in 
grösserem  Umfang  namentlich  gegen  Lungen seuche  und  Rausch brand,  neuer- 
dings auch  gegen  die  Rothlauf  seuche  der  Schweine  angewendet  (Siehe  $  l&4.i 


§  155.   Die  Schlachtviehversicherung. 

1.  Eine  besondere  Art  der  Versicherung  ist  durch  die  Zunahme 
der  Strenge  in  der  Handhabung  der  Fleischbeschau  ver- 
anlasst worden,  weil  nunmehr  in  sehr  viel  häufigeren  Fällen  als 
früher  eine  polizeiliche  Beschlagnahme  von  Fleisch  in  den  Schlacht- 
stätten statthat,  sei  es  wegen  des  Vorhandenseins  bestimmter 
Krankheiten,  an  denen  das  Schlachtthier  litt  (besonders  Tuber- 
kulose), sei  es,  weil  auch  ohne  Erkrankung  des  Schlachtthiers  das 
Fleisch  oder  Fleischtheile  als  verdorben,  gesundheitsschädlich  oder 
ekelhaft  und  desshalb  als  ungeniessbar  erklärt  werden.  Die  aus 
der  polizeilichen  Beschlagnahme  von  Fleisch  sich  ergebenden  Ver- 
luste treffen  den  Producenten  überall  dann,  [wenn  ein  gesetzlicher 
Währschaftsmangel  Veranlassung  für  die  Ungeniessbarkeitserklärung 
wurde  (z.  B.  bei  Lungen-  und  Perlsucht),  in  anderen  Fällen  den 
Händler  oder  Metzger,  es  sei  denn,  dass  seitens  des  verkaufenden 
Producenten  Garantie  für  Geniessbarkeit  des  Fleisches  unein- 
geschränkt geleistet  war.  Immer  aber  wirkt  die  durch  die  gesund- 
heitlichen Bücksichten  veranlasste  imnachsichtige  Handhabung  der 
Fleischbeschau  mittelbar  auf  das  landwirthschaftliche  Gewerbe 
nachtheilig  zurück,  da  sie  in  den  Verkauf  von  Schlachtthieren  ein 
Element  der  Unsicherheit  bringt,  und  nicht  minder  störend  erweisen 
sich  die  aus  Anlass  polizeilicher  Beschlagnahmen  zahlreich  er- 
hobenen, meist  unerquicklichen  und  kostspieligen  Bechtsstreite. 

2.  Veranstaltungen,  welche  für  die  aus  den  Beschlagnahmen 
von  Fleisch  sich  ergebenden  Verluste  Deckung  gewähren  (Schlacht- 
Viehversicherung),  sind  daher  ebenfalls  als  ein  Bedürfniss  zu 
erachten  und  um  so  mehr,  je  mehr  der  Handel  in  Schlachtthieren 
auf  weite  Entfernungen  sich  erstreckt,  wo  dann  im  Fall  eines 
Bechtsstreits  die  Identität  des  beschlagnahmten  Thieres  schwer 
festzustellen  und  Händlern  und  Metzgern  es  leicht  gemacht  ist. 
die  Währschaftsvorschriften  auch  doloser  Weise  gegenüber  ihren 
Verkäufern  auszuspielen.    Eine  kaum  zu  überwindende  Schwierig- 


AbscIiB.  IV.  §  155.  Die  Schlachtyiehversicbenmg.  36 1 

keit  dieser  YersicherungsTeranstaltungen  besteht  darin,  dass  die, 
Besitzer  Yon  Schlachtthieren  an  der  Anmeldung  anderer  als  ver- 
dächtiger Thiere  zur  Versicherung  kein  Interesse  haben  und  dasa 
der  Versicherung  daher  überwiegend  schlechte  Kisiken  zufallen; 
so  dass  sich  erklärt,  wenn  einzelne  Gegenseitigkeitsgesellschaften, 
die  die  Schlachtviehversicherung  in  ihren  Aufgabenkreis  einbezogen, 
wegen  der  riskanten  Natur  dieses  Versicherungszweigs  nachträglich 
Ton  demselben  sich  wieder  abgewendet  haben;  und  wenn  selbst 
die  an  einzelnen  Schlachtviehhöfen  grösserer  Städte  eingerichteten, 
in  der  Form  selbstständiger  Unternehmungen  organisirten  Schlacht- 
viehversicherungen trotz  mannigfacher  Cautelen  und  obwohl  die 
locale  Beschränktheit  der  Versicherung  eine  Controle  und  eine 
denkbar  günstige  Verwerthung  der  beanstandeten  Thiere  gestattet, 
selbst  bei  Erhebung  verhältnissmässig  hoher  Prämien  zu  keinem 
rechten  Gedeihen  gelangen.  Auf  einen  richtigen  Weg  wird  daher 
die  Schlachtviehversichenmg  nur  bei  einer  Einbeziehung  der  ge- 
rammten Schlachtthiere  in  die  Versicherung  gelangen  können  und 
eine  zu  diesem  Zweck  zu  schaffende  Zwangsorganisation  jeden- 
falls dann  innerlich  gerechtfertigt  erscheinen,  wenn  damit  gleich- 
zeitig die  Möglichkeit  einer  Einengung  und  Tilgung  der  die 
polizeilichen  Beschlagnahmen  hauptsächlich  verursachenden  Krank- 
keiten (Seuchen)  gegeben  wäre.  In  dieser  Beziehung  steht  aber 
die  Tuberkulose,  diese  „schleichende  Weltseuche",  obenan  und 
es  ist  denn  auch  die  Einbeziehung  der  Eindertuberkulose  in  die 
Seuchenbekämpfung  (Ausmerzimg  tuberkulöser  Thierbestände  im 
Wege  seuchenpolizeilicher  Tödtungsanordnungen,  Zubilligung  einer 
Entschädigung  an  die  verlustigen  Thierbesitzer  und  Umlegung  der 
Entschädigungen  in  Form  von  Zwangsbeiträgen  auf  alle  Besitzer 
von  Thieren  der  Gattung  Bind)  wiederholt  angeregt  worden  und 
^de  mit  dieser  Erweiterung  der  Seuchengesetzgebung  die  Haupt- 
ursache der  gegenwärtigen  Schlachtverluste  weggefallen  und  zu- 
gleich ein  sehr  wirksamer  Ersatz  für  die  Schlachtviehversicherung 
gegeben  sein. 

Anmerkung.  Vgl.  darüber  die  gut  orientirenden  Referate  von  v.  Langs- 
(lorff  für  die  Königliche  Commission  für  das  Vet-erinärwesen  in  Sachsen  vom  JuU 
1B91  und  an  den  Deutschen  Landwirthschaftsrath  von  1893.  Bei  den  bestehenden 
•"^hlachtviehversicherungsorganisationen  (in  Berlin,  Breslau,  Leipzig  etc.)  werden  in 
^T  Regel  kranke  oder  wegen  mangelhafter  Emährung  zurückgebliebene  oder  thier- 
Entlieh  vor  der  Schlachtung  beanstandete  Schlachtthiere  von  der  Versicherung  aus- 
«reschlossen,  und  die  Prämie  beträgt  bis  zu  5  M.  vom  Stück,  bei  den  Gegenseitig- 
Jiritsgesellschaften  aber  meist  mehr;  bei  einer  Prämie  von  im  Mittel  3  M.  57  Pf. 
Ptr  Stück  hatte  der  Centralversicherungsverein  in  Berlin  im  Jahr  1890  einen  Verlust 


362  Kap.  Vn.    Die  landwirthschaftliche  Versicherung. 

aus  der  Schlachtviehversicherung  von  7677  M.  Wie  sehr  die  Tuberkulose  unter 
den  Ursachen  von  polizeilichen  Fleischbeschlagnahmen  überwiegt,  ist  a.us  der  Sta- 
tistik der  Berliner  Schlachthäuser  zu  entnehmen,  woselbst  1889/90  bei  den 
2400  polizeilich  beanstandeten  Schlachtthieren  die  Ursache  bildete:  Tuberkulose  in 
1683  Fällen  (70,1  %  aller),  Finnen  412  (17,1 7o),  Wassersucht  und  anderes  305 
(12,7  7o)'  —  Iii  Baden  war  nach  der  amtlichen  Fleischbeschau  das  Fleisch  tuber- 
kulöser Schlachtthiere 

1888  1889 

bankwürdig     .    .    .      30,82  7o  38,33  7« 

nicht  bankwürdig    .      48,66  7ü  44,45  7o 

ungeniessbar    .     .     .       20,52  7«  16,72  7o 

Mit  der  Vermehrung  der  öffentlichen  Schlachthäuser  und  der  Verallgemeinermig: 
der  Fleischbeschau  ist  naturgemäss  die  Zahl  der  festgestellten  Fälle  von  Tuber- 
kulose (Perlsucht)  unter  dem  Rindvieh  nicht  unwesentlich  gestiegen-,  aber  auch  an 
solchen  Orten,  in  welchen  öffentliche  Schlachthäuser  schon  längere  Zeit  bestehen 
und  die  Fleischbeschau  stets  nach  gleichen  Grrundsätzen  ausgeführt  wurde,  hat  die 
Zahl  der  tuberkulös  befundenen  Thiere  fortwährend  zugenommen.  Biese  Thatsacheu, 
heisst  es  in  einer  amtlichen  Druckschrift,  lassen  darauf  schliessen,  dass  die  Seuche 
an  Ausbreitung  gewinnt.  Je  mehr  aber  die  Frkenntniss  von  der  Gleich- 
artigkeit der  Tuberkulose  des  Menschen  und  der  Perlsncht  des 
Rindes  sich  in  weiteren  Kreisen  Geltung  verschafft  und  je  strenger  die  gesund- 
heitliche Beaufsichtigung  der  menschlichen  Fleischnahrung  sich  desshalb  gestalten 
muss,  um  so  höhere  Bedeutung  gewinnt  die  seuchenpolizeiliche  Bekämp&ng  der 
Tuberkulose  gerade  auch  im  Interesse  der  Thierproducenten,  die  durch  die  Folgen 
der  strengeren  Fleischbeschau  in  erster  Linie  betroffen  werden. 


Kapitel  VIll: 
Die  landwirthschaftliche  Polizei. 


Literaturübersicht. 

Die  in  diesem  Kapitel  dargestellte  Materie  ist  in  den  älteren  agrarpolitischen 
Werken  meist  nur  stiefinütterlich  behandelt  worden,  offenbar  sehr  mit  Unrecht,  da 
die    Gestaltung    der  Landwirthschaftspolizei    und    die    Art   ihrer   Handhabung   und 
<rbentio  die  Rückwirkungen  der  allgemeinen  Yerwaltungspolizei  auf  das  landwirth- 
schaftliche Gewerbe  von  grösstem  Einfluss   sind.     Bei  Bau  finden  sich  kaum  An- 
deutungen über  den  Gegenstand;    auch  Röscher  findet   sich   mit  dem  Gegenstand 
im  14  Kapitel:    Landwirthschaftlicher   Unterricht  (!)   mit  einigen   wenigen 
Bemerkungen  (§  171)  ab.  —  Eingehendere  systematische  Behandlung  dagegen  in  den 
älteren  Werken  über  Polizeiwissenschaft,  so  namentlich  bei  v.  Mohl,  II.  Bd.,  §  127  ff. 
Die  neueren  Yerwaltungsrechtswerke  vonLöning,  Mejer,  v.  Stengel  und  Anderen, 
»ind  eine  gute  Quelle  für  das  Studium  des  geltenden  Rechts  auf  diesem  Gebiete, 
verbreiten  sich    aber    selbstredend    nicht    über   die   volks>virthschaftlichen  Gesichts- 
pmikte^  welche  bei  der  gesetzgeberischen  Behandlung  des  Gegenstandes  zu  beachten 
sind.    Eine   gute   zusammenfassende  Darstellung  der  Polizei  geben  M.  Seydel, 
L.  JoUy,   E.  Löning  in  Schönberg's  Handbuch  der  politischen  Oekonomie,  Bd.  III, 
S.  H64  ff.,  wobei  aber  die  Landwirthschaftspolizei  selber,  mit  Ausnahme  der  Veterinär- 
Polizei,  eine  Berücksichtigung  nicht   gefunden  hat.  —  Der  nachfolgende  Abschnitt 
i«;!  wesentlich  unter  Benutzung  amtlicher  Materialien  (Gesetzesvorlagen,  Land- 
tags- und  Reichstag^yerhandlungen  etc.),  sowie  unter  Zurathezichung  der  landwirth- 
»chaftlichen  Fachpresse  und  der  Verhandlungen  der  landwirthschaftlichen 
Interesseuvertretungskörper  bearbeitet,  wobei  in  letzterer  Beziehung  nament- 
lich wieder  auf  das  ArcMT  des  Deutschen  Landwirthschaftsraths  zu  verweisen  ist. 
Hinzeine  Literaturverweise,   so  namentlich  in  Betreff  der   Reblausbekämpfung, 
der  SeuchenpoÜzei ,    der    Nahrungs-    und    Genussmittelpolizei   in    den   An- 
merkungen zum  Text. 


8  156.    Einleitung;   Wesen  der  landwirthschaftlichen 

Polizei. 

1.  Im  Sinne  der  älteren  wissenschaftlichen  Behand- 
lung umspannte  der  Begriff  der  „Polizei"  die  Gesammtheit  der 
vom  Staat   zur  Förderung   der  Volkswohlfahrt  auf  den  einzelnen 
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Gebieten  des  Wirthschaftslebens  ergriffenen,  in  Ge-  oder  Verboten, 
sowie  in  positiven  Veranstaltungen  zum  Ausdruck  gelangenden  Maass- 
nahmen;  die  Polizei  (Volkswirthschafts-Polizei)  deckte  sich 
danach  wesentlich  mit  dem  Inhalt  der  Wirthschaftspolitik 
überhaupt  und  die  Polizei  der  Landwirthschaft  insbesondere  fasste 
danach  Alles  in  sich,  was  im  Interesse  des  landwirthschaftlieken 
Gewerbes  staatlicherseits  vorzukehren  ein  Anlass  vorliegen  mochte^). 
Die  moderne  Wissenschaft  hat  den  Begriff  der  Polizei  enger 
gefasst  und  subsumirt  ihm  lediglich  denjenigen  Theil  staatlicher 
Anordnungen,  welcher  bezweckt,  Störungen  der  Lebensgemeinschaft 
durch  das  Mittel  „der  gebietenden  und  zwingenden  Autorität  des 
Staats"  fernzuhalten,  die  durch  rechtswidriges  Thun  und  Unter- 
lassen Einzelner  oder  durch  widrige  Einflüsse  der  äusseren  Natur 
veranlasst  sein  können.  Je  complicirter  der  gesellschaftliche  und 
volkswirthschaftliche  Mechanismus  wird,  um  so  häufiger  werden  die 
Berüluiingspunkte,  wo  die  privatwirthschaftlichen  Interessen,  sich 
gegenseitig  störend,  aufeinanderstossen  und  wo  der  Ausgleich  dieser 
Interessen  durch  nachdrückliche  Bethätigung  des  alle  Interessen 
gleichmässig  wahrenden  Staatswillens  gesucht  werden  muss;  je 
mehr  femer  im  Verlauf  der  wirthschaftlichen  Entwicklung  jedes 
Gebrauchsobject  an  innerem  und  an  Tauschwerth  gewinnt  und  je 
mehr  desshalb  jede  Minderung  dieses  Werths  durch  den  volks- 
wirthschaftlichen  Beibungsprocess,  durch  das  störende  Hinübergreifen 
einzelner  Wirthschaftssphären  in  andere,  durch  das  nachtheilige 
Aufeinanderstossen  von  Interessengegensätzen  fühlbar  wird,  um 
so  intensiver  muss  sich  das  Bedürfniss  nach  einer  Bethätigung 
der  Staatsgewalt  geltend  machen,  welche  die  Lösung  dieser  Gegen- 
sätze, den  Schutz  der  Einzelwirthschaft  gegenüber  fehlerhaftem  Thun 
oder  Unterlassen  Dritter,  die  Ermöglichung  eines  friedlichen  Neben- 
einanderbestehens der  einzelnen  Wirthschaftscentren  zum  Ziele  sich 
setzt;  um  so  mehr  gewinnen  daneben  aber  auch  die  durch  natür- 
liche Vorkommnisse,  durch  elementare  Einflüsse  bedingten  Werths- 
minderungen  Bedeutung  und  tritt  desshalb  die  Nothwendigkeit  plan- 

*)  Im  „weitläufigen"  Verstände,  meint  der  alte  Volkswirth  Justi  —  1756  ^ 
begrreife  Polizei  „alle  Maassrejs^ln  in  innerlichen  Laudesangelegenheiten,  wodurch 
das  allgemeine  Vermögen  des  Staats  dauerhafter  gegründet  und  vermehrt,  die  Kräfte 
des  Staats  besser  gebraucht  und  überhaupt  die  Glückseligkeit  des  gemeinen  Wesens 
befordert  werden  kann'*.  Noch  bei  v.  Mohl  ist  Polizei  gleichbedeutend  mit  der 
gesammten  Staatsthätigkeit  für  das  allgemeine  Wohl,  wogegen  Ran  ganz  richtig 
von  ,der  Polizei,  d.  h.  als  der  auf  Verhütung  von  Sicherheitsstöningen  gerichteten 
Staatsthätigkeit,  die  Verwaltungszweige:  Volkswirihschaftspflege  und  VollMbilduntrs- 
pflege  abzweigt. 
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massiger,  die  Beseitigung  dieser  Einflüsse  oder  ihrer  Wirkungen 
bezweckender  Veranstaltungen  und  mit  diesen  Hand  in  Hand 
gehender  6e-  und  Verbote  der  Staatsgewalt  immer  dringender 
zu  Tage.  Einen  Niederschlag  erfährt  der  in  dieser  Bichtung  sich 
bewegende  Theil  der  Staatspolitik  (Verwaltungspolizei, 
Polizei  der  inneren  Verwaltung)  in  zahlreichen  Gesetzen 
und  Verordnungen  (Polizei  vor  Schriften),  deren  Gebiet  insofern 
ein  unbeschränktes,  die  ganze  öffentliche  Wohlfahrtsfürsorge  in  sich 
begreifendes  ist,  als  jede  neu  auftretende  Beibung  innerhalb  der 
einzelnen  Wirthschaftssphären  oder  jeder  neu  in  die  Erscheinung 
tretende  widrige  Natureinfluss  im  Interesse  der  Gesammtheit  oder 
doch  einzelner  Gesellschafks-  oder  Erwerbsschichten  eine  Erweiterung 
oder  Verschärfung  des  polizeilichen  Verwaltungsapparats  erheischen 
kann.  Es  genügt  in  dieser  Beziehung  auf  die  Ausgestaltung  der 
Bau-,  Feuer-,  Gesundheits-  und  Beinlichkeitspolizei,  auf  die  Wasser- 
und  Strassenpolizei,  auf  die  Polizei  des  Bildungswesens  (Schulzwang), 
die  Armenpolizei,  die  Polizei  des  Verkehrsmittelwesens  als  die  alle 
(ilieder  einer  Staatsgemeinschafb  gleichmässig  berührenden 
Polizeigebiete  und  deren,  von  den  Bücksichten  der  Sicherheit  der 
Person  und  des  Eigenthums,  der  Hygiene  etc.,  dictirte  Erweite- 
rungen und  Verschärfungen  in  neuerer  Zeit  hinzuweisen,  deren  Be- 
dörfniss  im  Allgemeinen  unbestreitbar  ist;  wobei  freilich  zugegeben 
werden  muss,  dass  der  Grundsatz  der  Differenzirung  und  In- 
dividualisirung,  angewendet  auf  die  Verschiedenartigkeit  der 
Lebensbedingungen  der  städtischen  und  ländlichen  Bevölkerung,  sehr 
häufig  in  der  Ausgestaltung  der  Polizei  im  Einzelnen  zu  wenig  be- 
achtet wurde  und  desshalb  nicht  ohne  Grund  diese  Seite  der  Staats- 
thätigkeit  gerade  auf  dem  flachen  Lande,  wegen  der  durch  die  Be- 
folgung nicht  unbedingt  gebotener  Polizeigebote  (z.  B.  im  Gebiet 
der  Gesundheits-  und  Beinlichkeitspolizei)  verursachten  Kosten  oder 
der  durch  sie  bedingten  Einschränkungen  der  Bewegungsfreiheit, 
vielfach  auf  Widerstand  stösst. 

2.  Neben  diesen  die  Gesammtheit  berührenden  Gebieten  der 
Polizei  ergeben  sich  aber  innerhalb  der  einzelnen  wirthschafklichen 
Berufsstände  besondere  Zweige  der  Verwaltungspolizei 
mit  gleichen  Zielpunkten  der  Verhütung  wirthschaftlicher  Beibungen 
und  des  Aufeinanderstossens  von  wirthschaftlichen  Interessengegen- 
sätzen, sowie  der  Femhaltung  specifischer,  das  Wirthschaftsleben 
dieser  einzelnen  Berufsstände  bedrohender  Schäden  und  Gefahren, 
und  es  entwickelt  sich  danach  eine  besondere  Polizei  für  die  gewerb- 
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der  Lese  der  Trauben,  über  die  Zahl  der  zu  haltenden  Hausthiere 
und  dergl.  m.  ^). 

2.  In  der  neuzeitlichen  Ordnung  des  Feldpolizeiwesens 
ist  für  solche  reglementirende  Vorschriften  ein  Baum  nicht  mehr, 
da,   von   der  Auffassung  geleitet,   dass   ein  Jeder  für  die  Erfolge 
oder  Misserfolge  seines  wirthschaftlichen  Thuns  zunächst  sich  selber 
verantwortlich  ist,   der  Staat  oder  die  Gemeinde  Jedem  die  Ent- 
scheidung über  die  seiner  Erwerbsthätigkeit  im  Einzelnen  zu 
gebende  Richtung  grundsätzlich   anheimstellt,  also  einer  Leitung 
und  Beeinflussung  dieser  Thätigkeit  durch  Vorschrift  „von  Oben" 
entsagt.     Die    Feldpolizei   im   modernen   Staat  beschränkt 
sich   desshalb   dai*auf,    durch  entsprechende  Strafvorschriften  und 
Verwaltungsmaassregeln    die    gute  Ordnung    innerhalb    der  Feld- 
gemarkung aufrecht  zu  erhalten,  insbesondere   also  die  Ausübung 
der  Feldwirthschaft  und  die  auf  dem  freien  Felde  stehenden  Er- 
zeugnisse gegen  Störungen  und  Schädigungen  zu  schützen,  welche 
durch  Menschenhand,  durch  Haus-  und  andere  Thiere,  insbesondere 
auch  durch  sog.  Pflanzenschädlinge  hervorgerufen  werden  können. 
Danach  bilden  insbesondere  den  Gegenstand  der  feldpolizeilichen 
Ordnung:    die  widerrechtliche  Aneignung  von  auf  dem  Feld  (im 
weitesten  Sinne)  steheoden  Pflanzen  und  Früchten  (durch  Wegnahme 
derselben,  durch  unbefugtes  Weiden  auf  Grundstücken  Dritter  etc.), 
femer  die  Beschädigung  von  Pflanzen  und  Früchten  (z.  B.  durch 
unbefugtes    Gehen,    Fahren    oder    Beiten    über    bestellte    Felder. 
Wiesen   etc.);    die  Zerstörung  und  Beschädigung  von  landwirth- 
schaftlichen    Anlagen    und    Bauwerken    (Grenzsteinen,    Mauern. 
Wässerungseinrichtungen  etc.);  die  absichtlich  oder  durch  Unacht- 
samkeit veranlassten  Störungen    oder  Schädigungen    auf  fremden 
Grundstücken   (z.  B.    durch    unbefugtes  Wenden    mit    dem  Pflug 
auf    anstossenden    Grundstücken,    die    unbefugte    Ableitung   von 
Wasser  etc.);   die  Herbeiführung  einer  geregelten  Ordnung  in  An- 
sehung der  Einheimsung  bestimmter  Nutzungen  (Streunutzungen. 

*)  Vgl.  darüber  u.  a.  Haitn,  Bauer  und  Gutsherr  in  Kursachsen,  1892,  S.  28ff- 
und  Buchenherger,  Das  Verwaltungsrecht  der  Landwirthschaft  in  Baden ,  l^' 
S.  203  ff.  —  Gegen  das  Uebermaass  von  poUzeiUchen  Ordnungen  auf  dem  Gebi<^t 
des  Landbaues  im  vorigen  Jahrhundert  eifert  sehr  hart  der  alte  J.  Moser,  der 
solche  Verordnungen  stolze  Eingriffe  in  die  menschUche  Vernunft,  Zerstörungen  des 
Privateigenthums  und  Verletzungen  der  Freiheit  nennt;  wie  er  denn  als  UeberschrÜ^ 
eines  bezüglichen  Aufsatzes  (Aufsatz  II,  2  seiner  gesammelten  Werke)  die  Worte 
gewählt  hat:  „Der  jetzige  Hang  zu  allgemeinen  Gesetzen  und  Verordnungen  iit 
der  gemeinen  Freiheit  gefahrlich.  £r  bekämpft  insbesondere  das  Generalisiren 
auf  dem  Verordnungsweg,  da  gerade  der  Landbau  solcher  GeneraUsirung  am  meisten 
widerstrebe. 
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Abschnitt  I. 
Die  Polizei  des  Feldbaues. 

§  157.   Die  Feldpolizei  und  die  Feldhut. 

1.  Wie  sich  die  ältere  Zeit  ganz  allgemein  durch  eine  weit- 
gehende Beglementirung  des  Erwerbslebens  kennzeichnet  und  der 
Freiheit  der  wirthschafblichen  Bethätignng,  sei  es  aus  Bücksichten 
der  engeren  Erwerbsinteressen  des  einzelnen  Berufsstandes,  sei  es 
aus  Rflcksichten  der  Allgemeinheit,  mannigfache  Einschränkungen 
auferlegte,  die  in  der  obrigkeitlichen  Ordnung  des  zünftig  organi- 
sirten  Handwerks  ihre  besonders  scharfe  Ausprägung  erfuhren,  so 
war  auch  die  Ausübung  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  ehemals 
meist  an  bestimmte  Begeln  und  Vorschriften  geknüpft,  die  von 
der  Gemeinde,  als  Vertreterin  und  Hüterin  der  gemeinsamen  Inter- 
essen der  Dorfinsassen,  festgesetzt  wurden  und  deren  strenge  Ein- 
haltung sorgfältiger  Controle  unterlag.  Die  Nothwendigkeit  solcher 
obrigkeitlicher  Beglementirung  der  Feldgeschäfte  ergab  sich  von 
selber  da,  wo  wegen  der  Streulage  des  Grundbesitzes  und  des 
Mangels  an  Feldwegen  die  beliebige  Benutzungsweise  der  Einzel- 
pTundstflcke  nur  mit  Störungen  und  Schädigungen  für  die  Nachbar- 
irrundstücke  hätte  statthaben  können  und  wo  die  nachbarlichen 
Küeksichten  also  von  selbst  auf  die  Einhaltung  bestimmter  Zeit- 
punkte fär  die  Bestellung,  Düngung  und  Abemtung  des  Acker- 
feldes, auf  die  Ordnung  des  Viehtriebs  hinwiesen,  und  man  verbindet 
mit  dieser  festgefügten  Ordnung  des  Landwirthschaftsbetriebs  den 
Begriff  des  rechtlichen  Flurzwangs  (siehe  Bd.  I,  §45);  aber 
man  blieb  meist  bei  der  Sorge  für  die  Erhaltung  des  ordentlichen 
<iang8  der  Hauptfeldarbeiten  und  der  Femhaltung  gegenseitiger 
Betriebsstörungen  nicht  stehen,  sondern  erstreckte  in  natürlicher 
Vorsorge  für  die  Einzelwirthschaften  diese  Beglementirung  auch 
auf  die  Herbeiführung  nicht  unbedingt  gebotener,  sondern  höchstens 
zweckmässiger  Betriebshandlungen,  z.  B.  durch  Vorschriften  über 
Art  und  Menge  des  zu  verwendenden  Düngers,  die  Statthaftigkeit 
^der  Unstatthafdgkeit  einzelner  Culturweisen,  über  das  Setzen  und 
die  Pflege  von  Obstbäumen,  über  den  Schnitt  der  Reben,   die  Art 
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entsprechenden  Strafvorschriften  des  R.-Str.-6.-B.  und  der  particularen  Polizeistraf- 
gesetzbücher nicht  einheitlich  für  das  Staatsgebiet,  sondern  im  Wege  von  Bezirks- 
oder Ortspolizeivorschriften  geregelt;  wie  überhaupt  auch  da,  wo  landesgeset^licht* 
Ordnung  Platz  gegriffen  hat,  doch  der  Autonomie  der  Gemeinde  in  Bezug  auf  Ordnung 
der  Feldpolizei  im  Einzelnen  mit  Recht  ein  gewisser  Spielraum  gelassen  ist,  so 
namentlich  in  Ansehung  der  Vorschriften  betreffs  Vertilgung  schädlicher  Thiere.  — 
Eine  systematische  Darstellung  für  Baden  im  Hdb.  des  Verfassers,  Badisches  Land- 
wirthschaftorecht,  nebst  Ergänzungsband,  1887  und  1891,  S.  632  ff.  und  bezw.  134  ff. 


§    158.     Die    Bekämpfung    von    Pflanzenschädlingen: 
Grundsätze  der  Pflanzenschädlingspolizei. 

1,  Schwierigkeit  der  Bekämpfung.  Während  der  ganzen 
Dauer  der  Vegetationsperiode  bis  zur  Einemtung  sind  die  Pflanzen 
nicht  nur  allen  Fährlichkeiten  ungünstiger  Witterung,  sondern  vor 
Allem  auch  Schädigungen  diurch  Thiere,  sowie  durch  thierische 
und  pflanzliche  Parasiten  ausgesetzt  und  der  planmässige  Kampf, 
insbesondere  gegen  letztere,  zeichnet  recht  eigentlich  die  Land- 
wirthschaft  vorgeschrittener  Staatswesen  aus,  während  in  minder 
entwickelten  die  Bevölkerung  mit  einem  gewissen  Fatalismus  diese 
Schädigungen  über  sich  ergehen  lässt.  Erschwert  wird  dieser 
Kampf  theils  dadurch,  dass  die  in  Bede  stehenden  Schädlinge 
vielfach  plötzlich  in  so  zahllosen  Mengen  auftreten,  dass  nur  eine 
auf  weitere  Entfernungen  hin  gleichmässig  organisirte  Tilgungs- 
maassregel  Erfolg  verspricht  (so  betreffs  der  Feldmäuse,  Maikäfer, 
Heuschrecken  etc.),  theils  dadurch,  dass  die  Kleinheit  des  Schädlings 
und  sein  Auftreten  in  schwer  erreichbaren  Schlupfwinkeln  (z.  B. 
von  Insekten  in  den  Verzweigungen  der  Bäume  oder  an  den 
Wurzeln  von  Pflanzen)  der  raschen  Tilgung  hinderlich  ist;  theili' 
endlich  dadurch,  dass  die  ungeheure  Yermehrungsfähigkeit  der 
Schädlinge  (Blatt-  und  andere  Läuse,  Heu-  und  Sauerwurm)  jedem 
tilgenden  Eingreifen  der  Menschenhand  zu  spotten  droht.  Hienii 
kommt,  dass  bei  einer  ganzen  Beihe  von  Schädlingen  pflanzlicher 
Art  (Pilze)  und  den  durch  sie  veranlassten  Pflanzenkrankheiten 
(Karte ffelkrankheiten,  Krankheiten  der  Beben:  Oidium,  Schwan- 
brenner, falscher  Mehlthau  oder  Blattfallkrankheit,  Bebwurzelpilz) 
die  mangelnde  Erkenntniss  der  Entstehungs-,  Wachsthums-  und 
Daseinsbedingungen  auch  die  Auffindung  zweckmässiger  Mittel  zu 
ihrer  Bekämpfung  erschwert  oder  dass  doch  die  Anwendung  dieser 
Mittel  nur  mit  besonders  grossem  Aufwand  von  Opfern  möglich  ist 
oder  doch  nur  bei  jahrelang  systematisch  fortgesetztem  Tilgungs- 
verfahren aussichtsvoll  erscheint,  was  übrigens  auch  betreffs  einer 
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grossen  Anzahl  Insektenschädlinge  zutriflft.  Dabei  erfordert  die 
ausserordentliche  Verschiedenheit  der  Fortpfianzungs-  und  Lebens- 
verhältnisse gerade  wieder  der  Insekten  (z.  B.  Baumschädlinge) 
ein  je  nach  ihrer  Gattung  und  Art  ganz  verschiedenartiges  Ein- 
greifen und  überall  ist  wegen  der  meist  über  zahllose  Objecte 
sich  erstreckenden  Verbreitung  der  Einzelschädlinge  die  Controle 
über  die  richtige  Ausführung  angeordneter  Vorschriften  sehr  er- 
schwert. Wesshalb  man  sich  nicht  wundem  darf,  dass  selbst  da, 
wo  die  gereifte  naturwissenschaftliche  Erkenntniss  um  Empfehlung 
wirksamer  Tilgungsmittel  nicht  verlegen  ist  oder  letztere  gar 
polizeilich  erzwungen  werden,  ein  durchschlagender  Erfolg  nicht 
immer  zu  verzeichnen  steht. 

2.  Xoth wendigkeit  der  Bekämpfung.  Aus  der 
Schwierigkeit  der  Bekämpfung  der  Pflanzenschädlinge  den  in 
ländlichen  Kreisen  häufig  gehörten  Schluss  zu  ziehen,  dass  der 
Kampf  als  ein  aussichtsloser  einzustellen  sei,  wäre  selbstredend 
sehr  verkehrt,  da  schon  die  Eindämmung  des  üebels  und  die  Ber- 
gung eines  Theils  der  wirthschaftlichen  Werthe  einen  national- 
ökonomischen Gewinn  bedeutet  und  da  man  wohl  hoffen  darf, 
dass  bei  unablässigem  Arbeiten  auf  diesem  Gebiete  die  Methoden 
der  Bekämpfung  und  Tilgung  mit  der  Zeit  an  Vollkommenheit 
gewinnen  werden.  Vielmehr  wird  es,  je  mehr  ein  zwingendes 
Bedürfniss  gegeben  ist,  die  durch  die  neuzeitlichen  Verhältnisse 
(Zunahme  der  öffentlichen*  Lasten,  wachsende  Schuldverbindlich- 
keiten  etc.)  bedingte  Tendenz  zu  sinkenden  Beinerträgnissen  des 
landwirthschaftlichen  Gewerbes  durch  eine  Steigerung  der  Boden- 
erträgnisse auszugleichen,  doppeltes  Bedürfniss,  jeden  Verlust  an 
Emtewerthen  durch  Schädlinge  der  Pflanzenwelt  mittelst  systema- 
tischer Bekämpfung  soviel  als  möglich  hintanzuhalten.  Beachtens- 
werth  ist  hierbei  nicht  nur,  dass  in  Folge  des  gesteigerten 
internationalen  Verkehrs  namentlich  in  lebenden  Pflanzen  selbst 
(Einführung  von  Pflanzenneuheiten  in  die  alten  Culturländer)  auch 
neue,  bis  dahin  unbekannte  Schädlinge  eingeschleppt  worden  sind 
(Rebwurzellaus,  verschiedene  Pilze,  Krankheiten  der  Reben,  Colorado- 
käfer etc.),  sondern  auch  dass  die  hochgesteigerte  Cultur  und  die 
übliche  Art  der  Vermehning  der  Culturpflanzen  deren  Widerstands- 
kraft gegenüber  Schädlingen  zu  beeinträchtigen  scheint.  Die 
landwirthschaftlichen  Versuchsanstalten,  welche  seither 
vorwiegend  ihre  Aufgabe  in  der  Herbeiführung  einer  Steigerung 
der  Intensität  der  Landwirthschaft  durch  die  Ausbildung  des  besten 

24* 


372  Kap.  VIII.   Die  landwirthschaftliche  Polizei. 

Düngersystems,  der  Saatgutverbesserung,  der  Bodenbearbeitung 
u.  dergl.  erblickt  haben,  werden  daher  berufen  sein,  mehr  noch 
als  bisher  geschehen,  die  Disciplin  der  „Phytopathologie*^  zu 
pflegen ;  noch  wirksamer  würde  es  sein,  wenn  zur  Erforschung  der 
Natur  der  Pflanzenkrankheiten  und  der  Mittel  ihrer  Bekämpfung 
besondere  Anstalten  entstünden  und  gleichzeitig  dafür  Sorge  getragen 
würde,  dass  deren  Forschungsergebnisse  sofort  internationales  Ge- 
meingut werden.  Dass  nur  in  dieser  Art  des  Vorgehens  und  nicht 
im  Wege  der  Versicherung,  wie  vereinzelt  vorgeschlagen  wurde, 
die  Abhilfe  zu  suchen  ist,  wurde  schon  oben  (§  143,  Ziffer  5  ff.) 
dargethan. 

Anmerkung.  In  obigem  Sinn  hat  sich  auch  der  internationale  landw. 
("ongress  im  Haag,  September  1891,  auf  Grund  des  Referats  von  Sorauer- 
Proskau  ausgesprochen.  Die  Schaffung  eines  wissenschaftlichen  Central- 
organs  zur  Erforschung  der  Pflanzenschädlinge  wurde  vom  Deutschen  Land- 
wirthschaftsrath  wiederholt  angeregt  (Archiv  von  1880,  S.  307  fTA  Sehr 
verdienstliche  Arbeiten  auf  diesem  Gebiet  durch  die  deutschen  Gelehrten  de  Barr, 
J.  Kühn,  Taschenberg  u.  a»;  in  Frankreich  durch  Pasteur  und  Planchon; 
letzterem  verdankt  man  die  erste  Kenntniss  der  Reblaus  (Phyloxera  vastatrixi, 
ersterem  eine  einfache  Methode  der  Bekämpfung  einer  verheerenden  Epidemie  der 
Seidenraupen.  Der  Deutsche  J.  Kühn  hat  sich  durch  seine  Arbeiten  über  die 
Tilgung  der  Nematoden  (Zuckerrübenschädlinge)  um  die  Zuckerrübencultur  {Em- 
pfehlung des  Anbaus  sog.  Fangpflanzen)  hoch  verdient  gemacht,  andere  Gelehrten 
in  ähnlicher  Weise  um  die  Rebcultur,  wie  die  bereits  massenhaft  angehäufte  wissen- 
schaftliche Literatur  über  die  Bekämpfung  der  Reblaus,  des  Gidiums  Tücken  und 
anderer  Rebkrankheiten  beweist.  Gegen  eine  Centralisirung  der  Versuchsarbeiten 
auf  diesem  Gebiet  spricht  übrigens  das  häufig  nur  locale  Auftreten  von  Pflanzen- 
schädlingen und  die  Schwierigkeit  einer  wissenschaftlichen  Erforschung  derselben 
durch  eine  abseits  gelegene  Centralstelle ;  die  richtigere  Lösung  wird  daher  in  der 
Uebertragung  dieser  Arbeiten  an  die  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  oder  an 
besondere  für  diesen  Zweck  errichtete  Versuchsanstalten,  denen  das  Unter- 
suchungsmaterial jederzeit  in  umfangreichstem  Maass  zur  Verfügung  steht,  und  in 
der  Vorsorge  lür  rasche  Bekanntgabe  ihrer  Arbeitsergebnisse  liegen,  welche  dann 
immerhin  von  einem  ..Centralorg^n"  gesammelt  werden  mögen.  Sehr  intensives 
Vorgehen  auf  diesem  Gebiet  auch  in  Nord-Amerika:  Staatsentomologen  in  den 
Einzelstaaten  und  jährliche  Veröffentlichung  ihrer  Arbeiten. 

3.  Für  die  Handhabung  der  Landwirthschaftspolizei  auf 
dem  vorwürfigen  Gebiet  sind  folgende  Grundsätze  aufzustellen: 

a)  Die  durch  Pflanzenschädlinge  verursachten  Schmälerungen 
des  Ernteertrags  sind  so  augenfällig,  dass  der  Schluss  nahe  liegt, 
die  eigene  wirthschaftlicbe  Einsicht  der  Betheiligten  werde  von 
selber  zur  Bekämpfung  der  Schädlinge  mit  der  wünschenswerthen 
Energie  hinleiten,  und  es  bedürfe  höchstens  einer  sachverständigen 
Belehrung  über  die  zur  Bekämpfung  tauglichsten  Mittel.  Die 
Erfahrung  zeigt  denn  auch,  dass  in  vielen  Fällen  es  eines  polizei- 
lichen Zwangs  nicht  bedart*  und  dass  gewisse  Schutzvorkehrungen 
gegen  den  Eintritt  von  bestimmten  Fflanzenkrankheiten  sich  weithin 
eingebürgert  haben  (Einbeizen  des  Saatgetreides  mit  Kupfervitriol- 
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lösungen  zum  Schutz  gegen  die  Sporen  des  Flug-  und  Stein- 
brandes, Schwefeln  der  Reben  gegen  Oidium,  Reinigung  der  Obst- 
bäume von  der  alten,  als  Schlupfwinkel  für  Insektenlarven  dienenden 
Kinde,  Anlegung  von  Klebgürteln  um  die  Baumstämme  zur  Ver- 
hinderung des  Aufsteigens  bestimmter  Obstbaumschädlinge  etc.). 
Ebenso  aber  ist  richtig,  dass  jene  bessere  wirthschaftliche  Einsicht 
nicht  fiberall  vorhanden  ist  und  dass  vielfach  selbst  verheerendem 
Auftreten  von  Schädlingen  gegenüber  die  landwirthschafüiche  Be- 
völkerung in  einer  tadelnswerthen  Unthätigkeit  verharrt,  indem  sie 
<ien  Belehrungen  über  die  Gefährlichkeit  einzelner  Schädlinge 
Unglauben  und  den  vorgeschlagenen  Mitteln  der  Bekämpfung  Miss- 
trauen entgegenbringt.  In  solchen  Fällen  liegt  die  Frage  der 
Anwendung  staatlichen  Zwangs  jedenfalls  dann  nahe,  wenn 
grosse  wirthschaftliche  Werthe  und  desshalb  die  Wohlstandslage 
weiter  Kreise  der  ländlichen  Bevölkerung  bedroht  erscheinen, 
wenn  also  namentlich  das  üebel  nicht  etwa  ein  lokal  beschränktes 
ist,  sondern  auf  weite  Entfernung  hin  sich  geltend  macht  und  eine 
Verzögerung  in  der  Bekämpfung  die  Verluste  zu  steigern  droht 
(z.  B.  bei  der  Blattfallkrankheit,  die  beim  wiederholten  Auftreten 
den  Rebstock  schwächt  und  schliesslich  zum  Absterben  bringt), 
b)  Eine  polizeiliche  Erzwingung  von  vorbeugenden 
und  tilgenden  Maassregeln  wird  namentlich  da  gerechtfertigt  sein, 
wo  nach  der  Natur  des  Schädlings  eine  rasche  Ausbreitung  von 
Pflanze  zu  Pflanze,  von  Ort  zu  Ort  zu  besorgen  ist,  wo  also  die 
Lässigkeit  des  Einzelnen  nicht  nur  ihn  selber,  sondern  auch  alle 
Anderen  in  Mitleidenschaft  zieht,  wo  die  Unterlassung  der  Be- 
kämpfung an  der  einen  Stelle  das  gewollte  und  zur  Ausführung 
gelangende  Ankämpfen  an  anderer  Stelle  immer  von  Neuem  in 
Frage  stellen  würde.  In  solchen  Fällen  die  Freiheit  des  privaten 
Willens  im  Interesse  der  Gesammtheit  durch  das  Mittel  des 
polizeilichen  Zwangs  zu  beugen,  ist  zweifellos  ein  Act  der  staat- 
lichen Pflichterfüllung,  welche  sich  nicht  nur  gegenüber  gemein- 
schädlichem  Thiin,  sondern  auch  gegenüber  gemeinschädlicher 
Unterlassung  zu  bethätigen  hat  und  daher  folgerichtig  in 
durch  die  Straf-  und  Machtmittel  des  Staats  zu  erzwingenden  be- 
stimmten Auflagen  oder  in  sonstigen  die  Willensfreiheit  ein- 
schränkenden Verfügungen  zum  Ausdruck  kommt.  Daher  ziemlich 
allgemein  schon  in  älterer  Zeit  bis  auf  unsere  Tage  mindestens 
ijegenüber  der  Baupen-  und  Mäuseplage  polizeiliche  Verordnungen 
für  nothwendig  erachtet  wurden,  solche  aber  in   neuerer   Zeit  in 
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Folge  des  stärkeren  Auftretens  einzelner  schon  fiHher  bekannten 
Schädlinge  —  Kleeseide,  KleewQrger,  Heu-  und  Sauerwurm  —  oder 
in  Folge  des  Auftretens  neuer  Schädlinge  wie  Blutlaus,  Colorado- 
käfer, Wurzelreblaus  u.  a.  —  wenigstens  länderweise  eine  ent- 
sprechende Ausdehnung  erfahren  haben. 

c)  Die  Voraussetzung  für  eine  polizeilicheErzwingung 
von  Tilgungsmaassregeln  wird  aber  nur  dann  gegeben  sein,  wenn 
ein  einen  wirklichen  Erfolg  verbürgendes  Mittel  der  völligen 
Tilgung  oder  doch  der  Einengung  der  Schädlinge  zur  Verfügung 
steht  und  wenn  die  durch  die  Anwendung  des  Mittels  veranlassten 
Kosten  mit  dem  zu  erzielenden  Erfolg  noch  im  richtigen  Verhält- 
niss  sich  befinden.  Es  fehlt  aber  nicht  an  Beispielen,  dass  mit- 
unter ungeeignete,  des  durchschlagenden  Erfolgs  entbehrende  Be- 
kämpfungsarten polizeilich  erzwungen  werden  wollten,  und  es  muss 
daher,  wenn  anders  die  Landwirthschaftspolizei  von  harter  Kritik 
der  Betheiligten  sich  freihalten  soll,  vorsichtiges,  auf  eingehende 
Versuche  und  Erfahrungen  sich  stützendes  Vorgehen  oberster 
Grundsatz  ihrer  Ausgestaltung  und  Handhabung  bleiben.  Nicht 
minder  muss  das  Kostenmoment,  die  Abwägung  des  muthmaass- 
liehen  Erfolgs  einer-,  der  Opfer  an  Arbeit,  Zeit  und  Aufwand 
andererseits,  für  die  Frage  des  polizeilichen  Zwangsgebotes  maass- 
gebend  sein.  Daher  z.  B.  da,  wo  die  Beblauskrankheit  wie  in 
Deutschland  nur  local  aufgetreten  ist,  die  polizeiliche  Zwangs- 
bekämpfung in  Form  von  Bedungen  inficirter  Bebgelände,  Des- 
infection  der  Seuchenherde,  Verhängung  von  Verkehrssperren  etc., 
diurchaus  angemessen,  ja  geboten  erscheint,  da  selbst  ein  Aufwand 
von  vielen  Millionen  gegenüber  dem  Werth  der  noch  unberührt 
gebliebenen  und  durch  jene  Anordnungen  muthmaasslich  gesund 
zu  haltenden  Bebdistricte  nicht  in  die  Wagschale  fallen  kann: 
während  umgekehrt  in  Frankreich  die  Bekämpfung  auf  dem 
Wege  des  Tilgungsverfahrens  wegen  der  enormen  Ausdehnung  der 
auf  Hunderttausende  von  Hektaren  Bebland  sich  erstreckenden 
Krankheit  ein  wirthschaftlich  verfehltes  Vorgehen  sein  würde  und 
daher  anderen  Bekämpfungsweisen  (Düngung  mit  desinfieirenden 
Mitteln ,  Verwendung  von  widerstandsfähigen  amerikanischen 
Wurzelreben  als  Unterlage  für  europäische  Edelreiser,  Zücbtunp: 
neuer  widerstandsfähiger  Sorten,  Anwendung  der  sog.  Sandcultur. 
Unterwassersetzung  von  Weinländereien  etc.)  zu  weichen  hat^). 

*)  Unter  obigem  Gesichtspmikt  ist  daher  der  abfälUgen  Kritik,  welche  H.  F. 
Kessler,   Die  Ausbreitung  der  Reblauskrankheit  in   Deutschland  und  deren  B<- 
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d)  Der  Geltungsbereich  der  polizeilichen  Zwangs  Vor- 
schriften kann  je  nach  der  Art  des  Auftretens  des  Schädlings  ein 
mehr  oder  weniger  räumlich  umschriebener  sein  (orts-,  bezirks- 
polizeiliche Vorschriften)  oder  aber,  im  Fall  der  Möglichkeit 
raschen  Umsichgreifens  einer  Krankheit  und  im  Hinblick  auf  das 
Bedürfniss  gleichzeitigen  und  gleichmässigen  Vorgehens,  auf  grössere 
Laadestheile  oder  über  das  ganze  Staatsgebiet  sich  erstrecken. 
Ist  die  Beschaffenheit  des  Schädlings  eine  solche,  dass  er  wegen 
seiner  Kleinheit  oder  des  Aufenthaltsortes  z.  B.  an  den  Wurzeln, 
sich  der  Beobachtung  leicht  entzieht,  kommt  hinzu,  dass  er  wegen 
seiner  Lebensfähigkeit  und  der  dadurch  bedingten  Translocirungs- 
fähigkeit  auch  auf  weiteste  Entfernungen  hin  unschwer  ver- 
schleppt werden  kann,  gestaltet  sich  vermöge  des  grossen  Schadens, 
den  er  anrichtet,  die  systematische  Bekämpfung  desselben  geradezu 
zu  einer  gemeinsamen  Aufgabe  der  bedrohten  Staaten,  so 
liegt  es  nahe,  über  die  Mittel  dieser  Bekämpfung  sich  von  Staat 
zu  Staat  zu  verständigen,  und  es  kann  sich  demgemäss  wenigstens 
für  gewisse,  besonders  gefährliche  Schädlinge  eine  Art  inter- 
nationale Landwirthschaftspolizei  entwickeln,  wie  solche 
hinsichtlich  der  Eeblausgefahr  durch  den  Vertrag  vom  3.  November 
1881  begründet  worden  ist.  Im  übrigen  führt  der  Austausch  der 
Erfahrungen  über  die  zweckmässigste  Art  der  Bekämpfung  auch 
ohne  Vertragsabschluss,  also  im  Wege  autonomen  Vorgehens  der 
Einzelstaaten,  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  der  Landwirthschafts- 
polizei und  ihrer  Handhabung,  wie  solche  auf  anderen  Gebieten  der 
Landwirthschaftspolizei,  namentlich  des  Thierseuchenwesens,  schon 
längere  Zeit  erreicht  ist,  auch  auf  dem  Gebiet  des  Pflanzenschutzes 
immer  mehr  herbei. 


§159.    Fortsetzung;    Verfahren    bei    der    Schädlings- 
bekämpfung; Kostenwesen;  die  Keblauskrankheit 

insbesondere. 

1.  In  Bezug  auf  die  Ausführung  von  Zwangstilgungs- 
maassregeln  kann  ein  zweifaches  Vorgehen  Platz  greifen:  die 
Ausführung  kann  jedem  einzelnen  Betheiligten  auferlegt  werden 


kämpfung,  1892,  an  dem  Tilgungsverfahren  übt,  eine  Bedeutung  nicht  beizulegen, 
namentlich  insolange  nicht,  als  in  Deutschland  die  Cultur  mit  veredelten  amerika- 
nischen Reben  ein  noch  ungelöstes  Problem  ist. 
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mit  der  Maassgabe,  dass  im  Fall  der  Unterlassung  oder  Versäum- 
niss  die  Polizeibehörde  das  Nöthige  auf  Kosten  des  Säumigen 
vorkehren  darf;  sie  kann  aber  auch  im  Namen  der  Betheiligteu 
durch  eine  irgendwie  geschaffene  besondere  Organisation  (z.  B- 
durch  von  der  Gemeinde-  oder  der  Staatsbehörde  aufgestellte 
besondere  Functionäre)  erfolgen.  Letzteres  Verfahren  wird  sich 
vielfach  schon  wegen  der  durch  es  verbürgten  grösseren  Einheit- 
lichkeit und  Gewissenhaftigkeit  der  Durchführung  der  Tilgungs- 
arbeiten, auch  wegen  der  bei  gemeinsamer  Organisation  möglicher- 
weise zu  erwartenden  Kostenersparniss  empfehlen;  es  wird  femer 
da  namentlich  am  Platze  sein,  wo  die  Besitzverhältnisse  sehr  ge- 
mischte sind,  wo  insbesondere  bei  zahlreich  vorhandenen  Klein- 
wirthen  von  vornherein  auf  eine  zweckentsprechende  Durchführung 
der  Arbeiten  nicht  zu  rechnen  ist  oder  wo  diese  Durchfühnmg  die 
Verwendung  besonderer  Apparate  erfordert,  die  zweckmässig  auf 
gemeinsame  Bechnung  angeschafft  werden  (Spritzapparate  zurPeronos- 
pora -Bekämpfung) ;  es  ist  aber  dieses  Verfahren  in  all  den  Fällen 
geradezu  geboten,  wenn  die  erfolgverbürgende  Durchführung  der 
Tilgungsarbeiten  ein  gewisses  Maass  sachverständiger  Kenntnisse 
über  die  Natur  des  Schädlings  voraussetzt,  und  wenn  die  Be- 
theiligten etwa  gar  die  Tragweite  der  durch  einen  bestimmten 
Schädling  bedingten  Gefahr  nicht  zu  erkennen  vermögen  (Reblaus- 
krankheit). 

2.  Neben  den  tilgenden  Maassregeln  werden  und  müssen 
vorbeugende  (prophylaktische)  einhergehen,  die  das  Ein- 
schleppen von  Schädlingen  zu  verhüten  und  im  Fall  der  Einschlep- 
pung die  Localisirung  der  Infection  und  die  Verhütung  der  Weiter- 
verbreitung zum  Zweck  haben  und  die  ebenfalls  mit  oder  ohne 
Zwangscharakter  ausgestattet  sein  können.  Zur  letzteren  Kategorie 
zählt  z.  B.  die  Belehrung  der  ländlichen  Bevölkerung  über  die 
rechtzeitige  Anwendung  von  Heilmitteln  (Anwendung  von  minera- 
lischen Düngern  gegen  den  Rebwurzelschimmel,  Beizen  des  Saat- 
getreides gegen  Brand  etc.),  und  die  Thätigkeit  der  Samen- 
prüfungsanstalten zur  raschen  Erkennung  unreiner  (z.  B.  klee- 
seidehaltiger)  Sämereien;  in  die  erstere Kategorie  (derpolizeilichen 
Prophylaxe)  würde  beispielsweise  eine  Beschränkung  des  schwer 
controlirbaren  Hausirhandels  mit  Sämereien,  Obstbäumen,  oder 
eine  Beschränkung  des  Verkehrs  mit  solchen  Pflanzen  überhaupt 
fallen,  welche  Träger  eines  Schädlings  sein  können,  sei  es,  dass 
die  Einfulu-  gewisser  Pflanzen  oder  Pflanzentheile  in  ein  Staats- 
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gebiet  ganz  verboten  oder  nur  unter  Beachtung  gewisser  Vorsichts- 
maassregeln  für  statthaft  erklärt,  sei  es,  dass  der  Versandt  von 
solchen  Pflanzen  innerhalb  Landes  von  bestimmten  Vorbehalten 
abhängig  gemacht  wird  (wie  wiederum  im  Gebiet  der  Keblaus- 
bekämpfung  der  Fall).  —  Wo  die  Voraussetzungen  für  eine  polizei- 
liche Zwangsbekämpfung  entweder  überhaupt  nicht  vorliegen  oder 
doch  überwiegende  Gründe  der  Zweckmässigkeit  gegen  die  An- 
wendung staatlichen  Zwangs  sprechen,  erhält  die  belehrende 
Aufklärung  über  das  Wesen  der  einzelnen  Pflanzenschädlinge 
und  über  die  zweckmässigste  Art  der  Abwehr  und  Tilgung  selbst- 
redend erhöhte  Bedeutung,  da  Unwissenheit  und  Aberglaube  auch 
liier  die  gefährlichsten  Feinde  eines  Erfolgs  darstellen,  wie  denn 
in  den  landwirthschaftlichen  Lehranstalten,  zumal  in  den  für  die 
bäuerliche  Bevölkerung  bestimmten,  der  Unterricht  über  die 
„Pflanzenschädlinge"  einen  wichtigen  Bestandtheil  des  Untenichts- 
plans  zu  bilden  pflegt. 

Anmerkung,  a)  Noch  heute  besteht  in  der  Rheinebene  vielfach  die  Meinung, 
das  Oidinm  der  Reben  rühre  lediglich  vom  Eisenbahnrauch  her;  und  zwar  wohl 
desshalb,  weil  das  erste  Auftreten  dieser  Rebkraukheit  mit  dem  Aufkommen  der 
Eisenbahnen  zeitlich  zusammenfällt  (post  hoc,  ergo  propter  hoc);  noch  heute,  trotz 
'1er  ungeheuren  Verheerungen,  welche  die  Reblaus  angerichtet  hat,  giebt  es  zahllose 
kleine  Winzer,  selbst  in  Frankreich,  aber  auch  in  der  Rheinprovinz,  die  die  gefähr- 
liche Natur  des  Insects  läugnen  und  der  Begehung  der  Rebfelder  durch  die  staat- 
liche Commission,  noch  mehr  den  Tilgungsmaassregeln  häufig  den  hartnäckigsten, 
uor  durch  Polizeigewalt  zu  brechenden  Widerstand  entgegensetzen. 

b)  Eine  besondere  Bedeutung  erhält  die  belehrende  Thätigkeit  natürlich  da, 
»0  ein  Ankämpfen  gegen  einen  Schädling  mittelst  des  Tilgungsverfahrens  als  er- 
folglos nnterbleiben  und  daher  versucht  werden  muss,  durch  bestimmte  Cultur- 
methoden  die  nachtheiligen  Einwirkungen  des  Schädlings,  wenn  nicht  aufzuheben, 
so  doch  abzuschwächen,  wobei  auf  das  sog.  Culturalverfahren  bei  durch  Rebläuse 
inficirten  Reben,  bestehend  in  der  Anwendung  von  schwefelkohlhaltigen  Dünge- 
mitteln, verwiesen  sein  mag. 

3.  Einer  Erwähnung  bedarf  noch  die  Frage  der  Aufbringung 
<ler  durch  die  Bekämpfung  der  Schädlingsgefahr  erwachsenden 
Kosten  und  die  Frage  der  Sicherung  gegen  etwaige,  trotz  der 
Bekämpfung  eingetretene  Verluste  an  Pflanzenwerthen.  Die 
Kosten  werden  grundsätzlich  den  betheiligten  Besitzern  bezw. 
Wirthen  zur  Last  zu  bleiben  haben  und  sie  sind  daher,  soweit  der 
Bekämpfungsdienst  durch  die  Gemeinde  oder  den  Staat  selber 
organisirt  ist,  auf  die  Betheiligten  nach  bestimmten,  aus  der  Grösse 
des  Besitzes  oder  sonstigen  Merkmalen  gewonnenen  Anhalts- 
punkten umzulegen.  Eine  Ausnahme  von  diesem  Grimdsatz 
wird  da  gerechtfertigt  sein,  wo,  wie  bei  der  Beblausgefahr,  ein 
bestimmter    wichtiger  Culturzweig  in  seiner  Existenz    überhaupt, 
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nicht  nur  in  einzelnen  Jahreserträgnissen,  bedroht  und  die  Er- 
haltung dieses  Culturzweigs  im  gemeinsamen,  staatlichen  Interesse 
liegend  erscheint. 

Dass  eine  Versicherung  gegen  die  Wirkungen  von  Pflanzen- 
schädlingen überhaupt  an  sich  denkbar,  aber  schwer  ausfährbar 
erscheint,  ist  schon  früher  betont  worden  (§  143,  Ziffer  5) ;  eine  Ver- 
sicheningsgemeinschaft  könnte  wohl  nur  in  der  Weise  begründet 
werden,  dass  eine  Schadloshaltung  für  diejenigen  Nachtheile  im 
Einzelfall,  die  sich  durch  das  zwingende  Eingreifen  der  Landwirth- 
schaftspolizei  ergeben  (z.  B.  durch  Beseitigung  von  infieirten  Pflanzen, 
durch  Anbauverbote  auf  Zeit,  um  den  Schädling  „auszuhungern"  etc.), 
den  im  Interesse  aller  übrigen  von  der  Zwangsanordnung  Betroffenen 
gewährleistet  wird  (also  analog  wie  bei  der  Bekämpfung  der  Thier- 
seuchen,  §  154).  Die  Frage  ist  unter  den  gegenwärtigen  Verhält- 
nissen wieder  hauptsächlich  in  Ansehung  der  Reblausgefahr 
praktisch  geworden,  indem  gemeinhin  bei  den  zwangsweise  vor- 
zunehmenden Rodungen  von  verseuchten  Grundstücken  Ersatz  mir 
für  die  vertilgten  gesunden,  nicht  aber  für  die  bereits  infieirten 
Rebstöcke  und  im  Fall  der  Erlassung  von  Anbauverboten,  Gnmd- 
stückssperren  u.  dgl.  ein  solcher  grundsätzlich  überhaupt  nicht  ge- 
währt wird.  Wenn  die  hierin  liegende  Härte  durch  Erweitenmg 
der  Entschädigungspflicht  beseitigt  werden  soll,  so  liegt  es  nahe, 
bei  dem  gemeinsamen  Interesse  aller  Rebbesitzer  eines  Landes  an 
der  raschen  Tilgung  einzelner  Krankheitsherde,  die  Aufbringunir 
der  Mittel  hierfür  als  Zwangsp flicht  der  Gesammtrebban- 
bevölkerung  zu  erklären,  und  es  könnte  dann  auch  noch  weiter 
gegangen  und  die  sämmtlichen  aus  der  Bekämpfung  der  Krankheit 
erwachsenden  Kosten  auf  diese  Zwangsgemeinschaft  überwalzt 
werden.  Gegen  eine  solche,  nicht  ganz  zutreffend  als  „Zwangs- 
versicherung gegen  die  Reblauskrankheit"  bezeichnete,  in 
einzelnen  Staatsgebieten  verwirklichte  Organisation  spricht  indess 
die  Betrachtung,  dass  der  Erfolg  des  Tilgimgsverfahrens  zur  Zeit 
nicht  feststeht  und  daher  mit  der  Möglichkeit  der  allmählichen 
Ausbreitung  der  Reblaus-Krankheit  gerechnet  werden  muss;  dass 
desshalb  leicht  ein  Zeitpunkt  eintreten  kann,  in  dem  die  Zwangs- 
versicherungskasse, weil  die  Entschädigimg  der  von  der  Krankheit 
Betroffenen  nur  mit  dem  Ruin  des  Restes  der  verschont  Gebliebenen 
erkauft  werden  könnte,  ihre  Dienste  und  zwar  gerade  Jenen  gegen- 
über versagen  müsste,  die  am  längsten  mit  Zwangsbeiträgen  be- 
lastet worden  sind,  nunmehr  aber  eine  Gegenleistung  nicht  mehr 
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gewärtigen  können.  Daher  das  in  Deutschland  beliebte  Verfahren 
der  Uebemahnie  der  aus  Anlass  der  Bekämpfung  der  Beblaus- 
krankheit erwachsenen  Tilgungskosten  und  der  Entschädigungslast 
auf  die  Allgemeinheit  die  grundsätzlich  richtigere  Kegelung  dar- 
stellen dürfte,  für  welche  übrigens  in  der  gesetzlich  statuirten  Ent- 
schädigungspflicht  des  Staats  gegenüber  den  Verlusten  aus  der 
ßmderpest  bereits  früher  ein  Analogen  geschaffen  worden  ist  (siehe 
unter  §  163,  Ziffer  5). 

Anmerkung,  a)  Zwangsv'ersicherungskassen  gegen  die  Folgen 
der  Reblauskrankheiten  bestehen  seit  den  achtziger  Jahren  in  den  schwei- 
zmschen  Cantonen  Wallis,  Waadt,  Zürich,  neuerdings  auch  in  ßusslaud 
' I^ssarabien)  und  in  Spanien;  in  letzterem  Land  werden  1  Peseta  für  das  ha 
Weiüland  in  den  iniicirten  und  ^'g  Peseta  in  den  reblausfireien  Provinzen  erhoben 
zur  Bildung  eines  zur  Bekämpfung  der  Krankheit  dienenden  „ Nationalfonds ". 

b)  Unter  den  zahlreichen,  im  Gebiet  des  Pflanzenschutzes  erlassenen  Polizei- 
verordnungen bezw.  Gesetzen  ist  neben  den  zum  Schutz  gegen  den  Colorado- 
käfer erlassenen  Einfuhrverboten  gegen  Kartoffeln  aus  Amerika  als  dem  Stammland 
dies«»s  Schädlings  und  den  für  den  Fall  des  Auftretens  vorgesehenen  Zwangstilgungs- 
vorschriflen,  neben  den  Verordnungen  über  Bekämpfung  der  Mäuse-,  Maikäfer-, 
In-jekten-  (Raupen,  Blutlaus  etc.)  Plage,  femer  neben  solchen  über  Vertilgung 
von  Unkraut ern  (Kleeseide:  Cuscuta;  Orobanchearten)  oder  von  Trägern  von 
Schädlingen  (z.  B.  des  Berberitze-Strauchs,  der  eine  Entwicklungsform  des  Ge- 
ireiderost»  beherbergt)  vor  Allem  die  Gesetzgebung  über  die  Bekämpfung 
der  Reblausgefahr  zu  erwähnen,  weil  bis  jetzt  kein  Schädling  —  mit  Aus- 
nahme  etwa  der  Heuschrecken  —  bekannt  geworden  ist,  der  gleich  dem  Reblaus- 
insekt  Verwüstungen  ähnlichen  Umfangs  im  Gefolge  gehabt  und  der  eben  desshalb, 
gleich  der  Reblaus,  Anlass  zu  gemeinsamem  internationalen  Vorgehen  „zu  Schutz 
and  Trutz**  gegeben  hätte.  Die  fast  alle  europäischen  Culturstaaten  mit  Rebbau 
nmspannende  „Reblaus-Convention**  vom  3.  November  1881  verpflichtet  die 
Vertragsstaaten  zur  Erlassung  von  Gesetzen,  welche  ein  wirksames  Vorgehen  gegen 
die  Reblaus  sichern,  sieht  weitgehende  Beschränkungen  des  internationalen  Verkehrs 
hinsichtlich  solcher  Versandtgegeu stände  vor,  von  welchen  (Trauben,  Trcstern,  Rcb- 
wiirzlinge,  Rebholz  etc.)  Verschleppungen  des  Insekts  zu  befürchten  sind,  und  macht 
die  Zulassung  von  zur  Kategorie  von  Reben  nicht  gehörigen  Pflänzlingen,  Sträu- 
chem  und  sonstigen  VegetabiÜen  zum  internationalen  Verkehr  von  der  Beobachtung 
bestimmter  Formalitäten  (Verpackuugsvorschriften,  Gesundheitsatteste  etc.)  abhängig. 
Dcmgemäss  sind  Specialgesetze  in  allen  betheiligten  Staaten  zum  Vollzug  der  Ueber- 
«nkunft  erlassen  worden;  in  Deutschland  die  Reichsgesetze  vom  6.  März  1875  und 
Vfim  3.  Juli  1883  nebst  zahlreichen  Ausfuhrungsvorschriften,  daneben  landesgesetz- 
lichp  Bestimmungen  und  eine  staatliche  Organisation  des  Ueberwachungsdienstes 
für  alle  Rebfelder  (Beobachtungscommissionen)  behufs  Ennöglichung  rascher  Auf- 
findung vorhandener  Infectionsherde.  Im  Allgemeinen  verfolgen  alle  gesetzlichen 
H»>rimmungen  eine  dreifache  Aufgabe:  durch  Einfuhn^erbote  bestimmter  Art  (in 
Betreff  von  Reben  und  Rebtheilen,  Kompost,  Düngererde,  Weinpfählen  etc.)  die 
Einschleppung  aus  dem  Ausland  zu  verhindern;  durch  Verkehrsbeschränkungen  im 
Inland  (betreffs  bewurzelter  Reben,  der  Abgabe  von  Reben  etc.  aus  inficirten  Grund- 
Mucken)  die  Weiterverschleppung  der  Krankheit  zu  verhüten;  durch  die  gesetzlich 
Matuirte  Möglichkeit  der  Vernichtung  der  inficirten  Rebgeländc  und  der  Desinfection 
des  Bodens  jeden  neu  auftretenden  Seuchenherd  sofort  unschädlich  zu  machen; 
daneben  Stataimng  der  Anzeigepflicht,  deren  Nichterfüllung  Strafe  und  Verlust  der 
landesgesetzlich  verschieden  nomiirten)  Entschädigungsansprüche  nach  sich  zieht. 
iHe  Organisation  des  Ueberwachungsdienstes  bezweckt  die  rasche  Entdeckung 
^on  Herden,  ohne  indess  in  dieser  Hinsicht  durchschlagend  gewirkt  zu  haben,  da 
das  Insekt  wegen  seiner  Kleinheit  der  Beobachtung  sich  leicht  entzieht  und  daher 
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vielfauli  erei  dauo  uufgiofunden  wird,  veau  diu  Infecliu»  (une  bereiM  nin&iigiFicti« 
geworden  lal  und  in  dem  AbsWrbeo  der  KubstÖuke  Ixjuierkbar  au  Tagv  Iritti  "cil 
ferner  diu  (ilcichgUlligkeit  der  KiLchstbetLeilii^en  oder  ilir  ünglaabe  brxOglicb  der 
(lufahr  des  Sohädlinga  oder  die  Furcbt  vor  den  in  Aussicht  siebenden  Zwu^ 
itnordnungeu  recbtzciiig«  Anzei^erdtattungirn  hin  lauhalten.  (.UeberEicIitliche  Dni- 
Btellang  der  deutscbon  GesotzgebiinE  giebt  Hermes  in  Stengels  Edwb.  d.  Sl.** 
unter  „BAblsaBkrankhtiit".) 

c)  Statistik  der  BiblBUHkraukUeii;  pflegliche  MansüDBliinFi! 
In  Preusseu  sind  bi«  Ende  1890  973  Beblauaherde  aufgefunden.  74,97  ta  Am 
Veniiehinngs verfahren  niiterwurfen  und  2444U08  M.  dafdr  ans  Staalsmitlelti  «of- 
gewendet  werden;  'di  Reborte  mit  1Ü70  ha  und  8ÜOOÜ0U  SlÄcken  künneu  »l< 
juficirt  bezw.  verdücblif;  bezeivUnet  werden.  V'eilere  Intectionen  im  Kriiignirli 
Sauhaen,    Württemberg,    ElMSS-LnUuiugen.  ^  In  Frankreich   sind   seil   1S7K  Im 

1885  rund  600000  hn  der  Reblaus  vCIli^  iiim  Opfer  gefallen  und  seither  «fiii'"' 
grosse  WeinbergsflÄchen  von  dem  Insecl  ergriffen  und  vemiehtei  tvordnn;  glrkli- 
wohl  besaüs  Frankreich  1889  noch  immer  1944150  ha  ertmgifilhiges  Wrinlanü. 
An  Stelle  des  bei  dem  Umfang  der  Keblnusiufectiunen  aossichtslogen  Vermchtuui^ 
Verfahrens  ist  f&st  darchweg  das  n-gioriing^seittg  unteralütxle  Cultnrverfahrfii 
getreten;  1888  und  1888  wurden  580Ü0  ha  mit  Schwefelkehlensloff  und  9000  hi 
mit  Kaliunuulfucarbouat  behandelt,  bei  301X10  bu  die  Unierwaaaenotsnng  «b- 
guwendet,  die  Culinr  der  amerikaoiscUen,  widentlandsfähigen  Kebnorten  anf  3(IO0UU  hi 
ausgedehnt.   Wenn  die  Einfahr  spauiMihor  und  italienischer  Weine  nach  Frankreirii 

1886  nnr  6T60D0  hl,  188ä  aber  10  MiLl.  hl  betrug,    so   ht   diese  enorme  Einfuhr 
sieigermig  wesentlich  mit  anf  die  Ertragsabnahme  in  Fulgu  der  BeblansverwitsuingHi 
Kurückzufabren.  —  lu  .Spanien   waren  1888  80000  ha   des  besten  WüaIaiidH..ii 
l>orlngal  134000  ha,  in  Italien  (1887)  65000  ha  in  lä2  (icmeinden,  in  Oeat^T 
reich  1890  28400  ha  in  201  Gemeinden,   in  Ungarn  76U0Ü  ha  crgriffau  nndi 
hehUcbe  Theile  des  iufieirleu  Weinlandes   bereits  der  völligen  Zerstoning  ver&lv 
~  In  der  Schweix  zahlreiche  Infeclionshcrde  in  Zürich.   Genf,  Keuenbür^,  Wil 
und  Wallis.  —  In  Bussland  nimmc  die  Krankheit  in  Itessarabien,   der  Krim,! 
Kaukasus  beständig  tu;  ebenso  in  Algier,  in  Australien.  —  Ausser  Dei 
wird  das  Tilgungaverfahrcn  grundsitialich  noch  in  der  Schweia   ■ 
in  Frankreich,  Oen  torreich  und  Ungarn  ist  dasselbe  gnmdsalalich  an^qpilij 
in  anderen  Staaten  wird  je  nach  dem  CiuCaiig  der  Herde  entweder  vemichiu  o 
uur  das  CuUurverfahreu  angewendet ,  wohoi  UDUerding»  neben  den   t'    '   '  ' 
Ditogtuigs weisen    und    der   Verwendung    widerstandafahiger   Bebeu    a 
Herkunft  die  Cultur  auf  Sandbüden,   in   denen  das  Insekt  nicht  fortkommt,   1 
sondere  Bedeutung  gewinnt  (so  namentlich  in  UngarnJ.     In  Uesterreicb 
1890  2b  Kebsebulen  imr  Kultur  amerikanischer  Beben,  welche  einen  Klilchw 
von  rnnd  3000  ha  haben,  vorhanden,  aus  denen  '  ,  Millionen  8cbnitln)b«a  a 
)^be  gelaugten,    womit   freilich  dem   thalsächlicheu  Bedarf  noch  l    ,^ 
sprochen   ist.    Ein   Beichsgeselz   Tür   Oesterreich    vom  38.  März  11^3    hat   i 
Ackerbanminisl«-  die  Ermächtigung  ertheilt,    im   Fall  des  Auftretens   der  Beblaoi 
und  des  Vorhandenseins  einer  dadurch  herbeigeführten  ,x^tweiliK«n  Nuthlage*  der 
lirundbesitzer ,   tum  Zweck  der  Wiederherstellnug  der   zerstörten  Weingärten   un- 
verzinsliche V'urnebUsse   zu   geben,  und  xwar  entweder  an  die  einzelnen   ge- 
schädigten fieaüier  selbst,   oder  an   die  Gemeinden   oder  an  Genossenschaften  <  *  " 
Vereine.     In  alleu  Fällen  ist  die  Vorschnssverwilligung  davou  abhängig,  dai 
gleiche  Unteralützung   an    den  Bewerber   ans  Landesmitteln    gegeben   wird. 
Illnstrimng  der  durch  die  Reblaus  erwachsenden  ächäden   diene  die  Angabc,  c 
in  Portugal  vor  dem  Eindringen  der  Beblaus  410828  hl,  1887  dagegen  n 
1945G4  bl    gecrutet    und    da»s   ia    Spanien   allein  aus  der  Provinz  Malaj 
IIOOÜ  verarmte  Winker  und  bo^häriigungslose  Weinbergsarbeilei  zur  Amwat 
gedrängt  wurden. 

d)  I>ie  Literatur  über  die  Reblausfrage   ist   eine  äusi 
VOM  Verfasser  wurden  ausser  den  umfangreiehen  u  m  i  ü  c  h  e  u  VerüfTentlichungen  t 
<ieaetzesmal('rialien  hauptsächlich  au  Raihe  gexogeu:  Blankruhiirn  and  Mo 
iJlii  Wunellans  das  Wcinstockei,  187Ö;  Czeh.  Ueber  die  Bekämpfung  der  Re 

1  Oesterreich  and  Ungarn,    18^:   I>ejardin,   Recherches  el   obaerralions  ai 
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reagtance  de  la  vigne  au  Phylloxera,  1887;  Kessler,  Die  Ausbreitung  der  Reblaus- 
krankheit  in  Deutschland  und  deren  Bekämpfung,  1892;  Millardet,  La  question  de 
Tigncs  amMcaines  du  point  de  vue  th^orique  et  pratique,  1877;  Sahut,  Die  ameri- 
kuiischen  Reben,  ihr  Schnitt  und  ihre  Veredlung,  in's  Deutsche  übertragen  von 
Freih.  von  Thümen,  1891;  Wyneken,  Zwangs- Versicherungs-Genossenschaften  der 
RebcTilturbesitzer  gegen  den  durch  die  Keblaus  drohenden  Schaden,  1878. 


§  160.   Der  Schutz  nützlicher  Vögel. 

1.  Einen  wirksamen  Bundesgenossen  in  der  Tilgung  schäd- 
licher Insekten  hat  der  Mensch  in  jenem  Theil  der  Vogelwelt,  der 
vorwiegend  oder  ausschliesslich  auf  Insektennahrung  angewiesen  ist; 
auf  die  Erhaltung  dieser  in  der  freien  Natur  sich  vollziehenden 
«Xaturpolizei"  ist  desshalb  grösster  Werth  zu  legen,  und  der 
Schutz  dieser  Vogelarten,  der  sog.  nützlichen  Vögel,  bildet 
daher  in  der  Kette  der  landwirthschaftspolizeilichen  Maassregeln 
m  sehr  bedeutungsvolles  Glied.  Auch  ist  gar  nicht  zu  leugnen, 
dass  das  jahrweise  zu  beobachtende  stärkere  Auftreten  von  Schäd- 
lingen, namentlich  von  Baupen,  mit  der  seit  Jahrzehnten  zu  be- 
<>bachtenden  Abnahme  jener  nützlichen  Vogelarten  in  engstem 
Zusammenhange  steht,  welche  Abnahme  wiederum  auf  einen  un- 
zureichenden Schutz  der  betreffenden  Vogelarten  (gegen  Zerstörung 
der  Nester  und  Ausnehmen  der  Brut,  gegen  den  Massenfang  zu 
Xahrungs-  oder  Industriezwecken)  zurückzuführen  ist.  Neben  diesen 
Unterlassungssünden,  zu  denen  übrigens  auch  die  unzureichende 
Ausrottung  der  natürlichen  Feinde  der  nützlichen  Vögel  aus  dem 
Geschlecht  der  Raubvögel  zu  rechnen  ist,  hat  mittelbar  auch  die 
Richtung  auf  intensivere  Ausnützung  des  Grund  und  Bodens  zur 
Vorringerung  der  nützlichen  Vögel  beigetragen,  weil  mit  der  Be- 
j^eitigung  von  Buschwerk,  Hecken,  Gestrüpp  etc.,  auf  den  Feldern, 
an  Rainen  und  längs  der  Ufer  von  Wasserläufen  eine  grosse  An- 
zahl gesicherter  Brutstätten  und  von  Zufluchtsorten  vor  Nach- 
steUimgen  verloren  gegangen  ist. 

2.  Die  Schwierigkeiten  einer  befriedigenden  Ordnung  des 
Vogelschutzwesens  sind  durch  den  Umstand  gegeben,  dass 
die  in  Frage  kommenden  Vogelarten  meist  Wandervögel  sind, 
welche  in  den  Herbstmonaten  die  Ländergebiete  des  nördlichen 
und  mittleren  Europa  verlassen ,  um  den  Winter  in  südlichen 
Himmelsstrichen  zuzubringen;  denn  ein  ihnen  in  den  ersteren 
Ländern  selbst  noch  so  ausreichend  gewährter  Schutz,  insbesondere 
zur  Brutzeit,  muss  eines  guten  Theils   seiner  Wirkung  verlustig 
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gehen,  wenn  ein  gleicher  ausreichender  Schutz  ihnen  nicht  auch 
wälirend  der  Reise  nach  dem  Süden  und  ihres  Aufenthalts  daselbst 
gesichert  ist.  Eine  Lösung  der  Vogelschutzfrage  kann  desshalb 
nicht  national,  sondern  nur  auf  internationalemWege  erwartet 
werden,  und  alle  noch  so  strengen  Vogelschutzgebote  müssen  der 
nachhaltigen  Wirkung  entbehren,  wenn  jenseits  der  Alpen  (in 
Italien  und  den  mittelländischen  Staatsgebieten)  alljährlich  die 
eintreffenden,  von  der  langen  Eeise  ermüdeten  und  desshalb  wider- 
standslosen Vögel  zu  Hunderttausenden  dem  speculativen  ErwerLs- 
trieb  der  niederen  Bevölkeningsklassen  zum  Opfer  fallen  (in  ganz 
Italien  werden  im  Herbst  Rothschwänzchen,  Rothkehlchen,  Fliegen- 
fänger, Laubvögel,  selbst  Zaunkönige  und  Goldhähnchen  in  Massen 
als  Zuspeise  zur  Polenta  in  den  Verkehr  gebracht).  Obwohl 
einzelne  internationale  Abmachungen  einen  besseren  Schutz  der 
betreffenden  Vogelarten  anstreben  (Convention  zwischen  Oesterreich 
und  Italien  vom  29.  November  1875,  welche  u.  A.  den  Gebrauch 
aller,  für  den  Massenfang  von  Vögeln  eingerichteten  Geräthe,  wie 
Fallkäfige,  Schlagnetze  etc.  verbietet),  fällt  es  doch  erfahrungs- 
gemäss  schwer,  Jahrhunderte  alte  Gewohnheiten  der  Bevölkerung  als- 
bald zu  beseitigen,  und  am  schwersten  natürlich  in  Ländern,  in 
denen  die  Polizei  ungenügend  organisirt  ist  und  die  Sitten  und 
Geschmacksrichtungen  der  vermöglicheren  Bevölkerungsschichten 
durch  jederzeitige  Abnahme  der  verbotswidrig  gefangenen  Vögel 
dem  eingelebten  Unfug  fortgesetzten  Vorschub  leisten. 

Aumerkung.  a)  Leider  lässt  noch  immer  eine  Anzahl  mitte leoropäischer 
Staaten  auch  den  Fang  der  sog.  Krammetsvögel  uneingeschränkt  zu  (wobei 
unterschiedslos  neben  der  eigentlichen  Misteldrossel  auch  die  Singdrossel  und  andere 
Singvögel  Objecte  des  Fangs  —  in  sog.  Dohnenstiegen  —  zu  sein  pflegen)  und  es 
ist  daher  zu  bedauern,  dass  auch  das  Deutsche  Reichs-Vogelschutz-Gesetz  zu  einer 
Avenig  rühmlichen  Concession  an  herrschende  locale  Gewohnheiten  sich  verstanden 
hat,  zumal  diese  Concession  einem  Himnrken  auf  Abstellung  der  freilich  viel 
sdireiendereu  Missstände  in  den  südlichen  Staatsgebieten  hinderlich  sich  erweisen 
muss.  Ein  völliges  Verbot  des  Krammetsvogelfangs  nur  in  Württemberg;  in  einer 
Anzahl  süddeutscher  Staaten  der  Massenfang  wenigstens  insoweit  erschwert,  als  die 
Krammetsvögel  als  jagdbares  Wild  erklärt  sind  und  der  Fang  mittelst  Schlingen 
{7..  B.  in  Baden")  gänzlich  untersagt  ist. 

b^  Der  befriedigenden  Ausgestaltung  des  Yogelschutzes  wird  eine  nicht  geringe 
Schwierigkeit  auch  dadurch  bereitet,  dass  es  eine  grosse  Anzahl  Yogelarten  giebt. 
die  nicht  ausschliesslich  von  Pflanzenschädlingen  leben  und  bei  denen  es  daher 
zweifelhaft  ist,  ob  sie  durch  Vertilgung  schädlicher  Thiere  mehr  nützen  oder  durcb 
das  zeitweise  Aufsuchen  anderer«  vegetabilischer  Nahrung  (Saatkörner,  Obstfrüchie, 
Trauben  etc."!  mehr  schaden,  wobei  namentlich  die  rabenartigen  Vogel  (Raben- 
krähen, Nebeklrahen,  Saatkriüien,  Dohlen  etc.").  femer  Staaren,  Iht>sseln  in  Betracht 
kummeu.  Die  tiesetzg^bung  kann  hier  möglicherweise  in  der  Abwägung  der  Vor- 
und  Xachtheile  irre  gehen  und  danach  durch  Schutzversagung  eine  an  sich  nütz- 
liche Vogelart  dem  Untergang  weihen»   ebenso  aber  durch  unbeschrankte  Schutz- 
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pewährung  gegendenweise  die  Interessen  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  schwer 
schädigen.  Eine  relativ  gute  Lösung  Hesse  sich  am  ehesten  noch  dadurch  erzielen, 
dass  zwar  grundsätzlich  der  Vogelschutz  auf  alle  anerkannt  insectenfressenden  oder 
:»onstige  Schädlinge  vertilgenden  Vögel,  also  möglichst  weit  ausgedehnt,  aber  der 
Schatz  selbst  nur  in  bedingter  Weise  gegeben  wird,  so  dass  ein  zeitweises  Fangen 
oder  Tödten  (z.  B.  der  Drosseln  und  Staaren  zur  Zeit  der  Obst-  und  Traubenreife, 
der  Krähen  zur  Saatzeit  etc.)  gestattet  wäre. 

3.  Grundsätze  der  Vogelschutzgesetzgebung.  Jedes 
wie  immer  geartete  Vogelschutzgesetz  wird  im  Uebrigen  als 
Richtschnur  festhalten  müssen:  die  Verhinderung  der  Zerstörung 
lief  Nester  und  der  Brut  der  als  schutzbedürftig  erklärten  Vogel- 
arten  und  das  Verbot  der  Anwendung  solcher  Fangweisen,  welche 
von  einer  Massenvertilgung  der  Vögel  begleitet  wären  (Reusen, 
Schlag-  und  Zugnetze,  Anwendung  giftiger  Substanzen).  Geht 
man,  wie  dringend  zu  wünschen  ist,  über  dieses  Schutzminimum 
hinaus,  so  kann  das  Maass  des  Vogelschutzes  verschiedenartig  ab- 
irestuft  sein:  er  ist  am  wirksamsten,  wenn  bestimmte,  als  nützlich 
ireltende  Vogelarten  das  ganze  Jahr  hindurch  dem  polizeilichen 
Fangverbot  unterworfen  bleiben  (eine  in  Ansehung  der  kleineren 
Feld-,  Wald-  und  Singvögel  jedenfalls  voUbegTündete  und  in  ver- 
>chiedenen  Staaten  auch  verwirklichte  Forderung);  er  ist  weniger 
wirksam,  wenn  auch  leidlich  ausreichend,  wenn  der  Vogelschutz 
nur  während  der  eigentlichen  Nistzeit  (Frühjahr  bis  Spätherbst) 
irewährt  wird,  so  dass  ausserhalb  dieser  Zeit  mit  den  an  sich  er- 
laubten Fangweisen  (Schlingen,  kleineren  Netzen,  Waffen)  das 
Wegfangen  bezw.  Tödten  straflos  bleibt.  Im  Interesse  wissen- 
schaftlicher Untersuchungen  empfiehlt  es  sich,  Ausnahmen  von 
^^m  Fangverbot  zuzulassen;  auch  sollte  durch  ein  noch  so  streng 
^'eartetes  Vogelschutigesetz  das  Halten  von  Stubenvögeln  nicht 
unmöglich  gemacht  werden,  und  zwar  nicht  bloss  desshalb,  weil 
«iie  Zahl  der  gehaltenen  Stubenvögel  gegenüber  der  Gesammtzahl 
wenig  in's  Gewicht  fällt,  sondern  auch,  weil  das  Vorhandeuseiu 
•1er  Liebhaberei  für  Stubenvögel  ein  der  allgemeinen  Verbreitung 
und  Durchführung  des  Vogelschutzes  sehr  günstiges  Moment  ist, 
da  sie  das  Interesse  an  der  Vogelwelt  und  die  Kenntniss  derselben 
wach  erhält^). 

4.  Mitwirkung  der  Schulen  und  Vereine;  wissen- 
schaftliche (ornithologische)  Arbeiten.  An  der  Durch- 
fährung des  Vogelschutzes  können  sich  erfolgreich  vor  Allem  die 
Schulen  (Volksschulen,  niedere  landwirthschaftliche  Lehranstalten) 

')  Judeich-Tharandt  im  Dentschen  Landwirthschaftsrath  1881,  S.  72. 
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betheiligen,  indem  in  den  Unterricht  in  gemeinfasBlicher  Weise 
die  Lehre  von  den  nützlichen  und  schädlichen  Thieren  einbezogen 
und  die  Schonung  der  kleineren  Vögel  als  eine  ächte  Menschen- 
pflicht schon  dem  jungen  Gemüth  eingeprägt  wird.  Ein  sehr  wirk- 
sames Thätigkeitsgebiet  fällt  aber  auf  diesem  Gebiet  der  freien 
Vereinsthätigkeit  zu,  und  es  verdient  mit  Dank  anerkannt  zu 
werden,  dass  die  Vogelschutzvereine  durch  die  von  ihnen 
herausgegebenen  Fachblätter  und  Flugschriften,  durch  Wander- 
vorträge, durch  Hinwirken  auf  das  Aufstellen  von  Nistkästen,  durch 
Vorsorge  für  Fütterung  der  im  Winter  dableibenden  Vogelarten 
(Meisen  etc.)  einen  redlichen  Antheil  daran  haben,  wenn  die  kleine 
Vogelwelt  nicht  noch  mehr  zusammengeschmolzen  ist  und  gegenden- 
weise sogar  wieder  in  grösseren  Mengen  sich  bemerkbar  macht 
Insofern  die  kleinen  nützlichen  Vögel  selbst  wieder  natürliche 
Feinde  haben  (Tagraubvögel,  Elstern,  Uhus,  aber  auch  Eichhörnchen, 
Wiesel  etc.),  ist  auch  in  der  Auswerfimg  von  Fang-  und  Schuss- 
prämien ein  passendes  Mittel  der  Vogelschutzpflege  zu  erblicken. 
In  derselben  Richtung  bewegen  sich  die  auf  die  genauere  wissen- 
schaftliche Erforschung  der  in  Rede  stehenden  Vogelarten 
gerichteten  Bemühungen  überhaupt,  insbesondere  soweit  es  sich  um 
die  genauere  Feststellung  der  geographischen  Verbreitung  ihres  Vor- 
kommens und  ihrer  Wandemngen  handelt,  und  den  dessfallsigen, 
u.  a.  in  der  Errichtung  von  Vogelbeobachtungsstationen  sich 
äussernden  ornithologischen  Arbeiten  wird  mit  Recht  staatsseitig 
jedweder  Vorschub  geleistet;  wie  denn  in  Wien  seit  1884  ein 
internationales,  permanentes,  omithologisches  Comit^  besteht,  dessen 
Arbeiten  in  der  Zeitschrift  „Omis*'  veröffentlicht  werden. 

Aumerknng:.  Geltendes  Recht.  Fär  Deutschland  beruht  die  recht- 
liche Cirundlage  des  Vogelschutzes  auf  dem  nach  jahrzehnteUngen  Vorarbeiten 
erlassenen  Reichsgesetz  vom  22.  März  1888,  welches  in  der  Ordnung  des  Vogel- 
schutzes eine  vermittelnde  Stellung  einnimmt,  indem  es  den  Fang  oder  die  Erlegung 
der  nützlichen  Vögel  nicht  schlechthin  verbietet,  dieses  Verbot  vielmehr  auf 
die  Zeit  vom  1.  März  bis  15.  September  einschrankt,  so  dass  ausserhalb  derselben. 
allenlings  mit  Kinschrankungen.  die  sich  auf  bestimmte  Fangweisen  und  Fan;r- 
geriithe  beziehen,  der  Fang  etc.  gestattet  ist;  auch  kann  eine  Nachsicht  von  dem 
Fang\-erbot  selbst  innerhalb  der  Schonzeit  bezüglich  gewisser  Vögel  dann  Platx 
greifen,  wenn  diese  in  den  Feldern,  Weinbergen  etc.  Schaden  anrichten;  und  ebenso 
sind  Ausnalmiebewilliguugen  zu  wissenschaftlichen  und  Lehrzwecken,  sowie  zum 
Fauff  von  Stubeuvögeln  lür  eine  bestimmte  Zeit  luid  bestimmte  Oertlichkeiten  xa- 
las'iig.  l>as  Keichsgesetz  gibt  dabei  keine  BegrifFisbestimmnng  der  nützlichen  Vöjsel. 
sonderu  tiihrt  Unliglich  diejenigen  Vogelarten  auf,  welche  den  schützenden  Vor- 
M^hrit^en  dos  (u'setzcs  nicht  unterworfen  sind:  Tagraubvögel  mit  Ausnahme  der 
fhurmfalken,  Fhus,  Würger,  Kreuzschnabel.  Sperlinge,  Kembeisser,  die  rabenartigeo 
Vöj.»x»l  und  die  meist  als  jainlbar  gv^ltenden  Vögel,  wie  Wildtauben,  Wasserhühner, 
Keiiier,   S*4ger,  St»e-Möven,   Kormonuie.  Taucher.     Der  ,«bisher  übliche'^  Krammfls- 
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vo^lfang  wird  (leider!)  aach  weiter  als  zulässig  erklärt.  —  Bas  Dentsche  Beichs- 
ge^tz  ordnet  übrigens  nur  das  Mindestmaass  des  Vogelschutzes  in  einer  für  alle 
Bandesstaaten  obligatorischen  Weise,  hindert  also  nicht  die  Erlassung  weitergehender 
Bestimmungen  auf  dem  Weg  der  Landesgesetzgebung ;  hierron  ist  reichlich  Gebrauch 
gemacht  und  der  Schutz  der  kleineren  Wald-  und  Feld-(Sing)vögel  vielfach  ab- 
solut ausgestaltet  worden.  (So  in  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen, 
Elsass-Lothringen.)  Eine  übersichtliche  Darstellung  des  deutschen  Yerwaltungsrechts 
des  Vogelschutzes  giebt  Leu t hold  in  StengeFs  Hdwb. 


Abschnitt  II. 

Die  Landwirthschaftspolizei  in  der  Tliieriialtang. 

§  161.  Die  polizeilichen  Körordnungen^). 

1.  Wesen  der  Züchtung.  Wissenschaft  und  Erfahrung 
lehren,  dass  die  Eigenschaften  der  Bässen  unserer  landwirthschaft- 
lichen  Hausthiere  durch  künstliche  Züchtung  entstanden  und  das 
Ergebniss  theils  der  Anpassung  an  bestimmte  Lebensbedingungen, 
theils  der  Vererbung  sind ;  dass  durch  die  den  landwirthschaftlichen 
Hausthieren  wie  allen  Lebenswesen  eigenthümliche  Vererbungs- 
kraft die  Formen  und  die  ihnen  entsprechenden  Leistungen  irgend 
eines  Organismus  auf  dessen  Nachkommen  übertragen  werden  und 
dass  diese  Vererbungskraft  selbst  in  Bezug  auf  neu  erworbene 
Formen  und  Eigenschaften  (gute  sowohl  wie  schlechte)  sich  geltend 
machen  kann;  und  dass  diese  von  den  Thieren  allmählich  er- 
worbenen Formen  und  Eigenschaften  um  so  sicherer  vererbt  werden, 
je  länger,  d.  h.  in  einer  je  grösseren  Anzahl  von  Generationen  diese 
Eigenschaften  bereits  bestehen;  dass  aber  unter  Umständen  Nach- 
kömmlinge auch  solche  Eigenschaften  nachweisen  können,  welche 
sie  nicht  von  ihren  Eltern,  sondern  von  ihren  Voreltern  erworben 
haben  (Atavismus,  Bückschläge),  Auf  diesen  Thatsachen  fussend 
ist  die  Züchtungskunst  (Zootechnik)  vor  die  Aufgabe  gestellt, 
für  jeden  Einzelfall  die  richtige  Zuchtwahl  zu  treffen,  d.  h.  solche 
Thiere,  deren  Eigenschaften  einem  bestimmten,  von  der  Wirthschaft 
verfolgten  Zuchtziel  entsprechen,  zur  Zucht  auszuwählen  und  solche 
Thiere  von   der  Züchtung  auszuschliessen,  welche  zur  Erreichung 


^)  Tgl.  hierzu  die  eingehenden  Berathungeu  im  Deutschen  Landwirthschafts- 
rath,   1^,    Archivs.  271  ff.,    und    den  Aufsatz    von    Thiel:    Körordnungen,    im 
Hdwh.  d.  St.-W. 
Bveli»a  berger,  A,    Agrarpolitik.  II.  25 
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dieses  Zuchtziels  nichts  beitragen  können,  weil  sie  bestimmt« 
Eigenschaften  nicht  oder  nur  mangelhaft  ausgebildet  haben.  Dar- 
nach hat  die  Zuchtwahl  nicht  nur  auf  die  Gesundheit  der 
zur  Zucht  zu  verwendenden  Thiere,  sondern  vor  Allem  auch 
darauf  zu  achten,  dass  die  Leistungen  dieser  Thiere  dem 
Zuchtziel  voll  genügen,  worüber  theils  die  unmittelbare  Anschauung 
des  Thiers,  theils  die  Beobachtung  der  Leistungen  seiner  Vor- 
fahren, theils  die  durch  Empirie  gefundenen  Kegeln  über  den  Zu- 
sammenhang der  Körperformen  mit  bestimmten  Leistungseigen- 
schaften  Aufschluss  ertheilen.  Bei  sorgfältiger  Beobachtung  dieser 
Gesichtspunkte  hat  es  der  Züchter  in  der  Hand,  auf  Schwere, 
Kraft,  Schnelligkeit,  Frühreife,  Mast-  und? Milchfähigkeit,  Be- 
haarung, Farbe  etc.  der  zu  erzielenden  Nachkommenschaft  einen 
maassgebenden  Einfluss  auszuüben;  und  die  Ausbildung  von  Unter- 
arten (Schlägen)  innerhalb  der  Rassen,  die  Heranzüchtung  von 
bestimmten  Eigenschaften  innerhalb  eines  Schlags,  die  Ausbildung 
neuer  Schläge  durch  das  Mittel  der  Kreuzung,  die  allmähliche 
Ausmerzung  von  dem  Wirthschaftszwecke  nicht  dienenden  Eigen- 
schaften ist  daher  als  das  Ergebniss  der  verständnissvollen,  ziel- 
bewussten,  züchterischen  Arbeit  des  Menschen  zu  erachten.  Mit 
der  fortschreitenden  Cultur,  der  Vervielfältigung  der  menschlichen 
Bedürfnisse  wächst  auch  das  Bedürfniss,  die  für  den  Menschen 
nutzbaren  Hausthiere  der  stets  wachsenden  Mannigfaltigkeit  der 
Einzel- Gebrauchszwecke  in  immer  höherem  Grade  dienstbar  zu 
machen;  und  mit  der  bei  steigender  Bevölkerung  sich  ergebenden 
Nothwendigkeit  der  sparsamsten  Verwendung  der  Productivkräft^ 
der  Natur  steigt  das  Bestreben,  die  höchsten  Nutzeffekte  der 
thierischen  Leistimgen  mit  dem  geringsten  Aufwand  von  Mitteln  zu 
erzielen.  Beides  leitet  mit  zwingender  Nothwendigkeit  einerseits 
zu  einer  immer  grösseren  Specialisirung  in  der  Züchtungs- 
technik behufs  bestmöglicher  Befriedigung  der  Einzelgebrauchs- 
zwecke (z.  B.  ziu*  Züchtung  von  Reit-,  Wagen-,  Arbeitspferden;  von 
Schafen,  die  vorwiegend  der  WoU-  imd  solchen,  die  vorwiegend 
der  Fleischproduction  dienen  mit  zahlreichen  Züchtungsimterarten), 
anderseits  zur  Heranzüchtung  von  Eigenschaften  inner- 
halb der  einzelnen  Rassen  und  Schläge,  deren  Vorhanden- 
sein die  lohnendste  Verwerthung  der  Arbeit  des  Züchters  und  der 
verabreichten  Futterstoffe  verbürgt  (Hinwirken  auf  Frühreife,  mög- 
lichste Ausbildung  der  Milchergiebigkeit  und  Mastfähigkeit  u.  a.  m.)- 
^Diese  auf  Ausbildung  der  höchsten  Nutzungseigenschaften  gerichtete 
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Züchtimgstechnik  fällt  mit  dem  Begriflf:  „Yeredlung^^  zusammen, 
und  die  Veredlung  der  Kassen  imd  Schläge  und  die  dauernde  Be- 
hauptung der  Eigenschaften  einer  veredelten  Basse  ist  daher  ebenso 
das  Kennzeichen  wie  die  Folge  höheren  Wirthschaftslebens.  Tbiere, 
die  das  züchterische  Ideal  verwirklichen,  sind  Vollblutthiere  und 
deren  Verwendung  zur  Zucht  mit  Thieren  gemeiner  Beschaffenheit, 
d.  h.  die  Kreuzung,  schafft  Nachkommen,  welche  um  so  mehr  jenem 
Ideal  mit  der  Zeit  sich  nähern,  je  planmässiger  und  consequenter 
darauf  geachtet  wird ,  dass  von  dem  erzielten  Producte  der  Nach- 
zucht immer  wieder  nur  die  dem  Zuchtziel  am  meisten  entsprechen- 
den Individuen  zur  Weiterzucht  Verwendung  finden.  Ob  der  Ein- 
fluss  des  Vater-  oder  des  Mutterthiers  auf  die  Nachkonmienschaft 
ein  grösserer  ist,  kann  im  Einzelfall  je  nach  der  Stärke  der  dem 
einen  oder  anderen  innewohnenden  Vererbungskraft  zweifelhaft 
sein;  in  der  Praxis  überwiegt  jedenfalls  die  Bedeutung  des  männ- 
lichen Zuchtthiers,  da  von  diesem  sehr  viel  mehr  Nachkommen  als 
Ton  dem  weiblichen  Thier  erzeugt  zu  werden  vermögen. 

2.  Zwangsweises  Eingreifen  in  die  Thierzüchtung. 
Die  Bedeutung  der  jeweiligen  Thierhaltung  eines  Landes  für  das 
landwirthschaftliche  Gewerbe  nicht  bloss,  sondern  für  die  weiteren 
Erwerbs-  und  Volkskreise  (z.  B.  Wichtigkeit  der  Züchtung  eines 
Militärpferdes  für  die  Wehrkraft,  der  Züchtung  von  entsprechenden 
Schafrassen  für  die  Wollindustrie  etc.)  hat  von  Alters  her  die  Pflege 
der  Thierzucht,  insbesondere  durch  Bedachtnahme  auf  die  Be- 
schaffung guten  männlichen  Zuchtmaterials  zur  Verbesserung  der 
heimischen  Bässen  imd  Schläge  als  einen  besonders  wichtigen  Theil 
der  Landwlrthschaftspflege  erscheinen  lassen ,  und  aus  den  oben 
angeführten  Gründen  ist  dies  heutzutage  in  verstärktem  Grade  der 
Fall.  Die  in  dieser  Hinsicht  sich  bethätigende  Staatsförsorge  ist 
indess  an  anderer  Stelle  zu  erörtern  (Kapitel  IX),  hier  dagegen  zu 
untersuchen,  inwieweit  der  Staat  Veranlassung  haben  kann,  mit 
den  Mitteln  des  Zwangs  in  die  Züchtungsthätigkeit  regelnd 
einzugreifen.  Diese  Frage  wird,  nach  der  grundsätzlichen  Stellung, 
welche  der  neuzeitliche  Staat  zum  Erwerbsleben  einnimmt,  nicht 
ohne  Weiteres  bejaht  werden  können,  wobei  auf  das  früher  Aus- 
gefuhrte  (§  156)  Bezug  genommen  werden  darf.  Das  Zuchtziel 
für  die  eigene  Wirthschaft  zu  bestimmen  und  in  Gemässheit  des- 
selben die  Auswahl  ftlr  die  zur  Zucht  bestimmten  Thiere  nach 
eigenem  freien  Ermessen  zu  treffen,  erscheint  so  sehr  als  eine,  der 
unmittelbarsten    Beurtheilung    des    Wirthschafters    unterliegende 

25* 
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ThätigfcpiL,  dass  hIhp  Bennflussiuig  dn'WUIetisric)ibiii£  dts  Zficht«««' 
durch  den  8Uftt  und  die  Einschrinktme  seiner  Willensfreiheit  aufj 
fiesen  Gebiete  mnidiM  eb«nso  befremdend  erseheiiifai 
eine  etwi  renuchte  obrigkeitticbe  Beglem^ntining  ifs  Pfiuuenbaui 
in  BeKDg  auf  Saateutrenrendnung.  Sonenwabl  und  ibniiebee  mehr'). 
Wenn  gleichwohl  gerade  in  neuerer  Zeit  Tersehiedenen  Orts  im 
Oebiet  der  Pferde-  und  Bindriehzueht,  als  der  wirfatig^ten  Zweige 
der  UndviithscbafUicben  ThiertuJtang.  eine  politeÜiche  Ord- 
nung im  Gebiet  der  Tbierhaltung  in  Form  staatlich«' 
Prflfung  (KSrung)  der  zur  Zucbt  zu  verwendenden  minnlicbeD 
Thiere  auf  ihre  ZuchtUuglicbkeit  und  einer  durch  Str&fbestimmuii^ 
xn  erzwingenden  Femlialtuiig  zucbtuntaugUcber  (abgekörter)  minn- 
Ucfaer  Tbiere,  im  Auschiuas  an  ältere  Traditionen  auf  diesem  Ge- 
biet, Platz  gegriffen  hat,  so  sind  dafür  im  Wesentlichen  die 
folgemleo  Erwägungen  maassgebend  gewesen: 

a)  Im  Gebiet  der  Pferdezucht  kann  nur  sehr  ausnabmsweiM 
—  auf  grossen  GDtem  —  die  Haltung  eines  Hengstes  auf  eigene 
Rechnung  in  Frage  kommen ;  die  zOchtenden  Wirthe  sind  desshalb 
auf  die  Darhietung  des  Hengstmaterials  Ton  Solchen,  welche  das 
Feilbieten  von  Hengsten  zu  Zuchtzweeken  gewerbsmässig  betreiben, 
Oberall  da  angewiesen,  wo  nicht  etwa  öffentliche  Verbände  oddr 
der  Staat  selbst  ffir  die  Aufstellung  des  erforderlichen  Hengst- 
mat«rials  sorgt  Letzteres  ist  zwar  —  schon  wegen  der  Bedeutung 
der  Pferdezucht  ffir  militärische  Zwecke  —  in  den  meisten  Staaten 
der  Fall,  aber  keineswegs  überall,  und  es  sind  daher  letztemfalla 
die  ZQchter  in  Bezug  auf  Art  und  Beschaffenheit  der  aufgestellte 
Hengste  ohne  jeden  Eiufluss :  es  kommt  hinzu,  dass  die  Beurtheilung 
des  Hengatmaterials  in  Bezug  auf  seine  Tai^Ucbkeit  zur  Zucht 
besonders  schwierig  sich  erweist,  ein  hohes  Maass  von  zQchteriächem 
Blick  und  zQcbterisoher  Erfahrung  voraussetzt  und  desshalb  selbst 
in  den  Fällen,  dass  die  Zücbt^T  im  Weg  der  Genossenschaft  zur 
gemeinsamen  Beschaffung  des  uöthigen  Hengstmaterials  sich  ent- 
schliesseu  wollten,  eine  Gewähr  für  einen  gedeihlichen  Zuchthetrieb 
keineswegs  gegeben  ist.  IrrthOmer  in  der  Beurtheilung  der  männ- 
lichen Zuchtthiere   erweisen   sich   aber   gerade   in   der  Pferdezucht 

')  Koch  in  dnu  Jahresbericht  tüx  Pteu»teiit  Undn.  Verwaltuiig  für  18Töff  I 
i«t  wcniK«[Mu  in  AumUud^  ävr  Bindviehluütmig  die  Zweckmassit-fceil  odet  1 
DrinKÜolikril  der  Fjluiuntr  ron  Köroi^nniiReQ  in  ZwHftil  gezogen  norden  (S.  SIQ  I 
in  (ie^vuMt«  lur  Fferdetulluiig.  für  welche  die  „Einfülimng  puter  KüntrdnnttKoa  J 
für  ftlle  T.wideiilhrrili"*  «Is  rinc  AuTgabe  der  landi*.  Vorwttliung  inr  die  FDlg«Mlt  1 
bwrichnitl  wtM  (3.  231>.  " 
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als  besonders  folgenschwer,  beeinträchtigen  die  Bentabilität  des 
Betriebs  und  können,  wenn  jahrelang  fortgesetzt,  diesen  auch  in 
allgemein  volkswirthschafüicher  Hinsicht  wichtigen  Zweig  der 
Production  gänzlich  gefährden.  Ist,  wie  vielfach  der  Fall,  der 
Pferdezuchtbetrieb  in  der  Hand  bäuerlicher  Wirthe,  so  ist  aus  dem 
ungeregelten  Betrieb  der  Hengsthaltung  eine  nachtheilige  Bfick- 
wirkung  auf  die  Zucht  schon  desshalb  zu  folgern,  weil  nach  dem 
Maasse  des  vorhandenen  Zuchtverständnisses  in  diesen  Kreisen 
häufig  mehr  auf  die  Niedrigkeit  des  Entgelts  (Sprunggeldes)  für 
die  Benützung  des  Hengstes  als  auf  besonders  werthvolles,  aber 
auch  theureres  Material  abgehoben  wird.  Die  Erlassung  von  Kör- 
ordnungen, welche  die  Verwendung  eines  Hengstes  von  dem 
vor  einer  staatlichen  Gommission  zu  erbringenden  Nachweis  der 
Zuchttauglichkeit  abhängig  machen,  können  desshalb  mit  dem 
Hinweis  gerechtfertigt  werden,  dass  sie  die  auf  diesem  Gebiet  vor- 
handene züchterische  ünerfahrenheit  und  die  aus  falscher  Sparsam- 
keit entspringenden  Handlungsweisen  corrigiren,  die  Züchter  vor 
Irrungen  und  Enttäuschungen  bewahren  und  einen  Schutz  gegen 
Cebervortheilungen  Solcher  gewähren,  welche  den  Hengsthaltungs- 
betrieb ohne  Bücksicht  auf  die  nachhaltigen  ZuchtbedürMsse  rein 
speculativ  betreiben;  und  es  finden  desshalb  diese  Körordnungen 
eine  Analogie  in  jenen  Bestimmungen  des  Gewerberechts, 
welche,  um  Benachtheiligungen  des  Publikums  fernzuhalten,  die 
Ausübung  gewisser  gewerblicher  Betriebe  von  der  Erfüllung  be- 
stimmter Voraussetzungen  —  Prüfungspflicht,  Nachweis  der  er- 
forderlichen Beföhigung — abhängig  machen.  Aber  selbst  da,  wo  die 
Züchter  auf  den  Hengsthaltungsbetrieb  nicht  ausschliesslich  an- 
gewiesen sind,  wo  daher  durch  den  Staat  selber  in  ausreichen- 
der Weise  —  z.  B.  durch  Landgestüte  —  für  die  Bereitstellung 
einer  ausreichenden  Zahl  tauglicher  Hengste  gesorgt  ist,  kann 
das  Bedürfniss  einer  schützenden  Vorkehrung  in  Form  von  Kör- 
ordnungen sich  geltend  machen,  weil  das  gleichzeitige  Vorhanden- 
sein von  wenig  tauglichen  oder  ganz  untauglichen  Privatbeschälem 
das  mit  der  staatlichen  Organisation  des  Gestütswesens  verfolgte 
Zuchtungsziel  jederzeit  zu  durchkreuzen  und  die  Wirkung  der 
für  diesen  Productionszweig  gebrachten  staatlichen  Opfer  abzu- 
schwächen droht.  Denn  wenn  auch  keinerlei  Veranlassung  vor- 
liegt, den  Hengsthaltungsbetrieb  staatlich  zu  monopolisiren,  so  muss 
doch  eine  mit  schlechten  Mitteln  und  mit  Preisunterbietung  arbeitende 
private  Concurrenz  als  nachtheilig  für  das  in  Bede  stehende  Gebiet 
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der  staatlichen  Pflege  angesehen  und  den  Auswüchsen  derselben 
folgerichtig  entgegengetreten  werden. 

b)  Die  vorstehenden  Erwägungen  treffen  in  gewissem  Grrad« 
auch  für  die  Bindviehhaltung  zu,  weil  auch  betreffs  dieser  die 
grosse  Masse  der  ländlichen  Bevölkerung  nicht  über  einen  solchen 
Viehbestand  verfügt,  der  die  Aufstellung  von  männlichen  Zucht- 
thieren  (Bullen)  zum  eigenen  ausschliesslichen  Gebrauch  lohnen 
würde,  also  sich  ebenfalls  in  einem  Zustand  der  steten  Abhängig- 
keit befinden  wird,  sei  es  von  grösseren  Besitzern,  die  freiwillig 
ihre  Thiere  zu  Zuchtzwecken  zur  Verfügung  stellen,  sei  es  von 
den  zur  Aufstellung  von  solchen  Zuchtthieren  Verpflichteten 
(z.  B.  von  Besitzern,  auf  deren  Grundstücken  die  Pflicht  zur 
Bullenhaltung  fdr  einen  grösseren  Kreis  von  Viehhaltem  als  eine 
Art  Beallast*  haftet ;  femer  von  Gemeinden  oder  sonstigen  öffent- 
lichen Verbänden,  denen  diese  Pflicht  durch  Gesetz  auferlegt  ist). 
In  allen  diesen  Fällen  wird  bei  denen,  welche  das  männliche 
Zuchtmaterial  zur  Verfügung  stellen,  vielfach  weniger  die  Betrach- 
tung der  möglichst  günstigen  Beeinflussung  der  örtlichen  Zucht 
durch  Bereitstellung  tauglichster  Vaterthiere,  als  das  eigene  öko- 
nomische oder  finanzielle  Interesse  die  ausschlaggebende  Bolle 
spielen;  schon  bei  der  freiwilligen  Darbietung  von  Bullen  durch 
grössere  Viehbesitzer  gegen  Entgelt  macht  sich  häufig  die  für 
bäuerliche  Wirthe  unter  Umständen  unpassende,  nach  den  Wirth- 
schaftsbedürfnissen  des  Grossbesitzes  erfolgte  Wahl  der  Basse  oder 
des  Schlags  der  Bullen  nachtheilig  geltend  und  jedenfalls  wird 
nicht  gerade  das  Beste  und  Werthvollste  aus  dem  vorhandenen 
Bullenmaterial  zur  Verfägung  gestellt  werden  wollen;  und  wo  man 
sich  der  Bullenhaltung  als  einer  im  privaten  oder  öffentlichen 
Becht  begründeten  Verpflichtung  zu  entledigen  hat,  wird  mit  der 
Neigung,  die  bestehende  Verpflichtung  mit  dem  geringstmöglichen 
Aufwand  zu  erfüllen,  stets  zu  rechnen  sein.  Dies  trifft  erfahrungs- 
gemäss  selbst  da  häufig  zu,  wo  die  Gemeinde  als  Vertreterin  der 
wirthschaftlichen  Interessen  der  in  ihrem  Verband  Lebenden  das 
Bullenmaterial  aufzustellen  die  Obliegenheit  hat;  weil  der  kun- 
sichtige  Egoismus  der  jeweiligen  Gemeindeleitung,  die  Scheu  vor 
höheren,  das  Gemeindebudget  belastenden  Ausgaben  oft  stärker 
sich  erweist,  als  die  Berücksichtigung  der  aus  einer  guten  Bullen- 
haltung für  die  Gemeindeangehörigen  zu  erwartenden  wirthschaft- 
lichen Vortheile.  Schliesslich  trifR;  auch  hier  zu,  dass  das  Ter- 
ständniss  für  die  Beurtheilung  eines  männlichen  Zuchtthiers  viel- 
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fach  noch  wenig  ausgebildet  ist  und  dass  dessbalb  oftmals  ganz 
geringwerthige  Thiere  zum  Schaden  für  die  Zucht  aufgestellt  werden, 
nicht  gerade  dessbalb,  weil  ihre  Anschaffung  sich  besonders  billig 
gestaltet,  sondern  weil  ihre  Mangelhaftigkeit  dem  ürtheil  des  zur 
Haltung  Verpflichteten  sich  entzogen  hat.  Eine  auch  nur  zeitweise 
vorkommende  Yersäumniss  in  dieser  Bichtung  pflegt  aber  regel- 
mässig auf  lange  Zeit  hinaus  die  Zucht  nachtheilig  zu  beeinflussen, 
stört  den  zu  erstrebenden  gleichmässigen  Gang  einer  Entwicklung 
zum  Besseren  und  macht  sich,  wegen  der  geringeren  Nutzungs- 
fahigkeit  der  erzielten  Kachzucht  in  Bezug  auf  Arbeits-,  Milch- 
mid  Mastfähigkeit,  wegen  der  daraus  entspringenden  mangelhaften 
Yerwerthung  des  Putters  und  der  Verschlechterung  der  Absatz- 
Verhältnisse,  in  dem  Wirthschaftsconto  aufs  Empfindlichste  geltend. 
Erachtet  mit  Hecht  der  moderne  Staat  mehr  noch  als  firüher  die 
pflegliche  Einwirkung  auf  diesem  Gebiet  der  Production  im  Sinn 
einer  wachsenden  Veredlung  der  Bindviehbestände  durch  die 
mannigfachsten  Veranstaltungen  für  seine  Pflicht  und  bringt  dafür 
erhebliche  Geldopfer  —  siehe  Kapitel  IX  — ,  so  darf  er  füglich  be- 
anspruchen, dass  an  dem  wichtigsten  Punkt  der  Zucht  —  der  Auf- 
stellung des  Bullenmaterials  —  Fehlgriffe  vermieden  werden,  die 
das  ganze  übrige  Gebiet  des  pfleglichen  Wirkens  in  Frage  stellen ; 
jedenfalls  wird  durch  die  polizeiliche  üeberwachung  des  männ- 
lichen Zuchtmaterials  nach  der  Seite  seiner  Zuchttauglichkeit  hin, 
wenn  sie  auch  nicht  unbedingt  Vollkommenes  erzvnngen  kann, 
doch  der  Ausschluss  des  Zuchtunwerthen  mit  verhältnissmässig 
einfachen  Mitteln  erreicht.  —  Aehnliches  ist  von  dem  Betrieb  der 
Schweinehaltung  zu  sagen  für  solche  Gegenden,  wo  der  Zucht- 
betrieb auf  diesem  Gebiet  eine  besondere  wirthschaftliche  Bedeutung 
hat,  während  für  die  Schafhaltung  das  Bedürfniss  zur  Erlassung 
von  Körordnungen  meist  nicht  bejaht  werden  kann,  da  die  Schaf- 
zucht überwiegend  im  Grossbetrieb  ausgeübt  wird  und  das  in 
diesen  Kreisen  vorhandene  Zuchtverständniss  ausreichend  erscheint, 
um  vor  nachtheiligen  Irrungen  zu  bewahren. 

Anmerkung.  1.  Für  die  rechtliche  AuBf^estaltung  des  Körwesens 
im  Gmzelnen  kommen  folgende  Gesichtspunkte  in  Betracht: 

a)  Es  genügt  wenn  die  Körung  auf  das  männliche  Zuchtmaterial  sich  be- 
schränkt, da  dieses  im  Hinblick  auf  die  Zahl  der  erzengten  Nachkommen  den  tief- 
greifendsten Einfluss  auf  die  Zucht  auszuüben  in  der  Lage  ist  und  weil  man,  wo 
«in  besonderes  Bedürfiiiss  besteht,  minderwerthiges  weibUches  Material  von  der 
Zocht  aoszuschliessen  (z.  B.  in  der  Pferdezucht),  dieses  Ziel  durch  entsprechend  hohe 
Sprong^lder  fiir  die  Benutzung  des  männlichen  Thiers  mindestens  leidlich  sicher- 
stellen kann  (System  der  indirecten  Körung). 
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b)  Der  Staat  liat  keine  Veranlassung,  den  mangelhaften  Zuchtbetrieb  des 
Einzelnen  durch  das  Mittel  des  polizeilichen  Zwangs  in  einen  Tollkommneren  zu 
verwandeln,  sondern  nur  die,  störende  Hindernisse  eines  Vorwärtsschreitens  der 
Zucht  im  Allgemeinen  zu  beseitigen.  Daraus  folgt,  dass  von  dem  Kömngszwan^ 
Zuchtthiere,  die  ausschliesslich  dem  Einzelzuchtbetrieb  einer  Wirthschaft  dienen, 
ausgenommen  bleiben  und  ein  solcher  nur  da  Platz  greift,  wo  solche  Zuchtthiere 
zum  Gebrauch  für  die  Thiere  dritter  Personen  aufgestellt  sind,  da  nur  in  diesem  Fall 
von  einer  möglichen  Schädigung  allgemeiner  Zuchtinteressen  die  Bede  sein  kann. 

c)  Die  amtliche  Körung  kann  femer  nicht  wohl  die  Aufgabe  haben,  bestimmte 
Zuchtziele  auf  polizeilichem  Wege  erzwingen  zu  wollen,  und  es  wäre  desshalb 
ein  zu  weitgehender  Eingriff  in  die  an  sich  heilsame  wirthschaftliche  Bewegungs- 
freiheit auf  diesem  Gebiet,  wenn  das  Tauglichkeit^attest  von  der  Zugehörigkeit  der 
Thiere  zu  einer  bestimmten  Basse  (Schlag)  abhängig  gemacht  werden  wollte:  die 
Beurtheilung  kann  und  muss  vielmehr  auf  die  Zuchttauglichkeit  eines  Thieres  im 
Allgemeinen  beschränkt  bleiben,  und  grundsätzlich  sind  desshalb  nur  solche  Thiere 
abzukören,  die  wegen  fehlerhafter  KörperbeschafFenheit  und  mangelnder  Gesundheit 
durch  die  muthmaassliche  Vererbung  ihrer  Fehler  und  sonstigen  Mängel  auf  die 
Nachzucht  schädlich  einwirken  können.  Nur  mittelbar  kann  und  darf  der  Rasse- 
zugehörigkeit an  sich  ein  Einfluss  auf  das  Körungsergebniss  eingeräumt  werden, 
wenn  nämlich  ein  im  üebrigen  gesundes  und  correctes  Thier  einer  bestimmten  Rasse 
als  Beschäler  in  einem  Zuchtgebiet  verwendet  werden  wollte,  in  dem  die  weib- 
lichen Thiere  einer  anderen  Basse  angehören  (z.  B.  Aufstellung  eines  Bullen  der 
Niederungsrasse  in  Gebieten  der  Höhenrassen  und  umgekehrt),  wenn  und  sofern 
solche  Kreuzungen  auf  die  Erreichung  des  örtlich  verfolgen  Zuchtziels  nachweisbar 
nachtheilig  einwirken  würden. 

d)  Die  Körung  erfolgt  durch  eine  aus  Sachverständigen  zusammengesetzte 
staatliche  Commission,  gegen  deren  Bescheide  ein  in  kurzem  Verfahren  za 
erledigendes  Beschwerderecht  einzuräumen  ist.  Die  Gültigkeitadauer  der  auf  Grund 
des  Ausspruchs  der  Körcommission  ausgestellten  Körscheine  ist  —  wegen  der  mög- 
lichen Aenderungen  im  Zustand  des  angekörten  Thiers  —  auf  einen,  in  der  Rejrol 
die  Dauer  eines  Jahrs  nicht  übersteigenden  Zeitraum  zu  beschränken. 

e)  Die  Körungskosten  bleiben  grundsätzlich  denjenigen,  der  die  Körung 
beantragt  hat,  zur  Last,  vereinzelt  werden  dieselben  auch  ganz  oder  theilweise  auf 
die  Staatskasse  übernommen. 

2.  Geltendes  Becht.  Körordnungeu  für  die  private  Hengsthaltuntr 
bestanden  ehemals  in  den  meisten  Staaten,  wurden  aber  im  Laufe  dieses  Jahr- 
hunderts, im  Gefolge  der  liberalen  Strömung  auf  gewerbepolizeilichem  Gebiet,  viel- 
fach beseitigt,  während  in  neuerer  Zeit  eine  gegentheilige  Strömung  auf  Wieder- 
einführung sich  geltend  macht.  InPreussen  ist  der  Gegenstand  local  geordnet, 
d.  h.  es  bestehen  Körordnungen  nicht  für  den  Gesammtbereich  des  Staats,  sondern 
nur  für  einzelne  Verwaltungsbezirke  bezw.  Provinzen;  Uebersicht  des  geltenden 
älteren  Bechts  im  Archiv  des  Deutschen  Landwirthschaftsraths,  1880,  S.  274;  nach 
Preussens  landw.  Verwaltung  1884/87,  L  Bd.,  S.  512,  bestanden  in  den  Berichts- 
jahren 18  Hengst-  und  11  Stierkörordnungen;  der  Körung  wurden  1887  imterstellt: 
2470  Hengste  und  17044  Stiere;  angekört  wurden  1510  Hengste  und  15742  Stiere.— 
In  Bayern,  Gesetz  über  Hengstkörung  vom  26.  März  1881  nebst  Ausfuhrungs- 
vorschriften vom  8.  Juni  1890  und  Gesetz  über  die  Haltung  und  Körung  der  Zucht- 
stiere Vom  5.  April  1888  nebst  Ausführungsvorschriften  vom  16.  Juni  1888.  —  1» 
Sachsen  beschränkt  sich  der  Körungszwang  (Gesetz  vom  19.  Mai  1886)  auf  die 
Bullen  von  Zucht-  und  anderen  Genossenschaften,  welche  Staatsbeihülfen  zur  BuUen- 
haltung  beziehen.  —  In  Württemberg  ist  die  Hengstkörung  durch  Verordnung 
vom  25.  December  1875  und  die  Stierkörung  durch  Gesetz  vom  16.  Juni  1882  und 
Verordnung  vom  31.  October  1882  geregelt.  —  In  Baden  Hengstkömngsgesetz  vom 

9.  April  1880  und  Stierkörgesetz  vom  20.  Februar  1890,  letzteres  indess  nur  auf 
die  nicht  sehr  zahlreichen  im  Besitz  von  Privaten  befindlichen  Bullen  sich  be- 
ziehend, da  die  Bullenhaltung  in  diesem  Land  durch  das  Gesetz  vom  3.  August 
1837  als  eine  den  politischen  Gemeinden  obliegende  Last  erklärt  und  staat- 
lich die  Ueberwachung  dieser  Gemeinde-Bullenhaltung  schon  durch  Verordnung  vom 

10.  December  1865,  jetzt  ersetzt  durch  jene  vom  20.  Februar  1890,  geregelt  wordeu 
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ist.  Der  blühende  Stand  der  Viehzucht  im  Lande  wird  mit  Recht  dieser  Ordnung 
mit  zugeschrieben.  —  üeber  ähnliche  Gesetze  in  anderen  deutschen  Staaten  siehe 
die  Uebersicht  von  Dammann  in  Stengel's  Hdwb.  des  Verwaltungsrechts,  im  Artikel 
.Beächälwesen**. 

In  Oesterreich  in  einigen  Kronländem  (Steiermark,  Mähren)  ebenfalls 
die  Pflicht  zur  Haltung  der  Bullen  den  Gemeinden  auferlegt.,  Gesetze  vom  9.  Januar 
18^  imd  bezw.  vom  23.  März  1883;  in  anderen  Kronländem  Körung^zwang.  — 
Uebersicht  der  geltenden  Hengstkörungsgesetze  im  Bericht  des  k.  k.  Ackerbau- 
ministeriums fiir  1881/86,  S.  364. 


§162.  Die  Aufgaben  der  Seuchenpolizei  und  die  Aus- 
bildung der  Veterinärwissenschaft ^). 

1.  Würdigung  der  Thierseuchen.  Noch  wichtiger  fast 
als  eine  Fürsorge  des  Staats  für  die  Abwehr  und  Unterdrückung 
der  Pflanzenschädlinge  ist  jene,  die  in  der  Abwehr  und  ünter- 
drückimg  von  ansteckenden  Krankheiten  der  landwirth- 
schaftlichen  Hausthiere  sich  bethätigt,  weil  eben  die  Ver- 
luste, die  in  Folge  des  Auftretens  solcher  Krankheiten  (Seuchen) 
den  Einzelnen  treffen,  meist  noch  viel  empfindlicher,  als  die  durch 
Pflanzenschädlinge  verursachten  in's  Gewicht  fallen.  Denn  letztere 
Hedrohen  ihrer  grossen  Mehrzahl  nach  doch  meist  nur  einen  Theil 
der  Jahresrente,  schmälern  also  nur  den  Jahresertrag  der  land- 
wirthschaftlichen  Unternehmung,  während  bei  Thierseuchen,  zumal 
bei  rasch  verlaufenden  und  unbedingt  tödtlichen  Seuchenkrank- 
heiten, das  Ergebniss  einer  längeren  Arbeitsperiode,  d.  h.  Kapital- 
theile  selbst  und  nicht  bloss  etwa  Nutzungen  derselben  verloren 
.2:ehen.  Hierzu  kommt,  dass  nach  der  Natur  einzelner  Thierseuchen 
der  Ansteckungsstoff  äusserst  flüchtiger  Natur  ist  (wie  namentlich 
bei  der  Binderpest)  und  desshalb  bei  rechtzeitiger  Unterlassung 
der  Abwehrmaassregeln  in  kürzester  Frist  auf  weithin  grosse 
Massen  von  Thierbeständen  der  Seuche  verfallen  und  werthvoUe 
Bestandtheile  des  Nationalkapitals  in  einem  die  gesaramten  wirth- 
schaftlichen  Interessen  der  Volksgemeinschaft  berührenden  Umfang 
dem  Verderben  geweiht  sind.  Die  Fälle  sind  keineswegs  selten, 
dass  an  sich  gesicherte  landwirthschaftliche  Existenzen  durch  die 
Schwere  der  durch  Thierseuchen  veranlassten  Vermögensverluste 
zusammenbrachen;  jedenfalls  und  wenn  auch  dieses  Aeusserste 
vermieden  werden  kann,  schwächen  solche  Vermögenseinbussen  auf 

*)  Vgl.  zu  der  in  den  nachstehenden  Paragraphen  behandelten  Materie  die 
Verhandlangen  im  Deutschen  Landwirthschaftsrath  1874,  1877/78,  1880, 
1«81,  1886,  1889,  1890,  1893. 
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Jahre  hinaus  die  Wirthschaft,  führen  zu  schwer  lastenden  Schuld- 
verbindlichkeiten, erschweren  oder  verhindern  die  Fortführung  des 
Betriebs  in  der  gleich  schwunghaften  Weise  und  müssten,  wenn 
eine  Wiederkehr  nicht  hintan  zuhalten  ist,  den  Wirthschaftsbetrieb 
m  eine  Unsicherheit  bezüglich  des  geschäftlichen  Erfolgs  versetzen^ 
die  die  Wirthschaftsenergie  lähmt  und  jedem  Vorwärtsschreiten, 
wie  es  in  der  Einstellung  und  Züchtung  besserer,  d.  h.  werth- 
vollerer  Thiere  zum  Ausdruck  kommt,  eine  denkbar  hinderliche 
Eessel  auferlegt. 

Anmerkung,  a)  AUein  durch  die  Rinderpest  hat  England  1865  67 
5  bis  700000  Stück,  5  Provinzen  von  Holland  haben  in  diesen  Jahren  löOOOO 
Stück,  0 esterreich  in  3100  Gemeinden  je  64  bis  91  Procent  des  gesammten 
Bestandes  verloren.  (Kummer,  Die  staatlichen  Yiehversichemngskassen  in  der 
Schweiz,  1891.) 

b)  Eine  Anzahl  Infectionsstoffe  sind  für  ihre  Existenz  und  die  Erhaltung 
ihrer  Art  völlig  auf  den  Thierkörper  angewiesen,  gehen  also  als  directe  Krankheits- 
erreger von  dem  einen  Thier  auf  das  andere  über  —  streng  obligate  Pilze,  welche 
die  sog.  rein  contagiösen  Krankheiten  erzeugen,  wie  ToUwnth,  Rotz,  Tuber- 
kulose, Maul-  und  Klauenseuche,  Beschälseuche,  Pferdestaupe,  Binderpest,  Lungen- 
Seuche,  Kälberdiphtherie,  Pocken;  andere  sind  derart,  dass  sie  zwar  in  der  Regel 
nur  in  dem  lebenden  TliierkÖrper  alle  Existenzbedingungen  finden,  aber  gelegent- 
lich auch  saprophjtisch,  ausserhalb  des  Körpers  leben  und  sich  weiter  entwickeln 
können  oder  gar  in  bestimmten  Stadien  ihrer  Entwickelung  saprophjtisch  leben 
müssen  —  facultative  Saprophjrten,  die  die  miasmatisch-contagiösen  Krank- 
heiten erzeugen:  z.  B.  MUz-  und  Rauschbrand.  Hinsichtlich  mancher  Infections- 
krankheiten  ist  zur  Zeit  noch  ungewiss,  ob  sie  der  ersten  oder  zweiten  Gruppe 
angehören,  z.  B.  Brustinfluenza  der  Pferde,  Schweine-Rothlanf,  Schweineseache, 
infectiöser  Abortus  etc.  Ygl.  hierwegen  Dammann  im  Hdwb.  d.  ges.  Landwirth- 
schaft,  1890,  HI.  Bd.,  Abschn.  XVII,  §  20. 

2.  Verbreitungsmöglichkeit  der  Thierseuchen. 
Während  im  Gebiet  der  übertragbaren  Pflanzenkrankheiten  eine 
Bekämpfung  yielfach  desshalb  auf  grosse  Schwierigkeiten  stosst, 
weil  es  sich  in  der  Regel  um  ungeheure  Mengen  erkrankter  bez^. 
von  dem  Schädling  ergriffener  Einzelindividuen  handelt  (Obstbäume, 
Weinstöcke,  Getreidepflanzen)  und  doch,  wenn  der  Erfolg  der  Be- 
kämpfung ein  durchschlagender  sein  soll,  die  Anwendung  des  Heil- 
oder Tilgungsverfahrens  auf  alle  Individuen  ausgedehnt  werden 
muss,  ist  bei  den  Seuchen  der  landwirthschaftlichen  Hausthiere 
die  Lage  insofern  eine  günstigere,  als  selten  grössere  Massen  er- 
krankter Thierindividuen  auf  einmal  in  seuchenpolizeiliche  Behand- 
lung zu  nehmen  sind,  die  Seuchenpolizei  also  mit  grösserer  Aus- 
sicht auf  Erfolg  zu  arbeiten  vermag.  Auf  der  anderen  Seite  hat 
die  Thierseuchenpolizei  mit  der  Thatsache  zu  rechnen,  dass  die 
Thiere  nicht,  wie  die  Pflanzen,  an  einen  bestimmten  Standort 
gebunden  sind  und  dass  desshalb  jede  Orts  Veränderung  der  Anlass 


Abschn.  II.   §  162.   Die  Aufgaben  der  Seuchenpolizei  etc.  395 

einer  Seuchenverschleppung  werden  kann.  Wenn  in  früheren  Zeiten, 
bei  den  unentwickelten  Y erkehrsverhältnissen ,  bei  der  relativen 
Seltenheit  der  Massenbewegungen  von  Thieren  auf  grössere  Ent- 
fernungen die  Thierseuchen  örtlich  umschriebene  Gebiete  nicht  oder 
doch  in  der  Kegel  nicht  überschritten,  ist  in  der  Neuzeit  mit  der 
Vervielfältigung  der  Communicationsmittel,  der  wachsenden  Ver- 
billigung  des  Transports,  dem  Aufgeben  des  Prohibitivsystems  und 
der  Oeffiiung  der  Grenzen  für  den  internationalen  Verkehr  die 
Gefahr  der  Verschleppung  der  Seuchen  auf  weithin  eine  ganz 
ausserordentlich  gesteigerte,  sind  desshalb  die  Seuchenherde  zahl- 
reicher, die  Verluste  umfangreicher,  ist  aber  auch  die  Aufgabe  der 
Seuchenpolizei  eine  viel  mühsamere  und  im  Erfolg  zweifelhaftere 
geworden.  Denn  je  lebhafter  der  interlocale  und  internationale  Ver- 
kehr in  landwirthschaftlichen  Hausthieren  sich  gestaltet,  um  so 
schwieriger  erweist  sich  die  seuchenpolizeiliche  Controle  hinsichtlich 
der  in  Ortsveränderung  befindlichen  Thierindividuen,  deren  jedes 
einzelne  ein  »Träger  der  Seuche  sein  kann.  Diese  Schwierigkeit 
wird  dadurch  gesteigert,  dass  von  der  Ansteckung  eines  Thiers  bis 
zum  Ausbruch  der  Krankheit  ein  kürzerer  oder  längerer  Zeitraum 
(Incubationsdauer)  verstreicht  und  daher  Thiere  leicht  als  seuchen- 
frei gelten  und  behandelt  werden,  die  den  Erankheitskeim  bereits 
in  sich  aufgenommen  haben.  Nur  auf  diese  Weise  wird  es  er- 
klärlich, dass  selbst  die  strengsten  üeberwachungsmaassregeln  hin- 
sichtlich der  auf  dem  Transport  befindlichen  Thiere  nicht  hindern, 
dass  immer  von  Neuem  wieder  Seucheneinbrüche  in  ein  Land  er- 
folgen oder  von  bestimmten  Funkten  aus  innerhalb  eines  Landes 
rasch  strahlenförmig  sich  verbreiten,  wofür  namentlich  die  Maul- 
und  Klauenseuche  ein  typisches  Beispiel  ist^). 

3.  Zwangscharakter  der  seuchenpolizeilichen  Maass- 
n ahmen.  Abweichend  von  der  Bekämpfung  der  im  Pflanzenreich 
auftretenden  Schädlinge  muss  das  seuchenpolizeiliche  Eingreifen 
des  Staats  durchweg  Zwangscharakter  an  sich  tragen,  weil 
—  von  dem  Fall  der  Tilgung  von  Seuchenherden  mittelst  Tödtung 
der  verseuchten  Bestände  ganz  abgesehen — schon  die  schützende  Vor- 
sorge gegen  eine  Weiterverschleppung  der  Seuchen  durch  die  Orts- 
Teränderung  der  Thiere  ohne  solche  polizeiliche  Zwangsmaassregeln 
(Hof-  und  Gemarkungssperre,  Transportcontrole ,  Marktverbote, 
Lösung  von  Gesundheitsattesten  etc.)  des  Erfolges  entbehren  müsste. 

')  Siehe  Referat  von  Lydtin- Karlsruhe  an  den  D.  Landwirthschaftsrath  1893 
(ArchiT  8.  338). 
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Und  zwar  nicht  bloss  desshalb,  weil  man  auch  auf  diesem  Gebiet 
sehr  häufig  und  noch  mehr  wie  auf  dem  des  Pflanzenschutzes  mit 
der  Unkenntniss,  der  Sorglosigkeit,  der  Kurzsichtigkeit  and  dem 
mangelnden  guten  Willen  der  Thierbesitzer  zu  rechnen  hat 
sondern  auch,  weil  zahlreiche  Seuchenverschleppungen  in  der  ge- 
schäftlichen Gewissenlosigkeit  des  Thierhandels  wurzeln,  der 
nicht  selten  die  günstigen  Preisconjuncturen  in  verseuchten  Gebieten 
zum  Einkaufen  von  Vieh  daselbst  geradezu  ausnützt,  um,  unbe- 
kümmert um  die  Folgen,  das  eingekaufte,  jedenfalls  seucheuver- 
dächtige,  manchmal  bereits  kranke  Vieh  in  andere,  bis  dahin 
seuchenfreie  Gebiete  weiter  zu  verschleissen  (am  häufigsten  betreffs 
der  Rinderpest,  der  Lungen-  und  der  Maul-  und  Klauenseuche  zu 
beachten). 

4.  Wichtigkeit  unnachsichtigen  Vollzugs;  Grenz- 
sperren. Das  Eecht  des  Staats,  in  die  private  ßechtssphäre 
des  Einzelnen  zwingend  einzugreifen,  wenn  durch  die  Art  der  Be- 
thätigung  der  Willensfreiheit  Schaden  für  Andere  erwächst,  kann 
am  Wenigsten  auf  dem  Gebiete  der  Thierseuchen  beanstandet  werden, 
wenn,  wie  hier,  der  Einzelne  schuldhaften  Handlungen  oder  Unter- 
lassungen Dritter  machtlos  gegenübersteht,  ein  freies  Gewähren- 
lassen grosse  wirthschaftliche  Werthe  der  Gefahr  der  Vernichtung 
preisgeben  würde  und  —  wie  bei  gewissen  Arten  von  Seuchen  — 
selbst  Leben  und  Gesundheit  der  Bewohner  bedroht  erscheint. 
Diesem  Kecht  des  Staats  zum  zwingenden  Eingreifen  entspringt 
dann  auch  die  Pflicht,  im  gegebenen  Fall  von  den  durch  das 
Gesetz  gegebenen  Vollmachten  den  erforderlichen  unnachsicht- 
lichen  Gebrauch  zu  machen;  imd  es  ist  desshalb  mehr  noch  als 
auf  dem  Gebiet  des  Pflanzenschutzes  geboten,  einmal  dass  die  mit 
der  Anordnung  der  Seuchenmaassregeln  im  Einzelnen  auf  Grund 
der  Anträge  der  Veterinärtechniker  betrauten  Verwaltungsbehörden 
in  ihrem  Verwaltungsermessen  nicht  durch  Bücksichten  auf  thun- 
lichste  Schonung  persönlicher  oder  örtlicher  Interessen  sich  leiten 
lassen,  zum  andern,  dass  die  zur  Ahndung  von  Uebertretungen  und 
Zuwiderhandlungen  berufenen  richterlichen  Behörden  nicht  durch 
milde  Handhabung  des  Kichteramts  die  Wirkimg  der  gesetzliclien 
Strafandrohvmgen  abschwächen.  Der  thatsächliche  Erfolg  der 
Seuchengesetzgebung  eines  Landes  ist  desshalb  neben  der  richtigen 
Organisation  des  Veterinärwesens  von  dem  Nachdruck,  mit  welchem 
von  den  gesetzlichen  Vollmachten  im  Einzelfall  Gebrauch  gemacht 
wird,  wesentlich  bedingt.    Die  Verantwortung  für  einen  nachdrück- 
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liehen  Vollzug  lastet  um  so  schwerer  auf  den  ausführenden  Organen, 
al3  jede  Lässigkeit  in  der  Handhabung  leicht  von  einer,  weit  über 
<ien  örtlichen  Wirkungskreis  der  Maassnahme  sich  geltend  machen- 
den folgenschweren  Tragweite  begleitet  sein  kann.  In  dieser  Hin- 
sicht sei  nur  an  das  Eine  erinnert,  dass  je  empfindlicher  ein  ge- 
steigertes Wirthschaftsleben  gegen  jedes,  in  den  geordneten  Gang 
der  Wirthschaft  störend  eingreifende  Ereigniss  wird,  um  so  wuch- 
tiger die  Reaction  weiter  Kreise  gegen  solche  Störungen  sich  Geltung 
TOd  verschaifen  wollen,  die  ihren  Höhepunkt  in  dem  völligen 
(Jrenzverschluss  des  einen  Staats  gegen  den  anderen  erreicht, 
unter  dem  dann  regelmässig  nicht  bloss  die  Thierhaltung  der  ver- 
seuchten, sondern  auch  der  seuchenfreien  Gebiete  Noth  leidet.  Ein 
treffendes  Beispiel  hierfür  liefern  die  nahezu  chronisch  gewordenen 
♦»nglischen  Einfuhrverbote  gegen  deutsches  Vieh,  die  zu- 
nächst allerdings  nur  die  Mastwirthschaften  der  norddeutschen 
Marschgegenden  in  Mitleidenschaft  ziehen,  wegen  der  durch  sie 
verursachten  Absatzstörungen  indess  auch  die  Conjuncturen  der 
mittel-  und  süddeutschen  Viehhaltungsbetriebe  durch  Preisdruck 
in  empfindlicher  Weise  fortgesetzt  beeinträchtigen. 

5.  Nachrichtendienst.  In  früherer  Zeit  glaubte  man  den 
der  heimischen  Landwirthschaft  aus  solchen  Sepressalien  anderer 
vStaaten  drohenden  Nachtheilen  durch  Geheimhaltung  von 
Seuchenausbrüchen  begegnen  zu  sollen;  abgesehen  davon, 
dass  unter  den  neuzeitlichen  Verhältnissen,  bei  dem  hochentwickelten 
Nachrichtendienst  und  der  Möglichkeit  raschester  Verbreitung  von 
Vorkommnissen  von  Land  zu  Land,  diese  Geheimhaltung  kaum 
mehr  durchführbar  erscheint,  hat  man  auch  erkannt,  dass  durch 
möglichste  Offenkundigmachung  und  rascheste  Bekanntgabe  der 
Seuchenausbrüche  die  Bekämpfungsmaassregeln  selber  in  ihrem  Er- 
folge nur  gewinnen  können,  weil,  wenn  die  Thierbesitzer  rechtzeitig 
von  einer  drohenden  Seuchengefahr  in  Kenntniss  gesetzt  werden, 
das  eigene  Interesse  sie  in  dem  Erwerb  von  Thieren  aus  verseuchten 
Gebieten  vorsichtig  machen  wird  (so  namentlich  bei  der  Kinder- 
pest, der  Lungenseuche,  der  Maul-  und  Klauenseuche).  Mehr 
und  mehr  ist  man  daher  dazu  gelangt,  nicht  nur  überhaupt  der 
Seuehenstatistik  grosse  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  sondern 
auch  durch  in  kurzen  Zwischenräumen  zur  Veröffentlichung  ge- 
langende Seuchenbulletins  den  thatsächlichen  Seuchenstand 
in  einem  Land  so  rasch  wie  möglich  bekannt  zu  geben. 
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Anmerkung,  a)  Wie  empfindlich  die  Rückwirkungen  der  Senclieniwlizei 
auf  die  Productions-  und  Absatzyerhältnisse  der  einzelnen  Staatsgebiete  sein  können, 
ist  darans  zu  entnehmen,  dass  in  Folge  der  gegen  deutsches  Vieh  von  England  und 
nachher  auch  von  Belgien,  Holland,  Frankreich  zeitweise  verfugten  Grenzsperren 
die  Ausfuhr  von  Vieh  zurückging 

von    1888     auf    1889 

bei  Ochsen        ,,      36603  „      4571 

„    Jungvieh    „      46165  „      4566 

„    Kälbern      ,,      31534  ,,      4034 

„    Schweinen  „    357511  „      9699 

„    Schafen      „1077076  ,  577073. 

b)  Die  durchgreifende  Wirkung  strenger  Handhabung  der  seuchenpolizei- 
lichen Maassregeln  anschaulich  beleuchtet  von  Ly  dt  in -Karlsruhe  im  Deutschen  Land- 
wirthschaftsrath  1890,  Archiv  8.  506  ff. ;  während  1872  in  Baden  120000  an  Maul- 
und  Klauenseuche  ergriffene  Thiere  gezählt  wurden  und  der  Schaden  (durch  Verlost 
an  Milch,  Fleisch,  Arbeit  etc.)  auf  2000000  M.  sich  beUef  (durchschnittUch  auf  20  3L 
für  das  Haupt),  beschränkte  sich  nach  Erlassung  der  im  Jahr  1886  in  Wirksamkeit 
getretenen  schärferen  Vorschriften  die  Seuche  in  den  beiden  Seuchei^ahren  1888 
und  1889  auf  300  und  bezw.  3000  Rinder. 

6.  Seuchenbekämpfung  und  Yeterinärwissenschaft 
Die  Bekämpfung  der  Thierseuchen  erfordert  zu  ihrer  erfolgreichen 
Durchführung  eine  genaue  Kenntniss  der  Krankheitserreger  und 
des  Wesens  der  Seuchenkrankheiten  überhaupt;  diese  Kenntniss  hat 
sich,  Dank  dem  Aufblühen  der  Natiurwissenschaften,  namentlich  im 
Gebiet  der  Bacteriologie,  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahrhun- 
derts sehr  wesentlich  vervollkommnet,  wobei  es  genügt,  an  die  bahn- 
brechenden Arbeiten  von  Pasteur  und  Koch  zu  erinnern,  so  dass 
auch  hier  wieder  die  tröstliche  Erscheinung  sich  zeigt,  dass  dieselbe 
fortschreitende  Cultur,  welche  vermöge  der  gesteigerten  Wechsel- 
beziehungen zwischen  Personen  und  Ländern  stete  neuen  Anlass 
zur  Bedrohung  wirthschaftlicher  Werthe  giebt,  auch  in  erhöhtem 
Maasse  die  Mittel  darbietet,  den  drohenden  Gefahren  und  Schäden 
sich  zu  entziehen.  Von  besonderer  Bedeutung  für  die  erfolgreiche 
Handhabung  der  Seuchenpolizei  ist  dabei,  neben  dem  allgemeinen 
Fortschreiten  der  naturwissenschaftlichen  Erkenntniss,  die  allmäh- 
liche Emporhebung  der  empirischen  Veterinär- (Thierarznei-)Kunde 
zu  einer  Veterinärwissenschaft  und  die  streng  wissenschaft- 
liche Ausbildung  besonderer  Veterinärbeamten  als  der  geordneten 
Organe  der  Seuchenpolizei.  Wenn  schon  die  gewöhnliche  Heil- 
behandlung der  Hausthiere  bei  Krankheits-  und  anderweiten  Un- 
fällen dem  thierärztlichen  Stand  ein  verantwortungsreiches  Amt 
auferlegt,  so  ist  diese  Verantwortung  Angesichts  der  ihnen  an- 
vertrauten Handhabung  der  Seuchenpolizei  eine  besonders  grosse, 
die  einerseits  das  Verlangen  nach  möglichst  strengen  Anfordenmgen 
an   die  benifliche  Ausbildung   der  Veterinäre   vollkommen    recht- 
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fertigt,  anderseits  aber  auch  die  Bestrebungen  nach  einer,  diesen 
gesteigerten  Ansprächen  entsprechenden  Gestaltung  ihrer  beruf- 
lichen Stellung  begründet  erscheinen  lässt.  Nun  ist  aber  noch 
immer  in  den  meisten  Staaten  die  äussere  Stellung  der  beamteten 
Thierärzte  keine  solche,  welche  die  im  gegebenen  Falle  rücksichts- 
lose Durchführung  seuchenpolizeilicher  Maassnahmen  erwarten  lässt; 
denn  solange  die  mit  der  Handhabung  der  Seuchenpolizei  be- 
trauten Veterinäre  vorzugsweise  auf  den  Praxisertrag  ihrer  Heil- 
behandlungsthätigkeit  angewiesen  sich  sehen,  wird  im  gegebenen 
Fall  die  Sorge  um  die  Erhaltung  der  thierärztlichen  Clientel  leicht 
zu  Bücksichtnahmen  führen,  welche  ihre  Thätigkeit  als  Seuchen- 
polizeibeamte  beeinträchtigen.  Am  schädlichsten  aber  wird  diese, 
aus  der  Vermischung  von  privater  und  öffentlicher  Thätigkeit  ent- 
springende Bflokwirkimg  auf  die  seuchenpolizeiliche  Thätigkeit 
dann  sein,  wenn  etwa  gar  der  Veterinärbeamte,  statt  wie  andere 
Beamte  staatlich  und  im  Gnmdsatz  unwiderruflich  angestellt  zu 
werden,  sich  in  einem  jederzeit  kündbaren  Dienstverhältniss  be- 
findet Als  eine  imerlässliche  Voraussetzung  für  eine  gute  Punctio- 
nirung  des  Seuchenpolizei -Apparates  muss  daher  die  Gewährung 
einer  von  den  augenblicklichen  Stimmungen  der  betheiligten  Inter- 
essenten unabhängigen  Stellung  der  Veterinärbeamten  gelten. 

Anmerkung,  a)  Eine  DarsteUnng  des  „thierärztlichen  Unterrichts- 
wesens in  Deutschland  in  seiner  geschichtlichen  Entwickelang  und  Bedeutung  fitr 
den  thierärztlichen  Stand*^  giebt  6.  Schneidemühl,  Leipzig,  1890  und  Dammann 
in  y.  StengeTs  Handwörterbuch  des  Yerwaltungsrechts.  Die  erste  Thierarznei- 
schnle  in  Europa  wurde  in  L  jon  1762  eröffnet,  welchem  Beispiel  bald  die  meisten 
Staaten  folgten  (Turin  1769,  Göttingen  1771,  Kopenhagen  1773,  Wien  1777,  Han- 
noTcr  177^  Dresden  1780,  Freiburg  i.  B.  1783,  Karlsruhe  1784,  Berlin  und  Mün- 
chen 1790,  London  1792,  Madrid  1793,  Bern  1806,  Petersburg  1808,  Stockholm  1820, 
Stuttgart  1821,  Brüssel  1832  etc.),  von  welchen  Instituten  einzelne  indessen  nach- 
träglich wieder  eingegangen  sind.  Hand  in  Hand  mit  der  Errichtung  von  Thier- 
arzneischulen  ging  die  Errichtung  von  Professuren  für  Thierheilkunde  an  Universi- 
täten. In  der  jüngsten  Zeit  ist  eine  Anzahl  von  Thierarzneischulen  in  Deutschland 
I Berlin,  Hannover,  Dresden,  Stuttgart)  zu  Hochschulen  erhoben  worden.  In  dem 
1874  errichteten  Veterinärrath,  in  welchem  sämmtliche  thierärztlichen  Vereine 
des  Deutschen  Beichs  vertreten  sind,  besitzen  die  Deutschen  Veterinäre  ein  wir- 
knngsvoU  ihr  Interesse  vertretendes  Organ. 

h)  Die  Forderung  nach  einer  dienstpragmatischen  Anstellung  der  Veterinär- 
btamten  durch  die  Staatsbehörde  mit  Beanitenrecht,  wenn  auch  nicht  überall  mit 
Pensionsberechtigung,  ist  in  der  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten  bereits  erfüllt, 
wogegen  z.  B.  in  Württemberg  die  „Oberamtsthierärzte"  noch  immer  durch  Wähl- 
tet der  Amtsversammlnngen  bestellt  werden. 
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g  163.   Die  rechtliche  Gestaltung  der  Seuchenpolizei^). 

Hinsichtlich  der  rechtlichen  Ausgestaltung  der  seuchengesetzlichen  Vor- 
schriften ist  zu  bemerken: 

1.  (Anzeigep flicht.)  Jedes  seuchenpolizeiliche  Eingreifen  ist  durch  die 
Kenntniss  des  Vorhandenseins  eines  Seuchenfalls  bedingt  und  desshalb  die  Pflicht 
der  Anzeige  von  dem  Ausbruch  einer  Seuche  oder  dem  Bestehen  eines  Seuchen- 
verdachts den  Thierbesitzem  sowie  den  Thierärzten,  Fleischbeschauem,  Abdeckern  etc. 
auferlegt  und  die  Unterlassung  der  Anzeige  mit  empfindlichen  Geldstrafen,  den 
Thierbesitzem  gegenüber  auch  mit  dem  Verlust  der  etwa  sonst  bestehenden  Ent- 
schädigungsansprüche bedroht.  Die  Statuirung  der  Anzeigep  flicht  setzt 
freilich  die  äusserliche  Erkennbarkeit  der  Seuchenerkrankun^  voraus,  und  es  hangt 
damit  zusammen,  dass  die  Rindertuberkulose  (Perlsucht)  bis  jetzt  unter  die  der 
seuchenpolizeilichen  Regelung  und  insbesondere  der  Auzeigepflicht  unterworfenen 
ansteckenden  Krankheiten  nicht  eingereiht  worden,  die  Seuchengesetzgebung  (wenig- 
stens in  Deutschland)  vielmehr  bis  jetzt  auf  Rinderpest,  Milzbrand,  Tollwuth,  Rotz, 
Maul-  und  Klauenseuche,  Lungenseuche,  Pockenseuche  der  Schafe,  Beschälseuche, 
Räude  der  Einhufer  und  Schafe  beschränkt  geblieben  ist.  Ueber  die  Ausdehnung 
der  Reichsseuchengesetzgebung  auf  die  Perlsucht  siehe  die  Verhandlungen  im 
Deutschen  Landwirthschaftsrath,  1887,  Archiv  S.  270  ff. ;  für  eine  solche  Erweiterung 
der  Seuchengesetzgebung  hat  neuerdings  das  Koches  che  Tuberkulin,  welches  nach 
den  vorliegenden  Untersuchungen  bei  Rindern  als  ein  vortreffliches  diagnosti- 
sches Mittel  sich  erwiesen  hat,  die  Möglichkeit  und  damit  auch  die  Aussicht  auf 
eine  planmässige  Bekämpfung  dieser  „schleichenden  Weltsenche**  eröffnet. 
Ueber  die  geltenden  Bestimmungen  zur  Bekämpfung  dieser  Krankheit  in  Italien, 
Frankreich  und  Portugal  siehe  die  Veröffentlichungen  des  Reichs-Gesondheits- 
amts  1887,  1889  und  1890,  S.  729  bezw.  690  und  bezw.  234. 

2.  (Transport-   und    Gebrauchsbehindernngen;    Beseitigung   der 
Ansteckungsstoffe;  Tödtung  verseuchter  Thiere.)     Das  Ziel  der  Seuchen- 
polizei, das  Entstehen  von  Seuchenherden  und,  beim  Vorliegen  solcher,  die  weitere 
Verbreitung  zu  hindern,  wird  vornehmlich  durch  folgende  Veranstaltungpen  zu  sichern 
gesucht:  Verbot  der  Einfuhr  seuchenkranker  Thiere  aus  dem  Ausland,  und  bei 
erheblicher  Verbreitung  einer  Seuche  im  Ausland:  Verbot  der  Einfuhr  von  lebenden 
und  todten  Thieren   überhaupt   sowie  von  Gegenständen,   welche  Träger  der  Infec- 
tionsstoffe  sein  können;   innerhalb  des  Landes:    Absonderung,   Bewachung  und 
polizeiliche  Beobachtung,  sowie  Beschränkung  in  der  Benutzung,  Verwerthung  und 
des  Transportes  seuchenkranker  und  verdächtiger  Thiere;  Verbot  des  gemeinschaft- 
lichen Weidegangs  und  des  Verkehrs  mit  solchen  Thieren;    Anordnung  von  Stall-, 
Gehöfts-,  Orts-,  Weide-  und  Feldmarksperren;   Verbot  der  Abhaltung  von  MärkteiL 
Vorschrift  der  Lösung  von  Gesundheitszeugnissen  für  im  Verkehr  befindliche  Thiere. 
Erschwerung  des  Hausirhandels  mit  Tliieren;  unschädliche  Beseitigung  der  Kadaver; 
Desinfection  der  verseuchten  Stallungen;    Vorsorge  für  gründliche  und  rechtzeitige 
Desinfection    der   zum  Transport  von  Thieren   dienenden  Eisenbahnwagen  und  der 
Verladeeinrichtnngen.    Gegenüber  leicht  übertragbaren  Seuchenkrankheiten  würden 
indess  diese  Maassregeln  einen  Erfolg  keineswegs  immer  verbürgen;   es  kann  dess- 
halb auf  das  radicalste  Mittel  der  Seuchentilgung  —  die  polizeiliche  Tödtung 
•der  seuchenkranken   und  eventuell  selbst  der  seuchenverdächtigen 
Thiere  —  mindestens  dann  nicht  verzichtet  werden,  wenn  unheilbare  Krankheiten 
in  Frage  stehen  und  deren  weitere  Verbreitung  somit  von  besonders  erheblichen 
Nachtheilen  und  Verlusten  begleitet  sein  müsste  (wie  namentlich  bei  der  Rinderpest, 
der  Lungenseuche,  dem  Rotz,  der  Tollwuth,  bei  den  beiden  letzteren  übrigens  schon 
desshalb,  weil  sie  auch  für  Menschen  gefährlich   sind);    femer  wenn  die  Tödtung 

^)  Vgl.  hierzu  den  orientirenden  Aufsatz  von  Pütz  über  die  neuere  Veterinär- 
gesetzgebung  (in  Deutschland)  und  ihre  volkswlrthschaftliche  Wirkung  in  Conrads 
Jahrb.  f.  N.  u.  St.,  UI.  F.,  IH.  Bd.,  S.  871. 
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das  emzige  Mittel  ist,  in  Zweifelsfällen  durch  Section  die  Thatsache  des  Seuchen- 
ansbrnchs  festzustellen  (Milzbrand);  oder  wenn  Thiere,  entgegen  den  verhängten 
seachenpolizeilichen  Anordnungen,  in  verbotswidriger  Benutzung  oder  an  verbots- 
widrigen Orten  betroffen  werden  etc.  —  Zu  wünschen  bleibt  dabei,  dass  wenn  daii 
(lesetz  behufs  gründlicher  Tilgung  von  Seuchenherden  solch  weitgehende  YoU- 
machten  ertheilt,  von  diesen  im  gegebenen  Fall  auch  der  richtige,  unter  umständen 
rücksichtslose  Gebrauch  gemacht  wird,  weil  jedes  Zögern  das  Uebel  zu  verschlimmem 
droht  und  ein  mit  der  Zeit  doch  nicht  zu  umgehendes  thatkräftigeres  Einschreiten 
nur  mit  Aufwendung  noch  gprösserer  Opfer  ausführbar  wäre.  Der  stationäre  Charakter 
z.  B.  der  Lungensenche  in  der  Preuss.  Provinz  Sachsen  und  in  einzelnen 
Theilen  Bayerns,  der  aus  der  Yeterinärstatistik  deutlich  zu  entnehmen  ist,  lässt 
den  Schluss  zu,  dass  noch  nicht  überall  in  der  Handhabung  der  gesetzlichen 
Seachenvollmachten  mit  der  wünschenswerthen  Gleichmässigkeit  vorgegangen  wird, 
wogegen  z.tB.  in  Baden  die  Zahl  der  mit  Lungenseuche  behafteten  Ställe  seit 
1878  mit  49  allmählich  bis  auf  ein  Minimum  heruntersank  und  seit  1888  dieses 
Land  wie  die  meisten  anderen  deutschen  Staaten  (mit  Ausnahme  der  erwähnten) 
ganzlich  lungenseuchefrei  sind.  —  Fortgesetzte  Klagen  der  Badischen 
Landwirthe  über  zu  wenig  strenge  Handhabung  der  seuchenpolizeilichen  Yor- 
schriften  gegenüber  der  Maul-  und  Klauenseuche  in  den  Nachbarstaaten;  ähnlich 
im  Sächsischen  Landesculturrath  gegenüber  den  Preussischen  Behörden  (Yer- 
handlnngen  1891,  S.  58  ff.). 

3.  (Entschädigungsleistung.)  Für  die  im  allgemeinen  Interesse  den  Thier- 
beatzem  auferlegten  Beschränkungen  im  Gebrauch  der  verseuchten  oder  seuchen- 
verdächtigen Thiere  wird  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  (casus  sentit  dominus) 
&ne  Entschädigung  nicht  geleistet  und  dieser  Grundsatz  hat  sich  sogar  im 
Fall  der  amtlichen  Tödtung  ^euchenkranker  Thiere  lange  behauptet,  was  jedenfalls 
dann  an  sich  völlig  berechtigt  ist,  wenn  ein  Thier  an  einer  seiner  Art  oder  dem 
Grade  nach  unheilbaren  und  unbedingt  tödtlichen  Krankheit  leidet,  weil  das  vor 
dem  natürlichen  Tod  erfolgende  Eingreifen  der  Polizeibehörde  lediglich  Werthe  ver- 
nichtet, die  ohnehin  auch  ohne  dieses  Eingreifen  dem  Yerderben  geweiht  waren. 
I>ie  in  neuerer  Zeit  gleichwohl  für  gewisse  Arten  von  Seuchenkrankheiten  —  Rinder- 
pest, Hotz,  Lungenseuche,  Milz-  und  Rauschbrand  —  für  den  Fall  der  polizeilichen 
Tödtung  beziehungsweise  für  den  Fall  eines  nach  erfolgter  Anzeige  eingetretenen 
Verlustes  des  Thiers  zugesicherte  Entschädigungsleistung  ist  der  praktischen  Er- 
viägong  entsprungen,  der  eine  rechtzeitige  Tilgung  der  Seuchen  hindemden  Yer- 
heimlichung  des  Seuchenausbruchs  entgegenzutreten,  und  es  haben  diese 
Eotscbädigungsleistungen,  wenn  sie  auf  die  Gesammtheit  der  Thierbesitzer  zwangs- 
weise nach  bestimmten  Anhaltspunkten  umgelegt  werden,  den  Charakter  einer  Y er- 
sicherungs Veranstaltung  gegen  die  Folgen  des  Seuchenausbruchs  angenommen 
§  154).  £^e  Entschädigungsleistung  ist  selbstredend  davon  abhängig  zu  machen, 
dass  den  Besitzer  kein  Yerschulden  an  dem  Ausbruch  der  Seuche  trifft,  dass  er  der 
vorgeschriebenen  Anzeigepflicht  rechtzeitig  genügte,  dass  er  auch  keine  Kenntniss 
von  dem  Yorhandensein  der  Seuche  bei  dem  Erwerb  des  betreffenden  Thieres  ge- 
habt hat;  femer  dass  das  Thier  nicht  in  bereits  erkranktem  Zustand  in  das  Inland 
eingeführt  wurde  bezw.  dass  eine  nach  der  durchschnittlichen  Incubationsdauer 
der  einzelnen  Seuchen  bemessene  Frist  nach  der  Einführung  in  das  Inland  ver- 
strichen ist. 

4.  {.Abdeckereiwesen.)  Von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  für  den 
Erfolg  der  Seuchenpolizei  ist  endlich  eine  gute  Ordnung  des  Abdeckerei wesens, 
die  verbürgt,  dass  die  an  Seuchenkrankheiten  gefallenen  oder  getödteten  Thiere  in 
einer  die  weitere  Verbreitung  des  Seuchengiftes  ausschÜessenden  Weise  vernichtet 
w^erden,  ein  namentlich  in  Ansehung  solcher  Seuchen  wichtiger  Gesichtspunkt,  deren 
Ansteckungskeime  im  Boden  längere  Zeit  sich  lebensfaliig  zu  erhalten  und  desshalb 
Düt  dem  Trinkwasser  oder  dem  Futter  jederzeit  wieder  in  den  lebenden  Thierkörper 
einzudringen  vermögen  (z.  B.  beim  Milzbrandbacillus).  Es  ist  also  durch  entsprechende 
IHilizeiliche  Regelung  und  üeberwachung  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  während  des 
Transports  der  Thierleichen  nicht  etwa  Theile  der  seuchenkranken  Thiere  zurück- 
bMben  oder  verloren  gehen  und  dass  die  Verlochung  der  Thiere  erst  nach  völliger 
rnschädlichmachung    des  Infectionsstoffs    oder  an  Orten    erfolge,    von  denen  eine 
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Weiterverbreitung  der  Ansteckungsgefahr  nicht  zu  besorgen  ist  Während  nuo 
firüher  die  Abdeckereien  (Wasenmeistereien)  meist  als  Erblehen  verliehen  und  mit 
Zwangs-  nnd  Bannrechten  gegen  die  Thierbesitzer  eines  bestunmten  Umkreises  aus- 
gestattet waren,  sind  in  der  neueren  Zeit  diese  erblehensmässigen  Abdeckereien 
meist  überall  abgelöst  und  der  Betrieb  des  Abdeckereiwesens,  dessen  ehemalig 
„unehrlicher**  Charakter  nicht  mehr  besteht,  freigegeben,  bezw.  ähnlich  anderen 
bewerben,  mit  deren  Ausübung  möglicherweise  Nachtheile  für  die  Gesundheit  oder 
sonstige  Belästigungen  verknüpft  sein  können,  als  concessionspf lichtige  An- 
lage erklärt  (Deutsche  Gewerbeordnung,  §  16),  in  einzelnen  Staaten  auch  (so 
namentlich  in  Süddeutschland)  die  Vorsorge  für  das  Vorhandensein  einer  Abdeckerei 
als  Pflicht  der  Gemeinde  erklärt  worden.  Diese  kleinen,  meist  nur  sehr  nothdurftig 
mit  den  erforderlichen  Einrichtungen  und  Werkzeugen  ausgestatteten  örtlichen  Ab- 
deckereien entsprechen  indess  den  vom  Standpunkt  der  Seuchenpolizei  zu  stellenden 
Anforderungen  in  der  Regel  schlecht;  es  ist  aber  überhaupt  vom  wirthschaftlichen 
Standpunkt  aus  zu  beklagen,  dass  alljährlich  eine  Menge  von  Thierleichen  ledig- 
lich vergraben  werden,  wo  doch  eine  Verwerthung  des  Thierkörpers  auf  Fett,  Leim, 
Düngestoffe  bei  entsprechender  Behandlung  des  Kadavers  (Auskochen  mittelst  thermo- 
chemischer  Anlagen)  sehr  wohl  möglich  wäre.  Diese  wirthschaftliche  und  zugleieh 
für  die  Gesundheit  der  Menschen  und  Thiere  gefahrlose  Nutzbarmachung  der  Thier- 
kadaver  mittelst  entsprechender  Kochapparate,  wie  sie  mit  grossem  Erfolg  in  Orten 
mit  Schlachtviehhöfen  vereinzelt  bereits  besteht,  kann  freilich  nur  da  Platz  greifen, 
wo  die  Einrichtung  einem  grösseren  Kreis  von  Interessenten  dient,  nnd  es  ist  daher 
sowohl  aus  seuchenpolizeilichen  wie  aus  wirthschaftlichen  Erwägungen  die  Forderung 
nach  einer  grösseren  Centralisirung  des  Abdeckereiwesens  in  Form  von 
für  einen  bestimmten,  weiteren  Umkreis  berechneten,  thunlich  nicht  als  private 
Unternehmungen,  sondern  als  öffentliche,  durch  die  Mittel  weiterer  Verwaltungs- 
verbände ins  Leben  zu  rufenden  Anstalten  eine  wohlbegründete.  (Vgl.  darüber  auch 
die  Ausführungen  von  Orth -Berlin  im  Deutschen  Landwirthschaftsrath,  1880, 
S.  327  ff.,  und  das  Referat  von  Nobbe-Niedertopfstedt  ebenda  1881,  S.  179  ff.,  wo 
sehr  richtig  betont  wird,  dass  eine  rationelle  Ausübung  des  Abdeckereiwesens  in 
gut  eingerichteten,  concessionirten  Abdeckereien  gegenwärtig  eine  noch  höhere  Be- 
deutung für  die  öffentliche  Wohlfahrt  hat  als  in  früherer  Zeit.  Der  stationäre 
Charakter  des  Milz-  und  Rauschbrandes  in  vielen  Gegenden  wird  von  sach- 
verständiger Seite  den  meist  ungenügenden  Verlochungsweisen  zugeschrieben.  — 
Die  wirthschaftliche  Bedeutung  einer  Ordnung  des  Abdeckereiwesens  im  obigen 
Sinn  ist  daran  zu  ermessen,  dass  allein  der  Dünger  wer  th  an  Stickstoff  und  Phos; 
phorsäure  eines  Ochsen-Kadavers  von  ICXX)  Pfd.  Lebendgewicht  von  Orth -Berlin 
auf  32  M.  berechnet  wird.  —  Uebersicht  über  die  betreffs  des  Abdeckereiwesens 
bestehenden  Einrichtungen  in  Deutschland  im  Archiv  des  Deutschen  Landwirth- 
schaftsraths,  1891,  S.  206  ff.) 

5.  (Geltendes  Recht.)  Für  Deutschland  ist  in  Ansehung  der  Rinder- 
pest ein  besonderes  Gesetz  vom  7.  April  1869  ergangen,  dessen  Strafvorsehriften 
durch  Reichsgesetz  vom  21.  Mai  1878  erheblich  verschärft  w^urden;  für  die  übrigen 
Seuchen  gilt  das  Reichsgesetz  vom  23.  Juni  1880,  die  bundesräthliche  Instruction 
hierzu  von  1881;  daneben  weitere  Ausfuhrungsvorschriften  in  allen  Einzelstaaten. 
Umfassende  Maassnahmen  insbesondere  gegen  die  Einschleppung  der  in  den  Steppen 
Südrusslands  stationären  Rinderpest,  im  Hinblick  auf  „die  eminente  Flüchtigkeit 
ihres  Contagiums,  sowie  die  hochg^radige  Ansteckungsföhigkeit  und  ihren  mör- 
derischen Verlauf";  sorgfältige  Ueberwachung  des  Verkehrs  an  der  russischen  Grenze 
und  nahezu  ständige  Einfuhrverbot«  für  Rindvieh  und  Schafe  gegen  Russland  und 
Oesterreich,  welche  als  „ständig"  oder  „häufig  umfangreich  verseucht  gelten; 
indess  Ausnahmebewilligungen  zu  Gunsten  des  Grenzverkehrs;  beim  Näherrucken 
der  Gefahr  Erweiterung  des  Einfuhrverbots  auf  alle  Arten  von  Vieh,  mit  Ausnahme 
der  Einhufer,  auf  alle  von  Wiederkäuern  stammenden  frischen  und  trockenen  Theilc, 
auf  Dünger,  Rauhfutter,  Stroh,  Geschirre  und  giftfangende  Gegenstände  überhaupt; 
äusserstenfalls  völlige  S'erkehrssperre  an  der  Grenze  unter  Bildung  eines  militiri- 
sehen  Cordons.  Die  aus  der  Bekämpfung  der  Rinderpest  einschliesslich  der  Ent- 
schädig^ungsleistungen  erwachsenden  Kosten  bleiben  der  Reichskasse  zu  Lasten  im 
Unterschied   von  den  sonstigen  Seuchen,   bei  denen  für  den  Bekämpfimgsaufwand 
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die  Einzelstaaten  aufzukommen  haben,  die  indess,  wie  fräher  erwähnt,  mit  Aus- 
nähme  von  Bayern  und  Elsass-Lothringen,  die  Entschädig^ngsleistungen  für  Rotz, 
Lnngenseuche,  theilweise  auch  für  Milz-  und  Rauschbrand  von  den  Thierbesitzem 
in  Fonn  von  Zwangs  beitragen  rückerheben.  —  Eine  übersichtliche  Darstellung 
der  Senchengesetzgebung  der  anderen  europäischen  Staaten  in  dem 
^Jahresbericht  des  Kaiserl.  Gesundheitsamts  über  die  Verbreitung  von  Thierseuchen 
im  Deutschen  Reich  im  Jahr  1890*^,  V.  Jahrgang;  für  Oest erreich  ist  auf  die 
Gesetze  vom  19.  Juli  1879  und  29.  Februar  1880,  für  die  Schweiz  auf  jene  vom 
8.  Februar  1872,  19.  JuH  1873  und  I.Juli  1886;  für  Frankreich  auf  jenes  vom 
21.  Juli  1881;  für  Italien  auf  Gesetz  vom  22.  December  1888,  für  Grossbritan- 
nien auf  Gesetz  vom  16.  August  1878  (The  Contagious  Diseases  [Animals]  Act, 
1878);  für  Belgien  auf  Gesetz  vom  30.  December  1882  zu  verweisen. 
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So  erfolgreich  ein  systematisches  Vorgehen  in  dem  vorbe- 
sprochenen Sinn  für  die  Bekämpfung  der  ansteckenden  Thier- 
krankheiten  erfahrungsgemäss  sich  erwiesen  hat,  so  darf  doch  nicht 
unbeachtet  bleiben,  dass  mit  dieser  Bekämpfungsweise  sehr  weit- 
gehende, in  die  Wirthschafts-  und  Erwerbsverhältnisse  der  Thier- 
besitzer  verseuchter  Bezirke  gegebenenfalls  auf  das  Störendste  ein- 
greifende Einschränkungen  der  Bewegungsfreiheit  imd  mannigfache 
sonstige  Belästigungen  verknüpft  sind;  und  es  hängt  damit  zu- 
sammen, dass  die  Einsicht  von  der  Nothwendigkeit  der  Seuchen- 
polizei keineswegs  überall  bei  den  Betheiligten  in  dem  wünschens- 
werthen  Maass  vorhanden  ist  und  dass  nicht  selten  auf  Seiten  der 
Thierbesitzer  gegen  die  seuchenpolizeilichen  Maassnahmen  ein  mehr 
oder  minder  grosser  passiver  Widerstand  zu  Tage  tritt.  Erwägt 
man,  dass  seuchenverdächtige  Thiere  unter  Umständen  monatelang 
unter  polizeiliche  Beobachtung  gestellt  und  während  dieser  Zeit 
gar  nicht  oder  nur  sehr  beschränkt  in  Benutzung  genommen 
werden  dürfen,  dass  beim  Ausbruch  einer  Seuche  über  ganze 
Feldmarken  die  Sperre  verhängt,  der  Verkauf  von  gesunden  Thieren 
nicht  oder  nur  unter  Beobachtung  bestimmter  Formalitäten  (Lösung 
von  Gesundheitszeugnissen)  zugelassen,  die  Abhaltung  von  Vieh- 
märkten verboten  und  dadurch  die  Einkaufs-  und  Verkaufsgelegen- 
heiten in  empfindlichster  Weise  geschmälert  werden  können,  so  darf 
es  jedenfalls  nicht  überraschen,  wenn  die  Seuchenpolizei  und  die 
unvermeidbaren  Härten  im  Vollzug  sehr  häufig  mindestens  herber 
Kritik    begegnen.     Diese  Kritik    findet    weitere   Nahrung,    wenn 

V  VgL  hierzu  auch:  LjcLtin,  De  la  Phtisie  Pommeliere,  BnuceUes  1883; 
femer  Lydtin  und  Choteliug,  Der  Rothlauf  der  Schweine,  seine  Entstehung  und 
Verhütung  (Schutzimpfimg  nach  Pasteuri,  1885. 
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sich  zeigt,  dass  wegen  der  ungleichmässigen  YerwaltungS^^raiis 
von  Land  zu  Land  die  seuchenpolizeilichen  Vorkehrungen  nicht 
immer  von  Erfolg  begleitet  sich  zeigen,  wenn  also  wegen  der 
laxen  Handhabung  in  Nachbarstaaten  aus  diesen  immer  von 
Neuem  SeucheneinbrQche  erfolgen  und  desshalb  die  PräventiT-  und 
Bepressivmaassregeln  jahrweise  einen  chronischen  Charakter  anzu- 
nehmen drohen,  unter  dem  Handel  und  Wandel  in  landwirthschaft- 
liehen  Nutzthieren  weithin  Noth  leidet  (so  namentlich  in  Ansehung 
der  Maul-  und  Klauenseuche).  Darf  und  wird  eine  solche  abföllige 
Beurtheilung,  die  auf  mangelnder  Einsicht  in  das  Wesen  der 
Seuchen  und  auf  einer  ünterschätzung  der  bei  Unterlassung 
polizeilicher  Abwehr-  und  Unterdrückungsmaassregeln  in  noch 
höherem  Maasse  drohenden  Verluste  beruht,  einen  Einfluss  auf  die 
Ordnimg  der  Seuchenpolizei  selbstredend  nicht  ausüben  und  bricht 
sich  gegenüber  solcher  abßllliger  Beurtheilung  in  den  Kreisen  der 
Landwirthschaft  mehr  und  mehr  eine  bessere  Einsicht  Bahn^),  so 
muss  man  doch  einräumen,  dass  die  Ordnimg  in  ihrer  seitherigen 
Gestalt  nur  einen  Nothbehelf  darstellt  und  das  Ziel  darauf  ge- 
richtet sein  muss,  eine  Einschränkung  der  Seuchen  auf  einem 
Wege  zu  erreichen,  der  in  minderem  Maasse  als  seither  mit  Er- 
schwerungen der  Wirthschaft,  des  Verkehrs,  des  Absatzes  ver- 
knüpft erscheint.  Dieses  Ziel  würde  der  Verwirklichung  wesentlich 
näher  gerückt  sein,  wenn  es  gelänge,  in  ähnlicher  Weise,  wie 
gegen  das  Blattemgift  bei  den  Menschen,  durch  Schutz- 
impfungen die  einzelnen Thiere  gegen  bestimmte  Seuchen  immun 
zu  machen  oder  wenn  mindestens  Heilmittel  beständen,  die  sich 
geeignet  erwiesen,  einer  bestimmten  Seuchenkrankheit  den  gefähr- 
lichen Charakter  zu  nehmen.  Die  bahnbrechenden  Arbeiten  einer 
Eeihe  von  Gelehrten  auf  diesem  Gebiet,  insbesondere  des  Franzosen 
Pasteur  und  des  Deutschen  Koch,  die  durch  zahlreiche  Versuche 
dieser  und  anderer  Forscher  für  einzelne  Seuchenkrankheiten  fest- 
gestellte Thatsache,  dass  die  die  Seuchen  erregenden  Krankheits- 
keime (Bacillen)  durch  besondere  Culturmethoden  in  einen  Zustand 
übergeführt  werden  können,    in  welchem  sie  —  in  das  Blut  der 

*)  Vgl.  die  Beschlüsse  des  D.  Landwirthschaftsraths  1890  (Archiv,  S.  467  C: 
Referate  von  v.  Langsdorff  u.  Stein-Kudach,  die  auf  eine  wesesUiche  Ver- 
schärfung der  Polizeimaassregeln  gegen  die  Weiterverschleppung  der  Maul-  und 
Klauenseuche  in  Anlehnung  an  die  in  Baden  seit  langer  Zeit  geübte  strenge  Praxis 
hinauslaufen;  und  zur  lUustration  hierzu  die  1891  im  Sächsischen  Landwirth- 
schaftsrath  laut  gewordene  Klage  über  die  Laxheit  in  der  Handhabung  der  be- 
treffenden Seuchenvorschriften  in  den  benachbarten  Preussischen  Provinzen. 
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Thiere  gebracht  —  diese  gegen  eine  Ansteckungsgefahr  fClr  kürzere 
oder  längere  Zeit  widerstandsfähig  machen,  berechtigen  zu  der  An- 
nahme, dass  die  Schutzimpfung  in  der  Folge  ein  wichtiges  Glied 
in  der  Seuchenbekämpfimgstechnik  bilden,  in  dem  complicirten 
Mechanismus  der  seitherigen  Seuchenpolizei  mannigfache  Verein- 
fachungen zulassen,  damit  aber  den  ihr  seither  in  den  Augen  vieler 
Betheiligten  innewohnenden  odiösen  Charakter  ihr  grossentheils 
nehmen  imd  darüber  hinaus,  wegen  der  Bewahrung  wirthschaft- 
licher  Werthe  vor  Untergang  oder  Siechthum,  eine  Bedeutung  von 
unabsehbarer  Tragweite  gewinnen  wird.  Haben  doch  die  Schutz- 
impfimgen  gegen  bestimmte  Seuchen  mittelst  des  abgeschwächten 
specifischen  Krankheitsträgers  bereits  so  durchschlagende  Erfolge 
erzielt,  dass  (z.  B.  bei  Milz-  und  Kauschbrand,  Pockenseuche  der 
Schafe)  die  Gesetzgebung  vereinzelt  die  obligatorische 
Impfung  geradezu  verfügt  hat  oder  dass  doch  in  weiterem  Um- 
kreis die  Impfung  seitens  der  Landwirthe  freiwillige  Anwen- 
dung findet  (so  bei  der  Kothlaufseuche  der  Schweine,  der 
Lmngen Seuche);  und  es  steht  nichts  der  Erwartung  im  Wege,  dass 
die  Wissenschaft  auch  bei  anderen  Seuchenkrankheiten  (Maul-  und 
Klauenseuche,  Kotz  etc.)  die  bis  jetzt  noch  unvollkommenen,  weil 
des  richtigen  Impfstoffs  entbehrenden  Methoden  der  Schutzimpfung 
mit  der  Zeit  in  einer  dem  praktischen  Bedürfniss  genügenden 
Weise  ausgestalten  wird. 

Anmerkang.  a)'Seit  den  achtziger  Jahren  zahlreiche  Impfversuche  gegen 
Lnogensenche,  femer  gegen  Rausch-  und  Milzbrand,  gegen  die  Rothlaufsenche, 
fregen  die  Maul-  und  Klauenseuche  in  Frankreich,  der  Schweiz,  Preussen, 
Baden  und  anderen  Staaten.  Verhandlungen  betreffs  obligatorischer  Impfung 
der  Thiere  gegen  Lungenseuche  im  Preuss.  Landesökonomiecollegium  1891 
Thiers  Landw.  Jahrb.,  Bd.  XX,  Ergänzungsbd.  HI,  S.  189  ff.).  —  Durch  die  Ar- 
beiten Koch*s  ist  die  seuchenpolizeiliche  Behandlung  der  Rindertuberkulose 
in  ein  neues  Stadium  getreten,  da  die  Behandlung  der  Thiere  mit  Tuberkulin 
DAch  den  bis  jetzt  vorliegenden  Yersuchsergebnissen  ein  untrüglich  diagnostisches 
Mittel  der  Erkennung  der  Krankheit,  und  zwar  schon  im  Anfangszeitpunkt  ihrer 
Entwickelung,  abzugeben  scheint.  Wohl  im  Hinblick  hierauf  ist  man  neuerdings  in 
iJachsen  der  Herbeiführung  einer  Zwangsversicherung  gegen  die  aus  der 
^Schlachtung  tuberkulöser  Rinder  sich  ergebenden  Verluste  (Schlacht- 
viehversicherung)  näher  getreten  auf  der  Grundlage,  dass  das  betr.  Schlacht- 
thier  vor  der  Schlachtung  sich  mindestens  ein  halbes  Jahr  in  Sachsen  befunden  hat 
und  dass  in  Rinderbeständen,  aus  denen  entschädigungspflichtige  Tuberkulosefälle 
stammen,  die  Schlachtung  der  als  tuberkulös  befundenen  Rinder,  bei  Vermeidung 
des  Entschädigungsanspruchs  in  künftigen  Verlustfällen,  amtlich  erzwungen 
werden  kann  (vgl.  hierüber  das  eingeliende  Gutachten  der  königlich  sächsischen 
<*ommisgion  für  das  Veterinärwesen  vom  Juni  1891  und  das  Referat  von  v.  Langs- 
dorff  an  den  D..  Landwirthschaftsrath  1893,  (Archiv  8.  4ö3ff).  —  Durch  Decret  des 
('tntons  Bern  vom  18.  December  1884  und  27.  November  1890  ist  eine  bedingt 
«obligatorische  Schutzimpfung  gegen  Milzbrand  (Rauschbrand)  einge- 
führt, insofern  für  an  diesen   Seuchen  gefallene  Thiere  im  Alter  über  6  Monate 
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Entschädigimg  nur  dann  geleistet  ^vird,  wenn  dieselben  innerhalb  der  letzten 
12  Monate  geimpft  worden  sind;  in  Gemeinden,  in  denen  der  Milzbrand  (Bauseh- 
brand) nicht  heimisch  zu  sein  pflegt,  entfallt  indess  diese  Verpflichtung.  Eventueller 
Impfzwang  gegen  die  Pockenseuche  der  Schafe  im  Deutschen  Reichsgesetz  tod 
1880,  §  46,  vorgesehen. 

b)  Der  Rückwirkungen  der  Seuchenschutzimpfungen  auf  das  landwirthschaft- 
liehe  Versicherungswesen  ist  bereits  an  anderer  Stelle  (S.  300  u.  S48)  gedacht 
worden.  Ob  gegen  die  seither  als  Krankheiten  mit  unbedingt  tödtlichem  Ausgang' 
bekannten  Seuchen  Heilimpfungen  an  bereits  erkrankten  Thieren  (nach  der  Art 
der  Pasteur* sehen  Behandlung  der  ToUwuth)  sich  möglich  und  aussichtsreich 
erweisen  werden,  lässt  sich  dermalen  kaum  erhoffen;  wenn  schon  der  kühne  Flog, 
den  die  innere  Medicin  auf  Grund  der  Erforschung  der  infectiösen  Krankheiten,  der 
Isolirung  der  bacillaren  Krankheitserreger  und  der  Möglichkeit  ihrer  Züchtung  auf 
künstlichem  Weg  neuerdings  genommen  hat,  die  Hoffnung  erwecken  darf,  d&ss  es 
ihr  gelingen  werde,  in  absehbarer  Zeit  das  seither  für  unmöglich  Erachtete  in  lebens- 
volle Wirklichkeit  umzusetzen. 


Abschnitt  III. 

Bflekwirkungen  der  Verwaltungspolizei  auf  die 

Landwirthschaft. 

§  165.  Anpassung  der  Polizeiverordnungen  an  die 
Bedürfnisse  des  flachen  Landes. 

1.  Die  den  Kücksichten  auf  Ordnung,  Sicherheit,  Leben  und 
Gesundheit  der  Bewohner  entsprungenen  zahlreichen  Polizeigesetze 
sind  zum  Theil  wenigstens  von  so  erheblichen  unmittelbaren  Rück- 
wirkungen auf  die  Erzeugimgsverhältnisse  des  landwirthschaft- 
lichen  Gewerbes  begleitet,  dass  eine  wenigstens  kurze  Erörtenmg 
der  in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkte  an  dieser  Stelle  nicht 
zu  vermeiden  ist.  Insbesondere  gilt  dies  von  der  polizeilichen 
Kegelung  desNahrungs-  und  Genussmittelwesens,  weniger 
von  den  anderen  Gebieten  der  Verwaltungspolizei  (Feuer-,  Bau-. 
Strassenpolizei,  Polizei  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  etc), 
wenn  schon  die  jeweils  geltenden  Ge-  und  Verbote  die  Productions- 
bedingungen  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  je  nach  dem 
ebenfalls  in  erhebliche  Mitleidenschaft  ziehen.  Jedenfalls  muss, 
wie  schon  oben  (S.  365)  betont  wurde,  in  Bezug  auf  diese  letzt- 
erwähnten Gebiete  des  Polizeiwesens  die  Forderung  gestellt  werden, 
dass  die  polizeiliche  Verordnung  im  Einzelnen  den  specifischen 
Verhältnissen  des  flachen  Landes  entsprechend  Eücksicht  trage: 
es  ist  also  namentlich  zu  vermeiden,  dass  die  in  den  Stätten  cou- 
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centrirten  Verkehrslebens  und  dichter  Menschenhäufung  gewonnenen 
Erfahrungen  ohne  Weiteres  als  maassgebend  auch  für  das  flache 
Land  erachtet  werden  und  danach  bei  der  Einzelausgestaltung  der 
Polizeinormen  eine  schablonenhafte  Generalisirung  Platz 
greife.  Man  sollte  bei  Erlassung  von  Polizeiordnungen  immer  sich 
gegenwärtig  halten,  dass  deren  Beachtung  arbeitliche  imd  geldliche 
Opfer  seitens  der  Bevölkerung  erheischt  und  daher  die  Höhe  und 
das  Maass  der  polizeilichen  Anforderungen  jederzeit  mit  der  wirth- 
schaftlichen  Vermögenskraft  der  Bevölkerung  und  ihrer  einzelnen 
Bestandtheile  in  entsprechendem  Einklang  erhalten  werden  muss,  aus 
diesem  Grunde  aber,  mindestens  gegenüber  den  weniger  leistungs- 
fähigen Schichten,  über  das  unbedingt  Nothwendige  nicht  hinaus- 
gehen darf.  Vielfache  Klagen  gerade  aus  ländlichen  Kreisen  scheinen 
darzuthun,  dass  diesem  ökonomischen  Gesichtspunkt  bei  der 
Ordnung  des  Polizeiwesens  nicht  immer  und  nicht  überall  Kechnung 
getragen  wird  und  dass  die  unter  städtischen  Verhältnissen  wohl- 
begründete strengere  Handhabung  mitunter  auch  auf  das  flache 
Land  sich  verirrt,  wo  nach  den  sonstigen  Lebensbedingungen  der 
Bevölkerung  eine  gewisse  Nachsicht  ohne  Schaden  geübt  werden 
konnte. 

2.  So  ist  die  Ausbildung  des  öffentlichen  Gesund- 
heitswesens und  die  Organisation  besonderer  Gesundheits- 
behörden (MedicinalcoUegien)  nahezu  überall  in  den  modernen 
Staatswesen  von  einem  weitverzweigten  System  hygienischer  Vor- 
schriften und  Schutzvorkehrungen  begleitet  gewesen  und  Niemand 
wird  den  imberechenbaren  Gewinn  einer  auf  dem  Gebiete  der 
Hygiene  sich  bethätigenden  umfassenden  Staatsfürsorge  leugnen 
wollen;  aber  diese  Entwicklung  kann  auch  sehr  leicht  zu  einer 
allzuscharfen  Betonung  der  hygienischen  Eücksichten  und  in  Folge 
dessen  zu  hochgespannten  Anforderungen  führen,  die  —  vom 
Standpimkt  des  Gesundheitstechnikers  an  sich  begründet  —  wegen 
der  durch  ihre  Verwirklichung  bedingten  unverhältnissmässigen 
Opfer  im  Einzelfall  sehr  wohl  Gegenstand  der  Anzweifelung  bilden 
können,  ob  ihre  alsbaldige  Erfüllung  angemessen  erscheine.  Ein 
langsames  Tempo  in  der  Durchführung  gesundheitspolizeilicher 
Vorschriften  ist  aber  vor  Allem  auf  dem  flachen  Lande  am 
Platze,  wo  die  finanzielle  Leistungsfähigkeit  regelmässig  eine 
schwache  zu  sein  pflegt,  aber  auch  meist  wohl  angängig,  da  die 
sonstigen  Lebensverhältnisse  auf  dem  flachen  Lande  die  ländliche 
Bevölkerung  gegen  nachtheilige  Einflüsse,  wie  sie  aus  dem  Zustand 
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der  Behausung,  der  Ortsstrassen  etc.  sich  ergeben  können,  an 
sich  widerstandsfähiger  machen.  Das  gesundheitspolizeiliche  Willen 
muss  desshalb  sich  hüten,  in  einen  üebereifer  zu  verfallen,  und 
die  Bathschläge  und  Forderungen  der  Medicinalbehörden  sollten 
immer  auch  nach  der  Seite  der  wirthschafQichen  Einwirkung  auf 
die  Verhältnisse  der  Betheiligten  ernsthaft  erwogen  werden,  ehe 
ihrer  Verwirklichung  näher  getreten  wird. 

Einen  Stein  des  Anstosses  bilden  z.  B.  in  den  Landgemeinden  die  vielerorts 
nach  hygienischen  Rücksichten  erlassenen  Xormalfestsetznngen  in  Bezng  anf  die 
Beschaffenheit  der  Schnlhansbanlichkeiten  nnd  die  darauf  sich  gründenden 
Auflagen  zu  Neu-  und  umbauten  von  Schulhäusem,  durch  welche  kleinere  Orte  oft 
auf  Jahrzehnte  hinaus  in  eine  erhebliche  Schuldenlast  g^rathen.  Eine  gewisse 
Mässigung  hier,  wie  auf  dem  Gebiet  der  sog.  Reinlichkeitspolizeif  wäre  daher 
wohl  angezeigt:  sie  führt  sich  von  selbst  ein,  wo  bei  der  Entscheidung  über  der- 
artige Auflagen  mindestens  in  der  ersten  Instanz  das  Laienelement  (Bezirksräthe, 
Kreisausschüsse  etc.)  mitzuwirken  hat,  weil  in  dessen  Mitgliedern  gegen  den  ein- 
seitigen, die  ökonomischen  Gesichtspunkte  nicht  selten  missachtenden  Hedicinal- 
ressortstandpunkt  ein  natürliches  und  wohlthätiges  Gegengewicht  gegeben  ist 

3.  Die  hier  betonte  Nothwendigkeit  difiFerentieller  Behandlung 
zwischen  Stadt  und  Land  ergiebt  sich  weiterhin  auch  im  Gebiete 
der  Baupolizei;  kann  selbstverständlich  keine  Rede  davon  sein, 
in  Bezug  auf  die  Constructionssicherheit  (Festigkeit)  und  die 
Feuersicherheit  laxen  Grundsätzen  zu  huldigen,  so  brauchen  doch 
wiederum  nicht  die  im  Interesse  der  öflFentlichen  Gesundheit, 
Reinlichkeit  etc.  an  städtische  Häuser  zu  stellenden  Anforde- 
nmgen  (lichte  Höhe  der  Wohnräume,  Vorschriften  über  die  Anlage 
der  Aborte,  der  Dachrinnen  etc.)  auch  gegenüber  den  ländlichen 
privaten  Bauobjecten  ohne  Weiteres  für  anwendbar  erklärt  zu 
werden,  es  lässt  sich  vielmehr  für  diese  sehr  wohl  ohne  Schaden 
auf  ein  bescheidenes  Maass  heruntergehen,  ein  Gesichtspunkt,  der 
denn  auch  in  zahlreichen  Bauordnungen  älteren  und  neueren  Datums 
sich  nach  und  nach  Geltung  verschafft  hat*).  Nicht  unwichtig 
—  gerade  wieder  vom  Kostengesichtspunkt  aus  —  ist  aber  auch 
die  Ordnung  des  baupolizeilichen  Genehmigungsverfahrens 
und  sollte  in  dieser  Hinsicht  ebenfalls  den  Verhältnissen  der  Land- 
orte durch  thunlichste  Vereinfachung  dieses  Verfahrens,  durch 
Ermässigung  der  an  die  BeschaflFenheit  der  Baupläne  zu  stellenden 
Anforderungen,  durch  Verzicht  auf  wiederholte  baupolizeiliche 
Nachschau,  mindestens  soweit  einfachere  Reparaturen  oder  Bau- 
objecto  (Schuppen  u.  dergl.)  in  Frage  stehen,  Rechnung  getragen 
werden. 

')  Vgl.  Leuthold,  Art.  Baupolizei  in  v.  StengeFs  Hdwb. 
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4.  Endlich  sollte  überhaupt  bei  der  Ausgestaltung  von  für  das 
flache  Land  berechneten  Polizei  Vorschriften  die  Staatsbehörde  sich 
hüten,  in's  Kleinliche  sich  zu  verlieren,  d.  h.  es  sollte  nicht  sofort 
jedes  einmal  beobachtete,  die  gute  Ordnung  störende  Vorkommniss 
und  noch  weniger  die  scharfsinnig  ausgedachte  Möglichkeit  von 
störenden  Vorkommnissen  zu  vielgestaltigen,  die  Bewegung  auf 
Schritt  und  Tritt  hemmenden  Ge-  und  Verboten  oder  zu  mit  Auf- 
wendungen verbundenen  Auflagen  sich  verdichten.  Eine  Durch- 
musterung z.  B.  der  Strassenpolizeivorschriften  ergiebt» 
dass  man  in  dem  Bestreben,  zu  einer  unbedingt  musterhaften 
Ordnung  auf  Strassen  und  Wegen  zu  gelangen,  in  der  Häufung 
von  solchen  Ge-  und  Verboten  doch  wohl  da  und  dort  zu  weit 
gegangen  ist  und  nicht  hinreichend  beachtet  hat,  dass  jedes  Ueber- 
maass  der  polizeilichen  Anordnungen,  namentlich  in  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung,  lediglich  einen  der  staatlichen  Autorität 
keineswegs  günstigen  passiven  Widerstand  erzeugt.  So  haben 
auch  die  neueren  socialen  Versicherungsgesetze  zumal  im 
Kreis  der  gewerblichen,  nur  sehr  vereinzelt  bis  jetzt  in  demjenigen 
der  landwirthschaftlichen  Berufsgenossenschaften,  eine  Fluth  von 
vUnfallverhütungsvorschriften"  gezeitigt,  bei  denen  die 
Grenze  zwischen  Nothwendigem  und  Entbehrlichem  sehr  häufig 
nicht  eingehalten  scheint  und  deren  nicht  selten  in  scrupulöse 
Difteleien  sich  verirrende  kasuistische  Ausgestaltung  die  Meinung 
wachzurufen  geeignet  ist,  als  ob  die  erste  und  vornehmste  Aufgabe 
jener  Gesetze  nicht  die  Sicherung  vor  den  Folgen,  sondern  vor 
dem  Eintritt  von  Unfällen  sei  und  deren  mit  Kosten,  Unbequem- 
lichkeiten und  Betriebserschwerungen  verbundene  Befolgung  gerade 
wieder  im  Kreis  der  kleineren,  minder  leistungsfähigen  Unter- 
nehmer das  Keifen  der  so  wünschenswerthen  Einsicht  von  der 
Nothwendigkeit  dieser  Gesetze  in  hohem  Grade  zu  beeinträchtigen 
droht. 

Mit  Becht  hat  desshalb  bis  jetzt  die  grössere  Anzahl  der  Deutschen  landw. 
B^mfsgeDossenschaften  von  der  Erlassang  besonderer  land-  und  forstwirthschaft- 
licher  Unfallverhütungsvorschriften  abgesehen;  wogegen  die  für  gewisse 
Benifszweige  (Müllerei,  Fuhrwerksbetriebe)  von  den  betreffenden  gewerblichen 
fiemfsgenossenschaften  erlassenen  Vorschriften  dieser  Art,  soweit  jene  in  Verbindung 
mit  landw.  Betrieben  ausgeübt  werden,  natürlich  auch  gegenüber  den  Inhabern  der 
letzteren  gelten  und  —  gerade  wieder  in  bäuerlichen  Kreisen  —  um  so  mehr  die 
Uaelle  von  tiefgehenden  Verstimmungen  bilden,  je  schwerer  nach  der  allgemeinen 
ökonomischen  Lage  des  Wirths  diesem  die  ErföUung  der  zahlreichen  Auflagen 
präventiver  Art  faUen  muss.  —  Vgl.  zu  den  oben  im  Text  berührten  Fragen  auch 
die  Ausführungen  im  Art.  Polizei  im  Deutschen  Staatswörterbuch.  „Nicht 
blois  für  das  System  der  Polizei,   sondern  mehr  noch  für  das  Leben  ist  eine  Aus 


410 


Klip.  Vm.    Die  limdwirtlisi'liuflliche  Puli»ei. 


Scheidung  derjenigen  Woli IfahrlsntHiiss regeln ,  die  mit  ZwBUg  durchgeaetxt  werd^ 
diirfnn  .  .  .  vou  äuanersttr  WiolitigkBit.  Deun  gerade  dadurcli,  das*  die  Pol™,— 
diese  UreoEe  tudit  iniuer  einUelt.  dasa  die  gebietende  und  swingende  AntuntAi  dw 
Staat*  f(ii  Dinge  in  Anspruch  genommen  wurde,  welche  besser  der  bloia  pflegenden 
Staatsthätigkoit  oder  gar  den  Vereinen  und  Einzelnen  überladen  worden  «riren, 
ist  die  Polizei  vielfach  beim  Publikum  so  verliasst  geworden,  dasB  der  Name  •  Polizei - 
stsal'  fast  wie  ein  Scheltwort  klingt.  Wäre  dieie  Orenxe  immer  ejngebnlt«! 
worden  .  .  -,  so  müaste  Jeder  in  der  Polizei  die  wohllhütige  äehut^göttiu  verehng 
ohne  welche  die  Uouacliheil  den  Üennss  der  liöehElen  LebensgQler  riel&ch  entbehra 
nidaate.'  (S.  133  u.   a.  0.) 


§    166.     Eflck Wirkungen    der    NalirungsmittelpoIiKeil 

insbesondere  der  Fleischbeschau   auf  das  landwirtk 

schaftliclie  Gewerhe'). 

1.  Im  Gebiet  der  Nahrungsmittelpoli7,ei  bedarf  vor  Allem  dij 
auf  den  Verkauf  von  Sc hlac  ht fleisch  sich  beziehende  Seit! 
dieser  Tbütigkeit  einer  nähereu, Würdigung.  Die  dem  consumireifa 
den  Publikum  gegenüber  eu  tragenden  Rücksichten  der  Hygieai 
erheischen,  dass  Fleisch  nicht  in  den  Verkehr  gelange,  das 
seiner  Beschaffenheit  als  ungeuieasbar  (ekelhaft)  oder  der  Gesuti6(| 
lieit  schädlich  zu  erachten  ist  (z.  B.  in  Fäuluiss  übergegangen« 
Fleisch:  Fleisch  von  Thieren,  die  an  einer  ansteckenden  Krankheit 
—  Milzbrand,  Wuth,  Rotz,  Wurm,  Trichinen,  Finnen,  hohem  Grad 
von  Lungentuberkulose  —  gelitten  haben;  Fleisch  von  gehetitea 
oder  umgestandonen  Thieren),  und  es  ist  daher  durch  eine  b»»j 
sondere  Verwaltungsorganisation  —  die  Fleischhescha 
diesen  Rficksichteu  gebührend  Rechnung  zu  tragen.  Nun 
aber  nach  den  beim  Handel  von  Schlachtthieren  üblichen  AlM 
machungen  und  nach  den  über  die  Währschaft  im  Thierkad 
geltenden  Nonnen  den  durch  die  Ungenieasbarkeitserklärung 
Hchlachttleisch  sich  ergebenden  Schaden  regelmässig  nicht  der  Handler 
oder  Metzger,  sondern  der  Producent,  und  je  schärfer  die  Fleiech- 
beachau  im  Interesse  des  consuniireuden  Publikums  gehandhabt 
wird,  um  so  mehr  schwebt  der  Producent  in  Gefahr,  dass  der  von 
ihm  bei  der  Heranziehung  eines  Schlachtthiers  gemachte  Aufwand 
an  Kapital  und  Arbeit  ganz  oder  theilweise  unvergütet  bleilH 
Die  Möglichkeit  dieser  Verluste  steigert  sieh,  wenn,  worauf  i 
Bestrehen  mehr  und  mehr  sich  richtet,  die  Fleischbeschau 
wie  seither  meist  der  Fall,  nur  in  grösseren  Städten,  sondern  aud 


')    Vgl.    hierüber    das    eingehende    Referul    vim    Dr.  Tr.    Müller-Berlin   I 
DenlsGJien  Limdwirthsclinfisrnth  1891   lArebiv,  S.  451  IT.). 
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für  das  ftaclie  Land  obligatorisch  gemacht  imd  wenn  durch  din 
Zunalime  der  Öffentlichen  Schlachthäuser  mit  Schlachtzwang  be- 
sondere Cautelen  für  eine  erfolgreiche  und  gewissenhatte  Durch- 
führung der  Fleischbeschau  geschaffen  werden. 

2.  Bei  dem  hier  vorliegenden  Widerstreit  der  Interessen 
zwischen  dem  Fleiachproducenten  und  dem  rieischconsuraenten 
ist  88  wichtig,  dasa  die  Feststellung  der  Grundsätze  über  die  Va- 
genieaabarkeit  und  bezw.  Gesundheitsschädlichkeit  des  Fleisches 
gewisser  Tliiere  mit  Vorsicht  erfolge,  also  nicht  durch  eine  allzu- 
SagsÜiche  Kücksichtnahme,  sei  es  auf  die  Cousumeuteu,  sei  es  auf 
tUe  Producenten  boeinflusst  werde.  Am  wenigste«  glücklich  bat 
sich  jene  Ordnimg  des  Fleiachbeschauwesens  erwiesen ,  bei  der 
lediglich  zwischen  geniessbarem  und  ungeiiieasbarera  Fleisch  unter- 
schieden wird,  weil  es  ein  Grenzgebiet  giebt,  wo  Fleisch  zwar 
von  anormaler  Beschafl'enbeit,  aber  doch  nicht  gesundheitsschädlich, 
wo  desahalb  dem  Ermessen  des  Fleischbeschauers  ein  gewisser 
weiter  Spielraum  gelassen  ist  und  nun  die  Gefahr  vorliegt,  dass 
man  entweder  bei  strenger  Handhabung  „einer  argen  Verschwen- 
dung werthvoller  Nalu-ungsmittel"  und  schwerer  Vermögens- 
schädigimgen  der  Producenten  sich  schuldig  maclit  oder  —  bei 
laxer  Handhabung  —  gegen  die  Interessen  des  Publikums  sieh 
versündigt,  daa  zu  wissen  beanspruchen  darf,  ob  das  von  ihm 
gekaufte  Fleisch  die  voraiiazusetzeude  normale  BeachatTenheit  habe. 
Aus  diesem  Gnmde  verdient  jene  Ordnung  des  Fleischboschau- 
wesena  den  Vorzug,  welche  neben  dem  geniesabaren  (bankwOrdigen) 
und  ungeniessbaren  Fleische  noch  eine  dritte  Kategorie  von 
Fleisch  unterscheidet,  bei  dem,  wenn  es  schon  von  beanstandetem 
Vieh  herrälirt,  doch  der  Gnind  der  Heanstandunfr  nicht  ein  der- 
arüger  ist,  dass  aus  sanitären  Bedenken  der  Genuas  unbedingt 
untersagt  werden  mösate,  und  dessen  Zulassung  in  den  Verkehr 
daher  unter  gewissen  Einschränkungen  für  statthaft  erklärt  wird. 
Gemeinhin  pflegt  liei  dieser  Ordnung  des  Fleischbescbauwesens 
vorgeschrieben  zu  werden,  dass  derart  minderwerthiges  Fleisch, 
um  es  als  solches  für  die  Consumeuten  kenntlich  zu  machen. 
nur  auf  besonderen  Bänken  (Freibänken)  als  nichthankwünliges 
und  zu  einem  durch  ein  öffentliches  Organ  festzusetzenden  Preis 
verschleisst  werden  darf;  und  weiter  pflegt  Vorsorge  dagegen  getroffen 
zu  werden,  dass  solches  Fleisch  nicht  in  beliebige  Speisehfiuaer 
wandert,  um  hier  als  vollwerthiges  Fleiach  verabreicht  zu  werden. 
sondern  nach   der   zulässigen  Art   des  Verkaufs  (Festsetzung  einer 
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im  Einzelfall  abzugebenden  Höchstmenge)  der  Regel  nach  nur  in 
private  Haushaltungen  übergeht.  Eine  solche  mit  den  Interessen 
des  consumirenden  Publikums  sehr  wohl  verträgliche,  für  die  unbe- 
mittelteren Volksschichten  sogar  werthvoUe  Ordnung  verdient 
jedenfalls  vom  Standpunkt  des  Producenten  aus  thunlichst  allge* 
meine  Verbreitung,  da  sie  jenen  vor  zahlreichen  Verlusten  be- 
wahrt, im  gegebenen  Fall  den  Verlust  auf  ein  bescheidenes  Maass 
einschränkt,  leidige  Währschaftsprocesse  verhütet  oder  doch  ein- 
schränkt, auch  eine  gedeihliche  Entwicklung  der  Schlachtvieh- 
versicherung (§  155)  verbürgt;  sie  ist  aber  auch  vom  allgemeinen 
volkswirthschaftlichen  Standpunkt  aus,  weil  auf  eine  Bettung  von 
volkswirthschaftlichen  Werthen  hinauslaufend,  sicherlich  nur  zu 
billigen. 

Anmerkung.  In  S ü d deutschlaud  —  wohl  im  Zusammenhang  mit  der  seit 
Alters  her  eingeführten  obligatorischen  Fleischbeschau  auch  in  kleineren  Orten  —  ist 
das  Freibankwesen  eine  längst  bekannte  und  weitverbreitete  Einrichtung,  während 
in  Nord  deutschland  dasselbe  neueren  Datums  und  auch  jetzt  noch  keineswegs  von 
Anfechtungen  frei  ist  (Müller  a.  a.  0.,  S.  460  ff.),  die  indess  nach  den  vorliegenden 
Erfahrungen  auf  diesem  Gebiet  als  begründet  nicht  anzusehen  sind.  Nach  Lydtin* 
Karlsruhe  gelangen  in  Baden  jährlich  etwa  6000  Thiere  auf  die  Freibank,  die  ohne 
diese  Einrichtung  hätten  abgesprochen  werden  müssen;  wird  der  Werth  dieser 
Schlachtthiere  nur  zu  100  M.  angenommen,  so  beziffert  sich  der  durch  das  Institut 
gerettet«  Werth  auf  jährlich  500000  M.  Die  allzu  scrupulöse  Beurtheilong  der 
mit  Tuberkulose  behafteten  Schlachtthiere  führt  selbst  in  Fällen  unbedeutender 
Erkrankung  der  Thiere  zu  massenhaften  Verwerfungen  von  Fleisch,  das,  in  gekoch- 
tem Zustand,  gesundheitlich  unbedenkUch  hätte  genossen  werden  können.  Daher 
Professor  Eggeling-Berlin  mit  Recht  die  Freibank  gerade  im  Hinblick  auf  die 
Tuberkulose  als  eine  nothwendige  Institution  der  obligatorischen 
Fleischbeschau  erklärt  hat,  „die  nicht  allein  gesetzlich  zulässig,  sondern  anch 
indirect  gesetzlich  geboten"  erscheine.  In  Berlin,  wo  Freibänke  nicht  bestehen, 
ist  wenigstens  in  der  Weise  neuerdings  Abliilfe  eingetreten,  dass  im  Sinne  des 
Nahrungsmittelgesetzes  verdorbenes,  aber  an  sich  geniessbares  Fleisch  in  auf  dem 
Schlachthof  aufgestellten  Apparaten  abgekocht  und  in  diesem  Zustand  verkauft  wird, 
das  „reissenden  Absatz**  findet.  So  beschloss  denn  auch  der  Deutsche  Landwirth- 
schaftsrath,  es  seien  alle  etwa  bestehenden  gesetzlichen  Hindemisse  liir  die  aUgemeine 
Einrichtung  der  Freibänke  mögUchst  bald  zu  beseitigen  (Archiv  v.  1891,  S.  533).  — 
Die  Bedeutung  der  Zulassung  von  sog.  nichtbankwürdigem,  aber  noch  geniess- 
barem  Fleisch  für  die  Rettung  volks\\'irth schaftlicher  Werthe  erhellt  gut  aus  folgenden 
der  Fleischbeschaustatistik  von  Baden  entnommenen  Zahlen: 

Gesammtzahl  des  Unter  den  gewerbsmässig  geschlachteten 

y^  geschlachteten  perlsüchtigen  Rindern  waren 

Rindviehs  einschliesslich       ,,     ,     ••  j«^  nicht  -^.^Ko, 

der  Kälber  bankwurdig     y,^^^,^^      ungemessbar 

Stück  Stück      7o      Stück      7o      Stück      \ 

1888  290495  677  0,23  603  0,20  169  0,05 

1889  278762  896  0,32  679  0,24  175  0,06 

1890  253012  912  0,36  603  0,23  121  0,04 

1891  248810  996  0,36  575  0,21  164  0,06. 
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für  das  flache  Land  obligatorisch  gemacht  und  wenn  durch  die 
Zunahme  der  öffentlichen  Schlachthäuser  mit  Schlachtzwang  be- 
.sondere  Cautelen  für  eine  erfolgreiche  und  gewissenhafte  Durch- 
föhrung  der  Fleischbeschau  geschaffen  werden. 

2.  Bei  dem  hier  vorliegenden  Widerstreit  der  Interessen 
zwischen    dem   Fleischproducenten    und    dem  Fleischconsumenten 
ist  es  wichtig,  dass  die  Feststellung  der  Grundsätze  über  die  ün- 
geniessbarkeit  imd  bezw.  Gesundheitsschädlichkeit   des  Fleisches 
gewisser  Thiere  mit  Vorsicht  erfolge,   also  nicht  durch  eine  allzu- 
ängstliche Bücksichtnahme,  sei  es  auf  die  Consumenten,  sei  es  auf 
die  Producenten  beeinflusst  werde.    Am  wenigsten  glücklich   hat 
sich  jene  Ordnung  des  Fleischbeschauwesens    erwiesen,    bei    der 
lediglich  zwischen  geniessbarem  und  ungeniessbarem  Fleisch  unter- 
schieden wird,   weil  es  ein  Grenzgebiet  giebt,  wo  Fleisch   zwar 
von  anormaler  Beschaffenheit,  aber  doch  nicht  gesundheitsschädlich, 
wo  desshalb    dem   Ermessen  des  Fleischbeschauers    ein    gewisser 
weiter  Spielraum  gelassen   ist   und  nun  die  Gefahr  vorliegt,  dass 
man  entweder  bei  strenger  Handhabung   „einer  argen  Verschwen- 
dung   werthvoller    Nahrungsmittel'*    und    schwerer    Vermögens- 
schädigungen der  Producenten  sich  schuldig  macht   oder  —  bei 
kier  Handhabung  —  gegen    die   Interessen  des  Publikums  sich 
versündigt,    das    zu  wissen    beanspruchen  darf,   ob   das  von  ihm 
gekaufte  Fleisch  die  vorauszusetzende  normale  Beschaffenheit  habe. 
Aus  diesem   Grunde  verdient  jene   Ordnung   des   Fleischbeschau- 
weseus  den  Vorzug,  welche  neben  dem  geniessbaren  (bankwürdigen) 
und    ungeniessbaren    Fleische    noch     eine     dritte    Kategorie    von 
Fleisch  unterscheidet,  bei  dem,  wenn  es  schon  von  beanstandetem 
Vieh  herrührt,   doch   der  Grund   der  Beanstandung   nicht   ein  der- 
artiger ist,   dass  aus   sanitären  Bedenken    der  Genuss    unbedingt 
untersagt  werden   müsste,  und   dessen  Zulassung  in   den  Verkehr 
daher  unter  gewissen  Einschränkungen  für  statthaft   erklärt  wird. 
Gemeinhin  pflegt    bei    dieser  Ordnung   des   Fleischbeschauwesens 
vorgeschrieben  zu  werden,    dass   derart   minderwerthiges  Fleisch, 
um  es  als    solches    für    die  Consumenten   kenntlich    zu    machen, 
nur  auf  besonderen  Bänken  (Freibänken)  als  nichtbankwürdiges 
und  zu  einem  durch  ein   öffentliches  Organ  festzusetzenden  Preis 
verschleisst  werden  darf ;  und  weiter  pflegt  Vorsorge  dagegen  getroffen 
zu  werden,   dass  solches  Fleisch  nicht  in  beliebige   Speisehäuser 
wandert,  um  hier  als  voUwerthiges  Fleiseli   verabreicht  zu  werden, 
sondern  nach  der  zulässigen  Art  des  Verkaufs  (Festsetzung  einer 
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ehrliches,  unsolides  Treiben.  Und  zwar  hat  sich  das  polizeiliche 
Einschreiten  in  Verboten  bestimmter  Herstellungsweisen  zu  äussern, 
wenn  die  nachgemachte,  verfälschte  Waare  nach  ihrer  Zusammen- 
setzung zugleich  gesundheitsschädlich  zu  wirken  geeignet  ist;  oder 
aber  es  kann  sich  darauf  beschränken,  den  Verkauf  von  Erzeug- 
nissen bestimmter  Art  von  der  Bedingung  abhängig  zu  machen, 
dass  die  Verwendung  von  geringwerthigen  Zusätzen  zu  dem 
Naturerzeugniss  durch  besondere  Bezeichnung  (Declarationszwang: 
Kunstbutter,  Kunstwein  etc.)  für  den  Käufer  sofort  kenntlich 
gemacht  werde.  Zur  Durchführung  ihrer  Aufgabe  bedient  sich 
die  Lebensmittelpolizei  des  Hilfsmittels  der  Chemie  (Nahrungs- 
mittelchemie), indem  sie  im  gegebenen  Fall  auf  dem  Wege  der 
chemischen  Analyse  feststellen  lässt,  ob  in  einem  Nahrungs-  oder 
Genussmittel  gesundheitsschädliche  oder  solche  Bestandtheile  ent- 
halten sind,  welche  den  Nahrungs-  oder  Genusswerth  gegenüber 
der  „reinen"  Waare  herabzumindern  geeignet  sind. 

2.  Eine  Schwierigkeit  für  die  allseits  befriedigende  Ordnung 
des  hier  in  Eede  stehenden  Gebiets  gerade  auch  vom  Standpunkt 
des  Producenten  kann  sich  daraus  ergeben,  dass  die  Kunst  der 
chemischen  Analyse  noch  nicht  so  weit  vorgeschritten  ist 
um  mit  voller  Sicherheit  fremde  Beimengimgen  nachzuweisen  (z.  B. 
Lösungen  von  Bohr-  oder  Buben zucker  in  gährenden  alkoho- 
lischen Flüssigkeiten,  im  Gegensatz  zu  Stärkezucker,  namentlich 
wenn  letzterer  unrein  ist  und  noch  imvergährbare  Stoffe  enthält): 
weil  in  solchen  Fällen  für  Viele  die  Versuchung  zu  an  sich  verbots- 
widrigen, aber  schwer  aufdeckbaren  Manipulationen  naheliegt  und 
die  Gesetzgebung  daher  sehr  leicht  die  imbeabsichtigte  Folge 
haben  kann,  den  unehrlichen,  unsoliden  Producenten  auf  Kosten  des 
ehrlichen,  soliden  zu  begünstigen.  Eine  noch  grössere  Schwierig- 
keit aber  erwächst  daraus,  gesetzgeberisch  überhaupt  die  richtige 
Grenzlinie  in  der  Zulassimg  der  als  erlaubt  oder  als  nicht  erlauht 
geltenden,  gesundheitsunschädlichen  Zusätze  zu  finden;  weil  eine 
sehr  rigorose  Gestaltung  der  Gesetzgebung  möglicherweise  ledig- 
lich dazu  führt,  die  Production  zu  schädigen,  ohne  dass  aus  dieser 
rigorosen  Gestaltung  für  die  Oonsumcnten  ein  nennenswerther 
Nutzen  sich  ergäbe.  Diese  beiderlei  Arten  von  Schwierigkeiten 
sind  namentlich  im  Gebiet  der  Weinerzeugung  zu  Tage  ge- 
treten und  es  erklärt  sich  daraus  nicht  niur  die  sehr  verschieden- 
artige Kegelung  der  Wein  frage  von  Land  zu  Land,  sondern  auch, 
dass  keine  der  bisher  versuchten  Lösungen  dieser  gesetzgeberischen 
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Aufgabe  des  ungetheilten  Beifalls  der  betheiligten  Productionskreise 
sich  erfreut 

3.  Die  gesetzliche  Regelung  der  Weinfrage  ins- 
besondere, a)  Um  einen  richtigen  Standpunkt  für  die  Beurthei- 
lung  dieses  besonders  wichtigen  Gebiets  der  Genussmittelpolizei 
zu  finden,  wird  man  vor  Allem  beachten  müssen,  dass  der  fertige 
Wein  kein  Naturproduct  im  gewöhnlichen  Sinne  des  Worts  ist^ 
sondern  ein  Erzeugniss,  das,  um  es  als  genussfähige  Waare  in 
den  Consum  zu  bringen,  eine  Beihe  von  chemischen  Processen  und 
mechanischen  Manipulationen  zu  durchlaufen  hat  und  dass,  um 
den  Ansprüchen  des  Consumenten  an  Trinkbarkeit  und  Haltbar- 
keit oder  auch  der  Verschiedenartigkeit  der  Geschmacksrichtungen 
zu  genügen,  die  Verwendung  von  gewissen  Zusätzen  (Schwefeln, 
Schönen  des  Weins)  oder  die  Mischung  verschiedener  Weine 
(Verschneiden),  gar  nicht  zu  entbehren  ist.  Wollte  man  als 
^Wein'^  und  mit  dieser  Bezeichnung  nur  solche  Erzeugnisse  in 
den  Verkehr  zulassen,  welche  lediglich  und  ausschliesslich  als  das 
Product  alkoholischer  Gährung  des  Traubensaftes  sich  darstellen 
so  würde  in  zahllosen  Fällen  dieser  streng  puristische  Standpunkt 
zu  einer  Entwerthung  der  Producte  des  Weinbaues  führen,  bei  der 
schliesslich  auch  das  Interesse  des  Consumenten  Schaden  nehmen 
müsste.  Hat  daher  auch  dieser  weitestgehende  Purismus  in  der 
Weinfrage  mit  Eecht  in  der  Gesetzgebung  nirgends  sich  Geltung 
verschafft,  so  kann  allerdings  darüber  ein  Zweifel  erhoben  werden^ 
ob  es  gestattet  sein  soll,  den  wesentlichsten  und  für  die  Güte  und 
Haltbarkeit  des  Weins  einflussreichsten  Bestandtheil  im  Traubensaft 
— •  den  Zucker  —  falls  er  im  einzelnen  Fall  durch  die  Arbeit  der 
ßebpflanze  nicht  in  genügendem  Maasse  producirt  wurde,  durch 
Zusatz  von  zuckerigen  Lösungen  (Gallisiren)  künstlich  zu 
vermehren,  um  auf  diesem  Wege  alkoholreichere,  d.  h.  bessere, 
schmackhaftere,  haltbarere  und  somit  auch  verkaufsfähigere  Weine 
berzustellen;  femer  ob  es  gestattet  sein  soll,  ein  Uebermaass 
von  Säure  im  Weine  durch  geeignete  Mittel,  sei  es  durch 
Verdünnung  mit  Wasser,  sei  es  durch  Verwendung  von  die  Säure 
chemisch  bindenden  Mitteln  (Entsäuenmg  mittelst  kohlensauren 
Kalks:  Chaptalisiren)  abzustumpfen;  endlich  ob,  wenn  solche 
künstliche  Verbesserungen  des  Weins  Platz  greifen  und  an  sich, 
weil  nicht  gesundheitsschädlich,  erlaubt  sein  sollen,  der  solcher- 
gestalt (durch  die  Methoden  des  Gallisirens,  Chaptalisirens)  ver- 
besserte Wein  nur  mit  einer  diese  Verbesserung  kenntlich  machenden 
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Bezeichnung  (Kunstwein,  gallisirter,  rersüsster  etc.  Wein)  in  den  Ver- 
kehr gebracht,  also  ein  Declarationszwang  verfflgt  werden  soll 
b)  Die  Lösung  dieser  Frage  im  streng  puristischen  Sinne 
muss  nun  augenfällig  schon  an  dem  Unvermögen  der  Kunst  der 
Chemie  scheitern,  solche  Zusätze  in  einwandsfreier  Weise  in  jedem 
Einzelfall  nachzuweisen;  sie  beachtet  aber  auch  nicht  hinreichend, 
dass  das  aus  der  Hand  der  Natur  hervorgegangene  Product  um 
so  mehr  einer  Kunstnachhilfe  durch  die  Hand  des  Menschen 
bedarf,  je  gesteigerter  die  Geschmacksansprüche  der  Consumenten 
werden,  je  mehr  desshalb  diesen  Ansprüchen  nicht  genügende  Er- 
zeugnisse auf  Schwierigkeiten  im  Absatz  stossen  und  je  häufiger 
desshalb  der  wirthschaftliche  Erfolg  der  Production  als  ein  ver- 
fehlter sich  herausstellen  muss;  alles  um  so  mehr,  je  leichter  durch 
die  Vervielftltigung  imd  Verbilligung  der  Verkehrsmittel  die  je- 
weilige Bedarfsdeckung  von  den  Productionsverhältnissen  der 
näheren  oder  entfernteren  Umgebung  sich  unabhängig  zu  machen 
weiss  und  je  mehr  desshalb  die  örtlichen  Zufälligkeiten  der  Witte- 
rung oder  sonstiger  Einflüsse  die  Absatzverhältnisse  beeinflussen. 
Ein  strenger  Purismus  in  der  Weinfrage  kann  also  keine  andere 
Polge  haben,  als  die,  das  Uebergewicht  der  Besitzer  der  besten 
und  werthvoUsten  Weinlagen,  deren  Erzeugnisse  auch  in  minder 
guten  Jahren  immer  Absatz  finden  und  welche  zugleich,  wegen 
ihrer  Kapitalkraft,  meist  in  der  Lage  sind,  durch  das  Mittel  des 
„Verschneidens"  auch  die  geringwerthigsten  Weine  in  eine  verkaufs- 
fähige Waare  umzuwandeln,  zum  Nachtheil  der  Besitzer  von  minder 
günstigen  Weinlagen,  die  in  der  Eegel  mit  der  Masse  der  klein- 
bäuerlichen Winzerbevölkerung  zusammenfallen ,  zu  verstärken. 
Daher  denn  auch  jener  Purismus  in  dem  kapitalkräftigen  Beb- 
grundbesitz erfahrungsgemäss  regelmässig  seine  Hauptstütze  zu 
finden  und  in  dem  Kreis  der  kleinen  Winzer  nur  da  getheilt  zu 
werden  pflegt,  wo  wegen  der  ausgezeichneten  Beschaffenheit  der 
natürlichen  Productionsfactoren  das  Bedürfniss  nach  einer  Kunst- 
nachhilfe weniger  zu  Tage  tritt.  Dem  Bedenken,  dass  dieselbe 
zu  einer  Vermehrung  der  natürlichen  Weinproduction  und  — 
wegen  des  vermehrten  Angebots  —  zu  einer  nachtheiligen  Preis- 
gestaltung führen  würde,  ist  entgegenzuhalten,  dass  diejenigen 
Gebiete,  in  welchen  in  häufiger  Folge  eine  mangelhafte  Ausreife 
der  Trauben  durch  die  Ungunst  der  Temperaturverhältnisse  sieb 
einstellt  —  Deutschland,  mittleres  Frankreich,  nördliche  Schweiz, 
ein  grosser  Theil  von   Oesterreich  —  regelmässig  ihren  eigenen 
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Bedarf  an  Weinen  nicht  zu  decken  vermögen,  also  auf  Zufuhr  von 
Weinen  aus  anderen^  südlicheren  Gegenden  sich  angewiesen  sehen; 
von  einer  TJeberfflhrung  des  Marktes  mit  Weinen  als  Folge  der 
Eunstnachhilfe  kann  daher  nicht,  sondern  höchstens  von  einer 
Herabminderung  der  Weinzufuhren  von  weiterher  die  Eede  sein; 
im  Uebrigen  steht  nichts  entgegen,  jener  Befürchtung  durch  gesetz- 
liche Festlegimg  einer  Maximalgrenze  des  Zusatzes  von  zuckerigen 
Lösungen  die  Spitze  abzubrechen.  Ausschlaggebend  muss  aber 
schliesslich  der  Gesichtspunkt  sein,  dass,  solange  in  den  einzelnen 
Weinbaugebieten  der  Welt  nicht  eine  völlige  Einheitlichkeit  in 
der  gesetzgeberischen  Behandlung  der  Weinfrage  erzielt  ist,  die 
einseitige  imd  vereinzelte  Festhaltung  an  einem  streng  puris- 
tischen Standpunkt  die  Weinpro  ducenten  des  betreffenden  Staats- 
gebiets in  offenbaren  Nachtheil  versetzt,  weil  sie,  im  Wettbewerb 
mit  den  von  aussen  eingeführten,  durch  Eunstnachhilfe  verbesserten, 
in  ihren  Zusätzen  der  chemischen  Analyse  nicht  zugänglichen,  also 
unbeanstandet  bleibenden  Weinen,  für  ihre  minder  schmackhaften 
Weine  entweder  keinen  Absatz  oder  nur  solchen  zu  gedrückten 
Preisen  erhoffen  können.  Aus  eben  diesem  Grund  ist  diejenige 
vermittelnde  Richtung,  welche  zwar  eine,,,  Verla  es  serung" 

_  * 

des  Weins  im  obigen  Sinne  als  gesetzlich  zulässig  erklärt,  aber  nur 
mit  dem  Vorbehalt  einer  die  Verbessenmg  kennzeichnenden  Be- 
nennung (Declarationszwang!),  als  eine  richtige  Lösung  nicht 
zu  erachten,  da  dieser  Declarationszwang  und  die  in  ihm  liegende 
Deklassirung  des  Weins  wieder  nur  gegenüber  den  inländischen  Pro- 
ducenten  und  zu  deren  Nachtheil  in  Geltung  gesetzt  werden  könnte  ^). 
c)  Nach  den  vorstehenden  Betrachtungen  wird  die  Genuss- 
mittelpolizei in  der  Wein  frage  den  beiderseits  gleichmässig 
zu  wahrenden  Bücksichten  der  Consumenten  und  Froducenten  am 
besten  Rechnung  tragen,  wenn  sie  wenigstens  die  durch  die  Zu- 
ßUigkeiten  der  Jahreswitterung  veranlassten  Mängel  des  Trauben- 
saftes —  übermässiger    Säuregehalt   imd_  Mangel    an    Zucker  — 

*)  Sehr  zutreffend  sind  diese  Gesichtspunkte  in  dem  auch  hemerkenswerthe 
cnhurhistorische  Notizen  enthaltenden  Referat  von  Märklin-Karlsmhe  an  den 
iH-utschen  Landwirthschaftsrath  von  1876  (Verhandlungen  S.  222  ff.)  hervorgehoben ; 
?anz  richtig  ^ird  insbesondere  betont,  dass  gegenüber  der  starken  Einfuhr  ver- 
besserter (gallisirter,  chaptalisirter)  Weine  aus  Frankreich  und  deren  unbehinderter 
Zaiassnng  in  den  Verkehr  ein  Verbot  der  rationellen  Wein  Verbesserung  in  Deutsch- 
land geradezu  „ein  Attentat  auf  den  deutschen  Weinbau"  wäre  und  dass,  sofern  der 
Weinhandel  nicht  in  der  Lage  ist,  Jalir  für  Jahr  für  den  nöthigen  Bedarf  an  billigem 
und  trinkbarem  Wein  zu  sorgen,  der  Weinconsum  „in  vielen  Gegenden  durch  den 
Consam  anderer  Getränke,  wie  Bier,  Branntwein  etc.,  verdrängt  werden  würde'*,  wie 
dies  thatsachUch  seit  den  70er  Jahren  zu  beobachten  ist. 
Bachen  berger,  A.,  Agrarpolitik.  IL  27 
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durch  entsprechende  Kunstnachhilfe  ohne  Declarations- 
zwang  zu  beseitigen  gestattet;  wenn  sie  den  Declarationszwang 
nur  für  die  Fälle  der  Herstellung  von  weinähnlichen  Getränken 
(Trester-  und  Kosinenwein,  Kunstwein,  d.  h.  ein  ohne  oder  mit 
wenig  Traubensaft  durch  Mischung  von  Wasser,  Zucker,  Weingeist, 
Säuren,  ätherischen  Substanzen  bereiteter  Wein)  statiürt  oder  auch, 
was  eine  noch  angemessenere  Lösung  darstellt,  die  Fabrikation  Ton 
Kunstwein  schlechthin  verbietet  oder  doch  mit  einef  Extrasteuer 
belastet,  die  den  durch  die  geringeren  Herstellungskosten  gegen- 
über der  natürlichen  Erzeugung  von  Weinen  bedingten  Vorsprung 
aufhebt;  wenn  sie  femer  verhütet,  dass  besondere,  durch  die  örtliche 
Lage  bedingte,  auszeichnende  Eigenschaften  bestimmter  Weine 
(Bouquet)  nicht  durch  Zusätze  (von  Essenzen,  Aether  etc.)  in  anderen 
Weinen  künstlich  erzeugt  werden ;  wenn  endlich  jede  Verwendung 
von  schädlichen  Stoffen  bei  der  Weinbehandlung  (Salicylsäure,  Bor- 
säure, Glycerin,  unreiner  Stärkezucker,  giftige  Farbstoffe)  schlecht- 
hin verboten  wird.  Der  Eücksicht,  dass  Weine  bestimmter  Be- 
schaffenheit eine  ausgesprochene  diätetische  Wirkung  haben  können 
und  in  dieser  Voraussetzung  gekauft  werden  (ßothweine),  ist  durch 
Ausdehnung  des  Declarationszwangs  auf  die  Mischung  von  Roth- 
und Weissweinen  sowie  auf  die  Verwendung  von  an  sich  zulässigen 
Farbstoffen  (Heidelbeeren,  Kirschen,  Melonen  etc.)  Rechnung  zu 
tragen.     (Vgl.  §  169,  Ziffer  2). 

4.  Verfälschung  von  Molkereiproducten.  Wesentlieh 
einfacher  für  die  gesetzgeberische  Bearbeitung  liegt  die  Frage  der 
Regelung  der  Kunstbutter-(Margarine-)Bereitung;  denn 
es  kann  sich  nicht  darum  handeln,  die  Margarine-Fabrikation,  welche 
ein  für  die  unbemittelteren  Volksklassen  werthvoUes  Speisefett  er- 
zeugt, zu  verbieten,  sondern  lediglich  darum,  zu  verhindern,  dass 
nicht  unter  irreleitenden  Bezeichnungen  (Milchbutter  und  dergl.) 
eine  gegenüber  der  reinen  Butter  minderwerthige  Waare  in  den 
Verkehr  kommt ;  und  dies  nicht  bloss  im  Interesse  des  Consumenten, 
sondern  auch  der  landwirthschaftlichen  Production,  weil  diese  illoyale, 
unter  falscher  Flagge  segelnde  Concurrenz  den  Werth  der  Natur- 
butter drückt,  möglicherweise  sogar  die  Folge  haben  kann,  den 
guten  Ruf  der  Naturbutterpro duction  auf  fremden  Märkten  zu  ge- 
fährden; wie  es  denn  gerade  letzterer  Punkt  gewesen  ist,  der  in 
einer  Anzahl  butterexportirender  Staaten  (Dänemark,  Schweden  und 
Norwegen  etc.)  zu  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Margarine- 
bereitung den  hauptsächlichsten  Anstoss  gegeben  hat.  (§  169,  Ziffer  3). 
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§  168.  Fortsetzung;   die  Verfälschung  von  landwirth- 

schaftlichen  Bedarfsartikeln^). 

1.  Unter  den  Bedarfsartikeln  des  landwirthschaftlichen  Betriebs 
nehmen  Sämereien,  Dünge-  und  Futtermittel  eine  mit  der 
fortschreitenden  Intensität  des  Betriebs  wachsende  Bedeutung  ein 
und  in  demselben  Maasse,  in  welchem  diese  Artikel  Gegenstand 
der  gewerbsmässigen  Herstellung  und  speculaftiven  Handelsthätigkeit 
werden,  wächst  das  Bedürfniss  für  die  Bezieher,  gegen  Ver- 
unreinigungen oder  Fälschimgen  in  wirksamer  Weise  sich  geschützt 
zu  sehen.  Der  Schaden,  der  aus  der  Verwendung  nicht  keimfähigen 
oder  verunreinigten  oder  gefölschten  Samens;  der  aus  der  Ver- 
wendung von  Düngemitteln,  die  den  vorausgesetzten  Gehalt  an 
nährenden  Substanzen  (Phosphorsäure,  Kali,  StickstoflE)  nicht  haben; 
der  aus  der  Verwendung  von  verdorbenen  oder  verunreinigten  und 
gefälschten  Futtermitteln  sich  ergiebt,  ist  ein  so  erheblicher  (Aus- 
fall an  der  Ernte  durch  minderwerthige  Sämereien  und  Dünge- 
mittel; Beeinträchtigung  der  Gesundheit  der  Thiere  und  ihrer 
Nutzungsleistungen  durch  minderwerthige  oder  verdorbene  Futter- 
mittel), dass  die  Frage  einer  Unterstellung  des  Handels  in  diesen 
Artikeln  unter  ähnliche  strafrechtliche  Normen,  wie  sie  im  Gebiet 
der  Nahrungs-  und  Genussmittelpolizei  erlassen  sind,  nahe  liegt. 
Zwar  kann  gerade  auf  diesem  Gebiete  die  Selbsthilfe  derBe- 
theiligten  den  schlimmsten  Auswüchsen  der  Unreellität  der 
Verkäufer  sehr  wohl  begegnen,  indem  man  sich  daran  gewöhnt, 
stets  nur  unter  Garantie  zu  kaufen  und  in  jedem  Kauffall  die 
Dienste  der  durch  Staats-  oder  Vereinsthätigkeit  eingerichteten 
Controlstationen  (Versuchsanstalten)  in  Anspruch  zu  nehmen ; 
PS  ist  auch  nicht  zu  leugnen,  dass,  wo  solche  Anstalten  schon 
längere  Zeit  bestehen,  wo  femer  die  Landwirthe  dazu  übergegangen 
sind,  vorwiegend  durch  Vermittelung  genossenschaftlicher  Organi- 
sationen (landwirthschaftlicher  Consumvereine),  d.  h.  vorwiegend 
bei  Grosshändlem ,  die  freiwillig  unter  die  Controle  der  Versuchs- 
anstalten sich  stellen,  zu  beziehen,  eine  wesentliche  Besserung 
nach  der  Seite  der  reelleren  Gestaltung  dieses  Zweigs  des  Handels 
eingetreten  ist.  Nur  muss  man  auch  hier  wieder  im  Auge  behalten. 


')  Vgl.  hierüber  das  Referat  von  v.  Langsdorffiin  D.  Landwirthschaftsrath 
1890,  S.  lölff. 
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dass    die    bäuerliche  Bevölkerung    doch    erst    langsam    zu   solch 
rationellen  Einkaufsweisen  und  zu  der  regelmässigen  Benützung 
der  Untersuchungsanstalten  erzogen  werden  muss  und  dass  dess- 
halb  in  diesen  Kreisen  die  verwerfliche  Speculation   auf  die  Un- 
erfahrenheit,  Vertrauensseligkeit  oder  Lässigkeit  immer  noch  einen 
guten  Nährboden    findet.    Die  Erwägung,    die    im    Verkehr   mit 
Nahrungs-    und  Genussmitteln    zu    einer    polizeilichen  EegeluDg 
führte:   dass  nämlich  der  Einzelne  häufig  nicht  in  der  Lage  oder 
im  Stande  ist,  in  jedem  Fall  sich  über  die  Eigenschaften  der  in 
den  Verkehr  gebrachten  Nahrungs-  und  Genussmittel   Gewissheit 
zu  verschaffen  —  trifft  in  gewissem  Grade  sicher  auch  bei  den  er- 
wähnten Bedarfsartikeln  zu,  und  wenn  die  Interessen,   die  an  den 
Zustand   der  Unverdorbenheit   oder  XJnverfälschtheit   von  Waaren 
im  Verkehr  sich  knüpfen,  bei  den  Nahrungs-  und  Genussmitteln 
ausschliesslich  oder  doch   vorwiegend  solche  sanitärer,  bei  jenen 
Bedarfsartikeln    dagegen    vorwiegend   nur  wirthschaftlicher  Xatiur 
sind,   so  können  doch  auch  diese  wirthschaftlichen  Interessen  An- 
spruch auf  thunlichsten  Schutz  gegen  Betrug  und  Uebervortheiliing 
erheben;   übrigens  können  verdorbene  oder  verunreinigte  Futter- 
mittel (Beimengung    von    schädlichen   oder  giftigen  Stoffen,   wie 
Brandsporen,    Mutterkorn,    Kornrade,    Taumellolch;    geschimmelte 
Futtermittel  etc.)  sehr  wohl  Leben  und  Gesundheit  der  damit  ge- 
nährten Hausthiere  gefährden,  möglicherweise   selbst  auf  die  Zu- 
sammensetzung der  Milch  von  nachtheiligem  Einfluss  sich  erweisen. 
Die  verclausulirten  strafgesetzlichen  Bestimmungen  über  „Betnig" 
reichen  in  der  Regel   nicht  aus,  um   im  gegebenen  Fall  ein  Ein- 
schreiten veranlassen  zu   können;    civilrechtliche   Schadensersatz- 
klagen   sind    bei  dem   oft   schwierigen  Beweisverfahren  ebenfall? 
erfahrungsgemäss  nicht  immer  von  Erfolg  begleitet,  und  der  kleine 
Landwirth  ist  am  allerwenigsten  geneigt,  das  Risico  eines  in  seinem 
Ausgang  unsicheren  Rechtsstreits  auf  sich  zu  nehmen.    Die  gute 
Wirkung  der  Nahrungs-  und  Genussmittelpolizei  beruht  aber  über- 
haupt nicht  bloss  auf  der  Möglichkeit,  gegen  Verfehlungen  gegen 
Treu   und  Glauben   in  repressiver  Weise,   d.   h.   mit   Strafmitteln 
vorzugehen,  sondern  auch  und  vielleicht  noch  mehr  auf  der  durch 
sie  der  Verwaltungsbehörde  gegebenen  Möglichkeit  zur  Ergreifung 
präventiver    Vorkehrungen   (Beaufsichtigung   der  Fabrikation,  der 
Lager-   und  Verkaufsräume,  Entnahme   von  Proben,   Verbot  irre- 
führender Bezeichnung  der  Waare,  Gebot  zur  Angabe  der  Provenienz 
oder  der  Zusammensetzung  der  Waare  etc.).   Am  meisten  wird  ein 
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Bedflrfiiiss  zu  einer  gesetzlichen  Regelung  bei  den  Futter- 
mitteln anzuerkennen  sein,  weil  hier  —  im  Gegensatz  zu  den 
Dfingemitteln  —  der  Handel  an  grosser  Zersplitterung  leidet  und 
desshalb  sowie  wegen  seines  internationalen  Charakters  eine  private 
Controle  und  gegebenenfalls  ein  strafendes  oder  civilrechtliches  Vor- 
gehen sehr  erschwert  ist  und  weil  gerade  bei  ihm  die  meisten  und 
die  gef&hrlichsten  üebervortheilungen  vorzukommen  pflegen  ^).  Seit 
in  der  mikroskopischen  Untersuchung  ein  vortreffliches  Mittel  ge- 
geben ist,  Zusätze  fremder  Bestandtheile  und  den  Grad  der  Ver- 
dorbenheit leicht  und  mit  Sicherheit  zu  erkennen,  besser  als  mit 
dem  früher  gehandhabten  Mittel  der  chemischen  Analyse,  ist  zudem 
der  wesentlichste  Einwand  gegen  ein  gesetzliches  Vorgehen  hin- 
ßllig  geworden,  obwohl  natürlich  die  üntersuchungsmethoden  auch 
hier  noch  einer  weiteren  Verbesserung  fähig  sind. 

2.  Solange  es  zu  einer  gesetzlichen  Regelung  nicht  kommt,  wird 
neben  der  möglichsten  Ausbreitung  der  landwirthschaftlichen  Consum- 
vereine,  der  thunlichsten  Erleichterung  in  der  Benützung  der  Unter- 
suchimgsanstalten  (kostenlose  Vornahme  der  Untersuchung  oder 
solche  gegen  massige  Vergütung),  vor  Allem  auf  die  Anbahnung 
besserer  Bräuche  im  Handel  mit  den  erwähnten  Bedarfs- 
artikeln durch  Vereinbarung  mit  den  Hauptfirmen  abzuheben,  also 
insbesondere  herbeizuführen  sein,  dass  bei  jedem  Verkaufsgeschäft 
ein  bestimmter  Mindestgehalt,  bei  Düngemitteln  ein  solcher  der 
hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Bodennährstoffe,  bei  Futter- 
mitteln ein  solcher  an  Eiweisskörpem  undTett,  bei  Sämereien  ein 
solcher  in  Bezug  auf  Reinheit  und  Keimfähigkeit  garantirt;  dass 
dieser  Mindestgehalt  auch  ohne  Aufforderung  des  Käufers  in  der 
Rechnung  mitgetheilt  und  ein  etwaiger  Minderwerth  nach  gewissen 
Normen  dem  Käufer  vergütet  werde. 

Vgl.  hierzu  den  Beschluss  des  Deutschen  Landwirthschaftsraths  1890,  S.  223. 
Der  Fordemngf  dass  im  Futtermittelhandel  für  den  Gehalt  jedes  der  beiden 
Hanptbestandtheile  —  Protein  und  Fett  —  getrennte  Garantie  zu  leisten  sei 
«vg^l.  die  Ausführungen  von  Prof.  Emmerlin'g-Kiel  in  Nr.  3  v.  1893  der  Deutschen 
Uadw.  Presse)  ist  inhaltlich  der  im  Jahre  1892  durch  die  Fnttermittelcommission  der 
Deutschen  Landwirthschaftsgesellschaft  herbeigeführten  Vereinbarung  mit 
einer  Anzahl  Fabrikanten  und  Importeure  (Mittheilungen  der  D.  Landwirthschafts- 
gesellschaft von  1892,  Stück  20)  nunmehr  genügt.  —  Ein  orientirendes  Referat  über 
den  Gegenstand  hat  A.  Mayer-Wageningen  auf  dem  internationalen  landw.  Congress 


')  Vgl.  Märker-HaUe  im  D.  Landwirthschaftsrath  1890,  S.  199  ff.  Von  3000, 
in  dessen  Versuchsanstalt  untersuchten  Futtermitteln  wurden  12,3  Vo  ^^f  unter- 
sQchten  Gel-  und  Leinkuchen  verfälscht  gefunden;  seit  ö  Jahren  haben  „die 
Verfälschungen  lawinenartig  zugenommen**. 
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im  Haag  1891  erstattet,  der  zu  folgenden  Schlussfolgeningen  gelangte:  a)  Wohl- 
eingerichtete  Controlstationen  sind  vortreffliche  Mittel  zur  Bekämpfung  der 
Yerfälschung  auf  dem  Gebiete  des  Handels  in  Düngemittebif  Futterstoffen,  Sameraen 
und  andern  Rohstoffen  der  Landwirthschaft.  b)  Dieselben  werden  in  ihrer  Thätig- 
keit  in  wirksamer  Weise  unterstützt  durch  über  das  ganze  Land  ausgedehnte 
landw.  Vereine,  die  sich  zu  diesem  Behuf  als  Verbrauchsgenossenschaften 
constituiren.  c)  Nur  wo  in  Folge  nicht  zu  beseitigender  Schwierigkeiten  die  Control- 
stationen unzureichend  erscheinen,  um  auf  dem  Wege  der  freien  Coucurrenz  garan- 
tirter  und  nicht  garantirter  Waare  diesen  Zweck  zu  erreichen,  kann  eine  Special- 
gesetzgebung zur  polizeilichen  Unterdrückung  der  Yerfälschnng  em- 
pfohlen werden. 


§  169.    Geltendes  Kecht  über  Nahrungs-  und  Genuss- 
mittelpolizei. 

1.  A)  Deutschland.  1.  Allgemeine  Ordnung  der  Motive  durch  das  Beich§- 
gesetz  vom  14.  Mai  1879,  betr.  den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln,  Genussmitteln 
und  Gebrauchsgegenständen;  dasselbe  beschränkt  seine  Wirksamkeit  auf  die  dem 
menschlichen  Gebrauch  dienenden  Gegenstände,  enthält  werthyolle,  auf  ^deu 
prävenirenden  Schutz*^  gerichtete  Bestimmungen:  Befugniss  der  Polizeibeamten,  üi 
Lager-  und  Verkaufsräume  einzutreten,  Proben  zu  entnehmen;  Möglichkeit  des  Erlasses 
von  Ausfuhrungsvorschriften  durch  den  Bundesrath,  mittelst  deren  bestimmte  Arteu 
der  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  femer  das  Verkaufen  von  Nah- 
rungs-  und  Genussmitteln  von  einer  bestimmten  Beschaffenheit  oder  unter  einer,  der 
wirklichen  Beschaffenheit  nicht  entsprechenden  Bezeichnung;  weiterhin  der  Verkauf 
von  an  bestimmten  Krankheiten  leidenden  Thieren  zum  Zweck  der  Schlachtung 
bezw.  des  Fleisches  von  solchen  Thieren;  endlich  die  HersteUung  und  der  Verkauf 
von  Gegenständen,  welche  zur  Fälschung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln  bestunmt 
sind,  verboten  bezw.  im  letzterwähnten  Fall  auch  nur  beschränkt  werden  können. 
Das  Gesetz  construirt  dabei  ein  neues  Delict:  Nachahmung  oder  Verfälschung 
zum  Zweck  der  Täuschung  in  Handel  und  Verkehr  sowie  Verkauf  oder  FeiUialtung 
verdorbener,  nachgemachter  oder  gefälschter  Nahrungs-  und  Genussmittel,  wobei 
zum  Thatbestand  dieses  Vergehens  weder  die  Gesundheits-  noch  die  Vermögeus- 
beschädigung  gehört. 

2.  Regelung  des  Verkehrs  mit  Wein  insbesondere.  Von  prak- 
tischer Bedeutung  ist  dieses  Gesetz  für  das  landw.  Gewerbe,  da  hinsichtlich 
des  Verkaufs  von  Schlachtfieisch  und  von  Milch  Polizeiverordnungen  in  den  Einzel- 
8taat«n  meist  schon  bestanden,  vorwiegend  nur  für  den  Handel  in  Wein  ge- 
worden, hat  aber  in  Folge  der  Dehnbarkeit  der  Begriffe  „Nachmachen"  und 
„Verfälschen**  gerade  in  Bezug  auf  die  oben  im  Text  erwähnte  Zuckemngsfrage 
und  bei  der  schwankenden  Praxis  von  Staat  zu  Staat  eine  Rechtsungleichheit 
und  Rechtsunsicherheit  erzeugt,  die  die  Erlassung  eines  die  zulässigen  Me- 
thoden der  Weinbereitung  unzweideutig  regelnden  Ergänzungsgesetzes  zu  einer 
gebieterischen  Nothwendigkeit  gemacht  haben,  was  inzwischen  (Reichsgesetz  vom 
20.  April  1892)  geschehen  ist.  Durch  dasselbe  ist  a)  verboten:  die  Zusetzunir 
gewisser  gesundheitsschädlicher  Stoffe  zum  Wein  (Alaun,  Glyceiin,  Salicylsanre, 
unreiner  Sprit  und  Stärkezucker,  Theerfarbstoffe  etc.);  b)  gestattet  (ohne  die 
Pflicht  zur  Declaration) :  aa)  die  anerkannte  Kellerbehandlung  einschliesslich  der 
Haltbarmachung  der  Weine,  auch  wenn  dabei  Alkohol  (indess  nicht  mehr  als  1  Saum- 
theil  auf  100  Raumtheile  Wein)  oder  geringe  Mengen  von  mechanisch  wirkenden 
Klärungsmitteln  (Eiweiss,  Gelatine,  Hausenblase  u.  dgl.),  femer  von  Kochsak 
Tannin,  Kohlensäure,  schwefliger  oder  Schwefelsäure  in  den  Wein  gelangen;  bbdit» 
Vermischung  (Verschnitt)  von  Wein  mit  Wein;  cc)  die  Entsäuerung  mittelst  reinen 
gefällten  kohlensauren  Kalks  (Chaptalisiren);  dd)  der  Zusatz  von  technisch 
reinem  Rohr-,  Rüben-  oder  Invertzucker,  auch  in  wässeriger  Lösung  (Gallisiren-: 
jedoch  darf  durch  den  Zusatz  wässeriger  Zuckerlösung  der  Gehalt  des  Weins  an 
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Extractstoffeu  und  Mineralbestandtheilen  nicht  unter  die  bei  ungezuckertem  Wein 
des  WeinbangebietB,  dem  der  Wein  nach  seiner  Benennung  entsprechen  soll,  in  der 
B«gel  beobachteten  Grenzen  herabgesetzt  werden,  c)  Als  Verfälschung  ist 
bezeichnet:  IKe  Herstellung  von  Wein  unter  Verwendung:  aa)  eines  Aufgusses 
TOD  Zackerwasser  auf  g^z  oder  theilweise  ausgepresste  Trauben  (Petiotisiren); 
bb)  eines  Aufgusses  von  Zuckerwasser  auf  Weinhefe;  cc)  von  Rosinen,  Korinthen 
(Dessertweine  ausgenommen),  Saccharin;  dd)  von  Säuren  oder  säurehaltigen  Körpern 
oder  von  Bouquetstoffen;  ee)  von  Gummi  oder  anderen  Körpern,  durch  welche  der 
Extractgehalt  erhöht  würde.  —  Weine  von  einer  im  Sinn  der  Ziffer  c)  hergestellten 
Beschaffenheit  dürfen  nur  unter  Bezeichnungen  (Tresterweine,  Knnstweine,  Rosinen- 
weiue  etc.)  feilgehalten  werden,  welche  ihre  Beschaffenheit  erkennen  lassen  oder 
sonst  eine  Verwechselung  mit  Wein  ausschliessen ;  gezuckerte  Weine  dürfen  nicht 
DDter  Bezeichnungen  feilgehalten  werden  (z.  B.  als  Naturweine,  reine  Weine  etc.), 
welche  die  Anni^me  hervorzurufen  geeignet  sind,  dass  es  sich  um  ungezuckerten 
Wein  handelt.  —  Auf  Schaumweine,  Obst-  und  Beerweine  finden  nur  die  gesund- 
heitspolizeilichen, nicht  auch  die  verkehrspolizeilichen  Vorschriften 
Anwendung;  doch  ist  auch  bei  ihnen  die  Anwendung  von  Saccharin  ohne  Declara- 
tion  unstatthaft. 

3.  Regelung  des  Verkehrs  mit  Molkereiproducten.  Das  Reichs- 
gesetz vom  12.  Juli  1887,  betr.  den  Verkehr  mit  Ersatzmitteln  für  Butter, 
ordnet  die  Art  des  Verkaufs  von  der  Milchbutter  ähnlichen  Zubereitungen,  deren 
Fettgehalt  nicht  ausschliesslich  der  Milch  entstammt  (Margarine),  verfugt  ins- 
besondere den  Declarationszwang  und  verbietet  die  Vermischung  von  Butter  mit 
Margarine  oder  anderen  Speisefetten  zum  Zweck  des  Handels  mit  diesen  Mischungen 
sowie  daa  gewerbsmässige  Verkaufen  und  Feilhalten  von  solchen ;  es  sei  denn,  dass 
der  Zusatz  von  Bntterfett  aus  der  Verwendung  von  Milch  oder  Rahm  bei  der 'Her- 
stellung der  Margarine  herrührt  und  hierbei  nicht  mehr  als  100  Gewichtstheile 
IGlch  oder  10  Gewichtstheile  Rahm  auf  100  Gewichtstheile  der  nicht  der  Milch 
«mtstammenden  Fette  kommen.  —  Das  Gesetz  hat  zwar  die  Fabrikation  von  Mar- 
garine nicht  eing^ämmt  (worauf  auch  seine  Absicht  nicht  gerichtet  war),  wohl  aber 
diejenige  der  sog.  Mischbutter,  und,  da  der  Naturbutter  gerade  aus  der  Misch- 
butter  ein  besonders  gefahrlicher  Wettbewerb  entstanden  war,  desshalb  als  forder- 
Uch  für  die  landw.  Interessen  sich  erwiesen  (Archiv  des  Deutschen  Landwirthschafts- 
raths  von  1890,  8.  578  ff.).  — 

B)  Frankreich.  Die  bei  der  Behandlung  des  Weins  zulässigen  Manipulationen 
sind  geregelt  in  dem  Gesetz  vom  14.  August  1889  (Loi  Griffe)  und  vom  11.  Juli  1891 
<Loi  Brousse),  welche  das  einfache  Zuckern  des  Weines  oder  Mostes  ohne  Declarations- 
zwang statthaft  erklären  und  nur  in  folgenden  Beziehungen  einschränkende 
Bestimmungen  treffen:  1.  Das  Product  der  Gährung  von  Traubentre Stern  mit 
Wasser,  mit  oder  ohne  Zucker,  sowie  von  Rosinen  mit  Wasser,  mit  Wein  vermischt, 
gleichviel  in  welchem  Verhältniss,  darf  nur  unter  dem  Namen  Tresterwein  (vin 
de  marc)  oder  gezuckerter  Wein  (vin  de  Sucre)  oder  Rosinenwein  (vin  de  raisius 
secs)  verkauft  werden.  2.  Jeder  Zusatz  von  Farbstoffen,  von  Schwefelsäure,  Salpeter- 
savire,  Chlorwasserstoff-,  Salicyl-,  Borsäure  etc.,  femer  von  Kochsalz  über  ein  Gramm 
pro  Liter  zu  Wein,  gezuckerten  Weinen,  Kosinenweinen  etc.,  wird  als  Fälschung 
bestraft.  3.  Weine  mit  mehr  als  zwei  Gramm  Kalium-  oder  Natriumsulfat  auf  den 
Uter  dürfen  nicht  in  den  Verkauf  gebracht  werden.  4.  Gegypste  Weine  müssen 
durch  Aufschrift  an  Fässern,  Facturen  etc.  als  solche  namhaft  gemacht  sein.  —  Die 
Herstellung  von  Rosinenweinen  darf  nach^dem  Gresetz  vom  26.  Juli  1890  nur 
mit  amtlicher  Erlaubniss  betrieben  werden  und  unterliegt  einer  besonderen  Steuer 
i dargestellte  Menge  1891:  1700000  hl).  Die  Zuckerung  der  Weine  ist  in  Frank- 
reich geradezu  begünstigt  durch  Herabsetzung  der  Steuer  für  Zucker, 
der  zum  Verbessern  von  Wein  und  Obstwein  verwendet  wird  (statt  50  Francs  fui* 
1(J0  Kilogramm  Zucker  werden  seit  1887  nur  24  Francs  erhoben);  1890  wurden  für 
Wein  rund  6,6 ,  für  Tresterweine  rund  26,4  Millionen  Kilogramm  Zucker  verwendet. 
Anlässlich  eines  Weinprocesses  erklärte  ein  französischer  Gerichtshof:  „Die  massige 
Anwendung  von  Zucker  erhöhe  einfach  einen  natürlichen  Bestandtheil  des  Trauben- 
saftes und  entwickle  in  dem  Weine  wirkliche  Güte  (des  qualit^s  reelles)".  Und  der 
Appellhof  in  Toulouse  bezeichnete  in  einem  Urtheil  vom  19.  März  1889  das  Zuckern 
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des  Weins  als  Ausfluss  guter  Yerwaltnng  des  Winzers  („qu*il  n'j  a  aucnn  dol  de 
sa  pari  et,  an  contraire,  bonne  administration"). 

C)  Oesterreich.  Das  Gesetz  vom  21.  Jnni  1880  verbietet  die  YerweDdong 
von  Stärkezucker  bei  der  Herstellung  von  Wein  oder  wein&hnlichen  Getrankea;  im 
Falle  der  Beimischung  von  Stoffen  zum  Traubensaft,  sofern  dadurch  nicht  bloss  eine 
Verbesserung ,  sondern  eine  Vermehrung  der  Menge  herbeigeführt  wird  (Gallisireii, 
Petiotisiren),  dfirfen  die  betreffenden  Getränke  unter  einer  für  den  Wein  ablieben 
Bezeichnung  nicht  in  den  Verkehr  gebracht  werden  (Prindp  des  Declarations- 
Zwangs);  der  Betrieb  zur  Herstellung  von  weinähnlichen  Getränken  unterliegt  der 
polizeilichen  Genehmigung. 

D)  In  Italien  und  Belgien  unterliegt  der  Wein  den  allgemeinen  Vor- 
schriften über  die  Gesundheitspflege  bezw.  über  die  Verfälschung  der  Nahrungs- 
mittel; saccharinhalüge  Weine  dürfen  in  Belgien  nur  mit  einer  entsprechenden 
Bezeichnung  in  den  Verkehr  gfebracht  werden. 

£)  Aehnliche  Normen  wie  das  Deutsche  Reichsweingesetz  enthält  auch  das  for 
Spanien  unterm  12.  März  1892  erlassene  Decret  (siehe  die  Zeitschrift:  „Weinban 
und  Weinhandel"  von  1892,  No.  18). 

F)  Schweiz.  Der  Verkehr  mit  Wein  ist  cantonal  sehr  verschieden  geordnet; 
strenger  Declarationszwang  betreffs  der  gallisirten,  chaptalisirten  und  petiotisirten 
Weine,  femer  von  Rosinen  weinen  in  Bern,  Olams,  Neuenburg,  Wallis,  Zürich;  in 
einzelnen  dieser  Cantone  auch  Verbote  der  Verwendung  schädlicher  Zusätze  oder 
fremder  Farbstoffe. 

n.  Ueber  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Molkereiproducten  ähnliche  Gesetze 
wie  in  Deutschland  auch  in  Schweden  und  Norwegen  vom  2.  October  1885  nnd 
21.  Juni  1886;  in  Dänemark  vom  1.  April  1885,  ebenso  in  einzelnen  nord- 
amerikanischen Staaten;  das  nordamerikanische  Bundesgesetz  vom  2.  August 
1886  unterwirft  daneben  die  Kunstbutter  einer  besonderen  Steuer  (Fabrikations- 
und Licenzsteuer).  In  England  erklärt  der  Margarine  Act  1887,  öO  u.  öl  Vict.  C.  29, 
alle  Substanzen,  welche  zur  Nachahmung  von  Butter  verarbeitet  sind,  gl^chvieK 
ob  sie  mit  Butter  gfemischt  sind  oder  nicht,  für  „Margarine**  und  gestattet  den 
Verkauf  derselben  nur  unter  diesem  Namen  und  unter  gewissen  weiteren,  vom 
Verkäufer  zu  beachtenden,  die  Art  der  Verpackung  und  die  Aufschrift  betreffenden 
Vorschriften. 

III.  Eine  polizeiliche  Regelung  des  Verkehrs  mit  Düngemitteln  oder  Futter- 
mitteln ist  nur  vereinzelt  erfolgt.  Gesetze  dieser  Art  bestehen  in  Belgien  (vom 
29.  December  1887),  in  Frankreich  (vom  11.  Februar  1888),  sowie  in  einer  Anwhl 
nordamerikanischer  Staaten  (vgl.  das  oben  citirte  Risferat  von  A.  Mayer- 
Wageningen). 


Kapitel  IX: 

Die  Landwirtbsehaftspflegc  im  engeren  Sinne  und  die  Hebnng 
der  landwirtlischaftllclien  Prodnctlonstechnlk. 


Literaturüb  ersieht. 

Die  in  den  nachstehenden  Paragraphen .  behandelten  Gegenstände  haben  in  den 
seitherigen  agrarpolitischen  Werken  regebnässig  nur  eine  sehr  summarische 
Darstellung  erfahren.  Rau  giebt  einige  Angaben  über  Feld-  und  Wiesenbau^ 
sowie  über  Garten-  und  Bebbau  und  über  die  zur  Hebung  dieser  landwirthschalV 
liehen  Betnebszweige  in  Betracht  kommenden  Staatsmaassnahmen  in  den  §§  148  — 
mit  152  des  II.  Bds.  seiner  politischen  Oekonomie  und  ebenda  in  den  §  144  ff.  über 
landwirthschaftliches  ünterrichtswesen.  —  Röscher  behandelt  die  Materie  unter  der 
nicht  ganz  zutreffenden  Bezeichnung  „landwirthschaftlicher  Unterricht*^  in 
Kap.  14,  §  169 ff.,  unter  welchem  Sammelbegriff  dann  die  auf  das  landwirthschaft- 
liche  ünterrichtswesen,  Prämürungs-,  Ausstellungs-  und  Yereinswesen  bezüglichen 
Anigaben  des  Staats  und  zwar  ebenfalls  nur  andeutungsweise  besprochen  werden; 
die  ebenda  im  dritten  Buch:  „Nebenzweige  des  Ackerbaus''  im  2.  Kap.,  §  176,  ge- 
gebeoen  Betrachtungen  über  Viehzucht  erstrecken  sich  grösstentheils  auf  die 
nationalökonomische  Stellung  dieses  Zweige  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  zn 
anderen  landwirthschaftlichen  Betriebszweigen  und  auf  die  entwickelungsgeschicht- 
liehen  Tendenzen  der  Viehzucht  —  Betrachtungen,  die  durchweg  sehr  fesselnder  Art 
and,  aber  grösstentheils  wohl  dem  Gebiet  der  landwirthschaftlichen  Betriebs- 
lehre zn&llen  und  daher  in  diesem  Buch  nur  insoweit  verwerthet  wurden,  als  dies 
zun  Verständniss  der  landwirthschaftspfleglichen  Maassnahmen  auf  diesem  Gebiete  der 
Betriebstechnik  noth wendig  erschien;  einige  landwirthschaftspfleglichen  Betrach- 
tnngen  bei  R.  nur  in  §  182.  —  In  dem  Schön  her  g'schen  Handbuch  der  politischen 
(.oekonomie  ist  in  dem  Aufsatz  vom  Freiherm  v.  d.  Goltz  die  Materie  unter  der 
Anfschrift:  „Besondere  Unterstützungsmittel  für  die  Landwirthschaft"^ 
erörtert,  unter  welcher  Rubrik  indess  neben  dem  Unterrichtswesen  auch  das  ganze 
liebiet  des  landwirthschaftlichen  Credit-,  Versicherungs-,  Genossen schafts-  und  Vereins- 
wesens mit  abgehandelt  worden  ist,  während  die  pfleglichen  Veranstaltungen  zur 
Hebung  der  Boden-  undThierproduction  im  Einzelnen  unbesprochen  geblieben 
»nd  (siehe  Bd!  II,  Abschnitt  V,  S.  99ff.  in  der  LH.  Auflage  des  Schönberg'schen  Hand- 
bncbs).  —  Die  Darstellung  des  Verfassers  in  den  nachstehenden  Paragraphen  zieht 
das  ganze  Gebiet  der  die  Hebung  und  Förderung  der  landwirthschaft- 
lichen Betriebstechnik  bezweckenden  staatlichen  Veranstaltungen 
pfleglicher  Art  in  den  Kreis  der  Erörterungen?  wobei  aber  überall  die  Darstellung^ 
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wesentlich  nur  über  die  allgemeine  Richtung  dieses  Zweiges  der  Agrarpolitik 
sich  verbreitetf  während  über  die  Ausgestaltung  im  Einzelnen  in  den  verschiedeiien 
Staatswesen  im  Interesse  der  Ranmerspamiss  überall  nur  kurze  Andeutungen  ge- 
macht werden  konnten  und  in  dieser  Hinsicht  auf  die  amtlichen  Jahresberichte 
der  Ackerbauministerien  einzelner  Staaten  (Preussen,  Baden),  auf  sonstige  amtliche 
^Die  Landwirthschaft  in  Bayern,  1890)  und  halbamtliche  PubÜcationen,  insbesondere 
auch  auf  die  Jahresberichte  der  landvrirthschaftlichen  Centralvereine  verwiesen  werden 
muss  (vgl.  die  Literaturübersicht  in  Bd.  I,  S.  2  oben).  Eine  systematische  Bar- 
stellung der  bezüglichen  pfleglichen  Maassnahmen  in  Baden  giebt  des  Verfassers 
Handbuch :  Das  Verwaltungsrecht  der  Landwirthschaft  und  die  Pflege  der  Landwirth- 
schaft in  Baden  nebst  Ergänzungsband,  1887  und  1890;  für  Bayern  die  in  dem 
citirten  Werk  enthaltenen  Aufsätze  von  Ph.  Göring,  Feser,  Haag  etc.;  für 
Sachsen  die  Schrift  von  v.  Langsdorff,  Die  Landwirthschaft  in  Sachsen  etc.  1889; 
fürPreussen  das  mehrfach  citirte  Werk  von  A.  Heitzen,  Bd.  II,  Abschnitt  XXII ff. 
und  Bd.  m,  Abth.  XL£f.  Einen  Ueb erblick  über  die  in  einzelnen  europäischen 
«Staaten  getroffenen  „Maassregeln  und  Einrichtungen  zur  Förderung  der  Land- 
w^irthschaft  giebt  der  von  A.  Krämer  verfasste  treAiche  „Enqudtebericht,  erstattet 
an  das  sc  hw^eizeri sc  he  Handels-  und  Landwirthschafts-Departement**,  Zürich  1882. 

—  In  der  Schweiz  seit  1884  namhafte  Unterstützung  der  landwirthschaftlichen 
«antonalen  Fürsorge  durch  die  Eidgenossenschaft  selber  gemäss  dem  Bnndes- 
beschluss  vom  27.  Januar  1884  und  den  dazu  ergangenen  Vollziehungsordnungen 
(siehe  die  amtliche  Schrift:  Landwirtschaftliche  Gesetzgebung  des  Bundes,  Bern  1887). 

—  Die  Specialliteratur  über  diesen  Gegenstand  ist  eine  so  massenhafte,  dasä 
dieselbe  an  dieser  Stelle  auch  nicht  einmal  auszugsweise  aufgezählt  werden  kann; 
sie  hat  wohl  auch  nur  für  den  Fachmann  im  engeren  Sinne  Interesse.  Einzelne 
literarischen  Angaben  finden  sich  in  den  Anmerkungen  zum  Text  bei  den  die  Einzel- 
maassnahmen  besprechenden  Paragraphen.  —  Die  geschichtlichen  Notizen  der 
nachfolgenden  Niederschrift  lehnen  sich  im  Wesentlichen  an  die  beiden  Werke  tod 
C  Fr  aas  an:  Geschichte  der  Landwirthschaft,  1852,  und:  Geschieht«  der  Landbau- 
und  Forstwissenschaft,  1865. 


Abschnitt  I. 
Wesen  und  Inhalt  der  Landwlrthschiiftspllege. 

§  170.  Inhalt  der  auf  Förderung  der  landwirthschaftlichen 
Production  gerichteten  Verwaltungsthätigkeit  (Land- 
wirthschaftspflege im  engeren  Sinne). 

1.  Innerhalb  der  im  Interesse  des  Grundbesitzes  und  der 
landwirthschaftlichen  Erwerbsthätigkeit  sich  bethätigenden  Staats- 
fürsorge ist  von  besonderer  Bedeutung  jene  Verwaltungs- 
thätigkeit des  Staats,  die  darauf  abzielt,  die  Productions- 
technik  im  weitesten  Sinne  des  Worts  zu  heben  und  die  durch 
die  Allgemeinentwickelung  gebotenen  Fortschritte  in  der 
Technik  und  Oekonomik  des  landwirthschaftlichen 
Betriebs  zu  einem  Gemeingut  der  gesammten  landwirthschaft- 
lichen Bevölkemng  zu  machen.    Die  Eichtung  dieser  staatlichen 
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Thätigkeit,  die  man  als  die  pfleglichen  Maassnahmen  im 
Gebiet  der  Agrarpolitik  im  Unterschied  von  der  rechtlichen 
Ordnung  des  Agrarwesens  bezeichnen  kann  und  die  man  in 
ihrer  Geaammtheit  wohl  auch  unter  dem  Namen:  Landwirth- 
schaftspflege (Agrarpflege)  zusammenzufassen  pflegt,  ist 
eine  dreifache:  einmal  steht  die  durch  die  gelehrte  Forschung 
anzubahnende  Fortentwicklung  der  naturwissenschaftlichen  Grund- 
lagen der  Landwirthschaft  in  Frage,  welcher  Aufgabe  in  pflanzen- 
und  thierphysiologischer,  sowie  in  agriculturchemischer  Hinsicht 
das  landwirthschaftliche  Versuchswesen  zu  dienen  be- 
stimmt ist;  zum  zweiten  sind  die  durch  die  gelehrte  Forschung 
gezeitigte  Erkenntniss  der  Vorgänge  in  der  Pflanzen-  und  Thier- 
production  und  die  durch  die  Mitarbeit  der  Praxis  gewonnenen 
betriebstechnischen  Erfahrungen  den  Angehörigen  des  landwirth- 
schafUichen  Berufstandes  zu  vermitteln  und  diese  mit  der  erforder- 
lichen fachlichen  Ausbildung  auszustatten,  welche  Aufgabe  dem 
landwirthsc haftlichen  Unterrichts wesen  zufällt;  zum 
dritten  aber  handelt  es  sich  um  Maassnahmen,  die  darauf  abzielen, 
unter  Benutzung  der  durch  die  staatliche  Forschung  gezeitigten 
besseren  Erkenntniss  in  die  Productionsbedingungen  einzelner 
landwirthschafüichen  Betriebszweige :  Feld-,  Wiesen-,  Beb-,  Obstbau, 
Thierzucht  und  Thierhaltung  —  durch  die  Mittel  der  Be- 
lehrung und  Aufmunterung,  sowie  auch  durch  unmittel- 
bare staatliche  Unterstützung  (in  Form  von  Geldbeihilfen  etc.) 
die  Bodencultur  im  weitesten  Sinne  des  Worts  zu  heben  und  die 
Rentabilität  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  durch  Hinwirken 
auf  Steigerung  der  Roh-  und  Beinerträgnisse  zu  fördern.  Seinen 
zalilenmässigen  Ausdruck  erhält  dieser  Zweig  der  Agrarpolitik  in 
der  Anforderung  von  staatlichen  Geldmitteln  zur  Durch- 
führung der  landwirthschaftlichen  Aufgaben  im  Einzelnen,  und  die 
mehr  oder  minder  grosse  Intensität  des  staatlichen  Wirkens  auf 
diesem  Gebiete  in  den  Einzelstaaten  kann  daher  einigermaassen 
nach  den  zur  Förderung  der  Landwirthschaft  in  den  Staatsbudgets 
eingestellten  Summen  beurtheilt  werden,  wenn  schon  in  dieser 
Hinsicht  Vorsicht  geboten  ist,  da  in  einzelnen  Staaten  diese  Mittel 
—  im  Zusammenhang  mit  der  Ordnung  der  Staatsverfassung  — 
nicht  ausschliesslich  im  Staatsbudget,  sondern  zum  Theil  auch  in 
denBudgets  der  grösseren Provinzialverbände  (Provinzen  inPreussen, 
Kegierungsbezirke  in  Bayern,  Kronländer  in  Oesterreich  etc.) 
angefordert  erscheinen. 
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Anmerkung,  a)  Bezeichnend  für  die  pflegliche  Thätigkeit  auf  landiiirth- 
schaftlichem  Gebiet  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  ist  die  Th&t- 
sache,  dass,  wie  Mascher  („Der  landwirthschafbliche  Real  und  Gewerbecredit  etc.", 
1863)  gelegentlich  betont  (S.  43),  in  Preussen  bis  1843  250 J  Thaler,  von  1843  ab 
90000  Thaler  für  ein  landwirthschaftliches  Budget  ausgeworfen  waren;  derselbe 
erinnert  daran,  welche  namhafte  Summen  s.  Z.  Friedrich  der  Grosse  filr  unmittel- 
bare Hebung  der  Landwirthschaft  jährlich  flüssig  gemacht  habe. 

b)  Nachweise  über  die  Anforderungen  in  den  landwirthschaftlichen 
Budgets  verschiedener  Staaten  aus  dem  Anfang  der  achtziger  Jahre  bei 
Krämer,  a.  a.  0.,  S.  106  ff. ;  eine  vergleichende  Studie  über  die  staatliche  Unter- 
stützung der  Landwirthschaft  mit  Geldmitteln  in  Preussen  und  in  Schweden  g^ebt 
A.  Müller  in  ThieFs  landwirthsefaaftlichen  Jahrbüchern,  Jahrgang  1879;  es  beliefeu 
sich  danach  in  den  siebenziger  Jahren  die  Aufwendungen  für  Landwirthschaft  und 
Fischerei,  und  zwar  für  Auseinandersetzungswesen,  Lehranstalten,  Veterinarwesen, 
Rindviehzucht,  Pferdezucht,  Landesmeliorationen,  Vereinswesen,  Fischerei,  insgesammt 
und  zwar  in  Preussen  auf  8,4  Millionen ,  in  Schweden  auf  1,5  Millionen  Mark, 
dort  auf  je  lOOHectar  (Quadratkilometer)  Ackerland  auf  49,7,  hier  auf  54,6  Mark. 
Krämer  giebt  für  den  Anfang  der  achtziger  Jahre  folgende  vergleichende  Zahlen 
über  die  Budgets  der  landwirthschaftlichen  Ministerien,  wobei  die  Verwendungsziffem 
sich  auf  100  Hectar  des  ganzen  landwirthschaftlich  benutzten  Bodens  be- 
ziehen: für  Preussen  38,4  Mark;  Sachsen  42,4  Mark;  Bayern  16,8  Mark  (ein 
erheblicher  Theil  des  Förderungsaufwandes  wird  in  den  Budgets  der  Kreise  an- 
gefordert); Württemberg  35,2  Mark;  Baden  33,6  Mark;  Oester reich  28,0  Mark; 
Frankreich  36,8  Mark;  Italien  9,6  Mark.  —  Die  meisten  landwirthschaftlichen 
Budgets  haben  in  der  Gegenwart  nicht  unbeträchtliche  Steigerungen  erfahren,  im 
Zusammenhange  mit  der  schwieriger  gewordenen  Lage  des  landwirthschaftlichen 
Gewerbes  und  der  aufmerksameren  Pflege,  die  ihm  zu  Theil  i^ird;  in  Baden 
z.  B.  von  rund  246000  Mark  im  Jahre  1880,81  auf  rund  550000  Mark  im  Budget 
für  1892/93,  wozu  noch  eine  Anforderung  im  ausserordentlichen  Etat  von  557000  Mark 
kommt  (darunter  200000  Mark  für  Beihilfen  zur  Hagelversicherung,  130000  Mark  für 
Hebung  des  Rebbaus) ;  der  Aufwand  im  ordentlichen  Etat  mit  5^)000  Mark  kommt 
nunmehr  einer  Verwendung  von  68  Mark  auf  den  Quadratkilometer  gleich;  in  den 
Budgets  der  Kreisverwaltungen  treten  zu  den  staatlichen  Geldmitteln  weitere  800i[)0  Mark, 
in  jenen  der  landwirthschaftlichen  Bezirksvereine  weitere  40000  Mark  hinzu,  so 
dass  die  für  Förderung  laufender  landwirthschaftlicher  Zwecke  verfugbaren  Mittel 
sich  dermalen  in  Baden  auf  etwa  annähernd  700000  Mark  im  Jahre  belaufen  oder 
per  Quadratkilometer  auf  rund  87  Mark. 

2.  ArtundRichtungder  Landwirthschaftspflege  ist 
>vie  leicht  ersichtlich,  mitbedingt  durch  die  Art  und  Ordnung  des 
Agrarrechts  und  eine  gute  Ordnung  des  Agrarrechts  vielfach 
wesentliche  Voraussetzung  für  ein  erfolgreiches  Vorgehen  auf  dem 
Gebiet  rein  pfleglicher  Maassnahmen.  So  steht  die  Hebung  des 
Feld-  und  Wiesenbaus  mit  der  agrarrechtlichen  Ordnung  des 
Feldbereinigungs-  und  Zusammenlegungswesens  und  der  Gesetz- 
gebung über  Wasserbenützung  und  Wassergenossenschaften  in 
engstem  Zusammenhang;  so  kann  die  auf  die  Verbesserung  des 
Pflanzenbaus  gerichtete  Thätigkeit  einer  polizeilichen  Ordnung  der 
Bekämpfung  von  Schädlingen  ebenso  wenig  entbehren,  wie  die 
Pflege  der  Thierzucht  und  Thierhaltung  gewisser  gesundheits-  und 
seuchenpolizeilicher  Maassnahmen ;  so  kann  sich  endlich  in  manchen 
Beziehungen  die  pflegliche  Thätigkeit  erst  dann  voll  und  wirksam 
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entfalten,  wenn  der  Yerfügungsfreiheit  des  Gnindeigenthümers 
oder  Inhabers  eines  landwirthschaftlichen  Gewerbes  gewisse  durch 
nachbarliche  Rücksichten  oder  durch  die  Interessen  der  Gesammt- 
hi'it  der  Berufsgenossen  geforderten  Schranken  auferlegt  sind,  wie 
dies  die  Ordnung  der  Feldpolizei,  ferner  im  Gebiet  der  Thier- 
haltung  die  Begelung  des  Eörungswesens  anstrebt;  wobei  in  allen 
diesen  Beziehungen  auf  die  Ausführungen  in  den  vorangegangenen 
Kapiteln  (Bd.  I,  Kap.  III;  Bd.  II,  Kap.  VIII)  verwiesen  werden 
darf.  Innerhalb  dieses  durch  die  jeweilige  Ordnung  des  Agrar- 
rechts gegebenen  Rahmens  strebt  die  moderne  Landwirth- 
schaftspflege  die  Hebung  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes 
durch  reine  Yerwaltungsmaassnahmen,  also  mit  grundsätzlichem 
Verzicht  auf  zwangsweises  Vorgehen  an  und  unterscheidet 
sich  hierin  sehr  wesentlich  von  der  Landwirthschaftspflege 
der  älteren  Zeit,  die  —  wofür  die  Zeit  des  eudämonistischen 
Polizeistaats  des  vorigen  Jahrhundorts  vor  Allem  charakteristisch 
ist  —  in  nicht  seltenen  Fällen  zu  jener  Hebung  auch  der  staat- 
lichen Zwangsmittel  sich  bediente;  wobei  nur  an  die  in  vielen 
europäischen  Staaten  im  vorigen  Jahrhundert  ergangenen  Polizei- 
gebote erinnert  sein  mag,  die  die  Einführung  neuer  Culturpflanzen 
(Klee,  Tabak,  Kartoffeln)  zu  erzwingen  suchten,  Zahl  und  Art  der 
von  den  einzelnen  Landwirthen  zu  setzenden  Obstbäume,  Zahl  und 
Art  der  zu  haltenden  landwirthschaftlichen  Nutzthiere  etc.  regelten, 
Alles  in  der  Absicht,  die  „Unterthanen",  wenn  es  nicht  anders 
ging,  auch  mit  Gewalt  glücklich  zu  machen*).  Im  Gegensatz  zu 
dieser  in  die  innersten  Vorgänge  des  Betriebs  reglementirend  ein- 
greifenden Eegierungsweise  der  älteren  Zeit  steht  der  moderne 
Staat  auf  dem  gewiss  richtigen  Standpunkt,  dass,  da  ein  Jeder 
für  die  Erfolge  oder  Misserfolge  der  seiner  Wirthschaft  zu  geben- 
den Richtung  in  technischer  und  ökonomischer  Hinsicht  zunächst 
sich  selbst  verantwortlich  ist,  ihm  auch  am  besten  die  Entscheidung 
hierüber  anheimgestellt  bleiben  muss,  also  eine  Leitung  und  Be- 
einflussung dieser  Thätigkeit  durch  polizeiliche  Vorschriften  zu 
unterbleiben  hat.  Daher  die  Staatsfürsorge  von  heute,  soweit  sie 
den  Fortschritt  der  Bodencultur  zur  Aufgabe  sich  setzt,  dieses 
Ziel  nicht  auf  dem  Wege  von  „Reglementen"    und    „Decreten", 


*)  Vgl.  hierzu  die  ftir  Baden  und  die  vordcrösterr.  Lande  im  vorigen 
Jahrhundert  ergangenen,  in  dem  citirten  Handbuch  des  Verfassers ,  S.  204  ff.,  an- 
gezogenen Polizeiverordnungen;  für  Kursachsen  die  Schrift  von  Haun  (Bauer 
und  Gutsherr  in  Kursachsen,  1892)  mit  den  Angaben  auf  S.  4,  28,  84  ff. 
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liebem  Verfall  zu  bewahren.  Endlich  aber  knüpft  sich  an  die 
Herbeiführung  betriebstechnischer  Fortschritte  das  allgemeine 
nationale  Interesse,  das  durch  die  Wichtigkeit  einer  wenigstens 
relativen  Unabhängigkeit  in  der  Nahrungsmittelversorgung  des 
eigenen  Landes  von  fremden  Märkten  gegeben  ist;  desshalb  er- 
wächst mit  der  zunehmenden  Yolkszahl  und  dem  Wachsen  des 
Bedarfs  an  Brodfrüchten  und  Fleisch  dem  Grundbesitz  die  Ver- 
pflichtung, den  seiner  Arbeit  anvertrauten  nationalen  Grund  und 
Boden  durch  erhöhte  Betriebsgeschicklichkeit  in  den  Stand  zu 
setzen,  dem  gewachsenen  Nahrungsbedürfniss  der  Volksgemein- 
schaft zu  genügen ;  wie  "hinwiederum  gerade  desshalb  das  Hinwirken 
auf  die  Herbeiführung  solcher,  von  stärkerer  Ausnützung  der 
Bodenkraft  begleiteter  Betriebsfortschritte  als  eine  besonders 
wichtige  Staatsaufgabe  erscheint. 

2.  Die  Nothwendigkeit,  durch  pflegliche  Maassnahmen 
Betriebsfortschritte  anzubahnen,  die  neben  einer  Steigerung  der 
Eoherträgnisse  des  Grund  und  Bodens  auch  eine  Verbesserung 
der  Bentabilitätsverhältnisse  im  Gefolge  haben,  tritt  namentlich 
in  jenen  Staaten  und  Staatsgebietstheilen  zu  Tage,  in  denen  die 
klein-  und  mittelbäuerliche  Bevölkerung  überwiegt, 
deren  Angehörige  aus  oft  erwähnten  Gründen  den  Fortschritten 
der  Bodencultur  vielfach  gänzlich  ablehnend  gegenüberstehen, 
jedenfalls  denselben  nur  langsam  und  zögernd  folgen  (Bd.  I,  §  U 
am  Schluss ;  §  12  und  §  69,  Ziffer  1).  Wenn  auch  im  Laufe  dieses 
Jahrhunderts  manche  Verbesserungen  und  Vervollkommnungen  der 
Boden-  und  Thierzuchttechnik  im  Bereich  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung stattgefunden  haben,  so  ist  es  doch  für  den  Kenner  der 
Verhältnisse  des  flachen  Landes  eine  offenkundige  Thatsache  und 
ist  auch  in  den  landwirthschaftlichen  Enqueten  der  achtziger  Jahre 
übereinstimmend  bestätigt  worden,  dass  noch  für  viele  Verbesse- 
rungen Raum  ist  und  dass  an  den  vollzogenen  Fortschritten  die 
einzelnen  Gegenden  des  bäuerlichen  Besitzes  in  sehr  ungleicher 
Weise  Theil  nehmen,  manche  hinter  dem  Durchschnittsmaass  recht 
weit  zurückgeblieben  sind.  Noch  immer  harren  weithin  bessere, 
arbeitssparende  Geräthe  und  Maschinen  der  wünschenswerthen  Ver- 
breitung, wird  die  sorgsame  Sammlung  und  Behandlung  der 
thierischen  Düngestoffe  und  deren  Ergänzung  durch  mineralische 
Beidünger  unterlassen,  lässt  die  Sorgfalt  in  der  Bodenbestellung 
zu  wünschen  übrig,  wird  mangelhaft  gereinigtes  und  ausgelesenes 
Saatgut    verwendet,    die   Vertilgung    der   Unkräuter    in    sorgloser 
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dem  thatsächlichen  Betriebsaufwand  der  wirthschaftliche  Erfolg 
der  Production  abhängt;  und  übersieht  weiter,  dass  die  voll- 
kommenste Agrarverfassung  das  Gedeihen  der  in  ihr  wirthschaften- 
den  Grundbesitzer  nicht  verbürgen  kann,  wenn  und  sofern  diesen 
die  erforderliche  betriebstechnische  Geschicklichkeit  und  betriebs- 
ökonomische Erfahrung  abgeht,  wie  sie  zur  Erzielung  privatwirth- 
schaftlich  lohnender  Geschäfksergebnisse  erforderlich  ist ;  wie  ander- 
seits freilich  eine  an  sich  mangelhafte  Agrarverfassung  beim 
ZusarnmentrefTen  mit  landwirthschaftlicher  Fachunkenntniss  be- 
sonders schädlich  wirken  muss,  wobei  letzterenfalls  an  die  über 
alle  Maassen  traurige  Lage  der  russischen,  der  italienischen  und 
der  irischen  Bauern  erinnert  sein  mag,  an  der  mindestens  ebenso 
sehr  die  Unwissenheit  und  Bohheit  der  ländlichen  Bevölkerung 
wie  die  Mängel  der  Agrarverfassung  Theil  haben.  Je  mehr  mit 
fortschreitender  Entwicklung  der  allgemeinen  Cultur  und  Zunahme 
der  Yolkszahl  die  Bodenpreise  anziehen  und  im  Gefolge  dieser 
Entwicklung  die  privatrechtlichen  Verpflichtungen  der  Grund- 
besitzer eine  Erweiterung  erfahren,  je  mehr  femer  durch  die 
wachsenden  Bedürfnisse  des  Staats  und  der  Gemeinden  auch  die 
Anforderungen  an  die  Steuerkraft  der  Einzelnen  erhöht  werden,  je 
mehr  die  individuellen  Haushaltungsbedürfnisse  auch  in  den  unteren 
und  mittleren  Volksschichten  eine  Steigerung  erfahren,  je  mehr 
endlich  jede  privatwirthschaftliche  Thätigkeit  in  den  Kreis  der 
allgemeinen  Verkehrsentwicklung  gezogen  wird  und  die  Nöthigung 
entsteht,  über  die  Bedürfnisse  des  eigenen  Haushalts  hinaus  für 
den  Markt,  d.  h.  marktfähige  Waare  zu  erzeugen,  um  so  grössere 
Anforderungen  stellt  auch  der  kleinste  landwirthschafUiche  Betrieb 
an  das  technische  Können  und  die  wirthschaftliche  Einsicht  dt^fi 
Wirths,  wenn  den  Anforderungen  des  staatlichen  und  privaten 
Lebens  genügt  und  die  wirthschaftliche  Selbstständigkeit  behaupte 
werden  soll.  Tritt  zu  Allem  dem,  wie  gerade  in  der  Gegenwart, 
eine  wachsende  Abhängigkeit  des  Einzelwirths  sowohl  in  d^r 
Richtung  der  Erzeugung  wie  in  der  Gestaltung  der  Absatzbedin- 
gungen von  Factoren  hinzu,  die  sich  seiner  Beeinflu^^ftung  m**hr 
oder  weniger  entziehen  (Wettbewerb  von  aussen  aus  Ländern  mit 
besonders  günstigen  Erzeugung^bedingunjren  oder  te^buinher 
Ueberlegenheit  de«  Betriebs),  so  mögen  s^'lbst  schützende  Zoll- 
schranken von  beträchtlicher  Höh*»  unt^^r  Urn-^tänd^'n  uicLt  a  :^ 
reichen,  eine  in  bebiebstechuisclj^rn  B^^harrurigszu-tand  verblif-V«-:,** 
landwirthschaftliehe  Bevr.lk^ruiJtr   vvr  .Si^'^hthum   und  wirthscLaf*- 
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liebem  Verfall  zu  bewahren.  Endlich  aber  knüpft  sich  an  die 
Herbeiführung  betriebstechnischer  Fortschritte  das  allgemeine 
nationale  Interesse,  das  durch  die  Wichtigkeit  einer  wenigstens 
relativen  Unabhängigkeit  in  der  Nahrungsmittelversorgung  des 
eigenen  Landes  von  fremden  Märkten  gegeben  ist;  desshaib  er- 
wächst mit  der  zunehmenden  Volkszahl  und  dem  Wachsen  des 
Bedarfs  an  Brodfrüchten  und  Fleisch  dem  Grundbesitz  die  Ver- 
pflichtung, den  seiner  Arbeit  anvertrauten  nationalen  Grund  und 
Boden  durch  erhöhte  Betriebsgeschicklichkeit  in  den  Stand  zu 
setzen,  dem  gewachsenen  Nahrungsbedürfniss  der  Volksgemein- 
schaft zu  genügen;  wie liin wiederum  gerade  desshaib  das  Hinwirken 
auf  die  Herbeiführung  solcher,  von  stärkerer  Ausnützung  der 
Bodenkraft  begleiteter  Betriebsfortschritte  als  eine  besonders 
wichtige  Staatsaufgabe  erscheint. 

2.  Die  Nothwendigkeit,  durch  pflegliche  Maassnahmen 
Betriebsfortschritte  anzubahnen,  die  neben  einer  Steigerung  der 
Eoherträgnisse  des  Grund  und  Bodens  auch  eine  Verbesserung 
der  Bentabilitäts Verhältnisse  im  Gefolge  haben,  tritt  namentlich 
in  jenen  Staaten  und  Staatsgebietstheilen  zu  Tage,  in  denen  die 
klein-  und  mittelbäuerliche  Bevölkerung  übervriegt, 
deren  Angehörige  aus  oft  erwähnten  Gründen  den  Fortschritten 
der  Bodencultur  vielfach  gänzlich  ablehnend  gegenüberstehen, 
jedenfalls  denselben  nur  langsam  und  zögernd  folgen  (Bd.  I,  §  11 
am  Schluss;  §  12  und  §  69,  Ziffer  1).  Wenn  auch  im  Laufe  dieses 
Jahrhunderts  manche  Verbesserungen  und  Vervollkommnungen  der 
Boden-  und  Thierzuchttechnik  im  Bereich  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung stattgefunden  haben,  so  ist  es  doch  für  den  Kenner  der 
Verhältnisse  des  flachen  Landes  eine  offenkundige  Thatsache  und 
ist  auch  in  den  landwirthschaftlichen  Enqueten  der  achtziger  Jahre 
übereinstimmend  bestätigt  worden,  dass  noch  für  viele  Verbesse- 
rungen Raum  ist  und  dass  an  den  vollzogenen  Fortschritten  die 
einzelnen  Gegenden  des  bäuerlichen  Besitzes  in  sehr  ungleicher 
Weise  Theil  nehmen,  manche  hinter  dem  Durchschnittsmaass  recht 
weit  zurückgeblieben  sind.  Noch  immer  harren  weithin  bessere, 
arbeitssparende  Geräthe  und  Maschinen  der  wünschenswerthen  Ver- 
breitung, wird  die  sorgsame  Sammlung  und  Behandlung  der 
thierischen  Düngestoffe  und  deren  Ergänzung  durch  minersQische 
Beidünger  unterlassen,  lässt  die  Sorgfalt  in  der  Bodenbestellung 
zu  wünschen  übrig,  wird  mangelhaft  gereinigtes  und  ausgelesenes 
Saatgut    verwendet,    die  Vertilgung    der   Unkräuter   in    sorgloser 
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Weise  gehandhabt,  geschieht  die  Verabreichung  der  Futterstoffe  in 
imökonomischer  Weise,  ist  bei  der  Einstellung  der  Zucht-  und 
Nutzthiere  die  richtige  Auswahl  zu  vermissen,  entbehren  die  zum 
Verkauf  bestimmten  Erzeugnisse  der  entsprechenden  Herrichtung  etc. 
Und  neben  diesen  Mängeln  der  Technik  gehen  betriebs- 
ökonomische Fehler  und  Verirrungen  einher  und  schleppen 
sich  jahrelang  oft  schon  desshalb  fort,  weil  es  in  vielen  Wirth- 
schaften,  selbst  in  grösseren,  an  einer  ordentlichen  Buchfahrung 
gebricht,  80  dass  sich  die  Wirthschafter  über  die  Ertragsverhält- 
nisse ihrer  Wirüischaft  im  Ganzen  und  gar  über  die  Rentabilität 
einzelner  Zweige  derselben  selten  im  Klaren  sind.  Die  misslichen 
Folgen  dieses  mangelnden  Einblicks  zeigen  sich  theils  in  dem 
Festhalten  von  irrationellen  und  unrentablen  Betriebsweisen:  Auf- 
rechterhaltung der  Dreifelderwirthschaft  (Bd.  I,  §  7),  feldmässige 
Bestellung  selbst  ganz  schlechter  und  entlegener  Grundstücke, 
Beibehaltung  der  Pferdehaltung,  wo  Ochsen  oder  Kühe  die  Arbeit 
ebenfalls  verrichten  können  etc.,  theils  in  der  Bewilligung  un- 
verständig hoher  Kauf-  und  Pachtpreise,  wohl  auch  in  dem  Miss- 
verhältniss,  in  welchem  man  das  zu  bewirthschaftende  Land  mit 
dem  gegebenen  Maass  von  Betriebskapital  hält,  mitunter  auch, 
insbesondere  soweit  die  Beschäftigung  der  eigenen  Familien- 
angehörigen in  Frage  kommt,  in  der  Verwendung  einer  über  das 
unbedingt  gebotene  Maass  hinausgehenden  Zahl  von  Arbeits- 
kräften*). Betriebstechnische  und  betriebsökonomische  „Sünden*' 
der  bezeichneten  Art,  in  ungenügenden  Ernten  und  Erträgnissen 
der  Thierhaltung  und  in  unverhältnissmässigen  Wirthschafts- 
ausgaben  zu  Tage  tretend,  mögen  bei  völlig  schuldenfreiem  Besitz 
leicht  ertragen  werden,  müssen  aber  bei  verschuldetem  Besitz  und 
beim  zeitlichen  Zusammentreffen  von  Verschuldung  mit  sonstigen 
ungünstigen  Conjuncturen  —  Sinken  der  Productenpreise ,  Steigen 
der  Geldlöhne  und  der  anderen  Wirthschaftserfordemisse  —  sich 
bitter  rächen.  Sind  solche  Betriebssünden,  wie  bemerkt,  zumeist 
beim  bäuerlichen  Besitz  anzutreffen,  so  kommen  sie  doch  auch  in 
grösseren  Wirthschaften  vor,  weil  es  eben  auch  den  Leitern 
sfrösserer  Güter  nicht  selten  noch  immer  an  der  erforderlichen 
sachlichen  Vorbildung  imd  wirthschaftlichen  Erfahrung  gebricht, 
ein  Umstand,   der  bei  Beurtheilung   der  Nothlage   des  grösseren 


*)  Vgl.  hierzu  die  bad.  landw.  Erhebungen  v.  1883,  Bd.  IV,  S.  14  ff.  und  die 
lesenswerthe  Schrift:  G.  Böhme,  LaudwirthBchaftUche  Sünden,  1893. 
Boehonberger,  A.,  A-grarpoIitlk.  II.  28 
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Grundbesitzes   in  einzelnen  Theilen  Mitteleuropas    vielfach  nicht 
die  gebührende  Beachtung  findet^). 

3.  Die  die  Hebung  der  Productionstechnik  anstrebenden 
pfleglichen  Maassnahmen  des  Staats  weisen  länderweise 
ein  sehr  verschiedenartiges  Bild  auf,  je  nach  dem  Stand  der 
Technik,  den  im  Laufe  der  Zeit  ein  Land  bereits  erreicht  hat.  In 
solchen  Staatswesen,  in  denen  wegen  des  vorherrschenden  grösseren 
Grundbesitzes  die  Bodencultur  Dank  der  bei  den  jeweiligen  Betriebs 
leitem  vorhandenen  Intelligenz  und  Fachbildung  in  befriedigendem 
Zustand  sich  befindet,  wird  an  die  pflegliche  Thätigkeit  des  Staats 
wohl  kaum  eine  andere  Anforderung  als  die  zu  stellen  sein,  durch 
die  Bereitstellung  fachwissenschaftlicher  Institute  die  Möglichkeit 
der  Aneignung  der  nöthigen  Fachbildung  fflr  die  Betriebsleiter  zu 
vermitteln,   wogegen  im  Uebrigen  die  Verbreitung  der  Betriebs- 
fortschritte der  privaten  Vereinsthätigkeit  überlassen  werden  kann, 
wofür  England,  wohl  auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
als  typische  Beispiele  gelten  können.    Wo  die  bäuerliche  Bevöl- 
kerung überwiegt,   die  nach  dem  Maasse  ihrer  Allgemeinbildung 
den  Ergebnissen  der  wissenschaftlichen  Forschung  weder  alsbald  zu 
folgen,  noch  im  Hinblick  auf  ihre  Vermögenslage  für  die  Fach- 
bildung der  nachwachsenden  Generation  erhebliche  Opfer  zu  bringen 
vermag,  bedarf  es  nicht  nur  einer  Popularisirung  der  natur- 
wissenschaftlichen   Forschungsergebnisse    (durch  Einrichtimg  von 
dem  Verständniss  dieses  Theils  der  ländlichen  Bevölkerung  ange- 
passten  besonderen  Unterrichtsanstalten,  durch  Organisirung 
einer  mit  gemeinf asslichen  Vorträgen  operirenden  Wanderlehr- 
thätigkeit),  sondern  es  wird  auch  nöthig,  das  in  diesen  Kreisen 
herrschende  Vorurtheil  und  Misstrauen  gegen  gelehrte  Forschung, 
das  nicht  selten  zu  beobachtende  geringschätzige  abfällige  Urtheil 
gegenüber  Allem,  was  wie  eine  Neuerung  aussieht,  allgemach  zu 
bekämpfen  durch  augenfällige  Beispiele  wirksamen  Erfolgs  (V'er- 
suchspflanzungen  und  Versuchsgärten),  durch  in  Aussicht 
stehende    geldliche    Vortheile    (Zuwendungen    von  Beihilfen 
zur  Anschaffung  neuer  bewährter  Sämereien,  zweckentsprechender 
Maschinen  und  Geräthe,  werthvoUer  Zuchtthiere  etc.),  endlich  durch 
Entfachung  des  bäuerlichen  Ehrgeizes  und  der  bäuerlichen  Eitelkeit 
(Prämienvertheilungen  etc.).  Vielseitige  Wahrnehmungen  zeigen 


*)  Ueber  die  häufig  mangelhafte  Vorbildung  der  Leiter  grösserer  Gutsbetriebe 
vgl.  die  Ausführungen  von  £.  Müller  in  der  erstcitirten  Schrift  in  dem  einleitenden 
Abschnitt:  ^Zeitgemässe  Betrachtungen";  ferner  Settegast,  a.  a.  O.,  S.  59 ff. 


Abschn.  I.   §  171.  Bedeutimg  der  Landwirthschaftspflege  in  der  Gegenwart.    435 

denn  auch,  dass  der  passive  Widerstand  der  bäuerlichen  Wirthe 
gegen  Betriebsfortschritte  auf  dem  Wege  der  Belehrung  allein  nicht 
zu  überwinden  ist  und  dass  eine  raschere  Emporhebung  dieses 
Theils  der  ländlichen  Bevölkerung  auf  eine  höhere  Stufe  der 
Betriebstechnik  nur  auf  dem  Wege  der  Bereitstellung  um- 
fangreicher Geldmittel  des  Staats  möglich  sich  erweist'). 
4.  Je  verschiedenartiger  endlich  die  Formen  sind,  in  denen 
nach  Lage,  Boden  und  EUmaverhältnissen  der  landwirthschafQiche 
Betrieb  sich  abspielt,  um  so  mannigfaltiger  wird  sich  die  pflegliche 
Thätigkeit  des  Staats  gestalten  müssen,  um  eine  gleichmässige  und 
gleichzeitige  Hebung  der  einzelnen  wichtigen  Productionsrichtungen 
herbeizuführen;  je  bedeutungsvoller  für  einzelne  Gegenden  be- 
stimmte Zweige  der  landwirthschaftlichen  Production  sind,  je  nach  dem 
die  Erzeugung  von  Körnerfrüchten,  KartoflFeln,  Handelsgewächsen, 
Obst,  Wein,  im  Gebiet  der  Thierhaltung:  Pferde-,  Rindvieh-  und 
Schweinehaltung  etc.  überwiegt,  um  so  nachdrücklicher  wird  die 
Verwaltungsthätigkeit  in  den  betreffenden  Gegenden  gerade  diesen 
Tbeilen  der  Production  gegenüber  aufmunternd,  anregend,  unter- 
stützend einzusetzen  haben.  Specialisirung  einer-,  Indivi- 
duali sirung  der  pfleglichen  Thätigkeit  anderseits  und  zwar  immer 
unter  sorgfältiger  Anknüpfung  an  das  Gewordene  und  Bestehende 
und  die  vorfindlichen  Besitz-  und  Bewirthschafkungsverhältnisse 
sind  desshalb  nöthige  Erfordernisse,  denen  der  Staat  bei  diesem 
Zweig  seiner  volkswirthschafÜichen  Fürsorgethätigkeit  genügen 
muss,  wenn  auf  rasche  und  zugleich  nachhaltige  Erfolge  gerechnet 
werden  soll.  Daher  auch  nichts  verkehrter  wäre,  als  pflegliche  Ein- 
richtungen des  einen  Staats,  die  daselbst  sich  bewährt  haben,  ohne 
Weiteres  zu  copiren  und  auf  andere  zu  übertragen;  vielmehr  jeder- 
zeit der  Zuschnitt  solcher  pfleglichen  Maassnahmen  den  besonderen 
Verhältnissen  der  einzelnen  Staatsgebietstheile  und  Gegenden  an- 
irepasst  werden  sollte. 


^)  Bülan  (Hdb.  der  Staatswirthschaftslehre ,  1835,  S.  266  ff.)  giebt  die  zu 
»Hner  Zeit  herrschenden  Anschauungen,  die  freilich  noch  lange  anhielten,  getreulich 
^'ieder,  wenn  er  meint,  dass  die  Sorge  für  die  Production  im  Allgemeinen  nicht 
^ache  des  Staats,  sondern  der  landw.  Vereine  sei,  und  dass  des  ersteren  Aui- 
pbe  in  diesem  Gebiet  für  gelöst  zu  erachten  sei,  wenn  er  Musteranstalten,  allenfalls 
Jn  Verbindung  „mit  Lehr-  und  üebungsanstalten  für  Banerssöhne"  einrichte. 


28* 
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Abschnitt  II. 

Das  landwirthschaftliche  Unterrichts-  und  Y ersncliswesen  ^). 

§  172.  Die  Würdigung  des  landwirthschaftlichen 
Unterrichts;  Entwicklungsgang. 

1.  Die  schönen  Worte  Liebig's:  „In  allen  Ländern  stehen  der 
Wohlstand,  der  Beichthum,  die  Gesittung,  die  Kräfte  des  Landes 
im  Verhältniss  zu  der  Summe  des  Wissens,  welche  sich  die  Be- 
völkerung erworben  hat",  haben  volle  Gültigkeit  auch  im  Hinblick 
auf  die  ländliche  Bevölkerung  und  zwar  in  allen  ihren  Besitz- 
gruppen, auch  den  untersten.  Zumal  in  der  Gegenwart,  in  der 
auch  das  entlegenste  Dorf  in  die  grossen  Schwingungen  des  Welt- 
verkehrs einbezogen  ist  und  die  Production  der  abgelegensten 
Gegend  mitbeeinflusst  wird  durch  die  Conjuncturen  des  Weltmarkts, 
bedarf  jeder  Producent,  und  sei  es  auch  der  kleinste  bäuerliche 
Wirth,  eines  gewissen  Maasses  geistiger  Schulung  als  unentbehr- 


^)  Den  besten  und  gründlichsten  Einblick  in  die  Organisation  des  landw.  l'n- 
terrichtswesens  in  Europa  und  die  in  diesem  Gebiet  sich  abspielenden  Streitfragen 
liefert  die  im  Auftrag  des  k.  k.  Ackerbauministeriums  durch  v.  Zimmerauer  heram- 
gegebene,  seit  1887  erscheinende  „Land-  und  forstwirthschaftliche  Unterrichtszeitunir'- 
Die  nachfolgende  DarsteUung  im  Text  muss  —  dem  Zweck  des  Handbuchs  ent- 
sprechend —  überall  auf  Hervorhebung  grundsätzlicher  Gesichtspunkte  sich  be- 
schränken und  von  Mittheilung  von  Lehrplänen  und  Lehrzielen  der  einzelnen  An- 
stalten, von  der  Art  ihrer  äusseren  Organisation  etc.  Umgang  nehmen.  —  Von  besonders 
bemerkenswerthen  Aufsätzen  in  den  bis  jetzt  erschienenen  Jahrgängen  sind  namenthch 
die  folgenden  zu  erwähnen:  v.  G obren,  Die  landw.  Unterrichtsanstalten  inPrenssen, 
Jahrg.  I,  S.  74;  Derselbe:  Frankreich^s  landw.  Unterrichtswesen,  ebenda, 
S.  176 ff.  u.  306  ff.;  v.  Zimmerauer,  Das  land-  u.  forstwirthschaftliche  Unterrichis- 
wesen  in  den  Ländern  der  Ungarischen  Krone,  Jahrg.  H,  S.  87,  259;  Wisbeck, 
Das  landw.  Unterrichtswesen  in  Bayern,  ebenda  S.  34;  v.  Langsdorff,  Das 
landw.  Unt^rrichtswesen  in  Sachsen,  ebenda  S.  137,  211;  Giovanni  Patane, 
Das  landw.  Unterrichtswesen  in  Italien,  Jahrg.  IQ,  8.130,  209,  322  u.  Jahrg.  IV, 
S.  196 ff.;  V.  Miklaschewski,  Die  Entwicklung  des  landw.  Bildungswesens  in 
Russland,  Jahrg.  V,  S.  162  u.  Jahrg.  VI,  S.  243 ff.;  Fleischner,  Das  land-  und 
forstwirthschaftliche  Unterrichtswesen  in  der  Schweiz;  Derselbe:  Der  Unterricht 
in  der  Landwirthschaft  an  den  Lehrerbildungsanstalten,  Bürger-  und  Volksschulen 
in  Frankreich,  in  Jahrg.  IV,  S.  62  ff.  u.  229  ff.  —  Von  bemerkenswerthen  Mono- 
graphien über  die  Materie  sind  namentlich  aufzuführen:  H.  Settegast,  Der  landw. 
Unterricht,  1873,  und  die  geistvolle  Schrift  von  L.  v.  Stein,  Die  Staatswissenschaft' 
liehe  und  die  land>virthschaftliche  Bildung,  1880.  —  Sehr  abstruse  Ansichten  über 
die  landw.  Fachbildung  bei  W.  Hamm,  Das  Wesen  und  die  Ziele  der  Landwirth- 
schaft, 1872,  Abschn.  XVI,  S.  312  ff.,  wo  eigentlich  über  jede  Art  besonderer  landw. 
Unterrichtsorganisation  der  Stab  gebrochen  wird. 
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lieber  Unterlage  für  die  erfolgversprechende  Führung  eines  wirth- 
schaftlichen  Betriebes.  Je  mehr  auch  in  dem  ländlichen  Gewerbe 
die  Nothwendigkeit  zu  Tage  tritt,  die  Productionsrichtung  mit  den 
Anforderungen  des  Marktes  in  Uebereinstimmung  zu  setzen,  ge- 
gebenenfalls also  den  Schwerpunkt  der  wirthschafÜichen  Thätig- 
keit  zu  verlegen  —  beispielsweise  auf  die  stärkere  Production  von 
Fleisch  und  Molkereiproducten  an  Stelle  des  Cerealienbaus  — 
je  mehr,  wie  Röscher  meint,  die  fortschreitende  Entwicklung  die 
Landwirthschaft  „zu  einer  Kunst  und  Wissenschaft"  macht,  um  so 
weniger  genügt  die  nach  Schablonen  arbeitende,  althergebrachte 
Wirthschaftsweise  und  die  pietätvolle  Beachtung  überlieferter  Regeln. 
So  bat  sich  denn  seit  langer  Zeit  die  Ueberzeugung  befestigt,  dass 
im  Gewerbe  des  Landwirths  wohl  för  die  untersten  Stufen  die- 
jenigen Kenntnisse  und  Fertigkeiten,  die  die  Volksschule  und  ein 
an  die  Volksschule  sich  anfügender  Fortbildungsunterricht  in  den 
Elementarfächem  darbietet,  zur  Noth  genügen,  für  die  mittleren  und 
oberen  Besitzgnippen  aber  eine  besondere  ünterrichts- 
organisation  zu  schaffen  sei,  die  den  Adepten  des  landwirth- 
scbafUichen  Fachs  die  zur  guten  Ausübung  ihres  künftigen  Berufs 
imentbehrlichen  Fachkenntnisse  zu  vermitteln  habe.  Man  geht  dabei 
von  dem  gewiss  einwandfreien  Satze  aus,  dass  praktische  Routine, 
Fleiss  und  Sparsamkeit  allein  in  der  Gegenwart  nicht  hinreichen, 
einem  Gutsbetrieb  in  Erfolg  verbürgender  Weise  vorzustehen,  dass 
vielmehr  eine  verständnissvolle  Erfassung  der  Vorgänge  im  Pflanzen- 
und  Thierreich  und  der  klare  Einblick  in  das  wirthschaftliche 
Räderwerk  des  Betriebs  durchaus  Noth  thue,  um  die  Pflanzen-  und 
Thierproduction  unter  Benützung  der  durch  Erfahrung  und  Wissen- 
schaft sich  darbietenden  Mittel  bei  thunlichster  Beschränkung  der 
Erzeugungskosten  zur  höchstmöglichen  Ertragsfähigkeit  zu  steigern 
und  zugleich  die  gewinnbringendste  Verwerthung  der  gewonnenen 
Erzeugnisse  zu  ermöglichen  ^).  Dabei  hat  man  in  richtiger  Würdigung 
fies  verschiedenen  Maasses  von  Anforderungen,  die  das  landwirth- 
^cbaftliche  Gewerbe  je  nach  dem  Umfang  des  Betriebs  an  den 
^Tutsleiter    stellt,    in    der  Organisation    des    landwirthschaftlichen 

')  Die  vielfach  betonte  Ueberlegenheit  des  amerikanischen  Farmers  geg-enüber 
seinem  europäischen  Fachgenossen  führt  Wilckens  (Fühling's  Landw.  Zeitung 
^*- 1892,  S.  86)  gerade  auch  auf  den  Lerneifer  jener  zurück.  „Der  nordamerikanische 
Iraner  . . .  lernt  jede  Cultur,  wenn  sie  Geld  verspricht;  er  ist  nie  zu  alt  zum  Lernen, 
^T  lernt  in  Schulen,  Büchern,  Zeitungen  und  vor  Allem  in  Musterwirthschaften  .  .  . 
Lernen  und  Arbeiten  sind  die  Grundlagen  des  riesigen  nordamerikanischexi  Fort- 
whritts.  Drüben  ist  Niemand  zu  alt  ziun  Lernen  und  zu  vornehm  zu  jeder  Art 
von  Arbeit." 
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Unterrichtswesens  eine  Differenzirung  eintreten  lassen,  dem- 
gemäss  besondere  ünterrichtsanstalten  fOr  die  kleineren,  mitüeren 
und  grösseren  Gutsbetriebe  geschaffen  und  diese  in  der  Aus- 
gestaltung des  Lehrplans  und  der  Lehrziele  dem  Bildungsbedürfniss 
der  verschiedenen  Grössengruppen  des  Besitzes  angepasst 

2.  In  dem  geschichtlichen  Verlauf  des  landvörthscliaft- 
liehen  Unterrichtswesens  lässt  sich  unschwer  folgender  Entwicklungs- 
gang erkennen:  a)  Zuerst  ist  der  Unterricht  ein  vorwiegend 
praktischer,  d.  h.  auf  unmittelbare  Anschauung  und  Einübung 
gerichteter.  Die  Adepten  des  landwirthschafUichen  Fachs  treten 
bei  erfahrenen,  gewiegten  Oekonomen  in  die  Lehre  (als  sogen. 
Praktikanten)  oder  auch  es  übernehmen  einzelne  Gutsbesitzer  oder 
Pächter  geschäftsmässig  die  Ausbildung  junger  Leute  in  der  Praxis 
und  es  entwickeln  sich  aus  Veranstaltungen  letzterer  Art  geradezu 
ständige  Lehreinrichtungen,  d.  h.  mit  Gutsbetrieben  verbundene 
Ackerbauschulen.  Durchweg  für  diese  Periode  ist  aber  cha- 
rakteristisch, dass  der  Schwerpunkt  in'die  Unterweisung,  in  die  Ein- 
führung in  die  einzelnen  bei  der  Landwirthschaft  vorkommenden 
praktischen  Arbeiten,  an  denen  alle  Schüler  sich  zu  betheiligen 
haben,  verlegt  ist,  während  die  theoretische  Unterrichtsertheilung 
als  mehr  Nebensächliches  in  den  Hintergrund  tritt  Das  Unter- 
richtsziel ist  daher  auf  die  Erlangung  einer  bestimmten  Summe 
manueller  Fertigkeiten,  die  Aneignung  gewisser  erprobter  Arbeits- 
methoden und  Regeln  gerichtet;  die  Landwirthschaft  wird  als 
reine  Erfahrungslehre  behandelt  und  von  einer  streng  naturwissen- 
schaftlichen Erklärung  der  Vorgänge  in  der  Pflanzen-  und  Thier- 
production  abgesehen. 

b)  Das  zweite  Stadium  in  dem  erwähnten  Entwicklungsgang 
zeichnet  sich  durch  das  stärkere  Hervortreten  gerade  der  theore- 
tischen Unterrichtsertheilung  gegenüber  der  praktischen  Unter- 
weisung aus.  Die  Lehranstalten  sind  zwar  noch  mit  Gutswirth- 
schaften  verknüpft,  aber  .die  letzteren  haben  lediglich  als  Demo n- 
strationsobject  zu  dienen  zur  Belebung  und  besseren  Veranschau- 
lichung der  vorgetragenen  Unterrichtsgegenstände,  zur  Vornahme  von 
Anbauversuchen  und  praktischen  Experimenten  aller  Art  Die  Gute- 
wirthschaft,  statt  ein  bei  der  Ackerbauschule  hauptsächlichstes  Unter- 
richtsmittel zu  sein,  hat  nur  mehr  den  Zweck,  der  Unterrichts- 
ertheilung ergänzend  zur  Seite  zu  treten,  damit,  wie  einst  Thaer. 
der  Begründer  des  modernen  landwirthschaftlichen  Unterrichtswesens 
sich  ausdrückte,   „ein  tiefer,   klarer,  bleibender  Einfluss  bewirkt 
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auch  von  jedem  wichtigsten  Satz  ein  Erfahrungsbeweis  gegeben 
werden  kann".  Je  nach  dem  Umfang,  in  dem  die  einzelnen  ünter- 
richtsftcher  gelehrt  werden,  und  nach  der  mehr  oder  minder  wissen- 
Bchaftlichen  Behandlung  der  letzteren  selbst,  die  hinwiederum  bedingt 
wird  von  den  an  die  Vorbildung'der  Schüler  gestellten  Anforderungen, 
von  der  Besetzung  des  Lehrkörpers  und  der  sonstigen  Ausstattung 
der  Guts-Lehranstalt  mit  Lehrmitteln,  gestaltet  sich  dieselbe  ent- 
weder zur  landwirthschaftlichen  Mittelschule  (theoretisch-prak- 
tische Ackerbauschule)  oder  zur  landwirthschaftlichen  Akademie. 

c)  Im  dritten  Stadium  des  Entwicklungsgangs  endlich  löst 
sich  die  Unterrichtsertheilung  von  dem  Zusammenhang  mit  einem 
Gutsbetrieb  völlig  los  und  vrtrd  zur  rein  theoretischen.  Zur 
Veranschaulichung  des  Unterrichts  dient,  an  Stelle  des  Gutsbetriebs^ 
neben  zweckmässig  geleiteten  Excursionen,  die  Modellsammlung, 
die  Geräthe-  und  Maschinensammlung,  das  Laboratorium,  der 
botanische  Oarten  u.  a.  m.  Die  Lehranstalten  setzen  sich  nicht 
mehr  zum  Zweck,  den  Schüler  mehr  oder  weniger  als  fertigen 
Landwirth  zu  entlassen,  sie  wollen  ihn  nur  mit  derjenigen  Summe 
von  theoretischem  Wissen  ausrüsten,  die  ihn  dereinst  zur  verständ- 
nissvoUen  Ausübung  seines  Berufs  befähigen  wird.  Die  wirkliche 
Einübung  in  diesen  verbleibt  als  Aufgabe  der  auf  die  theoretische 
Unterweisung  folgenden  Zeit  der  Praxis,  deren  Aneignung  für  um 
so  leichter  gehalten  wird,  je  mehr  der  junge  Mann  mit  einem 
tüchtigen  Fond  allgemeiner  und  specieller  Fachkenntnisse  aus- 
gestattet worden  ist. 

Am  ersten  hat  sich  diese  Trennung  der  landwirthschaftlichen 
Lehranstalten  von  der  Gutswirthschaft,  unter  dem  Einfluss  der  s.  Z. 
von  Liebig  ausgehenden  Bemühungen,  bei  der  obersten  Stufe  der 
Cnterrichtsertheilung  vollzogen,  indem  man  den  Versuch  machte, 
das  Studium  der  Landwirthschaft  von  der  Gutsakademie  weg  und 
an  die  Universität  zu  verlegen.  Allmählich  aber  übertrug  sich  die 
Trennung  auch  auf  die  Schulen  mittlerer  und  unterer  Kategorie 
und  es  entstanden  an  Stelle  und  neben  den  Ackerbauschulen 
Lehranstalten,  die,  wie  die  landwirthschaftlichen  Winter  schulen 
und  die  sogen.  Landwirthschaftsschulen,  ihre  Bildungs- 
aufgaben ebenfalls  losgelöst  von  jederlei  Gutsbetrieb  verfolgen. 

3.  Dieser  Entwicklungsgang  giebt  zu  folgenden  Betrach- 
tungen Anlass: 

a)  Die  Ackerbauschule  älteren  Styls  mit  ihrer  fast  aus- 
schliesslichen Berücksichtigung  der  praktischen  Einübung  in   die 
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vorkommenden  Arbeiten  ist  da  am  Platz,  wo  die  grundbesitzende 
Bevölkerung  von  den  augenfälligsten  Fehlem  und  Gebrechen  in 
der  Betriebsweise  sich  loszumachen  noch  nicht  gelernt  hat,  wo  also 
beispielsweise  der  Werth  einer  die  Bodenkräfte  thunlich  schonen- 
den und  doch  die  höchsten  Erträgnisse  verbürgenden  Fruchtwechsel- 
Wirthschaft  etwa  gegenüber  der  Dreifelder- Wirthschaft  mit  reiner 
Brache  oder  einer  sorgfältigeren  Bodencultur  etc.  der  Jugend  ge- 
wissermaassen  handgreiflich  vor  Augen  geführt  werden  soll.  Die 
reine  Ackerbauschule  muss  demnach  an  Bedeutung  verlieren  in  all' 
den  Gegenden,  in  denen  ein  zeitgemässes  Feldersystem  bereits  landes- 
üblich geworden,  wo  Art  und  Weise  und  Reihenfolge  der  Arbeiten 
im  Allgemeinen  bereits  richtig  vorgenommen  werden  und  wo  es  sich 
nur  mehr  danun  handelt,  die  Auswahl  der  Culturgewächse  den  wech- 
selnden Marktconjuncturen  besser  anzupassen,  ein  richtigeres  Ver- 
hältniss  herbeizuführen  zwischen  Kömer-  und  Futterbau,  zwischen 
stehendem  und  Betriebskapital  etc.,  ein  tieferes  Verständniss  für 
bestimmte  Culturuntemehmungen  (Ent-  und  Bewässemngen,  Weg- 
anlagen etc.)  zu  wecken,  den  ganzen-Betrieb  überhaupt  mehr  kauf- 
männisch einzurichten  und  an  Stelle  schablonenmässiger  Nach- 
ahmimg eine  zielbewusste,  auf  die  jeweiligen  concreten  Verhältnisse 
gestützte  Thätigkeit  treten  zu  lassen.  Dieses  Ziel  kann  aber  viel 
besser  als  durch  blosses  handwerksmässiges  Erlernen  gewisser  Wirth- 
schaftsmethoden  innerhalb  einer  gegebenen  Musterwirthschaft  auf 
Grund  einer  zugleich  theoretischen  Fachbildung  erreicht  werden,  die 
den  Blick  des  jungen  Landwirths  übt,  schärft  und  erweitert,  ihn 
unbefangener  die  bestehende  Wirthschafksweise  zu  prüfen  und  das 
Beste  auszuwählen  befähigt.  Die  Uebung  und  Erfahmng,  die  den 
Meister  macht,  kann  überhaupt  nicht  in  der  verhältnissmässig 
kurzen  Lehrzeit  der  Ackerbauschule,  sondem  nur  durch  jahrelange 
selbstständige  Arbeit  inmitten  fremder  oder  eigener  Wirthschaft 
erworben  werden.  Unter  allen  Umständen  setzt  das  gedeihliche 
Wirken  einer  praktischen  Ackerbauschule,  insoweit  als  ihr  Be- 
stehen überhaupt  noch  als  ein  Bedürfniss  erscheint,  voraus,  dass 
die  in  ihr  übliche  Wirthschaftsweise  einer  Uebertragung  auf  die- 
jenigen ländlichen  Bezirke,  aus  welchen  ihre  Schüler  sich  rekrutiren 
sollen,  vermöge  gleichartiger  Boden-  und  klimatischer  Verhältnisse 
leicht  sich  fähig  erweist. 

b)  In  landwirthschaftlich  erheblich  vorgeschrittenen  Staats- 
wesen kann  nach  dem  Gesagten  also  nicht  von  der  practischen  Acker- 
bauscliule  älteren  Stvls,  sondern  nur  von  solchen  Lehranstalten  ein 
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die  Hebung  der  heimischen  Landwirthsehaft  verbürgender  Erfolg 
erwartet  werden,  welche  den  theoretischen  Unterricht  (in  Bealien, 
Sprachen  und  Naturwissenschaften,  Pflanzen-  und  Thierlehre  etc.) 
ebenfalls  berücksichtigen,  ihn  vielleicht  sogar  in  den  Vordergrund 
stellen.  Hierbei  ist  die  Frage,  ob  diese  landwirthsehaft- 
liehen  Fachschulen  in  Verbindung  mit  einer  Guts- 
wirthschaft,  oder  ohne  solche  zu  bestehen  haben,  nicht 
ohne  Bedeutung.  Unverkennbar  macht  sich  seit  längerer  Zeit  das 
Bestreben,  eine  Lösung  der  Lehranstalten  von  jederlei  Gutsbetrieb 
herbeizuführen,  in  höherem  Grade  als  die  gegentheilige  Tendenz 
geltend.  In  vielen  Fällen  wird  dieses  Bestreben  vorwiegend  auf 
finanzielle  Erwägungen  ziurückzuführen  sein,  insofern  nicht  zweifel- 
haft erscheinen  kann,  dass  eine  Schule  mit  Gutsbetrieb  in  der 
Regel  kostspieliger  zu  unterhalten  sein  wird,  als  ohne  solchen. 
Man  geht  dabei  gleichzeitig  von  der  Erwägung  aus,  dass  eine  Guts- 
wirthschaft  ihrem  Zweck  jedenfalls  nur  dann  gerecht  zu  werden  ver- 
mag, wenn  sie  durchweg  den  Anforderungen  einer,  den  Verhältnissen 
des  Landes  angepassten  Musterwirthschaft,  insbesondere  auch 
betreffs  der  Kentabilität  des  Betriebs,  entspricht  und  dass,  wo 
diese  schwer  zu  erfüllende  Voraussetzung  nicht  zutrifft,  sie  eher 
schädlich  als  nützlich  wirken  muss.  Auch  glaubt  man,  dass  die 
lebendige  Anschauimg,  welche  die  Einrichtungen  einer  Gutswirth- 
schaft  und  die  daselbst  vorkommenden  Arbeiten  gewähren,  zum 
Verständniss  der  den  Zöglingen  vorzutragenden  Unterrichtsstoffe 
nicht  unbedingt  erforderlich  ist,  dass  vielmehr  dieser  Zweck  auch 
auf  anderem  Wege  —  durch  Modellsammlungen,  Excursionen  etc. 
—  sich  erreichen  lässt.  Man  weist  namentlich  darauf  hin,  dass 
die  Aneignung  manueller  Fertigkeiten,  zu  deren  Erlernung  der 
öutsbetrieb  die  Möglichkeit  gewährt,  von  unerheblichem  Werth  ist 
und  der  darin  liegende  Vortheil  jedenfalls  den  Nachtheil  nicht 
aufwiegt,  dass  durch  die  Verbindung  geistiger  Arbeit  mit  körper- 
licher Anstrengung  bei  den  Schülern  leicht  eine  Ermattung  ein- 
tritt, die  auf  die  Lehrerfolge  im  theoretischen  Unterricht  störend 
einwirkt;  wie  denn  überhaupt  bei  der  in  der  Kegel  knapp  zuge- 
messenen Unterrichtszeit  die  Bewältigung  des  umfangreichen  Lehr- 
stoffs eine  Sammlung  des  Geistes  voraussetzt,  die  mit  häufigen 
praktischen  Exercitien  im  Freien  und  den  dadurch  veranlassten 
Unterbrechungen  sich  schwer  verträgt.  Endlich  aber  wird  betont, 
dass  die  Loslösung  des  Unterrichts  von  der  Gutswirthschaft  die 
Verlegung   der  landwirthschaftlichen   Lehranstalten   in  die  Städte 
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ermöglicht,  wo  im  Allgemeinen  nicht  nur  überhaupt  grössere  und 
umfassendere  Bildungsmittel  zur  VerfQgung  stehen,  sondern  speciell 
auch  die  durchweg  tüchtige  Besetzung  des  Lehrkörpers  minder 
grossen  Schwierigkeiten  begegnet,  als  dies  auf  der  isolirten  Guts- 
Lehranstalt  der  Fall  ist. 

c)  Das  nicht  zu  verkennende  Gewicht  dieser  Gründe  spiegelt 
sich  nicht  nur  in  der  Thatsache  wieder,  dass  in  den  letzten  Decen- 
nien  keine  selbstständigen  Gutsakademien  mehr  errichtet,  wohl  aber 
mehrere  derselben  aufgehoben  und  bezw.  mit  üniversitätsinstituten 
vereinigt  worden  sind,  sondern  eben  so  sehr  in  dem  bemerkens- 
werthen  Interesse,  welches  die  in  Preussen  aus  der  eigensten 
Initiative  landwirthschaftlicher  Vereine,  Kreise  und  Provinzen  her- 
vorgegangenen rein  theoretischen  „Landwirthschaftsschulen'* 
gefunden  haben;  wie  nicht  minder  in  dem  Aufkommen  der  zahl- 
reichen, sogen.  „Winterschulen".  Gleichwohl  wäre  es  voreilig, 
jetzt  schon  ein  abschliessendes  ürtheil  in  der  Sache  fällen  zu  wollen. 
Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  ein  grosser  Theil  der  Guts-Lehr- 
anstalten eine  rühmliche  Vergangenheit  hinter  sich  hat,  während 
viele  der  rein  theoretischen  Unterrichtsinstitute  der  Neuzeit  sich 
erst  noch  zu  erproben  haben.  Es  ist  daher  verfrüht,  den  Guts- 
Lehranstalten,  wie  öfters  geschehen,  schechthin  die  fernere  Existenz- 
berechtigung abzusprechen.  Sie  haben  einigermaassen  an  Bedeutung 
eingebüsst,  soweit  sie  als  „Akademien"  die  höchsten  wissen- 
schaftlichen Unterrichtszwecke  anstrebten,  denen,  weil  in  diesem 
Fall  der  Schwerpunkt  des  Unterrichts  naturgemäss  in  den  Natur- 
wissenschaften und  den  staatswirthschaftlichen  Disciplinen  gelegen 
ist,  an  Universitäten  wohl  auch  sich  genügen  lässt,  obwohl  auch 
in  dieser  Hinsicht  Zweifel  geäussert  werden  können  (vgl.  unten). 
Als  Lehranstalten  mittleren  und  unteren  Banges  werden  sie 
aber  sicherlich  auch  in  der  Folge  ihren  Werth  bewahren,  nament- 
lich für  alle  diejenigen  ihrer  Schüler,  welche  nicht  aus  den  Kreisen 
der  ländlichen  Bevölkerung  hervorgehen.  Sie  sind  da  überhaupt 
nicht  zu  entbehren,  wo  es  sich  um  die  kunstgerechte  Erlernung 
eines  bestimmten  Zweiges  landwirthschaftlicher  Thätigkeit  behufs 
selbstständiger  Ausübung,  z.  B.  der  Obstbaumzucht,  des  Wein- 
baues, der  Gärtnerei,  des  Molkereiwesens  etc.  handelt.  Eine  rein 
theoretische  Unterrichtsertheilung  würde  in  diesen  letzteren  Fällen 
die  gewünschten  Erfolge  nicht  zu  erzielen  vermögen,  da  es  hier 
vor  Allem  auf  die  Aneignung  gewisser  manueller  Fertigkeiten,  die 
Einübung  bestimmter  Hand-    und  Kunstgriffe    mittelst    längereu 
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Fracticirens  ankömmt,  wozu  ein  mit  der  Schule  in  Yerbindimg 
stehendes  Territorium,  auf  welchem  der  betreffende  Zweig  —  Wein- 
bau, Obstbau  etc.  —  mustermässig  betrieben  wird,  die  Möglichkeit 
gewähren  muss.  Daher  die  fortdauernde  Wichtigkeit  von  Gutslehr- 
anstalten wie  z.  B.  der  mit  Gutsbetrieb  verknüpften  Obst-,  Garten-, 
Wembau- Schulen  imd  anderer  ähnlicher  Anstalten  mehr. 


§  173.  Der  höhere  landwirthschaftliche  Unterricht^). 

1.  Die  die  höchste  Stufe  des  landwirthschaftlichen  Unterrichts 
vertretenden  Institute  (Gutsakademien,  landwirthschaftliche 
Hochschulen,  landwirthschaftliche  Institute  an  Universi- 
täten oder  technischen  Hochschulen)  verfolgen  die  Aufgabe,  den 
Studirenden,  indem  sie  ihm  die  letzten  Erklärungsgründe  der  die 
landwirthschaftliche  Production  regelnden  Gesetze  zugänglich 
machen,  auf  die  Höhe  wissenschaftlicher  Beherrschimg  des  Fachs 
zu  erheben  und  ihn  ebensowohl  zum  Verwalten  der  grössten  Guts- 
complexe  wie  zum  selbstständigen  Forschen  zu  befähigen.  Im 
Hinblick  auf  diese  Ziele  sind  daher  die  höheren  landwirthschaft- 
lichen Unterrichtsanstalten  die  Bildungsstätten  einestheils  für  die 
Aristokratie  des  Grundbesitzes,  andemtheils  für  diejenigen,  die 
sich  dem  Beruf  von  Administratoren  oder  dem  Lehrberuf  widmen 
wollen;  und  es  ist  den  Studirenden  nach  der  Organisation  der  in 
Bede  stehenden  Institute  nicht  bloss  zum  Studium  der  eigentlichen 
Fachdisciplinen,  sondern  auch  der  grundlegenden  mathematischen, 
naturwissenschaftlichen  sowie  der  staatswirthschaftlichen  und  der 
allgemein  bildenden  Fächer  die  umfassendste  Gelegenheit  geboten. 
Neben  der  Aufgabe  einer  höchsten  Bildungsstätte  für  den  land- 
wirthschaftlichen Beruf,  fällt  aber  jenen  Instituten  gleichzeitig  die 
weitere  zu,  durch  selbstständige,  wissenschaftliche  Forschungen 
die  Weiterentwicklung  der  Landwirthschaftswissenschaft  anzu- 
streben ;  und  wesentlich  aus  letzterem  Grunde  erklärt  es  sich,  dass 
Institute  dieser  Art,  die  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  mit  wissen- 
schaftlichen Hilfsmitteln  aller  Art  (Versuchsgärten,  agricultur- 
chemischen,  pflanzen-  und  thierphysiologischen  Laboratorien,  natur- 
wissenschaftlicheu    Sammlungen,    Modellen    etc.)    ausgerüstet    zu 

')  VgfL  hierzu  von  der  Eing^an^  erwähnten  Literatur  insbesondere  auch  die 
Aagfuhnmgen  von  Fr  aas  in  „Gesclüchte  der  Landbau-  und  Forstwissenschaft", 
186Ö,  S.  451  flf. 
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sein  pflegen,  auch  in  solchen  Staatswesen  in's  Leben  gerufen 
worden  sind,  in  denen  hierzu,  wegen  des  schwachen  Vorkommens 
des  Grossgrundbesitzes,  an  sich  ein  hinreichender  Anlass  nicht 
vorgelegen  wäre. 

2.  Ob  es  richtiger  ist,  die  landwirthschaftlichen  Institute  mit 
einem  Gutsbetrieb  in  Verbindung  zu  setzen  (isolirte  Guts- 
academien  älteren  Styls)  oder  aber,  wie  im  Jahr  1861  Liebig 
forderte,  die  Verbindung  mit  der  Praxis  des  Gutsbetriebs  völlig  zu 
lösen  und  den  landwirthschaftlichen  Unterricht  an  die  der  allgemeinen 
Lehre  und  Forschimg  dienenden  höheren  Lehrinstitute  (Universitäten, 
technische  Hochschulen)  anzugliedern,  wird  noch  immer,  wie  oben 
angedeutet,  verschieden  beurtheilt  und  es  fehlt  nicht  an  Stimmen, 
die  die  in  einzelnen  Staaten  im  Gefolge  der  an  die  Liebig  sehen 
Forderungen  sich  knüpfenden  Bewegung  erfolgte  Aufhebung  der 
älteren  Gutsakademien  beklagen,  wie  denn  bis  auf  den  heutigen 
Tag  eine  Anzahl  Gutsakademien  in  fortdauernder  segensreicher 
Wirksamkeit  sich  befindet  (Hohenheim  in  Württemberg,  Ungarisch- 
Altenburg,  in  gewissem  Sinn  auch  Poppeisdorf  bei  Bonn)*).  Es 
kann  eingeräumt  werden,  dass  die  an  isolirten  Akademien  wirken- 
den Lehrer  möglicherweise  nicht  stets  in  Wünschenswerther  Weise 
mit  der  Wissenschaft  fortschreiten,  indem  sie  des  wohlthätigen 
ununterbrochenen  Contactes  mit  zahlreichen  Vertretern  gleicher  und 
verwandter  Disciplinen  entbehren ;  anderseits  sollte  doch  auch,  wie 
Settegast  betont,  der  Vortheil  eines  ausgiebigen,  den  Vortrag  unter- 
stützenden Demoristrationsmaterials,  wie  es  ein  Gutsbetrieb  darbietet 

*)  Vgl.  hierzu  Settegast,  Die  Landwirthschaft  und  ihr  Betrieb,  Bd.  I,  S.  97 ff.: 
„Man  urtheilt  jetzt  meder  ruliiger  über  eine  Streitfrage,  die  25  Jahre  hindurch  die 
(jemüther  erhitzte.  Eine  gerechte  Erwägung,  vorurtheilsfreie  Prüfung  und  die  Er- 
fahrung haben  dahin  entscliieden,  dass  es  beklagt  werden  müsste,  wenn  der  Laud- 
wirth,  der  einst  eine  Grosswirthschaft  zu  leiten  hat,  behufs  Erlangung  der  ihm 
nothwendigen  fachwissenschaftUchen  Ausbildung  lediglich  auf  das  Universitätsinstitat 
verwiesen  werden  müsste."  Und  neuerdings  (in  der  Schrift:  „Erlebtes  und  Erstrebtes", 
Berlin,  bei  Puttkammer  u.  Mühlbrecht,  1892)  bemerkt  derselbe  Verfasser,  dem  als 
laugjährigem  Leiter  der  grossen  Gutsakademie  Proskau  ein  maassgebendes  und,  wie 
ich  glaube,  aucli  unbefangenes  Urtheil  wohl  zugesprochen  werden  darf:  nicht  wenige, 
gleich  ihm,  seien  von  der  Sorge  bewegt,  ob  nicht  gerade  mit  der  Aufhebung  von 
Proskau  in  Preussen  eine  Lücke  entstanden  ist,  die  in  nicht  femer  Zeit  schmerzUch 
empfunden  werden  wird.  „Oesterreicli  hat  es  weislich  vermieden,  sein  Ungari^ch- 
Altenburg  zu  Gunsten  der  „^höchsten  Stufe"",  der  Hochschule  für  Bodencultur  lu 
opfern.  Hohenheim  in  Württemberg  strahlt  in  altem  Glänze.  Da  hätte  es  uaher 
gelegen  und  sich  empfohlen,  an  dem  Bestehen  eines  Instituts  nicht  zu  rütteln,  das 
segensreich  gewirkt  und  sich  in  unverminderter  stattlicher  Frequenz  bis  zuletzt  be- 
hauptet hat.**  Diese  von  Settegast  schon  1873  in  der  S.  436  citirten  Monographie, 
S.  10  ff.,  viTtretene  Ansicht  dürfte  heutzutage  von  vielen  Grossgmndbesitzeni  des 
preussisrhen  Ostens  und  Xordostens  durchaus  getheilt  werden. 
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und  der  anregende  und  belehrende  Einfluss  dieses  Betriebs  auf 
den  Lehrer,  der  fortwährend  aus  der  Berührung  mit  der  Praxis 
neue  Impulse  empifängt,  nicht  unbeachtet  bleiben;  auch  für  die 
Studirenden  selber,  zumal  für  solche,  die  anderen  als  landwirth- 
schaftlichen  Berufskreisen  entstammen,  ist  die  Nähe  eines  jederzeit 
zugänglichen  Landguts  gewiss  nicht  zu  unterschätzen^). 

3.  Die  Nothwendigkeit  einer  streng  wissenschaft- 
lichen Bildung  für  die  Inhaber  grösserer  Gutsbetriebe  wird 
heute  wohl  von  keinem  Kenner  der  Verhältnisse  verkannt,  und  an  der 
im  Zusammenhang  mit  der  Nothlage  grösserer  Grundbesitzer  nicht 
selten  vertretenen  Ansicht,  dass  diese  jedenfalls  zum  Theil  auch 
mit  der  mangelnden  Vorbildung  der  Gutsinhaber  für  ihren  land- 
wirthschaftlichen  Beruf  zusammenhänge ,  ist  sicherlich  viel  Wahres. 
So  hohe  Anforderungen  an  das  betriebstechnische,  kaufmännische 
und  Tolkswirthschaftliche  Wissen  ihrer  Inhaber  stellt  in  der  That 
heutzutage  die  Verwaltung  grösserer  Gutsbetriebe,  dass  es  kaum 
Wunder  nehmen  kann,  wenn  manche  Gutsleiter,  die  eine  Lehrzeit 
ausgiebigen  theoretisch-praktischen  Studiums  versäumt  haben,  in 
ihren  wirthschaftlichen  Verhältnissen  zurückkommen  und  den  Besitz 
nicht  zu  behaupten  vermögen.  Freilich  verbürgt  der  Besuch  einer 
landwirthschaftlich  höheren  Anstalt  noch  nicht  in  allen  Fällen  den 
wirksamen  Lehrerfolg,  namentlich  dann  nicht,  wenn  es  den  Studiren- 
den an  der  erforderlichen,  durch  gymnasiale  Bildung  gezeitigten 
Beife  gebricht,  und  nicht  ohne  Grund  wird  darauf  verwiesen,  dass 
die  jetzige  Art  des  Studiums  häufig  lediglich  schädlicher  „Halb- 
wisserei"  Vorschub  leiste,  weil  es  an  der  für  ein  ernstes  Studium 
zureichenden  Vorbildung  fehle,  abgesehen  von  dem  oft  planlosen, 
des  folgerichtigen  Aufsteigens  von  den  leichteren  zu  den  schwierigeren 
Disciplinen  entbehrenden  Hören  von  Vorlesungen  und  der  häufig 
ganz  ungenügenden  Studiumszeit.  Diese  letzteren  Uebelstände 
treten  bei  dem  Universitätsstudium,  als  Folge  der  hier  herrschenden 
grösseren  Ungebundenheit  in  der  Wahl  der  Vorlesungen  und  der 
Lehensweise  der  Studirenden  überhaupt,  wohl  mehr  als  bei  Guts- 
akademien zu  Tage  und  sind  daher  geeignet,  das  Gewicht  der  für 
Beibehaltung  der  letzteren  sprechenden  allgemeinen  Gründe  zu 
verstarken;  jedenfalls  aber  dürften  sie  für  eine  Erhöhung  der  An- 

')  Grundsätzlich  anderer  Meinung  Fr  aas,  a.  a.  0.,  S.  455  ff.,  der  für  das 
Studium  an  der  Universität  oder  an  besonderen  landw.  Hochschulen  eintritt,  und 
*ohl  die  grosse  Mehrzahl  der  jetzt  an  den  landw.  Instituten  der  Universitäten 
wirkenden  Vertreter  der  Landbauwissenschaft. 
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fordenmgen  an  die  allgemeine  wissenschaftliche  Ausbildung  der 
Adepten  als  Vorbedingung  der  Zulassung  zu  den  Vorlesungen, 
vielleicht  auch  für  Aufstellung  eines  verbindlichen  Studienplanes 
sprechen,  um  die  Landwirthschaftstudirenden  nicht  bloss  nach  der 
Seite  der  akademischen  Freiheit  hin  mit  den  Studirenden  anderer 
Disciplinen  auf  gleichen  Fuss  zu  setzen^). 

Anmerkung.    Bestehende  Lehranstalten. 

1.  Deutschland.  Die  Entwicklung  des  höheren  landwirthschafUichen  Unter- 
richtswesens ist  für  alle  Zeit  mit  dem  Namen  des  Agronomen  Thaer  verknüpft, 
der  im  Jahr  1806  das  erste  landwirthschaftliche  Lehrinstitut  in  Möglin  grnndete. 
das  später  (1819)  den  Namen :  „Königliche  akademische  Lehranstalt  des  Landbaus' 
erhielt  und  für  die  Errichtung  einer  Anzahl  anderer  ähnlicher  Institute,  sowohl 
nach  der  Art  des  Lehrplans  und  der  Lehrweise,  als  nach  der  von  Thaer  organisirteD 
innigen  Verbindung  des  Unterrichts  mit  der  Praxis,  vorbildlich  werden  sollte 
(zwei  Jahre  vorher  hatte  v.  Fellenberg,  von  ähnlichen  Gedanken  geleitet,  eine 
ünterrichtsanstalt  zu  Hofwyl  bei  Bern  ins  Leben  gerufen).  Der  Schwerpunkt  des 
Unterrichts  sollte  im  Sinn  Thaer's  in  dem  theoretischen  Unterricht  ruhen,  der  ledig- 
lich durch  praktische  Demonstrationen,  zu  denen  der  Gutsbetrieb  der  Lehranstalt 
reichlich  Gelegenheit  g^b,  belebt  und  erläutert  werden  sollte;  eine  unmittelbare 
Betheiligung  der  Adepten  an  den  Gutsarbeiten  war  ausgeschlossen.  —  Auf  die 
Gründung  von  Möglin  folgt«  Hohenheim  (1818),  Idstein  in  Nassau  (1818),  später 
nach  Hofgaisberg  bei  Wiesbaden  verlegt,  Schieissheim  in  Bayern  (1822),  später 
nach  Weihenstephan  verlegt,  Tharand  in  Sachsen  (1829),  Eldena  bei  Greifs- 
wald (1835);  Regenwalde  (1842);  Proskau  in  Schlesien  und  Poppeisdorf 
bei  Bonn  (1847),  Weende  bei  Göttingen  und  Waldau  bei  Königsberg  (1858). 
Die  Verlegung  des  höheren  landw.  Unterrichts  an  eine  Universität  wurde  zuerst  von 
Fr.  G.  Schulze,  neben  Thaer  einem  der  verdienstvollsten  Agronomen  jener  Zeit  in 
Jena  1826  verwirklicht.  Die  im  Text  besprochene,  durch  Lieb  ig  geforderte  Um- 
gestaltung des  höheren  landw.  Unterrichtswesens  begann  im  Jahr  1859  mit  der 
Auflösung  von  Regenwalde,  es  folgt«  die  Auflösung  von  Möglin  (1862),  Waldau 
(1868),  Tharand  (1869),  Hofgaisberg  (1871),  Eldena  (1872),  Proskau  (1880):  neu 
gegründet  wurden  dagegen  die  Universitäts-Institute  in  Halle  (1862),  Leipzig  (1869»» 
(iiessen  (1871),  Königsberg  (1876),  Kiel  und  Breslau  (1881);  in  demselben  Jahr 
Errichtung  einer  landw.  Hochschule  in  Berlin.  In  Bayern  wurde  der  techn.  Hochschule 
in  München  1874  eine  „landw.  Abtheilung"  angegliedert;  Gelegenheit  zum  landw. 
Studium  bietet  auch  die  Universität  Heidelberg.  Von  eigentlichen  Gutsakademien 
bestehen  danach  in  Deutschland  nur  noch  Poppeisdorf  und  Hohenheim. 
(VergL  V.  d.  Goltz,  a.  a.  0.,  §  78.) 

2.  In  Oesterreich-Ungarn  dienen  dem  höheren  landw.  Unterricht  die 
Hochschule  für  Bodencultur  in  Wien  (1872),  die  sich  übrigens  hinsichtUch  der 
Grund-  und  Hilfswissenschaften  der  Landwirthschaft  an  die  Universität  und  die 
technische  Hochschule  anlehnt,  und  die  landwirthschaftliche  Lehranstalt  in  l'n- 
g  arisch -Altenburg;  daneben  einige  höhere  Fachschulen  in  einzelnen  Kn>n- 
Inndern  (so  in  Graz,  Prag,  Brunn). 

3.  In  Frankreich  besteht  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  9.  August  187b 
als  einzige  Anstalt  für  den  hochschulmässigen  Unterricht  (L'enseignement  superieurt 
das  Institut  national  agronomique  (seit  1879)  in  Paris;  bemerkenswerth  im  Gegensatx 
zu  den  deutschen  Anstalten,  dass  die  Aufnahme  in  das  Institut  an  den  Nachweis 
der  erforderlichen   Vorbildung,    event.  Ablegung   einer  Prüfung   g^eknüpft  ist  und 

*)  Vgl.  hierzu  die  bemerkenswerthen,  wenn  auch  zum  Theil  etwas  stark  auf- 
tragenden kritischen  Ausführungen  bei  E.  Müller,  Die  Bildung  des  Landwirths 
und  der  höhere  landw.  Unterricht  in  Preussen,  1891. 
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dass  das  Statut  neben  laufenden  Exttminas  nach  jedem  Curs  eine  allgemeine  Schluss- 
prüfimg  (mit  Diplomvertheilongen)  obligatorisch  vorsieht.  Auswer&ng  von  Reise- 
stipendien för  die  diplomirten  Zöglinge  und  von  Stipendien  fär  Unbemittelte  während 
der  Unterrichtsdauer. 

4.  In  Italien  finden  sich:  die  mit  der  Universität  verbundene  Lehranstalt 
in  Pisa,  die  scuola  superiore  di  agricoltura  in  Mailand  und  die  gleichnamige 
Schale  in  Portici.  (Wegen  näherer  Einzelheiten  betreffs  der  unter  Ziffer  1 — 4  aufge- 
führten Institute  siehe  Krämer,  a.  a.  0.,  S.  4  ff.,  und  Patan^,  a.  a.  0.,  S.  327  ff. 

5.  In  Russland:  die  Landw.  Akademie  Petrowskaia  bei  Moskau  und  da» 
Und-  und  Forstw.  Institut  in  Neu-Alexandrien  (vgl.  den  Eingangs  erwähnten 
Anfsatz  von  Miklaschewski). 

6.  Ueber  das  höhere  landwirthschafüiche  Unterrichtswesen  in  Nordamerika 
aehe  M.  Wilckens,  Nordamerikanische  Landwirthschaft,  1890,  S.  213  ff.;  die 
daselbst  bestehenden  zahlreichen  Agpricultural  Colleges  sind  entweder  mit  Universi- 
täten oder  mit  Ingenieurschulen  verbunden  oder  auch  selbstständig  organisirt, 
scheinen  sich  aber  nach  Lehrplan  und  Lehndelen  vielfach  über  das  Niveau  der 
deutschen  besseren  Ackerbauschulen  nicht  zu  erheben;  der  Curs  ist  meist  ein  vier- 
jiLhriger  und  auch  Mädchen  sind  zugelassen.  Neben  vielem  wenig  Rühmlichen  in 
Organisation  und  Unterrichtsmethode  sind  doch,  wie  W.  hervorhebt,  auch  einige 
nachahmungswerthe  Einrichtungen  vorhanden,  wohin  er  insbesondere  zählt  die 
durchweg  musterhaft  umgetriebenen  Yersuchswirthschaften ,  die  vorgeschriebene 
Unterrichtsertheilung  in  Werkstättenarbeiten  (in  Tischler-,  Zimmermanns-  und  Metall- 
arbeiten), sowie  die  planmässig  betriebenen  körperlichen  Uebungen. 


§  174.    Die    landwirthschaftlichen    Lehranstalten 
mittlerer  und  niederer  Stufe;  Ackerbau-,  Landwirth- 
Schafts-  und  Specialschulen  insbesondere. 

Neben  und  mit  den  höheren  landwirthschaftlichen  Unterrichts- 
anstalten  haben  sich  diejenigen  für  die  Angehörigen  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung,  d.  h.  die  Anstalten  mittlerer  und  niederer 
Stufe  (jene  für  die  Angehörigen  des  mittel- und  grossbäuerlichen, 
diese  für  die  Angehörigen  des  kleinbäuerlichen  Standes  bestimmt) 
entwickelt.  Unter  den  ersteren  machte  sich  wieder  alsbald  die 
Scheidung  in  Lehranstalten,  die  mit  einem  Gutsbetrieb  verbunden 
sind  (theoretisch-praktische  Ackerbauschulen)  und  in 
solche,  in  denen  der  Unterricht  ein  ausschliesslich  theoretischer  ist 
(sog.  Landwirthschaftsschulen  nach  Preussischem  Vorgang) 
geltend.  Dabei  entstanden  nach  und  nach  neben  diesen,  eine 
Unterweisung  in  dem  Gesammtgebiet  der  Landwirthschaft  an- 
strebenden Lehranstalten  solche,  die  die  möglichst  vollkommene 
Ausbildung  in  bestimmten  Specialzweigen  der  Landwirthschaft  zur 
Aufgabe  sich  setzten  (Obst-,  Weinbau-,  Molkereischulen). 
Im  Einzelnen  ist  betreffs  der  Lehranstalten  mittlerer  Stufe  zu 
bemerken: 
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1.  Ackerbauschulen.  Die  für  Bauemsöhne  aus  mittel- 
und  grossbäuerlichen  Kreisen,  aber  auch  für  Angehörige  aus  an- 
deren Ständen  ins  Leben  gerufenen  Ackerbauschulen  neueren  Styls 
verfolgen  die  Aufgabe,  die  Adepten  der  Landwirthschaft  in  einer 
zwei-  bis  dreijährigen  Lehrzeit  sowohl  durch  theoretische  Unterrichts- 
ertheilung  in  der  Landwirthschaft  und  deren  Nebenzweigen  als  durcli 
Heranziehung  zu  den  praktischen  Arbeiten  im  Feld  und  Stall  in 
der  mit  der  Lehranstalt  verbundenen  Gutswirthschaft  zu  tüchtigen 
Landwirthen  heranzubilden.  Der  theoretische  Unterricht  beschränkt 
sich  in  der  Eegel  auf  die  Befestigung  der  Elementarkenntnisse 
der  Volksschulen  und  auf  die  Anfangsgründe  der  Naturwissenschaft 
und  Landwirthschaftslehre  und  geht  in  letzterer  Hinsicht  meist 
über  den  Lehrplan  der  später  zu  besprechenden  landwirthschaft- 
liehen  Winterschulen  nicht  hinaus.  Es  nehmen  regelmässig  die 
Zöglinge  an  allen  vorkommenden  praktischen  Arbeiten  gleich  dem 
Gesinde  Theil ;  und  der  Wirthschaftsbetrieb  der  betreifenden  Guts- 
lehranstalten,  die  meist  als  private,  aber  aus  öffentlichen  Mittehi 
subventionirte  Unternehmungen  von  Grundbesitzern  oder  Guts- 
pächtem  sich  darstellen,  pflegt  auf  jene  ständige  Mitarbeit  der 
Zöglinge  zugeschnitten  zu  sein.  Der  günstige  Einfluss,  den  der 
jahrelange  Aufenthalt  in  einem  intelligent  und  rationell  um- 
getriebenen Gutshofe  und  die  Betheüigung  an  allen  Arbeiten  mit 
sich  bringen  und  der  sowohl  nach  der  Seite  der  manuellen  Ge- 
schicklichkeit wie  der  Gewinnung  eines  praktischen  Einblicks  in 
das  complicirte  Getriebe  eines  grösseren  Wirthschaftsbetriebs  sich 
äussern  kann,  ist  ein  so  augenfälliger  und  tritt  namentlich  gegen- 
über den  aus  Kreisen  des  städtischen  Bürger-  und  des  Beamten- 
standes sich  rekrutirenden  Jüngern  des  landwirthschaftlichen  Benifs 
so  deutlich  in  die  Erscheinung,  dass  diejenige  Strömung,  die  auch 
hinsichtlich  dieser  Lehranstalten  mittleren  Rangs  auf  Lösung  des 
Unterrichts  von  der  Praxis  abzielte,  einen  im  Vergleich  zu  den 
höheren  Unterrichtsanstalten  nur  geringen  Erfolg  zu  erzielen  ver- 
mochte (S.  442).  Die  Fachkenner  sind  desshalh  darüber  nicht  im 
Zweifel,  dass  solange  selbst  der  grossbäuerliche  Betrieb  weithin  in 
Deutschland  und  den  angrenzenden  Ländern  an  schweren  technischen 
Gebrechen  noch  immer  leidet,  die  Ackerbauschulen  durchaus  er- 
haltungswürdige Institute  sind,  wie  denn  gerade  die  aus  diesen 
Anstalten  hervorgegangenen  Zöglinge  mit  Vorliebe  von  den  In- 
habern grösserer  Gutsbetriebe  als  Verwalter,  Gutsinspectoren  ange- 
stellt zu  werden  pflegen. 
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2.  Aus  den  Ackerbauschulen  entwickelten  sich,  wie  es  in  einer 
amtlichen  Darstellung  heisst  ^),  mit  der  Zeit  Lehranstalten,  die  die 
praktische  Unterweisung  einschränkten  und  an  deren  Stelle  deit 
theoretischen  Unterricht  setzten,  bis  schliesslich  die  Verbindung 
mit  der  landwirthschaftlichen  Praxis  ganz  aufgegeben,  die  Er- 
lernung derselben  einer  besonderen  Lehrzeit  überlassen  und  die 
rein  theoretische  Landwirthschaftsschule  ausgebildet 
wurde,  in  der  dann  zugleich  der  Unterricht  in  den  allgemein 
bildenden  Fächern  eine  stärkere  Ausdehnung  erhielt.  Für  die 
Ausgestaltung  des  Lehrplans  dieser  Landwirthschaftsschulen, 
von  denen  die  ersten  in  Preussen  entstanden  (Reglement  vom 
10.  August  1875),  wurde  weiterhin  der  Umstand  bedeutungsvoll, 
dass  die  Anstalten  die  Erreichung  des  sog.  Einjährig-Freiwilligen- 
rechts  anstrebten  und  erhielten,  weil  nun  Lehrplan  und  Lehrziele 
in  üebereinstimmung  mit  den  für  das  Qualificationsexamen  zum 
Einjährig-Freiwilligendienst  erlassenen  Normen  gebracht  werden 
mussten.  Hieraus  ergab  sich  nicht  nur  die  Nothwendigkeit,  den 
allgemein  bildenden  Fächern  überhaupt  eine  sehr  breite  Stelle 
neben  den  landwirthschaftlichen  Fächern  einzuräumen,  sondern 
auch  insbesondere  die  Unterrichtsertheilung  in  zwei  fremden 
Sprachen  in  dem  Unterrichtsprogramm  vorzusehen,  in  welcher  Hin- 
sicht allerdings  in  jüngster  Zeit  (1893)  wieder  Erleichterungen 
zugestanden  worden  sind,  indem  die  lateinische  Sprache  nunmehr 
in  Wegfall  kommen  soll.  Mit  Recht  wird  indess  gegen  diese 
Verquickung  einer  landwirthschaftlichen  Unterrichtsanstalt  mit  dem 
Berechtigungswesen  des  Einjährig- Frei willigenthums  geltend  ge- 
macht, dass  sie  einen  der  Sache  der  landwirthschaftlichen  Fachbildung 
keineswegs  förderlichen  Dualismus  in  die  Unterrichtsorganisation 
hereingetragen  habe;  wie  denn  bei  dem  Umstand,  dass  in  diesen 
Anstalten  die  dem  Fachunterricht  zugewiesene  Stundenzahl  gegen- 
über den  sonstigen  Fächern  ganz  ausserordentlich  zurücktritt, 
wiederholt  die  Frage  aufgeworfen  wurde,  ob  diese  Landwirthschafts- 
schulen den  Namen  Fachschule  überhaupt  noch  verdienen.  Nicht 
ohne  Grund  wird  auch  auf  die  Gefahr  aufmerksam  gemacht,  die 
in  dem  3 — 6jährigen  Besuch  solcher  Anstalten,  in  Folge  der 
unausbleiblichen  Bekanntschaft  mit  den  Genüssen  des  städtischen 
Lebens  etc.,  für  Angehörige  der  bäuerlichen  Bevölkerung  begründet 
liegt,  welch  letztere  durch  diese  Einflüsse  in  Verbindung  mit  der 

')  Preussens  landw.  Verwaltung  für  1875/77,  Bd.  I,  S.  63  ff. 
Buekenberger,  A.,  Agraipolitik  IL  29 
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höheren  Bildung,  die  ihnen  die  Schulen  yermitteln  sollen,  ihrem 
Beruf  und  der  von  diesem  geforderten  Einfachheit  der  Lebens- 
anschauungen  leicht  entfremdet  werden  können^).  Aus  diesen 
Gründen  ist  es  begreiflich  und  wohl  auch  gerechtfertigt,  dass 
ausserhalb  Preussens  Landwirthschaftsschulen  auf  ähnlicher  Grund- 
lage nur  sehr  vereinzelt  ins  Leben  gerufen  worden  sind,  wie  denn 
bei  einer  etwaigen  Aenderung  des  Einjährig-Freiwilligenwesens  der 
jetzt  bestehenden  Organisation  der  Landwirthschaftsschule  nach 
Preussischem  Zuschnitt  ohnehin  die  Unterlage  entzogen  sein  dürfte. 
3.  Technische  Speciallehranstalten.  Die  wachsende 
wirthschaftliche  Bedeutung  bestimmter  Nebenzweige  der  Land- 
wirthschaft  und  die  Erkenntniss,  dass  mit  der  Vervollkommnung 
des  Betriebs  derselben  die  Productionsfähigkeit  des  Bodens  und 
mittelbar  die  Bentabilitätsverhältnisse  wesentlicher  Steigerung  fähig 
sich  erweisen,  haben,  namentlich  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahr- 
hunderts, den  Anstoss  zur  Einrichtung  von  Lehranstalten  mit  Be- 
schränkung des  Unterrichts  auf  bestimmte  landwirthschaftstech- 
nische  Specialitäten  —  Obstbau-,  Gartenbau-,  Weinbau-, 
Molkerei-,  Wiesenbauschulen  —  oder  zur  Angliederung  von 
Lehrcursen  in  diesen  Specialzweigen  an  bestehende  Guts- 
lehranstalten gegeben.  Die  verhältnissmässig  viel  stärkere  Be- 
theiligung am  Unterricht,  die  bei  diesen  Specialschulen  oder 
-Cursen  im  Gegensatz  zu  den  anderen  landwirthschaftlichen,  für 
die  bäuerliche  Bevölkerung  bestimmten  Anstalten,  zu  Tage  tritt, 
ist  der  beste  Beweis  für  die  Zweckmässigkeit  und  Nothwendigkeit 
dieser  besonderen  Unterrichtsorganisation;  und  der  unzweifelhaft 
grosse  Fortschritt,  den  der  Obstbau,  das  Molkereiwesen  etc.  gerade 
auch  in  ländlichen  Wirthschaften  in  vielen  Gegenden  Deutschlands 
und  der  Nachbarländer  aufweist,  darf  in  erster  Keihe  auf  die  Ver- 
breitung besseren  technischen  Könnens  zurückgeführt  werden,  die 
von  dieser  Art  Unterrichtsertheilung  weithin  ausgegangen  ist  Und 
da  hier  vor  Allem  solche  Zweige  des  landwirthschaftlichen  Betriebs 
in  Frage  stehen,  die  in  dem  kleinsten  landwirthschaftlichen  Betrieb 
mit  Erfolg  gehandhabt  werden  können,  so  rechtfertigt  sich  wohl 
auch  die  Einräumung  weitgehender  Vergünstigungen  an  die  diesen 
Kreisen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  entstammenden  Theilnehmer 

*)  Vgl.  hierzu  die  sehr  bemerkenswerthe  Schriffc  von  E.  Müller,  Die  preussi- 
selten  Landwirthschaftsschulen  als  Bildungsanstalten  für  den  mittleren  Landwirth. 
1891.  Die  Mängel  des  Systems  werden  neuerdin^  auch  von  amtlicher  Seit«  aner- 
kannt; siehe  Preussens  landw.  Verwaltung  für  1884/87,  Bd.  I,  S.  465—456. 
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des  Unterrichts,  wie  sie  gemeinhin  in  Form  von  Stipendien, 
Prämien,  wohl  auch  völlig  unentgeltlicher  Aufnahme  bei  freier 
Wohnung  und  Kost  gewährt  werden.  —  Als  jUngste,  aber  ihrer 
Bedeutung  nach  durchaus  ebenbürtige  Schöpfung  auf  dem  Gebiete 
solcher  Specialcurse  dürfen  dann  wohl  auch  die  für  weibliche  Ange- 
hörige der  bäuerlichen  Bevölkerung  bestimmten  ländlichen 
Haushaltungsschulen  Erwähnung  finden,  deren  Zweck  ist, 
Mädchen  aus  ländlichen  Kreisen  die  für  den  Beruf  einer  Hausfrau 
erforderlichen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  zu  geben  und  in  denen 
desshalb,  neben  einer  in  beschränktem  Umfang  zugelassenen  ünter- 
richtsertheilung  in  elementaren  Fächern,  in  einem  in  der  Begel 
auf  die  Dauer  von  5 — 6  Monaten  sich  erstreckenden  Curs  die 
gründliche  praktische  Unterweisung  in  jeder  Art  von  hauswirth- 
sehaftlicher  Thätigkeit  sowie  in  gewissen  landwirthschafklichen 
Specialitäten  —  Molkereiwesen,  Gemüse-  und  Obstbau,  Hühner- 
haltung etc.  —  die  lehrplanmässige  Aufgabe  bildet^). 


§  175.  Fortsetzung;   die  landwirthschaftlichen  Winter- 
uad  Fortbildungsschulen;  die  Wanderlehrthätigkeit. 

1.  Die  Winterschulen  sind  aus  dem  Bestreben  hervorge- 
gangen, der  bäuerlichen  Jugend  die  Möglichkeit  zu  gewähren, 
«'hne  grosse  Opfer  an  Zeit  und  Geld  einerseits  das  in  der  Volks- 
schule Gelernte  zu  befestigen,  anderseits  eine  über  den  Kreis  der 
Volkschulfächer  hinausgehende  belehrende  fachliche  Anregung  im 
Gebiet  der  Natur-  und  Wirthschaftslehre  zu  empfangen.  Die  Ab- 
sicht, die  Volksschule  selbst  zu  benutzen,  um  der  bäuerlichen 
Jugend  eine  gewisse  fachliche  Belehrung  zu  Theil  werden  zu 
lassen,  hat  sich  nicht  als  ausfuhrbar  erwiesen.  Abgesehen  davon, 
<^b  die  für  eine  solche  Unterrichtsorganisation  erforderlichen  Lehr- 
kräfte aufgebracht  werden  können,  ist  es  mit  dem  Wesen  der 
Volksschule,  aus  welcher  neben  künftigen  Landwirthen  ja  auch 
andere  Berufsstände  hervorgehen,  an  sich  nicht  wohl  vereinbar, 
Fachunterricht  in  einem  bestimmten  Zweige  privater  Erwerbsthätig- 
teit  zu  lehren;  ihre  Thätigkeit  muss  vielmehr  darauf  beschränkt 
bleiben,  die  Jedermann  unentbehrlichsten  (elementaren)  Kenntnisse 
zu  lehren  und   damit  dasjenige  Minimum  allgemeiner  Bildung  zu 

')  Siehe  hierüber  des  Verfassers  Handbuch  des  Bad.  Landwirthschaftsrechts  etc., 
18H7,  S.  147  u.  8.  172  ff. 
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erstreben,  auf  Grund  dessen  zur  späteren  Berufsbildung  vorge- 
schritten werden  kann.  Aehnliches  gilt  von  dem  an  die  Volks- 
schulen sich  anschliessenden  Fortbil  düng  sunt  errichi  Da- 
gegen könnte  allerdings  das  Bestehen  besonderer  ländlicher 
Fortbildungsschulen  in  jeder  Gemeinde  für  die  Hebung  der 
Durchschnittsfachbildung  des  kleinen  Bauernstandes  von  segens- 
reichster Folge  werden.  Die  Schwierigkeit  liegt  aber  auch  hier 
in  der  Beschaffung  des  Lehrerpersonals,  da  die  gemeinyerständ- 
liche,  leichtfassliche  Vortragsweise  des  Lehrstoffs,  wie  sie  in  diesen 
Schulen  eintreten  müsste,  eine  bei  den  in  Frage  kommenden  Lehr- 
kräften selten  vorhandene  Beherrschung  der  einschlägigen  land- 
wirthschaftlichen  Wissensgebiete  bedingt  und  der  Gedanke  einer 
methodischen  Ausbildung  aller  Volksschullehrer  in  den  landwirth- 
schaftlichen  Fächern  nicht  wohl  realisirt  werden  kann.  Die  Be- 
deutung der  ländlichen  Fortbildungsschulen  springt  übrigens  in 
die  Augen,  wenn  man  erwägt,  dass  an  ihnen  die  ganze  männliche 
Jugend  einer  Gemeinde  theilnehmen  kann,  während  die  entfernt 
gelegenen,  der  Zahl  nach  beschränkten  Winterschulen,  so 
gering  auch  die  durch  den  Besuch  derselben  erwachsenden  Opfer 
sein  mögen,  immer  nur  einem  Bruchtheil  der  ländlichen  Bevölke- 
rung zugänglich  sein  werden.   (Siehe  auch  die  Anmerkung  unten.)  *) 

In  Betreff  der  Winterschulen  selber  mögen  noch  folgende  Be- 
merkungen Platz  greifen: 

a)  Der  Lehrplan  der  Winterschulen  umfasst  in  der  Kegel 
deutsche  Sprache,  Bechnen,  Geometrie,  Naturlehre,  Naturgeschichte. 
Pflanzenbau,  Thierzucht,  landwirthschaftliche  Betriebslehre  und 
thierärztlichen  Unterricht  —  und  zwar  in  beiläufig  36 — 40  Wochen- 
stunden, wobei  etwa  die  Hälfte  auf  Landwirthschafk  und  Thier- 
zucht, die  andere  Hälfte  auf  die  Naturwissenschaften,  sowie  die 
übrigen  Fächer  entfällt.  Die  landwirthschafüichen  und  meist 
auch  die  naturwissenschaftlichen  Fächer  ruhen  in  der  Hand  der 
als  Schulvorstände  fungirenden  Landwirthschaftslehrer,  d.  h.  von 
Männern,  welche  sich  auf  höheren  Lehranstalten  für  die  Landwirth- 
schaft  ausgebildet  und  auf  Gutswirthschaften  als  Verwalter  oder 
Pächter  dieses  Gewerbe  praktisch  betrieben  haben.  Für  die  übrigen 


^)  Li e big  meinte  s.  Z.  etwas  optimistisch:  „Wenn  darch  die  SchaUehrer  auf 
dem  Lande  die  Kenntniss  von  der  Luft,  dem  Wasser,  dem  Yerbrennungsproce». 
der  Ackerkrume,  der  Asche  der  Gewächse,  von  dem  Dünger  und  dessen  Bestand- 
iheilen  unter  den  Bauern  verbreitet  werden,  so  ist  für  die  Zukunft  AUes  gewonnen, 
und  der  Staat  hat  damit  das  Beste  gethan,  was  er  überhaupt  für  die  Landwirt h- 
schaft  thun  kann**. 
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Lehrgegenstftnde  sind  Hilfslehrer  angestellt.  Der  Unterricht  be- 
ginnt in  der  Begel  im  November  und  endet  im  März,  dauert  also 
fünf  Monate.  Der  Gesammtaufwand  eines  Schülers  fflr  Verpflegung, 
ünterrichtsgeld  und  Lehrmittel  etc.  kann  auf  200  bis  300  Mark 
veranschlagt  werden.  Um  unbemittelten  Schülern  den  Besuch  zu 
erleichtern,  werden  wohl  auch  Stipendien  ausgeworfen. 

b)  Ursprünglich  waren  die  Winterschulen  einklassig  orga- 
nisirt,  vielfach  aber  ist  man  durch  die  Wahrnehmung,  dass  eine 
Aneignung  des  Wissensstoffs  in  einem  Winterhalbjahr  nicht  zu 
ermöglichen  ist,  dazu  gedrängt  worden,  einen  zweiten  Halbjahres- 
curs  anzureihen,  wobei  jedenfalls  diejenige  Lehrplaneinrichtung 
den  Vorzug  verdient,  die  darauf  abhebt,  schon  in  der  ersten  Klasse 
den  Schülern  ein  in  sich  abgeschlossenes  Ganze  zu  geben  (also 
in  dieselbe  nicht  etwa  nur  die  die  eigentlichen  Fachlehren  vor- 
bereitenden Fächer  zu  verlegen),  weil  bei  jener  Einrichtung  dann 
auch  diejenigen  Bauemsöhne  mit  Nutzen  die  Schule  besuchen 
können,  die  im  Hinblick  auf  Vermögenslage  oder  sonstige  Ver- 
hältnisse ihren  Besuch  auf  ein  Winterhalbjahr  beschränken  müssen. 

c)  Da  die  Zöglinge  der  Winterschulen  in  der  Regel  nur  Volks- 
schulbildung mitbringen,  so  ist  der  Erfolg  des  Unterrichts,  zumal 
in  den  ihnen  noch  fremden  Wissensgebieten  der  Natur-  und 
Wirthschaftslehre ,  wesentlich  von  der  dem  Auffassungs-  und  Ver- 
arbeitungsvermögen  der  Schüler  sich  anbequemenden  Lehrmethode 
bedingt,  indem  die  Fächer  selbstredend  nicht  in  wissenschaftlicher 
Vollständigkeit  vorgetragen  werden  können,  vielmehr  darauf  zu 
sehen  ist,  dass  einerseits  aus  dem  Lehrstoff  nur  diejenigen  Materien 
herausgelesen  werden,  die  den  Schülern  vollkommen  verständlich 
sind,  anderseits  auch  bei  dieser  Auswahl  noch  die  durch  die  Bück- 
sicht auf  die  Kürze  der  Unterrichtszeit  und  die  Gefahr  geistiger 
üebermüdung  der  Schüler  gebotene  Begrenzung  eintritt.  Der  Lehrer 
ist  hiemach  zweifelsohne  vor  eine  schwierige  Aufgabe  gestellt. 
Und  nicht  nur,  dass  diese  Beschränkung  des  Lehrgebiets  eine  ge- 
wisse Selbstverleugnung  auf  seiner  Seite  voraussetzt,  er  muss  auch 
darauf  halten,  bei  seinem  Vortrag  jeder  wissenschaftlichen  Dogmatik 
fem  zu  bleiben,  und  die  Erklärungen  der  zu  schildernden  Er- 
scheinungen und  ihres  inneren  Zusammenhangs  unter  Benützung 
passender  Anknüpfungspunkte,  welche  bekannte  Vorgänge  bieten, 
auch  dem  Fassungsvermögen  der  minder  Begabten  nahe  zu  legen. 
Diese  auf  gemeinfasslicher  Darstellungsweise  beruhende  Lehr- 
methode kann  nicht  aus  Büchern  geholt,  sie  muss  in  langjähriger 
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Uebung  und  stetem  Verkehr  mit  der  Jugend  langsam  erworben 
werden.  Sie  glänzt  nicht  durch  Auswendiggelerntes  und  yerschmäht 
das  Einprägen  sogenannter  Definitionen,  in  welchen  sie  entbehr- 
lichen Gedächtnissballast  erkennt,  ganz;  sie  erblickt  überhaupt 
weniger  ihre  Aufgabe  darin,  eine  grosse  Summe  positiver  Kemit- 
nisse  dem  Gedächtniss  des  Schülers  beizubringen,  als  dass  sie 
bestrebt  ist,  ein  besseres,  reiferes  Yerständniss  ihm  zu  öffnen  für 
die  Vorgänge  der  Aussenwelt;  ihm  in  einer  Beihe  wichtiger  Be- 
ziehungen den  inneren  Zusammenhang  zwischen  Ursache  und 
Wirkung  aufzudecken,  dadurch  seine  Verstandeskräfte  zu  schärfen 
und  zu  beleben  und  zu  selbstständigem  Nachdenken  anzuregen. 
Ueberhaupt  liegt  der  Winterschule  fem ,  eine  irgend  abgeschlossene 
Bildung  des  Schülers  herbeizuführen.  Sie  will  ihm  nur  zeigen, 
dass  das  Wirthschafksgetriebe,  inmitten  dessen  er  einst  stehen  soll, 
auf  bestimmten  Naturgesetzen  beruht  imd  dass  die  Einsicht  in 
diese  Gesetze  den  Menschen  befähigt,  die  Natur  immer  mehr  seinen 
Zwecken  dienstbar  zu  machen;  dass  somit  besseres  Wissen  die 
Möglichkeit  höheren  Wohlstandes  begründet.  Und  ilire  Aufgabe 
ist  erreicht,  wenn  der  Schüler  die  Anregung,  die  ihm  die  Winter- 
schule geboten,  benützt  zu  weiterer  Belehrung  und  Fortbildung, 
mittelst  deren  er  geschickter  und  verständiger  wird  für  die  künf- 
tige Bewirlhschaftung  seines  Guts  und  einsichtiger  für  die  Vor- 
gänge ausserhalb  seiner  privaten  Thätigkeit  in  Gemeinde  und  Staat 

Anmerkung.  1.  Einen  üeberblick  über  die  organisatorischen  Einrichtungen 
der  vorstehend  erwähnten  Anstalten  mittlerer  und  niederer  Stufe  bei  Krämer, 
a.  a.  O.,  S.  13;  eine  Aufzählung  der  in  Deutschland  yorkommenden  Schulen  der 
bezeichneten  Art  nach  dem  Stand  von  1892  in  dem  landw.  Kalender  von  Hentzel 
und  V.  Lengerke  für  1892,  S.  278  ff.,  für  Oesterreich  in  der  Landw.  undForst- 
wirthschaftl.  ünterrichtszeitung,  Jahrg.  I,  S.  1  ff.  In  eine  nähere  Besprechung  der 
in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  und  der  ausserhalb  Deutschlands  bestehenden 
ünterrichtsorganisation  kann  an  dieser  SteUe  nicht  eingetreten  werden.  In  Oester- 
reich eine  besonders  feine  Oliedemng  des  landw.  Unterrichtswesens  —  vgl.  ErUss 
des  k.  k.  Ackerbauministeriums  von  1874,  mitgethellt  im  Jahresbericht  dieser  Be- 
hörde  für   1869  ff.,   S.  99  ff.    Als   Normalschulen   werden   danach   unterschieden: 

A)  Zwei  Klassen  von  Ackerbauschulen  (niedere  Stufe)  und  zwar  a)  solche,  die 
vorwiegend  die  formelle  Bildung,  also  Theorie  und  Begründung  der  Pnuds  anstreben: 
b)  solche,  die^das  Hauptgewicht  auf  die  manuelle  und  technische  Ausbildung  legen. 

B)  Zwei  Klassen  von  landw.  Mittelschulen  a)  mit  Gutsbetrieb,  b)  ohne  Guts- 
betrieb  — ,  die  auf  Grund  theoretischer  fach-  und  allgemein  menschlicher  Bildung 
fachtüchtige,  zum  Betrieb  grösserer  Güter  befähigte  Wirthe  heranziehen  sollen.  — 
Daneben  Aspirantenschulen,  Einbeziehung  des  landw.  Unterrichts  in  den  Tolks- 
schulunterricht  und  zu  diesem  Zweck  Veranstaltung  von  landw.  Lehrercursen ; 
Einrichtung  von  Yersuchsgärten  bei  Fortbildungsschulen,  Sorge  ftir  Aufstellung 
landw.  Bibliotheken  in  den  Landgemeinden  etc.  —  Den  landw.  Mittelschulen  Deutsch- 
lands und  Oesterreichs  entsprechen  in  Frankreich  die  ^oles  nationales  d'sgn- 
culture  (z.  Z.  3),  den  theoretisch-praktischen  Ackerbauschulen  die  6coles  pratiques 
d'agriculture,  die  im  Unterschied  von  den  ersteren,  die  Staatsanstalten  sind,  von 
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den  Departements  oder  Privaten  errichtet  und  verwaltet,  oder  aus  staatlichen  Mitteln 
snbventionirt  werden  (z.  Z.  13);  daneben  noch  die  Fermes  ^coles,  den  deutschen 
Ackerhauschnlen  älteren  Stils  ähnlich;  es  sind  Landgüter,  die  musterhaft  bewirth- 
schalet  werden  und  in  denen  die  aufgenommenen  Lehrlinge  {zu  einem  verständigen 
Landwirthschaftsbetrieb  herangezogen  werden  sollen.  Ein  das  landw.  Unterrichts- 
wesen der  mittleren  und  unteren  ioistalten  regelndes  Gesetz  ist  unterm  30.  Juli  1875 
erUssen.  —  In  Belgien  ist  das  landw.  Unterrichtswesen  durch  Gesetz  vom  18.  Juli 
1860  und  4.  April  1890  geregelt;  eine  höhere  Unterrichtsanstalt  (Institut  agricole 
d'enseignement  sup^rieure)  in  Gembloux  mit  3jähiigen  Cursen,  daneben  eine  Anzahl 
AckerbauBchiilen.  —  Eine  Uebersicht  der  in  Italien  befindlichen  Ackerbau-  und 
.Specialschulen,  deren  organisatorische  Regelung  zunächst  durch  2  Königliche  De- 
crete  yom  13.  November  1870,  später  durch  Gesetz  vom  6.  Juni  1885  erfolgte,  in 
der  Land-  und  Forstw.  Unterrichtazeitung,  Jahrg.  m,  S«  147  ff.;  Abd^ck  des  Ge- 
setzes ebenda,  S.  215  ff.;  über  die  in  Russland  vorfindlichen  bezüglichen  landw. 
Lehranstalten  ebenda,  Jahrg.  VI,  8.  269  ff. 

2.  Die  sogenannten  landwirthschaftlichen  Fortbildungsschulen, 
deren  erste  1850  in  Rheinpreussen  errichtet  wurde  und  für  die  um  die  gleiche 
Zeit  in  Baden  der  verdiente  Freiherr  Lambert  v.  Babo  in  Weinheim  wirkte, 
haben  besonders  in  Württemberg,  dann  auch  in  Bayern  und  der  erwähnten 
Provinz,  ausserhalb  Deutschlands  in  Frankreich,  wo  das  Gesetz  vom  17.  Juni 
1879  den  landw.  Unterricht  in  den  Primärschulen  obligatorisch  erklärte,  sodann 
in  Oe 8t erreich  Pflege  und  Ausbildung  erfahren;  doch  haben  dieselben,  wie  schon 
angedeutet,  mit  der  Schwierigkeit  zu  lämpfen,  dass  die  zur  Ertheilung  des  Unter- 
richts berufenen  YolksschuUehrer  nicht  durchweg  hinreichend  landwirthschaftliche 
Fachkenntnisse  besitzen  oder  sich  aneignen  können,  auch  nicht  durchweg  die 
«ünschenswerthe  Veranlagung  haben,  um  die  Lehrgegenstände  in  einer  dem  Zweck 
entsprechenden,  durchweg  auf  das  Praktische  gerichteten  und  unmittelbar  verwerth- 
baren  Lehrweise  den  Schülern  zugänglich  zu  machen.  —  In  Baden  hat  man  dess- 
halb  von  einer  Ausstattung  des  Lehrplans  des  (obligatorischen)  Fortbildungsunter- 
richte  in  den  Dorfschulen  mit  landw.  Fächern  im  Allgemeinen  abgesehen,  wohl  aber 
in  Folge  der  durch  die  landw.  Erhebungen  von  1^3  gegebenen  Anregungen  die 
L'nterrichtseriheilung  in  landw.  Buchführung  vorgeschrieben  und  dafür  einfach 
gehaltene  Musterformularien  eingeführt.  (Vgl.  des  Verfassers:  „Zur  landw.  Frage  der 
Gegenwart",  1887,  8.  17.) 

3.  Ist  sonach  die  Volksschule  und  die  Fortbildungsschule  zur  Er- 
theilnng  landw.  Fachunterrichts  nur  sehr  bedingt  geeignet,  so  können  doch  die  an 
den  Volksschulen  wirkenden  Lehrer  auf  einzelnen  Specialgebieten  des  Land- 
hans, vor  Allem  des  Obstbaus  und  der  Bienenhaltung,  im  Wege  praktischer, 
doTch  mündlichen  Vortrag  erläuterter  Demonstrationen  heilsam  und  fördernd  wirken ; 
ans  diesem  Grund  empfiehlt  sich  die  Einbeziehung  der  Obstcultur  und  der  Bienen- 
znchttechnik  in  den  Studienplan  der  Lehrerseminarien,  die  Ausstattung  der 
letzteren  mit  Uusterobstgärten  und  Musterbienenständen,  ferner  die  £r- 
öffiinng  einer  Gelegenheit  zur  Ausbildung  auch  bereits  im  Amt  befindlicher  Lehrer 
in  den  genannten  Gebieten  durch  Veranstaltung  von  Lehrer-Obstbau-  und 
Bienencursen;  in  welchen  Beziehungen  man  in  Baden  und  anderwärts  seit 
Jahren  und  nicht  ohne  sichtbaren  Erfolg  vorgeht. 

4.  Nicht  zu  unterschätzen  in  sittlicher  und  wirthschaftlicher  Hinsicht  sind 
endlich  diejenigen  Bestrebungen,  die  auf  eine  Einbeziehung  eines  methodischen 
Handarbeitsunterrichts  in  den  Volksschulunterricht  auf  dem  flachen  Land 
abzielen,  wobei  auf  die  rühmlichen  Vorbilder  in  Schweden  zu  verweisen  ist.  Die 
8>'stematische  Beschäftigung  der  ländlichen  Jugend  mit  passender  Handarbeit  (wobei 
besonders  Holz-  und  Metallarbeiten  in  Frage  kommen)  ist,  wie  Oekonomierath 
Havenstein-Bonn  zutreffend  an  den  Vorsitzenden  des  Deutschen  Vereins  für 
Kniben -Handarbeit,  Dr.  Schenk  endor  ff,  ausführt,  ein  sehr  erstrebenswerthes 
Ziel,  weil  sie  den  Körper  stärkt  und  geschickt  macht,  den  Blick  und  die  Verstandes- 
kräfte  schärft  und  vor  Allem  den  kleinen  Landvrirth  befähigt,  viele  Arbeiten,  Re- 
paraturen in  seiner  Wirthschaft  selbst  zu  verrichten,  welche  sonst  durch  Andere 
gefren  Entgelt  ausgeführt  werden  müssten,  zumal  die  Fähigkeit,  ein  Hand-  oder 
Ackergeräth  geschickt  herzustellen,  von   einer  geschickten  Handhabung  desselben 
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fast   immer  begleitet  werde.     (Vgl.  hierzu  W.  Goetze,   Der  Ansbildungsgang  far 
Landlehrer  im  Arbeitsunterricht,  1892.) 

2.  Wanderlehrthätigkeit.  Ihre  Ergänzung  finden  die 
für  die  bäuerliche  Bevölkerung  bestimmten  mittleren  und  niederen 
landwirthschafblichen  Lehranstalten,  die  doch  immer  nur  von  einem 
kleinen  Bruchtheil  der  nachwachsenden  Generation  thatsächlich 
benützt  werden,  in  der  Organisirung  der  Wanderlehrthätig- 
keit, mittelst  welcher  die  ländlichen  Elemente  über  die  das  land- 
wirthschafbliche  Gewerbe  berührenden  technischen  und  wirthschaft- 
lichen  Fragen  in  einer  ihrem  Verständniss  angepassten,  d.  i.  volks- 
thümlichen  Weise  aufgeklärt  werden  sollen.  Mit  diesem  Institut 
der  Wanderlehrthätigkeit  wird  somit  die  Zugänglichmachung  des 
nöthigen  Bildungsstoffs  fdr  die  bäuerliche  Bevölkerung  in  weitestem 
Umfang  bezweckt;  der  Erfolg  der  Einrichtung  ist  aber  davon  be- 
dingt, dass  die  die  Wanderlehrthätigkeit  Ausübenden  die  Fragen 
der  landwirthschafklichen  Praxis  nicht  nur  vollständig  beherrschen» 
sondern  auch  die  Befähigung  besitzen,  den  jeweiligen  Vortragsstoff 
dem  Verständniss  auch  des  kleinen  Mannes  anzupassen.  Die  seit 
der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  gesammelten  Erfahrungen,  seit 
welcher  Zeit  man  mit  der  Organisirung  der  Wanderlehrthätigkeit 
in  einzelnen  Staaten  vorging,  haben  gezeigt,  .  dass  da,  wo  die 
Wanderlehrer  jene  Eigenschaften  in  sich  vereinigen,  ein  erfolg- 
reicherer Weg,  um  die  wünschenswerthen  Verbesserungen  der  Be- 
triebstechnik einzubürgern,  um  femer  för  das  Genossenschaftswesen 
und  sonstige  Veranstaltungen,  z.  B.  auf  dem  Gebiet  des  Credit-  und 
Versicherungswesens  Verständniss  und  thätige  Theilnahme  zu  er- 
zielen, kaum  beschritten  werden  kann,  zumal  dann,  wenn  nach  der 
Persönlichkeit  des  Wanderlehrers  es  diesem  gelingt,  mit  den  Land- 
wirthen  seines  Dienstsprengeis  in  eine  Art  Vertrauensverhältniss  zu 
treten.  Dabei  hat  sich,  ähnlich  wie  bei  den  Unterrichtsanstalten 
selber,  auch  auf  dem  Gebiet  der  Wanderlehrthätigkeit  vielfach  eine 
Arbeitstheilung  vollzogen,  indem  für  bestimmte  Zweige  des  land- 
wirthschafklichen Betriebs:  Obst-  und  Weinbau,  Molkereiwesen, 
Thierhaltung ,  besondere  Specialtechniker  mit  den  Functionen  der 
Wanderlehrthätigkeit  betraut  werden. 

Anmerkung.  Das  Institut  der  Wanderlehrthätigkeit  hat  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten in  den  meisten  mitteleuropäischen  Staatswesen,  zumal  in  Deutschland,  gross« 
Ausdehnung  gewonnen.  Die  ständigen  Wanderlehrer  sind  entweder  Staats-,  Provinziai* 
oder  landwirthschaftliche  Vereinsheamte ;  ihnen  gesellen  sich  als  unständige  (gelegent- 
liche) die  Thierärzte,  ferner  die  Culturtechniker,  Wiesenhaumeister,  hinzu.  Wo  Winter- 
Schulen   eingerichtet  sind ,   pflegt  gemeinhin  den  Schulvorständen  die  Ausnhung  der 
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Wanderlehrthätigkeit  in  der  schuldienstfreien  Zeit  als  Dienstpflicht  auferlegt  zu  sein 
(einzelne  organisatorische  Notizen  bei  Krämer,  a.  a.  0.,  S.  40;  eine  eingehendere 
Würdigong  des  Instituts  in  den  citirten  Jahresberichten  über  Preussens  landwirth- 
schaliUche Verwaltung  und  in  den  Jahresberichten  des  Badischen  Handelsministe- 
riams  und  bezw.  des  Ministeriums  des  Innern).  In  Frankreich  steht  das  Institut 
der  Wanderlehrihätigkeit  in  organisatorischem  Zusammenhange  mit  der  durch  Gesetz 
Tom  16.  Juni  1879  und  Decret  vom  9.  Juni  1880  verordneten  Errichtung  landwirth- 
schaftlicher  Lehrstühle  in  den  einzelnen  Departements,  indem  den  den  landwirth- 
schaftUchen  Unterricht  ertheilenden  Lehrern  die  Abhaltung  von  Wandervorträgen 
dienstlich  auferlegt  ist  (vgl.  v.  Reitzenstein  in  d.  Jahrb.  f.  N.  u.  St.,  N.  F. > 
Bd.  UV,  S.  162  ff.). 


§176.  Das  landwirthschaftliche  Versuchswesen. 

1.  Während  bis  an  die  Schwelle  dieses  Jahrhunderts  die  Land- 
wirthschaft  wesentlich  eine  auf  empirische  Kegeln  aufgebaute  Kunst 
war,  hat  die  fortschreitende  naturwissenschaftliche  Erkenntniss  und 
haben  zumal  die  bahnbrechenden  Arbeiten  Liebig's  die  Ausübung 
des  landwirthschafklichen  Gewerbes  auf  eine  sichere  wissenschaft- 
liche Basis  gestellt  und  damit  eine  „neue  Aera'^  der  Landwirth- 
Schaft  angebahnt,  die  man  im  Gegensatz  zu  der  empirischen  der 
älteren  Zeit  die  wissenschaftliche  nennen  kann  (vgl.  Bd.  I,  §  2).  Der 
gewonnene  tiefere  Einblick  in  die  Emährungs-,  Wachsthums-  und 
Fortpflanzungsbedingungen  der  Pflanzen  und  der  landwirthschaft- 
lichen  Hausthiere  hat  seitdem  der  Praxis  des  landwirthschaftlichen 
Gewerbes  in  vielen  Hinsichten  eine  veränderte  Richtung  gegeben, 
aus  den  Laboratorien  und  Arbeitszimmern  der  Gelehrten  heraus 
ist  eine  Fülle  der  fruchtbringendsten  Anregungen  in  das  flache 
Land  hinausgegangen  und  es  besteht  bei  den  offensichtlichen 
Wirkungen  der  Verwerthung  bestimmter  Forschungsergebnisse  auf 
Productionstechnik  und  Productionserträge  in  den  Kreisen  der  Land- 
wirthschaft  heute  ein  Zweifel  nicht  mehr,  dass  das  weitere  Fort- 
schreiten der  Landwirthschaft  zum  Besseren,  Vollkommneren  von 
der  wachsenden  naturwissenschaftlichen  Erkenntniss,  d.  h.  von  den 
Forschungsarbeiten  der  Gelehrten  auf  den  verschiedenen,  hier  in 
Betracht  kommenden  Gebieten  der  Agriculturchemie,  der  Pflanzen- 
nnd  Thierphysiologie  wesentlich  bedingt  sei.  Es  zählt  zu  den 
grössten  Verdiensten  Liebig's,  durch  seine  Arbeiten  auf  dem  Gebiet 
der  landwirthschaftlichen  Chemie^)  zu  der  unmittelbaren  Indienst- 
stellung der  Naturwissenschaft  zu  Zwecken  des  landwirthschaftlichen 


*)  J.  V.  Lieb  ig,  Die  Chemie  in  ihrer  Anwendung  auf  Agricultur  und  Physio- 
logie, 1840,  nachmals  aufgelegt  1865;  Derselbe:  Naturwissenschaftliche  Briefe  über 
die  moderne  Landwirthschaft,  1859. 
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Gewerbes  den  Anstoss  gegeben  zu  haben,  wie  dies  im  Laufe  der 
vierziger  und  fünfziger  Jahre  in  und  ausserhalb  Deutschlands  durch 
Errichtung  besonderer  wissenschaftlicher  Institute,  sog.  Versuchs- 
stationen (Versuchsanstalten)  geschah,  aus  deren  Arbeiten  die 
Landwirthschaft  unberechenbaren  Nutzen  gezogen  hat  und  fort- 
dauernd zieht. 

2.  Ursprünglich  zumeist  in  agricultur chemischen  Fragen 
den  Schwerpunkt  ihrer  Thätigkeit  suchend,  zumal  über  die  Mineral- 
theorie  Liebig's  alsbald  ein  heftiger  Streit  entbrannte,  dessen  Lösung 
nur  auf  dem  Wege  zahlloser  Einzelversuche  zu  erfassen  war  (Bd.  I, 
§  10),  wandten  sich  mit  der  Zeit  die  Versuchsanstalten  auch  anderen 
der  wissenschaftlichen  Aufhellung  bedürftigen  Fragen  der  Agri- 
cultur zu  und  es  entstanden  neben  den  agriculturchemischen  auch 
pflanzen-  und  thi erphysiologische  Versuchsanstalten;  ja 
es  vollzog  sich  entsprechend  der  Verzweigung  des  landwirthschaft- 
lichen  Gewerbes  selber  eine  weitere  zunehmende  Arbeits- 
theilung  durch  Errichtung  besonderer  Versuchsanstalten  für  die 
Zwecke  des  Weinbaus  und  der  Weinbehandlung  (önochemische  V.), 
des  Molkereiwesens,  der  industriellen  Nebengewerbe  der  Landwirth- 
schaft (Zuckerfabrikation,  Branntweinbrennerei),  endlich  fttr  die 
Zwecke  besonderer  Bodenculturen ,  insbesondere  der  Moorcultur 
(Bd.  I,  §  59,  S.  347) ;  und  es  hat  nicht  am  wenigsten  diese  wachsende 
Differenzirung  und  Specialisirung  des  Versuchswesens 
der  Praxis  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  überall  grössten  Vor- 
schub geleistet. 

3.  Dieser  auf  wissenschaftlicher  Fortbildung  des  landwirth- 
schaftlichen Gewerbes  berechneten  Thätigkeit  der  Versuchsanstalten 
gesellte  sich  mit  der  Zeit  eine  controlirende  hinzu,  insofern 
unter  dem  Einfluss  der  neuen  Lehre  in  wachsender  Ausdehmmg 
künstliche  Düngemittel  verwendet  wurden,  deren  Gehalt  an  werth- 
voUen  Substanzen  und  deren  Marktwerth  zuverlässig  festgestellt  zu 
wissen  für  die  kaufenden  Landwirthe  bei  der  häufigen  Unreellität 
der  Düngerfabrikanten  und  Düngerhändler  ein  dringendes  Bedürf- 
niss  wurde ;  wie  ähnlich  die  Ausbildung  eines  grosskaufmännischen 
Samenhandels  und  die  Nothwendigkeit  zeitweisen  Samenwechsels 
eine  Controle  der  Echtheit,  Reinheit  und  Keimfähigkeit  der  im 
Handel  befindlichen  Sämereien,  und  ebenso  des  Gehalts  der  Handeid- 
futtermittel an  nährenden  Bestandtheilen  erwünscht  erscheinen  liess. 
So  entstanden  besondere  Untersuchungs-  und  Control- 
stationen  oder  es  wurde  auch  die  dessfallsige  untersuchende  und 
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controlirende  Thätigkeit  dem  Aufgabekreis  der  bestehenden  An- 
stalten angegliedert  und  es  ist  in  Folge  dieser  besonderen  Organi- 
sation der  Handel  in  Düngemitteln,  Futtermitteln  und  Sämereien 
zweifelsohne  in  sehr  viel  solidere  Bahnen  eingelenkt,  es  sind  durch 
die  dadurch  geschaffene  Gewähr  des  Bezugs  dieser  Bedarfsartikel 
in  der  richtigen  Qualität  dem  landwirthschaftlichen  Gewerbe  viele 
sonst  unvermeidliche  Enttäuschungen  und  Verluste  erspart  ge- 
blieben.   (Siehe  auch  oben  §  168.) 

4.  Auf  eine  Würdigung  des  unermesslichen  Einflusses,  den 
seit  ihrem  Entstehen  die  Forschungs-  und  Controlstationen  auf  die 
Praxis  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  ausgeübt  haben,  kann 
an  dieser  Stelle  auch  nicht  andeutungsweise  eingetreten  werden; 
allein  schon  die  feinere  Ausbildung  der  Düngerlehre,  die  Auffindung 
der  fOr  die  einzelnen  bestimmten  Bodenarten  und  Culturpflanzen 
passendsten  Düngermischungen,  der  Anstoss  zur  Herstellung  neuer 
Düngemittel  (wobei  nur  an  die  von  Jahr  zu  Jahr  wachsende  Be- 
deutung des  aus  der  phosphorsäurehaltigen  Thomasschlacke  ge- 
wonnenen Düngermehls  für  phosphorsäure-  und  kalkarme,  ins- 
besondere für  sandige,  dann  aber  auch  für  Moorböden  erinnert  sein 
mag,  auf  welche  Bedeutung  erstmals  Wagner- Darmstadt  aufmerk- 
sam gemacht  hat),  führte  eine  Steigerung  der  Pflanzenproduction  her- 
bei, die  man  vor  einem  Menschenalter  für  unmöglich  gehalten  hätte. 
Aehnlich  haben  die  thierphysiologischen  Arbeiten  über  Nahrungs- 
bedarf und  Verwerthung  der  Nährstoffe  im  Thierkörper ,  über  den 
Xährwerth  von  Fabrikationsabfällen  aus  den  Zuckerfabriken,  Brannt- 
weinbrennereien, der  Oel-  und  Mühlenindustrie  etc.,  eineraeits  die 
Fütterung  der  landwirthschaftlichen  Hausthiere  auf  eine  erstmalige 
rationelle  Grundlage  gestellt,  anderseits  eine  Menge  ehemals  un- 
bekannter Fütterungsmittel  dem  Landwirth  zugeführt,  die  ihn 
wesentlich  imabhängiger  von  den  Launen  der  Jahres  Witterung  und 
den  jeweiligen  Ausfällen  der  Futteremten  stellen,  weil  nun  das 
etwaige  Deficit  an  natürlichem  Futter  durch  künstliche  Beigaben 
gedeckt  werden  kann;  es  ist  aber  die  Beute  aus  dem  Stalle  auch 
dadiurch  weiter  günstig  beeinflusst  worden,  dass  der  nachgewiesene 
günstige  Einfluss  bestimmter  künstlicher  Futtermittel,  sei  es  auf 
die  Secretion  der  Milchdrüsen,  sei  es  auf  Fleisch-  und  Fettansatz, 
eine  Steigerung  der  Milch-  und  Fleischproduction  und  eine 
grössere  Anpassung  in  der  Richtung  der  Stallviehhaltung  an  die 
Bedürfhisse  des  Marktes  zuliess.  So  erklärt  sich,  dass  das  Ver- 
suchswesen in  allen  Culturstaaten  in  rascher  Folge  sich  Aufnahme 
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verschaffte  und  dass  in  der  Pflege  und  weiteren  Ausbildung  des- 
selben überall  eines  der  wirksamsten  Förderungsmittel  der  land- 
wirthschaftlichen  Production  erblickt  wird. 

5.  Die  Organisation  der  Versuchsanstalten  hat  sich  sehr 
verschiedenartig  entwickelt;  in  einzelnen  Staaten  sind  die  Versuchs- 
anstalten als  staatliche,  aus  öffentlichen  Mitteln  unterhaltene  In- 
stitute, in  anderen  als  Veranstaltungen  der  landwirthschafUichen 
Vereine,  mitunter  wohl  auch  durch  freie  Vereinigung  bestimmter 
Productionskreise  (Zucker-  und  Spiritusindustriellen  etc.)  ins  Leben 
gerufen  worden.  Als  ein  Fehler  ist  es  jedenfalls  anzusehen,  zu 
den  Mitteln  der  Kostenbestreitung  Beiträge  von  interessirten 
Fabrikanten-  und  Händlerkreisen  (Düngerfabriken  etc.)  entgegen- 
zunehmen, weil  hierdurch  unter  Umständen  der  Schein  einer  Ab- 
hängigkeit von  diesen  Kreisen  wachgerufen  und  die  auf  Erforschung 
der  strengen  wissenschaftlichen  Wahrheit  gerichteten  Arbeiten  der 
Versuchsanstalten  möglicherweise  missdeutet  werden.  Um  die 
Thätigkeit  der  Versuchsanstalten  thunlichst  auch  für  die  grosse  Masse 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  nutzbringend  zu  gestalten,  sollten 
die  erbetenen  Bathschlags-  imd  Auskimftsertheilungen  unentgeltlich 
ertheilt,  für  die  Untersuchung  von  Düngemitteln,  Futtermitteln, 
Sämerereien,  Bodenarten,  Weinen  etc.  massige  Taxen  eingeführt-t 
je  nachdem  ebenfalls  unentgeltliche  Benutzung  auch  für  diese 
Zwecke  zugestanden  werden,  was  wiederum  am  ehesten  bei  einer 
staatlichen  Organisation  des  Versuchwesens  möglich  sich  erweisen 
wird.  Mit  Samenhändlem  und  Düngerfabrikanten  sind  Verträge 
abzuschliessen ,  vermöge  deren  diese  sich  der  fortdauernden  Gon- 
trole  der  Versuchsanstalten  unterwerfen  und  ihren  Abnehmeni 
einen  bestimmten  Gehalt  der  Futter-  und  Düngemittel  bezw.  eine 
bestimmte  Güte  der  Sämereien  garantiren,  bei  minderwerthigen 
Lieferungen  aber  eine  Ersatzpflicht  anerkennen.  Die  wachsende 
Inanspruchnahme  der  Versuchsanstalten  in  den  letzten  Jahrzehnten 
gerade  auch  aus  den  Kreisen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  zeigt, 
dass  deren  Bedeutung  für  das  landwirthschaftliche  Gewerbe  mehr 
imd  mehr  bis  in  die  untersten  Schichten  der  betheiligten  Kreise 
anerkannt  und  geschätzt  wird. 

Anmerkung,  a)  Ueber  die  zur  Zeit  in  Den  t  seh  1  and  bestehenden  Versuchs- 
anstalten siehe  wieder  den  landwirthschaftlichen  Kalender  von  Hentzel  onii 
V.  Lengerkefür  1892,  S.  353 ff.  Seit  1888  besteht  ein  „Verband  der  deutschen  land- 
wirthschaftlichen Versuchsstationen'^',  meist  sind  die  Versuchsanstalten  Schöpfung^ 
der  landwirthschaftlichen  Vereine,  aber  regelmässig  staatlich  subventionirt ;  einTheil 
der  Versuchsanstalten  ist  in  Verbindung  gebracht  mit  den  landwirthschaftlichen  Facli- 
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schulen  bezw.  höheren  land^virthschaftlichen  Lehranstalten  und  in  diesem  Fall  staat- 
lich organisirt.  —  Eine  geschichtliche  Darstellung  des  Yersuchswesens  in  Deutsch- 
hmd  giebt  Fr.  Nobb e  in  Bd.  XXII  der  Zeitschrift:  „Die  landwirthschaftliche  Versuchs- 
station''. —  Ein  Abdruck  der  Statuten  der  staatlich  organisirten  Versuchsanstalten 
in  Baden,  in  denen  für  die  dieselben  benützenden  Landwirthe  und  landwirthschaft- 
lichen  Vereine  und  Genossenschaften  weitgehende  geldliche  Vergünstigungen  vor- 
gesehen sind,  in  des  Verfassers  Handbuch  des  Badischen  Landwirthschaftsrechts, 
1882,  S.  195ff. 

b)  Oesterreich  hat  theils  aus  allgemeinen  Beichsmitteln  eingerichtete  und 
unterhaltene  grössere  (3),  theils  regionale,  von  den  Kronländem  subventionirte,  nach 
den  localen  BedürMssen  eingerichtete  Versuchsanstalten.  —  In  Frankreich  unter- 
scheidet man  scharf  zvöschen  den  eigentlichen  Forschungsstationen  („Stationes  agro- 
nomiques'*)  und  den  Controlstationen  („Laboratoires  d'analjses  des  angrais  et  autres 
matieres  utiles  k  Tagriculture*^);  die  Anstalten  sind  theils  vom  Staat,  theils  von 
den  Departementsverwaltungen  und  landwirthschafblichen  Vereinen  ins  Leben  ge- 
nifen  und  subventionirt.  — |Einer  bedeutenden  Förderung  erfreuen  sich  die  Versuchs- 
anstalten auch  in  Italien,  sowie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika; 
ide  sind  auch  in  diesem  Lande  alsbald  „treue  und  gewissenhafte  Berather  der  Farmer 
und  Bahnbrecher  für  den  Fortschritt  der  einheimischen  Landwirthschaft'^  geworden. 
(Vgl.  Wilckens,  Nordamerikanische  Landwirthschaft,  1890,  S.  2d0ff.)  Gerühmt  wird 
namentlich  die  Schaffung  eines  Oentralorgans  für  Sammlung  und  Bekanntgabe 
der  von  den  einzelnen  Versuchsanstalten  gewonnenen  Forschungsergebnisse  (Office 
of  Experiment  Stations),  zumal  diese  Bekanntmachungen  (Farmers  Bulletins),  wie 
Wilckens  betont,  „so  klar  sind,  dass  der  intelligente.Farmer  sie  verstehen  kann,  so 
haty  dass  er  sie  durchliest,  und  so  praktisch,  dass  er  sie  sich  zu  Herzen  nimmt**. 


Abschnitt  III. 

Pflegliche  Maassnahinen  zur  Hebung  der  Technik  des 
Pflanzenbaues  und  der  Thierhaltung. 

§  177.    Ueberblick;    Prämiirungs-   und    Ausstellungs- 
wesen insbesondere. 

1.  Um  zu  einem  richtigen  Verständniss  für  eine  mit 
Aufwendung  staatlicher  Mittel  herbeizuführende  Hebung  der 
Technik  des  landwirthschafblichen  Betriebs  zu  gelangen,  hat  man 
sich  gegenwärtig  zu  halten,  dass  die  grundbesitzende  und  boden- 
bewirthschaftende  Bevölkerung  mehr  ist  als  ein  Conglomerat  privat- 
wirthschaftlicher  Einzelexistenzen,  so  dass  ihr  die  Sorge  um  die 
Art  der  Verwerthung  des  Grund  und  Bodens  als  reine  Privat- 
angelegenheit füglich  überlassen  werden  könne;  dass  sie  vielmehr 
als  die  Trägerin  des  vom  Standpunkt  der  nationalen  Ernährung 
und  der  wirthschaftlichen  Unabhängigkeit  vom  Ausland  wichtigsten 
öewerbszweigs    sich  darstellt,  mit  dessen   Gedeihen   oder  Nicht- 
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gedeihen,  mit  dessen  Stillstand,  Bückgang  oder  Fortschritt  höchste 
nationale  Interessen  aufs  Engste  verknüpft  sind.  Nur  in  dieser 
Beleuchtimg  wird  die  umfassende  pflegliche  Thätigkeit  des  Staats, 
die  in  allen  Ciüturstaaten  zum  Zweck  der  Hebung  der  landwirth- 
schafUichen  Betriebstechnik  unter  mehr  oder  minder  grösserer 
Widmung  öffentlicher  Mittel  einsetzt,  begreiflich  und  erhält 
ihre  innerliche  Berechtigung;  während  allerdings  im  Vorstellungs- 
kreis Jener,  für  die  das  landwirthschaftliche  Gewerbe  ausschliesslich 
unter  dem  Gesichtspunkt  einer  zum  Zweck  lohnender  Verwerthung 
privaten  Kapitals  und  privater  Arbeitskraft  unternommenen  Be- 
schäftigung betrachtet  wird,  solche  staatliche  Aufwendungen  fast 
wie  Verschleuderungen  zum  Nachtheil  des  Staatsganzen,  günstigsten- 
falls als  auf  Popularitätshaschereien  hinauslaufende  Begierungs- 
actionen  erscheinen  müssten.  Im  üebrigen  ist  auch  hier  an  die 
grundlegenden  Betrachtungen  über  die  Nothwendig- 
keit  planmässiger  Staatsfürsorge  gegenüber  dem  land- 
wirthschaftlichen  Gewerbe  überhaupt,  namentlich  soweit  dasselbe 
von  kleinen  oder  mittleren  Wirthen  ausgeübt  wird,  zu  erinnern 
(Bd.  I,  §  12),  die  auch  für  die  vorwürfige  Seite  der  landwirth- 
schaftlichen  Staatsfürsorge  zutreflFen. 

2.  Die  Förderungsmittel,  dazu  bestimmt,  das  landwirth- 
schaftliche Gewerbe  höheren  Stufen  der  Betriebstechnik  ent- 
gegenzuführen mit  dem  Ziel  ergiebigerer  Ausnützung  des  nationalen 
Productionsmittels  Grund  und  Boden  für  die  Zwecke  der  Volks- 
emährung  und  lohnenderer  Gestaltung  der  landwirthschaftlichen 
Erwerbsarbeit  für  die  ihr  sich  Widmenden,  weisen,  entsprechend 
der  nationalen  Verschiedenheit  der  Productionsrichtungen  und 
Culturweisen,  der  Besitzverhältnisse,  der  geschichtlichen  Entwicklung 
der  Landbauteclmik,  der  Charaktereigenthümlichkeit  der  Bevölke- 
rung, von  Land  zu  Land  eine  denkbar  grosse  Mannigfaltigkeit 
auf  und  es  muss  in  diesem  Zusammenhang  darauf  verzichtet  werden, 
die  vorfindlichen  pfleglichen  Maassnahmen  im  Einzelnen  imd  die 
zu  ihrer  wirksamen  Durchführung  geschaffenen  besonderen  Organi- 
sationen darzustellen;  es  kann  genügen,  gewisse  typische  Grund- 
formen jener  pfleglichen  Maassnahmen  vorzufahren,  die,  so  ver- 
schiedenartig ihre  Ausgestaltung  von  Land  zu  Land  sich  entwickelt 
hat,  doch  in  ihrem  Wesen  und  ihren  erkennbaren  Endzwecken 
eine  gewisse  Uebereinstimmung  erkennen  lassen. 

3.  Danach  kann  man  die  landwirthschaftspfleglichen  Maass- 
nahmen   unterscheiden    in    solche,    die  den  gewollten   Zweck  zu 


Abschii.in.    §177.    Pr&müruBgg-  und  Ausstellungswesen.  463 

» 

eneichen  trachten:  a)  durch  Gewährung  von  Geldbeihilfen^ 
auch  in  Form  unverzinslicher  Vorschüsse  (z.  B.  zur  Vornahme  von 
Meliorationsarbeiten,  zur  Einführung  neuer  Culturpflanzen,  neuer 
landwirthschaftlicher  Maschinen,  zur  Ausstellung  von  werthvoUen 
Zuchtthieren  etc.) ;  b)  durch  Aussetzung  von  Prämien  für  hervor- 
ragende Gesammt-  oder  Einzelleistungen;  c)  durch  Veranstaltung 
von  Ausstellungen  (CoUectiv-  oder  Specialausstelluugen)  zum 
Zweck  der  Massenvorführung  nachahmungswerther  Vorbilder  imd 
zwar  mit  oder  ohne  Prämienvertheilung ;  d)  durch  eine  sachgemässe 
landwirthsc haftliche  Behördenorganisation,  d.h.  Parat- 
stellung eines  geeigneten  Vollzugspersonals  für  die  Aufgaben  der 
Landwirthschaftspflege,  insbesondere  zur  Vermittlung  der  von  der 
Centralinstanz  ausgehenden  fachmässigen  Anregungen  an  die  be- 
theiligten Kreise  und  zur  Ausführung  der  landwirthschaftspfleg- 
lichen  Anordnungen,  wobei  neben  den  Verwaltungsbeamten  auch 
eine  Anzahl  technischer  Functionäre  und  Culturtechniker,  Land- 
wirthschafts -  und  Veterinärbeamten  in  Frage  kommt;  e)  durch 
systematische  Heranziehung  hervorragender  Vertreter  des  landwirth- 
schaftlichen  Berufs  selber  zu  den  Aufgaben  der  Landwirthschafts- 
pflege und  Organisation  dieser  freiwilligen  Mitarbeit  durch  Bildung 
landwirthschaftlicher  Vereine  und  kräftigste  Förderung 
dieses,  für  die  Herbeiführung  gemeinsamen  Meinimgsaustausches  und 
Wachhaltung  des  Interesses  für  eine  gesunde  Fortentwicklung 
unentbehrlichen  Instituts. 

4.  Das  verbreitetste  und  wirksamste  Mittel,  mit  dem  die  Land- 
wirthschaftspflege zu  arbeiten  pflegt,  ein  feingegliedertes,  wohl- 
durchdachtes Prämiirungs-  und  Ausstellungswesen,  er- 
scheint zwar  äusserlich  als  eine  Veranstaltung  zur  Anerkennung 
und  Belohnung  besonderer  Regsamkeit  und  Rührigkeit  des  einzelnen 
Vertreters  des  Gewerbes  und  rechnet  jedenfalls  mit  dem  der 
menschlichen  Natur  innewohnenden  Bedürfniss  nach  solcher  An- 
erkennung; und  bei  manchen  Prämien  (Aufmunterungsprämien, 
z.  B.  im  Gebiet  der  Culturverbesserungen)  ist  der  Zweck  der 
Prämienvertheilung  geradezu  darauf  gerichtet,  durch  Zuwendung 
^ines  geldlichen  Vortheils  den  Schlendrian  in  gewissen  Zweigen 
des  Betriebs  zu  bekämpfen  (z.  B.  im  Gebiet  der  Viehzucht,  der 
Obstcultur  etc.).  Ihre  tiefste  Rechtfertigung  und  Begründung 
empfangen  aber  Prämienvertheilungen  ohne  oder  in  Verbindung  mit 
Ausstellungen  nicht  durch  die  Erwägungen  der  vorstehenden  Art, 
sondern  durch  die  allgemeine  Betrachtung,   dass  gerade  im  land- 
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wirthschaftlichen  Gewerbe  und  zumal  in  den  Kreisen  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung,  wirksamer  als  jede  fachwissenschafUiche  Be- 
lehrung, für  die  Anbahnung  von  Betriebsfortschritten  die  Vor- 
führung gelungener  Vorbilder  sich  erweist,  wie  dies  jede 
mit  Prämien  verbundene  Ausstellung  von  Thieren,  landwirthschaft- 
liehen  Bodenerzeugnissen  etc.  ermöglicht;  und  dass  weiterhin  die 
landwirthschaftliche  Verwaltung  in  der  Verleihung  von  Prämien 
für  bestimmte  Einzelleistungen  ein  Mittel  in  der  Hand  hat,  die 
Aufmerksamkeit  und  das  Interesse  der  betheiligten  Kreise  auf  eine 
der  staatlichen  Behörde  besonders  erwünscht  erscheinende  bestimmte 
Richtung  der  Production  planmässig  hinzuleiten  (z.  B.  auf  eine 
bestimmte  Richtung  in  der  Pferde-,  Kindvieh-  oder  Schweinezucht: 
auf  bestimmte  Culturmethoden  bei  dem  Anbau  von  Handels- 
pflanzen etc.).  Gerade  im  Hinblick  auf  letzteren  Umstand  ver- 
dienen neben  den  grossen,  alle  Zweige  der  landwirthschafüichen 
Production  in  sich  vereinigenden  landwirthschaftlichen  Aus- 
stellungen auch  die  auf  einzelne  bestimmte  Zweige  sich  be- 
schränkenden Specialausstellungen  (Ausstellungen  von  Pferden. 
Rindvieh,  Schweinen,  Geflügel-  und  Bienenausstellungen,  Aus- 
stellung von  Obst,  Wein,  gebrannten  Wassern,  von  Producten  der 
Molkerei,  von  Handelspflanzen,  von  Maschinen  und  Geräthen  etc.) 
besondere  Pflege,  weil  sie  die  Aufmerksamkeit  der  Besucher  auf 
einen  bestimmten  Gegenstand  concentriren  und  in  höherem  Maasse 
als  bei  dem  verwirrenden  Bild  von  Collectivausstellungen 
belehrend  und  im  guten  Sinn  vorbildlich,  aneifemd,  aufmunternd 
zu  wirken  vermögen. 

5.  Auf  die  Technik  des  Prämiirungs-  und  Ausstellungs- 
wesens, also  auf  die  Normen,  nach  denen  die  Beurtheilung  preis- 
werther  Thiere  und  landwirthschaftlicher  Producte,  die  Abstufung  der 
Preise,  die  Festsetzung  der  Zahl  imd  Beschaffenheit  derselben  zu 
«rfolgen  hat ;  die  weiterhin  für  die  Veranstaltung  von  Ausstellimgen. 
die  Eintheilung  der  Ausstellungsobjecte  in  sachgemässe  Gruppen,  für 
die  äussere  Anordnung  der  Ausstellungsgegenstände,  für  die  Pflichten 
und  Rechte  der  AussteUer,  för  die  Regelung  des  Ausstellungs- 
besuchs maassgebend  zu  erklären  sind,  kann  in  diesem  Zusammen- 
hang nicht  eingetreten  werden.  Zu  besonderer  Vollkommenheit 
hat  sich  das  Ausstellungs  -  und  Prämiirungswesen  durch  freie 
Initiative  der  betheiligten  Kreise  zunächst  in  England,  später 
auch  in  den  mitteleuropäischen  Staaten  entwickelt  und  namentlich 
haben  im  Laufe  der  achtziger  Jahre  mit  der  Gründung  der  Deut- 
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sehen  Land wirthschafks-Gesellschait  gerade  auch  in  Deutschland 
die  von  dieser  Gesellschaft  seit  1887  alljährlich  in  verschiedenen 
TheUen  des  Beichsgebiets  veranstalteten  grossen  landwirthschaft- 
liehen  Ausstellungen  eine  anderwärts  kaum  vorfindliche,  besonders 
feine  Durchbildung  der  Prämiirungs-  und  der  Ausstellungsgrund- 
äätze  gezeitigt,  die  rückwirkend  die  Productionstechnik  weitester 
Kreise  in  denkbar  vortheilhafter  Weise  zu  beeinflussen  geeignet 
erscheinen  *). 

6.  Special-  und  Collectiv-Prämien.  Die  Prämiining 
kann  auf  ein  einzelnes  Object  oder  eine  Anzahl  gleichartiger  Ob- 
jecte  sich  beziehen  (z.  B.  auf  ein  Thierindividuum  allein  oder  auf 
eine  Sammlung  von  Thieren  eines  Züchters),  es  kann  aber  auch 
die  ßesammtleistung  eines  Wirths  in  einem  bestimmten  Productions- 
zweig  (Obstbau,  Molkereiwesen  etc.)  oder  endlich  die  Gesammt- 
fülinmg  eines  Wirthschaftsbetriebs  Gegenstand  der  Prämiirung 
sein,  und  letzterenfalls  hat  man  dann  im  Auge,  durch  die  Aus- 
werfung von  Prämien  mustermässig  bewirthschaftete  Gutseinheiten 
als  solche  auszuzeichnen  und  durch  diese  Auszeichnung  weiteren 
Kreisen  zur  Nachahmung  bekannt  zu  geben.  Eine  Collectiv- 
Prämiirung  im  letzteren  Sinne  —  Prämiirung  von  Muster- 
wirthschaften  —  hat  sich  in  England,  Belgien,  Prankreich 
und  in  einzelnen  deutschen  Staaten  (Preuss.  Bheinprovinz)  ein- 
gebürgert und  beansprucht  Beachtung  schon  desshalb,  weil  schliess- 
lich das  „Excelliren"  in  einem  einzelnen  Zweig  des  landwirth- 
schaftlichen  Betriebs  (z.  B.  im  Gebiet  der  Pferde-,  Bindvieh-, 
Schweine-  oder  Schafzucht,  des  Obst-  oder  Kebbaus  etc.)  noch 
keineswegs  den  Wirthschaftserfolg  im  Ganzen  verbürgt,  sofern  es 
an  dem  richtigen  Ineinandergreifen  der  einzelnen  Wirthschafts- 
operationen,  oder  an  dem  richtigen  Wirthschaftssystem  oder  auch 
an  der  für  den  ökonomischen  Erfolg  so  wichtigen  wirthschaft- 
lichen  Veranlagung  des  Gutsleiters  fehlen  sollte,  von  der  die  gute 
Disponining  der  Arbeiten  im  Wirthschaftsjahr,   die  Art  der  Ver- 

*)  \g\.  hierzu  die  seit  1886  erscheinenden  Jahrbücher  der  Deutschen  Laud- 
Hlrthschafisgesellschaft  und  die  von  der  Gesellschaft  erlassenen  Ausstellungsordnungen 
und  Preisrichter-Instructionen.  Das  Prämienwesen  im  Gebiet  der  Thierhaltung  ist 
wesentlich  gefördert  worden  durch  die  Anwendung  des  Messverfahrens,  im 
(iegensatz  zu  der  Beurtheilung  der  Thiere  durch  das  prüfende  Auge  allein,  sowie 
durch  die  Wahl  eines  zweckentsprechenden  Pointsystems,  wobei  auf  die  Schrift 
von  Lydt in- Karlsruhe  (Verbessertes  Verfahren  für  die  Beurtheilung  von  Zucht-, 
Xutz-  und  Preisthieren ,  1880)  zu  verweisen  ist.  —  Eine  anziehende  Darstellung 
des  Wirkens  der  Deutschen  Landi^irthschaftsgesellschaft  giebt  N.  M.  Witt  in  der 
Vierte\jahn8chrift  für  YoUuwirthschaft,  XXYIL,  ].  Bd.,  8.  129  ff. 
Bneheaberger,  A.«  Affnrpolitik.  IL  30 
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werthung  der  Producte  und  der  Abfallstoflfe  und  vieles  andere,  für 
die  llentabilität  des  Betriebs  Entscheidende  doch  wesentlich  abhängt 
Die  Schwierigkeit  in  der  Durchführung  dieser  Prämiirungsweise 
liegt  indess  in  der  gerade  beim  landwirthschaftlichen  Betrieb  Tor- 
findlichen  Complicirtheit  und,  beim  Mangel  einer  ganz  correcten  und 
ausführlichen  Buchführung,  auch  relativen  ündurchsichtigkeit  des 
Wirthschaftsorganismus, .  und  Irrungen  der  Preisrichter  sind  daher 
hier  viel  eher  möglich,  als  bei  einer  Beschränkung  der  preisrichter- 
lichen Aufgabe  auf  bestimmte  Einzelleistungen  und  können  dann, 
wenn  sie  thatsächlich  vorkommen,  durch  Discreditirung  der  Institution 
mehr  schaden  als  nützen.  Dies  trifft  namentlich  bei  bäuerlichen 
Wirthschaften  zu  und  betreffs  dieser  wird  man,  solange  die  Buch- 
führung in  diesen  Kreisen  noch  weithin  im  Argen  liegt,  bezw. 
gänzlich  unbekannt  ist,  zweckmässigerweise  vielleicht  damit  be- 
ginnen, Geldpreise  füi*  die  Führung  von  auf  einem  einfachen  Schema 
beruhenden  Wirthschafksregistern  und  für  die  Aufstellung  von  Jahres- 
bilanzen auszusetzen;  wie  überhaupt  in  ländlichen  Wirthschaften 
die  Fälle,  dass  alle  Zweige  des  Betriebs  —  Feldbau,  Wiesenbau, 
Obstbau,  Viehhaltimg  etc.  —  gleichmässig  musterhafte  Pflege  finden, 
äusserst  selten  sein  werden,  so  dass  es  an  einer  entprechenden 
Anzahl  von  Prämiinmgsobjecten  Jahr  für  Jahr  leicht  fehlen  dürfte. 

Anmerkung.  Vgl.  hierzu  Krämer,  a.  a.  0.,  S.  öOiF.  und  über  die  Pni- 
miiningsweise  ganzer  Wirthschaften  in  Preussen  auch  Preussens  landwirthschaft- 
liche  Verwaltung  für  1881/83,  S.  584.  -  In  Baden  werden  Preise  für  muster- 
mässig  ausgeführte  Obstbaumanlagen,  für  Culturverbesserungen  im  Schwarzwalde 
(Umwandlung  von  Reutfeldern  und  Oedungen  in  Ackerland  und  Wiesland  etc.),  für 
Aufforstungen  im  Mittel-  und  Hochgebirge,  neuerdings  auch  für  Führung  von 
Molkereiregistem  ausgesetzt  (vgl.  des  Veriassers  Handbuch  des  Badischen  Land- 
wirthschaftsrechts,  1887,  S.  601,  und  Ergänzungsband  1891,  S.  189  und  191fr.;  ferner 
hinsichtlich  des  Erfolges,  der  sich  an  die  Prämiirung  von  Culturausführungen  im 
Schwarzwalde  knüpfte,  den  Aufsatz  im  Badischen  landwirthschaftlichen  Wochen- 
blatt, 1893,  No.  11:  „Zur  Nachahmung").  —  In  Frankreich  werden  von  der 
Regierung  jährlich  12  Ehrenpreise  und  24  sog.  Culturpreise  (prix  culturaux)  nebst 
einer  Anzahl  Medaillen  an  die  tüchtigsten  Landwirthe  der  Departements  vertheilt; 
daneben  besondere  Prämien  für  Bewässerungsanlagen  und  sonstige  Verbessenrng^n 
in  einzelnen  Zweigen  des  landwirthschaftlichen  Betriebs.  —  Ehrenprämien  tiir 
zweckmässige  Wirthsehaftseinrichtungen  und  rationellen  Betrieb  auch  in  Italien. 

7.  Staatliche  Mitwirkung  bei  Prämiirungen  und  Aus- 
stellungen. Prämiirungen  und  Aus8tellungen  können  von  der 
Staatsverwaltung  unmittelbar  in  eigene  Hand  genommen  werden, 
was  aber  wohl  nur  in  kleineren  Staatswesen  praktisch  durchführbar 
und  empfehlenswerth  ist  (staatliche  Prämiirungen  im  Gebiet  der  Haus- 
tbierzucht,  des  Obstbaus,  der  Culturverbesserungen  z.  B.  in  Baden), 
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oder  aber,  und  dies  ist  der  regelmässige  Fall,  der  Staat  überlässt 
das  Ausstellungs-  und  Prämiirungswesen  den  landwirthschaftlichen 
Vereinen  und  den  besonderen  Specialvereinen,  in  diesem  Fall  an 
dem  mit  diesen  pfleglichen  Maassnahmen  verknüpften  Geldaufvrand 
durch  Staatsbeiträge,  wohl  auch  durch  Zuweisung  von  Ehrenpreisen 
(Medaillen,  Diplomen  etc.)  sich  betheiligend.  Dabei  pflegen,  um 
einen  den  grundlegenden  Absichten  der  Staatsregierung  entsprechen- 
den Vollzug  zu  sichern,  „Normativbestimmungen ^^  über  das  bei 
Veranstaltung  von  Ausstellungen  und  bei  der  Auswerfung  von 
Prämien  einzuhaltende  Verfahren  staatlicherseits  erlassen  und  von 
der  pünktlichen  Einhaltung  dieser  Normen  die  Gewährung  der 
Staatsbeihilfen  abhängig  gemacht  zu  werden. 

8.  Der  praktische  Erfolg  aller  pfleglichen  Maassnahmen 
ist  bedingt  nicht  bloss  durch  deren  Sachgemässheit  an  sich,  sondern 
vor  allem  auch  dadurch,  dass  das  Vorgehen  den  Charakter  der 
Xachhaltigkeit  und  Dauer  an  sich  trage,  und  zwar  aus  dem 
oft  erwähnten  Grund,  weil  in  dem  Gros  der  ländlichen  Bevölkerung 
alle  auf  Beseitigimg  veralteter  Betriebsweisen  und  Herbeiführung 
eines  Fortschritts  in  gutem  Sinn  abzielende  Anregungen  nur  äusserst 
langsam  Wurzel  schlagen.  Es  wäre  also  gewiss  in  hohem  Grade 
fehlerhaft,  wenn  die  obere  landwirthschafÜiche  Verwaltung  durch 
zu  Tage  tretenden  zeitweisen  activen  oder  passiven  Widerstand 
von  der  einmal  als  richtig  erkannten  Bahn  sich  ablenken,  Unter- 
nommenes nach  kurzer  Zeit  wieder  einstellen  oder  durch  die 
Langsamkeit  und  das  Schleppende  im  Erfolg  ihrer  Bemühungen 
sich  entmuthigen  lassen  wollte.  Viel  mehr  als  auf  anderen  Gebieten 
der  Volkswirthschaftspflege  kommen  auf  dem  der  Landwirthschafts- 
pflege  die  leitenden  Organe  in  die  Lage,  Resignation  zu  üben; 
Ungeduld  und  als  Folge  derselben  Unbeständigkeit  in  der  Wahl 
der  Mittel,  tastendes  Experimentiren,  sprungweises  Vor-  und 
Zurückgehen  sind  desshalb  zu  vermeiden,  vielmehr  ist  zielbewusstes, 
aller  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  und  zeitweiser  Misserfolge 
ungeachtet  consequent  durchgeführtes  Vorgehen  nöthiges  Requisit 
in  der  Handhabung  der  praktischen  Agrarpflege.  Die  geringen 
praktischen  Ergebnisse  einer  mit  gleichen  Mitteln  in's  Werk  ge- 
setzten Action  in  dem  einen,  die  sichtbaren  Erfolge  in  einem 
anderen  Staatsgebiet  sind  für  den  den  Dingen  Fernstehenden  oft 
<*in  Räthsel,  für  den  Sachkenner  löst  sich  dasselbe  durch  die  In- 
Mrachtziehung  der  verschiedenerlei  Methoden,  nach  denen  dort 
und  hier  verfahren  wird  und  die    dann  unschwer  das  Geheimniss 

30* 
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des  Erfolgs  oder  Misserfolgs  enthüllen.  Bei  jeder  neuen  Actiou 
sollte  man  daher  von  vorneherein  mit  einem  langen  Zeitraum  ihrer 
befriedigenden  Durchführung  rechnen  und  namentlich  in  Staaten 
mit  vorwiegend  bäuerlichen  Elementen  niemals  die  natürlichen 
Hemmungen  vergessen,  die  in  Gestalt  von  Erziehung  und  Lebens- 
weise, Gharakteranlage  und  Tradition  innerhalb  dieser  Kreise  der 
raschen  Umformung  wirthschaftlicher  Verhältnisse  im  Wege  stehen. 


§  178.   Einzelne  pflegliche  Maassnahmen  im  Gebiet 

der  Pflanzenproduction. 

Es  würde  dem  Zwecke  dieser  Darstellung  durchaus  wider- 
streiten, auch  nur  aufzählungsweise  über  Art  und  Bichtung  der 
pfleglichen  Maassnahmen  im  Einzelnen  sich  zu  verbreiten,  wie  sie 
traditionell  von  den  mit  der  Wahrung  landwirthschaftlicher  Inter- 
essen betrauten  obersten  Landesbehörden  behufs  Hebung  des 
Pflanzenbaus  im  weitesten  Sinn  länderweise  in's  Werk  gesetzt  zu 
werden  pflegen ;  und  es  sind  in  den  Kreis  der  nachstehenden  Dar- 
stellung desshalb  nur  einige  besonders  bemerkenswerthe  Ver- 
anstaltungen einbezogen  worden. 

1.  Im  Gebiet  der  sog.  Landescultur  gehen  neben  der  recht- 
lichen Ausgestaltung  des  Culturwesens  vielfach  pflegliche  Maass- 
nahmen einher,  um  eine  wirksamere  und  raschere  Durchführung 
culturtechnischer  Maassnahmen  zu  sichern.  Die  pflegliche  Thätig- 
keit  erstreckt  sich  insbesondere  auf  die  Vornahme  von  Feld- 
bereinigimgsunternehmungen,  Be-  und  Entwässerungsanlagen,  auf 
die  Umwandlung  von  Gedungen,  auch  Moorländereien  in  Acker- 
und  Weideland,  auf  die  Aufforstung  von  Land  mit  absolutem  Wald- 
boden, die  Anlage  von  Schutzwaldungen ;  und  sie  kommt  zum  Aus- 
druck theils  und  vorwiegend  durch  Bereithaltung  eines  ausreichenden 
culturtechnischen  Personals,  theils  im  Weg  fortgesetzter  Belehrung 
und  Aiwegung  durch  Wandervorträge,  Flugschriften  etc.,  theils  in 
Form  von  Geldbeihilfen,  unverzinslichen  oder  massig  verzinsliehen 
Darlehen;  wobei  in  allen  diesen  Hinsichten  auf  die  ausführliche 
Erörtenmg  zu  verweisen  ist,  die  das  Landesculturwesen  in  recht- 
licher Beziehung  und  auch  nach  der  Seite  der  pfleglichen  und 
fördernden  Verwaltungsthätigkeit  bereits  früher  (Band  I,  Kap.  III, 
vgl.  insbesondere  §  55,  Zifler  9;  §  57,  Anm.  Iff. ;  §  58,  Amn.  4: 
§  59,  Anm.;  §  60  und  64),  erfahren  hat 
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2.  Culturversuche.  Um  die  für  bestimmte  Culturpflanzen 
erträglichsten  Böden,  wirksamsten  Düngemittel,  sachdienlichsten 
Behandlungsweisen  während  der  Vegetationsdauer  zu  ermitteln, 
die  erfolgversprechendsten  Methoden  der  Schädlingsbekämpfung 
aufzudecken,  noch  unerprobte  neue  Culturpflanzen  oder  durch  Züch- 
tung aus  heimischen  Culturpflanzen  erzielte  Varietäten  auf  ihre 
Anbauwürdigkeit  und  Acclimatisationsfähigkeit  beurtheilen  zu 
können,  dienen  Culturversuche  (Anbau-,  Düngungs-  etc.  Ver- 
suche), die  entweder  in  der  Verwaltung  gehörigen  Versuchsgärten 
(meist  unter  Leitung  der  pflanzenphysiologischen  Versuchsanstalten) 
oder  auch,  unter  Leitung  der  Verwaltung,  von  tüchtigen  Landwirthen 
gegen  Ersatz  der  för  die  Versuche  aufgewendeten  Kosten  angestellt 
und  deren  Ergebnisse  in  geeigneter  Form  (durch  Veröffentlichung 
in  den  landwirthschaftlichen  Vereinsblättem,  durch  Herausgabe  von 
Flugschriften  etc.)  der  ländlichen  Bevölkerung  zugänglich  gemacht 
^Verden.  Besondere  Bedeutung  in  der  heutigen  Zeit  beansprucht 
die  Erprobung  neuer,  besonders  ertragsreicher  und  widerstands- 
ßhiger  Getreidevarietäten,  für  hoch  und  rauh  gelegene  Gegenden 
insbesondere  solcher,  die  sich  durch  frühe  Reife  auszeichnen,  dess- 
gleichen  die  Erprobung  der  für  die  verschiedenen  Bodenarten  und 
Verwerthungsweisen  passendsten  Kartoffelsorten ;  in  bestimmten 
Gegenden  stehen  Culturversuche  für  Tabak,  Hopfen,  Wein  im 
Vordergrund  des  Interesses ;  für  Wein  namentlich  da,  wo  die  Reb- 
lauskrankheit  oder  andere  verheerende  Rebkrankheiten  aufgetreten 
sind  und  desshalb  die  Einbürgerung  neuer  widerstandsfähigerer 
Sorten,  die  Kräftigung  der  Reben  durch  Anwendung  bestimmter  Dünge- 
mittel, je  nach  dem  die  Cultur  von  Reben  in  Sandböden  etc.  zu  einer 
Lebensfrage  für  die  betheiligten  Rebgegenden  geworden  ist  (vgl.  oben 
S.374,  376  ff.  u.  380).  Je  mehr  femer  die  Ansprüche  des  Consums  an 
die  Qualität  bestimmter  Erzeugnisse  steigen  und  desshalb  derUeber- 
gang  von  dem  Anbau  auf  Masse  zu  jenem  auf  Qualität  zu  vollziehen 
ist,  oder  auch  je  empfindlicher  bei  hochgesteigerter  Cultur  einzelne 
Gewächse  gegen  Schädlinge  werden,  wie  dies  für  Tabak,  Hopfen, 
Zuckerrüben  zutrift't,  harren  wiederum  wichtige  Aufgaben  der  Lösung, 
die  nur  durch  wissenschaftlich  exacte,  comparative  Anbauversuche 
gelöst  werden  können,  wohin  z.  B.  im  Gebiet  des  Tabakbaus  der 
mögliche  Einftuss  von  Kali  -  imd  anderen  Düngern  auf  die  Verbrenn- 
lichkeit  des  Tabaksblattes,  beim  Hopfen  die  Art  der  Einwirkung 
bestimmter  Dünger  und  die  Art  der  Erziehung  (Stangen-  oder 
Drahtanlage)    auf  Menge  und   Güte,  beim  Rübenbau  die  Beein- 
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flussung  des  Zuckergehalts,  beim  Eartoffelbau  dagegen  des  Gebalts 
an  Stärkemehl  durch  Anbau-  und  Düngeweise  zählt;  wobei  auch 
auf  die  früheren  Angaben  in  Kap.  VIII,  §  158  zu  verweisen  ist. 
Welchen  hervorragenden  Antheil  femer  die  Arbeiten  der  Versuchs- 
station für  Moorwesen  in  Bremen  an  der  Aufschliessung  der  Moor- 
böden und  deren  Ueberführung  in  intensivere  Bodencultur  haben, 
ist  ebenfalls  schon  früher  dargelegt  worden  (Bd.  I,  §  59).  Die 
Gleichwerthigkeit  des  Interesses  an  der  Lösung  bestimmter  Auf- 
gaben und  die  Erwägung,  dass  eine  nach  gleichmässigen  Grund- 
sätzen unter  verschiedenen  Bedingungen  verfahrende  Versuchsarbeit 
von  Land  zu  Land  eine  raschere  Gewinnung  sicherer  Ergebnisse  er- 
hoffen lässt,  führt  wohl  auch  dazu,  solche  experimentelle  Arbeiten 
interlocal  oder  international  in's  Werk  zu  setzen,  wofür  das  im 
Jahr  1892  in's  Werk  gesetzte  gemeinsame  Vorgehen  der  deutschen 
Tabakbaustaaten  betreffs  der  Anstellung  von  Tabakculturversuchen 
ein  Beispiel  darbietet.  Wichtig  ist,  dass  ein  Centralorgan  besteht, 
das  die  in  den  einzelnen  Staatsgebieten  gewonnenen  Untersuchungs- 
ergebnisse sammelt  und  periodisch  veröffentlicht  und  auf  diese 
Weise  dieselben  rasch  zur  allgemeinen  Kenntniss  bringt,  und  es 
erscheint  aus  diesem  Grund  die  Subventionirung  solcher  Organe 
aus  öffentlichen  Mitteln  wohl  angezeigt'). 

3.  Düngewesen.  So  durchschlagend  für  die  Erzielimg 
höherer  und  gesicherterer  Ernten  die  Kunstdünger  sich  erwiesen 
haben,  so  steht  doch  noch  immer  einer  ausgiebigeren  Verwendung  der- 
selben in  den  Kreisen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  Unkenntniss  oder 
Vonirtheil  oder  falsche  Sparsamkeit  hindernd  im  Wege;  die  Ver- 
schmähung  dieses  Mittels,  dem  Bodenkapital  eine  höhere  Rente 
abzuringen,  fällt  aber  um  so  schwerer  in  die  Wagschale,  als  auch 
in  der  Behandlung  und  Gewinnung  des  thierischen  Düngers  viel- 
fach Unterlassungssünden  begangen  werden,  in  Folge  deren  weit- 
hin der  bäuerliche,  nicht  selten  auch  der  grössere  Betrieb  an  einem 
Düngerdeficit  mit  dem  Gefolge  kümmerlicher  Ernten  schwer  krankt. 
Daher  das  Hinwirken  auf  Anlage  rationell  angelegter,  einen  Ver- 
lust an  nährenden  Substanzen  thunlichst  verhütender  Düngerstätteu. 
ferner  die  unausgesetzte  Belehrung  über  die  Bedeutung  der  Ver- 


^)  Wohin  z.  B.  in  Deutschland  Biedermannes  Centralblatt  für  Agricnltur- 
chemie  und  rationeUen  Landwirthschaftsbetrieb  (in  Leipzig  erscheinend),  ferner 
Thiel' s  Landw.  Jahrbücher  (in  Berlin  erscheinend),  die  MittheUungen  des  Vereine 
für  Förderung  der  Moorcultur  und  viele  andere  den  Interessen  des  Znckerriibeu- 
baues,  des  Weinbaues,  des  Molkereiwesens  dienende  Fachzeitschriften  zählen. 


AbsduLlU.  §178.  Pflegliche  Maassnahmen  im  Gebiet  der  Pflanzenproductiou.  471 

Wendung  Yon  künstlichen  Beidüngem  und  die  zweckmässigste  An- 
wendung derselben,  gegebenenfalls  selbst  die  Abgabe  von  solchen 
Kunstdüngern  um  ermässigten  Preis,  um  durch  ein  Massenbeispiel 
deren  günstige  Wirkung  offensichtlich  zu  machen,  eine  gleichfalls 
wichtige  Aufgabe  der  Landwirthschaftspflege  bildet.  Hierher  zählt 
auch  die  thatkräftige  Förderung  derjenigen  Bestrebungen,  die  auf 
eine  Nutzbarmachung  der  menschlichen  Auswurfstoffe  fflr  die  Zwecke 
der  Landwirthschaft  abzielen,  und  die  Staatsregierungen  sollten  sich 
desshalb  des  ihnen  zukommenden  Einflusses  auf  communale  Behör- 
den der  grösseren  Städte  bedienen,  um  eine  solche  Art  der  Abfuhr 
und  weiteren  Behandlimg  dieser  Stoffe  herbeizuführen,  bei  der  thun- 
lich  auch  die  Interessen  der  Landwirthschaft  ihre  Wahrung  finden  ^). 

4.  Geräthewesen.  Auch  im  Gebiet  des  Geräthewesens 
liegt  die  Sache  so,  dass  von  den  ausserordentlichen  Fortschritten 
des  landwirthschaftlichen  Maschinenwesens  der  letzten  Jahrzehnte 
bis  jetzt  vorwiegend  doch  nur  der  grössere  Grundbesitz  umfang- 
reichen Gebrauch  gemacht  hat,  während  in  den  mittleren  und 
kleineren  Betrieben  zweckmässige,  die  Bodenfruchtbarkeit  steigernde 
und  zugleich  die  Feldarbeiten  mit  geringerem  Aufwand  von  Gespann- 
arbeit und  Zeit  verrichtende  Geräthe  (Pflüge,  Eggen,  Walzen  neuerer 
Construction)  nur  höchst  langsam  Eingang  finden,  ja  dass  viele, 
dem  umsichtigen  Wirth  unentbehrlich  erscheinende  Geräthe  und 
Maschinen  (Wiesenketteneggen  zur  Säuberung  von  Moos,  Saat- 
reinigungsmaschinen, mehrschaarige  Pflüge  etc.)  weithin  auf  dem 
flachen  Lande  noch  gänzlich  unbekannt  sind.     Dies  gilt  aucli  von 

*)  Vgl.  lüerzu  die  Literaturnachweise  und  Anmerkungen  zu  §§  10  und  11  in 
Bd.  I.  —  Die  Bedeutung  der  Fäkal  frage  für  die  Land>nrthschaft  ist  wiederholt 
auch  im  Deutschen  Landwirthschaftsrath  erörtert  worden,  siehe  Archiv  von  1877, 
S.398,  1878,  S.  334 ff.,  1880,  S.  351,  1881,  S.  345,  1883,  S.  426  ff.,  1884,  S.  710ff., 
1885,  S.  497  etc.  —  Die  Bedeutung  der  richtigen  Behandlung  des  thierischen 
Düngers,  insbesondere  die  Bindung  der  flüchtigen  (anunoniakalischen)  Stoffe  durch 
entsprechende  Einstreumittel  (SuperphosphatgypsJ  ist  namentlich  durch  die  Arbeiten 
von  Holdefleiss-Breslau  („Untersuchung  über  den  Stallmist*^)  klargelegt  worden. 
Ind  So xhlet -München  sagt  mit  Recht,  dass,  solange  die  durch  die  Viehhaltung 
producirten  Düngerstoffe  vergeudet  werden,  die  Anwendung  von  Kunstdünger  kein 
Fortschritt,  sondern  ein  wirthschaftlicher  Missgriff  und  namentlich  der  Znkauf  theurer 
Stickstoffdünger  verkehrt  sei,  solange  durch  Unterlassen  der  Anwendung  von 
Stickstoffconservirongsmitteln  ein  Viertel  des  producirten  Stickstoffs  in  die  Luft 
gehe  (in  dem  amtlichen  Werk:  Die  Landwirthschaft  in  Bayern,  1890,  S.  167 ff.).  — 
Welchen  Aufschwung  im  Uebrigen  die  Verwendung  künstlicher  Düngemittel 
gerade  auch  in  bäuerlichen  Kreisen  gewonnen  hat,  zeigt  u.  A.  der  von  der  Ver- 
bandsverwaltung  der  badischen  landwirthschaftlichen  Consumvereine  gegebene 
Nachweis,  wonach  die  Bezüge  dieser  Vereine  seit  1883  bis  1892  von  1082  CVntnem 
anf  145872  Centner  gestiegen  sind,  darunter  allein  1892  ein  Bezug  von  Thoni<ismehl 
tind  Rainit  in  einer  Menge  von  116310  Centnem. 
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den  der  weiteren  Zurichtung  oder  Verarbeitung  der  gewonnenen  Er- 
zeugnisse dienenden  Geräthen  (Getreideputzmühlen,  Mahlmühlen  für 
Getreide,  Obst-  und  Weinpressen,  Molkereigerftthe  etc.),  die  viel- 
fach entweder  fehlen  oder  nur  in  Exemplaren  veralteter  und  wenig 
leistungsfähiger  Construction  vorhanden  sind.  In  einer  Zeit,  in  der 
der  Mangel  an  Arbeitern  auf  dem  Lande  auch  für  die  bäuerlichen 
Betriebe  häufig  empfindlich  sich  geltend  macht  und  in  der  an  die 
Qualität  der  zu  Markt  gebrachten  Producte  sehr  viel  höhere  An- 
forderungen von  Seiten  der  Gonsumenten  und  der  Handelsleute 
gestellt  werden,  als  ehedem,  liegt  aber  auch  für  kleinere  Wirthe 
dringende  Veranlassung  vor,  von  arbeitsparenden  imd  weiter  von 
solchen  Maschinen  und  Geräthen,  die  der  besseren  Herrichtung 
der  Producte  für  den  Markt  dienen,  Gebrauch  zu  machen.  Häufige 
Maschinenausstellungen  und  Märkte  in  Verbindung  mit  Ver- 
loosungen,  Sorge  für  Bekanntgabe  besonders  bewährter  Maschinen 
und  Geräthe,  Schaffung  von  Auskunftsstellen  oder  besser  noch  von 
centralen  Vermittelungsstellen  für  den  gemeinsamen  Bezug  von 
Maschinen  etc.  im  Grossen  und  Abgabe  an  die  Besteller  zum 
Selbstkostenpreis  sowie  Einrichtung  von  Maschinenprüfungs- 
anstalten erscheinen  als  besonders  beachtenswerthe  Veranstaltungen 
pfleglicher  Art  auf  diesem  Gebiet.  In  den  Gegenden  des  kleineren 
imd  mittleren  Besitzes,  wo  nach  der  Grösse  der  Wirthschaft  die 
AnschaflFung  bestimmter  Maschinen  und  Geräthe  wegen  nicht  ge- 
nügender Ausnützung  oft  unterbleiben  müsste  (Viehwagen,  Trieure, 
Putzmülilen,  Milchentrahmungsmaschinen  etc.),  ist  auf  die  Bildung 
besonderer  Genossenschaften  zum  gemeinsamen  Bezug  und  Gebrauch 
solcher  Maschinen  hinzuwirken  oder  es  können  auch  die  sogen. 
landwirthschaftlichen  Consumvereine  in  dieser  Weise  vorgehen,  auf 
deren  Einrichtung  später  noch  näher  einzugehen  sein  wird^). 

5.  Die  Obstcultur  insbesondere.  Wenn  ziemlich  über- 
einstimmend in  allen  Staaten  die  Obstcultur  in  weitestem  Umfang 
—  Hochstamm-,  Zweig-  und  Spalierobst-,  Beerenobstcultur  — 
den  Gegenstand  besonders  liebevoller  Pflege  seitens   der  Orgaue 


*)  Wie  die  Missernteu  in  Rassland  einigermaassen  auch  mit  den  prinitiTen 
in  Verwendung  befindlichen  Ackergeräthen  zasammenhängen,  —  allgemein  ist  noch 
der  Gebrauch  des  alten  Hakenplugs  (Socha),  der  den  Boden  nur  oberflächlich 
ritzt' —  siehe  v.  Schulze-Gävemitz  in  der  Beilage  zur  Allgemeinen  Zeiteng  von 
1893,  No.  90.  —  Ueber  das  musterhafte  Vorgehen  in  der  Preusaischen  Provinx 
Sachsen  durch  den  landwirthschaftlichen  Centralverein  betreJFs  der  Venni^elnufr 
des  Maschinen-  uud  Geräthebeziigs  siehe  den  von  v.  Mendel  erstatteten  Jahres- 
bericht dieses  Vereins  für  1891. 
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der  landwirthschaftlichen  Verwaltung  bildet,  so  steht  dies  wohl  mit 
der  Betrachtung  im  Zusammenhang,  dass  es  nicht  leicht  ein  anderes 
Culturgewächs  giebt,  aus  dem  nachhaltig  so  gi'osse  Erträge  bei 
minimem  Produetionsaufwand  gezogen  werden  können;  und  dass 
ein  Zweig  der  landwirthschaftlichen  Thätigkeit  in  Frage  steht,  der 
auch  innerhalb  der  kleinsten  Betriebe  schöne  Erfolge  verspricht. 
In  den  meisten  Staaten  überwiegt  der  Ertrag  aus  Obst  weitaus 
denjenigen  aus  anderen  Specialculturen ;  der  Weinbau  hat,  von 
Frankreich,  Spanien,  Italien  und  einzelnen  durch  Klima  besonder» 
ausgezeichneten  Gegenden  des  mittleren  Europa  abgesehen,  also  in 
dem  überwiegenden  Theil  von  Deutschland,  Oesterreich,  der  Schweiz 
und  den  nördlich  und  östlich  angrenzenden  Staaten,  entfernt  nicht 
die  wirthschaftliche  Bedeutung  wie  die  Obstcultur,  die  nahezu  auf 
allen  Bodenarten  und  selbst  in  hohen  und  rauh  gelegenen  Gegenden 
noch  betrieben  werden  kann ;  auch  stehen  den  Boherträgnissen  des 
Weinbaus,  die  zudem  von  den  WitterungsveAültnissen  in  viel 
höherem  Maasse  abhängig  sind,  als  die  Obsterträgnisse,  erhebliche 
Betriebskosten  für  Arbeitslöhne,  Dünger,  Pfähle,  höhere  Verzinsung 
des  Anlagekapitals  gegenüber,  die  den  Reinertrag  beträchtlich 
ächmälem  und  periodisch  einen  solchen  überhaupt  nicht  zu  Tage 
treten  lassen.  Aehnlich  liegt  es  auf  dem  Gebiet  des  Handels- 
gewächsbaus, wozu  noch  kommt,  dass  einer  Ausdehnung  des  Anbaus 
der  Handelsgewächse  ziemlich  enge  Schranken  gezogen  sind,  während 
die  Obstcultur  bei  der  \ielseitigen  und  wachsenden  Verwendung 
des  Obstes  (in  frischem  Zustand,  als  Obstwein,  als  Conserven  etc.) 
noch  weitere  Eroberungen  sehr  wohl  machen  kann,  ohne  dass  die 
Gefahr  der  üeberproduction  bestände :  zumal  es  Oberall  mehr  oder 
minder  grosse  Flächen  giebt  (Raine,  Triften,  Hänge),  dip  dem 
Pflug  theils  gar  nicht  zugänglich  sind,  theils  nur  mühsam  und  mit 
grossen  Kosten  unter  den  Pflug  genommen  und  mit  der  Hacke  be- 
arbeitet werden  können,  um  dann  spärliche  Mensri-n  an  Fnicht  oder 
Kartoffeln  zu  liefera,  während  diese  selben  Flächen  zur  Anla^^^<» 
von  Obstplantagen  häufig  ganz  vorzücrlich  sich  eiirnen  und  alsdann 
ungleich  höhere  Erträgnif^se  abwerfen  würden.  Aus  allen  di^s^n 
Gründen  ist  denn  auch  in  den  landwirthi^chaftlichen  Erbf^bunir^n 
der  achtziger  Jahre  die  kräftijrste  F^^rderung  der  Ob?Uultur  mit 
Recht  gefordert  und  es  feind  ?eit  dieser  Zeit  eine  R^-ihe  n^-ui^r 
pfleglicher,  diesen  Zielen  ^kh  dienlicii  er» ^^isf nder  V^r«in-tdltung**n 
in's  Leben  gerufen  word^'n.  Neb^-n  d^'r  Unterwi^i-ung  d^-r  länd- 
lichen BeTÖlkenm^  in  allen  Zwei2^^n  der  Ob*Uult.ir  und  d^r  Ob^t- 
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verwerthung  durch  Veranstaltung  von  Obstbau-  und  ObstTer- 
werthungscursen,  und  zwar  auch  für  weibliche  Angehörige,  neben 
der  Heranziehung  der  Volksschullehrer  zu  Obstcultursachverständigen 
durch  Einbeziehung  des  Obstbauunterrichts  in  den  Lehrplan  der 
Seminarien  etc.  (vgl.  oben  S.  455)  verdienen  insbesondere  die 
folgenden  Maassnahmen  eine  Erwähnung: 

a)  Hinwirkung  auf  die  Errichtung  von  entsprechend  gross  an- 
gelegten Baumschulen  als  Veranstaltungen  landwirthschafUicher 
Vereine  oder  ähnlicher  Corporationen  und  Unterstützung  solcher 
Anlagen  durch  Geldzuschüsse  zu  den  Errichtungskosten,  Abgabe 
von  Wildlingen  etc.,  sowie  durch  sachverständige  Anleitung  für 
den  Betrieb; 

b)  Gewährung  von  Geldbeihilfen  zur  Anlage  von  mustermässig 
erstellten  Obstplantagen  oder  Prämiirung  solcher; 

c)  Verleihung  von  entsprechend  hoch  bemessenen  Geldprämien 
und  sonstigen  Auszeichnungen  für  hervorragende  Leistungen  in 
der  Obstcultur; 

d)  unentgeltliche  Abgabe  von  Edelreisern; 

e)  regste  Entfaltung  der  Wanderlehrthätigkeit,  insbesondere 
nach  der  Richtung  zweckmässigerer  Auswahl  der  Obstsorten  und 
Obstarten,  besserer  Berücksichtigung  der  Bodenverhältnisse,  auf- 
merksamerer Behandlung  und  Pflege  der  Bäume  sowie  der  Ver- 
mehrung der  Zahl  derselben  in  geeigneten  Lagen; 

f)  Hinwirken  auf  die  Veranstaltung  von  Obstmärkten  und 
Anbahnung  lohnender  und  regelmässiger  Absatzbeziehungen,  Sorge 
für  bessere  Verwerthung  des  Obstes  überhaupt,  auch  für  den  haus- 
wirthschaftlichen  Gebrauch  (in  Form  von  Wein,  Dörrobst),  Be- 
mühungen, die  am  raschesten  bei  Bildung  von  Absatz-  und  Obst- 
verwerthungsgenossenschaften  Aussicht  auf  Erfolg  haben,  daher  das 
später  zu  besprechende  Genossenschaftswesen  gerade  auch  im  Ge- 
biet der  Obstcultur  eine  wichtige  Rolle  zu  spielen  berufen  ist;  im 
Zusammenhang  damit  Verbreitung  der  richtigen  Obstgeräthe  und 
Maschinen  für  die  lohnendste  Verarbeitung  des  Obstes,  wobei  neben 
Obstpressen  zweckmässiger  Construction  namentlich  die  Obstdörr- 
apparate in  Betracht  kommen,  welche  Geräthe,.  und  zwar  thun- 
lich  in  Betrieb  gesetzt,  nicht  häufig  genug  bei  Ausstellungen  imd 
anderen  Anlässen  der  ländlichen  Bevölkenmg  vorgeführt  werden 
können. 

g)  Endlich  kann  die  Staatsverwaltung  und  können  die  com- 
munalen  Verwaltungskörper    durch  Anlage   von  Baumpflanzungen 
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längs  der  Eisenbahnen,  Landstiassen  und  sonstigen  Wege  den 
Privaten  mit  gutem  Beispiel  Torangehen,  wie  denn  nachweisbar 
der  musteriiafte  Zustand  solcher  durch  öffentliche  Organe  her- 
gestellten Anlagen  gegendenweise  die  private  Obstcultur  in  wohl- 
thätigster  Weise  beeinflusst  hat 

Anmerkmii^.  9l}  Bnen  firvölich  lange  nicht  erschöpfenden  Ueberblick  thtr 
die  pflegiiclie  Thatigkeii  des  Staats  tmd  der  landwirtschaftlichen  Vereine  asf  dem 
Gebiet  des  Pflanzenbans  gicrbt  die  citirte  Schrift  Ton  Krämer.  >.  Td€.i  nahrre 
Einzelheiten  in  den  mehrCich  citirten  amtlichen  Publica tionen  der  ob^rai  landwirtb- 
schaftUdien  Behörden  in  Pmssen.  Bajem,  Sachsen  und  Baden.  —  b  In  Decu^h- 
Und  hoher  Stand  der  Obstealtar  namentlich  im  Scden  und  Midwcsten.  bt»>Ldrr» 
in  Wärtteraber^  wo  der  ältere  E.  Lucas  durch  x-hrift  und  Wort  jahrzehntelang 
erfolgreich  wirkte,  dessen  zahlreiche  Schriften  über  (»bstcalmr  an  dieser  .SteUe  nich: 
aofgezählt  werden  können  .  neaerdin^  acth  in  Badt-n:  g-l*-!«  hwofai  hat  die  Fir.fchr 
von  Obst  nach  Wüncmberr  im  Jahre  Ih^l  rund  6<li>JJ0  Mark  b^rrastn.  im 
Ganzen  worden  nach  Dentsc bland  dcrchschninlich  l^H^} y^  im  Jahre  Obst  and 
Obstconsenren  im  Werthe  von  15  bis  2U  31illionen  ein^efuikrt.  —  Kirsi^rr  AciscLw::!^ 
der  Obstcnltnr  in  den  YereinisT«-n  Staattrn  Ton  Nordamerika.  Li*T  acch  n^M-t 
mosterhalles  y»»"»»«"»!*»»»**  d<r  zahln;i«^h^a  Ob^Tplanta?tK.Se^ttzer.  der  ***x- 
cunserren&bfikantcn  nnd  de%  Ora»9handels.  wrieh  letzurrer  dir  ;LLM-rika:JscLrn  «.*':<' 
n>Dserren  in  Enropa  in  st^izendem  Maasae  tinznizhim  w:i3»te  cnd  Ton  wrlrl«^* 
Orsaiiisatiai  die  cuvpäiscben  Landwirthe  wohl  lenxn  k''«nnten  tzL  fremler.  Ine 
Hrbong  der  Ubsrrerwerthnn^  cnd  des  Ui^tbans.  l^s^i  .  ob^tjartrn  w^^  d*T  im  ^uate 
Kansas f  Gnischaft  LeaTen»ftr:h  brfisdt  he.  über  d»-n  s.  Z.  dir  WirrffT  HIiiTrir**- 
(vartenzettBig  berichte«  hat:  read  oMj  Uectar  u:>-»:laad  mit  ErträzüsMti  b^»  ztj. 
28770  Hrctoliier  nnd  Kcüeruä^aissm  T«:'n  k  bis  ^ßj  Hark  T^m  H<*^-Ar  —  d  n 
kfine  Seltenhrit.  —  c  Eit*-r  brtocdrrMi  Pli-^  Uz  zt'^fe  w.  LI  <Ü^  Bt^eres.  b*'- 
cnltar  wnidi^.  snmal  djese  aaf  minderwiertiii^n  Bod^n  noc:;  9rri/.Z7frjtt.  \ßf^r^Zßr^ 
werden  kann:  wnide  d'^-h  sach  Arfnei'.hii:^^»!^!  T.-,a  I/ir>*vr  R.  «t  •' :h*-*»^l*r-:."^jt 
Jahresberickt  Ton  1^9^  V«l  acf  d»^  Ai»taI'*:cM«^m  nn  "^'.a.' •-' V»t»t:  ♦ii  E^iL^mj 
TOD  560  Mark,  ron  Johaa2i«b««rr«n  ein  »:lf  :>rr  T^.a  1.5f»  Mark  rem  M/jirr<*%  -'ßy  Ar 
eräelL  Wilcken»  N'/rdA-^rLtzti^^L-r  Lan-iwir:iLi«'Lkf:.  !•<-•!>.  .S,  7**,  ^rwirj:.  Ajl-* 
die  auf  SnmpP  nnd  Mo^rla^^  Z'-dKi-rti.i*'  X  ---V^-r*-  V*.  ..r.:  _=>  =.*-r  -:ar:  i^  ii  Xr  *  - 
ierser  einen  BeiaaUag  T*>a  3Ei2idr»:rss  l.>45  Mark  rom  Hr^^ar  rir.'  nz^r:  s=>£  :«».  i  d*? 
Anlage  Pianzca^  zslA  Bi-»4*"i*-rirz'*acia^  £*»■:  rar  j:-:i.e  *  ;*r^T  * --4:1 -p. -:%.*-  - 
In  Baden  mneidisz^  V«--*-  !*•  ciii  B-rer^-s  ■  b »:' il'ir^i  fr  i-^  i  •  l?*'^ 
Lagen  des  SckwnrzwajCr?»  «s.i  ir.rL»'dz»-t.  ftr  *!:■?  H',*-l*'.as=  •il'ir  -tr-^^.rii^^^ 
Lagen,  die  theilwei^   rtizx  z^t   ii,."^k  =i»^-    H-i-d  li   R*- 1   x.::    i.^^-.   •  -.'ir^i 


irt-ht  die  Darsteür^  t^«  B'-er^^s.    *  s"»*:n*-   il*  R»---n-jt  '-i   i:- V--:rtz_r-   , 
dt»  Branntweins    Jaire^^tnür  d«»  Vi  J.-^i.rs  IL  d.  L  f.r  1*%^  <,    l.i.  ..    -*.  1. 1" 
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Thätigkeitsgebiets  der  landwirthschaftlichen  Behörden  ein,  ent- 
sprechend  den  hohen  Werthen,  die  das  Thierkapital  in  der  Land- 
wirthschaft  repräsentirt,  und  im  Hinblick  femer  auf  die  volkswirth- 
schaftlichen  und  nationalen  Interessen,  die  sich  an  bestimmte 
Arten  der  Thierhaltung  knüpfen,  sowie  vermöge  des  tiefgreifenden 
Einflusses,  den'  die  Art  der  Thierhaltung  und  des  Zuchtbetriebs 
auf  die  Rentabilität  der  Landwirthschaft  auszuüben  geeignet  ist. 
Rein  historisch  betrachtet,  ist  zunächst  die  Pferdezucht,  dann  die 
Rindvieh-  und  Schafzucht,  später  auch  die  sog.  Eleinthierhaltiing 
Gegenstand  der  landwirthschaftlichen  Staatsfürsorge  geworden, 
welcher  Reihenfolge  die  nachstehende  Darstellung  sich  anschliesst. 
2.  Bei  der  Würdigung  der  im  Gebiet  der  Pferdezucht 
vorfindlichen  pfleglichen  Maassnahmen  muss  man  im  Auge  behalten, 
dass  aus  Gründen  nationaler  Sicherheit  und  Unabhängigkeit  für 
die  Deckung  wenigstens  des  grösseren  Theils  des  für  militärische 
Zwecke  erforderlichen  Bestandes  an  Reit-  und  Zugpferden  das 
eigene  Land  selber  aufkommen  sollte  und  dass  daher  Er- 
wägungen der  allgemeinen  Staatspolitik  die  fortgesetzte  Hegung 
der  Pferdezucht  und  das  Hinwirken  auf  eine  bestimmte  Zucht- 
richtung (Reitschlag)  angemessen  erscheinen  lassen  können,  auch 
wenn  rein  privatwirthschaftliche  Betrachtungen  die  Beibehaltimg 
dieses  Zweigs  der  Thierproduction  oder  einer  bestimmten  Zucht- 
riclitung  minder  nöthig  oder  erwünscht  erscheinen  lassen.  Da 
aber  keiner  Privatwirthschaft  dauernd  angesonnen  werden  kann, 
eine  Erwägungen  der  allgemeinen  Wohlfahrt  entspringende  Wirth- 
schaftsweise  zum  eigenen  Nachtheil  beizubehalten,  ohne  für  diese 
Nachtheile  schadlos  gehalten  zu  werden,  so  fallen  gegebenenfalls 
relativ  sehr  hohe  staatliche  Aufwendungen  nöthig,  um  die  wider- 
streitenden privaten  und  öffentlichen  Interessen  in  Einklang  zu 
bringen.  In  dieser  Hinsicht  ist  zu  beachten,  dass  im  Allgemeinen 
die  Pferdezucht  rentabel  nur  da  erscheint,  wo  die  Bodenpreise 
noch  niedrig  stehen,  grosse  Flächen,  die  einen  Weidegang  der 
jungen  Thiere  ermöglichen,  vorhanden  sind  und  wo  zugleich  nach 
der  Art  der  Bodenverhältnisse  (Kalkgehalt!)  auf  eine  kräftige  Aus- 
bildung des  Knochenskeletts  zu  rechnen  ist;  und  dass  die  Mög- 
lichkeit, in  lohnender  Weise  Pferde  zum  Verkaufe  zu  züchten  und 
aufzuziehen,  um  so  mehr  schwindet,  je  hochwerthiger  die  Böden 
sind,  je  mehr  desshalb  an  Stelle  des  Futterbaus  der  Anbau  werth- 
voUerer  Nutzpflanzen  (Handelsgewächse  etc.)  tritt  oder  auch  je 
parcelliiier  der  Grund   und  Boden  ist  und  je   schwerer  danach  es 
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fallt,  die  für  das  Gedeihen  des  jungen*  Thieres  in  erster  Beihe 
gebotene  Voraussetzung  —  Weidegang  —  darzubieten.  Endlich 
kommt  in  Betracht,  dass  Pferde  in  der  Begel  erst  im  dritten  oder 
Herten  Jahre  eine  verkaufsfertige  Waare  darstellen,  dass  die  Auf- 
Züchtung  also  erhebliche  Vorauslagen  des  Züchters  erheischt  und 
dass  desshalb  kleine  Wirthe,  die  selten  oder  nie  betriebskapital- 
kräftig  sind,  schon  aus  diesem  Grunde  minder  für  diesen  Zwei^ 
der  Thierzucht  befähigt  erscheinen,  als  mittlere  und  grossere 
Wirthe:  dass  aber,  sofern  jene  gleichwohl  mit  Pferdezucht  sich 
befassen,  dies  erfahrungsgemäss  in  wenig  rationeller  Weise  jre- 
schieht  indem  Fütterung  und  Pflege  in  unzureichendem  Maai»^<' 
dargeboten  und  durch  firühzeitige  Ingebrauchnahme  des  Thier(-s 
auch  an  sich  gute  Producte  der  Xachzucht  verdorben  werden* 

3.  Auf  aUe  diese  Verhältnisse  hat  daher  die  staatliehe 
Thierzuchtpflege  Bücksicht  zu  nehmen  und  danach  ihre  ^^laa»»- 
nahmen  einzurichten,  als  deren  hauptsächlichste  die  foI:r^nden 
angefahrt  werden  können: 

a)  Beschaffung  des  männlichen  Zuchtmaterials. 
Gemeinhin  werden  die  Zuchthengste,  als  wichtigstes  Element  der 
Beproduction  und  für  die  Art  der  Zuchtrichtung  (leichter,  mittlerer, 
schwerer  Schlag)  vorwiegend  maassgebend.  vmu  dem  Staat  se;b*'r 
den  Züchtern  zur  Yerfo^ong  gestellt,  zu  welchem  Zweck  Haupt- 
jrestüte  —  zur  2fachzucbt  e-ller  Hengste  bestirrjrftt  —  urA 
Landesgestüte  (Hengstd^rp'-:*.  drren  Bestand  an  H*-r*2-t#^n  xh-ll* 
aus  der  Nachzucht  der  Haupt^esrlte.  th^il»  d\.rch  Anka  -fe  im  Ir*- 
und  Auslande  sich  reknitirt).  in  eir*er  dfrm  B»"lirfrJsse  i^r  Z-ch*. 
entsprechenden  Zahl  *t:nJ  zweckmi-sig  Cttri  d^js  La.r.d  ^-r.:.-;!:. 
angelegt  und  in  staatlicL-^m  B^.ri^be  erh^lvn  »^r^irr*,  F'.r  *:> 
leberlassung  der  HecgsV  z^r  Z-.'::,t  ptir^t  v'-r.  «i^r-  ZI-  '.vm  *-!;. 
massiges  Entgeld  iSpr-Lzi'^1 :;  erh  r-^r,  z*  Tt^r-i-r^  V-:-.':./,-.-. 
meist  nur  in  kleineres  .Su^>l  ^r.-i  -»•>  •:>  Pf<::-r2-.:.:  rl;.-:.  ^rr- 
?leichsweise  hoLr-n  .v-^r^d  erT^I.  :.t  LäI.  Krv  :.:>:.]•::  l'.s.:.  tl  :•  »  ^. 
auch  auf  eine  p-:Iiz*:I;:Lr  K'r.:.:r  c-*  Hr;.i>":,'.-i>rlÄ>,-  :  -r.it-t 
also  im  üebrigri;  d:-  B^s-Lif.;-i'  Orr  H-..^'-^.'^  i-r  ;r.*i>;. 
Initiative,  wobei  ^ir.i.  l\rl::-:.s  - -r  ?.  A -•T-.t'_'.i:  :.  .-:  v-..- 
Prämien  der  Berrii^vll -i:^'  7  nlrl.  :.-:.  iriVrLÄ.t  ;.  -  :-::.  Zt-^  x- 
der  Nachzucht  V'-r-  i . :  z  -  >. •  v:.  ::^  .  :.:  » .: :  .  >:  ,-'r 
Oder  es  wird  a--  L  r;-  Ml*:*..-'.!?^  -l;.!--  ;.,.i^''.'..  1/  i-v.  :.-  -r'-i-t*.— 
Verwaltung  zwir  i-f  r.^-:.'  L*.'.  >*::-<  .*-  ''.•' 
Anschaffun2    d*r  Hr.'i'*v    •.  :.     . 
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mässigten  Preis  und  unter  Gewähning  von  Unterhaltlingsbeiträgen 
an  Private,  Pferdezuchtvereine  etc.  zu  Eigenthum  überlässt 
(Baden).  Der  erstbezeichnete  Weg  —  System  der  Landesgestüts- 
verwaltung —  ist  der  theuerste,  führt  aber  am  sichersten  zum  Ziel 
und  räumt  der  Staatsverwaltung  den  stärksten  Einfluss  auf  die 
Richtung  der  Pferdezucht  ein,  und  ist  desshalb  in  grösseren  Staaten 
(Militärstaaten)  wohl  als  der  grundsätzlich  richtige,  ja  allein  gang- 
bare zu  erachten. 

b)  Hinsichtlich  der  weiteren  Förderungsmaassnahmen  genügt 
an  dieser  Stelle  eine  summarische  Aufzählung;  sie  bestehen  in  der 
systematischen  Durchführung  einer  alljährlich  vorzimehmenden 
Prämiirung  von  Zuchtstuten  und  Zuchtfohlen,  wobei  die  Prä- 
miimngsgnmdsätze  der  allgemein  für  das  ganze  Staatsgebiet  oder 
der  provinziell  festgesetzten  Zuchtrichtung  sorgfältig  angepasst 
sein  müssen;  in  der  planmässigen  Förderung  der  Einführung 
guten,  zuchttauglichen  weiblichen  Materials,  wo  dieses  im 
Lande  noch  zu  schwach  vertreten  sein  sollte,  ebenfalls  durch  das 
Mittel  der  Prämiining  oder  sonstiger  Geldbeihilfen;  in  dem  Hin- 
wirken auf  Errichtung  einer  dem  Bedürfniss  entsprechenden  An- 
zahl von  Fohlenweiden  und  Aufzuchtstationen,  deren 
ausgiebige  Benutzung  wiederum  durch  Staatsbeiträge  an  die  Unter- 
nehmer der  Weiden  zu  fordern  ist;  in  der  Unterstützung  von 
Pferdeausstellungen  mit  Prämiirung  und  der  Veranstaltung 
von  Pferdemärkten;  in  der  Pflege  des  Hufbeschlagwesens 
durch  Errichtung  von  Hufbeschlagschulen,  Veranstaltung  von  Preis- 
hufconcurrenzen,  Einführung  eines  Prüfungszwangs  für  Hufschmiede; 
in  der  planmässigen  Handhabung  der  Wanderlehrthätigkeit 
Der  Förderung  der  Vollblutzucht  als  unentbehrlicher  Unterlage 
der  Halbblutzucht  dienen  die  ßennveranstaltungen,  und  eine 
staatliche  Unterstützung  des  Eennsports  muss  daher,  als  im  Inter- 
esse der  Pferdezucht  des  Landes  selber  gelegen,  als  gerechtfertigt 
angesehen  werden.  Die  stärkste  Förderung  der  Pferdezucht  erwächst 
schliesslich  durch  die  regelmässigen  Ankäufe  von  Remonten 
durch  die  Militärverwaltung,  indem  den  Züchtern  auf  diesem 
Wege  ein  regelmässiges  Absatzgebiet  erschlossen  wird,  das  freilich 
nur  insolange  Bedeutung  behält,  als  die  militärischen  Remontirungs- 
behörden  zur  Bewilligung  von  Preisen  sich  entschliessen,  die  einen 
sicheren  Gewinn  aus  dem  Zuchtbetrieb  noch  in  Aussicht  stellen.  — 
Wo  Besitz-  und  Bodenverhältnisse  für  die  Züchtung  von  Cavallerie- 
pferden  an  sich  minder  günstig  sind,  sollte  jede,   auch  mittelbare 
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Xothigung  zur  Kemonteziicht  (z.  B.  im  Wege  der  Versagung  von 
Beschälern  anderer  Zuchtrichtung),  weil  nachhaltig  doch  wirkungslos^ 
unterbleiben;  in  solchen  Gegenden  mag  dann  die  Zucht  von 
schweren  Schlägen  für  die  Zwecke  der  Industrie  oder  des  eigenen 
Gebrauchs  (Hauspferdezucht)  Platz  greifen  und,  soweit  dies  über- 
haupt geboten  erscheint,  mit  ähnlichen  Mitteln  wie  den  oben 
angedeuteten  gefördert  werden. 

Anmerkung.  Vgl.  hierzu  wieder  Krämer,  a.  a.  0.,  S.  86ff.,  und  die  mehr> 
fach  dtirten  amtlichen  Werke ;  für  Baden  des  Verfassers  Handbuch  etc. ,  S.  249  ff. 
Prenssen  mit  drei  Hauptgestüten  in  Graditz,  Trakehnen  und  Beberbeck  und  sechzehn 
Landbeschäler-Depots,  verwendet  für  Pferdezucht  rund  1,2  MiU.  M.  netto,  Bayern 
nmd  714000  Mark,  Baden  90000  Mark,  Frankreich  rund  5  MiU.  Francs,  Oester- 
reich  rund  .3  MiU.  Francs,  Italien  etwa  ebensoviel. 


§  180.   Fortsetzung;  die  Förderung  der  Kindviehzucht 
und  des  Molkereiwesens  sowie  der Kleinthierhaltung 

insbesondere. 

1.  Die  wirthschaftliche  Bedeutung  der  Eindviehzucht 
und  l^indviehhaltung  ist,  hingesehen  auf  den  viehbesitzenden  Theil 
der  ländlichen  Bevölkerung,  eine  ungleich  grössere  als  die  der 
Pferdezucht;  fflr  die  meisten  Wirthschaften  ist  das  Rind  unent- 
behrlich in  seiner  dreifachen  Eigenschaft  als  Dünger-  und  Milch- 
producent  und  als  Arbeitsthier  und  überragt  in  dieser  Hinsicht  das 
Pferd,  das  nur  einem  einseitigen  Gebrauchszweck  dient,  zudem  in 
Folge  des  Gebrauchs  sich  allmählich  abnützt  und  werthlos  wird^ 
während  das  Rind  jederzeit  als  Fleischthier  eine  verkaufsfähige 
Waare  bildet  und  selbst  wenn  es  zur  Benützung  als  Zucht-,  Milch- 
oder Arbeitsthier  nicht  mehr  verwendungsfähig  sein  sollte,  doch 
noch  als  Schlachtthier  einen  bestimmten  Werth  behauptet.  Mit 
dem  Anwachsen  der  Bevölkerung  und  der  steigenden  Nachfrage 
nach  Fleisch  und  Milch  sowie  nach  den  Verarbeitungsproducten  der 
Milch  (Butter,  Käse)  pflegt,  wegen  der  mit  dieser  Entwicklung^ 
Hand  in  Hand  gehenden  Steigenmg  der  Preise  für  die  Erzeugnisse 
der  Rindviehhaltung,  die  Rente  aus  dem  Stalle  eine  immer  grössere 
Bedeutung  zu  gewinnen:  ebenso  die  Düngergewinnung  als  Folge 
der  nöthig  werdenden  grösseren  Intensität  des  Ackerbaus.  Die 
Meinung  der  älteren  Zeit,  dass  die  Viehhaltung  als  Düngerquelle 
..ein  nothwendiges  Uebel*'  sei,  trifft  daher  in  dichter  bevölkerten 
Staatswesen  in  keiner  Weise  mehr  zu ;  wie  anderseits  die  Versuche, 
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sogen,  viehlose  Wirthschaftsbetriebe  einzurichten,  doch  nur  unter 
ausnahmsweisen  Verhältnissen  aussichtsreich  erscheinen,  etwa  da, 
wo  die  Düngung  ausschliesslich  mit  mineralischem  Diuiger  nach 
der  Bodenbeschaffenheit  zulässig  oder  wo  wegen  der  Nähe  grösserer 
Städte  der  regelmässige  Bezug  der  menschlichen  Auswurfstoffe  zu 
billigem  Preis  gesichert  sich  erw^eist.  In  der  Gegenwart  ist  die 
Bindviehzucht  und  Bindviehhaltung  eine  besonders  grosse  Bolle 
gerade  in  den  europäischen  Staaten  zu  spielen  berufen,  seit  durch 
die  transoceanische  Concurrenz  im  Getreide  die  Bentabilität  des  Ge- 
treidebaus wesentlichen  Bückgang  erfahren  hat,  während  ein  gleich 
gefährlicher  Wettbewerb  im  lebenden  Vieh  oder  Fleisch  von  jen- 
seits des  Oceans  schwerlich  in  absehbarer  Zeit  zu  gewärtigen  steht*). 
Die  ländliche  Bevölkerung  hat  dies  weithin  auch  längst  begriffen 
und  seit  Jahrzehnten  mit  besonderer  Sorgfalt  der  Verbesserung  der 
Bindviehhaltung  obgelegen;  wie  anderseits  die  Begierungen  mit 
Beeilt  diesen  Bestrebungen  den  denkbar  grössten  Vorschub  geleistet 
haben.  Wenn  gleichwohl  auch  heute  noch  nicht  selten  von  In- 
habern grösserer  Wirthschaften  die  Viehhaltung  als  unrentabler 
Zweig  des  Betriebs  erklärt  und  dessen  Beibehaltimg  nur  aus  Bück- 
sichten der  Düngergewinnung  erklärt  wird,  so  ist  solchen  Kund- 
gebungen gegenüber  die  Meinung  zu  vertreten  gestattet,  dass  nicht 
die  Bindviehhaltung  an  sich,  sondern  die  fehlerhafte  Bichtung  der 
Zucht  es  ist,  die  der  Erzielung  einer  befriedigenden  Beute  aus  dem 
Stalle  entgegensteht. 

2.  Die  Möglichkeit  der  Ertragssteigerung  des  Grund 
und  Bodens  durch  eine  rationelle  Bindviehs^acht  und 
-haltung  in  Folge  lohnendster  Verwerthung  der  durch  den  Körper 
der  Thiere  hindurchwandernden  Futterstoffe  ist  schon  früher  (Bd.  L 
§  15,  S.  80  ff.)  gelegentlich  dargethan  worden,  indem  darauf  ver- 
wiesen wui'de,  dass  schon  allein  eine  mit  der  zunehmenden  Ver- 
edlung der  Viehschläge  Hand  in  Hand  gehende  massige  Steigerung 
der  Milcherträgnisse  in  einem  kleinen  Land  wie  Baden  eine  Er- 
höhung der  Beute  aus  dem  Stalle  um  rund  6 — 7  Millionen  Mark 
zur  Folge  haben  und  dass  dieses  Mehrerträgniss  unschwer  durch 
Vervollkommnungen  des  Molkereiwesens  auf  einen  Betrag  gebracht 
werden  könnte,  der  ausreichend  erscheint,  eine  Schuld  von  400  Mil- 
lionen Mark  in  wenigen  Jahrzehnten  zu  verzinsen  und  zu  tilgen. 
Wenn  in  demselben  Land  durch  eine  planmässige  staatliche  Ein- 

*)  Siehe  hierzu  auch  Sering,  Die  nordamerikauische  Schlachtviehconcurreux. 
in  den  Mittheilungen  der  D.  Land>nrthschaftägeseUachaft  18B9. 90,  Stück  23  24. 
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Wirkung  auf  die  Zuchtrichtung  und  systematisches  pflegliches  Vor- 
gehen in  verhältnissmässig  kurzer  Zeit  die  Yiehscfaläge  in  einzelnen 
Landestheilen  auf  eine  nur  in  den  hervorragendsten  Gebieten  der 
Schweiz  übertroffene  Stufe  der  Veredlung  erhoben  worden  sind 
und  in  Folge  dieser  Massenproduction  hochwerthiger  Zuchtwaare 
em  jährlich  steigender  Export  von  Zuchtthieren  sich  entwickelt 
hat,  der  allein  für  die  Gebiete  der  sechs  oberbadischen  Zucht- 
genossenschaften einen  Jahreswerth  von  rund  3 — 4  Millionen  Mark 
darstellt,  so  erhellt  aus  diesem,  durch  Zahlenangaben  aus  anderen 
Ländern  leicht  zu  verstärkenden  Beweismaterial,  wie  lohnend  ein 
verständig  geleiteter  Zuchtbetrieb  sich  zu  erweisen  und  wie 
nachhaltig  wohlthätig  er  die  Wirthschaftslage  der  Landwirthe  bis 
herunter  zu  den  Inhabern  kleinster  Betriebe  zu  beeinflussen  ver- 
mag, aber  auch  wie  bedeutungsvoll  gerade  auf  diesem  Gebiet 
eine  mit  richtigen  Mitteln  arbeitende  Landwirthschaftspflege  zu 
werden  verspricht;  daher  denn  auch  die  für  die  Zwecke  der  Bind- 
viehzucht aufgewendeten  staatlichen  Mittel  in  besonderem  Maasse 
als  productive  Anlagen  sich  darstellen  imd  eine  reichliche  Aus- 
stattung des  Etats  der  landwirthschaftlichen  Verwaltung  mit  diesem 
Zweck  dienenden  Fonds  wohl  gerechtfertigt  erscheint. 

3.  Als  Hauptübelstände  in  dem  seitherigen  landläufigen 
Betrieb  der  Viehzucht  und  Viehhaltung  sind  neben  vielen  Mängeln 
in  der  Aufzucht  der  jungen  Thiere  (mangelhafte  bezw.  irrationelle 
Ernährungsweise,  Mangel  an  Bewegung  bei  oft  schlecht  ein- 
gerichteten Stallungen  etc.)  zu  bezeichnen:  das  Fehlen  einer  bestimm- 
ten, den  Boden-,  Fütterungs-  und  Absatz  Verhältnissen  angepassten 
Zuchtrichtung  (planloser  Zusammenkauf  von  Vieh  verschie- 
denster Schläge  und  Willkür  in  der  Kreuzung),  wie  dies  häufig 
selbst  in  grösseren  Gutsbetrieben  zu  Tage  tritt;  femer  in  den 
mittleren  und  kleineren  Wirthschaften  dieUeberstellung  der 
Ställe  mit  Vieh,  in  Folge  deren  sich  in  futterarmen  Jahren 
wegen  der  Nothwendigkeit  des  Verkaufs  zu  Schleuderpreisen  grosse 
Kapitalverluste  ergeben,  die  nur  langsam  wieder  eingebracht  werden 
können;  endlich  die  Haltung  von  Vieh  mit  unansehnlichem 
Körperbau,  das  das  Futter  regelmässig  viel  schlechter  als 
f^rösseres  Vieh  verwerthet.  Aus  letzterem  Grund  geht  die  Tendenz 
in  der  Zucht  mit  Hecht  auf  die  Züchtung  stärkerer,  schwererer  Vieh- 
scliläge;  und  es  kann  daher  sehr  wohl  dieser  Fortschritt  in  der 
Viehzucht  und  Viehhaltung  von  einer  numerischen  Abnahme  des 
Viehstapels  begleitet  sein,  in  der  daher  nur  der  den  Verhältnissen 
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des    wirklichen    Lebens    Fernstehende     eine    Entwicklung    zum 
Schlimmen  erblicken  wird'). 

4.  Auch  hier  kann  nur  eine  ganz  summariache  AufzSbluDg 
der  im  Gebiet  der  Bindviehzuclit  Platz  greifenden  Fßrdcrungs- 
maassnahmen  im  Einzelnen  stattfinden,  als  welche  nament- 
lich die  folgenden  erwähn enswerth  sind: 

a)  Neben  der  Sorge  fflr  ein  gutes  Körwesen  Unterstützung 
des  Bezugs  edler  Vaterthiere  im  Weg  der  Beihilfe,  je  nach- 
dem auch  durch  ErrichtuDg  vonBullenaufzuchtsstationen  sowie  durcli 
Subventionirung  von  BuUenhaltungsgenossenachaften; 

b)  alljährliche  Vornahme  Ton  Prämiirungen  von  zur  Nach- 
zucht besonders  geeigneten  Thieren  und  Bereitstellung  namhafler 
Staatsmittel  zu  diesem  Zweck: 

c)  Forderung  der  Errichtung  von  Zuchtgenossenschaften, 
namentlich  zum  Zweck  der  FObrung  von  HerdbOchem  (Zucht- 
registem)  sowie  zur  Vermittlung  des  Verkaufs  der  Zuchtproducte : 

d)  Hinwirken  auf  Errichtung  von  Zuchtviehweiden  imd 
ausgiebige  Subventionirung  der  letzteren; 

e)  Hinwirken  auf  verbesserte  Stalleinricbtungen  durcli 
Herausgabe  von  Musterplänen,  gegebenenfalls  auch  durch  Aus- 
setzung von  Prämien  für  rationelle  Stallanlagen; 

f)  Veranstaltung  von  Zuchtviehmärkten  und  von  Aus- 
stellungen von  Zuchtvieh  und  ErmOglichung  der  Beschickung 
letzterer  durch  Staatsbeiträgo : 

g)  Hebung  des  Molkereiwesens,  namentlich  durch  Er- 
richtung von  Molkereiacliulen  und  -  ünterrichtscursen,  auch  für 
weibliche  Angehörige  der  ländlichen  Bevölkerung,  durch  Fördenini: 
des  Molkereigenossenschaftswesens,  durch  Verbreitung  besserer 
Molkereigeräthe,  insbesondere  auch  durch  Einbürgerung  des  künst- 
lichen Entrahmungsverfahrens  mittelst  Centrifugeu  und  Separatoren, 
Mi'lcli  liiHire  auch  in  Gegenden  des  Eleinbesitzes  bei  genossen- 
hc'liitltli.'lifr  Beschaffung  (Separatorengenossenschaften)  mit  Erfolg 
in  Venvi-udimg  genommen  werden  können; 


liierxa  die  böclisl  frftgwürdigen  Ausfiihrungen  von  LsmhI.  Die  Vff- 
I   I.ünder  Europas,   1876.  imd  die  in  Bd.  I,  ^  15,  S.  77,  gemacbten  Bi- 

])asB  der  g ate  Wirth  lieber  wenig  gat  gepftegles  Vieh,  als  vieles  Vieh, 
piiährt,  bält,  meinl  scIhid  l'olumella  (Üb.  VD,  c.  3,  §9)  .Nim  vel 
iiiTiis,   eiiim  pabiilü  satialiir.  pliiE  domino  reddit  quam  u 
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h)  endlich  auch  hier  intensivste  Wanderlehrthätigkeit 
durch  Thierärzte,  Landwirthschaftsbeamte  und  sonstige  Special- 
sachverständige  und  Sorge  für  Bekanntgabe  der  Fortschritte  auf 
dem  Gebiet  des  gesammten  Viehzuchtwesens  durch  Zeitschriften, 
Flugblätter  u.  dgl.  m. 

Anmerkang.  Vgl.  hierzu  wieder  Krämer,  a.  a.  0.,  S.  78  und  die  dtirten 
amtlichen  Jahresherichte;  für  Baden  des  Verfassers  Handbuch  nebst  Ergänzungsbd., 
S.  283  ff.  u.  bzw.  S.  117  ff. '  üeber  die  staatliche  Förderung  der  Rind-viehzucht  in 
Preussen  riebe  Verhandlungen  des  Prenss.  LandesökonomiecoUegiums  von  1891, 
Tliiers  Landw.  Jahrb.,  Bd.  XX,  Ergänznngsbd.  m,  S.  40  u.  184  ff.  Für  Bayern 
siehe  den  Aufsatz  von  Ph.  Göring  in:  Die  Landwirthschait  in  Bajem,  1890,  S.  350  ff. 
—  Eine  gründliche  Studie  über  Deutschlands  Viehhaltung  giebt  Kollmann  in 
Hchmoller's  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  etc.,  Jahrgang  1885,  S.  Iff.  u.  1032  ff. 

5.  Bei  der  Eleinthierhaltung  kommt  die  Schaf-,  Schweine- 
und  Ziegenhaltung,  die  Geflügel-  und  die  Bienenhaltung,  in  süd- 
lichen Gegenden  die  Seidenraupenzucht  in  Frage. 

a)  Mehr  als  in  der  Gegenwart  hat  ehedem  die  Schafzucht 
und  Schafhaltung  eine  grosse  wirthschaftliche  Bedeutung  für 
die  europäischen  Staaten  gehabt,  die  aber  in  dem  Maasse  verloren 
gegangen  ist,  als  die  grossen  Steppengebiete  Südamerikas  und 
Australiens  für  die  Schafhaltung  in  Verwendung  genommen  wurden 
und  die  transoceanische  Wolle  der  heimischen  schwere  Concurrenz 
bereitete ;  als  femer  mit  dem  Anziehen  der  Bodenwerthe  Zahl  und 
Grösse  der  für  die  Schafweide  erforderlichen  Ländereien  zusammen- 
schrumpfte („das  Schaf  weicht  der  Cultur"),  wenn  schon  auch 
jetzt  noch  einzelne  Theile  Norddeutschlands,  Frankreichs,  Oester- 
reichs  in  der  Production  von  Wolle  und  Schaffleisch  Namhaftes 
leisten.  Im  Gegensatz  zu  früher,  wo  die  meisten  europäischen 
Staaten  grosse  staatliche  Mittel  zur  Anlage  von  Stammschäfereien, 
zum  Ankauf  edler  Zuchtthiere,  zu  Prämienvertheilungen  etc.,  auf- 
wendeten, zumal  man  in  der  Hebung  der  heimischen  Schaflialtung 
das  kräftigste  Förderungsmittel  der  Wollindustrie  erblickte,  während 
diese  jetzt  ihren  Hauptbedarf  aus  den  transoceanischen  Ländern 
deckt,  beschränkt  sich  in  der  Gegenwart,  von  Frankreich  abge- 
sehen, die  Staatsfürsorge  auf  die  Förderung  des  Ausstellungswesens 
(Subventionirung  von  Schafschauen)  und  der  Herbeiführung  von 
Marktveranstaltungen. 

b)  Die  übrigen  Zweige  der  Kleinthierhaltung  erfahren  je  nach 
der  concreten  Bedeutung  derselben  für  die  ansässige  Bevölkerung 
länderweise  ein  sehr  verschiedenes  Maass  von  pfleglicher  Fürsorge ; 
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meist  yerzichtet  die  Staatsverwaltung  als  solche  auf  ein  unmittelbar 
förderliches  Eingreifen,  überlässt  dasselbe  vielmehr  der  Vereins- 
thätigkeit,  insbesondere  Specialvereinen,  diese  durch  angemessene 
Staatszuschüsse  hierzu  in  die  Lage  setzend;  wobei  die  Thätigkeit 
dieser  Vereine  in  der  BeschaflFimg  guter  Zuchtthiere,  in  der  Ver- 
anstaltung von  Ausstellungen  und  Märkten  in  Verbindung  mit 
Prämürungen  und  Verloosungen,  vor  Allem  in  der  Form  der  Be- 
lehrung (Herausgabe  von  Fachzeitschriften,  Wandervorträge  etc.) 
zum  Ausdruck  kommt.  Im  Gebiet  der  Seidenraupenzucht  ent- 
schliesst  man  sich,  hingesehen  auf  die  besondere  Bedeutung  dieses 
Zweigs  fCLr  bestimmte  Landstriche,  wohl  auch  staatsseitig  zu  un- 
mittelbarem förderlichen  Eingreifen,  z.  B.  durch  Errichtung  von 
Versuchsstationen  für  Seidenzucht  imd  von  Muster-Seidenzucht- 
anstalten, so  in  Frankreich,  Oesterreich,  Italien*). 


*)  Vgl.  Krämer,  a.  a,  0.,  S.  93 ff. 


Kapitel  X: 
Die  Association  In  der  Landwlrthschaft. 


Literatur  ab  ersieht. 

Rftu  behandelt  anch  diese  Materie  nur  kurz  (a.  a.  0.,  S.  301  ff.);  desgleichen 
^ebt  Boscher  in§l  70  nur  wenige  fragmentarische  Notizen.  Bei  der  Verarbeitung 
von  Abschnitt  I  sind  namentlich  amtliche  Veröffentlichungen,  femer  die  Fachorgane 
der  landw.  Vereine,  die  Verhandlungen  der  landw.  Interessenyertretungskörper  etc., 
von  sonstigen  Veröffentlichungen  insbesondere  Meitzen,  Der  Boden  und  die  landw. 
Verhältnisse  des  Preuss.  Staats  etc.,  1886,  Bd.  m,  Abschn.  XLI,  zu  Bathe  gezogen 
worden.  Aus  der  sehr  umfangreichen  Literatur  zu  Abschn.  11  (landw.  Genossen- 
schaftswesen) hat  der  Verfasser  die  folgenden  Schriften  und  Aufsätze  bei  der 
Xiederschiift  benützt:  K.  Birnbaum,  Das  GenossenschafUprincip  in  Anwendung 
and  Anwendbarkeit  auf  die  Landwlrthschaft,  1870;  H.  Crtiger,  die  Erwerbs-  und 
^rthschafls-GenoBsenschaften  in  den  einzelnen  Ländern,  1892;  V.  A.  Hub  er,  Die 
latente  Association,  1866;  Derselbe,  Sociale  Fragen  I.  Das  Genossenschaftswesen 
and  die  ländlichen  Tagelöhner,  1863;  K.  Mayer,  Die  ländlichen  Genossenschaften 
als  Mittel  zur  Organisation  des  Bauernstandes,  1891;  v.  Mendel,  An-  und  Ver- 
kaofsgenossenschaften,  1886;  Derselbe,  Landw.  Genossenschaftswesen,  in  dem 
Hdwb.  d.  St.-W.;  y.  Miaskowski,  Agrarpolitische  Zeit-  und  Streitfragen,  1889, 
^•253  ff.;  F.  W.  Raiff eisen.  Die  Darlehenskassenvereine  in  Verbindung  mit 
(*onsnm-,  Verkaufs-,  Winzer-  etc.  Genossenschaften  als  Mittel  zur  Abhilfe  der  Noth 
der  ländlichen  BcTölkerung,  1883  (insbesondere  S.  218  ff.);  Settegast,  Die  Land- 
wirthschaft  und  ihr  Betrieb,  1879,  III.  Bd.,  8.  273 ff.;  G.  Schönberg,  Die  Land- 
wirthschaft  der  Gegenwart  und  das  Genossenschaftswesen,  1869;  Derselbe,  Art. 
bewerbe  im  Hdb.  d.  pol.  Oekonomie,  1891,  II.  Bd.,  Abschnitt  XXI,  §  79  ff .  — 
VonSpecialstudien  über  bestimmte  Einzelgenossenechaften  und  ihre  Einwirkungen 
aof  die  Lage  der  ländlichen  Bevölkerung  sind  zu  erwähnen:  F.  C.  Hub  er.  Die 
Zuknnfl  des  süddeutschen  Weinbaus,  1892;  und  C.  M.  Stöckel,  Errichtung,  Or- 
(raaisation  und  Betrieb  der  Molkereigenossenschaften,  1880.  Sehr  instructiv  sind 
ferner  die  Jahresberichte  der  Genossenschaftsverbände  der  einzelnen  Staaten  und 
(iie  von  Haas -Offenbach  herausgegebenen  Veröffentlichungen  der  Vereinigung  der 
dentschen  landw.  Genossenschaften,  1884  ff.;  endlich  die  mehrerwähnten  amtiichen 
Veröffentlichungen  über  die  landw.  Verwaltung  in  Preusaen,  Bayern,  Sachsen  und 
Baden.  —  Weitere  Literaturangaben  in  den  Anmerkungen  zum  Text. 
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§  181.    Einleitender    Ueberblick;     die    verschiedenen 

Formen  der  Association  in  der  Landwirthschaft;  die 

Gemeinde  als  natürlichste  Form  der  Association^). 

1.  Das  Bedürfniss  des  Zusammenschlusses  derYertreter 
eines  Berufsstandes  zur  Förderung  gemeinsamer  wirthschaftlicher 
und  geistiger  Zwecke,  sowie  zur  Abwelu:  von  Störungen  und  nach- 
theiligen Eingriffen  von  aussen  liegt  so  sehr  in  der  menschlichen 
Natur  begründet,  dass  es  zu  entsprechenden  Bildungen  überall 
kommen  wird,  wo  nicht  eine  auf  wirthschaftlicher  Abhängigkeit 
der  erwerbenden  Bevölkerungstheile  beruhende  Staatsverfassung  oder 
aber  die  zu  starke  Entwicklung  der  Staatsidee  oder  des  Rechts  des 
Einzelindividuums  (Beides  im  griechischen  und  römischen  Alter- 
thum  zutreffend)  solcher  Entwicklung  eine  unübersteigliche  Schranke 
setzt.  Der  Zusammenschluss  der  verschiedenen  Gewerbe  des  Mittel- 
alters zu  Zünften,  Innungen,  Gilden,  die  ständische  Bemfsgliedenmi; 
der  älteren  Zeit  überhaupt,  innerhalb  deren  der  Einzelne  Schutz 
und  Wahrung  seiner  privatwirthschaftlichen  Interessen  suchte  und 
fand,  sind  ein  beredtes  Zeugniss  für  die  lebendige  und  siegreiche 
Kraft  des  Associationsgedankens ,  wo  immer  er  die  äusseren  Be- 
dingungen seiner  Entwicklung  vorfindet.  Auch  im  Bereich  der 
grundbesitzenden  Klassen  fehlt  es  nicht  an  solchen  Bildungen  eines 
organisirten  standschaftlichen  Zusammenschlusses,  und  wiederholt 
war  in  den  vorausgegangenen  Betrachtungen  Anlass  gegeben, 
solcher  Einzelgestaltungen  und  der  von  ihnen  ausgehenden  be- 
deutungsvollen, je  nach  dem  freilich  nachtheiligen  oder  wohlthätigen 
Beeinflussung  der  Wirthschaftslage  zu  gedenken;  wobei  an  die 
agrarcommunistischen  Gebilde  der  russischen  Feldgemeinschaft, 
sowie  der  Hauscommunionen  südslavischer  Völker  und  der  deutschen 
Gehöferschaften  (Bd.  I,  §  39,  §  43),  an  die  Verfassung  der  älteren 
Mark-  und  Dorfgenossenschaft  (Bd.  I,  §  44),  sowie    an  die  zahl- 

*)  Die  Begründung',  Entwicklung  und  Durchbildniig  der  Theorie  der  Genossen- 
schaft ist  wesentlich  ein  Verdienst  von  Gierke,  auf  dessen  schönes  Werk:  Dss» 
deutsche  Genossenschaftsrecht,  3  Bde.,  1865/71,  wiederholt  in  diesem  Hdb.  verwiesen 
wurde.  Als  Genossenschaften  bezeichnet  G.  alle  Vereine  mit  selbstständiger  Rechts- 
persönlichkeit unter  Ausschluss  von  Staat  und  Gemeinde;  als  Ziel  der  genossen- 
schaftlichen (corporatLTen)  Organisation  die  Gestaltung  des  Bestandes  zur  lebendigen 
Gesammtpersönlichkeit.  Für  aUe  Genossenschaften  ist  die  Gemeinwirthschaft- 
lichkeit  des  Betriebs  kennzeichnendes  Merkmal  (vgl.  auch  A,  Wagner,  Grund- 
legung, m.  Auflage,  §  341  ff.). 
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reichen,  meist  ebenfalls  schon  in  früher  Zeit  entstandenen  Genossen- 
schaften für  bestimmte  Einzelzwecke  (Deich-,  Wasser-  und  Wald- 
genossenschafben,  Bd.  I,  §  61,  Ziffer  2,  §  62)  erinnert  sein  mag. 

2.  Als  naturgemässeste  Vertreterin  der  gemein- 
samen Standes-  und  Berufsinteressen  der  grund- 
besitzenden Bevölkerung  erscheint  die  Dorfgemeinde 
als  solche  und  in  der  That  hat  viele  Jahrhunderte  hindurch  die 
Dorfgemeinde  mit  ihrer  die  Wirthschaftsführung  der  einzelnen 
Dorfgenossen  streng  regelnden  Verfassung  „einen  kleinen,  eigen- 
artigen Staat  mit  selbstgeübtem  Bechf'  gebildet,  und  „welches 
Bewusstsein  bürgerlicher  Sitte  und  Gesetzlichkeit  und  welche  wirth- 
schaftliche  Ordnung  und  Einsicht  in  diesen  Dorfschaften  sich  ent- 
wickelte, dafür  liegen  die  genügenden  Beweise  ebenso  in  den 
Weisthümem,  die  in  den  schlimmsten  Zeiten  des  Mittelalters  ihren 
Charakter  wahrten,  als  in  der  Widerstandskraft,  mit  der  diese  schutz- 
iind  hilfslosen  Gemeindewesen  sich  nach  dem  vernichtenden  Elend 
so  vieler  Kriege,  Fehden  und  Landplagen,  statt  zum  Sklaventhum 
herabzusinken,  immer  wieder  mannhaft  zusammenschlössen  und  in 
lebendigem  Gedeihen  erhielten"^).  Die  neuere  Zeit  hat  zwar  die 
ehemalige  Autonomie  der  Dorfgemeinden  in  ihrer  Eigenschaft  als 
MÖenossenschaften  zum  Landesanbau  und  zur  Landesnutzung^^  in  der 
Ordnung  des  örtlichen  Wirthschaftsrechts  beseitigt,  oder  ihr  doch 
verhältnissmässig  enge  Grenzen  gesetzt  (Bd.  I,  §  45),  aber  noch 
immer  ist  die  Gemeinde  als  solche  in  erster  Beihe  eine  Ge- 
meinschaft zur  Förderung  der  wirthschaftlichen 
Zwecke  ihrer  Angehörigen,  und  es  kommt  diese  wirthschaft- 
liche  Thätigkeit  der  Gemeinde  in  der  Anlage  und  Unterhaltung 
von  Wegen  und  Wasserläufen,  in  der  Ordnung  und  Handhabung 
der  Feldpolizei  und  der  Bestellung  der  Feldhut,  in  der  Verwaltung 
des  Gemeinde-  und  Almendvermögens,  wohl  auch  in  der  Aufstellung 
von  männlichem  Zuchtmaterial  für  die  Viehzuchtzwecke  der  Ge- 
meindeangehörigen, in  der  Veranstaltung  von  Absatzgelegenheiten 
(Vieh-,  Frucht-  imd  Obstmärkten),  in  der  Darbietung  von  Ein- 
richtungen zur  Förderung  des  Handels  und  Wandels  (Aufstellung 
von  Gemeindewaagen)  oder  zur  Verarbeitung  von  Producten  der 
Gemeindefeldmark  (Gemeindetrotten  zur  Obst-  und  Traubenwein- 
bereitung),  endlich  auch  in  gemeinnützigen  Veranstaltungen  ver- 
schiedener Art  (Errichtung  von  Viehleihkassen,  Sparkassen,  Volks- 

')  31eitzen,  a.  a.  0.,  Bd.  in,  S.  44U 
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bibliotbekeii  etc.)  zum  AuBdnick,  Freilich  ist  im  Laufe  der  Zaib 
vielen  Landgemeinden  die  wflnschenswerthe  Eineicht  in  diese  Seit» 
der  Gemeindövervraltungatliätigkeit  entschwunden  und  —  tfaeilwoiBtt 
im  Zusammenhang  mit  den  aus  anderen  Ursachen  gestiegenen  An- 
sprüchen an  die  steuerliehen  Leistungen  der  Gemeindegenossen  (ftl£ 
Sclmlzwecke,  Gesundheitszwecko  etc.)  —  allmählich  eine  ängstlicb* 
Ziu-ückhaltimg  wirthechaftliehen  Aufgaben  gegenüber  eingetreten^ 
die  sich  für  die  Weiterentwicklung  dieser  Gemeinwesen  keineswegs 
Rrderlich  erwiesen  und,  wo  gleichwohl  jene  Aufgaben  eine  LOsuDg; 
dringend  erheischten,  zur  Bildung  von  wirthBcbaftlichen  Verbänden 
innerhalb  der  Gemeinden  (landwirthschaftliche  Genoasen- 
schaften)  geführt  hat.  Viplfach  ist  ein  Wirken  der  Dorfgemeinda 
im  gpecißschen  Interesse  der  ihr  angehörenden  landwirthschafUicIieK 
Gmndbesitzer  mit  der  Zeit  freilich  auch  desshalb  erschwert  worden, 
weil  die  Bevölkerung  sich  mit  anderen  Elementen  —  Handwerketnv 
Industriellen.  Kaiifleuten,  Arbeitern  —  mischte  und  diese  ebenfalls 
steuerzablenden  Elemente  der  Verwendung  von  Gemeindemitteln; 
im  einseitigen  Interesse  eines  einzelnen  Benifsstandes  naturgemSstf 
widerstreben,  so  dass  auch  aus  diesem  Grund  das  BedQrfniss  nack) 
wirth schaftliehen  Sonderbildungen  erwuchs.  Immerhin  muss  dara 
festgehalten  werden,  daas  in  der  Dorfgemeinde  als  solche 
der  natürlichste  Verband  der  Grundbesitzer  für  For- 
derung ihrer  Wirthsohaftsz wecke  gegeben  ist,  und  < 
bleibt  daher  zu  wünschen,  insbesondere  so  lange  es  nicht  zu  einer 
corporativen  Verfassung  der  Grundbesitzer  kommt,  dass,  ehe  man 
zur  Bildung  besonderer  Vereinigungen  für  wirthschaftliche  Zwecks 
schreitet,  erwogen  werde,  ob  nicht  das  Ziel  einfacher,  rascher, 
geringerem  Aufwand  an  Zeit  und  Geld,  in  Anlehnung  an  die  f 
gebenen  Organe  der  Gemeindeverwaltung,  uöthigenfalls  unter  Auf 
bringung  des  Aufwands  im  Wege  der  Kostenrepartition  (Voran* 
beitrage)  unter  die  die  betreffende  Einrichtimg  Benutzenden  (stat^ 
im  Wege  der  geordneten  Steuererhebung)  erreielit  werden  kann. 

3.  Je  mehr  die  ehemaligen  Landgemeinden  durch  Mischunf 
mit  fremdartigen  Elementen  ihren  ursprünglicbenCbarakler  einbQssei 
und  je  mehr  Hemmnisse  aus  diesem  Grunde  solchen  Veranstaltung) 
der  Gemeinde  erwachsen,  die  dem  besonderen  Erwerbs-  und  "Wirt 
schaftsbedürfniss  einzelner  Berufsgruppen,  hier  der  Gruudbesitiei 
dienen   sollen,  je  risicoreicher  femer  solche   Sondereinrichtu 
sich  darstellen,  für  die  uöthigenfalls  die  Gesammtheit  der  Gemeind«~T 
augehörigeu,   auch  der  nichtinteiessirten,   halten  niflsste  (z.  B,  beti 
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Einrichtimgen  im  Interesse  des  Creditrerkehrs,  bei  der  Errichtung 
Örtlicher  Versicherungsanstalten  etc.),  je  mehr  femer  die  Leitung 
einer  solchen  Sondereinrichtung  technisches  Geschick  und  kauf- 
männische Erfahrung  voraussetzt  (Ankäufe  von  Bedarfsartikeln  des 
Betriebs;  Herrichtung  und  Verarbeitung  Ton  Producten  der  Land- 
wirthschaft  etc.),  um  so  stärker  wird  die  Xothwendigkeit  sich  geltend 
machen,  solche  Sondereinrichtungen  unabhängig  Ton  der  Gemeinde- 
verwaltung im  Wege  des  personellen  Zusammenschlusses  der  un- 
mittelbar an  denselben  Betheiligten  in's  Leben  zu  rufen;  und  es 
erklärt  sich  daraus,  wie,  ans  den  Städten  übersetzend,  der  Gedanke 
der  „Vergesellschaftung  im  Erwerb'^  mehr  und  mehr  auch 
in  den  Dorfgemeinden  Wurzeln  schlug  und  entsprechend  der  mannig- 
fachen Verzweigung  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  zu  einer 
grossen  Mannigfaltigkeit  von  Einzelbildungen  (Genossenschaften) 
sich  verdichtete.  Von  diesen  neuzeitlichen  Schöpfungen 
hat  jene,  die  der  Befriedigung  des  PersonalcreditbedürMsses  zu 
dienen  bestimmtist  (Creditgenossenschaften,  Creditvereine)^ 
bereits  frUher  ihre  Darstellung  und  Würdigung  gefunden  (§  130  ff.), 
und  es  erübrigt  daher  noch«  diese  Darstellung  auf  Ziele  und  Zwecke 
anderer  Genossenschafbsbil düngen,  dieser  ,.Innungen  der  Zukunft^\ 
auszudehnen.     (Siehe  Abschnitt  II  unten.) 

4.  Neben  den  auf  die  Förderung  unmittelbarer  Erwerbszwecke 
abzielenden  Associationen  finden  sich  seit  der  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  in  wachsender  Anzahl  Vereinsbil düngen  mit  vor- 
wiegend gemeinnützigem  Charakter  (landwirthschaft- 
liche  Vereine,  ökonomische  Gesellschaften),  die  die 
Aufgabe  verfolgen,  den  allgemeinen  Berufsinteressen  durch  fach- 
liche Anregung  und  Belehrung  zu  dienen,  die  auf  Förderung  der 
landwirthschaftlichen  Erwerbsthätigkeit  gerichteten  Bestrebimgen 
der  staatiichen  Behörden  zu  unterstützen,  wohl  auch  letzteren  die 
in  den  Kreisen  der  Landbevölkerung  bestehenden  Wünsche  auf 
Hebung  ihrer  ökonomischen  Gesammtlage  zu  vermitteln.  In  diesen 
standschaflJJchen  freien  Bildungen  ist  recht  eigentlich  Schule  für 
das  nachmalige  Genossenschaftswesen  gemacht  worden,  so  dass  es 
angezeigt  erscheint,  zunächst  sie  einer  Betrachtung  zu  unterziehen 
und  ihres  Einflusses  auf  die  Gestaltung  der  landwirthschaftlichen 
Berufsverhältnisse  zu  credenken. 
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Abschnitt  I. 

Die  landwirthscliaftlielien  Vereine  und  die  landwirthsebaft- 

liche  Interessenrertretang. 

§   182.    Die  landwirthschaftlichen  Vereine;  Einrichtung 

und  Aufgaben  derselben. 

1.  In  ihrer  ursprünglichen  Gestalt  haben  die  landwirth- 
schaftlichen Vereine  die  Eigenschaft  gemeinnütziger  Gesell- 
schaften, d.  h.  es  sind  freie  Vereinigungen  von  Freunden  und 
Eörderem  der  Landwirthschaft,  dazu  bestimmt,  den  technischen 
Fortschritt  in  der  Landwirthschaft  durch  Herausgabe  von  Flug- 
blättern und  Zeitschriften  und  durch  wissenschaftliche  Vorträge  an- 
zubahnen; vielfach  verdanken  sie  ihr  Entstehen  dem  hochsinnigen 
Eingreifen  regierender  Häupter.  Indem  sie  aber  als  Mitglieder 
vorwiegend  Staats-  und  Hofbeamte,  Gelehrte  und  von  den  Ver- 
tretern des  Gnmdbesitzes  nur  die  „Notabilitäten''  in  sich  ver- 
einigten, war  ihre  Verfassung  eine  aristokratische  und  eben 
desshalb,  ungeachtet  des  guten  Eifers  zur  Sache,  der  Einfluss  auf 
die  breite  Masse  der  bäuerlichen  Bevölkerung  ein  massiger.  Dies 
änderte  sich  erst  mit  der  Sprengung  der  alten  Grundherrlichkeits- 
verhältnisse und  der  TJeberföhrung  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
in  den  Zustand  bürgerlicher  Gleichberechtigung  mit  den  anderen 
Bevölkerungsklassen,  weil  nunmehr  das  Selbstständigkeits-  und 
Unabhängigkeitsgefühl,  aber  auch  das  Gefühl  der  Selbstverantwort- 
lichkeit selbst  in  den  untersten  Schichten  der  ländlichen  Elemente 
mächtig  wuchs  und  der  Wimsch  nach  Wahrung  und  Förderung 
der  eigenen  Interessen  durch  eigene  Mitarbeit  sich  mehr  und  mehr 
geltend  machte  (vgl.  Bd.  I,  §  29).  In  die  der  Förderung  der 
landwirthschaftlichen  Erwerbsarbeit  dienenden  Vereine  treten  dess- 
halb seit  jener  Zeit  in  wachsendem  Umfang  die  Vertreter  äe^ 
landwirthschaftlichen  Gewerbes  selber  ein,  um  unmittelbar  an  den 
Vereinsaufgaben  sich  zu  betheiligen,  und  es  vollzieht  sich  auf  diese 
Weise  eine  allmähliche  Umformimg  dieser  Vereine  im  demo- 
kratischen Sinne,  indem  nimmehr  der  Beitritt  im  Grundsatz 
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jedem,  auch  dem  kleinsten  Wirth,  wenn  er  nur  unbescholten  ist, 
frei  steht,    indem  ferner  auf  die  Bichtung  der  Yereinsthätigkeit 
und  auf  die  Besorgung  der  Vereinsangelegenheiten  mit  der  zu- 
nehmenden Decentralisation  der  Yereinsorganisation  —  Gliederung 
der  Landes-Centralvereine  in  Provinzial-,  Bezirks-,  Ortsvereine  — 
die    Yereinsangehörigen    unmittelbaren    Einfluss    gewinnen.     Das 
Vereinsleben  hat  bei  dieser  Entwicklung  extensiv  und  intensiv  — 
nach  der  Seite  der  Ausdehnung   der  Mitgliederzahl  und  der  Ver- 
tiefung und  Erweiterung  der  Vereinsaufgaben  —  ausserordentlich 
irewonnen  und  ist,  bei  aller  Mannigfaltigkeit  der  Organisation  im 
Einzelnen,  ein  zunehmend  wichtiges,  ja  unentbehrliches  Element 
in  der  Verwaltungsorganisation  der  Landwirthschaftspflege  geworden. 
2.  Der  Aufgabenkreis  der  landwirthschaftlichen  Vereine  in 
ihrer  neuzeitlichen   Organisation    ist    ein  dreifacher:    a)  sie  sind 
Organe  der  Belehrung,  Aufklärung  und  Aufmunterung 
in  allen  Gebieten  der  Landwirthschaftstechnik,  deren  reformatorische 
Fortentwicklung  sie  sich  im  Wege  von  Vorträgen,   diurch  Heraus- 
irabe  von  Fachzeitschriften,  durch  Veranstaltung  von  Ausstellungen 
und  Auswerfung    von    Prämien,    durch  Aufstellung    von    Muster- 
sammlungen, Vermittelimg  des  Bezugs  von  Maschinen,  Sämereien 
und  sonstigen   wichtigen  Bedarfsartikeln   des  Betriebs   angelegen 
sein  lassen;  b)  sie  sind  freiwillige  Organe  der  staatlichen 
Landwirthschaftspflege,  indem  sie  bei  den  pfleglichen  Ver- 
anstaltungen der  oberen  Landwirthschaftsbehörde  mitwirken,  (z.  B. 
hei   den  Aufgaben  des  landwirthschaftlichen  Versuchs-  und   des 
landwirthschaftlichen  Unterrichtswesens,  bei  der  Verwendung  staat- 
licher Mittel  zu  Prämiirungszwecken  etc.),    indem  sie  weiterhin 
darauf  halten,  neuen  agrarrechtlichen  Ordnungen  und  agrarpfleg- 
liehen  Veranstaltungen  durch  Belehrung  und  Aufklärung  Eingang 
zu  verschaflFen  (z.  B.  in  den  Gebieten  des  Erbrechts,  des  Credit-, 
des  Versichenmgswesens,  der  Landwirthschaftspolizei  etc.);  indem 
sie  endlich,  zumal  in  grösseren  Staatswesen,  die  Function  unmittel- 
bar ausführender  Ors^ane  der  oberen  landwiithschaftlichen  Instanz 
übernehmen,  also  über  die  Verwendung  der  staatlichen  und  ihnen 
überwiesenen  Geldmittel  zur  Fördenmg  der  Landwirthschaft  unter 
Beachtung  der  im  gegebenen  Fall  erlassenen  Normativvorschrifteu, 
sonst  aber  nach  freiem  Ermessen  befinden  (z.  B.  über  die  Mittel 
zur  Förderung  der  Thierzucht,   des  Pflanzenbaus  etc.);   c)  sie  sind 
die  sachverständigen  Organe   der  Kegierung  in   allen  das 
landwirthschafÜiche  Gewerbe   berührenden  technischen  und  wirth- 
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schaftlichen  Fragen  und  erfdllen  diese  Aufgabe  durch  Begutachtung 
von  Gesetzen,  Verordmmgen  und  pfleglichen  Veranstaltungen,  durch 
Erstattung  von  Berichten  über  die  allgemeine  Lage  des  landwirth- 
schaftlichen  Gewerbes  und  übej  die  Wirkungen  der  bestehenden 
Gesetze,  sowie  dadurch,  dass  sie  die  in  den  Kreisen  der  landwirth- 
schaftlichen  Bevölkerung  bestehenden  Wünsche  und  Beschwerden 
zur  Kenntniss  der  maassgebenden  Begierungsbehörden  bringen.  lu 
ihrer  letzteren  Aufgabe,  die  sich  am  spätesten  herausgebildet  hat 
nehmen  sie  daher  die  Eigenschaft  einer  eigentlichen  Interessen- 
vertretung an  und  es  hat  dann  in  weiterer  Ausbildung  dieser 
ihrer  Function  die  Organisation  der  landwirthschaftlichen  Vereine 
eine  die  richtige  und  angemessene  Interessenvertretung  zum  Aus- 
druck bringende  Ausgestaltung  durch  Schaffung  von  besonderen 
Berathungskörpern  erfahren. 

3.  Die  Organisation  der  landwirthschaftlichen  Vereine  weist, 
wie  erwähnt,  länderweise  sehr  grosse  Verschiedenheiten  auf;  meist 
gliedern  sich  die  Landesvereine  entsprechend  der  politischen  Ein- 
theilung  in  Zweigvereine  (in  Kreis-  und  Bezirksvereine,  wohl 
auch  Ortsvereine);  die  leitenden  Organe  —  Vorstände  —  werden 
durch  Wahl,  in  der  obersten  Vereinsinstanz  mitunter  auch  durch 
Regierungsact  berufen ;  vereinzelt  erfolgt  die  centrale  Leitung  durch 
eine  staatliche  Behörde  (wie  in  Württemberg),  oder  aber  es  feUt 
an  einer  für  das  ganze  Staatsgebiet  bestellten  Gentralvereinsinstanz 
(Preussen,  Sachsen),  wobei  dann  für  die  Gesammtvertretung  der 
einzelnen  Vereine  gegenüber  der  Regierung  in  anderer  Weise  ge- 
sorgt ist  (Landesökonomiecollegium  in  Preussen,  Landesculturrath 
in  Sachsen).  Zur  Leitung  der  Vereine  werden  nicht  selten,  neben 
Angehörigen  aus  den  Kreisen  der  ausübenden  Landwirthschaft  selbst 
auch  Verwaltungsbeamte  —  Landräthe,  Regierungspräsidenten,  Vor- 
stände der  Kreis-  und  Bezirksämter  —  berufen,  und  wenn  letzteren- 
falls  ein  gewisses  bureaukratisches  Element  in  die  Vereinsleitung 
eindringt,  so  hat  doch  daraus  das  Vereinsleben  im  Allgemeinen 
keinen  Nachtheil,  vielmehr  durch  die  Nöthigung  der  Verwaltimgs- 
beamten,  mit  den  landwirthschaftlichen  Angelegenheiten  des  Vereins- 
bezirkes sich  eingehend  zu  befassen  und  durch  die  ihnen  daraus 
erwachsene  Möglichkeit,  in  enger  Fühlung  mit  den  landwirth- 
schaftlichen Tagesfragen  zu  verbleiben,  Vortheile  erfahren.  —  Der 
Vereinsleitung  ist  als  sachverständiger  und  zugleich  als  schrift- 
fflhrender  Beamter  in  der  Regel  ein  Techniker  (Generalsecretär) 
beigegeben.  —  Die   führende  Rolle    in    den    landwirthschaft- 
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liehen  Vereinen  föUt  naturgemäss  den  Vertretern  des  mittleren  und 
grösseren  Grundbesitzes  zu,  denen  hier  die  schöne  Aufgabe  erwächst, 
ihr  technisches  Wissen  und  ihre  wirthschaftliche  Einsicht  in  den 
Dienst  der  allgemeinen  Berufsinteressen  zu  stellen  imd  wie  für  die 
eigenen,  so  vor  allem  fOr  die  Wahrung  der  Interessen  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  einzutreten.  Je  gewissenhafter  und  berufs- 
freudiger dieses  officium  nobile  durch  die  Aristokratie  des  Besitzes 
zu  Nutz  und  Frommen  der  kleineren  und  mittleren  Wirthe  geübt 
wird^  um  so  mehr  wird  die  Meinung  schwinden,  dass  zwischen  den 
verschiedenen  Stufen  des  Grundbesitzes  imtrennbare  Interessen- 
gegensätze klaffen,  um  so  vertrauensvoller  das  Verhältniss  der 
unteren  und  mittleren  zu  den  oberen  Grundbesitzklassen  sich  ge- 
stalten und  um  so  wirkungsvoller  bei  dieser  Einmüthigkeit  der 
Arbeit  fCLr  die  gemeinsamen  Interessen  eingetreten  werden  können; 
während  eine  Vernachlässigung  jener  Ehrenpflicht  des  grösseren 
Besitzes:  in  uneigennütziger,  selbstloser  Weise  den  allgemeinen 
Interessen  sich  zu  widmen,  sicher  nicht  ohne  Schaden  für  ihn 
selbst  verlaufen  kann  (vgl.  Bd.  I,  §  40,  Ziffer  4).  —  Ein  Theil 
der  Mittel  der  Vereine  wird  durch  meist  massige  Beiträge  der 
Mitglieder  aufgebracht,  ein  anderer  Theil  fliesst  ihnen  aus  den, 
ihres  gemeinnützigen  Wirkens  halber  zugebilligten  Staatsdotationen 
zu,  über  deren  sachgemässe  Verwendung  der  oberen  landwirth- 
schaftlichen  Behörde  Bechenschaft  zu  geben  ist. 

4.  Neben  den  die  allgemeine  Förderung  des  landwirthschafb- 
lichen  Berufslebens  anstrebenden  Vereinen  haben  sich  mit  der  Zeit 
in  allen  Ländern  Special  vereine  für  die  Förderung  besonderer 
Zweige  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes,  gebildet:  Pferdezucht- 
vereine; Geflügel-  und  Bienenzuchtvereine;  Vereine  für  Molkerei- 
wesen; Obstbau-,  Weinbau-,  Gartenbauvereine;  Vereine  für  Hebung 
der  Moorcultur  etc.  Ihre  Organisation  ist  derjenigen  der  land- 
wirthschaftlichen Vereine,,  insbesondere  was  die  Gliederung  in 
Bezirksvereine  anlangt,  meist  nachgebildet  und  auch  sie  erhalten 
in  der  Regel  Subventionen  aus  staatlichen  Mitteln  zur  intensiveren 
Pflege  der  gestellten  besonderen  Vereinsaufgaben. 

Eine  erfreuliche  Erweiterung  hat  die  Vereinsthätigkeit  in 
Deutschland  durch  die  1885  vollzogene  Gründung  der  Deut- 
schen Landwirthschaftsgesellschaft  erfahren,  die  —  im 
Grundsatz  finanziell  unabhängig  von  den  Kegierungen  sich  stellend 
—  vor  Allem  die  Pflege  des  Ausstellungswesens  durch  Veranstaltung 
irrosser,  alljährlich  stattfindender  Jahresschauen  in  Verbindung  mit 
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Wanderversammlungen  als  Aufgabe  sich  gesetzt  hat,  daneben  aber 
auch  als  vennittelndes  Centralorgan  fttr  den  Bezug  von  Bedarfs- 
artikeln des  Betriebs  verschiedenster  Art  functionirt  und  überhaupt 
dem  technischen  Fortschritt  in  der  Landwirthschaft  mit  Pemhaltimg 
wirthschaftspolitischer  Fragen  zu  dienen  bestimmt  ist^). 

5.  Als  neueste  Vereinsbildungen  sind  noch  die  sog.  Bauern- 
vereine zu  nennen,  bei  deren  Entstehung  Einflüsse  verschiedenerlei 
Art  mitgewirkt  haben:  politische  Tendenzen,  wohl  auch  das  Be- 
streben, einer  befürchteten  bureaukratischen  Bevormundung  des 
Vereinslebens  sich  zu  entziehen,  endlich  auch  die  Meinung,  dass 
auf  Zuwendungen  aus  staatlichen  Mitteln  nicht  abhebende,  aus- 
schliesslich von  Standesangehörigen  geleitete  Vereine  in  selbst- 
ständigerer Weise  als  die  in  ständigem  Contact  mit  den  Regierungs- 
behörden stehenden,  desshalb  häufig  als  „halbamtlich"  bezeichneten 
landwirthschafüichen  Vereine  die  Interessen  der  Landwirthschaft  zu 
vertreten  im  Stande  seien.  Die  Stärke  der  Bauemvereine  liegt  augen- 
scheinlich in  der  denkbar  ausgiebig  ausgebildeten  Decenixalisation 
mittelst  Aufbaus  der  Vereinsorganisation  auf  örtlicher  Grundlage, 
wodurch  das  Vereinsleben  wegen  der  Möglichkeit  der  Berück- 
sichtigung örtlicher  Interessen  und  eines  jederzeit  ermöglichten 
Meinungsaustausches  unter  den  Mitgliedern  unleugbar  gewonnen 
hat ;  wesshalb  die  landwirthschaftlichen  Vereine,  soweit  sie  solcher 
Organisation  noch  entbehren,  gut  daran  thim  werden,  dem  ihnen 
in  dieser  Richtung  gegebenen  Beispiel  zu  folgen.  —  Die  nament- 
lich in  Deutschland  weit  verbreitete  Neigung  zu  Vereinsgründungen 
hat  übrigens,  wie  man  wohl  sagen  darf,  auch  manche  überflüssige 
Vereinsbildung  gezeitigt,  und  als  erstrebenswerthes  Ziel  der  Vereins- 
entwicklung dürfte  daher  eine  für  das  ganze  Staatsgebiet  berechnete 
einheitliche  Vereinsorganisation  aufgestellt  werden,  inner- 
halb deren  dann  durch  Bildung  von  Sectionen  für  die  Fördenmg 
der  allgemeinen  wie  der  besonderen  Interessen  des  landwirthschaft- 
lichen Gewerbes  Sorge  zu  tragen  wäre;  während  der  jetzige  Zustand 
die  Angehörigen  der  ländlichen  Bevölkerung  zur  Antheilnahme  an 
einer  Vielheit  von  Vereinen  nöthigt  und  eine   weitgehende  Zer- 

')  Einen  orientirenden  Einblick  in  den  Aufgabenkreis  der  durch  den  Ingenienr 
M.  £ith  gegründeten  Deutschen  LahdwirthschaftsgeseUschaft  gewährt  ein  im  Drück 
bei  B.  Grundmann  in  Berlin  J893  erschienener  Vortrag  von  B.  Wölbliug:  -Au> 
der  Deutsolien  Landwirthschaftsgesellschaft".  Sehr  instructiv  ftir  die  Kenntniss  df.- 
Ausstellungs Wesens  und  die  technischen  Fortschritte  im  Gesammtgebiet  der  Land- 
wirthschaft sind  die  von  der  Gesellschaft  herausgegebenen  „ Jahrbücher''  (seit  1886» 
und  „Periodische  Mittheilungen." 
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splittening  der  Kräfte  und  Mittel  veranlasst,   mit  der  dem  Wesen 
der  Sache  augenscheinlich  wenig  gedient  ist 


§183.  Die  landwirthschaftliche  Interessenvertretung; 
die  Landwirthschaftskammern  insbesondere^). 

1.  Ein  fruchtbringendes  Wirken  des  Staats  auf  wirthschaft- 
lichem  Gebiet  hat  die  genaue  Kenntniss  der  Verhältnisse  und 
Bedingungen  des  Wirthschaftslebens  zur  unerlässlichen  Voraus- 
setzimg, und  wenn  zwar  auch  in  einer  gut  gegliederten  Behörden- 
organisation das  Mittel  der  Information  für  die  höchste  Verwaltungs- 
instanz gegeben  ist,  so  wird  doch  in  vielen  Fällen  die  Befragung 
der  unmittelbar  betheiligten  Erwerbskreise  zuverlässigeres,  weil  auf 
unmittelbare  Erlebnisse  und  Eindrücke  gestütztes  Material  zur  Be- 
leuchtung bestimmter  Fragen  zu  liefern  vermögen,  zumal  der  Aufmerk- 
samkeit und  Beobachtung  selbst  gewissenhafter  und  scharfsinniger 
Beamten  doch  leicht  manche  an  sich  bemerkenswerthe  Vorgänge 
und  Beeinflussungen  des  wirthschaftlichen  Lebens  sich  entziehen. 
Die  Schaffung  von  Berathungskörpern,  welche  aus  angesehenen 
Vertretern  eines  wirthschaftlichen  Berufsstandes  durch  Wahl  oder 
Ernennung  oder  ein  gemischtes  Berufungssystem  sich  zusammen- 
setzen, periodisch  in  Anwesenheit  von  Regierungsvertretern  sich 
versammeln,  Wünsche  und  Beschwerden  zur  unmittelbaren  Kennt- 
niss der  Behörde  bringen,  über  beabsichtigte  Regierungsmaass- 
nahmen  sich  gutachtlich  äussern,  erscheint  desshalb  als  ein  Act 
gesunder  Regierungspolitik  und  am  wirksamsten  geeignet,  jener 
Art  von  Regierungsweise  zu  begegnen,  die  der  Volksraund  mit 
dem  „grünen  Tisch"  in  Verbindung  bringt  und  worunter  er  eine 
den  Verhältnissen  des  wirklichen  Lebens  nicht  gebührend  Rechnung 
tragende,  unpraktische,  vielleicht  schädliche  Politik  begreift.  Das 
stärkere  Erwachen  des  Selbstgefühls  in  den  einzelnen  wirthschaft- 
lichen Berufsständen  und  der  Drang  nach  wirksamer  Vertretung 
der  engeren  Berufsinteressen  im  Staatsleben  hat  daher  in  den  ver- 
schiedensten Verwaltungszweigen  das  Verlangen  nach  besonderen 
Vertretungskörpem  gezeitigt,  am  frühesten  seine  angemessene  Be- 


*)  Yg\.  hierzu  auch  den  Aufsatz  von  K.  Bücher,  Die  wirthschaftlichc  Inter- 
^scnvertretUDg  in  der  Schweiz,  in  der  Zeitsch.  f.  d.  ges.  Staatswissenschaft,  1888, 
S.  .346  ff. 
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friedigung  fär  die  Bedürfnisse  von  Handel  und  Industrie  in  den 
Handelskammern  gefunden,  allgemach  aber  auch  Institutionen  ver- 
wandter Art  für  das  landwirthschafkliche  Gewerbe  entstehen  lassen. 
Die  Bedeutung  solcher  landwirthschaftlicher  Gremien  (in 
Preussen  das  LandesökonomiecoUegium,  in  Bayern  das  General- 
comit^,  in  Sachsen  der  Landesculturrath,  in  Baden  und  Elsass- 
Lothringen  der  Landwirthschaftsrath  etc.,  als  Gesammtvertretmig 
der  deutschen  landwirthschaftlichen  Centralvereine :  der  Deutsche 
Landwirthschaftsrath)  in  der  Eigenschaft  von  berathenden 
Organen  der  obersten  Landwirthschafts- und  Regierungs- 
behörden ist  in  die  Augen  springend  und  erhellt  deutlich  au?^ 
dem  werthvollen,  für  die  Fortentwicklung  des  Agrarrechts  und 
der  Agrarpflege  vielfach  maassgebend  gewordenen  Verhandlungs- 
material, aus  dem,  als  einer  denkbar  ergiebigen  Fundgrube  fOr  den 
Agrarpolitiker,  auch  bei  Bearbeitung  dieses  Buches  vielfach  ge- 
schöpft worden  ist^). 

2.  Die  Bedeutung  dieser  landwirthschaftlichen  Gremien 
wird  dadurch  nicht  abgeschwächt,  dass  in  ihnen  die  agrarischen 
Interessen  zuweilen  mit  einer  gewissen  Ausschliesslichkeit 
sich  geltend  machen,  wie  namentlich  bei  den  Erörterungen  von 
Fragen,  die  das  Gebiet  der  allgemeinen  Wirthschaftspolitik 
(Steuer-,  Zoll-,  Währungsfragen  etc.)  berühren;  die  unverblümte 
und  rückhaltslose  Geltendmachung  der  eigenen  Berufsinteressen 
ist  aber  an  sich  etwas  Naturgemässes  und  die  Verschaffimg  der 
Möglichkeit  hierzu  jedenfalls  wohlthätiger  für  das  Staatsganze  als 
die  geflissentliche  Ignorirung  von  Uebelständen  oder  eine  syste- 
matische Schönfärberei;  in  constitutionellen  Staatswesen  mit  einer 
geordneten  parlamentarischen  Vertretung  ist  zudem  nicht  wohl  zu 
besorgen,  dass  unter  dem  Einfluss  einer  einseitig  ihres  Amtes 
waltenden   Interessenvertretung   nachhaltig    eine    Regierungsweise 

')  Zu  venveisen  ist  insbesondere:  auf  das  im  Auftrage  des  Präsidiiuns  vou 
dem  Generalsecretär  Dr.  Th.  Müller  herausgegebene  Archiv  des  Deutschfii 
L  andwirthschaftsraths  (seit  1872  jedes  Jahr  ein  Band  erscheinend);  auf  di<' 
Verhandlungen  des  Preuss.  Landesökonomiecollegiums,  mitgetheilt  in  Thiele 
Landwirthschaftlichen  Jahrbüchern;  auf  die  Verhandlungen  des  Generalcomite^ 
des  landwirthschaftlichen  Vereins  in  Bayern,  abgedruckt  in  der  von 
Prof.  Dr.  0.  May  herausgegebenen  Zeitschrift  des  Bayrischen  landwirthschaftlichen 
Vereins;  femer  auf  die  Verhandlungen  des  Landescultarraths  in  Sachsen, 
der  Centralstelle  des  landwirthschaftlichen  Vereins  in  Württemberg, 
der  Centralstelle  etc.  in  Baden  und  seit  1892  des  Bad.  Landwirthschafts- 
raths,  des  Landwirthschaftsraths  in  Elsass-Lothringeu,  welche  Ver- 
handlungen theils  in  den  landwirthschaftlichen  Vereinsorganen  der  betr.  Staatsweseß. 
theils  in  besonderen  Druckschriften  veröffentlicht  zu  werden  pflegen. 
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Platz  greife,  die  als  eine  dem  Wohl  des  Staatsganzen  nicht  ent- 
sprechende Politik  von  Sonderinteressen  einzelner  Berufsstände  sich 
darstellt.  Der  aus  freihändlerischen  Kreisen  nicht  selten  gegen  die 
landwirthschaftlichen  Interessenvertretungskörper  gerichtete  Vorhalt, 
dass  sie  gewohnheitsmässig  für  die  Verfolgung  einseitiger  agrarischer 
Interessen  mit  Hintansetzung  anderer  berechtigter  Interessen  aus- 
genützt würden,  trifft  in  dieser  Allgemeinheit  keinesfalls  zu;  viel- 
mehr darf  und  muss  anerkannt  werden,  dass  die  reformatorische 
Fort-  und  Umbildung  des  Agrarrechts  und  der  Agrarpflege  in 
gutem  Sinn  zu  einem  erheblichen  Theil  den  werthvoUen  Anregungen 
und  Anträgen  der  Vertreter  des  Grundbesitzes  in  diesen  Gremien 
und  der  hingebungsvollen  Arbeit  dieser  Körperschaften  überhaupt 
zu  verdanken  ist;  imd  dass  die  zunächst  allerdings  im  eigenen 
Standesinteresse  vertretenen  Wünsche  auf  dem  Gebiet  der  all- 
gemeinen Wirthschaftspolitik  doch  auch  zur  Aufhellung  und  Klärung 
der  hier  einschlagenden  vielumstrittenen  Fragen  wesentlich  bei- 
getragen und  nicht  in  letzter  Linie  veranlasst  haben,  dass  die 
unter  den  Verhältnissen  der  Gegenwart  für  die  mitteleuropäischen 
Völker  unmögliche  Politik  des  Freihandels  mehr  und  mehr  in  eine 
solche  eines  maassvollen  Zollschutzes  sich  umgewandelt  hat.  —  Im 
üebrigen  ist  es  begreiflich,  dass  jede  einseitige  Interessenvertretung 
Gegendruck  von  anderer  Seite  hervorruft  und  zwar  um  so  kräftiger, 
je  maassloser  die  Forderungen  im  gegebenen  Fall  sich  darstellen 
imd  je  empfindlicher  durch  sie  andere  Interessentenkreise  —  In- 
dustrie, Handwerk,  Handel  —  berührt  werden.  Gewisse  neuzeit- 
liche Interessenvereinigungen,  wie  etwa  der  1893  in  Deutschland 
gebildete  „Bund  der  Landwirthe"  und  dessen  Programm  sind  wohl 
an  sich  beachtenswerth  als  symptomatische  Erscheinungen  dafür, 
dass  in  weiten  Kreisen  des  Landvolks  bestimmte  Richtungen  der 
allgemeinen  Wirthschaftspolitik  als  beschwerend  angesehen  werden, 
können  aber  unter  Umständen  der  landwirthschaftlichen  Sache 
mehr  schaden  als  nützen,  weil  und  sofern  eine  in  Uebortreibungen 
sich  ergehende  agrarische  Propaganda  leicht  auch  berechtigte 
Forderungen  discreditirt  oder  doch  der  wirksamen  Verfolgung 
solcher  Abbruch  thut.  Daher  mit  einer  maassvollen  Vertretung  der 
agrarischen  Sonderinteressen,  zumal  in  Staaten  mit  gemischt  in- 
dustriell-agricolem  Charakter,  durch  welche  Art  von  Vertretung 
sich  im  Grossen  und  Ganzen  die  seitherigen  landwirthschaftlichen 
Interessen  Vertretungskörper  ausgezeichnet  haben,  einer  befriedigen- 
den   Fortentwicklung    der    agrarischen    Verhältnisse    sicher    am 
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meisten  gedient  ist,  nicht  aber  mit  lärmenden  Actionsprogrammen, 
die  selten  anders  als  mit  schweren  Enttäuschimgen  enden  ^). 

3.  Die  Organisation  der  landwirthschafllichen  Interessenver- 
tretungskörper ist  länderweise  eine  sehr  verschiedene  und  ein 
näheres  Eingehen  auf  diese  Verschiedenheiten  wohl  entbehrlich. 
Die  Zusammensetzung  ist  meist  so,  dass  der  fiberwiegende  Theil  der 
Mitglieder  der  Körperschaft  durch  Wahl  der  landwirthschafUichen 
Vereine,  mitunter  auch  einzelner  wichtiger  Specialvereine,  der 
kleinere  Theil  durch  Begierungsact,  letzterenfalls  wohl  auch  unter 
Zuziehung  von  wissenschaftlichen  Vertretern  des.  Fachs,  berufen 
wird.  An  der  Spitze  der  Körperschaft  steht  entweder  ein  durch 
Wahl  hervorgegangenes  oder  durch  landesherrliche  oder  behördliche 
Entschliessung  bestelltes  Präsidium,  oder  aber  die  Leitung  der 
Körperschaft  ist  institutiv  einem  bestimmten  Staatsbeamten  (Mit- 
glied der  obersten  landwirthschafUichen  Behörde)  übertragen.  Die 
Körperschaft  pflegt  sich  alljährlich  mindestens  einmal,  sei  es  auf 
Einladung  der  Regierung  oder  auf  Veranlassung  des  Präsidiums, 
zu  versammeln  und  über  die  ihr  von  der  Regierung  unterbreiteten 
Vorlagen  sowie  über  die  aus  der  Mitte  des  Gremiums  oder  der 
landwirthschafklichen  Vereine  hervorgegangenen  Anträge  in  Be- 
rathung  zu  treten;  den  Verhandlungen  wohnen  Vertreter  der 
Regierung  an.  Die  Beschlüsse  der  Körperschaft  haben  —  ent- 
sprechend dem  Wesen  des  Instituts  als  einer  nur  berathenden 
Körperschaft  —  keinen  für  die  Regierung  verbindlichen,  sondern 
nur  einen  informativen  Charakter,  d.  h.  die  Regierung  behält  sich 
die  freie  Entschliessung  über  die  jeweils  gefassten  Beschlüsse  vor. 
Die  Verhandlungen  pflegen  in  Druck  gegeben  und  den  betheiligten 
Staatsbehörden  sowie  den  landwirthschaftlichen  Interessenten  zu- 
gänglich gemacht  zu  werden.  Durchweg  gilt  das  Amt  eines  Mit- 
glieds der  Körperschaft  als  ein  Ehrenamt,  d.  h.  es  werden  höchstens 
Reisekosten  für  die  an  den  Verhandlungen  theilnehmenden  Mit- 
glieder und  während  der  Dauer  der  Tagung  Tagegelder  bewilligt, 

4.  Reformbestrebungen*).     Die  seither  in  den  meisten 


^)  Es  sei  hier  z.  B.  auf  das  Programm  des  Schweizerischen  Baneru- 
bundes  verwiesen,  das  u.  A.  folgende  Forderungen  aufsteUt:  Gänzliche  Abschaffung 
der  Staatsbeiträge  zu  Luxusbauten,  Verminderung  der  Beamten,  Beseitigung  de« 
Pensionswesens,  Reduction  des  Zinsfasses  (!)  und  vieles  Andere  mehr.  Es  fehlt  nur 
noch  die  Forderung  auf  gänzlichen  Strich  aller  staatlichen  Verwendungen  für  die 
Zwecke  von  Wissenschaft  und  Kunst,  um  diesem  Wirthschaftsprogramme  den  Stempel 
rusticaler  Engherzigkeit  aufzuprägen. 

')  Die  hier  einschlagenden  Fragen  der  reformatorischen  Umbildung  der 
vorhandenen  Vereinsorganisationen  sind    in   den  letzten  Jahren  wiederholt 
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Staaten  bestehenden  Lj:i'iir±s!hÄfiücbt-n  Isieress^nTertreteng?- 
köq^er  können  al«  ei:ie  Tenr^tu:;^  des  Gn^idbesities  als  Sk>khen 
nicht  angesehen  verden.  ü:<:^m  sie  sich  als  Aoss^hlsse  der  land- 
wirthsehaftlichen  Tereine  dArsteüen,  die  ihrerseits  d«>jh  nur  einen 
Brnchtheü  der  Undüch-n  BeT'liening  in  si-:h  Teieiniren.  Es  be- 
steht also  ein  wesectüchrr  Unteis^Lied  g«>c^cüber  der  t^r^anisirten 
Veiüelimg  Ton  Handel  and  Ind:istrie  in  den  Handelskaomeni. 
die.  aus  der  Wahl  sänuEilicber  vaLliahi^en  Berufsgenossen  herror- 
gegangen«  die  Gesanuntheit  der  letzteren  gejecäber  der  Staats- 
regiening  Tertreten  und  ihren  Wählern  gegenüber  die  dcrrh  Gesetz 
aaferiegte  ausdrückliche  VerTÄicbr<;i:g  üWitä^hmen,  ihrer  Imefessen 
bei  jedem  sachdienü-rL-fn  Anli^s  sich  Anzunehmen.  Dieser  Cm- 
»tand  und  die  Meinmiz.  da^s  die  Ausspruche  von  Gremien,  die 
nicht  die  breite  Mi?se  der  2r.ii:*i'*»*^irzenden  BeT.T.lkenmg  hinier  sich 
haben,  des  erforderlichen  Ansehens  bei  den  mais^^ebenden  ic- 
>tanzen  —  Besienuur.  VoiksT^nr«!'i;;ng  —  en:l»ehren :  die  Erwägung 
ferner,  dass  die  landwirtLsijLÄiTlirhen  Vereine,  auf  die  xereins- 
statutarischen  mi^^ig*•n  Behräge  als  Einaihme^ueEe  verwiesen, 
^chlechteidinirs  irisT^inrsiiniäLig  seien,  im  Fiil  d»-r  Inacs{»racb- 
nähme  xon  StaatssubTentionen  aber  in  ein  Verhältniss  der  Ab- 
hängigkeit Ton  der  Be^enin^r  kämro  und  d^iss  schon  aus  diesem 
lirunde  ihren  Totas  eine  entschridende  Bedeutung  nicht  immer 
zukomme,  hat  neuepün^rs  in  De-i:?-:hiand  eine  Bewegung  gezeitict. 
die  auf  Schaffung  einer  den  ganzen  Grundbesitz  —  mit  Ausnahme 
♦*twa  des  klein -ten  —  u:r-?{.Ännend*fn.  mit  S^lWibe-teaerungsrecht 

im  Preass.  Lacde«  ;k' L  ^z-ir  .  !>r:-=  riiLr*^t*s--  fr'r:<n  wrirti:  rrl- ^-r- 
handiiiBgcs  rom  Mäte  l'vsl  =.:*  C-n  }^>rai  c»-*  Fr-ii-rrs  t.  H *  =  =.-r*n«-:- - 
Loxteai  mad  ▼«■  Xot*«*'»^  Z*^  I>:«t»^:*^-  X  -  *:  l  *•  -rd  t.  H*ÄÄer*Tr:r  , 
Wo  6a  Aatn^.  den  lir.i'«inL--  i^'^z'.L  i-i  V.-r^ii--  »-zz.  B»-? Tez*^rrr  j^r«^-  hi  ^^- 
zorioBeii,    *bfrfl*i^t  »nni*-:    i-rz.*^  di-  Terüti.  l-.r.j'::    t  -    X  -s-ii'-r  !'<^"»  iz.i 

N.haffn»r  TOB  Latd«iriL»th*:t«k4r:s:-ri  nr  V-rLiri  n^  «tir  1  *Vr  c-'>= 
l»-KhaAer  7B*tigr,»-:  y  <;  .  .•:  A_  .  b^i  r.rT  Ar^z.*:.!  V -/i^  irr  !->  •  '.> -.r=.«  *zf 
starken  Wid«r*pn:ct  vTi^^fc«  Ti:rl  *  L^r-d».  Jahr:«-  i*r.  i-i.  Xü  ?:^i  X5.  * -j-_-_r-ii.rs- 
band  UL  S.  4i«2  C  ciui  br-zw.  .v  »v-  5. .  t^  A -:«-2  v  t  T  !>  1  •:=  d.-=  Llz.  -:-.-r:i.- 
-•haftÜcli«  KairihdfT  t  ::.  M-z.'je^:  ^i  I^-.  rkr  T.r  >!-!  r- i  t.  ^  ir*  r  = 
^tepeamaa.  LaiKiwirrr.^i  "£.ar««.Ajt=i*rE .  W--^2.  trr^^«  »»r."  '.-iHtt  rr  *.-*  Crr 
*>nnniüati«a  der  Hac^-l^iLULH^'r^  r.a  :.«'*-'*  .li-".*  ".si^-i-ir"- i\:*-;  ir  l->rt>?*rrTrr- 
treton^  €ia. —  la  Ba^^ra  --i.:  Fi.  I-l.  w-  :-  1--  *  :'v^r  tu:! ---TLr:j«'r  ^jJLrrii 
fii»*  ÜBbUdaa^  des  U- *3 wir» :**-.--**':!'*•-  V^j>-:-*-**-*-^n*  »-:^iJ-ll*  ^n-^i-rh  1-  a»:!:';. 
und  aoasenBilkh  «Tt'ri'n  w^rc*-  im  <::*  Li.:s-/r': t-'J-  x-  l'rrr=.*:cs  dtr  Fr- 
richtmifr  bevoofdercr  l -»rAviz'}.^  i-s.^>kA-.n^r::  *-.-.''!i.>n  -^  i  •■— ^  ►.-:  rTi"«r»:^r:--::- 
li«t  d«- VerriBwr^*:::»»-:-  a  m  La^  «-ra  /'Tr.*-:.:  :>:  \:  ai-^^rk»:::.-  *  ri-r.  w  <i>r^'= 
in  Badea  1801  der  Ut4»-:'*.\*'- 4^.:  .**•  V-rvii  .-::>-r  Lr-  rjwi-2A~  =  si'crs.  r>f=.  »--i 
dabei  aoth  die  laEdni'-Ls- :  i:l.  r.-  ;L**-r- — :.-.^r-r^'^j  L  i- ii«  :rTL>cia::>rA-:: 
««f  eiae  bieiteit  <»run*i ■;»„•»•  a.^.'-'*j:  »   r«i-:.  i^t- 
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ausgestatten ,  derjenigen  der  Handelskammern  nachgebildeten  lu- 
teressenorganisation  in  der  Form  vonLandwirthschaftskammern 
abzielt  und  wohl  auch  demnächst  in  Preussen  ihrer  Erfflllung  ent- 
gegengehen dürfte.  Der  Bewegung  ist  indess  gerade  auch  aus 
landwirthschaftlichen  Kreisen  selbst  Widerstand  entgegengesetzt 
worden,  indem  man  die  Schaffung  von  Landwirthschaftskammeni 
weder  als  ein  besonderes  Bedürfniss  gelten  lassen  wollte,  noch 
auch  von  dieser  Art  organisirter  Interessenvertretung  sich  sonderliche 
Vortheile  versprach.  Bei  dieser  wie  bei  der  da  und  dort  einsetzen- 
den Bewegung  auf  reformatorische  Umbildimg  der  vorhandenen 
landwirthschaftlichen  Vereinsorganisation  überhaupt  wird  jedenfalls 
nicht  immer  hinreichend  beachtet,  dass  schliesslich  weniger  die 
äussere  Organisation  als  die  innerhalb  einer  gegebenen  Organisation 
wirkenden  Persönlichkeiten,  deren  Sachkenntniss  und  Thatkraft  die 
für  den  Erfolg  entscheidenden  Momente  sind,  und  dass  auch  die 
idealste  Organisation  des  Erfolgs  entbehren  wird,  wenn  und  soweit 
den  Kegierungskreisen  Einsicht  und  guter  Wille  abgehen  sollte. 
Auch  kann,  wie  schon  betont,  sicherlich  nicht  in  Abrede  gestellt 
werden,  dass  beispielsweise  die  in  Deutschland  bestehenden  land- 
wirthschaftlichen Interessenvertretungskörper  jederzeit  jenes  Maass 
von  Ansehen  gefunden  haben,  das  erforderlich  ist,  um  berechtigten 
Wünschen  landwirthschaftlicher  Fachkreise  Gehör  zu  verschaffen: 
das  Preussische  LandesökonomiecoUegium,  der  Sächsische  Landes- 
culturrath,  das  Bayrische  Generalcomit6  und  die  landwirthschaft- 
lichen Gremien  anderer  deutschen  Staaten  haben  vielmehr  allen 
Anlass,  mit  Genugthuung  und  Befriedigung  auf  ihre  seitherige 
Thätigkeit  und  auf  die  von  dieser  ausgegangene  Beeinflussung 
der  verschiedenen  Gebiete  der  Agrarpolitik  zurückzublicken;  des- 
gleichen die  Gesaramtvertretung  der  deutschen  Landwirthschaft: 
der  Deutsche  Landwirthschaftsrath,  dessen  Votum,  in  der  Regel 
gestützt  und  getragen  von  dem  der  landwirthschaftlichen  Einzel- 
vereine und  ähnlicher  Fachvertretungen,  mindestens  so  schwer 
wiegen  dürfte,  als  dasjenige  einer  beliebig  grossen  Anzahl  neu 
geschaffener  Landwirthschaftskammeni.  Auch  ist  die  Möglichkeit, 
dass  der  seitherigen  segensreichen  Thätigkeit  der  freien  landwirth- 
schaftlichen Vereine  durch  die  geplante  Kammerorganisation  Ab- 
bruch widerfährt,  nicht  ausgeschlossen ;  man  sollte  aber  nicht  ohne 
zwingende  Noth  schädigend  in  einen  in  erfreulicher  Fortent- 
wicklung begriffenen  Organismus  zu  Gunsten  eines  neuen  eingreifen, 
der  sich  erst  noch  zu  bewähren  hat.    Die  Finanzverhältnisse  der 
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landwirthschaftlichen  Vereine  lassen  allerdings  länderweise  Vieles 
zu  wünschen  übrig;  dass  aber  die  Ausstattung  der  neuen  Organisation 
mit  Besteuerungsrecht  grosse  Sympathien  gerade  in  der  breiten 
Masse  der  ländlichen  Bevölkerung  finden  wird,  darf  wohl  bezweifelt 
werden,  wie  denn  von  diesem  dem  Sächsischen  Landesculturrath 
längst  zustehenden  Eecht  bisher  nur  ein  sehr  vorsichtiger  Gebrauch 
ijemacht  worden  ist.  Aus  allen  diesen  Gründen  bedarf  die  Um- 
formung  der  alten,  eingelebten,  mit  den  Verhältnissen  verwachsenen 
landwirthschaftlichen  Vereins-  und  Interessenorganisation  im  Sinn 
einer  Nachbildung  des  Handelskammerwesens  sorgfältiger  Prüfung 
und  sollte  jedenfalls  nur  da  erfolgen,  wo  die  grosse  Mehrzahl  der 
landwirthschaftlichen  Interessenten  die  seitherigen  Organisationen 
für  ungenügend  erachtet  und  für  deren  Ersatz  durch  Landwirth- 
schaftskammem in  entschiedener  Weise  sich  ausspricht  Besten- 
falls bleibt  der  zwangsweise  Zusammenschluss  der  Grundbesitzer 
zum  Zweck  der  Schaffung  einer  Interessenvertretung  allein  eine 
Halbheit;  da  doch  als  Endziel  der  Agrarpolitik,  für  das  freilich 
die  Landbevölkerung  erst  langsam  erzogen  werden  muss,  die  cor- 
porative  Zusammenfassung  des  gesammten  Grundbesitzes 
mit  möglichst  autonomer  Verwaltung  aller  wichtigen  gemeinsamen 
Angelegenheiten,  z.  B.  im  Gebiet  des  Credit-  und  Versicherungs- 
wesens, des  Unterrichts-  und  Bildungswesens  und  nicht  bloss  zum 
Zweck  der  Abgabe  von  Gutachten  allein  sich  darstellen  dürfte, 
wozu  Schäflfle  in  so  geistvoller  Weise  in  seiner  Incorporation  des 
Hypothekarcredits  den  Weg  gewiesen  hat,  (S.  264  ff.  oben  und  die 
Ausführungen  in  §  188.) 

Ueberblick  über  die  vorhandenen  Vereinsorganisationen.  a)  „Ii^ 
Deutschland  faUt  die  Gründung  der  ersten  landwirthschaftlichen  Vereine  mit  den 
in  der  scweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  auftauchenden  Bestrebungen  zu- 
sammen, der  in  der  Entwickelung  sehr  zurückgebliebenen  landwirthschaftlichen 
Production  aufzuhelfen.**  Zu  den  ältesten  landwirthschaftlichen  Vereinen  in 
Deutschland  gehören:  die  Thüringische  Landwirthschaftsgesellschaft  zu  Weissensee 
(1762),  die  Egl.  Landwirthschaftsgesellschaft  zu  Celle  (1764),  die  Landwirthschat't- 
liehe  Societät  zu  Leipzig  (1764),  die  Fränkische  phjsikalisch-ökonomische  Societät 
za  Anspach  (1765),  die  Rurbayrische  Landesökonomie -Gesellschaft  zu  Altötting 
^1765),  die  Oekonoroische  Gesellschaft  für  die  Pfalz  (1769),  die  Oekonomische  Societät 
der  Fürstenthümer  Schweidnitz  und  Jauer  (1772),  die  Oekonomisch  -  patriotische 
(TPseUschaft  zu  Breslau  (1772);  später  folgten  ähnliche  Gesellschaften  in  Baden 
'1819),  Kurhessen  (1821)  etc.  —  In  Oestereich  ökonomische  Gesellschaften  in 
Wien,  Prag,  Gratz,  Laibach,  Innsbruck,  Linz,  Brunn,  Klagenfurt  seit  1765;  in  der 
Schweiz  seit  1768  eine  Gesellschaft  in  Bern,  seit  1797  eine  solche' in  Basel;  in 
Frankreich  Soci^t^  royale  d'agriculture  zu  Paris^seit  1761;  in  Kussland  Peters- 
burger freie  ökonomische  Gesellschaft  seit  1767;  in  Dänemark  Landhaushaltungs- 
^eseUschaft  seit  1776.  Eine  Umbildung  dieser  Gesellschaften  zu  landwirthschaftlichen 
Vereinen  mit  der  im  Text  besprochenen  Organisation  vollzog  sich  überall  erst  in 
diesem  Jahrhundert. 
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b)  An  einer  übersichtlichen  Statistik  der  zur  Zeit  in  Deutschland  wirkenden 
landwirthschaftlichen  Vereine  fehlt  es.  Eine  Aufzählung  der  Vereine  im  Landvtirth- 
schafblichen  Kalender  von  Mentzel  und  Lengerke.  Den  Angaben  amtlicher  Werke 
ist  zu  entnehmen:  In  Preussen  betrug  1887  die  Zahl  der  landwirthschaftlichen 
Central  vereine  33  mit  1817  Unterverbänden  und  148342  Mitgliedern;  zu  den  eigenen 
Einnahmen  der  Vereine  mit  536156  Mark  kamen  802965  staatliche,  141 ÖOO  sonstige 
Dotationen,  woraus  sich  eine  Gesammteinnahme  von  rund  1480000  Mark  ergiebt 
(Preuss.  landwirthschaftliche  Verwaltung  für  1886/87,  S.  491  ff.).  Das  im  Jahre  1842 
errichtete  Landesökonomiecollegium  (neues  Regulativ  vom  24.  April  187H^ 
bildet  den  Beirath  des  Landwirthschaftsministeriums ,  und  besteht  ans  19  von  den 
landwirthschaftlichen  Centralvereinen  gewählten  und  9  von  dem  Minister  ernannten 
Mitgliedern  und  tritt  regelmässig  jedes  Jahr  zusammen  (das  Regulativ  ist  abgedruckt 
in:  Preussens  landwirthschaftliche  Verwaltung  für  1875/77,  8.  265).  —  In  Bayern 
zählte  der  seit  1810  bestehende,  in  acht  Kreiscomiti&s  und  Bezirkscomit^  sich 
gliedernde  landwirthschaftliche  Verein  1888  56467  Mitglieder;  berathendes  Organ 
der  Regierung  ist  das  Generalcomit^..  Auch  dieser  Verein  bezieht  neben  staat- 
lichen erhebliche  Geldmittel  aus  anderen,  insbesondere  Kreisfonds.  Eine  übersicht- 
liche Darstellung  des  landwirthschaftlichen  Vereinswesens  in  Bayern  giebt  Graf 
V.  Lerchenfeld -Köfering  in:   Die  Landwirthschaft  in  Bayern,  1890,  S.  778. 

In  Sachsen  1886  fünf  Kreisvereine  mit  507  Zweigvereinen  und  29378  Mitgliedern 
und  85000  Mark  Einnahme ,  worunter  75000  Mark  Staatszuschüsse.  Berathendes 
Organ  ist  der  durch  Gesetz  vom  9.  April  1872  und  Nachtragsgesetz  vom  15.  JuU 
1876  geschaffene  Landesculturrath  (Näheres  bei  v.  Langsdorff,  Die  Landwirth- 
schaft in  Sachsen  etc.,  1889,  S.  339  ff .  und  S.  641  ff.).  —  In  Baden  gliedert  sich 
der  seit  1819  bestehende,  1891  reorganisirte  Verein  in  14  Gauverb&nde  und  etwa 
70  Bezirksvereine,  innerhalb  deren  landwirthschaftliche  Ortsvereine  sich  bilden 
können;  Mitgliederstand  dermalen  23000.  —  Eine  ähnliche  Organisation  aoch  in 
Württemberg,  die  indess  eine  Besonderheit  insofern  aufweist,  als  die  das  Vereins- 
wesen  leitende  Spitze  —  die  Centralstelle  —  eine  staatliche  Behörde  ist.  — 
Neben  den  landwirthschaftlichen  Vereinen  in  allen  Staaten  zahlreiche  Special- 
vereine (für  Pferdezucht,  Geflügel-,  Bienenzucht,  Wein-,  Obst-,  Gartenbau  etc.).  — 
Nicht  ohne  Bedeutung  für  den  fachlichen  Fortschritt  in  der  Landwirthschaft  und 
für  die  Erörterung  landwirthschaftspolitischer  Fragen  sind  eine  Anzahl  Special- 
vereinigungen  von  Vertretern  der  Landwirthschaft  geworden:  so  die  von  Seh  wen 
und  Pabst  ins  Leben  gerufene  Wanderversammlung  deutscher  Land-  und 
Forstwirthe  (jetzt  nicht  mehr  bestehend);  der  Congress  norddeutscher  bezw. 
deutscher  Landwirthe  (seit  1868),  endlich  die  Versammlung  deutscher 
Wirthschafts-  und  Steuerreformer  (seit  1875).  Des  Deutschen  Land- 
wirthschaftsraths  und  der  Deutschen  Landwirthschaftsgesellschaft 
ist  bereits  im  Text  gedacht  worden. 

c)  In  Frankreich  kann  man  halbamtliche  Vereinsorganisationeu. 
zu  denen  die  Societe  nationale  d'agriculture  (neuestes  Organisationsdecret  vom 
13.  August  1878)  und  die  Comices  agricoles  (locale  landwirthschaftliche  Gesell- 
schaften) zählen,  deren  Statuten  durch  die  Regierung  geregelt  sind  und  die  unter 
behördlicher  Leitung  stehen,  und  weiterhin  freie  Vereinsorganisationen  unter- 
scheiden, die  unabhängig  von  der  Regierung  sich  constituirt  haben  und  von  denen 
die  Societe  des  agriculteurs  de  France  (seit  1868)  und  die  Society,  nationale  d^n- 
couragement  k  Vagriculture  (seit  1878)  die  wichtigsten  sind;  in  ersterer  ist  haupt- 
sächlich der  grössere  Grundbesitz  vertreten,  während  letztere  vorwiegend  den  Inter- 
essen des  landwirthschaftlichen  Kleinbetriebes  dient.  —  Als  berathende  Organe 
dienen  die  durch  Decret  vom  25.  März  1852  geschaffenen  Chambres  consultatives 
und  der  Cunseil  sup^rieur  du  commerce,  de  Vagriculture  et  de  Tindustrie,  Organi- 
sationen, die  indess  zu  einer  fruchtbringenden  Thätigkeit  niemals  gelangten  (vgl- 
V.  Reitzenstein  in  Conrad's  Jahrb.  für  Nationalökonomie  etc.,  N.  F.,  Bd.  Xß'. 
S.  42  ff.).  —  In  Belgien  neue  Organisation  der  landwirthschaftlichen  Vereine 
(Comices  agricoles)  durch  Königl.  Erlass  vom  18.  October  1889;  die  Delegirten  der 
verschiedenen  Bezirksvereine  büden  den  Ackerbau -Provinzial verein  (Societe  provin- 
ciale  d'agriculture).  Als  berathendes  Organ  functionirt  ein  oberster  Landwirth- 
schaftsrath   (Conseil  superieur  d'agriculture),    thoils   nus  Delegirten  der  Provinzial- 
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Yereiiie,  theils  ans  vom  Köni^  ernannten  Mitgliedern  sich  zosammensetzend.  —  In 
der  Schweiz  neben  dem  Schweizerischen  landwirthschafUichen  Vereine  für  die 
deutschen,  noch  die  Federation  des  societes  d^agricoltnre  de  la  Soisse  filr  die  französ. 
Cantone  mit  zusammen  etwa  16000  Mitgliedern  il888,>;  djmeben  die  Gesellschaft 
schweizerischer  Landwirthe  und  einzelne  cantonale  Vereinigungen.  Die  beiden  land- 
wirthschaftlichen  Hauptvereine  erfreuen  sich  namhafter  Subventionen  aus  Bundes- 
und Cantonsmitteln  (Buch er,  a.  a.  0.,  S.  362 ff.).  —  In  England  hat  namentlich 
die  Rojal  society  of  agriculture  namhafte  Verdienste  um  die  Landwirthschaft  sich 
erworben. 


Abschnitt  II. 
Dte  landirirthsehaftllchen  Genossenschaften. 

§  184.  Würdigung  der  ländlichen  Genossenschaften 

und  Arten  derselben. 

1.  Die  neuzeitliche  Genossenschaftsbewegung,  die 
in  ihren  ersten  Anf&ngen  recht  eigentlich  als  eine  Arbeiterfrage 
sich  darstellt  und  das  Problem  zu  lösen  unternimmt,  die  arbeiten- 
den Klassen  durch  das  Mittel  der  Association  ökonomisch  imd  social 
zu  heben,  hat  im  letzten  Drittel  dieses  Jahrhunderts  auch  innerhalb 
der  grundbesitzenden  Bevölkerung  Wurzeln  geschlagen  und  in 
verhältnissmässig  recht  kurzer  Frist  merkbar  an  Boden  gewonnen, 
der  durch  das  gemeinnützige  und  in  mancher  Hinsicht  verwandte 
Wirken  der  landwirthschafUichen  Vereine  zweckmässig  hierzu  vor- 
bereitet worden  war.  Nach  Zweck  und  Ziel  sind  diese  neuzeit- 
lichen Genossenschaften  zwar  Anstalten,  die  sich  als  ökonomische, 
dem  Erwerb  ihrer  Mitglieder  dienende  darstellen  (daher  sie  zu- 
treffend mit  dem  Namen:  „Erwerbs-  und  Wirthschafts- 
genossenschaften"  belegt  worden  sind),  aber  ihrer  Entwicklung 
nach  doch  über  die  Bedeutung  einer  Vereinigung  zu  Erwerbszwecken, 
wie  sie  etwa  durch  eine  Handels-,  Commandit-  oder  Actiengesell- 
schaft  repräsentirt  wird,  weit  hinausreichend,  indem  sie  zugleich 
neben  dem  wirthschaftlichen  Erwerbsleben  auch  das  geistige  und 
sittliche  Leben  der  im  Bereich  der  Genossenschaft  thätigen  Mit- 
glieder wirksam  zu  beeinflussen  vermögen.  Und  zwar  nicht  bloss 
desshalb,  weil  für  den  Fortschritt  in  geistiger  und  sittlicher  Hin- 
sicht die  Emporhebung  zu  einer  höheren  Stufe  entwickelten  Wohl- 
befindens stets  regelmässige  Voraussetzung  sein  wird,  sondern 
auch,  weil  die  Zugehörigkeit  zur  Genossenschaft  und  das  Arbeiten 
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in  ihr  und  für  sie   eine  Schule  der  Selbstzucht,   der  opferwilligen 
Hingabe  und  des  Gemeinsinns  ist  und  weil  das  genossenschaftliche 
Zusammenwirken  auf  die   Genossen  wie    ein  verstärkter  Ansporn 
zur  Entfaltung   der  Betriebsamkeit  und  geschäftlicher  Intelligenz 
einwirkt.    Die  Aussicht,   durch  vereinte  Kraft  wirthschafÜiche  Er- 
gebnisse zu  erzielen,  auf  die  der  Einzelne  in  seiner  Isolirtheit  ver- 
zichten müsste,  hebt  zugleich  mächtig  das  Selbstbewusstsein  und 
das  Vertrauen  auf  die  eigene  Kraft.  Länger  als  in  anderen  Erwerbs- 
ständen der  Fall,  ist  die  breite  Masse  der  grundbesitzenden  Be- 
völkerung in  einem  Zustand  wirthschaftlicher  und  socialer  Abhängig- 
keit festgehalten  worden,  deren  nachtheilige  Wirkungen  auch  nach 
erfolgtem  Abschluss  des  bäuerlichen  Befreiungswerks  und  der  Ab- 
lösungsgesetzgebung   noch    geraume   Zeit  sich  geltend    machten; 
und  mehr  als  die  anderen  Erwerbsstände  steht  die  bäuerliche  Be- 
völkerung im  Bann  der  Tradition  und  damit  des  Vorurtheils  und 
des  Misstrauens  gegen  Fremdes  und  Neues,   auch  wenn  es  besser 
ist  als  das  Alte.    In  beiden  Richtungen  verheisst  das   Genossen- 
schaftswesen  bedeutungsvoll   zu   werden,    indem  es   zu  grösserer 
wirthschaftlicher  Selbstständigkeit  erzieht  und  wirksam  die  Lehre 
predigt,  dass  die  Erwerbsstände  nicht  alle  Hilfe  von  aussen  her, 
durch  den  Staat,  seine  Gesetzgebung  und  seine  Verwaltungsthätig- 
keit  erwarten  sollen,  sondern  dass  jeder  Einzelne   zunächst  sich 
selber   verantwortlich   bleibt    für    die  Polgen    seines    Thuns   und 
Lassens;  und  indem  es  weiter  der  indolenten  Selbstgenügsamkeit 
mit  dem  Bestehenden  durch  das  gelimgene  Beispiel  wirthschaft- 
licher Erfolge  siegreich  entgegentritt.     So  wird  die  in  dem  Agrar- 
recht und  der  Agrarpflege  sich  verkörpernde  Staatshilfe  durch 
die  im  Genossenschaftswesen  sich  bethätigende  Selbsthilfe  in 
wirksamer,  aber  auch  nothwendiger  Weise  ergänzt,  da  schliesslich 
jede  noch  so  schöpferische  Agrarpolitik  ohne  die  werkthätige  Mit- 
arbeit des  Landvolks  leerer  Schall  bliebe.    Im  TJebrigen  gilt  von 
dem  Genossenschaftswesen  in  seiner  Beeinflussung  nach  der  wirth- 
schaftlichen,  geistigen  und  sittlichen  Seite  das   Gleiche,  was  als 
charakteristische  Folge  dem  ländlichen  Creditgenossenschaftswesen 
bei  der  Besprechung  dieses  Zweigs  der  modernen  Genossenschafts- 
bewegung bereits  nachgerühmt  wurde  (S.  200  flf.).  In  der  B.etonung 
aber  des  Moments  der  Selbsthilfe  kann  nur  ein  an  der  Oberfläche 
haftender  Doctrinarismus  ein  Liebäugeln  mit  manchesterlicher  Ge- 
sinnung erblicken,  während  für  eine  in  das  Wesen  der  Sache  ein- 
dringende Auffassung  die  nachdrückliche  Verweisung  des  Landvolks 
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auch  auf  die   Selbsthilfe  das  unentbehrliche   Gegengewicht  einer 
intensiv  arbeitenden  StaatsfQrsorge  bilden  wird. 

Anmerkung.  Das  Prenss.  Land  es  ökonomieco  11  egi  um  erklärte  in  seiner 
SitzuDg  vom  November  1890,  dass  es  in  der  Form  der  eingetragenen  Erwerbs-  und 
Wirthschaftsgenossenschaften  nach  dem  Beichsgesetze  vom  1.  Mai  1889  eine  Schule 
der  wirthschaftlichen  Selbsthilfe  und  ein  wichtiges  Mittel  erblicke, 
den  Wohlstand  der  Landwirthe  zu  vermehren  und  die  Landwirth- 
Schaft  zu  fördern.  —  Aehnlich  beschloss  die  Generalversammlung  ba>Tischer 
Landwirthe  eine  Erklärung,  der  zu  Folge  der  Zusammenschluss  der  Landwirthe  zu 
Erwerbs-  und  Wirthschaflsgenossenschaften  unter  den  in  der  Selbsthilfe  wurzelnden 
Mitteln,  die  die  Selbstständigkeit  und  Selbstthätigkeit  der  Einzelnen  an- 
zuregen und  zu  stärken,  die  U^bervortheilung  zu  beseitigen,  damit  die  Lage  der 
Landwirthschafl  zu  verbessern  geeignet  sind,  als  eines  der  vorzüglichsten  zu 
erachten  sei. 

2.  Arten  der  ländlichen  Erwerbs-  und  Wirthschafts- 
genossenschaften.  Man  kann,  so  vielgestaltig  sich  das  länd- 
liche Genossenschaftsw^esen  entwickelt  hat,  doch  alle  Unterarten 
sehr  gut  in  drei  Hauptgruppen  vereinigen  und  darnach  unter- 
scheiden : 

a)  Die  Genossenschaften  zur  Befriedigung  des  Credits:  länd- 
liche Credit-  oder  Darlehenskassenvereine  (§130 ff.);  b)  die 
<Tenossen8chafben  zur  Yermittlung  des  Bezugs  wichtiger  Bedarfs- 
artikel des  landwirthschaftlichen  Betriebs  und  Haushalts:  Ein- 
kaufsgenossenschaften (auch  landwirthschaftliche  Consum- 
vereine  genannt);  c)  die  Genossenschaften  zur  Vermittlung  des 
Absatzes  ländlicher  Erzeugnisse,  nöthigenüalls  nach  vorausgegangener 
Herrichtung  oder  Verarbeitung  der  Erzeugnisse  für  den  Markt: 
Absatzgenossenschaften,  die  nicht  selten  den  Charakter  von 
Productivgenossenschaften  annehmen.  —  Die  Thätigkeit  der 
Einkaufsgenossenschaften  (landwirthschaftliche  Consum- 
ve reine)  erstreckt  sich  auf  den  Ankauf  von  Kraftfutter,  Dünge- 
mitteln, insbesondere  Kunstdüngern,  Sämereien,  Maschinen  und 
Goräthen,  femer  von  Zuchtvieh,  zuweilen  auch  von  Kohlen,  Salz 
und  anderen  Haushaltsartikeln:  sie  sind  regelmässig?  für  den  Be- 
rpich  eines  Staats  oder  einer  Provinz  zu  Verbänden  vereinigt,  der- 
art dass  die  Yerbandsleitung  (Centralankaufsstelle)  die  Bestellungen 
'ler  einzelnen  Genossenschaften  einsammelt,  die  bestellten  Menden 
im  Grossen  bezieht  und  unter  Zuschlag  einer  zur  Deckunsr  der 
Verwaltungskosten  bestimmten  Provision  durch  die  Li^-f^^ranten 
den  Genossenschaften  zuweisen  lä»st,  die  dann  die  Untenertheilung 
an  die  beziehenden  Mitirliedf^r  vom*»hmen.  —  Die  Absatz- 
genossenschaften  bpfa«SHn    ^if'h   mit    d^m   Verkauf  von   Vieh   für 
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Eechnung  der  Genossenschaftsmitglieder  oder  mit  demjenigen  von 
Erzeugnissen  des  Stalls,  des  Feld-,  Wein-  und  Gartenbaus;  in 
ersterer  Hinsicht  sind  insbesondere  die  in  einzelnen  Staaten  vor- 
handenen Züchter-  etc.  und  Viehausfuhrgenossenschaften  zum  Ab- 
satz von  Zucht-  und  Schlachtvieh,  ferner  die  Schlächtergenossen- 
schaften zum  Verschleiss  des  in  Genossenschaftsschlächtereien  aus- 
geschlachteten Fleisches;  in  zweiter  Hinsicht  insbesondere  die 
Getreideabsatz-,  femer  die  Molkereigenossenschaften  (zum  Zweck 
des  Absatzes  der  in  die  Genossenschafksmolkereien  eingelieferten 
Milch  oder  der  aus  der  Milch  gewonnenen  Verarbeitungsproducte 
—  Butter  und  Käse);  die  Winzergenossenschaften  (zum  gemein- 
samen Absatz  von  Traubenmost  oder  fertigem  Wein);  femer  die 
Genossenschaften  zur  Verarbeitung  des  Getreides  in  Mehl,  die 
Brennerei-,  Stärke-  und  Zuckerfabrikationsgenossenschaften  zur 
gemeinsamen  Verarbeitung  der  Kartoffeln  auf  Spiritus  und  Stärke, 
der  Rüben  auf  Zucker  und  zum  Verschleiss  der  Producte  auf  ge- 
meinsame Rechnung  erwähnenswerth.  Wo,  wie  in  den  letzt- 
erwähnten Beispielen,  eine  Verarbeitung  der  Roherzeugnisse  Zwecks 
gemeinsamen  Absatzes  der  daraus  gewonnenen  Halb-  oder  Ganz- 
fabrikate stattfindet,  kann  man  auch  von  Productivgenossen- 
schaften  sprechen.  —  Genossenschaften  zum  gemein- 
samen Betrieb  ganzer  Landgüter  (GoUectivwirthschaft^n) 
sind  bis  jetzt  seltene  Ausnahmen  geblieben  und  es  kann  denselben 
aus  früher  erörterten  wirthschaftstechnichen  Gründen  ein  günstiges 
Prognostikon  nicht  eröffnet,  die  Beschreitung  dieses  Wegs  aber 
auch  aus  allgemeinen  Erwägungen  einer  gesunden  Socialpolitik 
nicht  angerathen  werden  (vgl.  Bd.  I,  §  39  und  §  43  Anm.). 

Anmerkung.  Wegen  der  rechtlichen  Ordnung  der  Genossenschaften  Ut 
auf  die  Ausführungen  unter  S.  191  zu  verweisen.  Es  ist  übrigens  nicht  unbedingt 
geboten^  dass  jede  ländliche  Genossenschaft  in  der  Form  einer  eingetragenen 
Genossenschaft  sich  constituire;  bei  Beschränkung  der  Genossenschaftsthätigkeit 
auf  einfache  Zwecke  genügt  auch  wohl  die  Constituirung  als  G^seUschaft  (Verein 
nach  Privatrecht,  wobei  fiir  die  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder  neben  den  all- 
gemein privatrechtlichen  Normen  das  Statut  maassgebend  ist.  Namentlich  haben 
Niele  landwirthschattlichen  Consumvereine,  schon  wegen  der  erheblichen 
Kosten,  die  mit  dem  Eintrag  in  das  Genossenschaftsregister  verknüpft  sind,  und  wegfu 
der  umständlichen  Formalitäten,  deren  Beachtung  das  Gesetz  vorschreibt,  sich  niclit 
als  eingetragene  Genossenschaften  constituirt. 
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§  185.   Die  ländlichen  Genossenschaften  und  der 

Betriebs  fort  schritt. 

Eine  nähere  Befassung  mit  der  Wirksamkeit  der  ländlichen 
Genossenschaften  lässt  als  auffallendste  Erscheinung  die  Um- 
gestaltung des  landwirthschaftlichen  Betriebs  hervortreten,  zu  der 
die  Mitgliedschaft  bei  der  Genossenschaft  auch  den  kleinsten 
Wirthen  Veranlassimg  giebt.  Um  erkennen  zu  lassen,  in  welch'  her- 
vorragender Weise  in  dieser  Hinsicht  sowohl  die  Einkaufsgenossen- 
schaften (landwirthschaftliche  Consumvereine  und  Gerätheankaufs- 
genossenschaften)  wie  die  Absatzgenossenschaften  nachhaltigen 
Einfluss  ausgeübt  haben  und  fortdauernd  ausüben,  werden  schon 
<lie  nachstehenden  Andeutungen  genügen: 

1.  Die  Einkaufsgenossenschaften  geben  schon  durch 
die  Thatsache  ihres  Bestehens  Veranlassung,  dass  die  Landwirthe, 
wegen  der  ihnen  durch  die  geschaffene  Organisation  gebotenen 
leichteren  Möglichkeit  hierzu,  zum  Bezug  von  besonders  wichtigen, 
die  Erträgnisse  der  Felder  und  des  Stalls  günstig  beeinflussenden 
Bedarfsartikeln :  Saatgut,  Kunstdünger,  Kraftfuttermittel  in  umfang- 
reicher Weise  übergehen.  Der  in  den  Landgemeinden  zu  beob- 
achtende Verlauf  ist  überall  der,  dass  es  zunächst  eines  starken 
Zuredens  bedarf,  bis  überhaupt  einige  verständigere  und  einsich- 
tigere Landwirthe  zur  Errichtung  eines  landwirthschaftlichen 
Consumvereins  sich  entschliessen ;  dass,  da  bisher  Kraftfuttermittel 
nur  wenig,  künstliche.  Düngemittel  vielleicht  gar  nicht  verwendet 
worden  sind,  die  erste  Bestellung  regelmässig  im  massigsten 
<jrenzen  sich  bewegt  und  mehr  den  Charakter  einer  Versuchs- 
bestellung hat;  dass  aber,  sowie  man  sich  von  der  guten  Wirkung 
des  Bezogenen  in  Feld  und  Stall  überzeugt  hat,  schon  im  nächsten 
Jahre  grössere  Bestellungen  erfolgen  und  weitere  Wirthe  der  Ge- 
nossenschaft beitreten.  Auch  die  Aussicht,  mit  Inanspruchnahme  der 
^jenosseoschaftsorganisation  zu  Engrospreisen  und  unter  Garantie 
für  die  gute  Beschaffenheit  die  Waare  zu  beziehen,  ist  geeignet, 
eine  günstige  Beurtheilung  der  Genossenschaftsorganisation  herbei- 
zuführen. In  der  That  ist  es  feststehend,  dass  in  Tausenden  von 
Landgemeinden,  in  welchen  bis  dahin  der  Gebrauch  von  Kunst- 
düngern und  Kraftfuttermitteln  unbekannt  war,  derselbe  erst  mit 
der  Errichtung    von  Einkaufsgenossenschaften    sich    eingebürgert, 
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dass  seitdem  die  Verwendung  dieser  Bedarfsartikel  ungeahnte 
Dimensionen  angenommen  und  die  landwirthschaftliche  Production 
in  Bezug  auf  Höhe  und  Gleichmässigkeit  der  Erträgnisse  ganz 
ausserordentlich  gewonnen  hat.  So  haben  femer  diese  Genossen- 
schaften dem  klein-  und  mittelbäuerlichen  Betrieb  eine  Menge 
arbeitsparender,  gut  und  solid  construirter  und  desshalb  auch  ge- 
ringe Keparaturkosten  erfordernder  Geräthe  und  Maschinen  zu- 
gänglich gemacht  (Pflüge,  Eggen,  Walzen,  Schrot-  und  Mahl- 
mühlen  verbesserter  Construction;  dem  gemeinsamen  Gebrauch  der 
Mitglieder  dienende  Saatreinigungsmaschinen  und  Getreideputz- 
mühlen; Wiesenketteneggen;  Düngerstreuer;  Milch-  und  Ent- 
rahmungsmaschinen; Viehwaagen  etc.),  und  es  ist  auch  hierdurch 
der  Betrieb  nach  der  technischen  und  ökonomischen  Seite  auf  das 
Vortheilhafteste  beeinflusst  worden.  Aehnliches  gilt  von  dem  Bezug 
werthvoUer  Zuchtthiere  durch  die  Genossenschaft.  In  allen  diesen 
Beziehungen  treten  daher  die  erwähnten  Genossenschaften  der 
gemeinnützigen  Wirksamkeit  der  landwirthschaftlichen  Vereine, 
der  Thätigkeit  der  landwirthschaftlichen  Lehranstalten  und  Wander- 
lehrer ergänzend  zur  Seite  und  verstärken  diejenige  Richtung  der 
staatlichen  Agrarthätigkeit,  die  mit  Mitteln  von  Prämien,  Aus- 
stellungen und  ähnlichen  Veranstaltungen  arbeitet. 

2.  Bei  den  Absatzgenossenschaften  tritt  vor  Allem  die 
nachhaltige  Beeinflussung  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  in 
Bezug  auf  die  Steigerung  der  Qualität  der  Production  in  die  Er- 
scheinung. Nimmt  eine  Genossenschaft  die  marktmässige  Ver- 
werthung  der  Erzeugnisse  ihrer  Mitglieder  selber  in  die  Hand,  so 
wird  sie  auf  geschäftliche  Erfolge  im  Wettbewerb  mit  dem  Zvrischen- 
handel  nur  rechnen  dürfen,  wenn  die  von  ihr  zum  Verkauf  ange- 
botene Waare  den  Ansprüchen  des  Grosshandels  oder  des  con- 
sumirenden  Publikums  vollkommen  genügt,  und  sie  wird  desshalb 
genöthigt  sein,  an  die  Genossenschaftsmitglieder  die  strengsten 
Anfordemngen  in  Bezug  auf  die  Qualität  der  einzuliefernden  Er- 
zeugnisse zu  stellen ;  imd  letztere  werden  alle  Veranlassung  haben, 
den  hierauf  bezüglichen  Auflagen  der  Genossenschaft  gewissenhaft 
nachzukommen,  um  nicht  von  den  Vortheilen,  die  die  geschaffene 
Absatzorganisation  darbietet,  ausgeschlossen  zu  werden.  So  sind 
die  Winzergenossenschaften  des  Ahrthals  für  den  Weinbau  der 
dortigen  Gegend  von  wohlthätigstem  Einfluss  gewesen,  indem  sie 
den  Anbau  edler  Sorten,  eine  zweckentsprechende  Düngimg  der 
Reben,    eine    rationelle  Lese   mit   Sortirung   der  Trauben  herbei- 
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zufahren  verstanden ;  so  hat  sich  an  die  Wirksamkeit  der  Molkerei- 
genossenschaften, indem  sie  von  der  eingeführten  Milch  einen 
bestimmten  Fettgehalt  beanspruchten,  die  Einstellung  besseren 
Milchviehs,  eine  rationellere  Fütterung  desselben,  eine  reinlichere 
Behandlung  der  Milch  geknüpft;  so  sind  die  Genossenschaften,  die 
sich  mit  dem  Absatz  von  Eartoflfeln  befassen,  von  dem  Anbau  der 
starkemehlreicheren  Sorten,  die  Obstverwerthungsgenossenschaften 
von  der  sorgsameren  Behandlung  des  Obstes  bei  der  Ernte,  die 
Zuchtviehgenossenschafben  von  wachsender  Veredlung  des  gezüch- 
teten Schlags,  von  aufmerksamerer  Pflege  und  Fütterung  des 
Jungviehs,  von  der  Einrichtung  von  Weiden  etc.  begleitet  gewesen. 
In  der  Bekämpfung  des  Schlendrians,  in  dem  Erzwingen  von 
Ordnung  und  Reinlichkeit,  in  der  Herbeiführung  eines  Productions- 
processes,  bei  dem  von  Anbeginn  an  die  Ansprüche  des  dereinstigen 
Abnehmers  des  Products  sorgsam  erwogen  und  berücksichtigt 
werden,  vermag  die  Absatzgenossenschaft  mehr  und  wirksamer  als 
jede  einen  ähnlichen  Zweck  verfolgende  pflegliche  Veranstaltung  zu 
leisten,  weil  jeder  Genossenschafter  das  grosste  Interesse  daran 
hat,  dass  nicht  ein  Einzelner  durch  Lässigkeit  und  Indolenz  die 
Verkaufswaare  der  Genossenschaft  am  Markte  discreditire ,  weil 
desshalb  jeder  Genossenschafter  den  anderen  scharf  controlirt  und 
diese  gegenseitige  Controle  in  der  beaufsichtigenden  Thätigkeit 
der  Genossenschaftsleitung  selber  einen  denkbar  starken  Bückhalt 
findet. 

Anmerkung.  Wie  äusseret  V4»rtheilhaft  der  Gancr  der  UndwiribM'hahlicb^n 
Production  und  die  Wohlstand bla^re  der  ländlichen  BeTölkemn^r  dün-h  frenottt^ü- 
schaftliches  Zusammengtehen  der  voreni-ähnten  Art  beeintlu.'^&t  zu  i»  erden  Termutr. 
mag  am  besten  aus  einem  bereits  früher  mit^etheilteD  hne  hf-n  b er  (rer.  Zur  Lar.d- 
wirthschaftlichen  Frage  der  Ge^nwarl,  lh«7.  S.  22  .  dem  wirklirlH-n  L*-^«»  d  »'u:- 
nommenen  Beispiel  ersehen  werden,  für  welches  die  174  IIau<9halturi;:«'D  ><^  Eiu- 
wohner)  zahlende  Gemeinde  H e  1  m «» b e i m  de»  Amuhf/ÄTk'^  Brut  ht^ai  in  hh.fi*^\ 
}?pwählt  sein  mag.  Lange  Jahre  bir-Hnrcb  war  die  in  dj«'*^r  <»*-inKij'i»*  L*f*-r  d»!i 
Haushaltsbedarf  hinaus  prodncirte  3fib  h  von  ein^-in  HaLdltr  uS«'rDoix.i&eQ  L\d  iti 
die  benachbarte  Amtsstadt  geliel»^  word*-u.  bU  uu;rMi*ti:re  KrJ*iKnii^:r*'ii  isa\  d:»-<*T 
kix  der  Verwerthung  und  die  Anwirbt,  dasi  eiD«*  gvno*»*^nMbaJth'be  Verkeil •w*-:i*»' 
aaf  unmittelbare  Becfanung  der  GeIJ*>^wrIl^<rbatt*'^  \ortL»']jr.a{t#'r  vän  «»rd*-.  'Ia 
Gründung  eines  landwirth>ehaftli' b^^u  ^  oij'«ijl'iv#t«.mii*  veraDiA*»»»-!!-  I*<-r  b«')!»-r*'  Pr»-.*. 
der  nun  in  der  That  den  baueriieh*-D  >!:l^bli»-leraijti^  «u-it^-n^  d»T  <f»a»o*««ei.-J£.ar 
bezahlt  werden  konnte,  gab  einervit^  VKraT.l;t--'iriir  znm  »j»afaiij»'r*^  Ver'Ta-'L  G*t 
Milch  im  eigenen  Hanshali.  anderer^ii*  zur  WrvKMÖ-i'j^r  von  KraUJuit^nL.:*»-.:-.  :.::i 
die  jfilchprodnction  überhanpt  zu  »t>'i;?em.  >**tir  bald  wj<t.<M'D  nun  nif  M  .rt- 
Ueferungen  an  die  Genofi'-enviiaft  d^rmaa*«* t.  an.  da**  -i' b  2*':t'w*^*e  i..* -:  :,*.:  r. 
des  Absatzes  Sehwierij^ii»Ti  er;:at^rj  üLd  nah^r  di*-  Wrarv  jtu:.;:  *-ii.*^  T  -'.--•  '-'r 
Milch  auf  Butter  und  Ka^  in  .\ri— .»Lt  'j*'ti'>uiui*'U  r^frtifh  au^^te.  i/.»-  <»*-*.  -*#-s- 
schaft  liess  daher  eine  jnn^  Vjt l*i'^  Irau  au*.  d*T  ^t*'v,^:jA*'  in  eis^-a  X  .»'♦^♦^- 
curse  ausbilden,  und  nachdem  ♦•irj  ;:»--;*  r.'r^r  .\"v- atz  f-.ri;."*T  ur  d  K«^  ^':'-i.>t 
war,  an  Stelle   der  zoer»t   b^ij^tzten.    f\*im  pnujit.*.*'fj  Af.^^.*«rauiü»*  *-;!.  i"^^  *-.:.- 
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faches,  aber  ganz  zweckmässig  gehaltenes  Molkereianwesen  erstellen,  in  welchem 
nun  — 'unter  Anwendung  des  Swartzschen  Kaltwasserverfahrens  —  eine  durchaua 
rationelle  Erzeugung  der  Molkereiproducte  stattfindet.  —  Neben  Kraftfuttermitteln 
kamen  im  Laufe  der  Jahre  in  wachsendem  Maasse  auch  kfinstliche  Düngemittel  zur 
Verwendung,  und  wenn  der  Verein  zunächst  sich  auf  die  Hilchabnahme  seinen 
Mitgliedern  gegenüber  beschränkte,  so  führten  die  günstigen  Erfahnrng^i  mit  diesem 
Geschäft  sehr  bald  dazu,  eine  gemeinsame  Verwerthnng  auch  anderer  Producte  — 
Kartoffeln,  Hafer,  Weizen  —  in  die  Hand  zu  nehmen.  Das  gleichzeitige  Bestehen 
einer  örtlichen  Darlehenskasse  erleichtert  in  hohem  Maasse  die  geschäftlichen  Trans- 
actionen  des  Vereins.  Der  Gründer  und  Leiter  desselben  ist  ein  ganz  einfacher, 
aber  rühriger  Bauersmann  mittleren  Besitzes ;  er  geniesst  bei  den  Mitgliedern,  welche 
die  Wirkung  der  genossenschaftlichen  Vereinigung  tagtäglich  an  ihrem  Geldbeutel 
wohlthätig  verspüren,  unbedingtes  Vertrauen.  Und  wenn  man  diese  einlachen  Lente 
von  ihren  Versuchen  mit  „Chilisalpeter'*,  „Ammoniaksuperphosphat**,  „Kainit*'  nod 
dergl.  wie  von  Dingen  des  gewöhnUchsten  Hausbedarfes  reden  hört,  so  mischt  sich 
unwillkürlich  in  die  Freude  über  eine  so  gesunde  Beweg^g  das  Erstaunen,  mit  wie 
einfachen  Mitteln  schliesslich  es  gelingt,  die  Errungenschaften  der  Wissenschaft  mit 
der  Wirkung  sichtlicher  Steigerung  der  Rentabilitätsverhältnisse  auch  den  untersten 
bäuerlichen  Kreisen  zugängUch  zu  machen.  —  Diese  Gemeinde  steht  aber  keines- 
wegs vereinzelt  da,  wie  jeder  mit  der  Wirksamkeit  der  Genossenschaften  Vertraute 
bestätigen  kann.  Und  die  Worte,  die  der  englische  Premier  Gladstone  für  die  Fort- 
Kchritte  des  Associationswesens  auf  englischem  Boden  in  Arbeiterkreisen  hatte:  .If 
some  one  had  told  me  a  few  years  ago  what  progress  co-operation  was  about  to 
make,  I  should  have  said  that  he  was  talking  of  a  vision  of  Utopia**,  dürfen  auch 
für  die  deutsche  ländliche  Genossen schaftsbeweg^ing  für  anwendbar  erklärt  werden. 


§  186.  Die  ländlichen  Genossenschaften  und  der 

Zwischenhandel'). 

Eine  eingehende  Würdigung  der  Beziehungen,  die  sich  zwischen 
einem  ausgebildeten  Zwischenhandel  und  dem  landwirthschaft- 
lichen  Gewerbe  ergeben,  erfordert  eine  Darstellung  filr  sich  und 
kann  es  an  dieser  Stelle  an  einigen  andeutungsweisen  Ausführungen 
um  so  mehr  genügen,  als  der  Zwischenhandel  und  dessen  volks- 
wirthschaftliche  Würdigung  in  das  Gebiet  der  allgemeinen  Volks- 
wirthschaftslehre  fällt  und  daher  ohnehin  an  anderer  Stelle  dieses 
Handbuchs  zur  Erörterung  gelangt.  Im  Allgemeinen  ist  über  jene 
Beziehungen  und  über  den  Einfluss  des  Genossenschaftswesens  auf 
den  Zwischenhandel  das  Folgende  zu  sagen: 

*)  Vgl.  hierzu  auch  den  Vortrag  von  v.  Mendel:  „Der  Zwischenhandel,  seine 
Bedeutung,  seine  Gefahren  für  die  Production,  insbesondere  für  die  Landwirthschaft^. 
Berlin  1886;  ferner  den  Aufsatz  von  H.  Adler- Brixen:  „Landwirthschaft,  Zwischen- 
handel und  Consum",  im  Jahrgang  1888  der  Zeitschrift:  „Unsere  Zeit",  8.234^^.— 
Zu  verweisen  ist  auch  auf  die  allgemeinen  Betrachtungen  über  Zwischenhandel  bei 
Lexis  in  Schönberg's  Handbuch  der  politischen  Oekonomie,  1891,  DL.  Bd.,  Ab- 
schnitt XXIV,  §  43ff.  und  auf  die  sorgfältige  Bnquftte  des.V-  f.  Socialpolitik 
nebst  Verhandlungen  vom  Jahre  1888,  Bd.  36,  37  und  38  der  Schriften  (Referenten: 
J.  Conrad  und  H.  Crüger). —  Bemerkenswerthe  Ausführungen  auch  von  SchmoUer 
im  Preuss.  Landesökonomiecollegium  1891  in  Betreff  der  Möglichkeit  der  .,EUmi- 
nation  überflüssiger  Zwischenhändler  und  Mittelglieder"  durch  ländliche  Genossen- 
schaften (Thiel' 8  Landw.  Jahrb.  Bd.  XX,  Ergänzungsband  m,  8.  293 ff.),  und  von 
V.  Erffa  und  Rettich  im  D.  Landwirthschaftsrath  1887,  S.  301  ff. 
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1.  Der  Zwischenhandel  im  Verkauf  vertheuert  die 
der  Landwirthschaft  in  ihrem  Betrieb  nöthigen  Bedarfsgegenstände 
um  den  Betrag  der  von  den  Zwischenhändlern  in  Anspruch  ge- 
nommenen Provision  und  zwar  um  so  mehr,  je  länger  der  Weg  und 
je  zahlreicher  die  Hände  sind,  die  die  Waare  zu  durchlaufen  hat,  bis 
sie  in  den  Besitz  des  endgültigen  Erwerbers  (Landwirths)  gelangt.  Es 
kommt  hinzu,  dass  der  Zwischenhandel  in  Bezug  auf  die  Lieferung 
einer  Waare  in  der  vom  Käufer  vorausgesetzten  Qualität  nicht  durch- 
weg die  nöthige  Garantie  giebt  und  dass  die  Gefahr,  minderwerthige 
oder  selbst  verdorbene  Waare  zu  erhalten,  wiederum  um  so  grösser 
ist,  je  öfter  die  Waaren  bis  zu  ihrem  letzten  Abnehmer  den  Besitzer 
^srewechselt  haben.  Bei  den  hier  vorwiegend  in  Betracht  kommen- 
den Bedarfsartikeln  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  (Sämereien, 
Kraftfutter-,  künstliche  Düngemittel  etc.)  fällt  besonders  noch  in 
die  Waagschale,  dass  Verunreinigungen  oder  Fälschungen  der 
Sämereien,  mangelnde  Keimfähigkeit  derselben,  Minderwerthigkeit 
der  Dünge-  oder  Futtermittel  wegen  Fehlens  werthvoller  Bestand- 
theile  oder  wegen  Vorhandenseins  dieser  Bestandtheile  in  ge- 
ringerem als  dem  versprochenen  oder  angenommenen  Umfang,  äusserst 
schwer  für  den  Käufer  erkennbar  sind  und  dass  die  schlechte 
Qualität  des  Bezogenen  desshalb  regelmässig  erst  nach  erfolgter 
Ingebrauchnahme  zu  Tage  tritt,  d.  h.  erst  dann,  wenn  Schaden- 
ersatzansprüche nicht  mehr  möglich  sind  oder  doch  eine  Klage- 
erhebung wenig  aussichtsreich  erscheint.  Welche  unmittelbaren 
oder  mittelbaren  Schädigungen  die  Pflanzenproduetion  und  die 
Viehhaltung  Jahr  aus  Jahr  ein  durch  die  Unreellität  des  Zwischen* 
handeis  im  Samen-,  Dünger- und  Futtermittelhandel  erleidet,  lässt 
sich  an  den  Veröffentlichungen  der  Controlstationen  über  die 
constatirte  Minderwerthigkeit  zahlloser,  ihnen  zur  Prüfung  ein- 
p:esendeter  Proben  leicht  erkennen.  Die  wohlthätige  Wirksamkeit 
der  Einkaufsgenossenschaft  tritt  desshalb  nicht  bloss  darin  zu  Tage, 
dass  sie  den  durch  ihre  Vermittlung  beziehenden  Wirthen  die  An- 
schaffung zu  Engros-Preisen  mit  massigem  Provisionszuschlag  er- 
möglicht und  dass  sie  vermöge  des  Bezugs  von  bekannten  soliden 
Firmen  den  Genossen  die  Garantie  für  eine  preiswerthe  Beschaffen- 
heit der  Waare  bietet,  sondern  auch  darin,  dass  durch  die  Controle, 
welche  vermöge  der  genossenschaftlichen  Organisation  über  die 
Qualität  der  bezogenen  Waare  imter  Inanspruchnahme  der  Thätig- 
keit  der  Versuchsstationen  in  ausgiebiger  Weise  geübt  werden  kann, 
überhaupt  der  Handel  in  diesen  Bedarfsartikeln  in  sehr  viel  reellere 
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Babueii  gedrängt  WLinleii  ist.  Dieser  Kampf  der  ÄnkaufsgenosBen*-' 
Schäften  gegen  deu  ZwiacUenliandel  hat  freilich  der  Genossen- 
schaftsbpwpgiiiig  manche  Gegnerschaft  ziigezugen.  diß  indess  die 
Acüon  der  eratereu  kaum  dauernd  hemmen  wird;  befri^mdlich  hleibt 
liierbei  nur,  dass  selbst  grosse  Verkauisfirmeii,  z.  B.  im  Geliii't 
der  Düngerfabrikation,  an  dem  Stunnlauf  gegen  die  GenosBi'u- 
schaften  zeitweise  sich  betheiligt  haben  und  noch  immer  l}etbeilig:en, 
wo  gie  doch  verständigerweise  sich  sagen  müssten,  dass  ihr  Absati 
ohne  das  Vorhandensein  der  Ankaufsgenossenschatten  den  ein- 
getretenen rapiden  Aufschwung  gar  nicht  genommen  haben  wardit. 
—  Als  einer  wohlthätigen  Folge  des  Genosaenschaftsweaens  ist  in 
diesem  Zusammenhang  auch  der  Zurflckdrängung  der  durch  den 
Zwischenhandel  geforderten  Borgwirtbschaft  zu  gedenken,  ilt 
deren  Stelle  innerhalb  der  Genossenschaft  als  Regel  die  B»»r- 
zahlung  für  die  bezogenen  Waaren  tritt,  mit  all  den  günstigeo 
Folgen,  die  in  Bezug  auf  Ordnung,  Sparsamkeit  und  geregelte 
Wirthschaftaführung  das  System  der  Baariahlung  zu  begleiten 
pflegen. 

2.  Der  Zwischenhandel  im  Ankauf  mindert  die  Roh- 
einnahme des  landwirthschaftliehen  Betriebs  um  des 
Betrag  der  Proyision,  den  der  Aufkäufer  (Zwischenhündlet)  für 
seine  Aufkaufs-  und  weitere  Vertriebsthütigkeit  in  Anspruch  niimnl. 
und  zwar  wiederum  um  so  mehr,  eine  je  grössere  Anzahl  Hände  liii' 
Verkaufswaare  bis  zur  endlichen  Ueberfühmng  in  den  Consum  x" 
durchlaufen  hat.  Zu  dieser  Einnahmesclimälerung  kommt  der 
weitere,  fast  noch  mehr  in's  Gewicht  fallende  Nachttieil,  dass  di't 
untersten  Stufe  des  Zwischenhandels  im  Ankauf  landwirthschafl- 
licher  ErKeugnisse  und  Thlere  —  Makler,  Agenten,  Viohliändler  — 
nicht  selten  anrflchigo,  unzuverläBstige,  wenig  scrupulöse  Leute  an- 
gehören, dass  in  Folge  dessen  TJebervortheilungen  und  Betrögereien 
bei  diesen  Kaufsgeschaften  ziemlich  hftnfig  vorkommen,  ja  dass  di? 
Beziehungen,  zu  denen  diese  Geschäfte  Veranlassung  geben,  hinter- 
her vielfach  zur  Einleitung  wucherischer  Operationen  die  HundhalH> 
bieten  (vgl,  oben  S.  214).  Eine  Zurflckdrängung  dieses  kleinen 
Zwischenhändlerthums  in  seiner  den  Verkauf  landwirthschaftlicher 
ErKeuguisse  vermittelnden  Tbfitigkeit  und  die  Anbahnung  direct« 
Beziehungen  zwischen  den  Producenteu  und  dem  Grosshandel  bez«. 
zwischen  den  endlichen  Abnehmern  der  Producte  ist  daher  nicht 
bloss  aus  betriehsökonomischcu  Eücksichten,  sondern  auch  im 
Hinblick  auf  die  vielfache  Verquickung  des  Zwischenhandels  mit 
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betrClgerisclieii  uiid  wucliorisclien  Manipulationeu  zu  wflnsclien,  und 
die  Geuosaenscliaft  oräcbeint  auch  hier  als  die  geeignetste  Ver- 
■ngtaltung  zur  Eiroicliung  des  Zwecks,  wie  es  denn  an  BßiBpieleu 
■chönen  Erfolgs  auf  diesem  Gebiet  keineswegs  fehlt  (Molkerei-, 
"Wiuzei^enossenschaften,  Abaatzgenossenschaften  für  Zuclitvieh  etc.). 
iu  gleichwolil  bisher  doch  nur  bescheidene  Anfange  genossen- 
Bcliaftlicher  Absatzorganisation  zu  verzeichnen  sind,  so  hängt  dies 

it  den  besouderen  hierbei  auftretenden  technischen  und  wirth- 
»chaftlichen  Schwierigkeiten  in  der  Handhabung  des  ÄhHatzgeschäfts 
xusainmen,  die  nicht  gerade  leicht  sich  beseitigen  lassen;  aber  auch 
damit,  dass  nicht  jede  Art  des  Handels  als  verinittelndes  Glied 
Swischeu  Production  und  Consumtion  eine  Schmarotzerpflanze  im 

inn  extrem-agrarischer  BetrachtLingsweise  ist,  vielmehr  bei  ent- 
l^recheuder  Organisation  sehr  wohl  nützlich,  ja  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grad  unentbehrlich  erscheinen  kann,  so  dass  dessen  plCtz- 
licbe  Beseitigung  nicht  anders  als  nachtheilig  auf  das  landwirtb- 
Khsftliche  Gewerbe  einwirken  mflsste,  Man  darf  eben  auch  hier 
nicht  von  Schlagwörtern  sieb  leiten  lassen  und  es  wird  darnach 
ijtie  Stellung  zu  der  Frage  des  Zwischenhandels,  bei  genauer  Ab- 
wägung der  thatsächlicben  Verhältnisse,  je  nach  dem  eine  verschie- 
ieae  sein  können,  wie  sich  dies  aus  den  folgenden  Betrachtungen 
«^ebt: 

a)  Eine  relative  Uneutbehrlichkeit  des  Zwischen- 
liandels  ist  insbesondere  da  anzuerkennen,  wo  ein  landwirth- 
Icbaftliches Product  eine  ArtVeredelungsprocess  durchzumachen 
hat,  ehe  es  marktföhig  wird,  und  wo  dieser  Umformungsproeess  des 
J*roducts  besondere  technische  Kenntnisse  oder  den  Besitz  grosser 
Kapitalien  voraussetzt,  eben  desshalb  auch  mehr  oder  weniger 
risicoreich  sich  gestaltet  Dies  trifft  z.  B.  beim  Wein  zu,  aber 
such  beim  Tabak,  bei  welchen  Producten  sich  die  Arbeitstheilung 
gemeinhin  in  der  Weise  vollzieht,  dasa  der  Winzer  den  Most  an  den 
WeinhSndler,  der  Tabakpflanzer  den  getrockneten  Tabak  an  den 
tabakhändler  weitergiebt,  und  nun  erst  in  den  HSnden  der  letzteren 
ier  Wein  jene  mehrjährigen  Procesae  des  Gährens,  Nachgährens 

E'ßd  AbftUlens,  der  Tabak  jene  wiederholten  Fermentationsprocesse 
orchmacht,  nach  deren  glücklicher  Beendigung  der  Uebergang 
les  Weins  in  die  Hand  des  Consumenten,  des  Tabaks  iu  die 
land  des  Fabrikanten  sich  vollziehen  kann.  Es  liegt  freilich  nahe, 
IQch  in  solchen  Füllen  die  Genossen  sc  haftsthätigkeit  an  Stelle  der 
rermittelnden  Handelsthätigkeit  treten  zu  lassen;  wenn   dies  bis 
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jetzt  nur  sehr  ausnahmsweise  geschehen  ist,  wobei  an  die  ver- 
einzelten Winzergenossenschaften  im  Ahrthal  und  in  der  Mosel- 
gegend, in  Württemberg,  Baden  und  im  ßheingau  erinnert  sein 
mag,  so  liegt  der  Grund  offenbar  darin,  dass  in  bäuerlichen  Kreisen 
nicht  überall  die  zur  Leitung  solcher  Unternehmungen  befähigten, 
mit  den  erforderlichen  technischen  und  kaufmännischen  Eigen- 
schaften ausgestatteten  Persönlichkeiten  anzutreffen  sind  und  dass  die 
Aufspeicherung,  Einkellerung,  weitere  Bearbeitung  und  endliche 
Verschleissung  des  Products  die  Investining  grosser  Kapitalien  er- 
fordert und  schon  desshalb  Vorsicht  geboten  ist,  weil  bei  der  Ueber- 
nahme  eines  solchen  complicirten  Geschäftes  ebenso  gut  Hundert- 
tausende für  die  Mitglieder  verloren  gehen  wie  gewonnen  werden 
können ;  endlich  dass  die  Zuweisung  der  Erlösantheile  um  so  mehr 
ein  Zankapfel  in  der  Genossenschaft  werden  kann,  je  grössere 
Qualitätsunterschiede  bei  einem  Product  in  Folge  der  Verschieden- 
heit der  Böden,  der  Anbauweise,  der  Pflege  etc.  vorkommen,  wie 
dies  wiederum  gerade  bei  Wein  und  den  meisten  Handelsgewächsen 
der  Fall  zu  sein  pflegt. 

b)  Sobald  ein  landwirthschaftliches  Erzeugniss  Gegenstand  des 
Welthandelsverkehrs  geworden  ist,  kann  der  kaufmännisch  orga- 
nisirte  Handel  ebenfalls  relativ  nützlich  wirken,  weil  der  Producent, 
zumal  der  kleine  und  mittlere,  nur  schwer  den  schwankenden  Con- 
juncturen  des  Welthandels  folgen  und  das  ßisico  langen  Lagerns, 
eines  etwaigen  plötzlichen  Preissturzes  tragen  kann.  Wo  femer, 
wie  in  grossen  Theilen  Deutschlands  und  der  Nachbarländer  der 
Fall,  der  kleine  und  mittelbäuerliche  Betrieb  vorherrscht,  der  nur 
verhältnissmässig  kleine  Mengen  verkaufsfähiger  Waaren  producirt, 
hat  seither  der  Zwischenhandel  die  an  und  für  sich  volkswirth- 
schaftlich  nützliche  Function  geübt,  diese  kleinen  und  kleinsten 
Mengen  von  Getreide,  Kartoffeln,  Obst  bei  den  einzelnen  Wirthen 
zusammenzukaufen,  sie  zu  sortiren  und  zu  grossen  Posten  gleich- 
massiger  Qualität  vereinigt  in  den  Grosshandel  überzuführen.  Man 
muss  dabei  wohl  beachten,  dass  selbst  eine  Aufsuchung  von  Märk- 
ten doch  nur  da,  wo  das  Verkaufsproduct  einen  im  Verhältniss  zu 
den  Kosten  des  Marktbesuchs  entsprechend  hohen  Werth  hat,  sich 
lohnt  (z.  B.  beim  Absatz  des  Viehs),  dass  aber,  wo  Menge  und 
Verkaufswerth  gering  ist,  leicht  aller  Productionsgewinn  diurch  die 
Kosten  des  Marktbesiuehs  aufgesogen  wird,  woraus  sich  ja  aucli 
die  zunehmende  Verödung  der  ehemaligen  städtischen  Getreide- 
schranneii    erklärt     Vielfach    kranken  gewisse   Productionszweig-' 
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überhaupt  aöhr  viel  weniger  daran,  dass  der  Gewinn  der  Producenten 
durch  einen  schmarotzenden  Zwischenhandel  verkümmert  wird, 
als  daran,  dass  ein  kaufmännisch  organisirter  Zwischenhandel  über- 
haupt noch  gar  nicht  besteht,  oder  doch  noch  in  den  Windeln  liegt 
Für  Diejenigen,  welche  die  Schriften  von  Semler  über  amerika- 
nische Concurrenz  gelesen  haben,  bedarf  dies  keiner  Erläuterung: 
in  Amerika  ist  die  gewaltige  Obstproduction  z.  B.  doch  nur 
desshalb  so  rasch  erstarkt,  weil  sie  an  einem  in  grossem  Stil  orga- 
nisirten  Zwischenhandel,  der  immer  neue  Absatzwege  mit  kauf- 
männischer Findigkeit  zu  erschliessen  verstand,  den  denkbar  sicher- 
sten Sückhalt  gefunden  hat;  mochten  immerhin  alle  Jahre  Hundert- 
tausende von  Centnem  Obst  mehr  producirt  werden,  der  amerika- 
nische Obsthandel  nahm  sie  jederzeit  willig  auf  und  sorgte  für 
deren  rasche  Unterbringung.  So  konnte  es  kommen,  dass  seit 
Jahren  amerikanisches  Obst  alle  europäischen  (auch  die  deutschen) 
Märkte  überfluthet,  während  man  hier  zu  Lande  in  obstreichen 
Jahren  nicht  weiss,  wohin  mit  dem  Segen.  Mit  einigen  Obst- 
märkten, die  wesentlich  doch  nur  local  Angebot  und  Nachfirage 
vermitteln,  ist  es  eben  nicht  gethan;  denn  die  Production  bedarf 
eines  mehr  wie  localen  Absatzes,  eines  solchen  auf  weiteste  Ent- 
fernungen. Wenn  hier  nicht  kaufmännische  Erfahrung  und  kauf- 
männisches Geschick  in  Mitthätigkeit  gesetzt  wird,  wird  man  die 
amerikanische  Concurrenz,  gerade  auch  auf  dem  Gebiet  der  Obst- 
production, niemals  aus  dem  Felde  schlagen^). 

c)  Die  Frage  kann  also,  insbesondere  solange  noch  das  Gros 
der  ländlichen  Bevölkerung  genossenschaftlich  wenig  geschult  ist, 
nicht  die  sein,  den  Zwischenhandel  gänzlich  zu  verdrängen  und 
den  Absatz  bis  in  die  Kreise  der  Consumtion  hinein  für  alle  Pro- 
ducte  der  Landwirthschaft  genossenschaftlich  zu  organisiren,  sondern 
«las  Hauptaugenmerk  ist  auf  die  Beseitigung  der  Auswüchse 
<les  Zwischenhandels  zu  richten,  also  insbesondere  darnach 
zu  streben,  den  Producenten  unabhängiger  von  dem  unzuverlässigen 
Makler-  und  Agentenwesen  zu  stellen;  und  die  genossenschaftliche 

^)  Siehe  8 e  ml  er,  Die  wahre  Bedeutung  und  die  wirklichen  Ursachen  der 
Qordamerikanischen  Concurrenz,  1H81,  wo  nachgewiesen  wird,  wie  eine  innige  Ver- 
K^Mlbchüftiuig  sirischen  Grosshandel  und  Landwirthschaft  letzt<Ter  nicht  zum 
Nachtheil,  sondern  zum  Segen  gereicht.  —  Als  hervorragendstes  Beispiel  eines  dem 
-pmellen  Export  der  Landwirthschaft  dienenden  (Jrosshandelshauses  in  Europa 
dart' die  Civio'sche  Handelsgesellschaft  bezeichnet  werden,  die  die  Ausfuhr  italie^ 
bischer  Erzeugnisse  (Wein,  Obst,  Gemüse,  (ieflügel,  Eier)  in  einem  so  grossartigen 
»*^tvl  organisirt  hat,  wie  dies  bäuerlichen  Verkaulsgenosscnscliafteu  wohl  niemals 
in^»glich  gewesen  sein  würde. 

33* 
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Vereinigung  der  Landwirthe  ist  ein  sehr  geeignetes  Mittel  hierzu, 
indem  sie  ermöglicht,  dass  nicht  mehr  der  einzelne  Wirth  als 
solcher,  sondern  die  organisirte  Vereinigung  von  Wirthen  als  Ver- 
käufer von  Producten  dem  Handel  gegenübertritt,  dadurch  aber  dem 
Producenten  eine  sehr  viel  ebenbürtigere  Stellung  auf  dem  Markt 
und  die  Erzielung  günstigerer  Preise  sichert.  Bei  dieser  Art  von 
Association  des  Angebots  können  wohl  auch  bestimmte  Glieder  des 
Handels  ganz  eliminirt,  aber  auch  der  schwerfällige  Einzelverkebr 
des  Producenten  mit  dem  Consumenten  vermieden  werden;  wobei 
an  die  Thätigkeit  der  Molkereigenossenschaften  erinnert  sein  mag, 
bei  denen  der  Absatz  der  Producte  (Butter  und  Käse)  nicht  an  die 
Einzelconsumenten  als  Begel,  sondern  an  zuverlässige  Handels- 
firmen erfolgt,  und  die  eben  dadurch  vieler  Mühe  und  Umständlich- 
keiten, aber  auch  der  Gefahr  mancher  Verluste  enthoben  sind.  In 
ähnlicher  Weise  könnten  örtliche  Genossenschaften  der  Sammlung, 
Sortirung,  sowie  der  Verpackung  von  Obst,  Gemüse,  von  Erzeug- 
nissen des  Geflügelfachs,  je  nach  dem  auch  von  Getreide,  Kar- 
toffeln, Handelspflanzen  etc.  sich  unterziehen,  um  diese  Erzeugnisse 
an  grössere  Handelsfirmen  abzusetzen;  während  an  die  speculative 
Magazinirung  dieser  Producte  an  Ort  und  Stelle,  oder  gar  an  die 
Verarbeitung  und  Umformung  dieser  Producte  (Errichtung  von 
Mühlen  zum  Mahlen  des  Getreides,  von  Keltereien  zur  Herstellung 
von  Wein,  Herstellung  von  Fermentationsräumen  far  Tabak,  von 
Darranstalten  für  Hopfen  und  für  Gerste,  Errichtung  von  Schläch- 
tereien für  Verwerthung  von  Schlachtvieh  etc.)  unter  allen  um- 
ständen mit  grösster  Vorsicht  und  nur  dann  herangetreten  werden 
sollte,  wenn  die  Mitglieder  in  der  Lage  sind,  den  grössten  Theil 
der  erforderlichen  Kapitalien  aus  eigenen  Mitteln  —  nicht  etwa  im 
Wege  der  Schuldaufiiahme  —  aufzubringen  und  wenn  die  aus- 
reichende Qualität  der  zu  gewinnenden  Geschäftsleitung  in  tech- 
nischer und  kaufmännischer  Hinsicht  ausser  allem  Zweifel  steht. 
Andernfalls  wären  Misserfolge,  wie  sie  beispielsweise  bei  den 
Schlächtereigenossenschaften  zu  Tage  getreten  sind,  damit  aber  auch 
eine  weitgehende  Discreditiiung  der  Genossenschaftsbewegung,  un- 
ausbleiblich. Eine  wesentliche  Verstärkung  ihrer  Position  können 
die  Absatzgenossenschaften  sich  übrigens  auch  dadiurch  verschaffen, 
dass  sie  gleichzeitig  grosse  leistungsfähige  Abnehmer  ihrer  Producte 
ausserhalb  der  Kreise  des  Handels  zu  gewinnen  sich  bemühen,  z.  B. 
städtische  Lebensbedürfnissvereine,  Gamisonsanstalten  etc.,  und  die 
in  Deutschland  seit  Jahren  in  wachsendem  Maasse  zu  Tage  ge- 
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tretene  Bereitwilligkeit  der  militärischen  Verwaltungsbehörden,  sowie 
der  erwähnten  Vereine,  directe  Vertragsabschlüsse  mit  ländlichen 
Verkaufsgenossenschaften,  ja  selbst  mit  einzelnen  Landwirthen  über 
Lieferung  von  Hafer,  Stroh,  Butter,  Conserven  etc.  herbeizuführen, 
ist  im  Interesse  der  Anbahnung  gesunder  Absatzbeziehungen  auf 
das  Lebhafteste  zu  begrüssen. 

d)  Am  leichtesten  dürfte  bei  gutem  Willen  der  Betheiligten 
die  Zurückdrängung  des  Zwischenhandels  auf  dem  Gebiet  des 
Viehhandels  gelingen  und  sie  sollte  um  so  mehr  gerade  hier 
angestrebt  werden,  als  der  Viehhandel,  wie  wiederholt  betont,  dem 
Wucher  in  den  Landgemeinden  am  meisten  in  die  Hand  arbeitet 
und  weil  er  nebstdem  auch  vom  Standpunkt  der  Viehzuchttechnik 
und  der  Veterinärpolizei  aus  sich  lästig  und  nachtheilig  erweist. 
Als  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  dienen  die  zahlreichen 
Viehmarktveranstaltungen  jeder  Art;  indirect  auch  die  verschiedenen, 
im  Interesse  der  Veterinärpolizei  erlassenen  Verordnungen,  welche 
den  Hausirhandel  mit  Vieh  weitgehenden  polizeilichen  Beschrän- 
kungen unterwerfen.  Auch  bei  Einrichtung  grosser  städtischer 
Viehhöfe  haben  die  Unternehmerinnen  durch  Erstellung  von  Vieh- 
verkaufshallen und  Einrichtung  von  Fleisch-  und  Nutzviehmärkten 
den  möglichst  unmittelbaren  Verkehr  zwischen  der  Landbevölkerung 
unter  sich  und  mit  dem  Metzgergewerbe  —  unter  Ausschluss 
gewerbsmässiger  Unterhändler  —  zu  fördern  gesucht.  Endlich 
kann  noch  die  Aufstellung  von  Commissionären  in  grösseren  Städten 
in  Frage  kommen,  die  die  Verkäufe  von  Schlachtvieh  gegen  eine 
bestimmte  Provision  zu  vermitteln  haben.  Ein  direct  wirksames 
Mittel,  die  Benutzung  dieser  Veranstaltungen  herbeizuführen,  giebt 
es  allerdings  nicht  und  es  ist  immerhin  bezeichnend  für  die  un- 
wirthschafUichen  Gewohnheiten  eines  grossen  Theils  der  ländlichen 
Bevölkerung,  dass  sie,  ungeachtet  jener  Veranstaltungen,  an  der 
Gewohnheit,  bei  ihren  Viehein-  und  -verkaufen  sich  der  Viehmakler 
zu  bedienen,  noch  weithin  festhält.  Misstrauen  der  Landleute  unter- 
einander, Unsicherheit  in  der  Bewerthung  des  zu  verkaufenden  oder 
anzukaufenden  Viehstückes  und  alte  Gewohnheit  wirken  hier  zu- 
sammen, eine  Einrichtung  zu  erhalten,  die  so  unverständig  und 
unnütz  wie  möglich  ist.  Die  Provision,  welche  als  sog.  „Schmus- 
geld" dem  Unterhändler  (Schmuser)  gezahlt  werden  muss,  ist  ein 
ganz  improductiver  Aufwand,  der  Jahr  für  Jahr  sicherlich  zu  einer 
hohen  Gesammtsumme  sich  addirt.  Eine  Abhilfe  in  allen  diesen 
Beziehungen  wird  man  aber  wesentlich  nur  von  der  besseren  Ein- 
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sieht  der  Landbevölkerung  erhoffen  dürfen,  vermöge  deren  ja  auch 
jetzt  schon  gegendenweise  das  Dazwischentreten  eines  Schmusers 
bei  einem  Viehkaufsgeschäft  für  entbehrlich  erachtet  wird. 


§  187.    Die  Association  im  Kornangebot  und  die  Korn- 
häuser (Kornsilos)  insbesondere^). 

1.  Wo  nicht  der  Grundbesitz  sehr  zersplittert  ist,  wo  femer  nicht 
Beb-  und  Handelsgewächsbau  oder,  wie  im  Gebirge,  die  Weide- 
und  Waldwirthschaft  dominirt,  werden  neben  den  Erzeugnissen  der 
Viehhaltung  die  Körnerfrüchte  immer  den  hauptsächlichsten 
Bestandtheil  der  an  den  Markt  zu  bringenden  Verkaufswaare  des 
Landwirths  bilden,  und  wie  man  gewohnt  ist,  den  Schwerpimkt  der 
Agrarfrage  der  Gegenwart  seit  dem  Ansturm  der  transoceanischen 
Concurrenz  vornehmlich  in  der  Preisbildung  der  Körnerfrüchte  zu 
erblicken,  so  gewinnt  auch  die  Art  der  Absatzorganisation  für  die 
Körnerfrüchte,  von  der  jene  Preisbildung  wesentlich  mit  bedingt 
ist,  in  heutiger  Zeit  erhöhte  Bedeutung.  Der  Marktpreis  der  Koni- 
frucht ist  ja  keineswegs  gleichbedeutend  mit  der  dem  Producentea 
zu  Theil  werdenden  Vergütung ;  diese  letztere  mindert  sich  um  den 
Betrag  der  Lagerungs-,  Transport-  und  sonstigen  Spesen,  die 
erwachsen,  bis  das  Korn  an  den  Ort  seiner  endgültigen  Bestimmung 
übergeführt  ist.  Jede  Verminderung  dieser  Spesen  steigert  also 
den  Gewinn  des  Producenten  aus  dem  Kömerbau.  Mit  Eecht  wird 
daher  gegenüber  der  schwerfälligen,  zeitraubenden  und  kostspieligen 
Art  der  Lagerung  der  Kornfrucht  in  Europa  in  zahllosen  Einzel- 
speichem  und  der  Art  der  Ueberführung  dieser  Einzelkommengeu 
in  den  Grosshandel  auf  die  vollkommenen  Lagerungs-  und  Ueber- 
führungseinrichtungen ,  die  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  Nord- 
amerika üblich  geworden  sind  und  mittelst  deren  die  Kostender 
Lagerung  und  Ueberführung  des  Korns  in  den  Consum  auf  ein 
Minimum  herabgedrückt  werden,  aufmerksam  gemacht;  essinddie^ 
die  in  unmittelbarster  Verbindung  mit  den  Schienen-  und  Wasser- 
strassen   errichteten    Korn-Elevatoren    (Grain  -  Elevators) ,  in 


*)  Vgl.  hierzu  Sering,  Die  laudwirthschaftliche  Concurrenz  Nordamerikas  etc.. 
1887,  S.  498 ff.;  und  weiter  die  sehr  beachtenswerthen  Schriften  und  Aufsätze  vou 
V.  Grass-Klanin,  Die  Association  des  landwirthschafUichen  Angebots,  1888;  IHe 
wirthschaftliche  Bedeutung  der  Eomzölle  und  die  Möglichkeit  ihrer  Herabsetxuiig, 
1891;  ferner  dessen  Artikel  in  der  Deutschen  landwirthschaftlichen  Presse  von  1891, 
No.  13  ff.  und  1892,  No.  9  ff. 
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denen  die  Einlagerung,  Bearbeitung  nnd  Abgabe  des  Korns,  d.  h. 
die  gesammte  Komfortbewegung  ausschliesslich  durch  elemen- 
tare Kraft  erfolgt  und  deren  Einrichtung  gleichzeitig  eine 
directe,  zweckmässige  Lagerungsweise  und  Trocknung  der  Körner- 
früchte, sowie  eine  Trennung  derselben  nach  Qualitätsarten  leicht 
ermöglicht.  „Man  hat",  sagt  Sering,  „das  Ineinandergreifen  aller 
technischen  Mittel  so  weit  vervollkommnet,  dass  z.  B.  im  Erie-Store 
zu  New- York  täglich  300  Eisenbahnwagen  (150  000  Busheis)  aus- 
und  200000  Busheis  in  die  SchiflFe  eingeladen  werden  können. 
Von  dem  Moment  an,  wo  das  Getreide  den  Wagen  des  Farmers 
verlassen  hat,  bis  es  den  europäischen  Hafen  erreicht,  kommt 
menschliche  Arbeitskraft  bei  der  Handhabung  desselben  nur  insoweit 
zur  Anwendung,  dass  letztere  das  Uhrwerk  der  Elevatoren  regelt, 
die  Eisenbahnzüge  und  Schiffe  lenkt.  Es  bedarf  keines  Hinweises, 
in  wie  hohem  Grade  dadurch  an  Zeit  und  Geld  gespart  und  die 
Concurrenz  (für  Europa)  verschärft  wird."  Mit  diesen  Elevatoren 
tritt  aber  der  amerikanische  Farmer  ohne  Vermittlung  des  Zwischen- 
handels in  unmittelbaren  Verkehr;  er  kann  jederzeit  sein  Getreide 
in  dieselben  einliefern  gegen  Aushändigung  eines  Lagerscheins 
(warehouse  receipt),  durch  dessen  Verpfändung  er  einen  Theil  der 
eingelieferten  Getreidemenge  sofort  flüssig  machen  kann,  ohne  ge- 
nöthigt  zu  sein,  das  Getreide  zu  ungünstiger  Zeit  zu  verkaufen. 
Die  Lagerscheine  selbst  sind  durch  Blanco-Indossament  übertrag- 
bare Ordrepapiere,  die  eine  Anweisung  auf  eine  bestimmte  Menge 
Getreide  von  bestimmter  Qualität,  lieferbar  gegen  Zahlung  der 
darauf  haftenden  Spesen,  enthalten  und  die  jedem  Besitzer  des 
Scheins  die  Möglichkeit  eröffnen,  diese  Kornmenge  von  einem  jeden 
Lagerhaus  des  Elevatorenverbandes  in  Natura  zu  fordern.  Der 
Farmer  steht  danach  durch  die  Elevatoreneinrichtung  mit  dem 
Welthandel  in  directester  Beziehung  und  hat  es  jederzeit  in  der 
Hand,  sein  Korn  an  die  günstigste  Stelle  zu  dirigiren  und  zu  der 
für  ihn  vortheilhaftesten  Zeit  in  den  Verkehr  zu  bringen.  Nicht 
ohne  Grund  hat  man  betont,  dass  die  Vortheile  einer  so  be- 
schleunigten und  geregelten  Uebertragung  der  Waare  einen 
erschreckenden  Eindruck  machen,  sobald  man  ihr  die  ungeheuerliche 
Langsamkeit  und  Schwerfälligkeit  des  europäischen  Komangebots 
entgegenhält;  und  dass  diese  Einrichtung,  indem  sie  einerseits  den 
Farmer  in  die  Lage  setzt,  das  Kornangebot  zurückzuhalten,  sobald 
der  Verzehrbedarf  gedeckt  ist,  andererseits  ihm  die  Möglichkeit 
giebt,  einen  solchen  Bedarf,   sobald  er  an  einer  Stelle  bemerkbar 
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wird  oder  auch  nur  vorauszusehen  ist,  aufs  Schnellste  auszunutzen, 
dem  Besitzer  des  eingelagerten  Korns  die  vollste  Ausnutzung  des 
Verzehrbedarfs  sichert  (v.  Grass- Klanin).  Offenbar  liegt  in  allen 
diesen  Beziehungen  der  europäische  und  vor  Allem  der  deutsche 
Kornhandel  zum  Nachtheil  der  Production  sehr  im  Argen;  statt 
dass  die  Producenten  in  der  Lage  wären,  durch  richtige,  dem 
jeweiligen  Verzehrbedarf  angepasste  Disponirung  in  der  Verkaufs- 
weise des  Getreides  einen  maassgebenden  Einfluss  auf  die  Preise 
sich  zu  wahren,  haben  sie  sich  dieses  Einflusses  in  Folge  der  ver- 
zettelten, in  wenigen  Monaten  nach  der  Ernte,  zum  Theil  in 
stürmischer  Hast  sich  abwickelnden  Art  der  üeberführung  in  den 
Handel,  die  eher  einer  „Preisgabe"  als  einem  Verkauf  ähnelt,  mehr 
oder  weniger  völlig  begeben.  Endlich  aber  rühmt  man  dem 
amerikanischen  Elevatorensystem  nach,  dass  „in  den  der  Privat- 
disposition entzogenen,  unter  eine  einheitliche  Verwaltung  gestellten, 
in  tarirten  Komhäusem  sehr  sicher  controlirbaren  Kombeständen 
ein  weit  höherer  Lombardwerth  enthalten  ist,  als  in  den  zerstreut 
auf  den  Balkenspeichem  unseres  Zwischenhandels  lagernden  Kom- 
beständen, deren  bei  Weitem  grösster  Theil  sogar  gerade 
darum  lombardirungsunfähig  ist,  weil  seine  Besitzer  die  für  die 
Lombardirung  erforderlichen  Aus-  und  Abschliessungsbedingungen 
nicht  zu  erfüllen  vermögen"  und  dass  daher  als  besonderer  Vonug 
der  Konihauseinrichtung  nach  amerikanischem  System  gerade  auch 
die  Möglichkeit  der  Ausnutzung  der  Lombardirungsfähigkeit  der 
heimischen  Kombestände  sich  darstellt. 

2.  Die  ßeformbedürftigkeit  des  europäischen  und  ins- 
besondere des  deutschen  Systems  der  Komüberfühnmg  in  den 
Handel  und  Consum  kann  nach  diesen  Ausfährungen  nicht  zweifel- 
haft sein;  sie  tritt  am  stärksten  hervor  in  denjenigen  Productions- 
gebieten,  die  einen  über  den  Nahrungsbedarf  der  ansässigen  Be- 
völkerung hinausgehenden  Ueberschuss  an  Korn  liefern  (üeber- 
schussgebiete),  weniger  stark  in  den  Productionsgebieten,  in  denen 
das  producirte  Kornquantum  zur  Versorgung  des  Volkes  unzureichend 
sich  erweist  (Eehlgebiete) ;  daher  in  Deutschland  zunächst  im  Norden 
und  Nordosten,  weniger  im  Westen  und  Süden  auf  Einrichtungen 
abzuheben  sein  wird,  die  im  Wege  der  Association  des  Komangebots 
die  Stellung  des  verkaufenden  Producenten  kräftigen,  einer  localen 
und  zeitlichen  Entwerthung  der  Kornfrucht  vorbeugen,  diurch  Herab- 
minderung der  Einlagerungs-  und  Ueberführungsspesen  die  Preis- 
gestaltung günstig  beeinflussen,  durch  die  Art  der  Einrichtung  der 
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Komlagerhäuser  die  Lombardirungsfähigkeit  der  eingelagerten 
Kommengen  ermöglichen,  wie  denn  in  dieser  Richtung  kräftige 
Ansätze  einer  Bewegung  wahrzunehmen  sind.  Die  für  die  Land- 
wirthschaft  zweckmässigste  Lösung  der  Sache  würde  allerdings 
darin  bestehen,  dass  die  Eomhäuser,  wie  in  Amerika,  als  Unter- 
nehmungen des  Handels,  also  nicht  in  Form  genossenschaftlicher 
Unternehmungen  der  Producenten  selber  ins  Leben  treten;  es 
dürfte  aber  überhaupt,  wegen  der  Grösse  der  in  die  Unternehmung 
zu  verwendenden  Kapitalien,  des  mit  derselben  verknüpften  geschäft- 
lichen Kisicos,  die  Bildung  von  Genossenschaften  zur  Errichtung 
von  Komhäusem  nur  in  den  Gegenden  des  mittleren  und  grösseren 
Grundbesitzes,  die  ja  auch  im  Allgemeinen  mit  den  Ueberschuss- 
gebieten  zusammenfallen,  Aussicht  auf  Verwirklichung  haben,  nicht 
aber  in  den  Gegenden  des  bäuerlichen  Besitzes,  dessen  Angehörige 
am  besten  daran  thun,  speculativen  Handelsgeschäften,  denen 
sie  in  ihrer  überwiegenden  Mehrzahl  doch  nicht  gewachsen  sind, 
zu  entsagen.  Die  Forderung  nach  einer  „Association  des  Eom- 
angebots"  zum  Zweck  der  Einflussgewinnung  auf  die  Kompreise 
und  der  Verhütung  von  Verschleuderung  der  Kommengen  zu  un- 
vortheilhaften  Preisen  wird  in  den  letzteren  Gegenden  überhaupt 
so  lange  auf  ein  geringes  Verständniss  stossen,  als  die  von  den 
aufkaufenden  kleinen  Zwischenhändlern  beanspruchten  Provisionen 
massige  sind  und  als  es  an  sonstigen  regelmässigen  Abzugscanälen 
för  die  producirten  Kommengen  nicht  fehlt,  zu  denen  z.  B.  betreffs 
Koggen  und  Weizen  die  benachbarten  Mühlen,  hinsichtlich  der 
<Terste  die  Brauereien,  hinsichtlich  des  Hafers  die  militärischen 
Proviantämter  zählen.  Doch  bleibt  auch  für  diese  Gegenden  die 
wenigstens  örtlich  vorzunehmende  Sammlung,  Beinigung  und 
Sorürung  der  producirten  Komfrüchte  auf  genossenschaftlichem 
Weg  (durch  Consumvereine)  behufs  Erzielung  grösserer  Absatz- 
föhigkeit  und  Behütung  der  einzelnen  Wirthe  vor  unlauteren 
Manipulationen  der  Makler  wichtig,  wobei  auf  das  früher  Gesagte 
zu  verweisen  ist 

Anmerkung.  Eine  grössere  Verbreitung  hat  das  amerikanische  Elevatoren- 
\v$tem  bis  jetzt  nur  in  Russland  gefunden,  begünstig^  durch  das  Gesetz  vom 
'Mi  März  1888  aber  Lagerhäuser  und  Warrants ;  neben  einer  Anzahl  Landschaften 
i^ind  insbesondere  auch  Eisenbahn  gesell  Schäften  und  Staatsbahnen  mit  der  Gründung 
von  Elevatoren  vorgegangen  und  im  russischen  Budget  für  1891  wurden  4  Millionen 
Kabel  zur  Errichtung  von  solchen  eingefordert.  Als  Hauptzweck  der  Institution 
^'ird  in  Rassland  angesehen:  einen  billigen  Waarencredit  zu  versclialTen,  eine  eiu- 
Cnchere  Klassifikation  des  (ietreides  Iierzustellen ,  durch  Trocknung  und  Reinigung 
^ie  (Qualität  des  Getreides   zu  erhöhen  und  durch  vollkommene  technische  Herrich- 
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tung,  sowie  durch  Verbindung  mit  den  Zufahr-  und  Ausfuhn^egen  eine  Verbiliigun? 
der  Auf-  und  Abladungskosten  zu  erreichen.  Letztere  sind  selbst  in  den  bedeutendjieu 
Ausfuhrhäfen  noch  ganz  enorm;  kommen  doch  selbst  in  Plätzen  wie  Odessa  Fäll»- 
%^or,  wo  die  Transport-  und  Umladungskosten  aus  der  Eisenbahnstation  nach  den 
städtischen  Privatspeichem  und  von  diesen  nach  dem  Hafen  ebensoviel  betrag^D 
wie  die  Seefracht  von  Odessa  nach  London.  Erleichtert  w^erden  die  Trausactiouen 
auch  noch  dadurch,  dass  die  Reichsbank  und  deren  Abtheilungen  ermächtigt  sind 
auf  die  aufgespeicherten  Waaren  Darlehen  gegen  nur  6Vo  zu  gewähren. 


§  188.    Aussichten  der  Genossenschaftsbewegung;  dio 
corporative  Verfassung  des  Grundbesitzes. 

1.  Aussichten  d  er  Geno  ssenschaftsbewegung.  Wi»^ 
das  Heimathland  der  neuzeitlichen  Wirthschaftsgenossenschaften 
England  ist,  wie  dieselben  hier  und  in  Nordamerika,  innerhalb  des 
continentalen  Europas  vornehmlich  in  Deutschland,  in  einzelner 
Theilen  der  Schweiz,  femer  in  den  scandinavischen  Ländern  festeren 
Boden  gefasst  haben,  während  sie  in  den  romanischen  Ländern 
vergleichsweise  wenig  entwickelt  sind,  so  stellt  sich  überhaupt  das 
Genossenschaftswesen  recht  eigentlich  als  eine  Blüthe  ger- 
manischen Geisteslebens,  als  eine  der  germanischen  Eigenart 
angepasste  Erscheinungsform  wirthschaftlicher  Bethätigung  dar. 
Immerhin  zeigt  die  langsame  Entwicklung  des  Genossenschafts- 
wesens gerade  auch  in  Deutschland,  obschon  es  daselbst  wohl  den 
mächtigsten  Aufschwung  genommen  hat,  dass  die  Landbevölkerung 
für  den  Genossenschaftsgedanken  doch  erst  erzogen  werden  muss. 
wie  ja  auch  sonstige  natürliche  Veranlagungen  der  menschlichen 
Natur,  um  zu  ihrer  freien  Entfaltung  zu  gelangen,  der  liebevollen 
Nachhilfe  dureh  Erziehung  und  Unterricht  bedürfen.  Gerade  in 
dem  Wesen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  ist  der  Goldkem  der 
Genossenschaftsidee  vielfach  überlagert  durch  jene  nicht  leicht 
überwindbaren  Charaktereigenthümlichkeiten ,  die  auch  der  Um- 
formung landwirthschaftlicher  Betriebsweisen  und  wirthschaftlicher 
Gewohnheiten  so  vielfach  hemmend  in  den  Weg  sich  stellen: 
durch  Vorurtheil  und  nörgelnde  Besserwisserei,  durch  Ueber- 
schätzung  der  eigenen  Kraft,  vor  Allem  auch  durch  Misstraueu 
gegen  Seinesgleichen  und  die  Besorgniss  vor  Uebervortheilungen. 
Hinderlich  erweist  sich  auch  nicht  selten  der  Mangel  opferwiUiger 
Hingabe  für  die  gemeinsamen  Standesinteressen,  die  Abgeneigtheit 
ohne  oder  ohne  entsprechendes  Entgelt  Zeit  und  Arbeit  in  den 
Dienst  Anderer  zu  stellen;  in  Landgemeinden  mit  vorwiegend  klein- 
bäuerlicher Bevölkerung  nicht  selten  auch   der  Mangel   an  einer 


hinreichenden  Anzahl  ron  mit  «I^r  n'thii:-*n  kaafmännischi^n  Ge- 
wandtheit und  go:jehäftliehen  B<[*utine  aus2^rj:att»*t*^n  P^TS-ünlieL- 
keitea,  denen  ohne  XacLth^il  für  die  Sa«:he  die  Leitimir  einer  mehr 
oder  weniger  risieoreiehen  Gen*:»5sen5*:häft2jRt*rnehmunir  üh^-rläs^fn 
werden  kann.  So  erklärt  sich  d«^r.n  auch,  d^^s  die  Entwickiunrr 
des  Genossensehaftäwesens  rielf^ch  nicht  der  spontanen  Will^^n*- 
entschliessung  der  unmirtelbar  B^theil;:.t^n  entspringt.  s»»niiem 
häufig  das  Ergebniss  müh^ToIIsti^  lind  ri^-harrlichster  Einwirkumr 
der  Organe  der  Landwiitfi5chdft.-pr?-:?i:e  —  LAr.iwir:Lv:hj!tIi«:h»-n 
Vereine,  Wanderlehrer  ü-  A-  —  i<:  ur.d  «L-s.  w.>  liie*«^  wecn-^l- 
seitige  Einwirkung  tV'hit,  *:ti  ünfce»;«>iivn  ie  V -rk  Eimni--e  —  Frhl- 
sehlafiren  eines  einzelnen  B^zü^'s.  Erlei'i»=-ii  eir-^s  Verlust»^»  etc.  — 
zur  Ursache  pM.tziich-?n  Au-eii:Ani«frt^is  und  der  Aufl-siing  wird: 
und  es  erklart  sich  wr-i>r.  w^shjlb  bis  jetzt  nur  die  ailereitfjich^e!: 
Genossenschaftsbü«:  in^ec  die  L-^r  ein  h^^scheid'^c^  Miü^s  von  G— 
nossenschaftsarfo^it  erheis-LiJ^n  u^d  mit w<^r.L/ Bisico für  den  Kr.zeln»^:i 
Genossenschafter  TerknlMi  sin»l.  also  die  E:r.kiuf?eenv<*T^r.s*:Linen 
(landwirthschafUiche  ConsoniTrrreinei.  von  d-n  Ab-a:zcerö^.^r- 
Schäften  weäentlich  ej*  die  G-!i>s-^r.-«:].i::-rn-.!->r^i^r. .  err>en  be- 
sonderen Aufschwung  genomm-n  Li^-rn.  wilirmd  di^  tr.riz'^n  Art«^r. 
von  Genossenschaften  TenrlriTL^w^i-e  n-<L  irr:in^r  ein*»'  s^'.ir  nn- 
l»**deutende  Entwicklung  aL;fwri'r^n-i. 

2.  Endziel  der  Gec'»ss^nscL4ftsbe w^g'ir.g.  Mr.  •:-:. 
mannigfaltigen  Forrr.-n.  ti  denen  •i-^z  Gen  •*-- fnscLif:r2-:^:ik>  '.* 
jetzt  sich  darchger-n::en  L^t.  :.ni  n.h  d<r  b .ri^v:h'>»rk:ivn  Vir-l- 
heit  von  Genc-ss-^-ns-iLir:.-'.«:!  i  ,ngen  z-r  i5-:r>i:r  *:.::  »irhv-Lir:- 
lieber  Einzelbedir&i--e  -»ird  d-ch  n.r  ^:n-  *rLr  •  S-^-rÜ-Lll::.-' 
Betrachtungsweise  -i.-n  z-:r:-i-n  :i'^'''>T,  »ilrl^:.:  r.:.^  ti-r'^re  Er- 
fassung der  Bew^-g-^ng  »;ri  T:-Ii:.r..r  z..  'i-i:i  GrUnk-^n  L:-/.-l:j-.". 
dass  diese  erst  in  d^-n  er::'-r7-n^l<''r.  WTf.i'.v.:r*->ri  s:«  L  '-nr.  < 
und  dass  der  enilicLe  -ni  Irrn-^ii^rn  ir  A'ov:'.!--*  •i-:-'^.  -r.  -^  :. 
einem  organiscben  Wie-ierz.  •arrirr.-nf  i-sen  «i-r  Viel- 
heit in  einen  ^^inheitlicnea  Gr::^r.:  -  ni --  ^rxirrrt  »^-r:-.. 
darf.  Mh  an'ier*-n  W  r:»>r. :  »i*  j^-zt  :  .*  W^-^e  ■i-^r  gj^r.-**-:- 
sehaftlichen  F'^r-Irr-n^i'    h^-t^irr.i'.vr    e.:.;-.;-:   WLr  -  ..i:^-:^-   .- 
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und  löO  sonstige  Genossenscliaften.  —  Dem  ^Allgemeinen  Raiffeisen^scheu 
Verband"  gehörten  1890  ausser  den  Darlehenskassen  noch  drei  Molkerei-  und 
fünf  Winzergenossenschaften  an.  Die  Gesammtzahl  der  Winzergenossenschaften  wirrt 
für  1890  auf  29  angegeben.  —  Die  Deutsche  Landwirthschaftsgesellschaft 
(siehe  oben  S.  493  94}  vermittelt  in  alljährlich  steigendem  Umfang  den  genossenscitaft- 
liehen  Bezug  von  Dünger,  Kraftfutter,  Saatgetreide  für  ihre  circa  7000  Mitglieder.  - 
Auch  die  Berliner  Hauptgenossenschaft  (unter  der  Leitung  des  Freiherru 
V.  Broich,  des  Begründers  des  „  socialreformatorischen"  Genossenschafts- 
wesens mit  etwas  unklaren  Zielen,  vgl.  die  vielfach  mystisch  gehaltenen  mid  ver- 
worrenen Betrachtungen  in  der  Schrift  von  v.  Mosch,  Materialien  zu  einem  Kate- 
chismus der  Social  reform,  1888,  und  v.  Broich,  Socialreformatorisches  Genossen- 
schaftswesen, 1889),  deren  Schwerpunkt  in  der  Gründung  von  CreditgenoBsenschaften 
zu  liegen  scheint,  befasst  sich  neuerdings  ebenfalls  mit  dem  Ankauf  von  Verbrauchs- 
stoffen,  sowie  mit  dem  Verkauf  der  Erzeugnisse  ihrer  Mitglieder.  —  Als  erste 
Getreideverkaufsgenossenschaft  ist  die  den  Anregungen  von  v.  Grass- 
Klan  in  ihre  Entstehung  verdankende  Colberger  Silo-Genossenschaft  (1892  ins 
Leben  getreten  als  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht)  zu  erwähnen.  — 
Obstverwerthungsgenossenschaften  in  Bayern,  Hessen  und  einigen  Preiiss. 
Provinzen;  Normalstatut  für  solche  1888  vom  Preuss.  Lajidwirthschaftsministenum 
veröffentlicht.  —  Von  den  P  r  o  d  u  c  t  i  v  genossenschaften  haben  bis  jetzt  am  meisten 
Erfolge  die  zahlreichen  Molkereigenossenschaften  aufzuweisen;  von  den 
wenigen  Winzergenossenschaften  scheinen  nur  die  im  Ahrthal  und  in  der 
Moselgegend,  sowie  einige  in  Württemberg  zu  gedeilien;  am  wenigsten  lohnend 
haben  sich  die  Schlächtereigenossenschaften  en?\'iesen,  von  denen  einzehie 
schon  nach  kurzer  Zeit  liquidiren  mnssten.  —  Schöne  Erfolge  weisen  eine  Anzahl 
V  i  e  h  a  b  s  a  t  z  g  e  n  0  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  e  n  auf,  so  die  ostfriesische  Vieh-Ausfuhr-Gesellßchaft, 
die  oberbadischen  Zuchtgenossenschaften  etc.  —  üeber  die  vereinzelt  vorkommenden 
Genossenschaften  zur  Verarbeitung  von  Getreide  auf  Mehl,  von  Kartoffeln  auf  Sprit, 
von  Rüben  auf  Zucker,  ferner  über  jene  zum  Ankauf  von  Maschinen,  insbesondere 
über  die  vortrefflichen  Einrichtungen,  die  in  letzterer  Hinsicht  durch  Schaffung  einer 
Centralankaufsstelle  für  landwirthschaftliche  Maschinen  und  Ge- 
ra the  seit  1889  in  der  Preuss.  Provinz  Sachsen  als  Unternehmung  des  dortigen 
landwirthschaftlichen  Central  Vereins  bestehen  (Umsatz  im  Jahre  1892  600000  Mark , 
siehe  den  Aufsatz  von  v.  Mendel,  Landwirthßchaftliches  Genossenschaftswesen  in 
dem  Hdwb.  der  St.-W. ,   dem  auch  ein  Theil  der  obigen  Angaben  entnommen  ist. 

2.  aindere  Staaten.  Ausserhalb  Deutschlands  weisen  von  den  hier  in 
Betracht  kommenden  landwirthschaftlichen  Genossenschaften  nur  die  Meierei- 
(Molkerei-)Geno8senschaft«n  in  einzelnen  Staaten  eine  ansehnliche  Entwicklung  anf, 
so  besonders  in  Dänemark,  wo  1882  19  MilL,  1888  45  Mill.  Pfund  Butter  genossen- 
schaftlich erzeugt  und  verschleisst  wurden  (Hauptabsatzgebiet  England  an  die  dortigen 
Lebensbedürfnissvereine),  femer  in  der  Schweiz,  wo  Käsereigenossenschaften  in 
den  alpinen  Gegenden  schon  seit  Alters  bestehen,  ähnlich  wie  auch  in  Frankreich 
die  Entstehung  der  Fruitieres  sich  manches  Jahrhundert  hindurch  zurück verfblffen 
lässt.  —  Im  Einzelnen  ist  noch  zu  bemerken:  InOesterreich  haben  die  An- und 
Verkaufsgenossenschaften  bis  jetzt  nur  eine  sehr  geringe  Ausdehnung,  vor  1885  \^^ 
es  überhaupt  keine  Ankaufsgenossenschaften.  —  Als  eine  dem  Absatz  von  Boden- 
prodttcteu  dienende  genossenschaftliche  Veranstaltung  grösseren  Styls  ist  die 
durch  den  Grafen  Otto  Dürkheim  errichtete  Oberösterreichische  Landes- 
productengesellschaft  aufzuführen,  die  in  der  glücklichen  Lage  ist,  eint'» 
ständigen  Abnehmer  der  Mitgliedereinlieferungen  in  den  k.  k.  österr.  Staatsbabnen 
zu  besitzen.  Einen  halbstaatlichen  Charakter  hat  die  Lagerhausgesell- 
schaft in  Innsbruck,  die  sich  insbesondere  mit  dem  Verkauf  der  Weine  «nd 
des  Obstes  Tyroler  Provenienz  befasst  und  kau^ännisch  und  technisch  vortrefflich 
verwaltet  zu  sein  scheint.  -  In  der  Schweiz  wird  die  Zahl  der  landwirthschaft- 
lichen An-  und  Verkaufsgeiiossen schalten  einschliesslich  Meiereien  (aber  wohl  ohne 
die  alpinen  Käsereigenossenschaften)  1886  auf  circa  600  angegeben,  die  sich  in  fnnt 
Verbäude  gliederten.  —  In  Belgien  und  Holland  ist  die  Zahl  der  Ankaufs-  «nd 
Absatzfrenossenschafteu,  sowie  der  Molkereigenossenschaften  noch  sehr  unbedeutend. 
-    In   Frankreich   sind  insbesondere   seit  Krlassung  des  Gesetzes  vom  21.  Mar« 
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des  Versicherungswesens  und  weiterhin  alle  diejenigen  Operationen, 
die  bis  jetzt  die  Hauptdomäne  der  Einzelgenossenschaften  gebildet 
haben:  Einkaufs-  und  Absatzwesen  zu  umfassen  hätte,  wobei 
iudess  innerhalb  des  der  Corporation  zugewiesenen  Aufgabekreises 
der  Bewegung  freiester  Spielraum  zu  lassen,  also  auf  die  lästige 
Zwangsfessel  coUectivistischer  Betriebsweisen  und  die  diesen 
charakteristische  unerträgliche  Bevormundung  der  Einzelwirthschafts- 
führung  grundsätzlich  zu  verzichten  wäre.  Innerhalb  solcher  cor- 
porativen  Verfassung  des  Grundbesitzes  zur  autonomen  Verwaltung 
seiner  wirthschaftlichen  Angelegenheiten  könnten  dann  auch  alle 
jene  Aufgaben  Baum  finden,  denen  jetzt  die  landwirthschaftlichen 
Vereine  nachstreben:  die  Anbahnung  gesunder  Fortschritte  der 
Technik,  die  Vertretung  der  gemeinsamen  Interessen  gegenüber 
der  Staatsleitung  und  Volksvertretung,  die  Wahrung  der  gemein- 
samen Standesinteressen  überhaupt.  Beif  für  eine  solche  cor- 
porative  Verfassung  dürfte  freilich  dermalen  das  Landvolk  in  seiner 
breiten  Masse  noch  nicht  sein;  und  die  Bedeutung  der  Ge- 
nossenschaft sbewegung  und  des  Wirkens  der  Einzelgenossen- 
schaften ruht  daher  nicht  in  letzter  Linie  darin,  das  Landvolk  in 
der  Schule,  die  ihm  in  diesen  Genossenschaften  zu  Theil  wird,  für 
die  dereinstige  höhere  und  verheissungsvoUe  Aufgabe  der  stand- 
schaftlichen  Verwaltung  seiner  wirthschaftlichen 
Angelegenheiten  langsam  heranzuziehen  und  zu  befähigen. 


8  189.    Verbreitung  landwirthschaftlichor  Ankaufs-  und 
Verkaufs-,  sowie  von  Productivgenossenschaften. 

1.  Deutschland.  Wie  die  ländlichen  Creditvereine,  so  haben  auch  die  sonstigen 
landwirthschafUichen  Genossenschaften  nnter  allen  europäischen  Staaten  die  rascheste 
Eotwicklong  und  Verbreitung  in  Deutschland  au&uweisen,  vor  Allem  die  land- 
wirthschaftlichen Ankaufsgenossenschaften  (landwirthschaftliche  Consumvereine) ,  die 
zuerst  besondere  Pflege  in  Hessen  und  Baden  erfuhren  und  von  da  sich  weiter  ver- 
breiteten; dann  auch  die  ihren  Ausgangspunkt  von  Ostprenssen  aus  nehmenden 
Molkereigenossenschaften ;  letztere  sind  insbesondere  durch  den  milchwirthschaft- 
Hohen  Verein  nnter  der  Leitung  von  Petersen-Eutin  (Organ:  Die  Milchzeitung) 
günstig  beeinflusst  worden.  An  einer  zuverlässigen  Statistik  der  landwirthschaft- 
lichen An-  und  Verkaufs-,  sowie  der  landwirthschaftlichen  Productionsgenossen- 
schaften,  welch  letztere  bis  jetzt  vorwiegend  in  der  Form  der  Molkerei- 
genossenschaften auftreten,  fehlt  es;  die  ermittelten  und  unten  angegebenen 
Zahlen  sind  schon  desshalb  unvollständig,  weil  sie  meist  nur  auf  eingetragene 
(^nossenschaften  sich  beziehen,  während  es  eine  sehr  grosse  Anzahl  von  nicht- 
eingetragenen  Ankanfsgenossenschaften  giebt.    Mit  diesem  Vorbehalt  sei  bemerkt: 

In  dem  „Allgemeinen  Verband  der  landwirthschaftlichen  Genossen- 
Hc haften  des  Deutschen  Reichs*^  befanden  sich  1892  12  Centralgenossenschaften, 
708  landwirthschaftliche  Consnmvereine  (Einkaufsgenossenschaften),   869  Molkerei- 
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In  den  vorausgegangenen  10  Kapiteln  hat  die  Agrarpolitik  nach  den  ver- 
schiedenen Verzweigungen ,  in  denen  sie  sich  praktisch  zu  bethätigen  Anlass  hat, 
ihre  systematische  Darstellung  gefunden ;  doch  bliebe  die  Aufgabe,  die  dieses  Hand- 
buch sich  gestellt  hat,  unvollständig  gelöst,  wenn  diejenige  besondere  Lage  des 
landwirthschaftlichen  Gewerbes,  in  die  es  durch  die  seit  den  siebziger  Jahren  erst- 
mals in  stärkerem  Grade  sich  bemerkbar  machende  osteuropäische  und  trans- 
atlantische Concurrenz  geratheu  ist,  und  wenn  diejenigen  besonderen  Aufgaben 
der  Agrar-  und  der  allgemeinen  Wirthschaftspolitik,  die  aus  dieser  Lage  mit 
zwingender  Nothwendigkeit  für  die  von  dieser  Concurrenz  betroffenen  west- 
iind  mitteleuropäischen  Staatswesen  erwachsen,  unbesprochcn  blieben.  Ist  doch  erst 
mit  dem  Einbruch  dieser  Concurrenz  die  Agrarfrage  eine  wirklich  brennende 
für  einen  grossen  Theil  Europa's  geworden  und  hat  sich  mit  jeuer  Zeit  die  Auf- 
merksamkeit der  Regierungen  und  Volksvertretungen  y,deT  grossen  Frage  der 
Gegenwart*^  in  besonderem  Maasse  zugewendet,  der  Art,  dass  diese  Agrarfrage 
der  Gegenwart  zeitweise  eine  alle  anderen  wirthschaftlichen  Fragen  überragende 
Bedeutung  anzunehmen  schien. 

Die  weite  Verbreitung  und  ungewöhnliche  Dauer  der  durch  die  osteuropäische 
und  transatlantische  Concurrenz  geschaffenen  „Agrarkrisis*^,  mit  der  fräbeiv 
Agrarkrisen  in  Intensität  und  Extensität  der  Wirkung  sich  nicht  messen  lassen,  bat 
seit  den  siebziger  Jahren  eine  massenhafte  Literatur  gezeitigt,  die  theils  der 
näheren  Erforschung  der  nächsten  und  der  tiefer  liegenden  Ursachen  der  Krisis. 
theils  der  Auffindung  der  etwa  in  Anwendung  zu  bringenden  Heilmittel,  theils  der 
Kritik  der  zur  Heilung  ergriffenen  Maassnahmen  gewidmet  und  die  bis  auf  den 
heutigen  Tag  noch  keineswegs  abgeschlossen  ist.  Zu  dieser  umfangreichen  Liteiator. 
die  auch  nur  auszugsweise  an  dieser  Stelle  aufzuführen  der  Verfasser  sich  versagen 
muss,  —  entsprechend  dem  auch  in  den  übrigen  Kapiteln  festgehaltenen  GnmdsatE. 
nur  solche  Werke  und  Sclniften  zu  erwähnen,  die  bei  der  Niederschiifl  des  Bochs 
benützt  worden  sind  —  gesellen  sich  die  zahlreichen,  im  Druck  vorliegenden  Be- 
rathungeu  der  Volksvertretungen  und  der  amtlichen  landwirthschaft- 
lichen Interessenvertretungskörper  und  der  Tagungen  privater  land^^- 
Interessen  Vereinigungen,  femer  die  aus  Anlass  der  Krisis  zahlreich  veranstalteten 
amtlichen  und  sonstigen  Agrarenqu^ten  und  die  Jahresberichte  und  son- 
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stigen  Veröffentlichungen  der  mit  der  Land wirthschaftspflege  betrauten  staat- 
lichen Behörden.  Es  wären  dieser  Literatur  die  zahlreichen  VeröfiFentlichungen 
anzureihen  f  die  —  an  sich  dem  Gebiet  anderer  Zweige  der  Wirthschaftspolitik  an- 
gehörend —  doch  auch  das  Interesse  der  grundbesitzenden  und  bodenbewirth- 
schaftenden  Klassen  nahe  berühren,  insbesondere  alle  jene,  die  sich  mit  den  Fragen 
der  Steuerpolitik  und  der  Thunlichkeit  einer  Femhaltung  der  steuerlichen  üeber- 
lastung  des  Grundbesitzes;  die  sich  weiterhin  mit  der  gerade  auch  in  agrarischen 
Kreisen  lebhaft  erörterten  Währung sf rage  und  mit  dem  Börsenwesen  und  einer 
allenfallsigen  Reform  des  letzteren  befassen.  Wie  aber  diese  Fragen,  da  sie  in  anderen 
Bänden  dieses  von  A  Wagner  herausgegebenen  Handbuchs,  von  dem  die  Agrarpolitik 
nur  einen  Theil  bildet,  in  der  nachstehenden  Darstellung  nur  ganz  flüchtig  gestreift 
werden  konnten,  so  mnss  auch  auf  eine  Heranziehung  der  Literatur  über  dieselben 
an  dieser  Stelle  Umgang  genommen  werden  und  hat  sich  der  Verfasser  daher  darauf 
beschränkt,  nur  gelegentlich  im  Text  der  einen  oder  anderen  der  in  Betracht  kom- 
menden literarischen  Erscheinungen  Erwähnung  zu  thun. 

Zu   Rathe   gezogen   bei   Bearbeitung   dieses  Schlusskapitels  der  Agrarpolitik 
wurden  vornehmlich  folgende  Schriften:  1.  Die  in  Bd.  I,  S.  2  erwähnten  amtlichen 
landw.  Erhebungen  in  Preussen,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Elsass- 
Lothringen;  die  dort  erwähnten  Erhebungen  des  Vereins  für  Socialpolitik: 
.Bäuerliche  Zustände  in  Deutschland",  3  Bände,  1883;  femer  die  Agrarenqueten  für 
England,  Frankreich  und  Italien  in  der  durch  Nasse,  v.  Beitzensteln  und 
Eheberg  gegebenen  Darstellung  der  Erhebungsergebnisse  in  den  Bänden  27  u.  29 
des  Vereins  für  Socialpolitik.    Bemerkenswerth  für  die  amtliche  Beurtheilung  der 
Agrarkrisis  in  Deutschland  sind  weiter  noch  die  Jahresberichte  über  Preussens 
landw.  Verwaltung,  sowie  des  Bad.  Ministeriums  des  Innern  und  die  amtliche  Dar- 
stellung:  Die  Landwirthschaft  in  Bayern,   1890.  —  Von  den  Verhandlungen  der 
landw.  Interessenyereinlgungen  sind  insbesondere  die  des  Deutschen  Landwirth- 
schaftsraths  und  die  der  Steuer-  u.  Wirthschaftsreformer,  in  denen  be- 
greiflicherweise die  agrarischen  Interessen  mit  einer  gewissen  Ausschliesslichkeit 
sich  geltend  machten,  bemerkenswerth.    Durch  besondere  Gründlichkeit  und  relative 
rnbefangenheit  des  Standpunktes   zeichnen   sich  die  für  den  Deutschen  Land- 
wirthschaftsrath  bearbeiteten  Referate  von  v.  Below-Saleske  aus.   Hervorzu- 
heben aus  dessen  Verhandlungen  über  die  Materie  sind  insbesondere  die  folgenden: 
Vom  Jahr  1885:  „Die  landw.  Zölle",  Referenten  v.  Below  u.  Braunmüller  (Arcliiv, 
S.  96 ff.);  vom  Frühjahr  1887:  „Zur  Lage  der  Landwirthschaft",  Referent:  Graf  v.  Ler- 
chenfeld (Archiv,  S.  195 ff.);  vom  Spätjahr  1887:  „Die  Aufhebung  des  Identitäts- 
nachweises bei  der  Ausfuhr  von  Getreide";  femer:  „Die  Erhöhung  der  landw.  Zölle"  ; 
t-ndlich:  „Die  Emeuemng  des  deutsch-österr.  Handelsvertrags"  mit  den  Referaten  von 
V.  Puttkamer-Plauth,  H.  Klein,  v.  Below-Saleske,  Graf  v.  Lerchenfeld- 
Köfering,  Nobbe-Niedertopfstedt  und  May-München  (Archiv  S.  75ff.,  127 ff.);  von 
1890:  „Zur  Feststellung  der  Minimalgewichte  der  Hauptgetreidearten",  Referent :  General- 
secretärTr.  Müller  (Archiv,  S.  532  ff.);  von  1891:  „Der  Ablauf  der  Handelsverträge 
im  Jahr  1892",  Referenten:  v.  Below-Saleske  und  v.  Thüngen-Thüngen  (Archiv, 
S.  125  ff.);    von   1893:    „Stellungnahme    zum    Abschluss    eines    deutsch-russischen 
Handelsvertrags",  Referenten:  v.  Below  u.  v.  Frege  (Arclüv,  S.  223  ff.)  —  Aus  den 
Verhandlungen  des  Preuss.  Landesökonomiec  oUegiums  sind  namentlich  die- 
jenigen des  Jahres  1882  (Landw.  Jahrb.,  Xll.  Bd.,   Ergänzungsbd.  I,  S.  605  ff.)  mit 
den  Referaten  von  v. Miaskowski  u.  v.  Herford  zu  erwähnen. 

2.  Von  grösseren  Werken,  von  Schriften  und  Aufsätzen,  die  sich  theils  mit  der 
Frage  der  auswärtigen  Concurrenz,  theils  mit  der  Zollfrage  beschäftigen, 
wurden  zu  Rathe  gezogen:  in  dem  Rau' sehen  Werk,  a.  a.  0.,  Abschn.  IV:  „Absatz 
der  landw.  Erzeugnisse^,  §  121  ff.;  bei  Röscher,  a.  a.  0.,  Kap.  XU:  „Komhandel 
und  Theuemngspolitik",  insbesondere  §  159  ff.:  „Internationale  Beschützung  des  Kom- 
baues".  Femer  J.  Conrad 's  Aufsatz:  „Agrarkrisis",  im  Hdw.  d.  St.  W.  und  dessen 
Abhandlung  XVI  in  Schönberg's  Hdb.  der  pol.  Oekonomie,  1891,  Bd.  U;  Derselbe: 
„Die  Erhöhung  der  Getreidezölle  im  Deutschen  Reich  im  Jahr  1885",  im  Jahrb.  f.  N., 
Neue  Folge  X,  S.  237  ff.,  und  weitere  Aufsätze  ebenda,  III.  F.  I,  S.  481  ff; 
Drechsler,  Die  Productionskost«n  der  Hauptgetreidearten,  in  Festgabe  für  G. 
Hansaen,  1889;  K.  Fr  aas.  Die  Ackerbaukrisen  und  ihre  Heilmittel,  1866; 
B  Qchenberger,  A.,  Agrarpolitik.  U.  34 
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L.  Franke,   Deutschlands    Getreidehandel   und   Getreidepreise,    1887;   v.  Grass- 
Klanin,  Die  wirthschaftliche  Bedeutung  der  KomsöUe  und  die  Möglichkeit  ihrer 
Herabsetzung,  1891;  v.  d.  Goltz,  Die  Landwirthschaftslehre  und  die  jetzige  Eriäds 
in  der  deutschen  Land>virthschaft,  1886;  Herkner,  Aufsatz:   nKrisen"  im  Hdwb. 
d.  St.  W.;  £.  Jäger,  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart,  m.  Abthlg.  1889;  J.  Kühn, 
Die  Getreidezölle   in  ihrer  Bedeutung   fiir  den  kleinen  und  mittleren  Grundbeäu, 
1885;    Lexis,    Aufsatz:    „ Getreidehandel"    im    Hdw.    d.   St.  W.;    Derselbe:  Die 
Wirkung  der  Getreidezölle,  in:  Festgabe  für  G.  Haussen,  1889;  W.  Lotz,  Die  Ideen 
der  deutschen  Handelspolitik  von  1860—1891,  1892;  H.  Mahraun,  Der  landvirth- 
schaftliche  Nothstand,  seine  Begründung  und  Heilang,  1889;  v.  Matlekowitz,  Die 
Zollpolitik  der  Oesterreichisch-Ungarischen  Monarchie  und  des  Deutschen  Beichs,  1891 ; 
A.  Mayer,  Zur  Begründung  von  Schutzzöllen  insonderheit  für  die  Landwirthachafi, 
1888;    V.  Miaskowski,    Die  Erhöhung  der  landwirtschaftlichen  Schutzzölle  in: 
„Agrarpoliüsche  Zeit-  und  Streitfragen^,  1889;  Derselbe:  Ueber  die  Krisen  in  den 
1820er  und  1870er  Jahren,  in  Thiers  Landw.  Jahrb.,  Bd.  XH,  Snppl.  I,  S.  618 ff.; 
V.  Neumann-Spallart,  Der  Schutz  in  der  Weltwirthschaft,  1879;  Paasche,  Auf- 
satz:   „Getreidezölle"   im  Hdw.  d.  St.  W.;  Derselbe:   „üeber  die  wachsende  Con- 
currenz  Nordamerikas  für  die  Producte  der  mitteleuropäischen  Landwirthschaft"  in 
Conrad's  Jahrb.,  Bd.  33,  S.  92  ff.  u.  19öff.;  A.  Peez,  Die  amerikanische  Concurrenz, 
1881;  PI  atzmann- Saida,  Die  Ursachen  der  landwirthschaftlichen  Kiisis  und  einige 
Mitt«!  zu  deren  Linderung,  1887;  Derselbe:  Der  Einfluss  der  auswärtigen  Getreide- 
production  auf  den  inländischen  Getreidemarkt,  1887;  Derselbe:  Die  Steuern  des 
Landwirths,    1887;    G.  Katzinger,   Die  Erhaltung  des  Bauernstandes,    1883;  P. 
Reichensperger,  Die  Gemeinschädlichkeit  der  Getreidezölle,  1887;  K.  V.  Kiecke, 
Zölle  etc.  in  Schönberg's  Handbuch  der  pol.  Oek.,  Bd.  HI,  S.  429 ff.;  G.  ßuhland, 
Aufsatz :  „Ueber  den  Einfluss  der  deutschen  Wirthschafts-  und  Handelspolitik  im  Deut- 
schen Reich"  in  der  Zeitschrift  des  landw.  Vereins  für  Bayern,  Jahrg.  1887,  S.  538  ff.; 
Derselbe:    Die  Lösung  der  landwirthschaftlichen  Creditfrage,    1886;    Derselbe: 
Die  Factoren  der  Preiserhöhung  landwirthschaftlicher  Producte,  1889,   I,  S.  31ff.; 
A.  Schäffle,   Die  lucorporation  des  Hypothekarcredits ,  1883;    Derselbe:  -Di« 
amerikanische  Concurrenz  im  Lichte  des  jüngsten  Census  der  Vereinigten  Staaten", 
in  der  Zeitsclir.  f.  d.  ges.  St.  W.,  Bd.  41,  S.  1  ff.,  473  ff.  u.  Bd.  42,  S.  24  ff.;  Der- 
selbe:   „Zur   wissenschaftlichen  Orientirung  über  die  neueste  Handelspolitik.    Mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  Pflichten  des  Grundeigenthums  in  den  Schutzzollfragen*, 
in  der  Zeitschr.  f.  d.  ges.  St.  W.,  Bd.  48,  S.  1  ff.:   G.  Schmoller,  Die  amerikanische 
Concurrenz  und  die  Lage  der  mitteleuropäischen,  insbesondere  der  Deutschen  Laad- 
wirthschaft,  im  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.,  Bd.  VI,  S.  247  ff.;  H.  Semler,  Die  wahre 
Bedeutung  und  die  wirklichen  Ursachen  der  nordamerikanischen  Concurrenz  in  der 
landwirthschaftlichen  Production,  1881:  M.  Sering,   Die  landwirthschaftliche  Con- 
currenz  Nordamerikas    in  Gegenwart  und  Zukunft,    1887;    L.  v.  Stein,    Die  drei 
Fragen  des  Grundbesitzes  und  seine  Zukunft,  1881;  K.  Stommel,  Die  Getreidezölle. 
Reibrmvorschläge    etc.,    1885;    A.  Ucke,    Die  Agrarkrisis    in    Preussen   während 
der  20er  Jahre  dieses  Jahrhunderts,  1887;   K.  Walcker,  Schutzzölle,  laissez  faire 
und  Freihandel,  1880;   Derselbe:  Gegen  KomzöUe,  1885;  Derselbe:  Die  Frag« 
der    Zolleiniguug    mit    Oesterreich-Ungam ,    1892;    A.  Wagner,    Art.    „Zölle**    in 
Bluntschli,  Bd.  IX,  S.  340ff.;  M.  Wilckens,   Nordamerikanische  Landwirtlischaft 
1890;  M.  Wirth,  Die  Krisis  in  der  Landwirthschaft,  1881;  F.  Wisser,  Ueber  Lage 
und  Verhältnisse  des  ländlichen  Grundbesitzes,  1883. 

Von  früheren  Schriften  und  Aufsätzen  des  Verfassers  selber:  „Zur  land- 
wirthschaftlichen Frage  der  Gegenwart",  1887;  femer  dessen  Referat  auf  der  Ver- 
sammlung des  Vereins  für  Socialpolitik  im  Jahr  1884. 

Endlich  sind  zu  erwähnen  die  Berichte  und  Gutachten  über  die  Handelspohtik 
Italiens,  Oesterreichs ,  Belgiens,  der  Niederlande,  Dänemarks,  Schwedens  und  Nor- 
wegens, Russlands,  der  Schweiz,  von  W.  Sombart,  A.  Peez,  £.  Mahaim,  Henry 
de  Reus,  W.  Scharling,  Fahlbeck,  Wittschewsky,  E.  Frey  und  die  sta- 
tistische Darstellung  von  H.  v.  Scheel,  Ueber  den  auswärtigen  Handel  des  deutschen 
Zollgebiets  im  letzten  Jahr/ohnt,  in  Bd.  49  der  Schriften  des  Ver.  f.  Socialpolitik.— 
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§190.  Die  Factoren  der  landwirthschaftlichen  Production 
und  ihr  Einfluss  auf  die  Gutsrente. 

1.  Das  Endziel  jeder  Agrarpolitik  wird  auf  eine  be- 
friedigende Gestaltung  der  Bentabilität  des  landwirthschaftlichen 
Gewerbes  gerichtet  sein  müssen,  d.  h.  auf  Herbeiführung  einer  solchen 
ökonomischen  Lage  der  bodenbewirthschaftenden  Klassen,  die  deren 
Angehörigen  neben  einem  standesgemässen  Lebensunterhalt  die  Er- 
füllung der  ihnen  obliegenden  wichtigen  öiFentlichen  Verpflichtungen 
gegen  Staat  und  Gesellschaft  ermöglicht;  und  eine  aufmerksame 
Würdigung  aller  in  den  vorausgegangenen  Kapiteln  besprochenen 
Einzelmaassnahmen  des  Agrarrechts  und  der  Agrarpflege  wird  nicht 
verkennen,  dass  für  die  beabsichtigte  Endwirkung  dieser  Maass- 
nahmen  die  befriedigende  Rentabilität  des  landwirthschaftlichen 
Gewerbes  schliesslich  das  entscheidende  Moment  bleibt,  da  sie 
gleichbedeutend  ist  mit  der  Erhaltung  wirthschaftlicher  Selbst- 
stilndigkeit  und  mit  der  Behauptung  des  ererbten  oder  erworbenen 
Besitzes.  Ein  anhaltend  ungünstiger  Stand  der  Beute  schwächt 
nicht  nur  die  Kaufkraft  der  ländlichen  Bevölkerung  und  beein- 
trächtigt ihre  steuerliche  Leistungsfähigkeit,  sondern  führt  auch 
zur  Vernachlässigung  der  Bodenproduction,  verleitet  zu  unwirth- 
schaftlichen  Gütertheilungen,  nöthigt  zur  Aufgabe  des  Guts  im 
freiwilligen  oder  Zwangsweg,  hat  Verschiebungen  in  der  Grund- 
besitzvertheilung  im  nachtheiligen  Sinn  im  Gefolge  und  erschüttert 
schliesslich  denjenigen  Erwerbsstand  im  Volk  aufs  Tiefste,  auf 
dessen  Stabilität  vor  Allem  die  Gleichmässigkeit  und  Stetigkeit 
der  Fortentwicklung  der  staatlichen  Gesellschaft  beruht  Dauernd 
unpfünstige  Rentabilitätsverhältnisse,  die  mit  dem  Siechthum  der 
bodenbewirthschaftenden  Klassen  gleichbedeutend  sind,  kann  daher 
kein  Staat,  ohne  Schaden  an  sich  selbst  zu  nehmen,  ertragen; 
wo  sie  dennoch  vorliegen,  ist  es  ein  Beweis,  dass  der  Agrar- 
verfassung  schwere  Gebrechen  anhaften,  oder  dass  die  Richtung 
der  allgemeinen  Wirthschaftspolitik  eine  irrige  ist,  oder  aber,  dass 
die  grosse  Masse  der  Landbevölkerung  wirthschaftlich,  geistig  und 
sittlich  den  Aufgaben  des  Berufslebens  nicht  gewachsen  sich  zeigt. 
sei  es,  dass  sie  in  einem  Zustand  der  Degeneration  begriffen,  sei 
PS.  dass  sie  in  ihrer  Entwicklung  im  Vergleich  zu  den  anderen 
Erwerbsständen   oder    auch  im   Vergleich  zu   den  Berufsgenossen 


532    Kap.  XI.    Die  Landwirthschaft  und  die  allgem.  Wirthschaftspolitik  etc. 

anderer  Länder  zurückgeblieben  ist,  was  übrigens  wiederum  mit 
Versäumnissen  der  allgemeinen  Staatspolitik  zusammenhängen  kann. 
Der  Untergang  des  altrömischen  Bauernstandes,  die  Aufsaugung 
des  italienischen  im  Mittelalter,  die  Leiden  des  italienischen  und 
irischen  Landvolks  der  Gegenwart,  die  erbärmliche  Lage  eines 
grossen  Theils  der  ländlichen  Bevölkerung  in  ßussland  sind  be- 
merkenswerthe  Belege  dafür,  wie  sich  Yersäunmisse  gegenüber  den 
Interessen  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  früher  oder  spätef 
schwer  rächen ;  und  wiederum  die  in  der  Gegenwart  zu  beobachtende 
Aufraffung  zu  einer  werkthätigen  Politik  der  Grundbesitzinteressen 
der  schlagende  Beweis,  wie  sehr  die  Einsicht  von  der  Nothwendig- 
keit  der  Erhaltung  eines  wirthschaftlich  kräftigen,  zur  Behauptung 
des  Besitzes  befähigten  Grundbesitzerstandes  die  obersten  Staats- 
leitungen mehr  und  mehr  beherrscht  und  wie  die  Bedachtnahme 
auf  Femhaltung  drückender,  empfindlicher  Störungen  im  Erwerbs- 
leben dieses  Standes  leitende  Staatsraison  geworden  ist. 

2.  Die  Beute  aus  dem  Grundbesitz,  d.i.  der  nach  Be- 
streitung aller  Betriebsausgaben  und  der  auf  dem  Grund  und 
Boden  lastenden  öffentlichen  und  privatrechtlichen  Verpflichtungen 
zur  Verfügung  des  Wirthschafters  bleibende  üeberschuss  ist 
ein  Endproduct  zahlreicher  Einzelfactoren,  deren  Aus- 
einanderhaltung nöthig  ist,  um  darzuthun,  inwieweit  das  Ergebniss 
des  Wirthschaftsbetriebs  der  individuellen  Einwirkung  des  Einzel- 
wirths  unterliegt,  also  von  diesem  selbst  verschuldet  ist;  und  in- 
wieweit auf  dasselbe  Factoren  von  Einfluss  sind,  die  sich  dieser 
privaten  Einwirkung  entziehen,  aber  in  gewissem  Grade  der  Ein- 
wirkung der  staatlichen  Gesetzgebung  oder  staatlichen  Verwaltungs- 
thätigkeit  zugänglich  sind.  Wie  in  jeder  auf  Erwerb  gerichteten 
Unternehmung  steht  auch  in  dem  landwirthschaftlichen  Gewerbe 
das  individuelle  Verantwortlichkeitsmoment  im  Vorder- 
grund und  keine  noch  so  grosse  Sophisterei  wird  je  über  die 
Wahrheit  des  alten  Spruchs  sich  hinwegsetzen  können,  dass  Jeder 
zunächst  seines  eigenen  Glückes  Schmied  ist;  aber  mehr  wie  in 
anderen  Gewerben  ist  der  Wirthschaftserfolg  bei  dem  landwirthschaft- 
lichen Gewerbe  von  unabwendbaren  Einwirkungen  und 
Beeinflussungen  von  aussen  her  mitbedingt,  mehr  wie  bei 
anderen  ist  daher  in  dem  landwirthschaftlichen  Gewerbe  die  Mög- 
lichkeit, damit  aber  auch  die  Verpflichtung  gegeben,  durch  das 
Mittel  staatlichen  Eingreifens  jene  nachtheiligen  Ein- 
wirkungen auf  den  landwirthschaftlichen   Productionserfolg  abzu- 
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schwächen  oder  die  ökonomische  Wirkung  der  privaten  Wirth- 
schaftsthätigkeit  zu  verstärken.  Im  Einzelnen  mag  hier  auf  folgende 
Gesichtspunkte  kurz  hingewiesen  sein: 

a)  Die  Bob  e  Unna  hm  en  einer  landwirthschafblichen  Betriebs- 
untemebmung  sind  ganz  vorwiegend  das  Ergebniss  individueller 
Betriebsthätigkeit  als  Folge  guter  technischer  Schulung;  sie  sind 
aber  —  im  Gegensatz  zu  den  stoffumformenden  Thätigkeiten  des 
Handwerks  und  der  Industrie  —  jahrweise  nicht  nur  beträchtlichen 
Schwankungen  in  Folge  der  Gunst  oder  Ungimst  der  Witterungs- 
verhältnisse,  sondern  auch  sonstigen  unvorgesehenen  Schmälerungen 
durch  auftretende  Naturereignisse  (Orkane,  Hagelwetter,  üeber- 
schwemmungen  etc.)  oder  durch  Auftreten  von  Schädlingen  der 
Pflanzen-  und  Thierwelt  ausgesetzt.  Durch  eine  gute  Organisation 
des  Versicherungswesens  und  der  Landwirthschafts- 
polizei  kann  wohl  diesen  letzteren  Schädigungen  die  gefährlichste 
Spitze  genommen  werden,  nicht  aber  den  diurch  die  Launen  der 
Witterung  verursachten  Schwankungen  des  Ertrags,  die  vielmehr, 
als  eine  mit  dem  landwirthschaftlichen  Gewerbe  untrennbar  ver- 
knüpfte Besonderheit,  der  Wirth  auf  sich  behalten,  bezw.  für  die 
er  im  Wege  der  Selbstversicherung  sich  Deckung  verschaffen  muss. 
(Vgl.  oben  §  143.)  Ob  im  üebrigen  die  Landwirthschaft  eines 
Landes  den  wachsenden  Ansprüchen  der  Allgemeinheit  entsprechend 
höhere  Eoherträgnisse  zu  erwirthschaften  vermag,  ist  wesentlich 
in  ihre  eigene  Hand  gelegt  und  insbesondere  davon  ab- 
hängig, in  welchem  Umfang  sie  gewillt  ist,  durch  sinnvolle  Be- 
nutzung der  zu  ihrer  Belehrung  und  Aufklärung  dienenden  unter- 
richtlichen und  pfleglichen  Veranstaltungen  des  modernen  Staats 
Gebrauch  zu  machen.  Dass  dieser  nöthige  Fortschritt  in  der 
Bodenproduction  am  besten  da  gewährleistet  ist,  wo  der  Boden  sich 
im  Zustand  der  Eigenbewirthschaftung  durch  die  Grund- 
eigenthümer  befindet  und  die  Grundbesitzvertheilung  eine  harmo- 
nische Mischung  grösserer,  mittlerer  und  kleinerer  Betriebe  auf- 
weist, nicht  aber,  wo  die  entgegengesetzten  Formen  des  Besitzes 
und  der  Besitzvertheilung  Platz  greifen  —  Russland  mit  seinem 
Agrarcommunismus,  Irland  mit  der  Institution  der  Parcellenpacht, 
Italien  mit  der  Einrichtung  des  Theilbaus  —  ist  früher  eingehend 
dargethan  worden  (Bd.  I,  §  30 ff.);  und  es  folgt  daraus,  dass  vor 
Allem  die  der  Hebung  der  Bodentechnik  schädlichen  Einrichtungen 
der  Agrarverfassung  beseitigt  werden  müssen,  wenn  auch  in  den 
Staatswesen   der  vorerwähnten  Art   eine   den   anderen  Staatswesen 
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ebenbürtige  Entwicklungsstufe  in  der  Art  der  Bodenbewirthschaftung 
imd  in  dem  Rohertrag  des  Grund  und  Bodens  erreicht  werden  soll. 
b)  Bei  den  einer  landwirthschaftlichen  Unternehmung  zur  Last 
fallenden  Ausgaben  muss  man  die  eigentlichen  Betriebsausgaben 
und  die  sonstigen  Lasten  der  Unternehmung  unterscheiden;  unter 
den  ersteren  fordern  die  Aufwendungen  für  Löhne,  unter  den 
letzteren  die  Aufwendungen  für  öffentliche  Zwecke  —  Staats- 
und  Communalabgaben  —  sowie  für  auf  der  landwirthschaft- 
lichen Unternehmung  lastende  Schulden  besondere  Beachtung, 
weil  das  Maass  dieser  Aufwendungen  theils  nur  bedingt,  theils, 
wie  bei  den  Abgaben,  gar  nicht  der  Einwirkung  des  Betriebs- 
unternehmers zugänglich  ist.  —  Eine  mit  der  wachsenden  Aus- 
dehnung der  Industrie  Hand  in  Hand  gehende  Erhöhung  der 
Arbeitslöhne  beeinfiusst  das  Wirthschaftsconto  der  mittleren  und 
grösseren  Betriebe  nach  der  negativen  Seite  und  kann,  je  nach  dem 
Grad  der  Lohnsteigerung,  leicht  verhängnissvoll  werden,  wenn  es 
nicht  gelingt ,  durch  anderweite  Betriebsorganisation  oder  aber  durch 
Einführung  arbeitsparender  Maschinen  den  Mehraufwand  zu  be- 
gleichen; in  den  Gegenden  des  Parcellarbesitzes  wird  die  Streulage 
der  Grundstücke  imd  die  durch  diese  verursachte  Verzettelung  von 
Arbeitskräften  die  durch  die  erwähnte  Entwicklung  herbeigeführte 
Lohnsteigerung  besonders  empfindlich  in  die  Erscheinung  treten 
lassen,  verleiht  aber  auch  den  eine  Beseitigung  der  in  der  Streu- 
lage wurzelnden  Uebelstände  anstrebenden  Cultunmternehmungen 
(Feldbereinigungen,  Consolidationen,  Bd.  I,  §  52 ff.)  erhöhte  Be- 
deutung. Kommen  vollends  die  ländlichen  Arbeitermassen  in  Be- 
wegimg und  gelingt  es  nicht,  selbst  zu  hohen  Löhnen  taugliches, 
zuverlässiges  Arbeitermaterial  auf  den  Landgütern  festzuhalten,  ?<^ 
entwickeln  sich  leicht  unhaltbare  Zustände,  wie  seit  Jahren  in 
den  nördlichen  und  nordöstlichen  Provinzen  Preussens  (Bd.  I, 
S.  395  ff.,  548  ff.)  zu  beobachten  ist  Zu  beachten  bleibt,  dass  der 
mittel-  und  kleinbäuerliche  Betrieb,  in  dem  ein  grosser  Theil  der 
Arbeiten  durch  die  Familienangehörigen  verrichtet  zu  werden  pflegt, 
durch  die  Bewegung  auf  dem  Arbeitsmarkt  verhältnissmässig  am 
wenigsten  berührt  wird.  —  Jenen  nachtheHigen  Verschiebungen,  die 
sich  durch  das  Anwachsen  der  Steuerlast,  durch  eine  Erhöhung 
des  Zinsfusses  für  Leihkapitalien  ergeben,  steht  die  landwirth- 
schaftliche  Betriebsuntemehmung  noch  einflussloser  wie  den  Ver- 
änderungen auf  dem  Arbeitsmarkt  gegenüber;  ja  selbst  der  für  die 
Höhe   der  Zinsbelastuns:  maassgebende  Grad  der  Verschuldung  ist 
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in  vielen  Fällen  der  individuellen  Einwirkung  des  Betriebsunter- 
nehmers entzogen,  so  namentlich  überall  da,  wo  diese  Schulden 
aus  Erbschaftsauseinandersetzungen  herrühren,  weil  für  die  Höhe 
der  Abfindungen  nicht  sowohl  der  Wille  des  Gutsübernehmers,  als 
das  geltende  Erbrecht  entscheidend  ist,  —  Man  muss  diese,  die 
Rentabilität  der  landwirthschaftlichen  Unternehmungen  stark  beein- 
flussenden, indess  der  Einwirkung  des  Gutsuntemehmers  nur  zum 
Theil  zugänglichen  Factoren  wohl  beachten,  wenn  man  vor  un- 
gerechter Beurtheilung  betrefifs  des  Maasses  der  die  bodenbewirth- 
schaftenden  Klassen  treffenden  wirthschaftlichen  Verantwortlichkeit 
sich  bewahren  will. 

c)  Der  wirthschaftliche  Erfolg  einer  Unternehmung  ist 
nicht  allein  von  der  Herstellung  des  Products  in  der  von  dem 
Markt  begehrten  Qualität,  sondern  vor  Allem  davon  bedingt,  ob  es 
gelingt,  Abnehmer  für  die  erzeugte  Waare  und  zwar  zu  einem 
Preise  zu  gewinnen,  bei  dem  die  Kosten  der  Production  im  weitesten 
Sinn  sich  bezahlt  machen.  Und  zwar  wird  man  als  den  normalen 
Zustand  des  Wirthschaftslebens  den  ansehen  müssen,  wenn  im 
Dmohschnitt  solche  Preise  für  die  auf  den  Markt  gebrachten  Er- 
zeugnisse •  bezahlt  werden ,  die  ausreichend  sind ,  für  die  unter 
mittleren  Verhältnissen  aufzuwendenden  Productionskosten  Deckung 
zu  gewähren;  für  einen  anormalen  jenen,  wenn  die  Preise  im 
Durchschnitt  hinter  diesen  Productionskosten  zurückbleiben,  die 
grosse  Masse  der  Producenten  also  mit  Verlust  arbeitet.  Ob  ein 
normaler  oder  anormaler  Zustand  dieser  Art  besteht,  lässt  sich 
freilich  bei  der  ausserordentlichen  Verschiedenheit  der  Productions- 
kosten und  bei  der  Schwierigkeit  ihrer  Ausscheidung  auf  das 
einzelne,  in  Frage  kommende  Product  (z.  B.  für  Getreide  und  hier 
wieder  für  Weizen,  Roggen,  Hafer  etc.),  vollends  bei  der  Dehnbar- 
keit und  schwankenden  Natur  desjenigen  Theils  der  Kosten  der 
landwirthschaftlichen  Unternehmung,  die  durch  den  (standes- 
gemässen)  Lebensunterhalt  des  Wirths  und  seiner  Familie  repräsen- 
tirt  werden,  zahlenmässig  nur  schwer  feststellen  und  alle  dahin 
zielenden  Versuche  haben  bis  jetzt  durch  die  Unterschiedlichkeit 
der  gelieferten  Ergebnisse  lediglich  die  Unmöglichkeit  ganz  exacter 
Beweisführung  auf  diesem  Gebiet  ergeben;  es  bleibt  somit  nur 
übrig,  auf  mittelbarem  Wege  die  „Unlohnendheif'  der  Preise  einer 
bestimmten  Periode  zu  folgern,  etwa  aus  der  Thatsache  eines  un- 
verhältnissmässig  starken  Preissturzes  gegenüber  dem  Preisstand 
einer  vorausgegangenen  Periode,  femer  aus   der  Thatsache  einer 


536    Kap.  XI.    Die  Landwirthschaft  und  die  allgem.  WirthschafUpolitik  etc. 

ZU  beobachtenden  Zunahme  der  Verschuldung  oder  der  Liegen- 
schaftszwangsvollstreckungen oder  des  schleppenden  Eingangs  der 
Schuldzinsen  und  Abgaben,  oder  der  Abnahme  des  Consums  in 
den  betheiligten  Volksklassen,  oder  endlich  der  Vernachlässigung 
der  Bodenproduction,  des  Aufgebens  bestimmter  Productionsrich- 
tungen  u.  a.  m.  —  Auch  betreffs  dieses  wichtigsten  Abschnitts  der 
Production,  der  mit  der  Ueberführung  der  Waaren  in  den  Markt- 
verkehr beginnt  und  mit  der  Preisstellung  und  dem  Verkauf  endet 
ist  augenfällig  der  Producent  nur  zu  einem  Theil,  nämlich  im 
Aufsuchen  der  lohnendsten  Absatzwege,  Herr  der  Situation,  während 
die  Preisgestaltung  unabhängig  von  dem  Belieben  des  Einzelnen 
sich  vollzieht.  Aber  selbst  in  ersterer  Hinsicht  ist  er  betreffs  der 
Möglichkeit  der  Beschickung  des  Markts  wiederum  in  sehr  weit- 
gehendem Maasse  von  Factoren  abhängig,  auf  die  ihm  ein  Einfluss 
nicht  oder  nur  in  sehr  geringem  Maasse  zusteht:  von  dem  Vor- 
handensein und  der  Beschaffenheit  der  Transportwege,  von  der 
Höhe  der  Frachten,  von  den  zur  angemessenen  Abwicklung  von 
Käufen  dienenden  Markt-  und  sonstigen  Veranstaltungen  etc.  Dass 
nirgends  weniger  als  gerade  in  dem  landwirthschaftiichen  Gewerbe 
die  Preise  nach  den  Erzeugungskosten  des  einzelnen  Wirths  oder 
der  einzelnen  Gegend  sich  richten,  sondern  dass  diese  Gestaltunj^ 
gänzlich  unabhängig  hiervon  sich  vollzieht,  wird  noch  näher  nach- 
zuweisen sein,  soll  aber  schon  jetzt  betont  werden,  weil  gerade  dieser 
Umstand  für  die  Beurtheilung  der  Bestrebungen,  die  auf  ein  staat- 
liches Einwirken  auf  die  Preisgestaltung  (sei  es  durch  Maass- 
nahmen  der  Eisenbahn-,  sei  es  durch  solche  der  Zollpolitik)  ab- 
zielen, von  erhöhter  Wichtigkeit  wird. 


§  191.    Dauernde  Störungen  der   landwirthschaftiichen 
Productionsthätigkeit;  Agrarkrisen. 

Eine  nachtheilige  Verschiebung  in  den  Erwerbsverhältnissen 
der  grundbesitzenden  Klassen  kann,  wie  eine  Auflösung  der 
Productionsfactoren  in  ihre  Einzelbestandtheile  ergiebt ,  durch 
denkbar  verschiedene  Ursachen  veranlasst  sein :  abgesehen  von  den 
Belastungen  und  Schäden  durch  Kriegführung  im  eigenen  Land 
(Wohlstandszerrüttung  der  Landbevölkerung  durch  den  Dreissig- 
j ährigen,  den  Siebenjährigen  Krieg  etc.)  durch  einen  Rückgang  der 
Koherträgnisse    in  Folge    anhaltender  Missernten    oder  des  Auf- 
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tretens  verheerender  Krankheiten  (z.  B.  der  Reblauskrankheit); 
durch  eine  nachhaltige  Steigerung  einzelner  oder  aller  Ausgaben 
und  Lasten  der  Betriebsunternehmung,  ohne  dass  diese  in  ent- 
sprechender Steigerung  der  Froduction  einen  Ausgleich  findet; 
durch  Absatzerschwemisse  und  anhaltenden  Preisfall  der  wichtigeren 
Erzeugnisse ;  unter  Umständen  auch  schon  dadurch,  dass  das  Geld- 
kapital der  landwirthschaftlichen  Froduction  entfremdet  und  der  fdr 
die  Fortführung  des  Betriebs  und  die  Behauptung  des  Besitzes  erfor- 
derliche Credit  überhaupt  nicht  mehr  oder  nur  unter  erschwerenden 
Bedingungen  erhältlich  ist.  In  den  ersterwähnten  Fällen,  in  denen 
ein  anhaltender,  empfindlicher,  die  Behauptung  des  Besitzes  er- 
schwerender, die  grosse  Masse  der  bodenbewirthschaftenden  Klassen 
in  Mitleidenschaft  ziehender  Bückgang  der  Wirthschaftsüberschüsse 
(Reinerträgnisse)  oder  in  denen  starke  Kapitalverluste  in  Frage 
stehen,  spricht  man  von  Agrarkrisen  im  Allgemeinen,  in 
dem  letzteren  Fall  von  landwirthschaftlichen  Creditkrisen 
insbesondere.     Im  Einzelnen  ist  hier  zu  bemerken: 

1.  Agrarkrisen  als  Folge  schlechter  Ernten  pflegen 
in  Ländern  mit  unentwickelter  Bodencultur,  sowie  in  solchen  mit 
extremen  Witterungsverhältnissen  mit  einer  gewissen  periodischen 
Begelmässigkeit  aufzutreten,  wie  in  Russland  und  Indien;  sie  waren 
übrigens  in  früheren  Jahrhunderten  auch  im  mittleren  Europa 
häufig  zu  beobachten  und  sind  selbst  inmitten  vorgeschrittener 
Staatswesen  nicht  immer  hintanzuhalten,  wie  die  Agrarkrisis  der 
vierziger  und  diejenige  Anfangs  der  fünfziger  Jahre  zeigt,  wo  die 
auftretende  KartofFelkrankheit,  in  Süddeutschland  in  Verbindung  mit 
einer  langen  Reihe  schlechter  Weinjahre,  den  Wohlstand  der  länd- 
lichen Bevölkerung  untergrub,  den  Grund  und  Boden  entwerthete, 
massenhaft  zur  Auswanderung  drängte,  ja  in  Irland  die  Schrecken 
^iner  eigentlichen  Hungersnoth  zeitigte.  Je  vielseitiger  die  Boden- 
cultur  eines  Landes  wird,  um  so  weniger  können  Missernten  all- 
gemeine Landwirthschaftskrisen  im  Gefolge  haben,  weil  in  jener 
Vielseitigkeit  eine  Art  Versicherung  gegen  die  Unbilden  der  Jahres- 
wittening  gegeben  ist,  so  dass  in  der  Regel  immer  nur  ein 
Wstimmter  Theil  der  Cultiirpflanzen  in  Mitleidenschaft  gezogen 
erscheint  (in  nassen  Jahren  das  Getreide  und  der  Wein,  in  über- 
mässig trockenen  Jahren  die  Futtergewächse,  wie  neuerdings  im 
Jahre  1893) ;  auch  bietet  die  Culturtechnik  durch  die  Maassnahmen 
der  Ent-  und  Bewässerung  des  Bodens  und  ebenso  die  fort- 
geschrittene Anbautechnik   schon  an   und  für  sich  die  Mittel  dar. 
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den  äussersten  Wirkungen  extremer  Witterungseinflüsse  sich  zu 
entziehen ;  wie  endlich  die  hilfreiche  Hand  der  Wissenschaft  in  der 
Bekämpfung  verheerender  Pfianzenkrankheiten  ein  werthvoUer 
Bundesgenosse  geworden  ist  (vgl.  Bd.  I,  §  57  ff.  und  oben  §  158). 
Das  staatliche  Eingreifen  muss  nach  Lage  der  Sache  auf  die 
Anbahnung  und  Verwirklichung  von  Präventiv-  und  ßepressiv- 
vorkehrungen  der  angedeuteten  Art  im  Bereich  der  Landescultur, 
der  Bodentechnik  und  der  Landwirthschaftspolizei  und  im  Fall  des 
Eintritts  von  Missemten  auf  eine  Milderung  der  zu  Tage  tretenden 
Nothstände  —  Vertheilung  von  Nahrungsmitteln  in  die  Nothstands- 
bezirke  und  von  Saatgut,  Gewähning  von  Darlehen  oder  unvenins- 
lichen  Vorschüssen,  eventuell  vorsorgliche  Vorkehrungen  für  diesen 
Zweck,  wie  solche  in  Russland  und  Japan  bestehen  (oben  §  143), 
endlich  Erleichterungen  in  der  Abgabenlast,  Bewilligung  von 
Moratorien  etc.  beschränkt  bleiben.  Der  Gedanke,  in  irgend  einer 
Form  für  die  durch  Missernten  geschaffenen  Einnahmeausfälle  volle 
oder  auch  nur  annähernde  Deckung  zu  verschaffen,  scheitert  an  der 
Grösse  der  in  Frage  stehenden  Beträge;  übrigens  zeigt  die  Er- 
fahrung, dass  die  Folgen  von  Missernten,  sofern  sie  nicht  mehrere 
Jahre  hintereinander  auftreten  oder  sofern*  sie  nicht  alle  oder 
die  meisten  Culturgewächse  betreffen  —  was  beides  selten  der  Fall 
ist  —  meist  verhältnissmässig  rasch  überwunden  werden,  wie  dies 
die  nach  wenigen  Jahren  erfolgte  Sanirung  der  Nothstandsbezirke 
im  Süden  und  Südwesten  von  Deutschland  nach  der  Krise  der 
vierziger  Jahre  in  besonders  schlagender  Weise  darthut. 

lieber  die  tieferen  Ursachen  der  Agrarkrisis  in  Irland  in  den  vierzi^r 
Jahren,  die  wesentlich  in  der  Art  der  Besitzvertheilung  des  Landes  und  dem  System 
des  Parcellenpachts  wurzeln,  siehe  Bd.  I ,  §  34 ,  §  71  Ziffer  2 ;  über  die  Wirkuniireu 
der  Krisis  und  die  staatlicherseits  augewendeten  Heilmittel,  die  Angaben  ebenda 
S.  185  und  S.  198  ff.  Im  deutschen  Stidwesten  hing  die  Erisis  der  vierziger 
und  (iinfziger  Jahre  äusserlich  mit  der  Kartoffelkrankheit  und  dem  Ausfall  der  Wein- 
herbste, innerlich  ebenfalls  mehrfach  mit  ungünstiger  Besitzvertheilung  (weitgehende 
Besitzzersplitterung  in  einzelnen  Gegenden  Württembergs,  Badens  und  Hessens)  bei 
einem  damals  noch  sehr  ungeregelten  Creditverkehr  zusammen;  doch  sind  bei  der 
Schilderung  der  damaligen  Zustände  auch  vielfach  Uebertreibungen  unterlaufen  imd 
es  darf  aucli  an  dieser  Stelle  betont  werden,  dass  die  regierungsseitig  vollzogenen 
Aufkäufe  von  Gemarkungen  und  die  Verbringung  der  ansässigen  Wirthe  nach 
Amerika  doch  sehr  vereinzelte  Ausnahmen  (wesentUch  auf  die  Waldbenrke  des 
Schwarzwaldes  und  Odeuwaldes  sich  bescliränkend)  gebUeben  sind,  wobei  ebeul'alU 
auf  friUiere  Ausführungen  (Bd.  1,  S.  418  ff.)  ver>Wesen  sein  mag. 

2.  Agrarische  Creditkrisen,  wie  eine  solche  in  den 
sechziger  Jahren  einzelne  Gegenden  Mittel-  und  Norddeutschlands, 
namentlich  jene  des  Grossbesitzes  heimsuchte,  damals  eine  umfang- 
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reiche  Literatur  über  Creditnoth  und  im  Gefolge  der  sich  an- 
schliessenden Bewegung  eine  Beform  des  Hypothekenrechts  und 
der  Creditorganisation  zeitigte,  werden  bei  Völkem  vorgeschrittener 
Cultur  noch  mehr  als  wie  die  durch  Missernten  hervorgerufenen 
Krisen  eine  seltene  Ausnahme  werden:  insbesondere  dürften  die 
Ursachen,  die  damals  eine  Krisis  heraufbeschworen :  starker  Abfluss 
der  Geldkapitalien  in  das  Ausland,  insbesondere  nach  Nordamerika, 
bei  gleichzeitiger  Absorbirung  grosser  Kapitalmassen  im  Inland 
durch  den  in  rapiden  Aufschwung  gekommenen  Eisenbahnbau, 
sowie  durch  die  zu  rascher,  blühender  Entwicklung  gelangende 
Grossindustrie  —  schwerlich  je  wieder  in  der  damals  beobachteten 
Weise  zusammentreffen,  ganz  abgesehen  davon,  dass  nach  der  neu- 
zeitlichen Organisation  des  Immobiliarcredits  die  Gefahr  massen- 
hafter Kündigung  von  Hypothekenforderungen  doch  eine  sehr  ge- 
minderte ist  (vgl.  hierzu  die  Ausführungen  in  Kap.  VI,  insbes.  in 
den  §§  119  u.  124  ff.). 

3.  Weitaus  die  empfindlichsten  Agrarkrisen  sind  diejenigen, 
die  einer  Preisrevolution  der  vorherrschenden  Erzeugnisse  der 
Landwirthschaft  ihre  Entstehung  verdanken,  weil  sie  im  Gegensatz 
zu  den  durch  Missemten  oder  durch  Stönmgen  im  Creditverkehr 
verursachten  Krisen  einen  grossen  Theil  der  landwirthschaftlichen 
Enverbskreise  zu  ergreifen  pflegen  und  weil  sie  selten  einen 
raschen,  häufiger  einen  chronischen  Verlauf  nehmen  und  eben 
desshalb  dem  Wohlstand  der  betroffenen  Kreise  die  schwersten 
Wunden  schlagen.  Trifft  gar  mit  einem  andauernden  Preissturz 
der  vorherrschenden  Verkaufsproducte  zeitlich  eine  sonstige  Er- 
schwerniss  der  Production  zusammen  —  Steigerung  der  Erzeugungs- 
kosten, starke  Verschuldung,  wachsender  Steuerdnick  — .  so  kann 
auch  der  festest  gefügte  Grundbesitz  in  Trümmer  gehen,  wenn 
ihm  nicht  in  der  ihn  bedrängenden  Noth  die  Staatsgewalt  mit 
rettender  Hand  zur  Seite  steht.  Die  Krisis,  die  im  classischen 
Alterthum  mit  der  Oeffnung  der  sicilianischen  und  nordafrikanischen 
Kornkammern  über  den  römischen  Bauernstand  hereinbrach  und 
schliesslich  seinen  Zusammenbruch  herbeiführte,  darf  auch  heute 
noch  eine  Warnung  sein,  wohin  Versäumnisse  der  Staatsgewalt  in 
Zeiten  wirthschaftlicher  Umwälzungen  führen.  —  Unter  den  neuer- 
lichen durch  Preisrevolution  verursachten  Agrarkrisen  nimmt 
diejenige  in  den  zwanziger  Jahren,  obwohl  sie  nach  dem 
rmfang  und  der  Intensität  ihrer  Wirkung  mit  der  Agrarkrisis 
der  Ges^enwart  einen  Versyleich   nicht  aushält,   doch  ein  sehr 
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Charakter  angenommen  hat  und  ihr  Ende  auch  jetzt,  trotz  ihrer 
fast  zwanzigjährigen  Dauer,  noch  keineswegs  abzusehen  ist. 

Anmerkung.  Zur  Beurtheilung  der  Krisis  in  den  zwanziger  Jahreu 
können  die  folgenden,  der  citirten  Schrift  Yon  Ucke,  sowie  dem  Aufsätze  von 
.1.  Conrad:  „AgrarkriMs*'  (in  dem  Hdwb.  d.  ges.  Staats  Wissenschaften)  entnonunaien 
Angaben  beitragen.  £s  betrug  auf  dem  Berliner  Markte  der  Preis  von  100  Kilo- 
gramm in  Mark: 

Weizen    Roggen      Gerste       Hafer 


1791- 

-1800 

14,71 

11,10 

10,54 

11,83 

1801- 

-1810 

23,24 

18,30 

16,97 

17,38 

1811- 

-1820 

19,76 

14,53 

13,83 

15,16 

1821- 

-1830 

13,33 

9,33 

8,46 

9,83 

1823 

10,40 

10,38 

8,97 

10,96 

1824 

9,95 

6,02 

5,83 

7,54 

1825 

10,62 

6,81 

5,94 

7,17 

1826 

12,16 

8,08 

8,34 

9,67 

1827 

14,79 

12,08 

10,60 

12,47. 

In  Pommern  befanden  sich  von  1825 — 28  stets  über  100  Güter  in  Sequestration; 
in  Ostpreussen  1826  =  154,  1829  =  96,  d.  h.  beinahe  ein  Viertel  der  in  der 
Landschaft  vereinigten  Güter,  und  in  beiden  Jahr^  kamen  85  und  98  von  diesen 
zur  Subhastation ,  d.  h.  mnd  ein  Sechstel  des  Bestands  der  Landschaft.  In  Wesi- 
preussen  waren  schon  1823  von  sämmtHchen  über  5000  Thaler  bewerthet«!  Gütern 
130  in  Sequestration,  61  in  Subhastation.  Die  im  Zwangswege  an  die  Landschaft 
in  Ostpreussen  übergegangenen  Güter  ergaben  einen  AusfaU  von  698000  Thalern 
und  das  Yerhältniss  des  Erlöses  zur  Taxe  stellte  sich  wie  36  zu  100.  Nach 
M.  Wirth  wurden  Landgüter,  für  die  1817  450000  bis  540000  Mark  beiahli 
worden  waren,  1825  für  90000  bis  120000  Mark  verkauft;  in  den  Holstein'schen 
und  Hannoverischen  Marschen  sanken  die  Preise  um  50 Vo;  ähnlich  im  Königreich 
Sachsen.  —  Zur  lUustrirung  der  Steigerung  der  Gutspreise  in  dem  unmittelbar 
vorhergegangenen  Jahrzehnte  ist  auf  die  Angaben  oben  S.  51  ff.  zu  verweisen;  Ccke 
führt  u.  A.  das  Gut  Falkenwalde  in  der  Neumark  an,  das  1731  zu  84000  Mark, 
1754  zu  86000  Mark  taxirt,  1774  um  den  Anschlag  von  138000  Mark  im  Erbweg 
übernommen  und  1803  um  412000  Mark  verkauft  wurde.  —  Der  Schuldenstand 
der  incorporirten  Güter  bei  den  Preuss.  Landschaften  hatte  in  der  Periode  1805—15 
einen  Zuwachs  von  30  Mill.  Mark,  in  jener  von  1815 — 25  dagegen  einwi  solchen 
von  63  Mill.  Mark  erfahren.  —  Am  meisten  litt  in  den  zwanziger  Jahren  die  Land- 
wirthschaft Mittel-  und  Norddeutschlands,  und  vorwiegend  betroffen  waren 
die  mittleren  und  grösseren  Güter,  viel  weniger  die  bäuerUchen  Anwesea, 
im  Gegensatz  zu  der  Krisis  der  vierziger  und  fünfziger  Jahre,  die  ihre  Opfer  haupt- 
sächlich in  den  Kleinbetrieben  des  Südens  und  Südwestens  fand. 


§  192.    Die   Marktpreisbildung  landwirthschaftlicher 
Erzeugnisse  und  die  Agrarkrisis  der  Gegenwart 

Bei  der  Würdigung  der  Agrarkrisis,  unter  der  in  der  Gegen- 
wart die  mittel-  und  westeuropäischen  Völker  leiden,  muss  man 
die  eigentliche  Entstehungsursache  und  diejenigen  That- 
umstände,  die  verschärfend  hinzutreten,  indem  sie  einerseits 
das  Auftreten  des  Erkrankungsprocesses  beschleunigten,  anderseits 
die  Heilung  verlangsamen,  wohl  unterscheiden.  Die  Entstehungs- 
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msui  sich  gegenüber  der  Situation  befand,  sind  die  abenteuerlichen 
Pläne,  die  auftauchten,  um  dem  Getreideüberfluss ,  den  man  als 
einen  dauernden  ansah,  abzuhelfen  (Vergrabung  grosser  Kom- 
massen in  Silos  etc.),  sehr  bezeichnend.  Die  stark  geminderten 
Einnahmen  hatten,  zumal  in  Norddeutschland,  zahlreiche  Subhasta- 
tionen  und  Sequestrationen,  ein  anhaltendes  Sinken  der  Pacht- 
und  Kaufpreise  der  Güter  im  Gefolge,  und  vielfach  erlösten  die 
subhastirten  Anwesen  nur  wenig  mehr  als  die  Hälfte  des  Taxwerths ; 
mit  Bewilligung  von  Generalmoratorien  und  von  Geldzuschüssen 
an  Landschaften  und  andere  Creditinstitute ,  mit  umfangreichen 
Nachlässen  der  Domänen -Pachtschillinge  suchte  man  zwar  staats- 
seitig  den  Wirkungen  der  Krise  zu  begegnen,  ohne  indess  durch- 
schlagende Erfolge  zu  erzielen,  wie  die  Statistik  der  Subhastationen 
jener  Zeit  deutlich  nachweist.  Eine  langsame  Bessenmg  vollzog 
sich  vielmehr  erst  in  dem  Maasse,  als  gegen  Ende  der  zwanziger 
Jahre  mit  dem  Eintritt  minder  reichlicher  Ernten,  späterhin  mit 
der  Zunahme  des  Getreideconsums  durch  die  anwachsende  Bevölke- 
nmg  und  mit  der  grösseren  Belebung  des  Getreideexports  Korn- 
augebot  und  Kombegehr  sich  wieder  mehr  in's  Gleichgewicht 
setzten  und  im  Gefolge  dieser  Entwicklung  die  Fruchtpreise  all- 
mählich wieder  anzogen,  womit  dann  auch  das  Vertrauen  zurück- 
kehrte und  der  in's  Schwanken  gekommene  Credit  sich  befestigte. 
Die  Ursache  der  Krisis  jener  Zeit  lag  also  in  einem  zeit- 
weisen Ueberangebot  von  Getreide  in  Folge  ausnahmsweise  günstiger 
Ernten  bei  stockendem  Ausfuhrhandel  und  sie  mus9te  naturgemäss 
ziun  Stillstand  kommen,  als  die  zeitweise  UeberfüUung  des  inneren 
Markts  mit  dem  im  Inland  erzeugten  Getreide  ihr  Ende  erreicht 
hatte.  Schon  hieraus  ist  zu  entnehmen,  dass  jene  Krisis  doch  nur  in 
dem  äusseren  Verlauf  mit  der  Krisis  der  Gegenwart  Aehnlichkeiten 
aufweist,  sich  aber  ihrer  inneren  Natur  nach  von  letzterer  gänzlich 
unterscheidet,  da  der  auch  jetzt  wieder  die  Krisis  in  erster  Reihe 
heraufbeschwörende  Preissturz  des  Getreides  nicht  in  vorüber- 
gehenden Ursachen  (ungewöhnlich  reichen  Inlandsemten),  sondern 
in  dauernden  Ursachen,  nämlich  darin  wurzelt,  dass  neue,  grosse, 
mit  jedem  Jahr  an  Ausdehnung  gewinnende  Kornproductionsgebiete 
dem  Welthandelsverkehr  erschlossen  worden  sind  und  vermöge  der 
günstigen  Productionsbedingungen  die  alten  Culturländer  nach- 
haltig im  Preise  zu  imterbieten  vermögen ;  und  dass  aus  eben  diesem 
Grund  die  Agrarkrisis  der  Gegenwart  im  Gegensatz  zu  dem 
acuten  Verlauf  der  Krisis  der  zwanziger  Jahre  einen  chronischen 
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die  Kornproducenten  selber  einen  werthvoll  empfundenen 
Ausgleich  für  die  zufälligen  Schwankungen  der  Jahreserträgnisse; 
eine  weniger  befriedigende  Ernte  konnte  leicht  in  Kauf  genommen 
werden,  da  der  steigende  Marktpreis  für  den  Ausfall  in  Natiura  ein 
entsprechendes  Aequivalent  bot;  und  sinkende  Preise  blieben,  wenn 
sie  nicht,  wie  in  den  zwanziger  Jahren,  längere  Zeit  anhielten, 
ohne  wesentlich  störenden  Einfiuss  auf  die  Wirthschaftslage,  da 
das  grössere  auf  den  Markt  zu  bringende  Verkaufsquantum  in  der 
Kegel  eine  ausreichende  Compensation  gewährte.  Dem  Auf-  und 
Niederschwanken  der  Getreidepreise,  die  den  Schwankungen  der 
Kornerträgnisse  innerhalb  ziemlich  engumschriebener  Grenzen 
folgten,  war  desshalb,  so  lange  diese  Art  der  Preisbildung  sich 
behauptete,  für  die  Producenten  die  gefährlichste  Spitze  genommen 
und  in  der  Art  der  Preisbildung  eine  Art  natürlicher  Ver- 
sicherung gegen  die  ZuföUigkeiten  der  Jahreswitterung  gegeben: 
weniger  günstig  wirkte  dieselbe  auf  die  komkaufenden  Theile 
der  Bevölkerung  ein,  und  in  den  von  den  eigentlichen  Kom- 
gebieten  abgelegenen,  in  ungünstigeren  Jahren  auf  Zufuhren  von 
weiter  her  angewiesenen  Bedarfsgebieten  konnten  und  mussten 
unter  Umständen  bei  beträchtlichem  Anziehen  der  Kornpreise  un- 
erquickliche Zustände,  ja  bei  der  Schwierigkeit  der  raschen  Ver- 
sorgung des  Marktes  mit  Frucht  von  weiter  her  unter  Umständen 
förmliche  Nothstände  sich  herausbilden,  zumal  bei  unzureichender 
Versorgung  des  Marktes  der  Preis  in  stärkerem  Verhältniss  zu 
steigen  pflegt,  als  die  Zufuhr  abnimmi  (Formel  des  Engländers 
G.  King,  inhaltliqh  deren  bei  einem  Fehlbetrag  der  Ernte  um 
10,  20,  30,  40,  50  o/o  des  Durchschnitts  der  Preis  um  30,  80,  160. 
280,  450  ®/o  steigen  soll,  eine  Regel,  die  freilich  nur  cum  grano 
salis  zu  verstehen  ist.)  Nichts  ist  bezeichnender  für  die  ältere 
Zeit  auf  diesem  Gebiet,  als  die  ausserordentliche  Verschiedenheit 
die  die  Getreidepreise,  je  nach  dem  Ausfall  der  Ernten,  sowohl 
jahrweise  wie  ortsweise  aufweisen.  Daher  denn  auch  in  dieser 
zurückliegenden  älteren  Zeit  die  Sorge  für  eine  rechtzeitige  und  aus- 
reichende Versorgung  des  inländischen  Marktes  mit  Getreide  luid 
die  Ergreifung  prophylaktischer  Veranstaltungen  zur  Femhaltung 
übermässiger  Getreidepreise,  insbesondere  in  ungünstigen  Emte- 
jahren,  einen  wichtigen  Theil  der  allgemeinen  Staatspolitik  bildete 
und  die  Frage  nach  der  besten  Regelung  des  Kornhandels 
zur  Verhütung  von  Theuerungen  in  der  wissenschaftlichen 
Erörterun<r    wie    in  der  praktischen  Staatskunst   einen  besonders 
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breiten  Baum  behauptete;  während  für  die  Gegenwart,  mit  Aus- 
nahme etwa  der  Länder  mit  noch  unentwickelten  Verkehrsmitteln 
bei  im  Allgemeinen  noch  niedriger  Stufe  des  Ackerbaues  (Russland), 
die  ehemaligen,  der  Verhütung  von  Theuerung  und  Hungersnoth 
dienenden  staatlichen  Maassnahmen  nur  mehr  noch  historisches 
Interesse  beanspruchen,  seit  die  Eröffnung  der  osteuropäischen  und 
transatlantischen  Kornkammern  in  Verbindung  mit  dem  Aufkommen 
eines  grossartig  organisirten  Komgiosshandels  und  bei  der  leichten 
und  raschen  üeberführung  der  Frucht  in  den  Congum  aus  den  ent- 
legensten Gebieten  zu  billigen  Frachten  die  Gefahr  eines  augen- 
blicklichen Mangels  an  Brodgetreide  so  ziemlich  beseitigt  hat. 

Anmerkung,  a)  Die  Schwankungen  der  Getreidepreise  in  älterer 
Zeit  werden  durch  folgende  heispiels weise  Angaben  gut  illustrirt.  In  Spanien 
kostete  eine  Fanega  Getreide 

Maravedi 

1448  50 

1449  100 
löOö      500—600 

1508  306 

1509  85 
in  England  kostete  das  Getreide 

Den. 
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Es  schwankten  in  England  die  Preise  des  Getreides  im  13.  Jahrh.  um  das 
r)<ifache,  im  14.  Jahrh.  um  das  40fache,  im  15.  Jahrh.  um  das  SOfache,  im  16.  Jahrh. 
um  das  8 fache,  im  17.  Jalirh.  nm  das  37« fache,  im  18.  Jahrh.  um  das  4V2fache. 

b)  Theuerungspolitik  der  älteren  Zeit.  Aus  den  im  Text  angegebenen 
Gründen  kann  das,  was  in  den  älteren  Lehrbüchern  breit  ausgesponnen  zu 
werden  pflegt  —  das  Thema  von  der  Theuerungspolitik  —  und  auch  noch  in 
dem  Rose  her 'sehen  Buch  eingehende  Darstellung  findet,  bei  der  Aufgabe,  die  die 
vorliegende  Darstellung  sich  gesetzt  hat,  sehr  summarisch  abgehandelt  werden. 
Richtig  ist  es,  wenn  Koscher  sagt,  dass  immerdar  das  Getreide  unstreitig  die 
^nchtigste  Waare  der  ganzen  Yolkswirthschaft  bleibt  und  jeder  Ausfall  an  seinem 
^wohnten  Absatz  oder  Angebot  eine  schwere  wirthschaftliche  Krankheit  erzeugt; 
der  Unterschied  zwischen  jetzt  und  früher  liegt  aber  darin,  dass  locale  Aus- 
fälle im  Korn  an  gebot  heutzutage  sofort  durch  den  Welthandelsverkehr  ihre  Deckung 
erfahren,  somit  die  Gefahr  für  die  Consumenten  als  beseitigt  gelten  kann.  Mit  dem 
im  Text  Gesagten  hängt  es  denn  auch  zusammen,  dass  „bis  vor  Kurzem  die  Masse 
des  im  Völkerverkehr  umlaufenden  Getreides  verhältnissmässig  sehr  gering  war  und 
«Yst  die  neueste  Entwicklung  der  Eisenbahn-  und  Dampfcommunication  dies  erheblich 
zu  ändern  begonnen  hat*^  (Röscher).  England  führte  in  den  Theuerungsjahren 
1H(X)  und  1801  wenig  über  Vii»  ^^7  schon  über  V4»  jetzt  rund  */&  seines  Bedarfs 
nn;  in  den  Jahren  1816  bis  1827  exportirten  Preusseu,  Mecklenburg,  Dänemark, 
Hamburg  und  Bremen  durchschnittlich  nur  etwas  über  einen  dreitägigen  Bedarf  des 
britischen  Reichs.  —  Je  weniger  ausgebildet  der  Komhandel  ist,  mit  wie  geringeren 
Kapitalien  er  arbeitet,  in  je  kleineren  Händen  er  Uegt,  um  so  weniger  wird  das 
Kornbedürfniss  der   Bevölkerung  jederzeit    auf   angemessene  Befriedigung    rechnen 
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köuuen;  und  doch  bat  es  überall  lange  ^dauert,  bis  der  Komhandel  Gegenstand 
grosser  kaufmännischer  Untemebmungsthätigkeit  wurde,  nicht  nur,  weil  die  Yolks- 
meinung  Kornhandel  und  Kornwucher  identificirte  und  dem  Komhandels- 
geschäft  lange  Zeit  hindurch  etwas  wie  Anrüchigkeit  anhaftet«,  sondern  auch  wegen 
der  Gefährlichkeit  des  Komhandels  in  Folge  der  Unberechenbarkeit  des  Aosfalls 
der  Ernten  und  der  Schwierigkeit  einer  leidlich  zutreffenden  Preiscalculation,  sowie 
im  Hinblick  auf  die  Kosten  und  Verluste  bei  langer  Lagerung  des  Korns  im  Falle 
augenblicklicher  Unverkäuflichkeit;  endlich  auch  wegen  der  Unterbindung  des 
speculativen  Grosshandels  durch  Maassnahmen  der  Gesetzgebung  und  Verwaltnng. 
(Amtliche  Yerpönung  des  Komhandels  als  Wucher:  „Aufkäuferei*";  noch  17(J9 
unterschied  man  in  Oesterreich  den  erlaubten  Komhandel,  der  sogleich  nach  dem 
Kauf  wieder  verkauft,  und  den  verbotenen,  der  fiir  eine  Theuerung  aufspart. 
Unbefangenere  Ansichten  über  die  volkswirthschaftliche  Bedeutung  des  Komhandels 
erst  seit  dem  18.  Jahrhundert,  so  bei  J.  Moser,  der  in  den  Patriot  Phantasieen  IL 
3.  7  entschieden  für  die  Freiheit  des  Komhandels  —  Abweisung  des  vielverbreitettn 
Concessionirungssystems  —  eintrat.)  Und  doch  wird,  je  unentwickelter  der  Kom- 
handel ist,  um  so  sicherer  jede  Missemte  in  Fracht  Theuerung,  ja  Hungers- 
noth  im  Gefolge  haben.  Noch  1771/72  soll  die  Hungersnoth  in  Kursachsen  150(X)(). 
in  Böhmen  180000  Menschen  weggerafft  haben;  der  Hungertyphus  1847/48  in  den 
schlesischen  Kreisen  Pless  und  Rybnik  über  10%  der  Bevölkerang;  in  Ost- 
indien 1770  und  selbst  noch  1866  ein  Drittel  bis  zur  Hälfte  der  Bevölkerung;  anch 
die  weitverbreitete  Hungersnoth  im  Jahre  1891  in  Russland  mit  dem  Fehlen  eines 
organisirten  Komgrosshandels,  freilich  noch  mehr  mit  dem  Mangel  an  ausreichenden 
Verkehrsverbindungen  wie  Wirkung  und  Ursache  zusammenhängend.  Die  inter- 
venirende  Thätigkeit  des  Staats  selber  hat  sich  in  der  Regel  als  unzu- 
reichender Xothbehelf  erwiesen;  dies  gilt  ebenso  von  der  Einrichtung  von  Staats- 
oder  Gemeindekornmagazinen,  die  noch  Friedrich  der  Grosse  für  eine 
unentbehrliche  Wohlfahrtsein  rieh  tung  hielt  (betreffs  Russlands  und  Japans  siebe 
oben  S.  298),  wie  von  dem  vielfach  angewendeten  Mittel  des  Verbots  der  Korn- 
ausfuhr  und  des  Verbots  der  Verarbeitung  des  Korns  zu  Zwecken  der 
Luxusconsumtion  (Branntwein-,  Bier-  und  Stärkebereitung)  oder  von  dem  Versnch 
der  Femhaltung  einer  Theuemng  durch  das  Mittel  obrigkeitlicher  Feststellung  von 
Getreidetaxen.  Letztmals  in  diesem  Jahrhundert  kamen  solche  Maassnahmen 
in  den  Nothjahren  1846  u.  ff.  in  einzelnen  deutschen  Staaten  zur  Anwendung: 
Bayrisches  Verbot  der  Komausfuhr  nach  Oesterreich  (1847),  Aufsuchen  und  Zwangs- 
verkauf der  von  den  Eigenthümem  zurückgehaltenen  Vorrathe  in  Kursachsen,  Be- 
schränkungen des  anderweiten  Verbrauchs  namentlich  durch  Verbot  der  Koni- 
brennereien in  Preussen  und  Sachsen  (Lexis).  —  In  Frankreich  hat  sich,  wie 
derselbe  Schriftsteller  hervorhebt,  ein  nicht  unwichtig^er  Rest  der  alten  Komhandels- 
gesetzgebung  bis  zur  Gegenwart  in  den  Art..  419  und  420  des  Codepenal  er- 
halten, nach  welchen  mit  Gefängniss  von  zwei  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren  und 
Geldstrafe  von  1000 — 20000  Francs  diejenigen  bestraft  werden,  die  auf  den  Preis 
des  Getreides,  Mehles  und  anderer  Waaren  durch  Vereinigung  oder  Coalition  der 
bedeutendsten  Waarenbesitzer  oder  andere  verbotene  Manöver  steigernd  oder  herab- 
drückend eingewirkt  haben.  —  „Am  sichersten  vor  Hungersnoth  ,  sagt  Röscher, 
„sind  immer  solche  Länder,  die  sich  zu  regelmässigen  Sitzen  des  Zwischen- 
handels mit  Korn  eingerichtet  haben.  Ueberhaupt  je  grösser  die  Sphäre  des 
freien  Verkehrs,  desto  sicherer  die  Assecuranz  der  Theile  unter  einander,  desto 
ansehnlicher  die  Erspaning,  Magazinirung,  Arbeitstheilung,  desto  geringer  das  Risico 
des  Kaufmanns,  der  nun  auch  mit  einem  geringeren  Profit  vorlieb  nehmen  kann . . . 
Uebemehmen  der  Staat  selbst  (an  Stelle  eines  lebhaften,  intelligenten  und  kapital- 
reichen Komhändlcrs)  oder  auch  die  Grundeigenthümer  neben  ihren  sonstigen 
(Toschäften  die  gegenseitige  Ernte -Assecuranz  der  Districteund  Jahre,  so  thun  sie 
es  eben  auch  als  Korahändler,  und  zwar  nach  dem  Princip  der  Arbeitstheilung,  in 
der  Regel  weit  unvollkommener  und  theurer,  als  Personen,  die  den  Komhandel  zu 
ihrem  Lebonsberufe  gemacht  haben  .  .  .  Beschränkt  man  (gar)  die  Zahl  der  Kom- 
händler,  so  macht  man  das  Geschäft  immer  monopolähnlicher.  Je  unfreier  ein 
3!arktplatz,  desto  mehr  wird  er  von  den  Landleuten,  die  ihn  wählen  können,  ge- 
mieden werden.    Verbietet  man.  wie  vielfach  in  älterer  Zeit,  das  zu  Markte  geführte 
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Korn  unverkauft  wieder  zurückzunehmen,  so  zwingt  man  die  Verkäufer,  jeden  Markt 
lieber  zu  kärglich  als  zu  reichlich  zu  befahren  .  .  .  Weit  entfernt,  den  Komhandel 
in  iheurer  Zeit  zu  belästigen,  sollte  ihn  der  Staat  gerade  dann  auf  das  sorgfaltigste 
beschützen/  Daher  man  denn  nicht  mit  Unrecht  einen  gut  organisirten  Getreide- 
handel mit  einem  Sicherheitsventil  verglichen  oder  ihn,  wie  der  ältere  Bülau, 
die  ^nützlichste  Schutzwehr  gegen  Theuerung'^  genannt  hat.  (Vgl.  betreffs 
der  vorstehenden  Notizen  Röscher,  Komhandel  und  Theuerungspolitik,  1852,  und 
dessen  Betrachtungen  in  der  Nationalökonomik  des  Ackerbaues,  §  150 ff.,  woselbst 
anch  sorgfaltige  Literaturnachweise;  femer  Lexis*  Aufsatz:  Getreidehandel  im 
Hdwb.  d.  8t.-W.) 

c)  Ueber  die  Auswüchse  des  Getreidehandels  in  neuerer  Zeit  und  den 
Antheil  eines  ausgearteten  Getreidehandels  an  der  Verschärfung  der  landwirth- 
schaftlichen  Krisis  der  Gegenwart  siehe  unter  §  198  Ziffer  5;  über  die  Be- 
deutung der  Association  des  Kornangebots  zur  Bekämpfung  solcher  Aus- 
wüchse siehe  oben  §  187. 

2.  Marktpreisbildung  des  Getreides  in  neuerer  Zeit. 
In  Folge  der  Ausbildung  des  neuzeitlichen  Verkehrsmittel-  und 
Nachrichtenwesens  streben  die  Getreidepreise  von  Land  zu  Land 
einer  gewissen  Gleichförmigkeit  zu  und  auch  die  zeitlichen 
Unterschiede  sind  geringer  geworden  als  ehedem,  weil  für  die  Ver- 
sorgung der  einzelnen  Länder  mit  Getreide  nicht  mehr  das  zufällige 
territoriale  Emteergebniss,  sondern  das  Emteergebniss  der  ganzen 
Erde  in  Betracht  kommt,  letzteres  aber  jahrweise,  in  Folge  der 
Ausgleichung  der  Witterungsverhältnisse,  nur  verhältnissmässig 
geringen  Schwankungen  unterliegt.  Hierzu  trägt  auch  der  Umstand 
bei,  dass  in  Folge  der  Erschliessung  der  unter  den  verschiedensten 
klimatischen  Verhältnissen  producirenden  Getreideländer  für  den 
Weltverkehr  ein  Angebot  neuer  Ernten  nahezu  in  jedem  Monat 
eines  Jahres  erfolgt  und  daher  im  Gegensatz  zu  früher,  wo  das 
Eomangebot  für  die  einzelnen  Länder  auf  bestimmte  Monate  sich 
zusammendrängte,  nunmehr  eine  ununterbrochene  Zufuhr  neuer 
Ernten  nach  den  Orten  des  Bedarfs  erfolgen  kann.  Oertliche 
Preisschwankungen  kommen,  weil  „das  Getreide  doch  ein  Massen- 
^\t  bleibt  und  die  Hemmnisse  von  Zeit,  Raum  und  Materie  zwar 
fortwährend  beschränkt,  aber  niemals  ganz  beseitigt  werden",  aller- 
dings immer  noch  vor,  aber  nicht  mehr  in  dem  Grade  wie  in 
früheren  Zeiten,  und  jedenfalls  ist  heutzutage  der  Ausfall  der  Ge- 
treideernte eines  einzelnen  Staatsgebiets  oder  gar  eines  Staats- 
gebietstheils  ohne  sehr  nennenswerthen  Einfiuss  auf  die  Gestaltung 
der  Preise  in  diesem  Land.  Die  Preisbildung  vollzieht  sich 
daher  nicht  mehr  sowohl  national,  als  international,  und  bestimmend 
für  die  jeweilige  Preislage  einer  einzelnen  Getreideart  ist  das  je- 
weilige Weltemteergebniss  und  der  Verzehrsbedarf  der  Haupt- 
einfuhrländer, so  dass  als  Centralmarkt  z.  B.  für  Weizen  England 
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anzusehen  ist  und  die  englischen  Weizenpreise  für  diejenigen  des 
europäischen  Continents    ebenfalls    maassgebend    werden.  —  Die 
allgemeine  Preisregel,   dass   die  Höhe  des  Preises  für  eine 
Waare  sich  nach  den  Erzeugungskosten   derjenigen  Produetions- 
stätten  richtet,   die  unter  den  ungünstigsten  Bedingungen  produ- 
ciren,  deren  Productionsergebniss  aber  zur  Befriedigung  des  Bedarfs 
des  Marktorts  noch  nothwendig  ist,  trifft  zwar  auch  heute  noch  zu, 
nur  mit  dem  Unterschied,  dass  seit  der  Erschliessung  der  grossen 
Kornkammern  des  europäischen  Ostens   und  der  transatlantischen 
Ländergebiete  die  dortigen  Erzeugungskosten  zuzüglich  der  Eisen- 
bahn -  und  Seefrachten  die  Grundlage  für  die  Bildung  des  Getreide- 
preises für  die  mittel-  und  westeuropäischen  Staaten  bilden,  während 
die  Höhe  der  Erzeugungskosten  in  den  letzteren  selber  auf  die 
Preisbildung  einfiusslos  geworden  ist.  —  Der  Vorsprung  aber, 
den   die   vorgenannten  Ländergebiete  vor  den  Komproducenten  in 
Mittel-  und  Westeuropa  voraus  haben,  gründet  sich  auf  das  ge- 
ringere Anlagekapital  in  Grund  und  Boden,  und   die   verhältniss- 
mässig  niedrigen  Bestellungskosten;  in  dem  Hauptconciurenzgebiet 
für  Getreide,   den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  konnten 
bis  vor  Kurzem  die  im  Besitz  der  Union  befindlichen  Ländereien 
von  den  Ansiedlem  um  einen  Preis,  der  wenig  mehr  als  die  Eigen- 
schaft einer  Recognitionsgebühr   hat,    erworben   werden,   und  ein 
grosser  Theil  der  in  Bestellung  genommenen  Weizen-  und  Mais- 
felder trug  ohne  Düngung  viele  Jahre  hindurch  reiche  Ernten ;  die 
ebene,  von  Steinen  und  Wurzeln  freie  Beschaffenheit  des  Prärie- 
bodens   ermöglichte    daneben    in    grossarügstem    Maassstabe   die 
Anwendung     arbeitsparender    Maschinen     (Dampfpflüge,     Ernte- 
maschinen etc.).    Die  Erzeugungskosten  für  Getreide  waren  dess- 
halb  um  ein  Vielfaches  niedriger  als  in  den  alten  Culturstaaten, 
wo  in  Folge  der  hohen  Bodenpreise,   der  Nothwendigkeit  regel- 
mässiger   Düngung,    der  Unmöglichkeit    der    umfangreichen  Ver- 
wendung von  billiger  Maschinenarbeit  wegen  der  meist  vorherrschen- 
den Streulage  des  Besitzes  im  Laufe  gerade  der  letzten  Jahrzehnte 
die  Productionskosten  eine  ausgesprochene  Tendenz  zum  Steigen  aul- 
weisen, so  dass  der  Wettbewerb  von  aussen  her  doppelt  schwer  auf 
ihnen  lasten  musste.  —  Dieser  Wettbewerb   steht  aber    mit  der 
Ausbildung  des  Eisenbahnnetzes  und  eines  vervollkomm- 
neten Frachten  Wesens   zu  Land  und  zu  Wasser  und  mit  der 
Möglichkeit  der  stufenweisen  Herabsetzung   der  Eisenbahn-  und 
Wass  erfrachten  für  die  Massenbeförderung  von  Getreide  wie  Wirkung 
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und  Ursache  in  innigstem  Zusammenhang  und  die  Verfracbtungs- 
möglichkeit  des  Getreides  auf  weiteste  Entfernungen  hin  hat  hin- 
wiederum   der    rapiden    Besiedelung    der    ungeheuren   Territorien 
Nordamerikas  und  deren  Einbeziehung  in  die  Getreideproduction, 
desgleichen  der  wachsenden  Zunahme  des  Weizenbaues  für  Zwecke 
des  Exports  in  Britisch-Ostindien,  in  Australien,  in  einzelnen  süd- 
amerikanischen   Staaten    mächtigen   Vorschub    geleistet;    so    dass 
man  wohl  sagen  darf,  es  sei  die  technische  Verwerthung  der 
Dampf  kraft  in  diesem  Jahrhundert  für  die  Zwecke  der  Güter- 
beförderung in  erster  Linie  gewesen,  die  eine  Bevolutionirung  der 
Getreidepreise  und  damit  eine  tiefgreifende  Umgestaltung  der  Ab- 
satzverhältnisse    in  den  Eomländem   der  alten  Culturstaaten   im 
Gefolge  gehabt  hat,  wie  sie  in  dieser  Ausdehnung  nach  Baum  und 
Zeit  die  Wirthschaftsgeschichte  kaum  je  aufzuweisen  gehabt  hat, 
vielleicht  jene  Epoche  ausgenommen,  in  der,  wie  Schmoller  ge- 
legentlich meint,    die  afrikanisch-sicilische  Korn-Concurrenz   den 
italienischen  Bauernstand  vernichtete.    Mehr  als  in  irgend  einem 
früheren  Zeitpunkt  der  europäischen  Volkswirthschaft  hat  desshalb 
die  landwirthschafüiche  Production  in  der  Gegenwart  den  Charakter 
eines    risicoreichen  Gewerbes    angenommen   und    mehr   als 
früher  ist  der  Erfolg  der  Productionsthätigkeit  schon  desshalb  un- 
berechenbar geworden,  weil  auf  die  Preisbildung  des  Getreides  auf 
dem  Weltmarkt  die  Eisenbahn-  und  Seefrachten  einen  beherrschen- 
den Einfluss  gewonnen  haben,   die  Tarifpolitik   der  in-  und  aus- 
ländischen Eisenbahn-  und  Dampfschififahrtsverwaltungen  aber  der 
Einwirkung  der  landwirthschaftlichen  Kreise  ziemlich  entzogen  ist 
und    weil  jede  Aenderung  in  dieser  Tarifpolitik  im  Sinn  weiterer 
Ermässigung  der  Frachten   sofort  neue  femliegende  Productions- 
gebiete  dem  Weltverkehr  zugänglich  macht  und   den  Druck   der 
bereits  vorhandenen  Concurrenz  verstärkt 

3.  Die  vorstehend  geschilderte  Preisbewegung  hat  sich  übrigens 
nicht  auf  Getreide  beschränkt  sondern  es  sind  in  wachsendem 
Maasse  in  diese  abwärts  gehende  Bewegung  auch  andere  Erzeug- 
nisse des  Ackerbaues,  insbesondere  einzelne  Handelspflanzen, 
wie  Hopfen  und  Tabak,  dann  aber  auch  Producte  der  Vieh- 
haltung und  Viehzucht:  Molkereierzeugnisse,  Schlachtthiere, 
von  letzteren  namentlich  Rinder  und  Schweine,  einbezogen  worden, 
und  es  hat  diese  gleichzeitige  Depression  verschiedenster  Gegen- 
stände des  landwirthschaftlichen  Absatzes  länderweise  besonders 
verschärfend  irewirkt,  wie  wiederum  namentlich  in  dem  britischen 
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Inselreich,  das,  wie  betreffs  des  Getreides,  so  auch  betreffs  der 
Einfuhr  von  lebenden  Thieren  und  Fleisch  dem  Anprall  des  trans- 
atlantischen Wettbewerbs  am  frühesten  sich  preisgegeben  sah. 


§  193.     Die  Agrarkrisis   der  Gegenwart  im  Lichte  der 

Statistik. 


Tragweite  und  Einfluss  der  in  dem  vorhergegangenen  Paragraphen  er- 
wähnten Vorgänge  auf  die  Landwirthschaft  der  europäischen  Staaten  erhellt  am 
besten  aus  einigen  Zahlenangaben  über  die  Entwicklung  der  Production  und  des 
Welthandels  in  Getreide  und  die  Entwicklung  der  Getreidepreise  in 
denV^tzten  Jahrzehnten^  desgleichen  über  die  V  er  fr  achtungsmöglich  keit  vou 
Getreide  und  anderen  landw.  Erzeugnissen,  insbesondere  auch  Thieren  aaf 
weitere  Entfernungen.  Die  nachstehenden  Angaben  sind  theils  den  Aufsätzen  von 
J.  Conrad,  y.  Juraschek  und  Wirminghaus  über  Getreidehandel,  Getreide- 
preise und  Getreideproduction  im  Handwörterb.  d.  Staatsw.,  theils  dem  Eingangs 
citirten  Werk  von  Sering,  theils  unmittelbar  amtlichen  Veröffentlichungen  ent- 
nommen. 

I.  Anbau-,  Einfuhr-  und  Ausfuhrverhältnisse  von  Getreide.  Die 
nachstehende  TabeUe  bringt  zunächst  eine  Aufnihrung  der  einzelnen  Staaten  nadi 
ihrer  Eigenschaft  und  Bedeutung  als  Getreide-Import- und  Getreide-Export- 
länder nach  dem  Stand  vom  Jahr  1888.  Ein-  und  Ausfuhrw^erthe  in  Gf- 
treide  und  Mehl  in  den  wichtigsten  europäischen  und  aussereuro- 
päischen  Staaten  im  Jahr  1888  (in  MiUionen  M.): 

a)  einführende  Staaten:        Einfuhr       Ausfuhr    Mehreinfülir 

Deutschland 211,8  34,8  177,0 

Grossbritannien 1047,2  14,8  1032,4 

Niederlande 322,7  173,6  149,1 

Frankreich 299,8  11,7  288,1 

Belgien 237,6  73,8  163,8 

ItaUeu 128,4  10,2  118,2 

Schweiz 82,6  1,5  81,0 

Spanien .  55,0  8,2  46,8 

Portugal 23,2  0,8  22,4 

Scandinavische  Staaten  .     ._^  98,2 38,1 60,1 

Summa    2506,4  '      367,5  2138,9 

b)  ausführende  Staaten:       Einfuhr      Ausfuhr    Mehrausfuhr 

Russland 1,9  796,4  794,5 

Nordamerika 33,7  520,3  486,6 

Canada 30,7  71,5  40,8 

Brit.  Ostindien 2,5  310,1  307,6 

Oesterreich-Ungarn     ....  10,7  269,1  258.4 

Rimiänien 0,8  166,4  165,6 

Australien 42,1  85,0  42,9 

Argentinien 0,3  58,4  58,1 

Biügarien 0,1  38,1  38,0 

Aegypten.     . 6,0  22,4  16,4 

Summa      128,8        2337,7  2208,9 

In  Bezug  auf  die   Anbau-,   sowie  die   Ein-   und  Ausfuhrverhältnis'^^ 
im  Einzelnen  geben  die  folgenden  Tabellen  näheren  Aufschluss: 
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1.  Getreideeinführende  Staaten.  Deutschland.  Noch  in  den  40er  und 
bOer  Jahren  führte  Deutschland  4 — 5  Mill.  Centner  Weizen,  noch  in  den  40er 
Jahren  9  Millionen  Centner  Roggen  aus;  aber  für  Koggen  war  schon  in  dem 
5.  Jahrzehnt  ein  Zuschuss  von  1,15  Mill.,  im  6.  Jahrzehnt  ein  solcher  von  1,7  Mill., 
im  Anfang  des  7.  Jahrzehnts  ein  solcher  von  5  Millionen,  1875 — 79  ein  solcher 
YOQ  nahezu  9,5  Mill.  Meter-Centner  erforderlich  und  hat  im  Jahr  1889  den  Betrag 
von  10,6  Mill.  Meter-Centner  erreicht.  Bei  Weizen  begann  von  Mitte  der  siebziger 
Jahre  an  der  Import  den  Export  zu  überwiegen  nnd  die  Mehreinfuhr  schwankte 
seit  den  80er  Jahren  zwischen  2  und  6  Mill.  Meter-Centner.  Ebenso  ist  die  Mehr- 
Hüfuhr  an  Gerste,  Mais  etc.  seit  den  siebziger  Jahren  eine  steigende,  wie  fol- 
grende  Tabelle  zeigt.  Es  wurden  nach  Deutschland  eingeführt  in  Millionen 
Meter-Centner  in  runden  Zahlen: 


Roggen 


Weizen 


Gerste 


Mais  u.  Dari 


Hafer 


1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 


MiU. 

Met.- 

Ctr. 

7,7 
9,6 
7,7 
5,6, 
6.4 
6,5 
10,6 
8.8 
8,4 
5,ö 


Werth 

Mill. 

M. 

101,0 

113,5 
84,7 
54,8 
54,3 
58,7 

113,4 
98,1 

137,2 
88,9 


Mill. 
Met.- 
Ctr. 

6,4 
7tö 
ö,7 
2,7 
5,4 
3,4 
5,2 
6,7 

9,1 
12,1 


Werth 

Mill. 

M. 

118,4 

113,9 

77,2 

39,9 

77,7 

48,9 

75,3 

104,1 

ia3,4 

199,2 


Mill. 

Met.- 

Ctr. 

3,2 
4,4 
4,4 
3,5 
5,1 
4,4 
6,5 
7,4 
7,3 
6,8 


Werth 

Mill. 

M. 

52,2 
63,4 
56,0 
45,7 
58,9 
50,0 
91,5 
98,0 
103,9 
72,9 


Mill. 
Met.- 
Ctr. 

1,8 

1,9 
1,9 

1,7 
1,6 
0,9 
3,1 
5,6 
4,1 
7,2 


Werth 

MiU. 

M. 

21,7 
21,9 
19,9 
16,3 
14,7 
10.4 
30,7 
54,4 
ol,o 
75,0 


Mill. 
Met.- 
Ctr. 

2,6 
3,7 
2,2 
0,8 
1,7 
1,8 
2,6 
1,9 
1,2 
0,9 


Werth 

Mill. 

M. 

31,2 
43,2 

24,2 
7,8 
13,6 
16,0 
30,5 

21  ,K 

13,9 

9,9 


Im  Jahre  1892  stellte  sich  der  Werth  der  Einfuhr  nach  Deutschland  au 
Getreide  und  Mehl  auf  rund  470,0  Millionen  Mark;  die  Einfuhr  an  Vieh  und 
anderen  lebenden  Thieren  repräsentirte  einen  Werth  von  240  Mill.  M.,  der  eine 
Aasfahr  im  Werth  von  17,4  Mill.  M.  gegenüberstand. 

Dieser  Umschwung  in  den  Haudelsverhältnissen  hängt  theilweise 
zwar  mit  der  wachsenden  Ausdehnung  des  (retreidebaus  in  den  osteuropäischen  und 
transatlantischen  Staaten  zusammen,  ist  aber  im  Wesentlichen  anf  die  Thatsache 
zurückzuführen,  dass  seit  den  letzten  20  Jahren  die  Getreideproduction  in  Deutsch- 
land der  rasch  anwachsenden  Bevölkerung  gegenüber,  bei  einem  mittleren  Nahrungs- 
bedarf von  180  kg  auf  den  Kopf,  sich  als  thatsächlich  unzulänglich  erwiesen  hat, 
da  die  Getreideanbaufläche  und  die  mittlere  Getreideproductionsziffem  nennenswerthe 
Aendeningen  in  dieser  Zeit  nicht  erfuhren.  Immerlün  ist  bemerkenswerth  und  als 
erfreulich  zu  erachten,  dass  der  gross te  Theil  des  Consumbedarfs  (etwa 
*/io  an  Brotgetreide)  noch  immer  im  Inland  erzeugt  wird.  —  Für  1890  betragen 
die  Anbauflächen  und  die  durchschnittlichen  Ernteergebnisse  in 
Deutschland: 

Emtemengen 

vom  ha  in 

Meter-Centnem 


Emtefläche 
ha 


Emtemengen 
in  1000  Tonnen 


Weizen  .  .  . 
Roggen  .  .  . 
Gerste  .  .  . 
Hafer  .... 
Spelz  u.  Emmer 
Einkorn  .  .  . 
Buchweizen  .     . 


1 960276 
5820222 
1664188 
3904020 

366845 
4815 

194576 


28:U 
58<i7 
2283 
4913 

492 
o 

109 


14,4 
10,1 
13,7 
12,6 
13,4 
10,6 
5,6 


AehnUch  wie  in  Deutschland  haben  sich  seit  den  siebziger  Jahren  die 
Verhältnisse  auch  in  Frankreich,  Italien  und  den  anderen  west-  und  mittel- 
europäischen Staatswesen  ent\\ickelt,  d.  h.  sie  sind  in  wachsendem  Umfang  Ge- 
treide-Importländer geworden,  Frankreich  seit  Anfang  der  siebziger, 
Italien  seit  Mitte  der  achtziger  Jahre. 
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Frankreich: 
Anbaufläche  in  Getreidefrüchten  1882: 


ha 


Durchschnittsertragr  vom  ha 
in  hl  für  1879 '88 


Weizen  und  Spelz 

7191000 

15,04 

Roggen   .... 

1744000 

13,95 

Gerste      .... 

976000 

18,21 

Mengkom    .     .     . 

345000 

17,73 

Hafer 

3611000 

23,36 

Mais 

548000 

16,67 

Buchweizen .     .     . 

645000 

15,42 

Der  Verbrauch  an  Brodfrucht  (meist Weizen) 

für  den  Kopf  der  Bevölkerunjr 

wird  neuerdings  auf  275 — 300  kg 

auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  veranschlagt. 

Italien: 

Anbaufläche 

Ernteergebnisse 

in  1000  ha 

in  1000  hl 

1879/83 

1889 

Weizen      .     .     . 

4438 

38464 

Roggen      .     .     . 

160 

1449 

Gerste  .... 

338 

2955 

Hafer    .... 

437 

6111 

Mais     .... 

1893 

28918 

Reis      .... 

201 

8428 

Grossbritannien  ist  bei  stetiger  Abnahme  des  Getreidebaus  weit- 
aus am  abhängigsten  von  den  ausländischen  Productionsgebieten  geworden. 
Während  in  den  40  Jahren  die  Einftihren  an  Getreide  und  Mehl  nur  207«  Millionen 
Centner  betrugen,  bezifferten  sie  sich  1888  auf  144  Mill.  Centner  und  sind  seitdem 
in  ständiger  Steigerung  begriffen.  —  Es  betrugen  die  Anbauflächen  in  1000  acres 
(1  acre  =  40,5  a)  für 

Gerste 

2458 
2598 
2752 
2478 
2316 

1889   vom    acre   in   Busheis  ^  36,3  Liter 
=  rund    16,00   Metercentner ;    für   Gerste 
31,78  Busheis   =    nind   17,00   Metercentner;     für   Hafer   39,27  Busheis   =  mnd 
21,00  Metercentner. 

Für  die  Haupteinfuhrländer  in  Europa  —  Grossbritannien,  Deutsch- 
land und  Frankreich  —  wird  das  wachsende  Einfuhrbedürfniss  von 
Getreide  durch  folgende  Tabelle  veranschaulicht: 

Getreide-Einfuhr 
nach 
Grossbritannieu  Deutschland  Frankreich 


Weizen 

1866/70 

3801 

1871/75 

3737 

187680 

3190 

1881  85 

2829 

1889 

2544 

Hafer 

Roggen 

4453 

66 

4233 

67 

4170 

57 

4296 

59 

4140 

85 

Als  mittlere  Erträge   werden    für 
angegeben:    für    Weizen    29,80   Busheis 


in  Weizen 

in  Weizen 

in 

Roggen 

in  Weizen 

in  Mill.  Centner 

in 

ä  50,8  kg 

Millioner 

i  Metercentner 

1861 

29,9 

3,5 

1,3 

9.1 

1870 

30,9 

3,0 

4,3 

3,7 

1875 

51,8 

4.9 

3,4 

18a5 

61.4 

5,7 

7,7 

6,4 

1890 

()0,4 

6,7 

8.7 

11,0 
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In  Deutschland  steigerte  sich  der  Import  von  Weizen  im  Jahr  1891  auf 
9.0.  im  Jahr  1892  auf  12,9  Mill.;  wogegen  der  Import  von  Koggen  im  Jahr  1891 
auf  8,4t  im  Jt^hr  1892  auf  5,4  MilUonen  Meter-Centner  (Missemte  in  Bussland !) 
herabsank. 

In  Grossbritannien  neben  der  Einfuhr  von  Weizen  zugleich  starke  Einfuhr 
von  Mais  und  Mehl  (1888:  12  bezw.  16,9  Mill.  engl.  Centner  a  50,8  kg). 

2.  Getreideausführende  Staaten.  Folgende  Tabelle  zeigt  zunächst,  wie 
in  wachsendem  Maasse  Deutschland  und  Frankreich  aus  der  Keihe  der 
exportirenden  Staaten  zurückgedrängt  worden  sind: 

Weizenausfuhr 
in  Millionen  Metercentner. 

Deutschland      Frankreich 

1831—40  1,8  0,3 

1861—70  5,2  1,9 

1875  5,7  1 ,8 

1880  1,7  0,089 

1885  0,141  0,074 

1889  0,008  0,011 

Die  Weizenausfuhr  ist  also  in  der  Gegenwart  auf  ein  Minimum  herunter- 
gesnnken.  Aehnlich  sank  die  Roggenausfuhr  aus  Deutschland  von  1,3  Mill. 
Metercentner  im  Jahr  1861  auf  266000  im  Jahr  1880,  auf  rund  6000000  im  Jahr 
1889,  auf  rund  100000  Metercentner  im  Jahr  1890. 

Als  getreideausführende  Länder  haben  sich  in  Europa  in  der  Gegen- 
wart nar  Russland,  Oesterreich-Üngarn  und  die  Balkanstaaten  behauptet; 
nnter  den  aussereuropäischen  Staaten  steht  Nordamerika  obenan,  dem  in 
absteigender  Linie  Ostindien,  Australien,  Südamerika  etc.  folgen.  Die  An  bau - 
bezw.  Ernte  flächen  in  Getreide  haben  betragen: 

Bussland: 

Emtefläche  Durchschnittserträgnisse 

in  1000  ha  1883/87  pro  ha  in  hl 

Weizen    ....         11686  6,7 

Spelz 375  10,0 

Boggen    ....        26143  9,0 

Gerste      .     .    •     .          5041^  9,4 

Hafer 14116  13,2 

Mais 602  10,4 

Buchweizen       .     .          4003  5,9 

Hirse 2662  6,3 

Die  Zunahme  der  russischen  Getreideproduction  erhellt  aus  der  Steigerung 
des  Exports,  der  betragen  hat  in  1000  hl: 

Weizen  Boggen  Gerste  Hafer 

1851/61            6671  2137  462  722 

1881/85          25986  14001  7998  17905 

1889            37760  18996  16360  24260 

Eine  weitere  Steigerung  der  russischen  Getreideproduction  ist  in  Folge  der 
wachsenden  Besiedelung  und  Eisenbahnerschliessung  Sibiriens  anzunehmen,  das 
ebenfalls  seine  „schwarze  Erde"  als  Fortsetzung  des  Gebiets  der  schwarzen  Erde 
^^üdrusslands  besitzt. 

Oesterreich-Üngarn: 

Emteiläche         Emteerträgnisse  1876/85 
in  1000  ha  pro  ha  in  hl 

1889  in  Oesterreich        in  Ungarn 

Weizen 4184  14.27  12,44 

Boggen  und  Spelz  .        3177  13,48  11,67 

Gerst« 2208  15,60  15.30 

Hafer 2993  18,49  17,26 

Mais 2642  17,36  16,28. 
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Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  weisen  eine  in  der  Ge- 
schichte der  Landwirthschaft  beispiellose  Erweiterung  der  Getreide- 
prodnction  in  dem  Zeitraum  weniger  Jahrzehnte  auf.  Die  in  die  landw.  Pro- 
duction  überhaupt  einbezogenen  (beurbarten)  Flächen  umfassten  1850  113  Millioneu. 
1880  schon  284  Mill.  acres.  Betreffs  der  Brod fruchte  betrug  der  Anbau  in 
1000  acres 

für  Weizen  für  Mais 

1849  8000                        ? 

1859  14500                       ? 

1869  20000                       ? 

1875  26381  44841 

1880  37^86  62317 

1889  38123  78326 

Für  den  Export  von  Getreide  kommt  zur  Zeit  weniger  die  PacificküBtt-, 
wie  das  grosse  Gebiet  östlich  vom  Felsengebirge  in  Betracht,  das  sich  vom 
Staate  Ohio  im  Osten  bis  zur  Steppengrenze  im  Westen  und  vom  Staat  Missouri 
im  Süden  bis  zur  kanadischen  Grenze  im  Norden  ausdehnt  und  aus  dem  etwa 
Vs  aller  Weizenexporte  der  Union  stammen.  In  den  nordwestlichen  Theilen  dieser 
Gebiete  —  Präriengebiet  —  finden  sich  auch  jene  unter  dem  Namen  Bonanza- 
Farms  bekannten,  bis  zu  80000  acres  umfassenden  Riesenbetriebe,  innerhalb  dereu 
unabsehbare  Flächen  von  jungfräulichem,  üppig  fruchtbarem,  bäum-  und  steinfireiem 
Lande  mit  Eüilfe  grosser  Kapitalien  und  unter  Anwendung  der  vollkommensteu 
Maschinen  bearbeitet  werden  und  wo  ein  wegen  seines  Kleberreichthums  besonders 
hochgeschätzter  Weizen  erzeugt  wird  (Sering). 

Britisch-Ost Indien.  Die  Anbaufläche  für  Weizen  wird  für  die  neueste 
Zeit  zu  rund  27  Mill.  Acres  angenommen.  Die  Zunahme  der  W^eizen-  und  der 
Reisproduction  erhellt  aus  den  Ausfuhrzifiern :  1876/88  wurden  4,5  Mill.  englische 
Centner  Weizen  und  21,4  Mill.  Centner  Reis;  1888/89  dagegen  17,6  Mill.  Centner 
Weizen  und  22,7  Mill.  ('entner  Reis  exportirt  (1  engl.  Centner  =  50,8  kg). 

3.  Der  Welthandel  in  Getreide.  Während  im  vorigen  Jahrhundert 
Turgot  den  internationalen  Getreidehandel  der  Erde  auf  ungefähr  10 — 11  Mill.  hl 
veranschlagte,  wurde  er  1887  auf  570  Mill.  hl  (Getreide  und  Mehl)  geschätzt  — 
vergl.  die  statistischen  Angaben  in  Bd.  I,  §  15,  S.  73  ff;«  der  Handels werth  der  ün 
Weltverkehr  umlaufenden  Getreide-  und  Mehlmengen  -ist  für  1888  zu  5534  Mill. 
Mark  (2713  Mill.  in  der  Einfuhr,  2821  Mill.  in  der  Ausfuhr)  angenommen.  —  Der 
Antheil,  den  die  einzelnen  Getreidearten  am  Welthandel  mit  Getreide 
und  Mehl  (Aus-  und  Einfuhr)  haben,  wird  durch  folgende  Uebersicht  veranschaulicht : 

Umsatz  in  In  Procenten 

Mill.  hl  der  Gesammt- 

1887:  menge: 

Weizen  und  Spelz    .     .  188,08  40,32 

Koggen 48,84  9,90 

(ferste  und  Malz  .     .     .  66,42  11,73 

Hafer 74,42  9,43 

Mais 67,42  13,98 

Andere  Getreidearten     .  59,64  4,82 

Mehl 64,30       9,82 

569,12  100,00 

a)  Der  Welthandel  in  Weizen  überwiegt  demnach  alle  anderen  Getreidearten 
sehr  erheblich  und  übertrifft  den  Umsatz  in  Roggen  um  das  Vierfache.  Die  folgende 
Tabelle  giebt  ein  Bild  der  wachsenden  Entwicklung  des  internationalen  Verkehrs 
in  Weizen: 
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rebersicht  der  Jahresausfnhr  in  Weizen  aus  den  Hauptexportstuaten. 

(In  Millionen.) 

Britisch-Indieu  Oesterreicli- 

Engl.  Ceutner  Ungarn 

a  50,8  kg  in  Metercentner 

-  0,2 


N 

ordamerika 

Bnssland 

Bushel 

Tschetwert 

k  35,2  Liter 

k  2,097  hl 

1831-1840 

0,246 

1851-1860 

5,5 

7,3 

1861-1870 

22,0 

13,3 

1875 

55,0 

9,5 

1880 

150,5 

6,1 

1881 

75,2 

8,2 

1882 

106,3 

12,8 

1883 

70,3 

14,0 

1884 

84,6 

11,3 

1885 

57,7 

15,4 

1886 

101,9 

8,6 

1887 

65,7 

13,0 

1888 

46,4 

21,1 

1889 

54,3 

19,0 

2,4 
7,4 

19,8 
14,1 
20,9 
15,8 
21,0 
21,2 
13,5 
17,6 
13,8 


0,4 
2,9 
1,0 
2,0 
2,0 
4,3 
2,8 

hl 
1,5 
2,0 
2,3 
4,1 
2,5 


Die  Ausfuhr  aus  den  Balkanstaaten  hat  in  der  zweiten  Hafte  der  achtziger 
Jahre  zwischen  3,8  und  6,5  Mill.  Metercentner,  die  Ausfiihr  aus  den  süd- 
amerikanischen Staaten  zwischen  1,8  und  2,8  Mill.  Metercentner,  die  Ausfuhr 
aoä  Australien  zwischen  2,5  und  13,7  Mill.  engL  Bushel  betragen.  Die  Ge- 
stammtausfuhr  an  Weizen  aus  den  erwähnten  exportirenden  Ländern  (ein- 
schliesslich Algier,  Aegypten)  stellte  sich  1888  auf  79,8  Mill.  Metercentner.  -  - 
Haupteinfuhrland  für  Weizen  ist  Grossbritannien,  in  zweiter  Linie 
Frankreich,  dann  Deutschland  (siehe  unten).  —  Der  Antheil  Nordamerikas 
an  der  Deckung  des  europäischen  Weizenbedarfs  ist  übrigens  seit  Anfang 
(ier  achtziger  Jahre  in  ständiger  Abnahme  begriffen,  was,  wie  die  unten- 
stehende, dem  Bering 'sehen  Eeisewerk  entnommene  Tabelle  erkennen  lässt,  meist 
durch  die  wachsende  Concurrenz  Russlands,  theilweise  wohl  auch  durch  die  reich- 
lichere Production  (bessere  Ernten)  der  grossen  europäischen  Importländer  veranlasst 
ist  siehe  Sering,  a.  a.  0.,  S.  536). 


Bevölkerung  in 

Weizen  ernten 

An  der  Deckung  des  Bedarfs  in  Europa 

Earopa  ausser  Russland 

daselbst 

nehmen  Theil  in  Procenten 

Busheis  p.  100! 

Europa                     «                            Australien 

Köpfe  der    | 

1000  Köpfe 

ausser- 
russischen 

ausser    '  Russ-      .  •  ^         Ost-            und 

Russ-     .    land  1  o*»  *          indien        Argen- 
,     j      ,             1  Staaten                         . .  *? 
land     1             '                                      tmieu 

europäischen 

—  _  _  —    - 

Bevölkerung 

1 
1                    _        1     _        ._ L       _      _ 

1881     246050 

363 

73,6 

4,6    !     174           3,4           1,0 

1882     247  880 

437 

80,4 

6,4         10,2           2,2           0,8 

1883     249  730 

374 

74,6 

7,5         13,4           3,5     1      1,0 

1884     251 590 

398         : 

79,2 

6,0    1      9,9           2,6     •      2,3 

Nach    Procenten    entfielen    von    der    Gesammtausfuhr    der   Vereinigten 
Staaten  nach: 

Grossbritannien         dem  europäischen 
und  Irland  Continent 


Anderen 
Erdtheilen 


1868/69 
1881/85 


68,6 
67,5 


1,4 
24,0 


30,0 

8,5 
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und   betreffs    der   einzelnen  continentalen  Staaten   gestaltet  sich  das  Procent- 
verhältniss  wie  folgt: 


Grossbritannien  imd  Irland 
Britisch-Nordamerika    .     . 

1880 

52,9 

5,1 

1885 
65,7 
4,5 

Summa: 

r)8,o 

70,2 

Frankreich 

Belgien  und  Holland   .     . 

Deutschland 

Uebriges  Europa      .     .     . 

Summa : 

Andere  Welttheile    .     .     .     . 

24,9 
9.5 
0,7 
2,4 

36,8 

5,2 

6,4 
8,7 
0,6 
3J 

19,4 

10,4 

Summa: 

100,0 

100,0 

Der  amerikanische  Getreidehandel  ist  sonach  mehr  und  mehr  zu 
Gunsten  von  Russland  von  dem  europäischen  Continent  ab-  und  nach  den  für 
Amerika  günstiger  gelegenen  britischen  Märkten  hingedrängt  worden  (SeriQ^^ 
a.  a.  0.,  S.  537  ff.). 

b)  Ausfuhrhandel  in  Roggen.  Für  Roggenausfuhr  kommen  wesentlich 
nur  Russland  und  Oesterreich-Ungarn  in  Betracht. 

Ausfuhr  von  Roggen  (in  Millionen): 

Russland  Oesterr.-Ungarn 

in  Tschetwert  k  2,09  hl  in  Metercentnem 

1861  2,1  0,175 

1870  3,0  0,812 

1875  5,7  0,804 

1880  5,9  0,642 

1885  8,3  0,73 

1890  8,5  0,31 

Die  Gesammtausfuhr  in  Roggen  betrug  1888  aus  den  vorgenannteu 
Staaten,  sowie  aus  den  Balkanstaateu  rund  20  Mill.  Metercentner.  Haupteinfahr- 
länder liir  Roggen  sind  Deutschland  (1888:  6,5  Mill.  Metercentner),  die  Scau- 
dinavischen  Staaten,  sowie  die  Niederlande  und  Belgien. 

c)  Ausfuhr  in  Gerste,  Hafer,  Mais.  Von  den  anderen  Getreide- 
arten und  bezw.  Brodfrüchten  spielen  noch  als  Gegenstände  des  Weltverkehr^^ 
Gerste,  Hafer  und  Mais  eine  erhebliche  Rolle,  während  der  Handel  in  den  sog. 
kleineren  Getreidearten  (Buchweizen,  Hirse,  Hülsenfrüchte  etc.)  nur  etwa  5% 
des  Gesammtumsatzes  von  Getreide  und  Mehl  beträgt.  Ks  haben  exportirt  im  Jahn' 
1888  in  Millionen  Metercentnem: 

Gerste  Hafer  Mais 


Vereinigte  Staaten  von 

Nordamerika 

0,314 

0,091 

17.6 

Russland 

12,9 

14,3 

2,7 

Oesterreich-Ungarn 

5,4 

0,350 

Balkanstaaten 

2,6 

0,435 

4,4 

Algier 

0,418 

0,357 

Australien 

0,041 

0,650 

d)  Ausfuhr  in  Mehl.  Ganz  erhebliche  Ausdehnung  hat  auch  der  Verkehr 
in  Mehl  gewonnen  und  hat  hier  Nordamerika  weit  alle  anderen  exportirenden 
Staaten  überflügelt;  1868/69  betrug  die  Mehlausfuhr  2,4;  1888/89  schon  9.3: 
1889/90  12,2  Mill.  Barrels;  Oesterreich-Ungarn  exportirte  1880  1,3;  1885  l^- 
1890  1,3  Mill.  Metercentner;  Russland  in  denselben  Jahren  536000;  102800Ü: 
527000  hl.  —  Haupteinfuhrland  für  Mehl  ist  Grossbritannien. 

II.  Statistische  Angaben  über  Getreidepreise,  a)  Der  Preissturz 
der  wichtigsten  Getreidearten,  wie  er  sich  gegenüber  den  voraasgegangenen 
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Perioden  seit  Mitte  der  siebziger  Jahre  vollzogen  hat,   wird  ans  folgender  Tabelle 
^t  ersichtlich  (nach  J.  Conrad): 

Preise  verschiedener  Getreidearten   zwischen  1816  und  1890  für  die 

Tonne  a  lüÜO  kg  in  M. 

Weizenpreise  Roggenpreise 

in  England      in  Freussen      in  Preussen 


1816—1820 

364,0 

206,2 

151,8 

1821—1830 

266,0 

121,4 

126,8 

1831—1840 

254,0 

138,4 

100,6 

1841—1850 

240,0 

167,8 

123,0 

1851—1860 

250,0 

211,4 

165,4 

1861—1870 

248,0 

204,6 

154,6 

1871—1875 

246,4 

235,2 

179,2 

1876—1880 

206,8 

211,2 

166,4 

1881—1885 

180,4 

189,0 

160,0 

1886 

137,2 

134,0 

134,0 

1887 

147,6 

164,0 

125,0 

1888 

144,6 

168,0 

129,0 

18a9 

137,0 

192,0 

154,0 

1890 

147,8 

189,7 

167,0 

b)  Die  erheblichen  Unterschiede  in  den  Preisen  zwischen  England  und 
Preussen  bis  zur  Mitte  des  Jahrhunderts  sind  durch  die  damalige  englische 
Komschutzzollpolitik ,  das  Vorauseilen  der  preussischen  Preise  seit  den  achtziger 
Jahren  auf  die  veränderte  Zollpolitik  in  Deutschland  (Einführung  von  Getreide- 
zöllen bei  zollfreier  Einfuhr  des  Getreides  in  England)  zurückzufuhren.  Im  Uebrig^n 
üisst  die  Tabelle  gut  ersehen,  wie  in  England  die  Getreidepreise  seit  den  zwanziger 
Jahren  in  constanter  Abnahme,  in  Preussen  (Deutschland)  bis  1875  ebenso  in 
cüustanter  Zunahme  begriffen  und  wie  erst  seit  Mitte  der  siebziger  Jahre  auch 
auf  dem  Continent  der  Rückgang  einzusetzen  beginnt,  indessen  entfernt  nicht  in 
dem  starken  Yerhältniss  wie  in  England,  was  wesentlich  der  veränderten  deut- 
schen Zollpolitik  seit  1879  zuzuschreiben  ist.  Man  erkennt  dies  leicht  aus 
der  nachstehenden  Tabelle,  in  der  die  Weizenpreise  berechnet  sind  im  Yerhältniss 
m  den  =»  100  angenommenen  Preisen  der  Periode  1851/1870: 

1851/70      1871/75       1876/80       1881^85      1886/89 

Preussen  100  113,8  102,2  91,5  81,4 

England  100  103,9  89,9  75,6  57,3 

Neben  der  Zollpolitik  muss  selbstredend  auch  die  Verschiedenheit  der 
Entfernung  der  einzelnen  Marktgebiete  von  den   grossen  Productionsstätten 
ungeachtet  der  ausgleichenden  Wirkung  der  neuzeitlichen  Verkehrsmittel  —  Preis- 
»nlerschiede  zwischen  den  einzelnen  Staatsgebieten,  ja  Staatsgebiets t heilen  zur 
Polge  haben,  wie  folgende  Tabelle  erkennen  lässt: 

Verschiedenheit  der  Getreidepreise  von  Land  zu  Land. 

Es  haben  (nach  Conrad)  die  (tetreidepreise  betragen  in  der  Zeit  von  188089 
fiir  1000  kg  in  M.  für 


AVrizen 

Roggei 

in  England 

169,2 

Frankreich 

197,7 

- 

Italien 

196,0 

- 

Dänemark 

189.4 

147,3 

Preussen 

190,5 

154,3 

Bayern 

208,3 

165,5 

Württemberg 

200,9 

168,8 

Baden 

207,2 

163,6 
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c)  Yerhältniss  der  Weizen-  und  Roggenpreise  ztt  einander. 
Weissen  als  die  werth vollere  Brodfrucht  gegenüber  Koggen  steht  durchschnittlich 
höher  im  Preise,  neuerdings  etwa  wie  125  :  100;  und  da  der  Weissen  und  Koggen 
sich  gegenseitig  vertreten  lassen,  also  bei  sehr  hohem  Weizenpreis  mehr  Koggen, 
bei  hohem  Roggenpreis  mehr  Weizen  verbraucht  werden  wird,  so  besteht  eine  Ten- 
denz nach  Autrechterhaltung  einer  gewissen  Constanz  in  dem  gegenseitigen  Preis- 
verhältniss  zwischen  den  beiden  Früchten,  welche  Tendenz  freilich  bei  einer  augen- 
blicklichen Erschwerung  im  Bezug  der  einen  oder  anderen  Frucht  (z.  B.  bei  Boggen- 
ausfuhrverboten  in  Russland)  nicht  immer  zur  Geltung  kommen  kann.  Auch  mit 
(iewohnheiten  der  Bevölkerung  ist  zu  rechnen,  so  dass  z.  B.  auch  bei  steigenden 
Roggenpreiseu  doch  eine  Verminderung  des  Consums  von  Roggen  zu  Gunsten  von 
Weizen  mitunter  nicht  eintritt,  weil  man  in  weiten  Kreisen  der  Bevölkerung  auf  däs 
Roggenbrod  zu  Gunsten  des  Weizenmehlbrodes  nicht  verzichten  will.  Hieraus  erklärt 
sich  z.  B.,  dass  im  Jahre  1881,  bei  dem  schlechten  Ausfall  der  Roggenemte  in  Russ- 
land,  Roggen  zeitweise  einen  Preisstand  erreichte,  der  denjenigen  des  Weizens 
ziemlich  nahe  kam. 


III.    Factoren    für    die   Preisbildung   des   nordamerikanischen 

(ietreides. 

a)  Der  Hauptvorsprung,  den  der  nordamerikanische  Farmer  vor 
dem  europäischen  voraus  hat,  liegt  in  dem  geringen  Anlagekapital  für 
(trund  und  Boden  in  dem  grössten  Theile  der  Ansiedelungsbezirke.  Die  öffent- 
lichen Länder,  deren  Hauptmasse  westlich  vom  Mississippi  liegen,  kosten 
entweder  überhaupt  nichts  (nach  dem  Heimstätte-  bezw.  Holzculturgesetz)  oder  nicht 
mehr  als  1^/4  bis  2V2  Dollar  pro  Acre  =«  12,94  bis  25y88  Mark  pro  Hectar:  die 
Eisenbahncompagnien  verkaufen  in  derselben  Gegend  ihr  Land  für  5  Dollar  pro 
Acre  =  51,77  Mark  pro  Hectar.  Der  Durchschnittspreis  für  private  Grundstücke 
in  den  Colonialdistricten  der  Prairiegebiete  beträgt  etwa  50 — 120  Mark  pro  Hectar. 
Erst  in  dem  Maasse,  als  man  sich  der  Ostküste  nähert,  werden  auch  die  Preise 
liöher:  in  Ohio  durchschnittlich  492  Mark  pro  Hectar,  in  New -York  605,  in  den 
südlichen  Neuenglandstaaten  und  New-Yersey  880  Mark  pro  Hectar.  —  Dagegen 
ergiebt  ein  Vergleich  der  deutschen  mit  den  amerikanischen  Lohnsätzen,  dass  die 
höchsten  Löhne,  die  in  Deutschland  gezahlt  werden,  etwa  gleich  hoch  sind,  wie  die 
niedrigsten  in  Amerika  vorkommenden.  —  Auch  der  Zinsfuss  ist  (nach  Seringi 
in  Nordamerika  viel  höher  als  in  Europa,  in  der  Regel  zwischen  8  und  157o  ^^^ 
bewegend.  —  Ebenso  dürfte  in  Bezug  auf  die  Steuerlast  der  nordamerikanische 
Farmer  im  Allgemeinen  günstiger  wie  sein  Fachgenosse  in  Europa  nicht  gestellt 
sein;  wenn  Wilckens  anführt,  dass  die  directen  Steuern  auf  den  Farmer  der 
Vereinigt<»n  Staaten  und  in  Canada  durchschnittlich  nur  25  —  30  Cents  vom 
Acre  =  2,57 — 3,09  Mark  vom  Hectar  betragen,  so  vfird  hierbei  augenscheinlich 
nicht  genügend  beachtet,  dass  durch  die  hohen  indirecten  Steuern  in  der  Union 
und  sodann  durch  die  ebenfalls  staatenweise  hohen  Commnnalabgaben  dieses 
günstige  steuerliche  Bild  eine  sehr  wesentliche  Abschwächung  erfahrt.  Nach  8 e ring 
wird  im  (Jegentheil  in  einer  Anzahl  Theile  der  Union  nicht  weniger  wie  in  Europa  über 
übermässigen  Steuerdruck  geklagt;  z.  B.  sollen  in  Ohio  und  Illinois  die 
Staatssteuern  2 — 5%  des  allerdings  meist  niedrig  eingeschätzten  Vermögens  betragen, 
wozu  dann  noch  die  Belastung  durch  indirecte  Steuern  und  Zölle,  durch  Abgaben 
für  Strassen-,  Kirchen-  und  communale  Zwecke  kommt.  Auf  einer  massig  grossen 
Farm  dieser  Gegend  stellten  sich  die  Steuern  auf  circa  8,80  Pfennige  per  preuss. 
Morgen  (Sering,  a.  a.  0.,  S.  249,  484  etc.).  Schäffle  veranschlagt  aufgrund 
des  10.  Tensiis  der  Vereinigten  Staaten  die  dir  ecte  Besteuerung  allein  auf  26  Mark 
pro  Kopf. 

b)  Einfluss  der  Transportkosten  insbesondere.  Die  Revolutionirnn!: 
der  Welthandelspreise  steht,  wie  wiederholt  angedeutet,  mit  der  ausserordenttichen 
Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  wie  Wirkung  und  Ursache  im  eng8t»»n 
Zusammenhang.  Es  beträgt  die  Bahnlänge  der  im  Betrieb  befindlichen  Eisenbahnen 
Ende  1891 
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.  auf  je  100000    Anlagekapital  in 

™  Einwohner         Milliarden  Mark 

in  Europa 227  995  6,4  62,0 

in  den  Vereinigten  Staaten 

von  Nordamerika  .     .     .  274  497  43.6  44,6 

in  Britisch -Indien     ...  27808  0,9  4,4 

Die  Länge  der  auf  der  ganzen  Erde  befindlichen  Bahnen  betrug  Eude  189i 
685023  Kilometer,  das  Gesammtanlagekapital  13ö  Milliarden  M.  oder  rund  210000  M. 
für  1  Kilomeier-  —  Die  Zunahme  des  Eisenbahnbaues  speciell  in  Nordamerika 
;;eht  aus  folgenden  Ziffern  hervor:  Länge  der  Eisenbahnen  im  Jahre  1840:  4509  Kilo- 
meter, 1860:  49016  Kilometer,  18aö:  201881  Kilometer,  1891:  274497  Kilometer.  — 
Wie  sehr  in  Nordamerika  die  Frachtsätze  auf  Kanälen  und  Eisenbahnen 
durch  die  coneunirenden  Canal-  und  Eisenbahngesellschaften  in  den  letzten  25  Jahren 
herabgesetzt  worden  sind  und  wie  sehr  diese  Herabsetzung  dem  Export  des  amerika- 
nischen Getreides  zu  Gute  kommen  musste,  ist  aus  den  S  er  in  gesehen  Angaben 
'a.  a.  0.,  S.  512)  zu  entnehmen,  dass  betragen  haben:  die  durchschnittliche  Fracht 
für  die  Tonne  und  englische  Meile  auf  Eisenbahnen  im  Jahre  1868  2,453  Cents, 
dagegen  1883  nur  noch  l,0r>5  Cents;  auf  Kanälen  und  Eisenbahnen  im 
Durchschnitt  1868:  2,295  Cents,  1880  nur  noch  0,991  Cents;  d.  h.  es  sind 
die  Wasserfrachten  von  2,48  Pfennigen  auf  1,39  Pfennige,  die  Eisenbahn- 
frachten von  6,97  Pfennigen  auf  2,99  Pfennige  vom  Tonnenkilometer  zurück- 
gegangen. —  Nach  Wilckens  (a.  a.  0.,  S.  273)  kostet  gegenwärtig  (1892)  die 
Kisenbahnfracht  für  100  Pfd.  W^eizen  in  ganzen  Wagenladungen  von  Chicago 
nach  New- York  15,75  Cents,  die  Fracht  über  die  Seeen  und  auf  dem  Eriekanal 
von  Chicago  nach  New -York  6  Cents  der  Bushel,  die  ganze  Fracht  von  Chicago 
nach  Liverpool  auf  dem  Wasserwege  11,34  Cents  der  Bushel  d.  i.  1,34  Mark 
für  den  Hectoliter.  —  Für  1884  wurde  die  Schiffsfracht  Odessa-Mannheim,  ein- 
schliesslich der  Umladungsspesen  an  letzterem  Platz  für  den  Centner  auf  rund  1  Mark, 
die  Schiffsfracht  New-York-Mannheim  auf  1,28  Mark  berechnet. 

Ueber  die  Verbilligung  der  Wasserfrachten  im  Laufe  der  achtziger 
•fahre,  die  so  wesentlich  zur  Verschärfung  des  Concurrenzkampfes  bei- 
getragen hat,  ist  s.  Z.  von  dem  Director  der  Bank  von  England,  H.  H.  Gibbs. 
eine  Zusammenstellung  gefertigt  worden,  der  zu  entnehmen  ist:  Es  betrugen  die 
Krachten  a)  von  der  Ostküste  Amerikas  (New -York  oder  Philadelphia)  nach 
London  per  20  Centner  1881  -=  22—28  Mark;  1882  =  22—27  Mark;  1883  «  16 
bis  24,5  Mark;  1884  =»  12  —  15  Mark;  b)  von  Indien  iCalcutta,  Kurrachee  oder 
Bombay)  nach  England  per  20  Centner: 

Mark 


1872 

Calcutta 

H.1—90 

Bombay 

60—65 

1874 

Bombay 

50—57 

Kurrachee 

60—62 

1880 

Bombay 

25-42 

Kurrachee 

3;)- 40 

1885 

Bombay 

n-m 

Kurrachee 

20-31 

IT.  Die  wachsende  Gefährlichkeit  Nordamerikas  auf  dem  Gebiet 
der  Fleischerzeugung  erhellt  aus  dem  riesenhaften  Aufschwung,  den  die  Thier- 
haltung  und  T hier zucht  daselbst  in  den  letzten  Jahrzehnten  genommen  hat,  wo- 
rüber die  in  Bd.  I,  S.  79  abgedruckte  Tabelle  Aufschluss  ertheilt.  Für  das  Jahr  18tK) 
ist  der  Fleischviehbestand  in  den  Vereinigten  Staaten  ermittelt  worden: 

bei  Rindvieh  «ohne  Milchkühe)  auf  86,8  Mill. 

^    Schafen 44.3     ., 

„    Schweinen 51,6     „ 

Die  wachsende  Bedeutung  der  nordamerikanischen  Fleischcoucurrenz 
und  der  ans  ihr  entspringenden  Concurrenz  auf  dem  Weltmarkt  ist  aus  folgender 
Tabelle  zu  entnehmen.  Es  hat  der  Werth  der  Ausfuhr  von  Producten  der 
Hindvieh-  und  Schweinezucht  in  je  1000  Dollar  betragen: 
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T^i_  j     Tl.  j        11      j     o  i.      •  Produeto  von  Prodncte  der 

Lebende  Rmder    Lebende  hchweine    „j^^^^      Schweinen    Milchwirthschaft 


1876 

1110 

670 

9  921 

67  838 

13498 

1880 

13  344 

421 

18012 

84  838 

18913 

1884 

17  855 

607 

23  224 

69  753 

15617 

188() 

10959 

674 

18  505 

57125 

10876 

Die  Hauptmasse  aller  Fleischthiere  und  Fleischconserven ,  sowie  Molkem- 
producte  nimmt  bis  jetzt  allerdings  nur  der  englische  Markt  auf  und  nur  betrefs 
des  Schweineschmalzes  ist  auch  die  Ausfuhr  auf  den  Continent  bisher  eine  nam- 
hafte gewesen. 

Der  Import  von  Rindvieh  nach  Deutschland  aus  den  europäischen  Kacli- 
barländem  ist  in  den  letzten  zehn  Jahren  (1883/92)  ziemlich  stetig  gestiegen.  Im 
Jahre  1883  wurden  eingeführt:  Kälber  41078,  Kühe  32126,  Ochsen  28092  Stück, 
dagegen  1892:  76  429,  bezw.  135  487,  bezw.  43  524;  der  Werth  der  Einfnhr  von 
Kindvieh  stellte  sich  im  Jahre  1883  auf  rund  51  Mill.  Mark,  1892  dagegen  auf 
79  Mill.  Mark.  Die  Einfuhr  von  Pferden  schwankte  in  der  Periode  1883/92  zwischen 
69  763  (1885)  und  90129  (1891)  mit  einem  Einfuhrwerth  dort  von  59,9,  hier  von 
73,5  Mill.  Mark.  Noch  stärkeren  Schwankungen  unterliegt  die  Schweineeinfahr: 
1888  291  799  Stück  im  Werthe  von  35,6  Mill.  Mark;  1892:  861  253  im  Werthe  von 
98  Mill.  Mark.  An  der  Einfuhr  von  Vieh  sind  vorwiegend  Oesterreich- Ungarn, 
Dänemark,  die  Niederlande  und  Russland,  sehr  unerheblich  dagegen  bis  jetzt  die 
transoceanischeu  Staaten  betheiUgt.  —  Ein  wichtiges  Ausfuhrobject  der 
Thierhaltung  —  die  Schafe  —  weist  beständige  Abnahme  auf;  die  Ausfuhr 
von  Schafen  umfasste  1883  noch  1  418  703  Stück  im  Werthe  von  41,1  MiU.  Hark. 
1892  nur  noch  317  901  Stück  im  Werthe  von  8  Mill.  Mark. 


§  194.   Die  Wirkungen  der  neuzeitlichen  Agrarkrisis; 
verschärfende  Begleitumstände. 

1.  Die  Wirkung  der  transatlantischen  und  osteuropäischen 
Concurrenz  äusserte  sich  in  den  continentalen  Staaten  We st- 
und Mitteleuropas  theils  in  einer  Zunahme  der  Zwangsvoll- 
streckungen, theils  in  einem  Sinken  der  Bodenpreise*),  theils  in 
wachsender  Verschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes,  die  mit 
den  sinkenden  Einnahmen  aus  dem  landwirthschaftlichen  Gewerbe 
wie  Wirkung  und  Ursache  im  Zusammenhang  steht,  in  dem 
britischen  Inselreich  in  einem  Kückgang  der  Pachtpreise,  in 
der  Veniichtung  zahlreicher  Pächterexistenzen,  in  dem  Zustand  der 
Pachtlosigkeit  zahlreicher  Farmen  und  in  der  wachsenden  Aufgabe 
des  Getreidebaus  zu  Gunsten  der  Weidewirthschalt  und  der  Vieh- 
zucht; wobei  in  ersterer  Hinsicht  auf  die  statistischen  Angaben 
und  die  sonstigen  Betrachtungen  und  Ausfühningen  in  Kap.  VI. 
insbesondere  in  den  §§  110  ff.,  hinsichtlich  der  zweitgedachten 
Wirkungen  in  Grossbritannien  auf  die  verschiedentlichen  Betrach- 

^)  v.  Hammerstein-Loxten  glaubt  den  Rückgang  im  Kapitahverth  des  Grund 
und  Bodens  in  Folge  der  Getreidedepression  auf  12  MilUarden  Mark  veranschlagen  in 
sollen  (D.  Landmrthschaftsrath  von  1885,  S.  218). 
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Hii   I    (S.  23  flf.,  181  ff.  etc.)    zu    verweisen    ist.    Als 
'(TKrisis  dürfen  auch  die  namentlich  seit  den  acht- 
wachsendem Umfang  laut  werdenden  Klagen  der 
tenden  Klassen  über  unzulängliche  Rentabilität, 
Behauptung  des  Besitzes  und   die  immer  ein- 
.1  Idindofebenden  Wünsche  nach  staatlicher  Hilfe  be- 
'ii'ii.  Klagen  und  Wünsche,  die  in  verschiedenen  con- 
:i  Staaten  Veranlassung  zu  den  vielfach  citirten  amtlichen 
..  r  (•  u  q u e  t  en  (in  Deutschland  und  zwar  hier  in  Baden,  Hessen, 
uittemberg,  Elsass- Lothringen  und  Preussen;  in  Frankreich,  in 
lialien),    desgleichen    zu    ausseramtlichen    Erhebungen,    von 
denen  namentlich  diejenigen   des  Vereins  für  Socialpolitik 
(Bäuerliche  Zustände  in  Deutschland,  3  Bde.,   1883)  ^u  erwähnen 
sind,   sowie   zu    eingehenden   und   häufigen   Berathungen  in   den 
parlamentarischen  Körperschaften   sowie    in    den   land- 
wirthschaftlichen  luteressenvertretungskörpern  gegeben  und 
neuerdings  (im  Jahre  1893)  eine  grosse  agrarische  Bewegung 
(Bund  der  Landwirthe)  gezeitigt  haben. 

Es  bedarf  übrigens  kaum  eines  Hinweises,  dass  von  Land  zu 
Land  und  selbst  innerhalb  der  einzelnen  Länder  die  Wirkung  der 
besprochenen  umwälzenden  Vorgänge  auf  dem  Gebiet  der  Getreide- 
erzeugimg und  der  durch  diese  Vorgänge  verursachten  Preis- 
depression in  den  einzelnen  europäischen  Ländern  in  sehr  ver- 
schiedenem Grade  zu  Tage  getreten  ist,  je  nach  der  Verschiedenheit 
der  Besitz-  und  allgemeinen  Culturverhältnisse  und  je  nach  der 
Möglichkeit,  die  landwirthschafklichen  Betriebsformen  an  die  ver- 
änderten Verhältnisse  anzupassen.  Wo  der  Getreidebau  nach  den 
Boden-  und  Klimaverhältnissen  einer-,  den  Besitz  Verhältnissen 
anderseits  dominirt,  musste  die  Wirkung  eine  viel  tiefgreifendere 
sein,  als  wo  neben  dem  Getreidebau  auch  die  Cultur  anderer  Ge- 
wächse, bei  denen  die  Goncurrenz  weniger  sich  fühlbar  machte 
(Handelspflanzen,  Obst-,  Weinbau),  oder  wo  die  Viehzucht  eine 
erhebliche  Bolle  spielt;  oder  wo,  wie  vielfach  in  den  Gegenden 
des  vorherrschenden  Kleinbesitzes,  die  Einnahmen  aus  dem  Verkauf 
von  Brodgetreide  neben  jenen  aus  anderen  Erzeugnissen  der  Land- 
wirthschaft  eine  vergleichsweise  erhebliche  Rolle  nicht  spielen.  Wo 
in  Ländern  oder  Gebietstheilen  die  Pacht  die  vorherrschende  Be- 
wirthschaftungsform  ist,  musste  ferner  die  Wirkung  auf  die  Pacht- 
bevölkerung eine  verschiedenartige  sein,  je  nach  dem  die  Pacht- 
verträge auf  kürzere  oder  auf  längere  Zeit  abgeschlossen  waren, 
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also  für  die  Pächter  die  Möglichkeit  gegeben  oder  nicht  gegeben 
war,  der  nachtheiligen  Einwirkung  der  sinkenden  Preise  rascher 
oder  weniger  rasch  sich  zu  entziehen.  In  den  Gebieten  der 
Eigenthumsbewirthschaftung  aber  kam  fflr  den  Grad  der  Ein- 
wirkung der  Preisdepression  auf  die  Wirthschafkslage  vor  Allem 
das  Maass  der  Verschuldung  des  Grundbesitzes  in  Betracht,  in- 
dem überall  da,  wo  die  Fluthwelle  der  Concurrenz  einem  hoch- 
verschuldeten Grundbesitz  begegnete,  der  unvermuthete  plötzliche 
Preisfall  eine  besonders  bedrohliche  Lage  schuf,  wie  sie  in  den 
Gegenden  eines  massig  verschuldeten  Besitzes  nicht  zu  Tage 
trat.  Endlich  aber  spielen  auch  hier  Charakteranlage,  Tempera- 
ment, allgemeiner  Stand  der  Bildung  eine  nicht  gering  zu  achtende 
Bolle  und  die  Wirkung  der  Krisis  ist  auch  aus  diesem  Grund  von 
Land  zu  Land,  ja  von  Gegend  zu  Gegend  eine  sehr  verschieden- 
artige gewesen,  je  nach  dem  die  bodenbewirthschaftenden  Klassen 
mit  pessimistischer  Verzagtheit  oder  Indolenz  in  Thatenlosigkeit 
und  Schlaffheit  verharrten  oder  aber  in  muthigem  Selbstvertrauen 
und  mit  Aufbietimg  aller  intellectuellen  und  moralischen  Kräfte 
den  Kampf  mit  den  feindlichen  Mächten  unverdrossen  und  zuver- 
sichtlich aufnahmen.  Weil  darnach  nicht  überall  der  Druck  der 
neuen  Concurrenz  gleichmässig  auf  dem  landwirthschaftlichen  Ge- 
werbe lastete,  wird  es  erklärlich,  dass  über  das  Maass  des  Drucks 
—  ob  er  ein  unerträglicher  oder  leidlich  erträglicher  sei  —  das 
Urtheil  so  vielfach  auseinandergeht,  das  eben  begreiflicherweise, 
je  nach  dem  engeren  oder  weiteren  Beobachtungskreis  des  Beob- 
achters, in  mehr  pessimistischer  oder  mehr  optimistischer  Weise 
gefangen  genommen  wird;  doch  dürften  Diejenigen  Becht  behalten 
haben,  die  von  Anfang  ab  die  durch  die  neue  Concurrenz  geschaf- 
fene Sachlage  als  eine  ernste  und  beim  thatenlosen  Zusehen  der 
Regierungen  kritische  ansahen  und  desshalb  eine  Interventions- 
politik des  Staats  befürworteten,  zu  der  denn  auch  die 
continentalen  Staaten  mit  allerdings  verschiedenem  Erfolg, 
je  nach  der  Energie  des  schützenden  Eintretens,  mehr  und  mehr 
sich  aufgerafft  haben.  So  ist  denn  endlich  nicht  am  wenigsten 
der  Verlauf  der  Krisis  beeinflusst  worden  durch  die  Stellung  der 
Staatsgewalt  selber  zu  der  durch  die  veränderten  Verhältnisse 
geschaffenen  Allgemeinlage  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes 
und  durch  die  Sichtung  der  Agrarpolitik,  die  länderweise 
gegenüber  dem  zu  Tage  tretenden  Niedergang  der  Kentabilitat  des 
landwirthschaftlichen    Gewerbes    einzuschlagen    fQr    gut    befunden 
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wurde.  Wo  man,  wie  in  dem  britischen  Inselreich,  eine  staat- 
liche Interventionspolitik  für  überflüssig,  ja  für  schädlich  erachtete, 
musste  desshalb  die  Wirkung  der  transatlantischen  Concnrrenz  mit 
der  vollen  Schärfe  sich  geltend  machen  und  besonders  unerfreuliche 
Zustände  zeitigen;  und  es  ist  immerhin  bezeichnend  für  den 
Intensitätsgrad  der  Calamität,  der  aur  einer  Politik  des  laisser 
faire  et  aller  erwuchs,  dass  in  jüngster  Zeit  auch  in  diesem  Beich 
eine  Bewegung  nach  grundsätzlicher  Aenderung  der  herrschenden 
Wirthschaftspolitik  kräftig  und  allem  Anschein  nach  nicht  ohne 
Aussicht  auf  Erfolg  einzusetzen  sich  bemüht. 

2.  Verschärfende  Begleitumstände  der  Agrarkrisis 
und  sonstige  Ursachen  derselben.  Wenn  auch  als  Haupt- 
ursache der  schleichenden  Erisis,  die  seit  Mitte  der  siebenziger 
Jahre  die  west-  imd  mitteleuropäische  Landwirthschaft  befallen 
bat,  die  durch  die  transatlantische  und  osteuropäische  Concurrenz 
veranlasste  Depression  der  Gretreidepreise  anzusehen  ist, 
so  würde  dieselbe  gegendenweise  doch  nicht  den  in  die  Erscheinung 
getretenen  starken  Niedergang  der  Wohlstandslage  zur  Folge  ge- 
habt haben,  wenn  nicht  noch  anderweite  Yerumständungen 
verschärfend  und  verschlimmernd  hinzugetreten  wären. 
Als  solche  sind  betreffs  Deutschlands  namentlich  die  folgenden 
hervorzuheben : 

a)  Neben  dem  Sinken  der  Getreidepreise  ging  zeitlich  ein  Sinken 
anderer  als  Verkaufsartikel  wichtiger  Erzeugnisse 
einher;  von  diesem  Sinken  wurden  insbesondere  berührt  die  Wolle 
in  Folge  der  Zunahme  der  Schafhaltung  in  den  ungeheuren  Weide- 
gebieten Australiens,  Südafrikas  und  Südamerikas;  ferner  der 
Spiritus  und  der  Zucker  in  Folge  zeitweiser  üeberproduction  und 
der  Schwierigkeit  der  jederzeitigen  Unterbringung  der  von  dem 
deutschen  Markt  nicht  aufgenommenen  Productionsmengen  in 
anderen  Staaten;  endlich  auch  einzelne  Handelspflanzen,  wie 
Tabak,  Flachs  und  Hanf,  ebenfalls  in  Folge  der  seit  den  sieben- 
ziger Jahren  stärker  einsetzenden  ausländischen  Concurrenz  in  diesen 
Artikeln,  wobei  für  Tabak  namentlich  Nordamerika,  femer  Sumatra 
und  Java,  für  Flachs  und  Hanf  namentlich  Kussland,  für  letzteren 
auch  Italien  scharfen  Wettbewerb  verursachten.  Die  ehemals  so 
einträgliche  Bapscultur  musste  in  Folge  der  Zunahme  des 
Petroleumverbrauchs  und  der  sinkenden  Nachfrage  nach  dieser 
Oelfrucht  ebenfalls  mehr  und  mehr  eingeschränkt  werden,  und  die 
Hopfencultur   litt    wenigstens    unter    einer    gewissen    Ueber- 
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production  in  geringwerthiger  Waare  und  dauernd  in  Folge  der 
wachsenden  Versorgung  des  sehr  aufnahmefähigen  englischen 
Marktes  mit  nordamerikanischem  Hopfen.  So  dass  man  mit 
J.  Conrad  wohl  sagen  kann,  es  unterscheide  sich  die  dermaligo 
Krisis  von  den  früheren  wesentlich  dadurch,  dass  eine  Hilfsquelle 
nach  der  anderen  versiegte  und  auch  nicht  eine  einzige  ihre  alte 
Ergiebigkeit  bewahrte.  Und  wenn  nun  auch  gegenüber  diesem 
allgemeinen  Preissturz  wenigstens  die  Viehpreise  —  entsprechend 
der  Zunahme  des  Fleischverbrauchs  —  imd  ebenso  die  Erzeugnisse 
des  Molkereigewerbes  eine  Tendenz  nach  oben  behaupteten, 
so  machte  sich  doch  auch  hier  die  verstärkte  Concurrenz  der  nord- 
amerikanischen Viehhaltung  und  namentlich  des  Vieh  -  und  Fleisch- 
exports auf  den  englischen  Markt  für  die  continentalen  Staaten 
wenigstens  zeitweise  störend  geltend  und  hat  femer  die  wiederholt 
in  England  und  anderen  Staaten  aus  seuchenpolizeilichen  Bück- 
sichten erfolgte  Grenzsperre  gegen  fremdes  Vieh  den  Export  in 
das  Ausland  jahrweise  lahmgelegt  und  durch  die  dadurch  herbei- 
geführte Ueberfüllung  des  heimischen  Marktes  Preisrückschläge  im 
Gefolge  gehabt,  die  jahrweise  auch  denjenigen  Hauptzweig  der 
landwirthschaftlichen  Production,  der  noch  eine  befriedigende  Rente 
gewährte,  als  unlohnend  erscheinen  Hessen  (vgl.  oben  Kap.  VII,  S.  398). 

Anmerkung.     Es  hat  der  Preis  betragen  pro  100  kg  für: 

nordd.  Schäfereiwolle 
(Berlin) 

Roh-Zucker  

(Magdeburg) 
Kartoffel-Spiritus,  roher 
(Hamburg) 

Was  die  erwähnten  Handelsgewächse  anlangt,  so  betrug  beispielsweiw 
nach  den  für  Baden  ermittelten  Preisen  der  Durchschnittspreis  für  die  Periodt* 
1870/79  in  100  kg  für  Hanf  noch  162  M.,  für  Flachs  noch  172  M.,  für  Tabak 
noch  56  M.,  für  Hopfen  noch  280  M.,  fiir  Cichorien  noch  3,68  M.;  dagegen  im 
Durchschnitt  1880/83  für  Hanf  nur  166  M.,  für  Flachs  nur  164  M.,  für  Tabak 
nur  62  M.,  für  Hopfen  nur  270  M.,  für  Cichorien  nur  3,40  M.,  und  es  sank 
in  den  Folgejahren  in  einzelnen  Jahrgängen  der  Preis  für  Hanf  auf  130  M.,  für 
Flachs  auf  144  M.,  für  Tabak  auf  30  —  40  M.,  für  Hopfen  auf  52  —  80  M.. 
für  Cichorien  auf  3,20  M. 

Die  Engrospreise  für  verschiedene  Fleisch  Sorten  auf  dem  MetropoHtan- 
Markt  in  London  betrugen  nach  J.  Conrad  per  stone  k  8  Ibbs 
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1866  70 

3,6 

5,4 

3,6 

5,8 

3,3 

4,11 

1871/75 

4,3 

6,1 

4,10 

6,7 

3,10 

5,0 
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4,0 
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3,11 
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1886  87 

3,0 
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4,5 
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b)  Die  Preisdepression  landwirthschaftlicher  Erzeugnisse  fiel 
zeitlich  mit  einer  ungewöhnlich  langen  Beihe  von  unergiebigen 
Erntejahren  zusammen,  und  nicht  selten  ist  man  in  sachver- 
ständigen Kreisen  der  in  dieser  Allgemeinheit  allerdings  nicht  auf- 
recht erbaltbaren  Meinung  begegnet,  dass  auf  die  durch  die  Miss- 
emtejahre  veranlassten  Einnahmeausfälle  mehr  noch  als  auf  die 
transatlantische  oder  osteuropäische  Goncurrenz  die  beklagte  Noth- 
lage  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  zurückzuführen  sei.  Jeden- 
falls ist  so  viel  richtig,  dass  der  Ausbruch  der  Krisis  in  der  zweiten 
Hälfte  der  siebenziger  Jahre  durch  die  imgewöhnlich  schlechten 
Ernten  der  Jahre  1876,  1877  und  1879  einerseits  beschleunigt 
worden  und  dass  anderseits  der  Verlauf  derselben  durch  den 
regnerischen  Charakter  der  achtziger  Jahre,  der  wiederholt  die  Ein- 
enitung  des  Getreides  und  anderer  Gewächse  erschwerte,  der 
Qualität  der  Bodenerzeugnisse  Eintrag  und  dem  Absatz  derselben 
erhöhte  Schwierigkeiten  bereitete,  wesentlich  verlangsamt  worden 
ist.  Auch  kann  nicht  wohl  beabredet  werden,  dass  insbesondere  an 
der  Nothlage,  in  der  sich  in  Deutschland  und  in  Oesterreich  seit 
anderthalb  Jahrzehnten  die  Weinbaugegenden  befinden,  ganz 
vorwiegend  die  durch  die  abnormen  Witterungs Verhältnisse  bedingten 
unergiebigen  Herbste  bei  geringer  Qualität  der  erzeugten  Weine 
Theil  haben,  welchem  Umstände  gegenüber  für  diese  Gegenden 
die  sonstigen  nachtheiligen  Aenderungen  in  den  Productions- 
bedingungen  mehr  oder  weniger  zurücktreten.  So  ist  femer 
der  Niedergang  des  Wohlstands  in  vielen  Eebgegenden  Frank- 
reichs, Italiens  und  anderer  südlicher  Staaten  vor- 
wiegend auf  das  Auftreten  der  verheerenden  Phylloxerakrankheit 
(siehe  oben  S.  380)  zurückzuführen.  Man  muss  diese  Einwirkungen 
der  äusseren  Natur  auf  den  Productionserfolg  immerhin  im  Auge 
behalten,  um  die  Einseitigkeit  jener  Auffassung  zu  erkennen,  die 
den  offensichtlichen  Rückgang  des  ländlichen  Wohlstandes  aus- 
nahmslos dem  Wettbewerb  von  aussen  oder  einer  fehlerhaften  Wirth- 
schaftspolitik  im  Innern  zur  Last  zu  setzen  geneigt  ist;  und  man 
muss  weiterhin  die  Thatsache,  dass  es  sich  hier  um  der  Einwirkung 
des  Staats  entzogene  Vorgänge  handelt,  wohl  würdigen,  wenn  man 
nicht  betreffs  des  Umfangs,  in  dem  eine  staatliche  Hilfe  zur  Be- 
seitigung von  Nothständen  in  Aussicht  genommen  werden  könnte, 
zu  Forderungen  gelangen  will,  die  zu  erfüllen  der  staatlichen  Ge- 
meinschaft unmöglich  ist.  Es  kann  vielmehr  nur  das  Eine  zu- 
gegeben werden,  dass  jener  unglückliche  zeitliche  Zusammenstoss  — 
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einerseits  einer  bis  dahin  in  dieser  Schärfe  unbekannten  und  un- 
gewohnten übennässigen  Concurrenz  von  aussen,  anderseits  eines 
in  imgewöhnlichem  Maasse  auftretenden  Productionsmisserfolgs  in 
Folge  des  Einflusses  ungünstiger  Witterungsverhältnisse  —  für  die 
Staatsleitimg  doppelt  Anlass  bieten  durfte,  die  helfende  Hand  zur 
Abminderung  und  Abschwächung  wenigstens  der  schädlichen  Ein- 
wirkungen der  erstbezeichneten  Art  nicht  zu  versagen. 

c)  Die  Einwirkung  der  transatlantischen  und  osteuropäischen 
Concurrenz  auf  die  west-  und  mitteleuropäische  Landwirthschaft 
würde  endlich  eine  minder  empfindliche,  zur  Noth  eine  vielleicht 
erträgliche  gewesen  sein,  wenn  nicht  der  Preissturz  der  meisten  land- 
wirthschaftlichen  Erzeugnisse  zeitlich  sowohl  mit  einer  Steigerung 
der  Erzeugungskosten,  wie  mit  sonstigen  hohen  Be- 
lastungen des  Ausgabecontos  zusammengefallen  wäre.  In 
ersterer  Hinsicht  ist  insbesondere  an  die  früher  besprochene  unauf- 
haltsame Steigerung  der  Arbeitslöhne  bei  zunehmender  Schwierig- 
keit der  Beschaffung  und  Erhaltung  tüchtiger  Arbeits- 
kräfte (Bd.  I,  §  94,  Ziffer  3,  §  95,  §  100),  in  letzterer  Hinsicht 
an  die  ebenfalls  seit  den  fünfziger  Jahren  ununterbrochen  ein- 
setzende  aufwärts  gehende  Bewegung  der  Pacht-  und 
Bodenpreise  und  an  die  jHand  in  Hand  mit  der  Bodenpreis- 
steigerung gehende  zunehmende  Belastung  mit  Kaufschillings- 
resten und  Erbportionen  sowie  Zins-  und  Tilgungsver- 
pfiichtungen  zu  erinnern  (siehe  oben  S.  111  ff.).  Es  ist  nicht  über- 
flüssig, um  eine  schiefe  Beurtheilung  der  Sachlage  bintanzuhalten. 
hier  nochmals  zu  betonen,  dass  der  Landwirth  den  Veränderungen 
auf  dem  ländlichen  Arbeitsmarkt  grossentheils  einflusslos  gegen- 
übersteht und  dass  das  Bestreben,  tüchtige  Arbeitskräfte  sich  durch 
entsprechend  höhere  Löhne  zu  sichern,  bei  einer  sinkenden  Guts- 
rente schwer  erfüllbar  ist;  und  dass,  wie  sehr  auch  bei  dem 
Vorauseilen  der  Pacht-  und  Bodenpreise  über  den  wirklichen  Er- 
tragswerth  hinaus  menschliche  Irrung  und  Schwäche  und  mangebde 
Voraussicht  im  Einzelfall  betheiligt  gewesen  sein  mag,  es  doch 
verkehrt  wäre,  diese  Vorgänge  ausschliesslich  auf  das  Schuldconto 
der  grundbewirthschaftenden  Klassen  zu  setzen,  da  dieser  Process 
vielmehr  doch  auch  in  Allgemeinverhältnissen  der  Gesetzgebung, 
zumal  auf  dem  Gebiet  des  Erbrechts,  wurzelt  und  es  dem  Einzelnen 
schliesslich  nicht  zu  schwer  angerechnet  werden  darf,  wenn  er  dem 
allgemein  herrschenden  ürtheil  über  die  Fortdauer  relativ  günstiger 
Productionsbedingungen    das    eigene  ürtheil  unterordnet     (Siehe 
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oben  S.  53  ff.)  Auch  hier  wird  daher  eine  unbefangene  Be- 
trachtungsweise nicht  so  sehr  dazu  gelangen,  dass  die  staatliche 
Hilfe  zu  versagen  sei,  weil  und  sofern  der  Concurrenzdruck  von 
Aussen  bei  einer  richtigen  Pachtpreisfestsetzimg,  bei  einer  massigen 
Verschuldung  des  Grund  und  Bodens  erträglich  erscheine,  vielmehr 
dazu,  dass  eben  weil  weithin  dieser  Druck  durch  die  unter  anderen 
Voraussetzungen  eingegangenen  privatrechtlichen  Vertragsverpflich- 
tungen ein  unerträglicher  geworden  ist,  ein  intervenirendes  Ein- 
treten des  Staats  zu  dem  Zweck:  die  Schwierigkeiten  der  Lage 
zu  mildem,  den  Uebergang  in  die  veränderten  Verhältnisse  zu 
erleichtem,  den  Zusammenbruch  zahlloser  Einzelexistenzen  zu  ver- 
hüten, den  wichtigsten  productiven  Stand  des  Volks  vor  Siechthimi 
zu  bewahren  —  erst  recht  geboten  erscheine. 

Anmerkung,  a)  Darin  sind  alle  Enqueten  und  sonstigen  Vernehmlassungen 
einig,  dass  in  Deutschland  die  ungünstigere  Gestaltung  der  Gesammüage  des 
landw.  Gewerbes  nicht  bloss  auf  den  vermehrten  Concurrenzdruck  tou  aussen  zurück- 
zuführen sei,  sondern  ebenso  sehr,  ja  gegendenweise  vorwiegend  mit  anderen 
Vemmständungen,  wie  sie  oben  im  Text  ang^eutet  worden  sind  —  mit  ungünstigen 
Ernten,  mit  den  wachsenden  Arbeitslöhnen  und  der  Schwierigkeit  der  Beschaffung 
tüchtiger  Arbeitskräfte  überhaupt,  in  einzelnen  Staaten  auch  mit  der  ausserordent- 
lichen Zunahme  der  Oommunalsteuem  zusammenhänge;  und  dass  der  PreisfaU  der 
landw.  Erzeugnisse  weiter  gerade  auch  desshalb  so  schwer  empfunden  werde,  weil 
nnd  sofern  er  mit  einer  starken  Verschuldung  zeitlich  zusammentraf.  Vgl.  die 
bad.  landw.  Erhebungen  von  1883,  Bd.  IV,  S.  109  und  S.  117  ff.,  und  die  damit  im 
WesentÜchen  übereinstimmenden  Erhebungsergebnisse  der  Enqueten  in  Preussen, 
Württemberg,  Hessen,  Elsass-Lothringen  —  ein  Ergebniss,  das  als  wichtig 
festgehalten  zu  werden  verdient,  weil  es  für  Art,  Richtung  und  Ziel  der  einzu- 
schlagenden Heilmittel  bedeutungsvoll  ist.  —  Zu  ähnlichen  Schlussfolgerungen 
gelangte  auch  die  französische  Agrarenquöte  von  1879/80  —  vgl.  v.  ^itzen- 
stein  im  Bd.  XXVn  der  Schriften  des  V.  f.  Sodalpolitik,  S.  50  ff.,  88  ff.,  94  ff., 
107  ff.  — ,  während  man  nach  den  Ergebnissen  der  italienischen  AgrarenquÖte 
vom  15.  März  1877  —  vgl.  Eheberg  im  Bd.  XXIX  dieser  Schriften,  8.  95  ff., 
116  ff.  —  folgern  darf,  dass  für  Italien  der  Grund  des  Siechthums  der  Bauern- 
schaft überhaupt  weniger  mit  der  transatlantischen  Concurrenz,  als  mit  den  unglück- 
lichen Besitzverhältnissen  und  dem  niedrigen  Bildungsstand  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  ländlichen  Bevölkerung  in  Verbindung  zu  bringen  ist,  wobei 
an  das  in  Bd.  I,  §  38,  S.  214  ff.,  218  ff.,  Gesagte  erinnert  sein  mag. 

b)  Besonders  lehrreich  in  Bezug  auf  die  Tragweite  der  transatlantischen 
(*oncurrenz  sind  die  Vorgänge,  die  sich  in  dem  letzten  Drittel  dieses  Jahrhunderts 
in  dem  britischen  Inselreich  abgespielt  haben  und  über  die  die  parlamen- 
tarische Agrarenqu^te  von  1879/80  eingehenden  Aufschluss  ertheilt,  über  die  Nasse 
im  XXVII.  Bd.  der  Schriften  des  V.  f.  Sodalpolitik  berichtet. 

Wie  England  den  ersten  Anprall  der  transatlantischen  Concurrenz  zu  erleiden 
hatte,  so  ist  auch  die  Krisis  in  dem  Inselreich  mit  einer  auf  dem  Continent  un- 
bekannten Heftigkeit  ausgebrochen.  Der  Preissturz  begann  dort  schon  in  den 
sechziger  Jahren,  hatte  eine  starke  Verminderung  des  Pfluglandes  zu  Gunsten  des 
Weidelandes,  das  Brachliegen  grosser  Strecken  g^ter  Ackerböden  und  das  Verlassen 
zahlloser  Pachtfarmen  im  Gefolge;  „die  Landwirthe*^,  heisst  es  in  dem  Bericht, 
,, hatten  einen  Nothstand  von  noch  nie  dagewesener  Heftigkeit  zu  ertragen '^.  Aber 
in  der  Folgezeit  wurde  die  Lage,  in  Folge  weiteren  Fallens  der  Weizenpreise  auf 
einen  Satz  von  30 — 35  sh.  per  imperial  quarter  »»  2,90  hl  (die  Preise  zwischen 
1860  und  1868  hatten  sich  noch  zwischen  50  und  64  sh.  bewegt),  noch  viel  un- 
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erträglicher,  die  Abnahme  des  Ackerlandes  machte  weitere  Fortschritte  und  die 
neuerliche  Bewegung  zu  Gunsten  von  landw.  Schutzzöllen  gerade  in  diesem,  in  der 
grossen  Masse  auch  der  g^ndbesitzenden  Klassen  fireihändlerisch  denkenden  Lande 
illustrirt  wohl  am  besten  das  Gefühl  der  tiefen  Niedergeschlagenheit  und  Entmntbi- 
gung,  das  sich  der  weitesten  Kreise  der  landw.  Interessenten  bemächtigt  hat.  — 
Auch  hier  wie  auf  dem  Continent  sind  die  Wirkungen  der  transatlantischen 
Concurrenz  durch  die  ungew^öhnlich  schlechten  Ernten  der  Jahre  1871,81  wesent- 
lich verschärft  worden,  zumal  in  derselben  Zeit  auch  Viehseuchen,  insbesondere 
die  Lungenseuche,  schwere  Verluste  brachten.  In  summarischer  Wiederholung  der 
oben  (S.  öö7ff.)  mitgetheilten  statistischen  Zahlen  sei,  um  den  Einnahmeausfall 
der  englischen  Laudwirthschaft  durch  den  Preissturz  des  Getreides  zu  beleuchten, 
nochmals  betont,  dass  sich  im  Mittel  für  ganz  Grossbritannien  der  Werth  der 
Weizenernte  auf  den  acre  stellte  und  zwar  im  Jahresdurchschnitt 
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1857/62 
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14 
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1863/68 
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6 

10 

1869/74 

8 

19 

8 

1875/80 

6 

10 

11 

Zu  dem  Einnahmeausfall  für  Getreide  kam  der  für  Wolle,  deren  Durch- 
schnittspreis (auf  das  Pfund  berechnet)  von  24*/»  d  in  1873  auf  11\'4  d  in  1882 
sank,  was  bei  der  gleichzeitigen  Abnahme  des  Schaf  bestandes  in  einem  Sinken  des 
Werths  der  engüschen  Wollproduction  von  16,8  Mill.  £  in  1873  auf  6  Mül.  ^  in 
1882  zum  Ausdruck  kam;  und  die  durch  das  Sinken  der  Weizen-  und  Wollpreise 
geschaffene  Nothlage  erhielt  durch  die  heftige  und  stetig  wachsende  Concurrenz  in 
aus  Amerika  und  Australien  stammendem  Schlacht  fleisch  eine  weitere  Ver- 
schäriung.  Dabei  hatte  die  englische  Laudwirthschaft  gleichzeitig  mit  wachsendem 
Arbeitermangel  —  in  Folge  des  massenhaften  Abströmens  von  ländlichen  Arbeitern 
in  die  Vereinigten  Staaten  und  nach  Canada  —  und  steigenden  Arbeitslöhnen  und 
mit  erhöhten  Communalabgaben  zu  kämpfen,  so  dass  ein  Mitglied  der  Enquete- 
commission, G.  J.  Shaw-Lefevre,  den  Einnahmeverlust,  den  die  englische  Land- 
wirthschaft  in  der  Periode  1875/80  gegenüber  1869;  74  auf  198,8  Mül.  £  oder  auf 
26  Mill.  £  jährlich  veranschlagt«  und  nach  anderen  Berechnungen  für  die  Jahre 
1878/81  der  jährliche  Verlust  sogar  auf  40  Mill.  £  geschätzt  wurde.  Die  zunehmende 
Unrentabilität  des  Weizenbans  in  Grossbritannien  kommt  in  der  ständigen  Abnahme 
des  Pflttglandes  (1871/75:  18,2  MiU.  acres,  1891:  16,5  Mül-  acres),  dereine 
entsprechende  Ausdehnung  des  Weidelandes  folgte  (von  dem  gesammten  landw. 
Gebiete  von  32,9  Mill.  acres  sind  jetzt  16,4  Mül.  d.  i.  nahezu  die  Hälfte  Weideland", 
in  drastischer  Weise  zum  Ausdruck;  vgl.  hierzu  die  Zahlenangaben  in  Bd.  I,  §  5. 
H.  23  und  24,  und  das  daselbst  angeführte  Citat  aus  der  französischen  Agrarenquete 
von  1882:  „de  plus  en  plus  le  peuple  britannique  se  rend  tributaire  de  r^traog»;r 
pour  son  pain  quotidien."  —  Der  sich  mehr  und  mehr  vollziehende  Uebergang  von 
der  intensiven  Ackerbauhochcultur  zur  extensiven  oder  doch  nur 
relativ  kapitalintensiven  Weidewirthschaft  (wie  er  u.  A.  auch  in  der 
Abnahme  der  Verwendung  von  Kunstdünger  zu  Tage  tritt  —  jährl.  Verwendung 
in  der  Periode  1871  75:  50,  im  Jahr  1889  nur  noch  26  MüL  M.)  —  darf  wohl  aU 
eine  denkbar  grosse  Anomalie  in  einem  dichtbevölkerten  Lande  bezeichnet 
werden  und  zeigt,  wie  nöthig  eine  rechtzeitig  einsetzende  staatliche  Interventions- 
politik gewesen  wäre,  an  der  es  aber  bis  auf  den  heutigen  Tag  fehlt.  Zahllose 
Pächterexistenzen .  sind  dieser  Versäumniss  zum  Opfer  gefallen,  eine  grosse  Menge 
Pachtgüter  sind  bis  auf  die  heutigen  Tage  ohne  Pächter,  eine  Menge  ehemaligen 
Oulturlandes  ist  ödes  Wüstland  geworden  oder  nur  nothdürftig  als  Weideland  tnr 
Schafe  benutzt  (Nasse,  a.  a.  0.,  S.  152  und  die  Tabelle  III  ebenda  S.  219;  femer 
Bd.  I  dieses  Handbuchs,  §  33,  S.  181  ff.).  Gegenüber  dieser  Entwicklung  der  Dinge 
und  der  wachsenden  Abhängigkeit  des  englischen  Volks  von  dem  Ausland  in  Bexug 
auf  den  Brodbedarf  ist  es  schliesslich  ein  geringer  Trost,  dass  die  Folgen  der  trans- 
atlantisclien  Concurrenz  im  Weg  allmählicher  Herabsetzung  der  Pachtpreise  auf  ein 
Drittel  bis  zur  Hälfte  endgiltig  und  grossentheils  auf  die  Schultern  der  Grund- 
aristok ratio  abgewälzt  wurden,  die  allerdings  eher  als  die  continoitalen  Grund- 
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besitzet  den  Rückgang  in  der  Grundrente  zu  ertragen  vermochte  (Bd.  I,  S.  182); 
wogegen  die  kleinen  Grundeigenthünier  in  dem  britischen  Inselreich,  der  ohnedies 
kümmerliche  Rest  des  alten  Bauernstandes,  vollends  decimirt  wurden  (Nasse, 
a.  a.  0.,  S.  186).  —  Wenn  der  Schwerpunkt  der  englischen  Landwirt hschaft  seit 
den  achtziger  Jahren  mehr  und  mehr  in  die  Aufzucht  und  Mästung  von  Rindern 
und  Schafen  sowie  in  die  Molkereiwirthschaft  verlegt  wird,  wenn  femer  sich 
mehr  und  mehr  eine  Tendenz  zur  Ausdehnung  der  Gemüse-,  Obst-  und  Blumen- 
zucht, der  market  gardening  und  fruit  farming  sich  bemerkbar  macht  und  in 
diesen  Produciionszweigen  ganz  Vorzügliches  geleistet  wird  (Nasse,  a.  a.  O., 
8.  164  ff.,  177  ff.)  so  ist  zwar  diese  rasche  Anpassung  der  Productionsrichtung  an 
die  veränderten  Zeitverhältnisse  an  sich  erfreulich ;  man  sollte  aber  doch  in  diesem 
durch  die  Macht  der  Verhältnisse  aufgenöthigten  Umwandlungsprocess  nicht,  wie 
Röscher  dies  thut,  gewissermaassen  eine  folgerichtige  Verwirklichung  der 
Thünen'schen  Formel  über  die  natürliche  Abgrenzung  der  Wirthschaftszonen 
erblicken,  vermöge  deren,  wie,  diese  Betrachtungsweise  aufnehmend,  ein  englischer 
Schriftsteller  (JamesCaird,  The  landed  interest,  S.  41)  sich  ausdrückt,  England 
mehr  und  mehr  einer  volkreichen  Hauptstadt  gleicht,  die  ihre  frischen  Gemüse, 
Obst,  Milch  und  Fleisch  aus  den  Gärten,  Wiesen  und  reichen  Weiden  der  unmittel- 
baren Nachbarschaft  zieht,  aber  zu  fremden  Ländern  für  den  Bezug  von  Korn 
und  anderen  mehr  transportablen  Producten  hinblickt,  die  weiten  Transport  von 
wohlfeileren  und  entfernteren  Wirthschaften  ertragen  können.  Denn  in  dieser  Be- 
trachtungsweise (vgl.  Röscher,  §41  ff.)  wird  doch  viel  zu  wenig  beachtet,  nicht 
nur  dass  das  landwirthschaftliche  Gewerbe  mit  der  wachsenden  Einseitigkeit  der 
Production  sehr  viel  riskanter  wird,  sondern  auch,  dass  ein  über  Gebühr  ver- 
nachlässigter Fruchtbau  und  eine  daraus  folgende  übergrosse  Abhängigkeit  in  Bezug 
auf  die  Versorgung  des  inländischen  Brodverzehrs  von  dem  Ausland  in  Zeiten  inter- 
nationaler Verwicklungen  denkbar  grosse  Gefahren  für  die  Behauptung  der  nationalen 
Selbstständigkeit  in  sich  birgt;  wobei  zur  Erhärtung  des  Gesagten  auf  das  bereits 
im  I.  Bd.  Ausgeführte  (Schlusssatz  von  §  1,  S.  6,  §  5,  S.  23,  §  ;38,  S.  181  etc.)  zu 
verweisen  ist. 
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Insofern  Nordamerika  jetzt  und  wohl  auch  in  absehbarer 
Zeit  den  ersten  Bang  unter  den  getreideausführenden  Ländern  be- 
hauptet und  bei  aller  Bedeutung  der  vorbesprochenen  verschärfenden 
Begleitumstände  doch  die  Depression  der  Getreidepreise  nach  wie 
vor  den  Hauptantheil  an  der  Agrarkrisis  der  Gegenwart  hat,  so 
wird  ein  ürtheil  über  den  muthmaasslichen  Verlauf  der  gegen- 
wärtigen Agrarkrisis  richtigerweiso  an  die  Aussichten  der  ameri- 
kanischen Getreide- und  Viehproduction  anknüpfen.  Die 
nachfolgenden,  diesem  Zweck  dienenden  Ausfühningen  schliessen 
sich  in  engster  Weise  an  die  von  Sering  in  seinem  gehaltreichen 
Reisewerk  gegebenen  Ausführungen  an,  die  wohl  als  zutreffend 
bezeichnet  werden  können,  da  sie  das  Ergebniss  eingehendster 
Beobachtungen  an  Ort  und  Stelle  und  umfassendster  amtlicher  und 
ausseramtlicher  Erhebungen  sind^). 


')  Vergl.  Sering,    a.  a.  0.,  8.  Ö62fr.    Zu  ähnlichen  Schlussfolgerungen  wie 
Sering  gelangt  auch  Schaffte  (Zeitschr.  f.  d.  g.  St.-W.,  Bd.  41,  S.  474  ff.) 
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1.  Die  Getreideproduction  in  Nordamerika  hat  ihren  Höhe- 
punkt entfernt  noch  nicht  erreicht;  es  ist  die  Annahme  vielmehr 
begründet,  dass  allein  im  atlantischen  Theil  Nordamerikas  die  in 
landwirthschaftliche  Cultur  zu  nehmende  Fläche  einer  Steigerung 
um  159  Mill.  Acres  =  64  Mill.  Hectar,  dass  speciell  das  mit 
Weizen  bestellte  Areal  einer  solchen  um  50  Mill.  Acres  ==^  rund 
20  Mill.  Hectar  fähig  ist  und  dass  das  anbaufähige  Land  in  den 
Weizendistricten  erst  in  4  oder  5  Jahrzehnten  vollständig  in  Cultur 
gebracht  sein  wird.  Dabei  ist  zu  beachten,  dass  die  neu  in  Cultur 
zu  nehmenden  Flächen  (in  West-Canada,  Dakota,  Nebraska,  Kan- 
sas, Jowa,  Michigan,  Wisconsin,  Minnesota  und  Missouri)  zu  einem 
grossen  Theil  dem  Präriegebiet  angehören,  welch  letzteres  einer 
raschen  Ausdehnung  und  Bewirthschaftung  des  Culturlandes  unter 
Zuhilfenahme  arbeitsparender  Maschinen  und  der  weiteren  Ent- 
wicklung des  Eisenbahnwesens  besonderen  Vorschub  leistet. 

2.  Gleichwohl  ist  daran  festzuhalten,  dass  die  Ansiedelungs- 
bedingungen gegenwärtig  und  später  nicht  mehr  so  günstig  liegen 
wie  in  den  letzten  Jahrzehnten,  weil  seit  der  vollständigen  Ver- 
gebung des  öffentlichen  und  Eisenbahnlandes  in  den  besseren 
Theilen  der  Prärieregion  die  Ansiedelung  sehr  vertheuert  und  dess- 
halb  auch  die  Einwanderung  in  die  Colonialgebiete  gegen  seither 
wesentlich  verlangsamt  werden  wird.  Wo  sich  dermalen  noch 
öffentliches  und  Eisenbahnland,  das  unentgeltlich  oder  gegen  ge- 
ringes Entgelt  an  Ansiedler  abgegeben  wird,  vorfindet,  wirkt  die 
Ungunst  des  Klimas  und  die  dadurch  bedingte  grosse  Unsicherheit 
der  Ernten  der  Ansiedelung  ebenfalls  hemmend  entgegen.  Die 
Hauptmasse  des  noch  verfügbaren  billigen  Landes  liegt  in  Dakota 
und  Westcanada,  auf  welche  Länder  etwa  55%  des  für  ganz 
Nordamerika  und  etwa  75  7o  ^^s  für  die  Prärieregion  zu  erwarten- 
den Zuwachses  an  Weizenareal  entfallen ;  aber  gerade  diese  Terri- 
torien haben  unter  harten  und  langen  Wintern,  schweren  Stürmen, 
verheerenden  Sommerfrösten,  in  der  Nähe  der  Steppenregion  zu- 
gleich unter  häufigen  Dürren  zu  leiden,  so  dass,  hingesehen  zu- 
gleich auf  die  grossen  Entfernungen  von  der  Küste,  die  AnsiedeUmg 
hier  doch  wenig  Verlockendes  hat. 

3.  Der  Weizenbau  rentirt  in  Nordamerika  bei  normalen  Preis- 
verhältnissen nur  massig;  der  fabrikmässige  Raubbau  beschränkt 
sich    auf   ein   immer   kleineres    Gebiet^).    Die  Ueberfüllung  der 

^)  Zahlreiche  Belege  dafür  erbringt  Sering  in  den  Toransgehenden  Abschnitten 
seines  Werks,  vgl.  S.  448,  484  ff.,  487  etc. 
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Weizenmärkte  während  der  letzten  Jahre  hat  auch  in  Nordamerika 
eine  heftige  landwirthschaftliche  Krise  hervorgerufen,  deren  Folge 
in  starker  Minderung  des  mit  Weizen  bestellten  Areals  und  dem 
Uebergang  zum  Maisbau  und  zur  Viehzucht  zu  Tage  tritt  ^).  Die 
Verringerung  oder  doch  die  wesentliche  Verlangsamung  des  Wachs- 
thums  der  amerikanischen  Getreideproduction  muss  aber  auf  dem 
Weltmarkt  um  so  mehr  fühlbar  werden,  je  mehr  der  Brodbedarf 
der  ciyilisirten  Völker  in  Zunahme  begriffen  ist.  Da  die  von 
Nordamerika  entweder  ausschliesslich  oder  theilweise  mit  Getreide 
versorgte  Bevölkerung  (Nord  -  und  Südamerika,  West  -  und  Mittel- 
europa) jährlich  um  rund  3V«  Millionen  Köpfe  anwächst,  so  bedarf 
es  auch  augenscheinlich  eines  verhältnissmässig  rasch  steigenden 
Angebots  von  Nahrungsmitteln,  wenn  dasselbe  mit  der  durch  das 
Wachsthum  der  Bevölkerung  veranlassten  stärkeren  Brodnachfrage 
Schritt  halten  soll.  Hierzu  kommt,  dass  in  Folge  der  allmählichen 
Erschöpfung  der  sorglos  bewirthschafteten  Böden  und  des  Ueber- 
handnehmens  von  Unkräutern  und  Pflanzenschädlingen  jetzt  schon 
wachsend  grosse  Theile  des  nordamerikanischen  Continents  sich 
nothgedrungen  einer  der  west-  und  mitteleuropäischen  mehr  ähn- 
lichen (intensiveren)  Betriebsweise  zuzuwenden  genöthigt  sehen, 
wodurch  zwar  bessere  und  sicherere  Erträgnisse  verbürgt,  aber 
auch  die  Kosten  der  Weizenerzeugung  vertheuert  werden.  Der 
extensiven  Wirthschaftsweise  in  Nordamerika  sind  in  der  That 
bestimmte  zeitliche  Grenzen  gesetzt;  nur  die  allerbesten  Böden 
können  dieselbe  jahrzehntelang,  ohne  an  Fruchtbarkeit  einzubflssen, 
ertragen;  mittlere  und  geringere  Böden  werden  allmählich  in 
sorgfältigere  Bestellimg  genommen,  auch  regelmässiger  Düngung 
unterworfen  werden  müssen,  wenn  der  Anbau  noch  rentabel  sein 
soll.  Im  Osten  ist  dieser  Uebergang  bereits  vollendet,  in  den  alten 
Weststaaten  im  vollen  Gang  und  nur  in  den  jünger  besetzten 
Weizengebieten  westlich  vom  Mississippi,  im  Nordwesten,  in  West- 
canada,  an  der  Pacificküste  noch  eine  extensive  Cultur  vorwal- 
tend; der  Umschwung  bereitet  sich  aber  auch  hier  vor.  Endlich 
muss  in  dem  Maasse,  als  die  Besiedelung  ein  gewisses  Alter  er- 


')  Nähere  Angaben  hierüber  bei  Sering,  S.  576  ff.,  die  ersehen  lassen,  dass 
die  landwirthschafSiche  Krisis  in  der  Union  in  Folge  der  besonders  gedrückten 
Preise  der  Jahre  1884  nnd  1885,  die  amtlich  als  „geradezu  ruinös"  bezeichnet 
werden,  nicht  weniger  verheerend  wie  in  Europa  aufgetreten  ist.  Der  massenhafte 
Uebergang  von  Eigenthums-  in  Fachtfarmen  hängt  damit  zusammen  und  das  viel- 
gerühmte  Heimstätterecht  hat  den  Zusammenbruch  zahlreicher  Farmersfamilien 
nicht  hintanzuhalten  vermocht.    (Vgl.  oben  S.  245  ff.). 
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reicht  hat,  der  Hauptvorzug  der  amerikanischen  Getreideproduction 
—  die  Billigkeit  des  Bodens  —  ebenfalls  aufhören.  —  Aber  auch 
ausserhalb  Nordamerikas  (in  Australien,  Chile,  Argentinien)  hat 
die  durch  zeitliche  Ueberproduction  an  Getreide  herbeigeführte 
Preisdepression  mehrfach  zu  einer  Einschränkung  des  dem  Weizen- 
bau gewidmeten  Theils  des  landwirthschaftlichen  Areals  Anlass 
gegeben  und  jedenfalls  ist  aus  den  angegebenen  Gründen  auf  eine 
so  rapide  Zunahme  des  Getreideareals,  wie  sie  in  den  siebenziger 
Jahren  erfolgte  imd  die  vornehmlich  die  Krisis  hervorrief,  nicht 
zu  rechnen.  Dies  dürfte  auch  von  Ost-Indien  gelten,  in  deni 
zwar  noch  rund  20  Millionen  Acres  =  8  Millionen  Hectar  dem 
Weizenbau  erschlossen  werden  können,  wo  aber  wegen  der  der  In- 
cultumahme  vorausgehenden  kostspieligen  Meliorationsarbeiten  und 
der  ungünstigen  Bedingungen  für  eine  rasche  Ausdehnung  des 
Eisenbahnnetzes  diese  Erweiterung  wohl  auch  eine  Reihe  von 
Jahrzehnten  in  Anspruch  nehmen  dürfte. 

4.  Allerdings  ist  im  Laufe  der  Jahre  auch  eine  weitere  erheb- 
liche Ausdehnung  der  Rindvieh-  und  Schweinezucht  in  Nord- 
amerika und  eine  Zimahme  der  Concurrenz  in  diesen  Producten 
mit  ziemlicher  Sicherheit  anzunehmen,  da  der  Viehzucht  sowohl  in 
den  Colonisationsdistricten  des  westlichen  Ackerbaugebiets  als 
namentlich  im  Steppen-  und  Cordillerengebiet  noch  weite,  bisher 
unbenutzte  Flächen  zu  Gebote  stehen  und  die  Auffüllung  der  Steppen- 
weiden ebenso  wie  die  Ausdehnung  der  Mais-  und  Wiesencultiir 
auf  Kosten  des  Anbaues  von  Exportweizen  thatkräftigst  schon  jetzt 
in  die  Hand  genommen  wird^).  Femer  wird  mit  der  wachsenden 
Vervollkommnung  der  dem  Transport  von  frischem  Fleisch  dienen- 
den Einrichtimgen  —  Kühlschilfe  —  auch  der  Export  von  solchem 
eine  grössere  Bedeutung  erhalten;  kann  doch  schon  jetzt  mittel- 
gutes frisches  Fleisch  mit  Gewinn  nach  England  für  11 — 12  Cents 
das  englische  Pfund  geführt  werden.  Immerhin  ist  zu  beachten, 
dass  bei  der  Rindviehzucht  in  den  Steppengebieten  zeitweise  sich 
grosse  Verluste  einstellen  (bei  besonders  strengen  Wintern  ist  es 
keine  Seltenheit ,  dass  wohl  die  Hälfte  der  Herden  verloren  geht), 
dass  das  Fleisch  des  Steppenviehs  in  Qualität  sehr  zu  wünschen 
übrig  lässt,  imd  dass  auch  das  Fleisch  der  besseren  Fleischthiere, 
welches  ausgeschlachtet  in  frischem  Zustand  —  gefroren  —  nach 
Europa  verschickt  wird,  bis  jetzt  doch  nur  bei  den  unbemittelten 


^)  Sering,  a.  a.  0.,  S.  649  u.  707. 
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Klassen  sich  Eingang  zu  Tersebaffen  gewusst  hat.  Der  Versendung 
lebenden  Viehs  nach  Europa  haben  zwar  die  billiger  gewordenen 
Schiffsfrachten  unzweifelhaft  Vorschub  geleistet,  doch  wird  wegen 
des  unausbleiblichen  Gewichtsyerlustes,  den  die  Thiere  unterwegs 
erleiden,  auf  einen  regelmässigen  und  gar  auf  einen  Massenimport 
von  solchen  (Mastochsen)  schwerlich  in  absehbarer  Zeit  zu 
rechnen  sein. 

Anmerkung.     Wilckens    freiUch   ist   <a.  a.  O..  277t  anderer  Ansicht;  er  i 

rechnet   aus,    dass    ein  Kastochse,    der   in  Chicago    auf  55.2  Pf.    das    KilogTamm 

Lebendgewicht   zn  stehen    kommt,    bei  einem  Yersendnngsanfwand  ron  2(K)  M.,  in  I 

Frankfurt  a  M.  noch  immer  mit  Gewinn    rerkanlt  werden  konnte,   wobei  aber  der  | 

(rewichtsverlnst  unterwegs,  abgesehen   von  sonstigen  Verln!»ten  während  der  langen 

Keise.  offenbar  viel  zn  niedrig  in  Ansatz  gebracht  worden  ist.  i 

I 
I 

5.  Aus  allem  Dem  erachtet  sich  Sering  zu  der  Folgerung  be- 
rechtigt, dass  es  sich  bei  der  gegenwärtigen  Depression  der  i 
Getreidepreise  und  bei  der  nordamerikanischen  Concurrenz 
überhaupt  um  eine  durch  die  rasche  Besiedelung  fremder  Erd- 
theile  und  den  Ausbau  des  modernen  Verkehrsnetzes  hervorgerufene 
Erisis  handelt,  deren  Heilung  hauptsächlich  auf  Grund  der  That- 
Sache  zu  erwarten  ist,  dass  die  Niederlassung  in  Nordamerika  jetzt 
und  in  Zukunft  mit  grösseren  Schwierigkeiten  imd  Kosten  verknüpft 
ist  als  bisher,  und  dass  die  Erisis  alle  Getreide  producirenden 
Länder  (die  transatlantischen  nicht  ausgenommen)  ergriflfen  hat. 
Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  hat  man  es  sonach  nicht  mit  einer 
bleibenden,  sondern  mit  einer  vorübergehenden  Erscheinung  zu 
thun,  wobei  freilich  deren  Dauer,  ob  noch  ein  oder  mehrere  Jahr- 
zehnte betragend,  auch  nicht  annähernd  veranschlagt  werden  kann  ^). 
Aber  selbst  wenn  die  Depression  und  die  auf  der  europäischen 
LandwirtHschaft  lastende  scharfe  Concurrenz  von  Aussen  in  kürzerer 
Frist,  als  gemeinhin  angenommen  wird,  ihr  Ende  erreichen  sollte. 
90  wäre  es  selbst  bei  dieser  optimistischen  Annahme  gleichwohl 
verkehrt,  wenn  man  sich  zu  der  Folgerung  verleiten  lassen  wollte, 
dass  der  Staat  am  besten  daran  thue,  den  Heilungsprocess  sich 
selbst  zu  überlassen,  zu  welchen  Folgerungen  bekanntlich  die  frei- 
händlerische Argumentationsweise  sich  zuspitzt.   Vielmehr  erwächst 

*j  Annecke  .in  Schnii»ller'!»  Jahrb..  Bd.  .W,  8.  ^H.  lu.xljte  im  Hinblkk  aut 
das  Anwachsen  der  B«*v<»lk«'ruüjr  in  Nordamerika  und  «da  Nt'iiland  in  d»T  ertordrr- 
tichen  Ausdehnung  nicht  ni«'hr  rorhand^-n  ist  ■!■.  «-in  (ränzlirli^*i  .\ufh<iren  d»T 
Ausfuhr  von  BodenerzeugTiiHhen  aus  den  ViTi-inifrieu  Staati^u  und  M>}rar  die  Möir- 
lichkeit  ein  er  Ein  fuhr  solcher  Artikel  in  die  rni(»n  in  nicht  zu  lanjj»r 
Zeit  mit  Sicherheit  roraus^^atren". 
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aus  den  vielfach  betonten  Gründen  gerade  in  Zeiten  grosser  wirth- 
schaftlicher  Erschfltterungen  dem  Staat  die  wichtige  Aufgabe, 
durch  Acte  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  mildernd  auf  den 
Verlauf  einer  Krisis  einzuwirken;  und  am  allermeisten  ist  diese 
Aufgabe  da  als  gegeben  anzuerkennen,  wo  die  bodenbewirtb- 
schaftenden  Klassen  von  einer  solchen  Krisis  betroffen  werden, 
weil  eine  weitgehende  Erschütterung  der  Wohlstandsverhältnisse 
dieser  Klassen  nicht  nur  die  weitesten  Kreise  der  Volkswirthschaft 
in  Mitleidenschaft  zu  ziehen  pflegt,  sondern  auch  die  stetige  Fort- 
entwicklung des  Staatslebens  selber,  für  die  die  Erhaltung  eines 
wirthschaftlich  leistungsfähigen  Grundbesitzerstandes  erste  Voraus- 
setzung ist,  in  hohem  Grade  gefährdet,  wobei  auf  die  grund- 
legenden Betrachtungen  in  Bd.  I,  §  12  ff.  so  wie  auf  die  nachstehen- 
den Einzelausfühnmgen  zu  verweisen  ist. 


§  196.   Die  Heilung  der  Agrarkrisis. 

Wie  die  durch  die  umwälzenden  Vorgänge  im  Welthandels- 
verkehr geschaffene  Nothlage  des  Grundbesitzes  der  west-  und 
mitteleuropäischen  Staaten  seit  Ende  der  siebenziger  Jahre  im 
Vordergrund  der  Erörterungen  stand  und  zwar  nicht  bloss  in  den 
unmittelbar  betheiligten  Kreisen  selber,  sondern  wegen  der  Sück- 
wirkungen  dieser  Nothlage  auf  die  ganze  Volkswirthschaft  auch 
ausserhalb  dieser  Kreise  steigender  Beachtung  und  Würdigung 
begegnete,  so  ist  man  auch  überall  alsbald  in  eine  Erörterung 
dessen  eingetreten,  was  zur  Linderung  oder  zur  Beseitigung 
dieser  Nothlage  vorzukehren  sich  empfehle  und  in  welchem 
Umfang  auch  dem  Staat  als  solchem  die  Aufgabe,  helfend  einzu- 
schreiten, zufalle.  Je  nach  den  für  die  allgemeine  staaüicbe 
Politik  maassgebenden  Grundsätzen  hat  sich  seitdem  ein  ge- 
geringeres oder  grösseres  Maass  von  Staatsfarsorge  kundgegeben, 
deren  Inhalt  sich  von  derjenigen  früherer  Perioden  eben  dadiu-ch 
wesentlich  unterscheidet,  dass  für  sie  die  durch  die  transatlantische 
und  osteuropäische  Concurrenz  geschaffene  neue  Sachlage  bestim- 
mend gewesen  ist;  und  man  kann  diesen  Theil  der  zu  Gunsten 
der  bodenbewirthschaftenden  Klassen  einsetzenden  Staatsfürsorge 
recht  eigentlich  als  einen  staatlich  geleiteten  und  organi- 
sirten  Kampf  gegen  die  nachtheiligen  Folgen  eines 
überwältigenden  Wettbewerbs  des  Auslandes  auf  die 
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inländische  ürproduction  charakterisiren.  Und  da  die 
nächste  Ursache  der  Nothlage  in  dem  vermöge  dieses  Wettbewerbes 
eingetretenen  Preissturz  landwirthschaftlicher  Erzeugnisse  begründet 
lag,  so  war  es  eine  naheliegende  Erwägung,  dass  das  Mittel  der 
Abwehr  am  einfachsten,  sichersten  und  raschesten  im  Wege  einer 
künstlichen  Haltung  und  Aufbesserung  dieser  Preise,  d.  h.  im 
Wege  der  Zollpolitik  sich  finden  lasse.  So  ist  —  zwar  nicht 
in  dem  dem  Ansturm  der  transatlantischen  Concurrenz  am  nächsten 
und  meisten  ausgesetzten  britischen  Inselreich,  wohl  aber  auf  dem 
Continent  alsbald  die  Schutzzoll  frage  in  den  Vordergrund  ge- 
rückt und  hat  sich  mehr  und  mehr  zu  einer  die  öffentliche  Dis- 
cussion  beherrschenden  Frage  herausgewachsen,  hinter  der  alle 
anderen  möglichen  und  denkbaren  Mittel  der  Abhilfe  und  Heilung 
zeitweise  sehr  zurücktraten. 

Das  in  extrem-agrarischen  Kreisen  herrschende  Bestreben,  die 
Frage  des  Wettbewerbs  in  Getreide  und  anderen  Erzeugnissen  des 
Landbaues  ausschliesslich  mit  den  Mitteln  des  Protectionismus 
zu  lösen,  zeugt  aber  von  ebenso  grosser  Einseitigkeit,  wie  jene  in 
ausseragrarischen  Kreisen  vielfach  vertretene  Meinung,  dass  bei  gutem 
Willen  die  Inhaber  landwirthschaftlicher  Betriebe  schon  aus  eigener 
Kraft  der  Schwierigkeiten  der  Lage  sehr  wohl  Herr  zu  werden  ver- 
möchten; oder  dass  die  nach  ihrer  Meinung  übertrieben  aufgebauschte 
Erkrankung  des  landwirthschaftlichen  Organismus  um  so  rascher 
überwimden  werde,  je  mehr  man  diesen  Organismus  dem  natür- 
lichen Heilungsprocess  überlasse  und  ihm  Zeit  gönne,  die  erkrankten 
und  unbrauchbar  gewordenen  Theile  auszuscheiden;  oder  dass  jedes 
Eingreifen  von  Aussen,  das  auf  eine  künstliche  Erhaltung  von,  nun , 
einmal  dem  Absterben  verfallenen  Gliedern  abziele,  mehr  Schaden 
als  Nutzen  stifte  und  günstigenfalls  die  endliche  Gesundimg  ver- 
zögere. An  dieser,  auf  dem  Boden  des  individualistisch -frei- 
händlerischen Gedankenkreises  wurzelnden  Betrachtungsweise  ist 
nur  so  viel  richtig,  dass  die  Machtmittel  des  Staats  allein  nicht 
ausreichen,  über  wirthschaftliche  Krisen  hinauszuhelfen,  dass  es 
vielmehr  hierzu  der  thätigsten  Mitwirkung  der  unmittelbar  von 
der  Krise  Betroffenen  selber  bedarf;  so  dass  man  wohl  sagen  darf, 
es  erscheine,  was  die  Agrarkrisis  der  Gegenwart  anlangt,  weder 
die  alleinige  Verweisung  auf  Selbsthilfe  als  ausreichend,  sondern 
es  bedürfe  einer  glücklichen  Mischung  von  Staatshilfeund 
Selbsthilfe,  um  in  absehbarer  Zeit  den  Körper  der  Landwirth- 
schaft  in  einen  normalen  Zustand  zurückzuversetzen.    In  welcher 
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Weise  diese  Staatshilfe  und  diese  Selbsthilfe  sich  tu  bethätigen 
habe,  wird  freilich  je  nach  dem  Grade  der  Erkrankung,  je  nach 
dem  noch  vorhandenen  Maass  von  Widerstandsfähigkeit  und  phy- 
sischer und  moralischer  Kraft,  je  nach  den  besonderen  Bedingungen, 
unter  denen  seither  die  Bodeninhaber  wirthschafteten,  und  je  nach 
der  Möglichkeit,  untergrabene  oder  verschüttete  Daseinsbedingungen 
durch  andere  zu  ersetzen,  eine  höchst  verschiedenartige  Beant- 
wortung finden  können  und  müssen.  Ist  schon  betreffs  der  all- 
gemeinen Richtung  der  Agrarpolitik  in  normalen  Zeitläuften  als 
oberste  Norm  die  Individualisirung  der  im  Einzelfall  zu  er- 
greifenden Massnahmen  erkannt  worden  (Bd.  I,  §  13,  Ziffer  3),  so 
gilt  dies  in  noch  höherem  Grade  von  der  durch  Krankheitsprocesse 
veranlassten  Richtung  der  Agrarpolitik,  weil,  mag  auch  die  ver- 
anlassende Hauptursache  der  Erkrankiuig  überall  die  gleiche  sein, 
doch  Art  und  Verlauf  der  Erkrankung  selten  ein  übereinstimmendes 
Bild  zeigt  und  auch  die  regelmässig  auftretenden  Begleit- 
erscheinungen der  Krankheit  ein  verschiedenartiges  Eingreifen  er- 
heischen. Es  gilt  daher  gegenüber  denjenigen  Krankheits- 
erscheinungen unserer  Tage,  die  man  als  „Agrarkrisis  der  Gegen- 
wart" zusammen  zu  fassen  pflegt,  überhaupt  kein  üniversal- 
recept  und  am  wenigsten  ein  solches,  dessen  Anwendung  überall 
die  gleichen  vorausgesetzten  Heilwirkungen  verbürgte.  Die  nach- 
stehenden Betrachtungen  und  Vorschläge  erheben  ebenfalls  nicht 
den  Anspruch,  für  die  Heilmethode  den  „Stein  der  Weisen"  ge- 
funden zu  haben,  wollen  vielmehr  lediglich  als  Andeutungen  und 
Winke  aufgefasst  sein  dafür,  in  welcher  allgemeinsten  Richtung 
etwa  eine  Heilbehandlung  sich  zu  bewegen  habe. 

1.  Verbesserung  der  Technik  und  Oekonomik  des 
Betriebs.  Der  individualistisch -freihändlerischen  Betrachtunsrs- 
weise  ist  darin  beizupflichten,  dass  für  eine  Beseitigung  der  durch 
Preissturz  herbeigeführten  Störung  des  Gleichgewichts  im  Zustand 
dos  landwirthschaftlichen  Erwerbslebens  nicht  nur  eine  künstliche 
Hebung  der  Preise  durch  das  Mittel  der  Zollpolitik,  sondern  aucli 
das  Mittel  der  Erzielung  höherer  Roh-  und  Reinerträgnisse  mittelst 
Verbesserungen  der  Betriebstechnik  in  Frage  kommen  kann.  Frei- 
lich ist  eine  solche  Roh-  imd  Reinertragssteigerung  nur  mit  Auf- 
wendung höherer  Arbeits  -  oder  Kapitalverwendung  ausführbar  und 
es  bedarf  daher  im  Einzelfall  der  prüfenden  Erwägung,  ob  eine 
Aenderung  in  der  Richtung  des  Betriebs  nach  der  Seite  der 
Arbeits-    oder    Kapitalintensität    oder    nach    beiden    Richtungen 
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zugleich  erfolgversprechend  erscheint,  wobei  je  nach  BeschaflFenheit 
der  Boden-  und  Klimaverhältnisse,  der  Verhältnisse  des  Arbeits- 
und Düngermarktes,  ja  auch  nach  der  Art  der  Besitz  Verhältnisse 
die  Antwort  verschieden  ausfallen  kann.  Jedenfalls  liegt  die 
Forderung  nahe,  dass  die  Inhaber  landwirthschaftlicher  Betriebe 
sich  zu  bemühen  haben,  den  Einnahmeausfall,  den  das  Herabgehen 
der  Preise  veranlasst  hat ,  durch  eine  verhältnissmässige  Steigerung 
des  Eoh  -  und  Keinertrags  mittelst  energischerer  Inthätigkeitsetzimg 
der  Kräfte  des  Bodens  wenigstens  theilweise  zu  paralysiren.  Wenn 
ein  Hectar  Weizenland  bei  einem  mittleren  Erträgniss  von  25  Ctr. 
und  einem  mittleren  Preis  von  12  M.  ä  Centner  ehedem  einen 
Rohertrag  von  300  M.  geliefert  hat  und  der  Preis  hinterher  von 
12  M.  auf  10  M.  heruntersinkt,  so  könnte  eine  bei  sorgfältigerer 
Bodenbearbeitung  und  Düngung  und  bei  Verwendung  ertrag- 
reicherer Weizenvarietäten  sehr  wohl  mögliche  Steigerung  der 
Erntemenge  auf  35  Ctr.  vom  Hectar  bei  einem  dann  gegebenen 
Roherlös  von  350  M.  möglicherweise  imd  trotz  des  höheren 
Productionskostenaufwandes  ein  ausreichendes  Aequivalent  für  den 
Preisrückgang  darstellen;  und  die  Weigerung  der  bodenbewirth- 
schaftenden  Klassen,  dieses  Mittel  einer  möglichen  Koh-  und 
Reinertragssteigerung  in  Erwartung  einer  vielleicht  noch  wirk- 
sameren, zu  ihren  Gunsten  einsetzenden  staatlichen  Hilfsaction  in 
Anwendung  zu  bringen,  wäre  daher  schon  desshalb  zu  missbilligen, 
weil  sie  mit  dem  obersten  Gnmdsatz  des  wirthschaftlichen  Erwerbs- 
lebens in  Widerspruch  stände,  demzufolge  jeder  auf  wirthschaft- 
liche  Unabhängigkeit  Anspruch  erhebende  Wirth  die  Grundlage 
seiner  wirthschaftlichen  Unabhängigkeit  mit  dem  ganzen  Aufgebot 
seiner  Kraft  zu  behaupten  verpflichtet  ist  und  ein  helfendes  Ein- 
schreiten der  staatlichen  Gemeinschaft  in  einem  die  Freiheit  des 
Erwerbslebens    verbürgenden    und    nicht    etwa    staatssocialistisch 

')  Die  Möglichkeit  der  Steigerung  der  Getreideproduction  pro  Flächeneinheit 
ist  schon  aus  der  ausserordentlichen  Verschiedenheit  der  mittleren  Erträgnisse 
von  Land  zu  Land  zu  entnehmen.  Die  Durchschnittsertragnisse  von 
Weizen  in  den  Hauptculturstaaten  hat  Sering  (a.  a.  0.,  S.  472)  wie  folgt  ange- 
geben (in  hl  ==  löO  Pfd.):  Hectoliter  pro  ha. 

Grossbritannien      ....     26,9 

Belgien 24,3 

HoUand 21,6 

Deutschland 17,0 

Frankreich 14,9 

Rumänien 12,0 

Ungarn 11,0 

Vereinigte  Staaten  v.  Nord- 
amerika      10,7 

BneltenbergeT,  A.,  Agrarpolitik.  II.  87 
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organisirten  Staatswesen  doch  nur  dann  erst  praktisch  werden  darf, 
wenn  und  soweit  die  private  Selbsthilfe  versagt.  —  Aus  guten 
Gründen  haben  daher  alle  agrarischen  Enqueten  der  siebenziger 
und  achtziger  Jahre  in  kräftiger  Weise  die  nothleidende  Land- 
wirthschaft der  west-  und  mitteleuropäischen  Staaten  auch  auf  die 
Selbsthilfe  verwiesen  und  als  Actionsgebiete  dieser  Selbst- 
hilfe die  fast  überall,  zumal  in  den  Kreisen  der  bäuerlichen  Be- 
völkemng  sehr  wohl  möglichen  und  ausführbaren  Verbesserungen 
der  Technik  des  landwirthschaftlichen  Betriebes  be- 
zeichnet —  und  zwar  nicht  bloss  im  Gebiet  des  Getreidebaues, 
sondern  des  Ackerbaues  überhaupt,  femer  des  Wiesenbaues,  der 
Thierhaltung  und  Thierzucht,  desgleichen  im  Gebiet  der  ökono- 
mischen Zurathehaltung  und  Ingebrauchnahme  der  Productions- 
mittel,  der  rationelleren  Behandlungs-  und  Verwerthungsweise  der 
erzielten  Erzeugnisse.  —  Unter  diesem  Gesichtspunkt  gewinnen 
daher  die  in  den  vorausgegangenen  Kapiteln  besprochenen,  eine 
höhere  Erträglichkeit  des  Grund  und  Bodens  bezweckenden  Ein- 
richtungen und  Maassnahmen  der  Landescultur:  insbesondere 
die  Vornahme  von  Feldbereinigungen  und  Zusammenlegungen  be- 
hufs Vermeidung  einer  Verzettelung  der  Arbeitskräfte  und  einer 
Herabminderung  überflüssigen  Arbeitsaufwands  überhaupt;  die  Aus- 
führung sinnvoller  Ent-  und  Bewässenmgsanlagen  (siehe  Kap.  Hl. 
§  52  ff.,  femer  §  57  ff.);  desgleichen  diejenigen  Einrichtungen 
und  Veranstaltungen  der  L  an dwirthsch af ts pflege,  die  darauf 
abzielen,  ein  höheres  Maass  landwirthschaftlicher  Fach- 
bildung zu  verbreiten  und  die  durch  die  wissenschaftliche  Er- 
kenntniss  gezeitigten  Fortschritte  der  Betriebstechnik  und  Betriebs- 
ökonomie zu  einem  Gemeingut  thunlichst  aller  Landwirthe  zu 
machen  (siehe  Kapitel  IX);  endlich  alle  diejenigen  Bestrebungen, 
die  darauf  abzielen,  die  wirthschaftliche  Kraft  des  Einzelnen  auf  dem 
Wege  der  Association  zu  steigem  (Kapitel  X),  gerade  in  der 
Gegenwart  erhöhte  Bedeutung*);  imd  man  sollte  füglich  auch 
von  den  Wortführern  der  extrem  -  agrarischen  Richtung  die  Aner- 
kenntniss  dafür  erwarten  dürfen,  dass  in  dem  Hinweis  auf  eine 
energische  Aufraffung  und  Anspannung  aller  wirthschafüichen,  in- 
tellectuellen  und  moralischen  Kräfte  und  in  der  Betonung  der 
Selbsthilfe  ein  für   die  Angehörigen   aller  Bemfsstände,   auch  des 

*)  Vgl.  hierzu  insbesondere  die  oben  S.  518  cit.  Schriften  von  v.  Grass-Klan  in. 
der  schon  von  einer  Verbesserung  unserer  Verkehrs-  und  Absatzeinrichtaugen  (ge- 
nossenschaftliche Silos)  erwartet,  dass  sie  hinreichen,  „den  vernichtenden  Einfluss 
des  drohenden  Feniangebots  auf  seine  thatsächUche  Nichtigkeit  zurückzuführen.'' 
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landwirthschaftlichen,  nothwendiges  und  unentbehrliches  Postulat 
enthalten  ist,  von  dessen  rechtzeitiger  und  ausgiebiger  ErfflUung 
die  Heilung  der  Agrarkrisis  wesentlich  abhängt.  Und  dies  um 
so  mehr,  in  je  umfangreicherem  Maass  die  Gefährlichkeit  des 
Wettbewerbs  aus  einzelnen  Ländera  nicht  bloss  auf  natürlichen 
Vorzügen  der  Production  (Billigkeit  des  Bodens,  besondere  Frucht- 
barkeit desselben  bei  müheloser  Bestellung),  sondern  gerade  auch 
auf  besonderen  geistigen  Vereigenschaftungen  und  Veranlagungen: 
geschäftlicher  Kührigkeit  und  Findigkeit,  thatkräftigster  Nutzbar- 
machung des  wisssenchaftlichen  Fortschritts  und  der  gesellschaftlichen 
imd  Verkehrseinrichtungen  für  die  technische  und  ökonomische  Ge- 
staltung der  Production  beruht,  in  welchen  Hinsichten,  wie  Semler 
uns  belehrt  hat,  unzweifelhaft  der  Farmer  Nordamerikas  den  euro- 
päischen Standesgenossen  vielfach  übertrifft.  Gerade  in  Bezug 
hierauf  ist  es  auch  durchaus  zutreffend  zu  sagen,  dass  die  land- 
wirthschaftliche  Frage  der  Gegenwart  mit  auch  eine  Frage  der 
Erziehung  und  Bildung  ist,  die  zu  lösen  es  freilich  des  Zu- 
sammenwirkens von  privater  und  öffentlicher  Thätig- 
keit  bedarf,  daher  denn  auch  dasjenige  Gebiet  der  Agrarpolitik, 
das  man  als  Agrarpflege  im  engeren  Sinn  zu  bezeichnen 
pflegt  und  die  mit  den  Mitteln  der  Belehrung,  Aufklärung  und 
Aufmunterung,  aber  auch  der  geldlichen  Beihilfe  und  Unterstützung 
arbeitet,  so  ausserordentlich  an  Bedeutung  gewonnen  hat,  wobei 
an  die  Betrachtungen  in  Kap.  IX  und  X  und  die  dort  gemachten 
Einzelvorschläge  zu  erinnern  ist. 

Anmerkung,  a)  In  Einklang  mit  der  in  vorstehenden  Bemerkungen  nieder- 
gelegten Auffassung  haben  die  süddeutschen  Agrarenqueten  der  achtziger 
Jahre  diejenigenf  eine  Besserung  der  beklagten  Uebelstände  anstrebenden  n^^^^' 
schlage*^,  die  in  dem  Grundsatz  der  Selbsthilfe  wurzeln,  an  die  Spitze  gestellt 
—  vgl.  z.  B.  IV.  Bd.  der  badischen  landwirthschaftlichen  Erhebungen  von  188.3, 
S.  120  ff.  — ;  und  es  hat  der  von  dem  nachmaligen  Präsidenten  des  badischen 
Landwirthschaftsraths  H.  Klein  verfasste  Commissionsbericht  der  II.  Kammer  der 
badischen  Landstände  über  diese  Erhebungen  die  besondere  Wichtigkeit  dieses 
Theils  der  ^Vorschläge'*  betont,  da  ^in  erster  Reihe  von  jedem  Stande,  auch  einem 
nothleidenden ,  verlangt  werden  müsse,  dass  der  Einzelne  die  eigenen  Kräfte  aufs 
Aeusserste  anspanne^.  Siehe  dazu  auch  des  Verfassers  Schrift:  „Zur  landwirth- 
schaftlichen Frage  der  Gegenwart",  1887,  S.  1  bis  mit  24.  Aehnliche  Betrachtungen 
wie  im  Texte  auch  bei  L.  v.  Stein,  a.  a.  0.,  S.  210  ft'.  —  Die  Bedeutsamkeit 
eines  thatkräftigen  Vorgehens  im  Sinne  der  verständnissvollen  Aneignung  möglicher 
Betriebsfortschritte  und  die  Unerlässlichkeit ,  aber  auch  das  Erfolgreiche  solchen 
Yorgpehens  ist  in  den  zur  Pflege  der  Landwirthschaft  berufenen  amtlichen 
I Regi er ungs-)Kr eisen,  in  den  Volksvertretungen,  auch  in  den  landwirth- 
Rchaftlichen  Interessenvertretungskörpern  und  in  dem  unbefangenen 
Theil  der  ländlichen  Bevölkerung  niemals  verkannt  worden,  während  die 
extrem-agrarische  Richtung  allerdings  in  der  Herbeiführung  von  technischen 
Betriebsfortschritten  und  ökonomischer  Betriebsgestaltung  in  der  Regel  nur  „Palliativ- 
mittel   von    zweifelhaftem   Werth"    erblicken    zu    dürfen    vermeint,    darauf 

37* 
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berechnet,  die  Aufinerksamkeit  von  der  Hauptsache  —  dem  landwirthschaftlichen 
Zollschutz  in  Verbindung  mit  weitgehenden  Erleichterungen  sonstiger  Art  —  abzu- 
lenken. Die  Buhl  an  dusche  Unterschätzung  von  Betriebsfortschritten  hängt  mit 
dessen  Theorie  von  der  Werthbildung  des  Grund  und  Bodens  zusammen  nnd  ist 
bereits  früher  gewürdigt  worden  (§  69).  —  Ihren  Ausdruck  findet  die  Pflege  der 
Anbahnung  solcher  Betriebsfortschritte  in  der  verstärkten  Regierungs-  nnd 
landwirthschaftlichen  Vereinsthätigkeit  auf  diesem  Gebiete  seit  Anfang 
der  achtziger  Jahre  (siehe  Kap.  IX  u.  X). 

b)  Auf  Einzelheiten  und  auf  einen  näheren  Nachweis  in  der  Richtung, 
dass  bestimmte,  die  Rentabilität  des  landwirthschaftlichen  Grewerbes  günstig  beein- 
flussende Aenderungen  und  Verbesserungen  des  Betriebs  sehr  wohl  möglich  sind,  kann 
in  diesem  Zusammenhange  nicht  eingegangen  werden;  es  sei  übrigens  an  die  allge- 
meinen Ausführungen  in  Bd.  I,  S.  48  AT.,  S.  50  ff.,  81  ff.,  S.  316  ff.,  334  ff.,  341  ff., 
344  ff. ;  in  diesem  Band  an  die  Betrachtungen  auf  S.  432  ff.,  461  ff.,  475  ff. ;  femer  an  die 
bezüglichen  Ausführungen  im  IV.  Bd.  der  badischen  landwirthschaftlichen 
Erhebungen,  S.  70  ff.   über  die  Mängel  in  der  Technik  und  Oekonomie  des  Be- 
triebs,  die   mangelhafte  Organisation   des  Absatzes   und   an  das  daselbst  gerügte 
häufig  vorkommende  Missverhältniss  zwischen  Gebäude-  und  Grundkapital  erinnert ; 
in  letzterer  Hinsicht  guter  zahlenmässiger  Nachweis  in  der  Schrift  von  C.  v.  Seel- 
horst, Die  Belastung  der  Grundrente  durch  das  Gebäudekapital  in  der  Landwirth- 
schaft,  1890.     Sehr  viele  Schriften   der   neueren  Zeit   sind    ausnahmslos 
der  Begründung  des  Nachweises  der  Möglichkeit  von  Betriebsfort>schritten  und  der 
Nothweudigkeit  ihrer  Aneignung  gewidmet;  siehe  G.  Böhme,  Landw.  Sünden,  1893; 
W.  Hamm,    Das    Wesen    und    die    Ziele    der   Landwirthschaft ,    1872,    femer   die 
mehrfach  citirten  Schriften  von  Settegast  und  M.  Wirth,  Die  Krisis  in  der  Land- 
wirthschaft,   1881.      Speciell    in     die    wirthschaftstechnische    üeberlegenheit    des 
nordamerikanischen  Farmers  gegenüber  dem  europäischen  bäuerlichen  Wirth 
gewähren    die    citirten   Schriften  von  Semler,    M.  Serin g,    M.  Wilckenö   einen 
guten  Einblick.    Letzterer  meint  gelegentlich,  dass  er  nicht  zu  viel  behaupte,  wenn 
er  sage,    dass   in    den    österreichischen  Alpenländern    die  Bauern   und  ihre 
Arbeiter   durchschnittlich    den   vierten  Theil    des  Jahres    nicht   arbeiten.     „Wie 
können  unsere  Bauern  den  schweren  Kampf  ums  Dasein  bestehen,  wenn  sie  nur  *;4, 
ja  an  vielen  Orten  nur  *!n  des  Jahres  arbeiten  und  die  übrige  Zeit  feiern  und  z^var 
keineswegs  allein  zum  Zwecke    der   kirchlichen  Andacht!     Die  vielen  Feiertage  in 
unseren  Alpenländera  kommen  am  wenigsten  der  Kirche  zu  gute,  die  meisten  sind 
Opfertage  für  Gambrinus  und  Venus."  — Endlich  ist  die  ganze  massenhaft«  land- 
wirthschaftstechnische  Specialliteratur  über  Pflanzen-  und  Thierproduc- 
tion,    sowie    über   landwirthschaftliche  Betriebslehre,    die    auch    nicht    einmal    an- 
deutungsweise   hier     aufgezählt    werden    kann,    ein    sprechender    Beweis    für    die 
Verbessemngs bedürftigkeit,  aber  auch  Verbesserungs fähigkeit  der  europäischen 
Landwirthschaft    in    vielen  Gegenden,    namentlich   in    denen    des    ausgesprochenen 
klein-  und  mittelbäuerlichen  Besitzes,    sowohl    nach    der  Seite    der  Technik    wie 
nach   der  Seite   der  Organisation  des  Betriebs,    welch    letztere    oft    noch    mehr 
als   die    erstere  zu  wünschen  übrig  lässt.   —   Alle  diese  Verhältnisse  werden  von 
SchriftstoUera  wie  v.  Vogelsang,  Ratzinger,  Preser  etc.  zu  wenig,  von  Jäger 
und  anderen  Vertretern  mit  einseitig  agrarischer  Richtung  ganz  ungenügend  oder  gar 
nicht  gewürdigt,    wobei    vielfach    neben    der  Uukenntniss    der    thatsächlichen   Ver- 
hältnisse mitunter  wohl  auch  der  Wunsch  bestimmend  ist,  die  bodenbewirthschaften- 
den  Klassen  durch  ausschliessliche  Verweisung  auf  Staat«hilfe  und  durch  geflissent- 
liche Ignorimng    eines    etwa   vorhandenen   persönlichen  Schuldmoments  aus  partei- 
politischen Gründen  bei  guter  Stimmung  zu  erhalten.  Man  ist  sich  hierbei  offenbar 
der  schweren  Verantwortlichkeit  nicht   hinreichend  bewusst,  die  diejenigen 
auf  sich  laden,  die  die  mögliche  Betriebsverbesserung  und  eine  günstigere  (vestaltuu^ 
der  Rentabilitätsverhältnisse  dadurch  hintanhalten,  dass  sie  alle  in  dieser  Richtung 
einsetzenden  Bestrebungen  der  Staats-  und  Vereinsthätigkeit  durch  abfallige  Kritik 
in  den  Augen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  discreditiren  und  deren  Aufmerksamkeit 
auf    zum  Theil   wenigstens    ganz    utopische  Ziele    ablenken    oder   doch    möglichen 
Aenderaugen    des   Agrarrechts     eine    übertriebene    Tragweite    beilegen    oder    die 
Hoftnung  erwecken,  dass  innerhalb   der  als  Ideal  vorschwebenden  Agrarverfassun^ 
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die  nnbedingte  Sicherung  des  Grundbesitzes  gleichsam  als  Geschenk  jedem  Grund- 
besitzer von  selbst  in  den  Schooss  falle.  Gegen  solche  Einseitigkeit  des 
Standpunktes,  wie  er  wiederum  am  schärfsten  bei  Jäger  in  seinen  agrarischen 
Abhandlungen  zu  Tage  tritt,  kann  im  Interesse  gerade  des  Bauernstandes  nicht 
entschieden  genug  Stellung  genommen  werden ;  vgl.  auch  die  beachtenswerthen  Aus- 
fiilinmgen  des  bekannten  Parlamentariers  P.  Beichensperger  in  dessen  Schrift : 
Die  Gemeinschädlichkeit  der  Erhöhung  der  KomzöUe,  1887,  S.  11  ff. 

c)  Die  thatsächliche  Steigerung  der  Rentabilität  in  Deutschland  in  den 
verflossenen  Jahrzehnten  weist  v.  d.  Goltz  (in  Schmoller's  Jahrbuch,  1883,  S.  809 ff.) 
nach;  an  dem  Beispiel  eines  Guts  in  Ostpreussen  wird  gezeigt,  dass  die  Bein- 
eriräge  in  den  fünfziger  Jahren  sich  zwischen  7000  und  18000  M.,  in  der  zweiten 
Hälfte  der  siebziger  Jahre  sich  zwischen  18000  und  31000  M.  bewegten;  unter 
Zugrundelegung  der  letzten  Erträgnisse  ergiebt  sich  ein  Werth  des  Guts  von 
6ÜO0Ü0  M.  gegenüber  dem  Kaufwerth  des  Guts  im  Jahre  1855  von  300000  M.,  wobei 
allerdings  134000  M.  in  das  Gut  investirt  worden  sind.  Immerhin  bleibt  bestehen, 
dass  „seit  1855  bis  1880  der  Gutswerth  durch  die  besseren  Conjuncturen  für  die 
Landwirthschaft  um  166000  M.  oder  55®/o  gestiegen  isf"  (S.  861).  v.  d.  Goltz 
meint  desshalb,  „die  deutsche  Landwirthschaft  könne  unter  heutigen  Verhältnissen 
zwar  nicht  auf  eine  schnelle  Steigerung  der  Beinerträge  und  Bodenpreise  rechnen, 
aber  bei  sachgemässem  Betriebe  eifolgt  seiner  Ansicht  nach  die  Steigerung 
mit  grosser  Sicherheit  und  zwar  in  einem  solchen  Maasse,  dass  der  einzelne 
Landwirih  eine  erhebliche  Yermehrung  seines  Einkommens  und  seines  Vermögens 
noch  während  seines  Lebens  erwarten  darf".  Die  Ursache  der  landwirthschaft- 
liehen  Nothstände  „ist  meistens  (!)  nicht  in  objectiven,  sondern  in  subjectiven 
Verhältnissen  begründet". —  Mag  hier  auch  eine  Ueberschätzung  des  subjectiven 
Moments,  eine  Unterschätzung  der  Factoren  unterlaufen  sein,  die  in  der  Gegenwart. 
eiuem  erfolgreichen  Betriebe  entgegenstehen,  und  wird  hier  insbesondere  zu  wenig 
mit  der  Entmuthigung  gerechnet,  die  einer  anhaltenden  Preisdepression  gerade 
in  den  bäuerlichen  Kreisen  zu  folgen  pflegt,  so  bleibt  doch  in  obigen  Sätzen  noch 
ein  guter  Kern  von  Wahrheit  bestehen. 

2.  Agrarpolitische  Eeformen.  Der  alte  Satz,  dass  die 
Xoth  die  beste  Lehrmeisterin  ist,  hat  in  gewissem  Sinn  auch  in 
der  Agrarkrisis  der  Gegenwart  sich  richtig  erwiesen,  indem  sie 
gewisse  Mängel  und  Lücken  der  Agrarverfassung  deutlich  hervor- 
treten liess  und  mit  der  Erkenntniss  dieser  Mängel  und  Lücken 
auch  den  Weg  offenbarte,  wie  durch  eine  entsprechende  Um-  und 
Fortbildung  der  Agrarverfassung  und  des  Agrarrechts  der  Grund- 
besitz widerstandsfähiger  in  der  Zukunft  gegenüber  störenden 
und  schädigenden  Einwirkungen  von  aussen  zu  machen  sei.  In- 
sofern bedeutet  der  Einbruch  der  transatlantischen  und  ost- 
europäischen Concurrenz  in  die  mittel-  und  westeuropäische  Land- 
wirthschaft einen  bezeichnenden  Wendepunkt  in  der  Ge- 
schichte der  Landwirthschaft:  seit  dieser  Zeit  hat  eine 
sehr  viel  tiefere  Würdigung  des  Wesens  des  Grundbesitzes  und 
der  Bedeutung  der  bodenbewirthschaftenden  Klassen  um  sich  ge- 
griffen, als  vordem  meist  der  Fall  war ;  hat  der  überall  wahrnehm- 
bare Rückgang  des  Wohlstands  der  Landbevölkerung  und  deren 
wachsendes  Missbehagen  über  die  Lage  der  Dinge  neben  unprak- 
tischen und  unzeitgemässen  doch  auch  zahlreiche  beachtenswerthe 
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Keformvorschläge  gezeitigt;  ist  endlich  in  den  Kreisen  der  Be- 
gierungen  und  der  Volksvertretungen  ein  ernstes  Bemühen  zu  Tage 
getreten,  diese  Reform  vorschlage  zu  prüfen  und  sie  ihrer  Ver- 
wirklichung entgegenzuführen.  Insofern  der  Rückgang  in  der 
Rentabilität  im  landwirthschaftlichen  Gewerbe  am  empfindlichsten 
innerhalb  der  verschuldeten  Betriebe  sich  geltend  machte,  trat  die 
Verschuldungsfrage  vor  allen  anderen  in  den  Vordergrund,  und 
es  haben  inzwischen  eine  Reihe  wichtiger  Postulate :  die  gute,  den 
Verhältnissen  des  Grundbesitzes  und  Landwirthschaftsbetriebs  an- 
gepasste  Einrichtung  des  Grund-  und  Betriebscredits 
auf  dem  Weg  der  Verschaffung  unkündbaren  Annuitätencredits 
und  der  raschen  Zugänglichmachung  der  Vortheile  des  sinkenden 
Zinsfusses  im  Rahmen  öffentlich-rechtlicher  oder  verwandter  Orga- 
nisationen, sowie  durch  das  Mittel  der  thimlichen  Localisirung  der 
dem  Betriebscredit  dienenden  Creditanstalten  und  zwar  auf  genossen- 
schaftlicher Grundlage ;  ferner  die  Zulassung  der  Rentenschuld 
neben  der  Kapitalschuld;  die  Vorsorge  für  eine  schonendere  Be- 
handlung des  verschuldeten  Grundbesitzes  durch  humane  Ausgestal- 
tung des  Zwangsvollstreckungsrechts;  endlich  die  straffere 
Ausgestaltung  des  Wucherrechts  und  manches  Andere  länderweise 
die  erstrebte  Erfüllung  gefunden;  während  allerdings  eine  Anzahl 
anderweiter  Fragen  (Einführung  von  Verschuldungsbeschränkungen, 
grössere  Grundbesitzsicherung  auf  dem  Weg  der  Incorporation 
oder  des  Heimstätterechts)  noch  der  Klärung  bedürfen  und  daher 
einer  Lösung  noch  entbehren.  —  So  ist  femer  unter  dem  Gesichts- 
punkt, dass  in  Zeiten  sinkender  Rentabilität  Unfälle  und  Ver- 
luste durch  äussere  schädliche  Einflüsse  der  Natur  noch  schwerer 
als  sonst  auf  der  Landwirthschaft  lasten,  auch  die  Organisation 
des  landwirthschaftlichen  Versicherungswesens  imd  der 
landwirthschaftlichen  Polizei  in  vielen  Staaten  thatkräftig 
in  die  Hand  genommen  und  einer  befriedigenden  Regelung  ent- 
gegengeführt worden.  —  So  hat  endlich,  hingesehen  auf  den  tief- 
greifenden Einfluss  der  Ordnung  der  Grundbesitzverhältnisse  auf 
die  Gesammtgestaltung  der  Lage  der  bodenbesitzenden  Klassen, 
auf  dem  wichtigen  Gebiet  des  Erbrechts  eifie  reformatorische 
Bewegung  eingesetzt  und  ihren  Ausdruck  in  zahlreichen  neuen 
Anerbenrechtsgesetzen,  in  der  Anerkennung  des  Ertragswerths-  an 
Stelle  des  Verkehrswerthsprincips  bei  Erbschaftsregulirungen  sowie 
in  der  gesetzlichen  Statuirung  schonlicher  Behandlung  des  Anerben 
zur  Verhütung  von  Erbesüberschuldung    gefunden.  —  Alle    diese 
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von  acht  socialökonomischem  Geist  erfüllten  Um-  und 
Fortbildungen  des  älteren  Agrarrechts,  wie  sie  in  den 
vorausgegangenen  Kapiteln  (Bd.  I,  Kap.  IV,  Bd.  II,  Kap.  VI, 
VII,  VIII)  eingehende  Darstellung  gefunden  haben  und  die  zum 
Theil  wenigstens  dem  Grundbesitz  eine  augenblickliche  Erleich- 
terung oder  Stütze  verschaffen  (so  insbesondere  die  besseren 
organisatorischen  Einrichtungen  des  Creditwesens,  der  Versicherung, 
der  landwirthschaftlichen  Polizei),  zum  Theil  allerdings  nur  all- 
mählich die  erhoffte  Wirksamkeit  zu  entfalten  vermögen  (was  ins- 
besondere von  der  Beform  des  Erbrechts,  auch  von  den  erstrebten 
Heimstättegesetzen  und  ähnlichen  Bechtsbildungen  gilt),  bedeuten 
unleugbar  wesentliche  Errungenschaften ;  und  ihre  Bedeutung  kann 
in  keiner  Weise  dadurch  abgeschwächt  werden,  dass  die  Wort- 
führer der  extrem-agrarischen  Bichtung  sie  als  solche  nicht  gelten 
lassen  wollen,  in  deren  Augen  die  Landwirthschaft  vielmehr  auch 
heute  noch  als  das  Aschenbrodel  der  Gesellschaft  gilt  und  nach 
deren  Verlautbarungen  und  Kundgebungen  die  Interessen  des 
Grundbesitzes  immer  noch  durch  die  Gesetzgebung  auf  das  Gröb- 
lichste missachtet  werden  gegenüber  einer  angeblichen  Bevor- 
zugung der  Erwerbsinteressen  anderer  Stände. 

3.  Sonstige  Heilmittel,  insbesondere  im  Gebiet 
der  allgemeinen  Wirthschaftspolitik^).  Während  die 
Torbezeichneten  Heilmaassregeln  ausschliesslich  den  Grundbesitzer- 
stand berühren  und  die  Art  ihrer  Verwirklichung  daher  im  Wesent- 
lichen davon  abhängig  sein  wird^  wie  sich  die  Vertreter  des  Grund- 
besitzes selber  zu  derselben  stellen,  haben  die  abseits  des  Agrar- 
rechts liegenden  Aenderungen  der  Gesetzgebung  in  einer  vom 
specifisch  landwirthschaftlichen  Standpunkt  aus  dictirten  Bichtimg 
aus  naheliegenden  Gründen  je  nach  dem  nur  bedingten  Beifall  oder 
gar  Widerspruch  aus  anderen  Interessentenkreisen  erfahren,  wie 
dies  insbesondere  betreffs  der  Fragen  der  Steuer-  und  Schutz- 
zollpolitik, femer  der  für  die  Gestaltung  der  ländlichen  Arbeiter- 
frage bedeutungsvollen  (bereits  in  Band  I,  §  100  behandelten)  Ge- 
setzgebung über  Freizügigkeit  imd  Xiederlassungsrecht 
gilt,  in  welchen  einzelnen  dieser  Fragen  die  Gegensätze  zwischen 
den  agrarischen  Interessen  einer-,  den  Interessen  anderer  Berufs- 
stände anderseits  seit  langer  Zeit  heftig  aufeinanderprallen. 

a)  Einen  neutralen  Gefechtsboden  stellt  das  Gebiet  der 
Verkehrspolitik   dar,   insofern  der  von  Vertretern   des  land- 

')  VgL  hierzu  aach  die  Betrachtungen  bei  L.  v.  Stein,  a.  a.  O.,  S.  219  ff. 
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wirthschafllichen  Gewerbes  geforderte  Ausbau  der  heimischen  Ver- 
kehrswege —  Strassen,  Eisenbahnen,  Kanäle  —  und  eine  den  Absatz- 
verhältnissen des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  dienliche  Tarif- 
politik der  Eisenbahnen  sich  in  der  Kegel  mit  Wünschen  und 
Begehren  nichtagrarischer  Kreise  berühren  oder  doch  nur  selten 
gegen  diese  Verstössen.  Dabei  wird  eine  unbefangene  Betrachtung 
nicht  umhin  können,  einzuräumen,  dass  seit  Jahrzehnten  ausser- 
ordentliche Geldmittel  des  Staats  för  die  in  Bede  stehenden  Ver- 
kehrszwecke aufgewendet  worden  sind  und  dass  aus  den  Verkehrs- 
erleichterungen, von  denen  die  Verdichtung  des  Netzes  der  Land- 
strassen und  der  dem  nachbarlichen  Verkehr  dienenden  Strassen 
untergeordneter  Bedeutung,  ferner  die  Erschliessung  auch  abge- 
legenerer Gegenden  durch  Voll-  und  Secundär -(Neben -)Bahnen, 
endlich  die  Verbesserung  der  Wasserstrassen  und  der  Bau  neuer 
Kanäle  begleitet  gewesen  ist,  gerade  auch  die  Landwirthschaft  so- 
wohl für  den  Absatz  ihrer  Producte  auf  weitere  Entfernungen,  wie 
für  den  Bezug  von  wichtigen  Bedarfsartikeln  des  Betriebs  grossen 
Nutzen  gezogen  hat.  Auch  die  lange  Zeit  hindurch  verpönte 
Dififerentialtarifpolitik,  in  der  man  eine  einseitige  Begünstigung  der 
ausländischen  Provenienzen  zum  Nachtheil  der  Absatzverhältnisse 
der  inländischen  erblicken  zu  müssen  vermeinte,  hat  nach  und  nach 
einer  ruhigeren  vorurtheilsfreieren  Würdigung  Platz  gemacht,  seit- 
dem eingesehen  worden  ist,  dass  an  sich  keine  Eisenbahnverwaltung 
ein  besonderes  Interesse  an  billigen  Ausnahmetarifen  für  die  in  das 
Inland  eingehenden  oder  das  Land  transitirenden  Waarenmengen 
hat,  dass  vielmehr  diese  Ausnahmetarife  regelmässig  durch  die 
Concurrenz  anderer,  vielfach  ausländischer  Verkehrsanstalten,  sei 
es  concurrirender  Bahnen,  sei  es  der  Wasserstrassen,  veranlasst 
sind;  ganz  abgesehen  davon,  dass  diese  billigen  Ausnahmetarife 
auch  dem  Absatz  der  heimischen  Erzeugnisse  wieder  zu  gute 
kommen.  In  der  erfolgten  Einräumung  ermässigter  Frachtsätze  für 
den  Stückgutverkehr  in  landwirthschaftlichen  Verkauf sproducten, 
namentlich  auch  für  kürzere  Entfernungen  —  für  Milch,  Gemüse, 
Obst  etc.  — ,  in  tarifarischen  und  sonstigen  Erleichterungen  in 
Bezug  auf  Thiertransporte  tritt  die  Beachtung,  die  die  Forderungen 
der  Landwirthschaft  gegenüber  der  Tarifpolitik  der  Eisenbahnen  in 
steigendem  Maasse  finden,  deutlich  zu  Tage. 

a)  A n m  e r k u n g.  Es  ist  gewiss  bezeichnend,  dass  die  anlässlich  der  badischen 
landwirthschaftlichen  Erhebungen  kundgegebenen  Wünsche  nach  Beseitigung  der 
Differentialtarife  in  den  parlamentarischen  Berathungen  aus  den  im  Text  an- 
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^redeateten  Gründ^i  keinerlei  Cnterstäftzimg  gefonden^haben.  ^£s  besteht **,  führte 
Freiherr  v.  Baol  in  dem  von  ihm  erstatteten  Commissionsbericht  ans,  ^z.  B.  ein 
niederer  Frachtsatz  für  Getreide,  das  auf  dem  Rhein  bis  Mannheim  gelangt,  zur 
Versendung  von  da  nach  der  Schweiz,  und  ebenso  für  Getreide,  welches  von 
belgischen  Seehäfen  seinen  Weg  mit  der  Bahn  nach  der  Schweiz  nimmt  und 
dabei  Mannheim  berührt  oder  weiter  oberhalb  den  Rhein  überschreitet.  Würden 
diese  ermässigten  Tarife  nicht  gewährt,  so  «rürde  Mannheim  an  dem  Getreidehandel 
nach  der  Schweiz  und  unsere  Bahnen  an  dem  Transport  dieser  Massen  keinen  An- 
theü  nehmen  können.**  Aehnlich  lautet  der  von  dem  SOtglied  der  Ersten  Kammer 
Freiherm  y.  Hornstein  über  diesen  Gregenstand  erstattete  Bericht.  .Die  badische 
Bahn  muss  sich  den  Concurrenzverhältnissen  anderer  Bahnen  fügen;  sie  hat  keinen 
selbstständigen  Willen  in  Bezug  auf  den  Transitverkehr.  Dann  aber  würde  eine 
Aendemng  in  Beziehung  auf  Verfirachtung  ausländischer  Körnerfrüchte  auf  der 
badischen  Bahn  absolut  gar  keinen  Einfluss  üben  auf  den  Preis  derselben  im 
Lande,  da  wir  in  Mannhein  ein  grosses  Fruchtlager  russischen  und  amerikanischen 
Getreides,  am  Bodensee  demnächst  ein  solches  von  österreichisch -ungarischem, 
serbischem,  rumänischem  und  bosnischem  Getreide  haben  werden,  von  denen  mit 
Recht  gesagt  werden  kann,  dass  diese  Lager  an  diesen  Plätzen  existiren  werden, 
ohne  dass  ein  einziges  deutsches  oder  badisches  Eisenbahnrad  sich  umdreht.  Das 
eine  wird  durch  die  billige  Wasserfracht,  das  andere  durch  die  österreichischen 
Bahnen  angefahren.  Ob  und  auf  welche  Weise  sich  nun  die  badische  Bahn  am 
Weitertransporte  dieser  Getreidemengen  betheiligt,  hat  wohl  Einfluss  auf  die  badische 
Eisenbahnrente  —  ganz  und  gar  nicht  auf  den  Getreidepreis.** 

b)  Für  den  Absatz  landwirthschaftlicher  Erzeugnisse  auf  grossere  Entfernungen 
im  Stückgutverkehr  haben  sich  sog.  Abonnementstarife  unter  Anwendung  des 
Systems  der  fallenden  Scala  sehr  forderlich  erwiesen,  wie  solche  seit  längerer 
Zeit  auf  den  badischen  und  anderen  Bahnen  zugelassen  sind.  Weitgehende 
Tarifermässigungen  für  Waggonladungsgüter  mögen  dagegen  unter  Umständen 
starke  Verschiebungen  in  den  Absatzverhältnissen  innerhalb  desselben  Wirthschafts- 
gebiets  zur  Folge  haben,  wie  dies  z.  B.  von  dem  Anfangs  der  neunziger  Jahre 
seitens  der  Preussischen  Bahnen  eingeführten  Staffeltarife  für  Getreide  gilt,' 
mit  dessen  Benützung  das  ostpreussische  Gretreide  die  mittel-,  west-,  ja  selbst  süd- 
deutschen Gebiete  stark  concurrenzirt  und  gegen  den  daher  auch  in  landwirthschaf)- 
lichen  Interessen vertretungskörpem  (D.  Landwirthschaftsrath,  1893,  Archiv,  S.  261  ff.) 
lebhafte  Einwendungen  erhoben  wurden.  —  Die  weitgehende  Beeinflussung  von 
Production  und  Absatz  durch  die  Tarifpolitik  der  Eisenbahnen  ist  wohl  der  beste  Recht- 
fertigungsgrund  für  den  auch  aus  anderen  —  politischen,  socialen  —  Gründen  erfolgten 
grundsätzlichen  Uebergang  in  Deutschland  (.Preussenj  zum  Staatseisenbahnsystem. 

b)  Steuerpolitik.  Die  schon  früher  vielfach  behandelte 
Frage  der  Ueberlastung  des  Grundbesitzes  mit  Steuern 
hat,  seit  durch  die  transatlantische  und  osteuropäische  Concurrenz 
die  Verhältnisse  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  sich  so  ausser- 
ordentlich verschärft  haben,  in  den  Erörterungen  über  die  zur 
Sanirung  dieser  Zustände  zu  ergreifenden  Maassnahmen  einen  be- 
sonders breiten  Kaum  eingenommen ;  in  sämmtlichen  Agrarenqueten 
der  achtziger  Jahre  steht  sie  unter  den  auf  dem  Weg  der  Gesetz- 
gebung zu  verschaffenden  Erleichterungen  neben  der  Behandlung 
der  Zollfrage  mit  in  vorderster  Reihe  und  in  Deutschland  hat  eine 
besondere  Vereinigung:  der  Congress  der  Steuer-  und  Wirthschafts- 
reformer,  der  reformatorischen  Umbildung  des  Steuerrechts  in  agra- 
rischem Sinne  ihre  besondere  Thätigkeit  zugewendet.  Den  Haupt- 
angriflFspunkt  pflegt  die  Grundsteuer  zu  bilden,  wobei  besonders  die 
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ungleichmässige  Veranlagung,  theils  und  vorwiegend  die  Unzulässig- 
keit des  Schuldabzugs  getadelt  wird.  Die  wenigstens  theilweise 
Begründetheit  dieser  und  ähnlicher  Klagen  hat  denn  auch  länder- 
weise zu  gesetzgeberischem  Vorgehen  Anlass  gegeben,  wobei  an 
die  Einführung  der  Einkommensteuer  in  einzelnen  Staaten  unter 
gleichzeitiger  Ermässigung  der  Grundsteuer,  ferner  an  die  grosse 
in  Preussen  in  jüngster  Zeit  durchgeführte  Steuerreform  erinnert 
sein  mag,  inhaltlich  deren,  unter  Aufhebung  der  staatlichen  Ertrags- 
steuem  und  Ueberweisung  derselben  an  die  Communen,  als  directe 
Steuer  nur  noch  die  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  bestehen 
geblieben  ist.  Man  muss  übrigens  wohl  beachten,  dass  die  das 
landwirthschaftliche  Gewerbe  belastenden  staatlichen  Steuern  doch 
nur  desshalb  als  eine  drückende  Last  vielfach  empfunden  werden, 
weil  den  Staatssteuern  andere  Steuern  —  für  die  engeren  und 
weiteren  communalen  Verbände,  für  kirchliche  Zwecke  —  sich  zu- 
gesellen und  weil  namentlich  die  Gemeindesteuern  in  den  drei  bis 
vier  vergangenen  Jahrzehnten  fast  überall  sehr  erheblich  gestiegen 
sind;  daher  denn  vielfach  die  Keform  gerade  auch  auf  dem  Gebiet 
der  Gemeindebesteuerimg  unter  thunlicher  Entlastung  namentlich 
der  kleineren  und  wirthschaftlich  weniger  leistungsfähigen  Ge- 
meindeverbände ,  z.  B.  durch  Uebernahme  eines  Theils  des  Schul- 
aufwands, durch  Erleichterung  in  der  Last  der  Strassenunter- 
haltung  etc.,  eingesetzt  hat.  In  Deutschland  hat  der  in  einzelnen 
Staaten  misslich  empfundene  Steuerdruck  durch  die  in  rascher  Folge 
erlassenen  und  in  Vollzug  gesetzten  socialen  Versicherungsgesetze 
eine  Verstärkung  erfahren  und  es  erklärt  sich  wohl  nur  daraus, 
dass  auch  da,  wo  die  Steuergesetzgebung  in  erheblichem  Maass 
den  Wünschen  nach  steuerlicher  Erleichterung  des  Grundbesitzes 
entgegenkam,  gegendenweise  die  Klagen  über  üeberlastung  des 
Grundbesitzes  mit  Abgaben  unvermindert  fortbestehen.  Die  Un- 
möglichkeit, den  laut  werdenden  Wünschen  im  Rahmen  des  gelten- 
den Steuer-  und  Wirthschaftsrechts  im  vollen  Umfang  zu  ent- 
sprechen, rechtfertigt  jedenfalls  ein  thunliches  Entgegenkommen  auf 
anderen  Gebieten,  wobei  neben  der  befriedigenden  Lösung  der  dem 
engeren  agrarpolitischen  Gebiet  angehörenden  Fragen  (siehe  Ziflfer  a) 
das  Gebiet  der  Zollpolitik  vornehmlich  in's  Auge  zu  fassen  sein 
wii'd,  dessen  näherer  Inbetrachtziehung  denn  auch  die  Schluss- 
paragraphen dieses  Buches  gewidmet  sein  sollen. 

Anmerknngf.     Die  vorstehend  nur  angedeuteten  Fragren  haben   und  bezw. 
werden  ihre  ausführliche  Darlegung  in  den  von  A.  Wagner  behandelten  Theilen 
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des  Handbuchs,  vierte  Hauptabtheilung:  Finanzwissenschaft ,  erfahren,  auf  die 
desshalb  verwiesen  werden  muss.  —  Ueber  die  Steigerung  der  communalen  Bedürf- 
nisse giebt  der  Aufsatz  von  v.  Reitzenstein  in  G.  Schönberg's  Hdb.  d.  pol.  Oek., 
UI.  Bd.,  XI,  §  126  und  derjenige  von  Eheberg  („Gemeindetinanzen'^)  im  Hdwb. 
d.  St.-W.  bemerkenswerthe  Aufschlüsse.  Es  stieg  nach  v.  Reitzenstein  der 
(Temeindeaufwand  in  Frankreich  von  553  Mill.  Francs  in  1877  auf  746  Mill. 
Francs  in  1885;  in  Belgien  z^vischen  1865  und  1880  von  73  MiU.  auf  170  ^ÜU. 
Francs;  in  den  Niederlanden  zwischen  1879  und  1886  von  56  Mill.  auf  115  Mill. 
Gulden;  in  Italien  zwischen  1875  und  1886  von  455  Mill.  auf  612  Mill.  Francs. 
In  Preussen  betrugen  die  Communalausgaben  in  den  Landgemeinden  für  1883  84 
rund  1(X),8  Mill.  M.  und  die  Abgabe  pro  Kopf  stieg  in  den  Landgemeinden  zwischen 
1876  und  1884  von  3,70  Mark  auf  4,02  Mark  und  einschliesslich  der  Abgaben  zu 
Provinzial-  und  Kreiszwecken  auf  5,84  Mark,  Zahlen,  die,  wenn  nicht  in  der  Folge- 
zeit in  den  Landgemeinden  eine  stärkere  Zunahme  der  Steuerbelastung  eingetreten 
sein  sollte,  die  lauten  Klagen  über  den  steigenden  Druck  der  Communalbelastung 
allerdings  nicht  bestätigen.  Es  ist  übrigens  wahrscheinlich,  dass  die  Hanptsteigerung 
in  dem  Gemeindeaufwand  schon  früher  sich  vollzogen  hat,  ähnlich  wie  in  anderen 
deutschen  Staaten,  z.  B.  in  Baden,  wo  zwischen  1860  und  1870  die  Gemeinde- 
steuern um  80%,  zwischen  1871  und  1873  abermals  um  20  7o  anwuchsen.  —  Einen 
zahlenmässigen  Nachweis  über  die  Ueberlastung  des  Oesterreichischen  Grundbesitzes 
hat  W.  Schiff  zu  geben  sich  bemüht  („Les  charges  de  la  propriet6  fonci^re  en 
Autriche,  1892).  Für  Frankreich  berechnete  Pouyer- Quertier  1884  die  Ge- 
sammtbelastung  des  landwirthschaftlichen  Grundeigenthums  durch  Staatssteuern  und 
Gemeindeabgaben  auf  .956  Mill.  Francs.  —  Auf  die  bedeutungsvolle  Ein- 
wirkung einzelner  indirecter  Steuern  auf  die  Productionsverhältnisse  der  be- 
theiligten Landwirthschaftszweige,  insbesondere  der  Tabak-,  Zucker-  und  Brannt- 
weinsteuern kann  in  diesem  Zusammenhange  nicht  eingegangen  werden  und  ist  in 
dieser  Hinsicht  ebenfalls  auf  die  Darstellung  von  A.  Wagner  in  der  Abtheiluug 
„Finanz Wissenschaft"  dieses  Handbuchs  zu  verweisen.  —  Eine  knappe  Darstellung 
des  Einflusses  des  in  Deutschland  geltenden  Steuerrechts  auf  die  Landwirthschaft 
nebst  Reformvorschlägen  giebt  die  Eingangs  citirte  Schrift  von  Platzmann. 


§   197.   Beeinflussung  der  Productenpreise   durch   das 

Mittel   der  Zollpolitik;    Ausfuhr-    und   Einfuhrzölle; 

die  Schutzzollbewegung  der  Gegenwart^). 

1.  Solange  ein  Volk  vorwiegend  Agrarculturvolk  ist,  pflegen 
die  Erzeugnisse  des  heimischen  Landbaues  für  die  Ernährungs- 
bedürfnisse  der  Bevölkerung  auszureichen  und  ist,  von  Missernte- 
jahren abgesehen,  ein  Bedürfniss  nach  Einfuhr  von  Lebensmitteln 
—  Korn,  Mehl,  Fleisch  —  aus  dem  Auslande  regelmässig  nicht 
vorhanden.  Im  Gegentheil  wird  bei  fortschreitender  Technik  des 
Anbaues  bald  ein  Zeitpunkt  erreicht,  wo  die  heimische  Crescenz 
durch  den  inländischen  Markt  nicht  völlig  aufgenommen  zu  werden 
vermag  und  ein  Theil  derselben  zur  Abgabe  an  andere,  einfuhr- 
bedürftige Länder  zur  Verfügung  steht.  Ein  Widerstreit  der  Inter- 
essen der  landwirthschaftlichen  und  der  sonstigen  Bevölkennigs- 
kreise  kann  bei  dieser  Entwicklung  insofern  hervortreten,  als  eine 

*)  Vgl.  lüerzu  auch  den  Aufsatz  von  L  e x  i  s :  „Getreidehandel" ,  im  Hdwb.d.  St.  W. 
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Ausfuhr  von  Cerealien  und  Fleisch  möglicherweise  in  einem  das 
heimische  Marktverhältniss  schädigenden  Umfang  Platz  greift,  so 
dass  als  Folge  hiervon  zeitweiser  Mangel  an  Nahrungsmitteln  und 
hohe  Preise  sich  einstellen.  Solchen  Möglichkeiten  hat  die  Wirth- 
schaftspolitik der  älteren  Zeit  durch  Ausfuhrverbote 
auf  Getreide  und  andere  landvrirthschaftliche  Erzeugnisse  zu 
begegnen  gesucht,  wobei  neben  der  Bücksicht  auf  die  Consumenten 
allerdings  und  vielfach  vorwiegend  auch  Rücksichten  auf  den 
heimischen  Gewerbefleiss  mitspielten,  für  dessen  Förderung  die 
Verschaffung  billigen  Brods  für  die  Arbeiter  und  Verschaffung 
billiger  Rohproducte  für  die  Zwecke  der  Manufactur  (Wolle,  Faser- 
stoffe, Holz)  besonders  geeignete  Mittel  zum  Zwecke  erschienen. 
In  dem  Wirthschafbssystem  des  Colbertismus,  dessen  Werthschätzung 
der  Manufactur  zu  einem  kunstvoll  ausgebildeten  System  von  Maass- 
nahmen  der  Verwaltungspflege  und  der  Zollpolitik  sich  verdichtete, 
spielen  desshalb  Ausfuhrzölle  bezw.  Ausfuhrverbote  auf  landwirth- 
schaftliche  Erzeugnisse  verschiedenster  Art  eine  bemerkenswerthe 
Rolle.  Zu  einer  Kritik  einer  solchen  auf  Kosten  des  Landbaues 
sich  vollziehenden  Wirthschaftspolitik  ist  in  diesem  Zusammenhang 
kein  Anlass  gegeben  und  es  kann  daher  der  Hinweis  genügen, 
dass  der  einzig  dauernde  Erfolg  von  Verboten  der  Ausfuhr  be- 
stimmter landwirthschaftlicher  Erzeugnisse  zwecks  Niedrighaltung 
der  Verkaufspreise  doch  nur  der  sein  kann,  dass  die  künstlich 
verringerte  Nachfrage  mit  der  Zeit  auch  ein  verringertes  Angebot 
(z.  B.  Einschränkung  der  Komproduction,  der  Schafhaltung  etc.) 
und  das  verringerte  Angebot  ein  Wiederanziehen  der  Preise  nach 
sich  ziehen  wird,  so  dass  nachhaltig  die  Käufer  Nichts  gewonnen 
haben,  während  möglicherweise  der  Landbau  in  Verfall  gerathen  und 
die  ländliche  Bevölkerung  verarmt  ist.  Wahrnehmungen  dieser  und 
ähnlicher  Art  haben  mit  der  Zeit  die  ausnahmslose  Aufhebung 
der  Ausfuhrzölle  auf  Agriculturerzeugnisse  herbeigeführt,  und  in 
der  Gegenwart  mit  dem  ausgebildeten  Welthandel  in  Getreide  und 
anderen  Erzeugnissen  des  Landbaues  kann  ein  Bedürfniss  zur  Auf- 
legung von  solchen  Zöllen  oder  zur  Erlassung  von  Ausfuhrverboten 
höchstens  ganz  ausnahmsweise,  z.  B.  im  Falle  einer  völligen  Miss- 
ernte und  selbst  da  doch  nur  für  solche  Länder  anerkannt  werden, 
in  denen  wegen  der  mangelhaften  Communicationsmittel  eine  rasche 
und  ausgiebige  Versorgung  der  einzelnen  Gebietstheile  mit  Brod- 
früchten etc.  auf  Schwierigkeiten  stösst,  wie  dies  beispielsweise  für 
Russland  zutreffen  mag. 


§  197.  fieeinflnssung  der  Productenpreise  durch  das  Mittel  der  Zollpolitik  etc.    589 

Anmerkung,  a)  Vgl.  hierzu  Röscher,  a.  a.  0.,  §  1Ö9  Anm.,  und  Kau, 
a.  a.  0.,  §  123ff.  Röscher  erwähnt  auch  den  Satz  von  Macculloch,  dass  jedes 
Komausfuhrverbot  die  Assecuranz  g^gen  Hungersnoth  eher  verschlechtert,  weil  in 
Ländern  mit  einem  stehenden  Verbot  der  Komausfiihr  zwei  oder  mehr  gute  Ernten 
hintereinander,  da  sie  den  Land^virth  gänzlich  entmuthigen,  fast  sichere  Vorboten 
der  Theuerung  sind.  —  Nachdem  SuUy  die  Getreideausfuhr  in  Frankreich  ganz 
freigegeben  hatte,  blühte  der  Landbau  60  Jahre  lang  und  es  wurde  ein  solcher 
Ueberfluss  an  Früchten  erzeugt,  dass  England  regelmässig  sich  damit  versorgte. 
Colbert^s  Verbot  der  Ausfuhr,  durch  die  Hungersnoth  von  1662  veranlasst,  und 
die  später  nur  beschränkt  von  ihm  gegebene  Ausfuhrerlaubniss  brachten  es,  in 
Verbindung  mit  anderen  den  Landbau  schädigenden  Maassregeln  dahin,  dass  das 
Land  verödete,  das  jährliche  Erzeugniss  von  70  auf  40  Mill.  Setiers  herabsank  und 
dass  in  den  113  Jahren,  in  denen  der  Getreideverkehr  beengt  war,  65  Theuerungs- 
jahre  eintraten  (Rau,  Anm.  a  zu  §  123). 

b)  Den  Uebergang  zu  der  völligen  Ausfuhrfreiheit  bilden  jene  gesetz- 
lichen Bestimmungen,  vermöge  deren  eine  Beschränkung  der  Ausfuhr  erst  dann 
einzutreten  hat,  wenn  der  Getreidepreis  eine  gewisse  Höhe  erreicht.  So  waren  nach 
den  französischen  Gesetzen  vom  16.  Juli  1819  und  4.  Juli  1821  die  39  Grenz- 
departements und  Corsica  in  vier  Klassen  gebracht,  in  denen  die  Ausfuhr  bei  einem 
Preis  von  26;  24;  22;  20  Francs  für  das  Hectoliter  Weizen  untersagt  war;  während 
nach  einem  späteren  Gesetz  vom  15.  April  1832  der  Ausfuhrzoll  bei  einem  Preis 
des  Weizens  unter  25  Francs  auf  ^/^  Francs  herabsinkt,  bei  30  Francs  schon  auf 
12  Francs  steigt.  Beseitigung  der  Ausfuhrzölle  in  Frankreich  seit  1861,  in 
Grossbritannien  schon  unter  Wilhelm  III.  —  In  Preussen  nach  Edict  vom 
6.  Juni  1810  Ausgangszoll  auf  Wolle  statt  früheren  10  Thalem  nur  noch  20  g.  Gr., 
Ausgangszoll  auf  Getreide  32 V»  Thaler  per  Last,  der  indess  für  den  Seeverkehr 
noch  in  demselben  Jahre  auf  I674  Thaler  für  Weizen,  SVa  Thaler  für  Roggen  er- 
mässigt  wurde.  —  Die  Gesetzgebung  des  Deutschen  Zollvereins  liess  im 
Anfang  die  Ausfuhr  auf  Getreide  frei,  nur  Bayern  erhob  bis  1842  einen  mit  den 
steigenden  Getreidepreisen  steigenden  Ausfuhrzoll.  Die  Wolle  behielt  den  Aus- 
gangszoll bis  1865. 

2.  Wenn  mit  der  zunehmenden  Bevölkerung,  mit  der  die 
Steigerung  der  Bodenproduction  nicht  gleichen  Schritt  hält,  ein 
Einfuhrbedürfniss  nach  landwirthschaftlichen  Erzeugnissen  von 
aussen  sich  ergiebt,  werden  möglicherweise  die  Urproducenten  in 
der  unbehinderten  Zulassung  der  Einfuhr,  die  eine  Hochhaltung 
der  Preise  hintanhält,  eine  Beeinträchtigung  ihrer  Interessen  er- 
blicken und  zugleich  kann  die  Erwägung,  das  Inland  möglichst 
unabhängig  von  dem  Ausland  in  dem  Bezug  der  Kohstoffe  und 
namentlich  des  Brodgetreides  zu  stellen,  Veranlassung  dafür  sein, 
regierungsseitig  eine  Erweiterung  der  betreffenden  Zweige  der  Ur- 
production  künstlich  zu  fördern.  Man  gelangt  dann  nicht  nur  dazu, 
die  Ausfuhrverbote  und  Ausfuhrzölle  zu  beseitigen  oder  doch  nur 
unter  ganz  ausnahmsweisen  Verhältnissen  vorübergehend  in  Kraft 
zu  setzen,  sondern  erachtet  auch  die  Einführung  von  Einfuhr- 
zöllen oder  Einfuhrverboten  auf  fremdländische  Agriculturer- 
zougnisse,  ja  selbst  die  Gewährung  von  Ausfuhrprämien  als  ein 
geeignetes  Mittel  zum  Zweck;  und  in  dieser  Ablösung  der  ehe- 
maligen Ausfuhrverbote  und  Ausfuhrzölle  durch  Einfuhrverbote,  Ein- 
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fubi7.alle  und  ÄusfiiUrprämien  tritt  tlas  Ifhliaftere  Interesse, 
sieh,  in  besonders  verstärktem  Maasse  seit  dem  18.  Jalirbundet 
der  Ägricultiir,  im  Gegensätze  zn  der  einseitigen  Begünstigung 
Mamifactiir  diircfi  das  Colliert'sctie  Wirthscliaftssyatem.  regieniugj 
aeitig  mehr  und  melir  wieder  zuwendet,  in  bemerkcnswerther  Weist 
zu  Tage.  Mit  dieser  Begünstigung  des  lieimiaciien  Landbaues  ist 
aber  KUgleich  die  Quelle  eines  Interessenconflietes  sowolil  mit 
den  eine  billige  Beschaffung  ihrer  Rohstoffe  erstrebenden  Industrie- 
zweigen, wie  mit  der  conaumirenden  Bevölkerung  selber  geschaffen 
und  die  Periode  des  auftretenden  Industrialismus  bei  wacbsendetn 
Ausfuhrbedürfniss  einzelner  besonders  wichtigen  Industriezweigt 
sowie  die  Kfickaicht  auf  die  wachsende  In  dustriebe  völkorung  1 
desshalb  nachmals  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  schrittwei 
Wiederbeseitigitng  der  behufs  kfinstlicher  HochUaltung  der  Preis** 
lundwirthschaftriicher  Erzeugnisse  aufgerichteten  Schranken  gefflbil, 
bis  der  Einbruch  einer  in  dieser  Ausdehnung  früher  unbekannt«!! 
Concurronz  In  ausländischen  Boherzeugnissen  und  die  durch  diu 
Concurrenz  für  einen  grossen  Tboil  der  west-  und  mitteleurop&isclu 
Landwirthschaft  geschaffene  Nothlage  abermals  zu  einer  tJmko| 
der  Wirthschaftspolitik  von  der  freihfindleriachen  zur  schutzzOlb 
rischen  Richtung  das  Signal  gab,  welche  Umkehr  der  europäisch^ 
Gegenwart  das  auszeichnende  Gepräge  giebt  und  von  der  ' 
grösseren  Staaten  allein  England  sich  ferngehalten  hat. 

Aumcrkuuc.  a)  Nuch  aosuLer  (Anm.  1  eq  g  lU))  hat  dit' unglUchv  ücseU- 
^bun^  sclian  im  15.  Jitlirhimdert  vermicht,  irinen  Normalpreis  des  tiptrpidM 
liÜnsUiuli  zu  dchem;  «■pnn  der  Quartor  Wpiien  auf  BV,  Schill,  gesunken  war,  «olltr 
die  Mber  (l'lStil  verbuteae  Angfnhr  ^slattet.  dugegen  die  Einfubr  verbotet!  ttia. 
Xnch  einem  Geseti  Ton  1670  unr  die  Einfubr  bH  einem  Preis  von  !&'',  Schilling 
nnd  dsrunler  verboten,  bei  einem  Preis  Tun  HO  8ebiU.  uder  mehr  gnns  frei,  untM 
8Ü  8ch.  mit  einem  ZoU  Tun  8  Sf^.  belastet.  Dm  livaetz  von  1773  omiedriflW  des 
Normalpreis,  wobei  die  Aos^hrprUmien  weiiifBlten  und  der  EinfuhrKoll  nur  ',<,  :ick. 
botmgen  sollte,  «uf  *4  Seh.  Spätere  Gesetae  von  171J1,  1H(W.  1822.  1838."  ISIS 
nuimiiteD  die  Zölle  ja  nach  dem  Stand  der  Uelraidepreisi'  «iil'  eine  wuclis^Iiide  HOlWi 
^■agon  also  xn  dem  System  der  glritendon  I^'utilH  iSliding  sc&le)  über. 
besonders  eiinsequent  in  dem  Gesetst  tod  1828,  ivonueli  die  Kinfnbr  jedenieil  erbinbt 
war,  die  ZJille  aber  derart  beweglieh  fesIgesetKl  wurden,  daüs  sie  beiin  Preis  ina 
66  8ch.  pro  Quacti-r  Weizen  20°/,  Scb.  betrugen,  iviihrtiid  mit  jedem  Scbilliog, 
trelchen  der  l*rHia  anter  diese  tirmze  sank,  der  ZoU  um  einen  SohillinK  «ing 
anderseits  beim  Steigen  der  Kornpreise  über  jene  Grenze  der  Zoll  uud 
einem  stärkervn  Procentverhftltniss  fiel.  Seinen  Zweck  konnte  indess  die«c« 
■;stem  in  keiner  Weise  erreichen;  „Jeder  Kormmporienr  hatte  nnn  ein  dopj.., 
Interesse,  seine  Vnrrathe  erst  nnch  der  hiichfileu  PreiESttdg^ninti:  auf  den  Harkl 
briugren;  er  gewinnt  dann  einmal  am  Preise  nnd  ausserdem  am  Zoll,  Wie  M. 
muss  durch  ein  solches  Ahwaiieti  der  htichslvn  Preise  die  Gofabr  des  Komhandels 
vcTgTJissert,  ebtinso  die  ScbiSTahrt  in  den  naclithoiligsten  Wechiel  von  Ueberspannung 
nnd  Abspannung  versetzt  werden,  je  cuchdem  die  Specnlanltni  bald  plötzlich  im- 
peheure  Frachtmittel  pebi'auchen,   um   die  Siedripkeil  des  Zolls  rr 
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bald  wieder  mit  den  höheren  Zöllen  die  tiefste  Stille  im  £inluhrhandel  zurück- 
kehrt.** (Röscher.)  Beispielsweise  stieg  September  1838  der  Preis  bis  auf  73  Seh, 
und  es  wurden  sodann  !*/<.  Mill.  Qu.  um  einen  Zoll  von  1  und  2V3  8ch.  in  den  Ver- 
kehr gebracht.  Desshalb  Milderung  der  gleitenden  Scala  in  der  von  R.  Peel 
beantragten  Gesetzesacte  vom  24.  April  1842.  —  Die  sehr  schwankenden  und  jahr- 
weise sehr  hohen  Getreidepreise  und  die  das  Hochhalten  derselben  begünstigende 
(fesetzgebnng  zeitigte  1838  unter  R.  Cobden's  Führung  die  Anti-Cornlaw- 
Leagne,  deren  Bemühungen  zu  dem  Gesetz  vom  26.  Juni  1846  führten,  das  eine 
wesentliche  Ermässigung  der  Scala  und  auf  das  Jahr  1849  deren  vollständige  Be- 
seitigung vorsah,    wobei  nur  ein  Zoll  von  1  Seh.  pro  Qu.  übrig  blieb,   der  sodann 

1864  auf  3  d  vom  Centner  ermässigt  und  1869  gänzlich  beseitigt  wurde.  —  Die 
Zölle  auf  Wolle  sind  1845,  auf  lebende  Thiere,  frisches  und  gesalzenes  Fleisch^ 
Häute  etc.  1846  beseitigt  worden. 

b)  Deutschland.  Xach  dem  P r e u s s.  Tarif  von  181 8  war  Weizen  mit  einem 
Eingangszoll  von  nur  0,187  M.  pro  Scheffel  belastet,  Roggen,  Gerste,  Hirse  mit 
0.062  M.,  Pferde  mit  3  M.,  Ochsen  und  Stiere  mit  2  M.,  Kühe  mit  1  M.,  Kleinvieh 
mit  0,25  Pf.,  Wolle  frei.  Auch  der  Deutsche  Zollverein  kannte  eigentliche 
Schutzzölle  auf  Getreide  und  andere  landw.  Erzeugnisse  von  Anfang  ab  nicht  und 
^^iederholt  wurden  selbst  die  bestehenden  massigen  EingangszoUsätze  für  alle  oder 
einzelne  Getreidefrüchte  suspendirt  (so  vom  September  1863  bis  Ende  1856).     Von 

1865  bis  zum  31.  December  1879  war  der  Eingang  von  Getreide  in  Deutschland 
gänzlich  freigegeben  und  erst  das  Tarifgesetz  vom  Jahr  1879  brachte  erstmaU 
wieder  einen  massigen  Zollschutz  von  1  Mark  pro  100  Kilo  fiir  Weizen,  Roggen , 
Hafer,  von  0,50  M.  für  Gerste,  Buchweizen  und  Mais. 

Der  Hinweis  ist  wohl  nicht  überflüssig  (vgl.  betreffs  der  nachfolgenden  Aus- 
fulirungen  die  Eingangs  citirte  Schrift  von  W.  Lotz,  und  Schaf fle  in  der  Tübinger 
Zeitschrift  von  1892  S.  6  ff.),  dass  bis  in  die  siebziger  Jahre  die  landw.  Be- 
völkerung direct  nicht  schutzzöUnerisch  interessirt  und  in  ihren  hervor- 
ragendsten Vertretern  durchaus  freihändlerisch  gesinnt  war;  namentlich  die 
norddeutsche  Landwirthschaft  vertrat  programmgemäss  den  Wunsch,  für  da» 
nach  England  auszuführende  Getreide  möglichst  wohlfeil  englische  Fabrikwaare 
■  Maschinen  etc.)  beziehen  zu  können.  1848  reichten  sämmtUche  landw.  Vereine 
Sachsens  eine  Denkschrift  gegen  alle  Schutzzölle  bei  der  Frankfurter 
Nationalversammlung  ein;  die  landw.  Vereine  West-  und  Ostpreussens  be- 
schlossen 1851  principielles  Verwerfen  des  Zollschutzes.  Die  frei- 
händlerische Richtung  der  Handelspolitik,  die  mit  dem  deutsch-französischen 
Handelsvertrag  von  1862  inaugurirt  wurde  und  den  Höhepunkt  ihrer  Ausgestaltung 
in  den  Tarifgesetzen  vom  25.  Mai  1868,  17.  Mai  1870  und  7.  Juü  1873  erreichte, 
begegnete  daher  in  landw.  Kreisen  keinem  Widerstand;  noch  1869  erwog 
v.  Blank enburg  die  Möglichkeit,  eine  freihändlerische  Interessenpartei  zu  gründen, 
welche  den  ländlichen  und  womöglich  auch  den  städtischen  Grundbesitz  der  (ist- 
lichen Provinzen  von  der  äussersten  Reaction  bis  zum  äussersteu  Fortschritt  um- 
fassen sollte.  Noch  bei  dem  letzten  Act  der  Freihandelsaera ,  der  völligen  Auf- 
hebung der  Eisenzölle,  reichten,  als»  der  Reichstag  mit  massenhaften  Petitionen  au» 
dem  westlichen  Deutschland  tür  Aufrechterhaltung  der  am  1.  Juli  1877  wegfallenden 
Eisenzölle  bestürmt  wurde,  die  Landwirthe  des  Ostens  Eingaben  im  freihänd- 
lerischen Sinne  ein.  In  dem  Statut  der  Vereinigung  der  deutschen  Steuer- 
und  Wirthschaftsreformer,  die  zur  Zeit  ihrer  Entstehung  unter  der  geistigen 
Leitung  des  entschieden  freihändlerischen  Niendorf  stand,  hiess  es  noch  1876: 
.,Auf  der  Grundlage  des  Freihandels  stehend,  sind  wir  (iegner  der  Schutzzölle" 
und  eine  unter  dem  Eindruck  der  inzwischen  eingeleiteten  industriellen  Schutzzoll- 
bewegung 1877  vorgenommene  Aenderung  des  Programms  dahin,  dass  von  der 
gesammten  Einfuhr  agrarischer  und  industrieller  Production  ein  nach  Werth  zu 
bemessender  gleichmässiger  Zollschutz  von  etwa  5"o  des  Werths  (für  Getreide  1  M. 
pro  100  kg)  zu  erheben  sei,  war  nicht  ohne  grosse  Schwierigkeiten  vollzogen 
worden.  Ein  entschiedener  Umschwung  vollzog  sich  erst  durch  Fürst  Bis- 
marcks  Eingreifen  im  Jahr  1878,  der  in  dem  bekannten  Rundschreiben  vom 
15.  December  des  genannten  Jahres  den  Satz  aufstellte,  dass  zwar  Schutzzölle  für 
einzelne  Industriezweige  wie   ein  Privilegium  wirken,  dass   aber  der  solchen  Privi- 
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legien  anhaftenden  Abneigung  ein  Zollsystem  nicht  begegnen  könne,  ^welches 
innerhalb  der  durch  das  finanzielle  Interesse  gebotenen  Schranken  der  gesammten 
inländischen  Production  einen  Vorzug  vor  der  ausländischen  auf  dem  einheimischen 
Markt  gewährt** ;  und  der  im  Jahr  1879  in  einem  an  den  Vertreter  der  Steuer-  und 
Wirthschaftsreformer,  Freiherm  von  Thün  gen -Rossbach,  gerichteten  Brief  sich  eine 
stärkere  und  praktischere  Unterstützung  für  seine  veränderte  Zollpolitik  erbat,  „weii, 
wenn  in  dem  Zolltarifentwurf  eine  Verbesserung  noch  gewonnen  werden  boII,  vor 
Allem  die  Vertreter  der  Landwirthschaft  im  Reichstag  sich  rühren,  sich  ver- 
einigen und  Anträge  stellen  müssen **.  Aber  noch  während  der  Verhandlungen  über 
das  Tarifgesetz  äusserten  Vertreter  der  Landwirthschaft,  wie  v.  Maltzan-Gültz 
und  selbst  der  damalige  Präsident  des  Deutschen  Landwirthschaftsraths,'  v.  Wedell- 
Malchow,  sowie  V.  Behr-Schmoldow  gegen  eine  Belegung  „der  nothwendigsten 
Lebensmittel  des  Volks"  mit  Zöllen,  obwohl  es  sich  nur  um  Minimalzölle  von  1  M. 
pro  100  kg  handelte,  Bedenken,  wenn  sie  schliesslich  auch,  zwischen  die  Wahl 
gestellt,  den  gesammten  Tarif  anzunehmen  oder  zu  verwerfen,  für  die  Tarifvorlage 
stimmten.  Der  grundsätzliche  Umschlag  in  der  Beurtheilung  landw.  Schutzzölle 
durch  die  Angehörigen  des  landw.  Berufsstandes  selber  war  also  erst  durch  diese 
Vorlage  eingeleitet,  vollzog  sich  aber  in  den  folgenden  Jahren,  unter  dem  beängsti- 
genden Eindruck  des  anhaltenden  Preissturzes  landw.  Erzeugnisse,  insbesondere  der 
Getreidefrüchte,  in  durchgreifender  Weise;  und  wenn  früher  die  Zölle  alsAbhil  fe- 
rn ittel  gegen  die  landw.  Nothlage  sehr  skeptisch  benrtheilt  worden  waren, 
wurde  ihnen  nunmehr  die  Rolle  des  wirksamsten,  unentbehrlichsten,  ja  vielfach  des 
alleinigen  Rettungsmittels  vindicirt.  Dieser  Umschwung  machte  sich  auch 
in  der  Zusammensetzung  der  landw.  luteressenvertretungskörper  geltend,  in  denen 
mit  der  Zeit  die  schutzzöllnerisch  gesinnten  Mitglieder  nahezu  ausschliesslich  ver- 
treten waren,  so  insbesondere  auch  im  Deutschen  Landwirthschaftsrath, 
und  dem  Druck  der  öffentlichen  Meinung,  wie  sie  in  diesen  Körperschaften  zu  Tage 
trat,  fügte  sich  auch  der  Reichstag,  der  im  Jahr  1885  für  die  wichtigsten  Getreide- 
zölle (Weizen  und  Roggen)  den  Satz  von  3  M.  und  schon  1887  einen  solchen  von 
5  M.  pro  100  kg.  beschloss,  Sätze,  die  dann  freilicli  durch  die  Handelsverträge  des 
Jahres  1892  mit  Oesterreich  und  der  Schweiz  \\ieder  auf  3  M.  öO  Pf.  herabgesetzt 
wurden.  —  Der  seit  dem  Jahr  1879  in  der  Literatur,  in  der  Presse  etc.  entbrannte 
Streit  um  die  landw.  Schutzzölle,  der  vielfach  zu  einem  Streit  der  politischen  Par- 
teien wurde,  hat  mit  der  Zeit,  insbesondere  aus  Anlass  der  1885er  und  1887er 
(■resetzgebung  an  Schärfe  wesentlich  zugenommen.  —  Gegenüber  dem  neuesten  in 
extrem-agrarischen  Kreisen  gegen  die  Zollverträge  des  Jahres  1892  unternom- 
menen Sturmlauf  darf  doch  daran  erinnert  werden,  dass  so  hohe  (retreide-Zollsätze, 
wie  sie  das  Jahr  1887  für  Deutschland  brachte,  mit  Ausnahme  von  Portugal, 
wo  für  Weizen  10,68;  für  Roggen  8,43  Pres,  erhoben  werden,  in  keinem  euro- 
päischen Staat  bestehen.  (Vgl.  die  Uebersicht  unten  S.  594.)  —  Mit  der  Einführung 
bezw.  Erhöhung  der  Zölle  auf  landw.  Producte  ging  auch  eine  solche  auf  Producta 
der  Forstwirthschaft  einher,  während  sich  Holzzölle  in  Frankreich,  den 
Niederlanden,  Norwegen,  Schweden,  Oesterreich  und  Ungarn  über- 
haupt nicht  finden  und  nur  in  der  Schweiz  für  Brennholz  ein  massiger  Finanz- 
zoll (0,02  Frcs.)  erhoben  wird.  —  Die  im  Jahr  1892  in  Deutschland  vollzogene 
Umkehr  von  dem  Agrarhochschutz System  zu  einem  System  maassvoll  ge- 
stalteter Zollsätze  kommt  auch  in  dem  Abschluss  des  Viehseuchen-Ueber- 
einkommens  mit  Oesterreich,  an  Stelle  des  bis  daliin  bestehenden  Systems  der 
Prohibition,  zum  Ausdruck.  Oesterreich  gegenüber  konnte  diese  Concession  im 
HinbUck  auf  dessen  Veterinärgesetzgebung  und  Veterinärorganisation  gemacht  werden, 
wogegen  —  Angesichts  des  jederzeit  drohenden  Einbruchs  der  Rinderpest  — 
agrarische  Kreise  gegen  ein  ähnliches  Abkommen  mit  Russland,  das  hinreichende 
(iarantieen  betreffs  wirksamer  Handhabung  der  Veterinärgesetz-  und  Veterinär- 
vcrtragsvorsehriften  nicht  zu  geben  in  der  Lage  ist,  mit  Recht  entschiedene  Stellung 
eingenommen  haben.     (Arclüv  d.  I).  Laudwirthschaftraths  von  1893,  S.  223  ff.) 

c)  Frankreich  hat  erst  1819  mit  der  früheren,  die  Ausfuhr  landw.  Erxeag- 
nisse  erschwerenden  Gesetzgebung  grundsätzlich  gebrochen  und  Einfuhrzölle  ein- 
geführt und  dieses  Schutzsystem  durch  die  Gesetzgebung  vom  4.  Juli  1821  und 
15.  April  1832,    mit    welch    letzterem    nach    dem   Vorbild    Englands    zugleich    das 
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System  der  gleitenden  Scala  adoptirt  wurde,  schärfer  ausgebildet.  Der  Uebergang 
zu  einem  System  der  Freigebung  der  Komeinfuhr  erfolgte  in  den  Theuerungs- 
Jahren  1853 — 59,  und  in  Verbindung  mit  dem  auch  sonst  in  die  seitherige  Protections- 
Politik  Bresche  legenden  Handelsvertrag  mit  Grossbritannien  Yon  1860  wurde 
nahezu  völlige  Einfnhrfreiheit  hergestellt,  indem  nur  noch  geringe  Einfuhrgebühren 
von  62  Cent,  für  100  kg  Weizen,  1,25  Frcs.  für  Mehl  erhoben  wurden,  Roggen, 
Gerste  und  Hafer  aber  ganz  freiblieben.  Wolle  geht  seit  1860  aus  den  Erzeugungs- 
ländem  in  französischen  Schiffen  und  zu  Lande  frei  ein,  von  anderen  Ländern  oder 
in  fremden  Schiffen  werden  3  Frcs.  von  100  kg  erhoben.  Eine  entschiedene  Eia- 
leukuug  in  schutzzöllnerische  Bahnen  hat  erst  die  Tarifgesetzgebung  vom 
28.  März  1885  vollzogen,  die  durch  das  spätere  Tarifgesetz  vom  29.  März  1887 
freilich  noch  überboten  wurde.  (Siehe  unten.) 

c)  In  ähnlicher  Weise  wie  in  Frankreich  und  Deutschland  hat  auch  in 
anderen  europäischen  Staaten  eine  stärkere  Berücksichtigung  der  landw.  Interessen 
in  der  Zollgesetzgebung  stattgefunden,  so  in  Oesterreich,  das  früher  nur  ganz 
minimale  landw.  Zölle  hatte,  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1887,  in  Italien  durch 
den  Zolltarif  vom  14.  JuU  1887  und  12.  JuU  1888,  in  Spanien  seit  1883,  in 
Portugal  seit  1885,  in  Schweden  und  Norwegen  seit  1888.  Selbst  in  der 
Schweiz,  wo  noch  der  Tarif  von  1884  Getreide  zollfrei  einliess  und  von  der  Tonne 
Mehl  nur  12,50  Frcs.  erhob,  brachte  der  Zolltarif  vom  10.  April  1891  erstmals 
einen  allerdings  noch  sehr  massigen  Zoll  auf  Getreide  von  3  Frcs.  für  die  Tonne 
und  25  Frcs.  für  Mehl.  So  haben  von  den  europäischen  Ländem  heute  nur  noch 
Belgien  und  die  Niederlande,  sowie  England  und  die  komausführenden 
osteuropäischen  Staaten  keine  landw.  Schutzzölle,  während  überall  son st  die 
auf  einen  Zollschutz  drängenden  agrarischen  Interessen  siegreich  gewesen  sind. 
Vgl.  über  diese  Umlenknng  in  die  Bahnen  des  landw.  Zollschutzes  die  vom  Verein 
für  Sodalpolitik  veröffentlichten  Berichte  und  Gutachten  (Bd.  XLIX  der  Schriften) 
von  W.  Sombart  betreffs  Italiens,  A.  Peez  für  Oesterreich,  E.  Frej  für  die 
Schweiz,  W.  Scharling  für  Dänemark,  Fahlbeck  für  Schweden  und  Norwegen, 
siehe  insbesondere  a.  a.  0.,  S.  106  ff.,  151  ff.,  S.  181  und  192  ff.,  S.  331  ff.,  514  ff. 

Aus  nachstehender  Tabelle  sind  die  Zollsätze  einiger  landw.  Artikel  in 
den  hauptsächlichsten  Continentalstaaten  zu  ersehen.    (S.  594.) 

d)  Neben  dieser  einzelstaatlichen,  auf  höhereu  Schutz  der  heimischen  Land- 
^irthschaft  (und  Industrie)  gerichteten  Wirthschaftspolitik  traten  Strömungen  auf, 
die  darauf  abzielten,  gegenüber  der  wachsenden  Gefahr  der  „panamerikanischen 
(^oncurrenz'"  für  Landwirthschaft-und  Industrie,  Angesichts  der  in  England  hervor- 
tretenden Bestrebungen,  in  eine  engere  handelspolitische  Vereinigung  mit  seinen 
Colonien  einzutreten,  Angesichts  endlich  des  industriellen  Abschlusssystems  Russ- 
lands, die  mitteleuropäischen  Staaten  zu  einem  engeren  Zollbund  zu 
vereinigen;  wie  man  für  die  Industrie  einen  gesicherten  Absatz  innerhalb  dieses 
Zollbnndsgebiets  zu  schaffen  vermeinte,  so  erhoffte  man  von  einer  solchen,  gegen 
die  transoceanische  Concurrenz  sich  proliibitiv  abschliessenden  mitteleuropäischen 
ZoUcoaUtion  auch  für  die  Landwirthschaft  die  endliche  Erlösung  aus  unerträg- 
lichem Concurrenzdrucke.  Für  diesen  Gedanken  sind  n.  A.  eingetreten:  R.  v.  Kauf- 
mann in  der  Schrift:  L'Association  douani^re  de  VEurope,  1879,  und  G.  Ratzinger, 
Die  Volkswirthschaft  in  ihren  sittlichen  Grundlagen,  1881;  .K.  Walcker,  Die  Frage 
der  Zollvereinignng  mit  Oesterreich-Ungam,  1892;  v.  Miaskowski  im  Deutschen 
Landwirthschaftsrath  1887  (Archiv,  S.  237  ff.).  Im  Sinne  dieser  Strömung  schreibt 
auch  Schäffle  („Die  Aussichtslosigkeit  der  Socialdemokratie*",  1891,  S.  134):  „Ein 
Uauptmittel  zur  Bekämpüiug  der  Erwerbslosigkeit  wäre  die  Herstellung  eines 
europäischen  Festlandbuudes  in  Steuer-,  Zoll-  und  Handelssachen. 
Noch  ein  oder  zwei  Generationen,  so  wird  ein  Steuer-,  Zoll-  und  Haudelsbund 
gar  nicht  zu  umgehen  sein,  wenn  wir  Europäer  gegenüber  den  Riesenreichen 
Asiens,  Amerikas  und  wohl  bald  auch  Afrikas  uns  behaupten,  wenn  \vir  unsere 
(Hvilisationshegemonie  nicht  verlieren,  uns  im  Exportprämien  krieg  nicht  aufreiben 
und  unsere  Bauern  und  Arbeiter  nicht  auf  das  Niveau  von  Kulis,  Ryots  und  Fellas 
sinken  lassen  wollen.  Die  asiatische  Concurrenz  wird  bei  der  fortschreitenden 
Frachtverbilligung  die  allergefahrlichstc  sein  und  so  lange  bleiben,  bis  auch  in 
Asien  der  Geldwerth  nicht  mehr  so  viel  höher,    daher  die  Marktpreise  und  Löhne 
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so  Tiel  niedriger  sind,  wie  in  Europa;  bestünde  der  Bund  anfangs  auch  nur  zwischen 
Deutschland  und  Oesterreich.'^  und  ähnlich  A.  Peez,  a.  a.  O.,  S.  193:  „Mit  der 
Zusammenfassung  der  productiven  Kräfte  und  der  Verlegung  des  Austausches  zwi- 
schen Landwirthschaft  und  Industrie  innerhalb  der  Schranken  des  inneren  Marktes 
[wie  sie  in  Folge  der  neueren  Zolltarifreformen  angebahnt  wurde)  ist  nur  der  erste 
Schritt  geschehen;  der  zweite  Schritt  führt  wieder  auf  einen  grösseren  Schauplatz 
hinaus,  indem  es  nunmehr  gilt,  ohne  Gefahrdung  des  durch  die  ZoUtariüreform  von 
1878  gewonnenen  festen  Kerns,  das  östliche  Kaiserreich  dem  westlichen  näher  zu 
bringen  und  jenen  Bund  der  mitteleuropäischen  Stamme  wieder  her- 
zustellen, welcher  geeignet  wäre,  seinen  Producten  den  unentbehrlichen  Antheil  am 
Welthandel,  Colonialbesitz  und  Weltmacht  zu  verschaffen."  In  dem  internatio- 
nalen landw.  Congress  in  Pest  1885  sprach  sich  L.  Brentano  und  mit  ihm 
die  Mehrheit  der  Versammlung  ebenfalls  für  die  Anbahnung  eines  mitteleuropäischen 
ZoUbunds  aus.  —  Eine  mehr  als  symptomatische  Bedeutung  kann  indess  diesen  und 
ähnlichen  Bestrebungen  im  Augenblick  nicht  beigelegt  werden.  In  sehr  eindrucks- 
voller Weise  hat  v.  Below-Saleske  im  D.  Landwirthschaftsrath  von  1891  die 
Bestrebungen  auf  Schaffung  eines  mitteleuropäischen  oder  auch  nur  deutsch-österr. 
Zollvereins  als  „Phantom'*  gekennzeichnet,  das  schwerlich  in  absehbarer  Zeit  körper- 
hafte Wirklichkeit  annehmen  werde  (Archiv,  S.  158  ff.). 


§  198.    Die  Würdigung  der  landwirthschaftlichen 
Schutzzölle;  Beleuchtung  der  Einwendungen. 

Vorbemerkung. 

Das  „Für"  und  „Wider"  in  der  Frage  der  landw.  Schutzzölle  und  namentlicli 
der  KomzÖlle  hat  eine  schwer  übersehbare  Literatur  in  und  ausserhalb  Deutscli- 
lands  gezeitigt,  auf  deren  Aufzählung  an  dieser  Stelle  indess  verzichtet  werden 
muss;  vgl.  übrigens  die  Literaturübersicht  S. 529 ff..  Röscher  verwirft  landw.  Schutz- 
zölle nicht  grundsätzlich,  aber  \indicirt  ihnen  die  Aufgabe,  das  Einschlagen  neuer 
zeitgemässer  Wege  zu  erleichtem,  und  hat  aus  diesem  Grund  und  für  Länder  wie 
Deutschland,  die  immer  mehr  den  inneren  Thünen'schen  Bingen  ähnlich  werden, 
(^egen  eine  künstliche  Beschützung  der  Viehmast  oder  des  Anbaues  von  Handels- 
^wächsen  weit  weniger  Bedenken,  als  gegen  Kornschutzzölle  (a.  a.  0.  §  161) ; 
(loch  lehnt  er  auch  letztere  nicht  unbedingt  ab,  da,  um  schwerer  üemeingefahr  zu 
begegnen,  vorübergehende  Opfer  auch  den  nicht  grundbesitzenden  Elemen- 
t(*n  des  Staats  angesonnen  werden  dürfen;  nur  sollte  seiner  Ansicht  nach  zweierlei 
nicht  vergessen  werden:  a)  dass  die  Wohlfeilheit  der  Lebensmittel  an  sich  etwas 
Hocherfreuliches  ist,  wie  denn  „in  unsem  Tagen  schon  der  Gedanke,  der  grossen 
Mehrzahl  einen  künstlichen  Tribut  an  die  grösseren  und  mittleren  Grundeigenthümer 
aufzuzwingen,  ebenso  unausführbar  wie  aufreizend  wäre;  b)  dass  es  sich  daher 
nur  darum  handeln  kann,  bei  plötzlicher  Preisemiedrigung  den  betroffenen  Produ- 
centen  Raum  und  Zeit  zum  Ausweichen,  zum  Pariren  des  für  sie  sonst  vernichtenden 
Stosses  zu  verschaffen;  dass  der  Zollschutz  also  nur  vorübergehend  und  nur 
in  dem  Maasse  auferlegt  werden  darf,  dass  die  an  sich  noch  Widerstandsfähigen 
sich  dadurch  gestärkt  und  ermuthigt  linden.  „Wollte  man  durch  einen  bleibenden 
(ider  zu  hohen  Schutz  auch  die  wirklich  Ueberschuldeteu  etc.  künstlich  erhalten, 
so  wäre  das  ähnUch,  als  wenn  man  die  Lücken  einer  Tischgesellschaft  durch  kost- 
spielig einbalsamirte  und  geschmückte  Leichen   ausfüllte"    (a.  a.  0.,   Anmerkung  5 

zu  §  161). 

An  sich  sehr  agrarfreundliche  Schriftsteller,  wie  Freiherr  v.  Vogelsang, 
K.  Meyer,  Ruhland,  stehen  der  Einräumung  landw.  Schutzzölle  skeptisch  gegen- 
über und  Ersterer  meinte  gelegentlich,  jeder  noch  so  hohe  Schutzzoll  vermehre  im 
letzten  Endo  nur  die  Verschuldung  des  Grundbesitzes  und  erhöhe  dadurch  das 
Hebel,  anstatt  ihm  abzuhelfen,  ein  Gedankengang,  der  auch  bei  Ruh  1  and  in  der 
zweiten  der  Eingangs  citirten  Schriften  wie  ein  rother  Faden  seine  Betrachtungen 
tlnrchzieht    und    bei  R.  Meyer    (Heimstätte-    und    andere  Wirthschaftsgesetze  etc., 

38* 
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1883f  S.  584)  in  den  Worten  ansklingt,  ein  Kornzoll  sei  das  linsengericbt,  an  dem 
nicht  nur  das  Erstgebnrts-,  sondern  jedes  Erbrecht  an  Gmnd  und  Boden  scheitern 
könne.  Gegen  KomzöUe  früher  auch  A.Wagner  in  dem  cit.  Art.  —  Eine  vermit- 
telnde Bichtongf  der  Conrad,  Lexis,  Paasche,  Schäffle,  Schmoller,  Sering, 
L.  V.  Stein  u.  A.  angehören,  erkennt  zwar  gegenüber  dem  Anprall  der  ostenropaischen 
und  transoceanischen  Concurrenz  die  Nothwendigkeit  der  Aufrichtung  von  Zoll- 
schranken an,  will  diese  Zölle  aber  doch  nur  in  massiger  Höhe  und  als  JJfittel,  geeig- 
net, die  üeberleitung  in  die  neuen  Yerhältnisse  zu  erleichtem,  d.  h.  nur  als  temporär 
berechtigt  eingeräumt  wissen.  (Vgl.  Lexis  in  Schmoller's  Jahrb.  V,  S.  1114  ff.; 
Seh  moller,  ebenda  YI,  S.  265  ff.;  L.  v.  Stein  in  den  Drei  Fragen  des  Grund- 
besitzes, S.  210  ff. ;  ähnlich  y.  Buol-Berenberg  in  dem  Commissionsbericht  an 
die  11.  Kammer  der  Badischen  Landstände  vom  24.  April  1884.) 

Entschiedene  Gegner  der  KomxöUe  unter  den  Eingangs  dtirten  Schrifstellem 
sind  MatlekoYits,  Reichensperger,  Walcker  und  Wirth;  ferner  yertreten 
den  freihändlerischen  Standpunkt  in  der  landw.  Schutzzollfrage  sehr  wirksam 
die  1879  erschienenen  „Mittheilungen  des  Vereins  zur  Förderung  der  Handels- 
freiheit'* und  eine  Anzahl  Aufsätze  in  der  Yierteljahrszeitschrift  für  Yolkswirth- 
schaffc  etc.,  von  denen  insbesondere  die  folgenden  bemerkenswerth  sind :  F.  „Professor 
D.  J.  Kühn  in  seiner  schutzzöllnerischen  Harmonielehre**,  1886, 11,  S.  62  ff.;  H.  Nord 
mann.  Die  Yertheilung  der  Getreidezölle,  1887,  lY,  S.  183  ff.;  E.  Wiss,  Freihandel 
und  Schutzzoll,  1878,  I,  S.  101  ff.;  Derselbe:  üeber  die  Wirkungen  der  Getreide- 
zölle, 1882,  I,  S.  1  ff.;  Derselbe,  Die  Holzzölle  und  die  Staatswirthschaft,  1883. 
I,  S.  1  ff.;  N.  M.  Witt,  Die  Landwirthschaft  und  die  Komzölle,  1879,  IV,  S.  1  ff.; 
Derselbe:  Die  ländlichen  Arbeiter  und  die  Komzölle,  1885,  H,  S.  lOff.;  Der- 
selbe: Die  Pächter  in  England  und  der  „fluctuirende'*  Grossgmndbesitz  in  Deutsch- 
land, 1888,  lY,  S.  188  ff. 

DasB  man  auch  in  landw.  Kreisen  die  Zölle  als  ein  zweischneidiges  Schwert 
ansieht,  zeigen  die  Schriften  von  v.  Grass-Klanin,  oben  S.  518,  von  v.  Hell- 
dorf-Baumersrode  (Bd.  I,  S.  230)  und  die  zur  Ablehnung  jeglichen  ZoUschntzes 
gelangenden  Ausführungen  von  v.  Pogge-Roggow  im  Deutschen  Landwirthschafts- 
rath  von  1885  (Archiv,  S.  178  ff.). 

Schäffle  wendet  sieh  sehr  eindringlich  gegen  den  maasslosen  Agrar- 
h  och  schütz;  er  ist  für  einen  Schutz  „im  Sinn  der  Erziehung  neuer  und  junger 
oder  im  Sinn  der  Krisenbewahmng  alter  Productionszweige**,  aber  ebenso  sehr 
„gegen  das  Verlangen  zollpolitischer  Staatsgarantie  einer  bestimmten  Kapital-, 
insbesondere  Bodenrente**.  Yon  den  1885er  und  1887er  deutschen  Zolltarifgesetzen 
meint  er,  dass  das  damit  inaugurirte  Agrarhochschutz-System  „sich  selbst 
ad  absurdum  geführt,  dass  es  in  seinen  Wirkungen  zu  den  neuesten  Verträgen  hin- 
geführt hat**.  Ja  er  meint,  die  Grundrente  kann  sehr  wohl  wegen  der  AgrarzöUe 
gesunken  sein,  sofern  diese  den  Fortschritt  zu  intensiverem  Betriebe  vereitelten 
oder  verlangsamten.  Siehe  dessen  citirten  Aufsatz  im  Jahrg.  48  der  Zeitachr.  f.  d. 
g.  St-W.  und  weiter  die  Citate  unten  in  §  199,  Ziffer  3. 

Ob  die  Aufrichtung  von  schützenden  Zollschranken  zu  Gunsten 
des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  nothwendig  oder  entbehrlich, 
ob  sie  überwiegend  vortheilhaft  oder  schädlich  ist,  bildet,  seit  in 
Deutschland  durch  den  Zolltarif  von  1879  in  das  damals  herrschende 
K^gime  der  Zollpolitik  grundsätzlich  Bresche  gelegt  wurde,  und 
noch  mehr  seit  der  Verschärfimg  des  landwirthschaftlichen  Zoll- 
schutzes durch  die  Tarifgesetze  von  1885  und  1887  noch  immer 
den  Gegenstand  bewegter  und  erregter  Erörterungen,  wobei  die 
parteipolitische  Fructification  der  Schutzzollfrage  einer  ruhigen, 
nüchternen,  unbefangenen  Würdigung  des  „Für"  und  „Wider'' 
auf  Seiten   der  Freunde  wie   der  Gegner  eines  ZoUschutzc"»  nicht 


§  198.   Die  Würdigung  der  landwirthschaftUchen  Schutzzölle  etc.         597 

gerade  forderlich  gewesen  ist.  Uebertreibende  Schlagworte  und 
irreleitende  Sophismen  haben  in  dem  einen  wie  dem  anderen  Heer- 
lager mehr  als  billig  sich  eingenistet;  wird  auf  der  freihändlerischen 
Seite  mit  der  unerträglichen  Yertheuerung  des  Brods  des  armen 
Mannes  argumentirt,  so  ist  man  auf  der  anderen  Seite  versucht, 
die  Einwirkung  von  landwirthschaftUchen  Schutzzöllen  auf  die 
Preise  der  Nahrungsmittel  schlechthin  in  Abrede  zu  stellen  und, 
wo  eine  solche  gleichwohl  statistisch  nachweisbar  ist,  diese  aus- 
schliesslich den  verwerflichen  Machinationen  der  Börse  und  des 
Zwischenhandels  zur  Last  zu  setzen;  gegenüber  dem  freihänd- 
lerischen Satz  von  der  völligen  Entbehrlichkeit  eines  Zollschutzes 
für  alle  diejenigen  Inhaber  landwirthschafUicher  Betriebe,  die  des 
erforderlichen  Fleisses  und  der  nöthigen  Betriebsgeschicklichkeit 
nicht  entbehren,  und  dem  weiteren  Satz  von  der  geschäftlich  demo- 
ralisirenden,  die  Entfaltung  der  wirthschaftlichen  Tugenden  hintan- 
haltenden Wirkung  protectionistischer  Maassnahmen  wird  von  der 
anderen  Seite  in  einem  durchgreifenden  Zollschutz  das  einzige  und 
alleinige  Bettungsmittel  der  ohne  diesen  Schutz  imrettbar  dem 
Untergang  geweihten  Landwirthschaft  erblickt,  dem  gegenüber  alle 
anderen  Maassnahmen  der  Agrar-  und  Wirthschaftspolitik  gevrisser- 
maassenwie  kindliche  Palliativmittel  erscheinen.  Dabei  ist  bemerkens- 
werth,  dass,  während  eine  häufig  mit  Scheingründen  arbeitende  Be- 
wegung die  völlige  Beseitigung  aller  landwirthschaftUchen  Schutz- 
zöUe  oder  doch  der  Getreidezölle  erstrebt,  um  „der  unziemlichen 
Bereicherung  einer  nimmersatten  Grundaristokratie  auf  Kosten 
der  Gesammtheif'  ein  „verdientes"'  Ende  zu  bereiten,  man  in  Deutsch- 
land und  in  einem  Theile  der  angrenzenden  Staaten  mit  dem  er- 
reichten Zollschutz  nicht  einmal  zufrieden  ist,  vielmehr  in  der 
massigen  Herabsetzung  der  landwirthschaftUchen  Schutzzölle  aus  An* 
lass  des  Abschlusses  der  1892  er  Handelsverträge  eine  rücksichtslose 
Preisgebung  der  agrarischen  Interessen  an  das  Ausland  erblickt  und 
diese  Herabsetzung  zum  Ausgangspunkt  nimmt  für  eine  „Aufstands- 
bewegung", eine  agrarische  Schilderhebung  in  grossem  Styl  („Bund 
der  Landwirthe''),  die,  wie  gelegentlich  geäussert  wurde,  erst  dann 
zum  Stillstand  komme,  wenn  ein  Zollschutz  im  doppelten  bis  drei- 
fachen Betrage  des  bestehenden  für  längere  Zeit  verbürgt  sei.  — 
Scheidet  man  aus  dem  Arsenal  der  Gründe  „Für*'  und  „Wider" 
das  unberechtigte,  Uebertreibende,  Unwahre  aus,  so  lässt  sich  un- 
schwer erkennen,  dass  viele  gute  Gründe  in  der  Gegenwart  gegen 
eine  Unterlassung  jeglichen  Zollschutzes  der  west- und 
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mitteleuropäischen  Landwirthschaft,  aber  ebenso  viele  gute  Gründe 
auch  gegen  die  Aufrichtung  sehr  hoher  Zollschranken 
sprechen;  und  dass  also  der  fast  trivial  gewordene  alte  Weisheits- 
satz, es  liege  das  Gute  in  der  Mitte,  auch  hier  zutrifft.  Die  Gründe 
im  Einzelnen,  welche  dafür  sprechen,  dass  die  Landwirthschaft  der 
europäischen  Gegenwart  nicht  völlig  schutzlos  gelassen  werde, 
dass  aber  ein  Zollschutz  innerhalb  maassvoller  Grenzen 
sich  bewegen  und  dass  seine  Fortdauer  als  eine  zeit- 
lich begrenzte  angesehen  werden  müsse,  sollen  in  den  nach- 
folgenden Betrachtungen  näher  dargelegt  werden,  wobei  theils  an 
die  von  den  Gegnern  des  Zollschutzes  vorgebrachten  Einwendungen 
anzuknüpfen,  theils  auf  die  positiven,  für  einen  solchen  maassvollen 
Schutz  sprechenden  Gründe  einzugehen  ist.  Da  endlich  der  Kampf 
um  die  landwirthschaftlichen  Schutzzölle  sowohl  bei  den  Freunden 
wie  den  Gegnern  wesentlich  die  Getreidezölle  zum  Gegenstand 
hat,  so  ist  in  den  nachfolgenden  Betrachtungen  auch  vorwiegend 
das  „Für"  und  „Wider"  die  Getreidezölle  in  den  Vordergrund  ge- 
stellt worden. 

1.  Das  wichtigste  und  eindrucksvollste  Argument,  mit  dem 
gemeinhin  landwirthschaftliche  Schutzzölle  und  vor  Allem  Zölle 
auf  Brodgetreide  bekämpft  werden,  wurzelt  in  der  durch  die  Zölle 
herbeigeführten  Vertheuerung  der  nothwendigsten  Lebens- 
und  Bedarfsmittel;  es  sei  des  modernen  Staats  unwürdig,  dass 
er  in  einem  Kampfe  der  Interessen  zwischen  den  besitzenden  und 
nichtbesitzenden  Klassen  auf  die  Seite  der  ersteren  sich  stelle  und 
durch  künstliche  Hebung  der  Preise  nöthiger  Bedarfsgegenstände  den 
landwirthschaftlichen  Unternehmern  eine  Bereicherung  auf  Kostender 
schwächsten,  in  ihrer  ökonomischen  Lage  ohnehin  bedrängten  unteren 
und  mittleren  Schichten  der  Gesellschaft  zuführe.  Man  spricht  in 
diesem  Zusammenhange  von  den  landwirthschaftlichen  SchutzzöUen 
als  einer  antisocialen  Staatsaction,  die  in  ihrer  Wirkung  ledig- 
lich darauf  hinauslaufen  werde,  die  socialen  Klassengegensätze  zu 
verschärfen  imd  ein  neues  Element  der  Verbitterung  in  das  Volks- 
leben zu  tragen;  und  unter  diesem  Gesichtspunkte  richtet  sich  der 
Angiiff  gegen  landwirthschaftliche  Schutzzölle  mit  besonderer 
Heftigkeit  gegen  Getreidezölle,  zumal  diese  gleich  jeder  Be- 
steuerung des  Massenconsums  mit  ungleich  stärkerem  Druck  auf 
den  unbemittelteren  Schichten  lasten,  als  auf  den  wohlhabenderen. 
Von   diesen  Einwendungen  sind  diejenigen,  die  die  Getreide- 
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zolle  zum  Gegenstände  haben,   offenbar  die  wichtigsten,  wobei 
Folgendes  zu  bemerken  ist^): 

a)  Das  von  den  Vertretern  des  Zollschutzes  ins  Feld  geführte 
Gegenargument,  dass  die  behauptete  Einwirkung  der  Getreide- 
zölle auf  die  Brodpreise  in  Wirklichkeit  nicht  bestehe  und  dass 
ein  Parallelismus  zwischen  Getreide-,  Mehl-  und  Brodpreis  nicht 
nachweisbar  sei;  dass  auf  dem  langen  Wege,  den  das  Getreide  von 
dem  Importeur  luid  Grosshändler  durch  die  Mühlenfabrikation, 
das  Bäckereigewerbe  und  den  Zwischen-  und  Kleinhandel  hindurch 
bis  zum  Consumenten  hin  durchlaufe,  die  Wirkung  des  Zolles  sich 
verflüchtige,  mindestens  gegenüber  den  auf  diesem  Wege  erfolgenden 
Zuschlägen  des  Zwischenhandels  eine  nennenswerthe  Bolle  nicht 
spiele ;  dass  überhaupt  der  Zoll  gegenüber  den  sonstigen,  den  Preis 
beeinflussenden  Productionsfactoren  mehr  oder  weniger  zurücktrete 
—  kann  vor  der  Offenkundigkeit  des  wirklichen  Lebens  augen- 
iicheinlich  ebensowenig  bestehen,  wie  die  entgegengesetzte  Meinung, 
dass  in  allen  Fällen  und  unter  allen  Umständen  der  Zoll  in  voller 
Höhe  seine  preissteigernde  Wirkung  für  den  Consum  geltend  mache 
und  dass  demgemäss  jederzeit  das  aus  dem  inländischen  Getreide- 
verbrauch und  dem  Betrag  des  Eingangszolls  gebildete  Vielfache 
die  Besteuerung  des  Gonsums  zu  Gunsten  der  Getreideproducenten 
darstelle^).  Die  Wirkung  des  Zolls  wird  vielmehr  je  nach  der 
Grösse  des  Importbedarfs  und  je  nach  der  Grösse  des  Eornangebots 
der  ausführenden  Länder  eine  verschiedene  sein.  Ist  in  einem  Lande 
in  Folge  ungenügenden  Komangebots  der  heimischen  Landwirth- 
schaft  der  Einfuhrbedarf  ein  grosser  und  dringender,  tritt  gar  das 
korneinfuhrbedürftige  Land  mit  anderen  Staaten  auf  den  Märkten 
der  Ausfuhrländer  in  starken  Wettbewerb,  so  wird  bei  dieser  für 
die  komausführenden  Länder  günstigen  Marktconjunctur  das  ein- 
führende Land  den  vollen  Zoll  auf  sich  behalten.  In  dem  entgegen- 
gesetzten Falle  einer  reichen  Jahresemte  der  auf  Einfuhr  ange- 
wiesenen Staaten  und  gar  beim  Zusammentreffen  mit  reichen  Ernten 
der  Exportländer  werden  diese  den  geringer  Nachfrage  begegnenden 
Productionsüberschuss,  im  Hinblick  auf  die  Schwierigkeit  und  die 
Kosten  langer  Lagerung  des  Getreides,  auch  in  den  zollgeschützten 
Staaten  unterzubringen  sich  bemühen  und  daher  zur  Tragung  eines 


^)  Vgl.  hierzu  namentlich  auch  Schäffle,  a.  a.  0.,  S.  528  ff.,  und  Matleko- 
vits,  a.  a.  0.,  S.  785 ff.,  ferner  die  citirten  Aufsätze  von  Conrad  und  Lexis. 

*)  Aehnlich  v.  Miaskowski  im  Deutscheu  Landwirthschaftsrnth  1887  (Archiv, 
S.  283  ff.). 
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Theils  oder  auch  des  ganzen  Zolls  sich  gern  verstehen.  Nur  in 
diesem  immerhin  ausnahmsweisen  Falle  ist  daher  der  oft  gehörte 
Satz,  dass  „das  Ausland  den  Zoll  trägt^^  richtig;  ja  es  kann  in 
solchen  Fällen  sehr  wohl  sich  ereignen,  dass  das  Bemühen  der 
exportbedürftigen  Länder,  ihre  Oetreideüberschüsse  zunächst  in  die 
zollfreien  Gebiete  abzusetzen,  in  diesen  eine  stärkere  Depression  der 
Getreidepreise  zur  Folge  haben  wird,  als  ohne  die  Einfuhrerschwer- 
niss  der  zollgeschützten  Staaten  der  Fall  gewesen  wäre;  und  die 
Meinung,  dass  in  der  Voraussetzung  eines  durch  den  Zoll  bedingten 
stärkeren  Druckes  auf  den  zollfreien  Weltmarkt  der  Zoll  eine  ver- 
billigende Wirkung  habe,  dass  letzterer  also  in  das  Gegen- 
theil  des  beabsichtigten  Erfolges  umschlage,  ist  desshalb  gegebenen 
Falls  ebenfalls  begründet.  Zwischen  den  beiden  erwähnten  Ex- 
tremen —  einer  um  den  Zollbetrag  vertheuemden  und  einer  geradezu 
preisdrflckenden  Wirkung  der  Zollauflegung  —  wird  je  nach  den 
Productions-  und  Abgabe-  bezw.  Nachfrageverhältnissen  der  kom- 
ausführenden  und  komeinführenden  Länder  die  Wirkung  des  Zolls 
im  kleineren  oder  grösseren  umfange  auf  die  Getreidepreise  zur 
Geltung  gelangen  und  die  Regel  der  Fälle  wird  jedenfalls  die 
sein,  dass  die  zollgeschützten  Länder  um  einen  Bruchtheil  des 
Zolls  das  Getreide  höher  als  die  zollfreien  Länder  zu  zahlen  haben, 
wie  dies  auch  aus  den  statistischen  Nachweisen  über  den  Preis 
des  Getreides  und  Mehls  in  den  zollfreien  und  zollgeschützten 
Staaten  unschwer  zu  entnehmen  ist.  Während  in  England  noch 
in  den  fünfziger  Jahren  die  Tonne  Weizen  über  18  Mark,  in  den 
sechziger  Jahren  über  25  Mark  mehr  als  in  der  Bheinprovinz 
kostete,  stand  in  der  Periode  1881/85  der  Preis  des  Weizens  in 
England  um  29  Mark,  1886  um  35  Mark  und  1888  um  45,4  Mark 
niedriger  als  am  Bhein.  Gegenüber  den  sechziger  Jahren  ist  somit 
bis  Ende  der  achtziger  Jahre  eine  Preisverschiebung  um  70  Mark 
per  Tonne,  d.  i.  um  mehr  als  ein  Drittel  des  gegenwärtigen  Werthes 
eingetreten  (Conrad).  Die  Wirkung  des  Zolls  auf  die  Getreide- 
preise wird  undeutlich  hervortreten  oder  auch  ganz  verschwinden 
bei  einem  sehr  niedrigen  Zollsatz,  dagegen  mit  dem  Steigen  der 
Zollsätze,  zumal  beim  Zusammentreffen  ungünstiger  Conjuncturen  — 
schlechte  Inlandsemten  der  komimportbedürftigen ,  zollgeschützten 
Länder  —  wachsend  in  die  Erscheinung  treten.  —  Diese  Ein- 
wirkung wird  in  der  gleichen  Weise  bei  den  Verarbeitungsproducten 
des  Getreides  —  Mehl  und  Brod  —  sich  geltend  machen,  wenn 
schon  bei   der  grossen  Verschiedenartigkeit  der  Mehl-  und  Brod- 
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qualitäten  der  Zusammenhang  zwischen  Getreidepreisen  einer-,  den 
Mehl-  und  Brodpreisen  andererseits  statistisch  schwer  nachweisbar 
ist;  insbesondere  kann  aus  der  Thatsache,  dass  gewisse  feinere 
Brodarten  im  Laufe  der  Jahre  mehr  im  Preise  gestiegen  sind,  als 
der  Zollerhöhung  auf  Oetreide  und  Mehl  entspricht,  auf  einen 
völlig  fehlenden  Parallelismus  zwischen  Getreide-  und  Brodpreisen 
nicht  geschlossen  werden.  Jedenfalls  ist  die  Behauptung,  dass  ein 
Getreidezoll  niemals  eine  preisvertheuernde  Einwirkung  für  den 
Gonsum  habe,'  ebenso  in  das  Gebiet  der  schönfärbenden  Ueber- 
treibungen  zu  verweisen,  wie  die  entgegengesetzte  These  von  der 
Belastung  des  Consums  in  den  zollgeschützten  Ländern  um  den 
vollen  Betrag  des  Zolls;  und  die  Wahrscheinlichkeit  einer  preis- 
steigernden Wirkung  um  so  mehr  als  vorhanden  anzunehmen,  je 
höher  der  Zoll  gegriffen  ist,  wofür  das  Jahr  1891  mit  seinen  ex- 
orbitanten Getreidepreisen  einen  schlagenden  Beweis  liefert. 

Anmerkung,  a)  Die  Eimvirkung  der  Zölle  auf  die  Getreidepreise  muss  iu 
ungünstigen  Emtejaliren  um  so  schärfer  hervortreten,  einen  je  stärkeren  mittleren 
Importhedarf  an  Getreide  —  hingesehen  auf  inländische  Produetion  und  Bevölkerungs- 
zahl —  das  zollgeschützte  Land  hat.  In  Ländern  mit  rasch  wachsender  Bevölkerung, 
die  nicht  von  einer  entsprechenden  Steigerung  der  Getreideproduction  begleitet  ist, 
wie  dies  für  die  meisten  west-  und  mitteleuropäischen  Staaten  zutrifft,  werden  dess- 
halb  hohe  Getreidezölle  immer  Gegenstand  lebhafter  Anfechtungen  sein.  —  Nach 
Lexis  (a.  a.  0.,  S.  209)  ergaben  sich  in  Deutschland  unter  Zugrundelegung  der 
Kmtestatistik  von  1886  für  die  der  Getreideeinfuhr  bedürftigen  Theile  folgende 
Fehlbeträge  in  Brodgetreide  (in  Hill.  Kilo): 

Auf  d.  Kopf 
in  kg 
Württemberg  und  Hohenzollern     ...     165  78 

Baden,  Elsass-Lotliringen 244  77 

Pfalz,  Hessen-Darmstadt 101  65 

Hessen-Nassau 147  92 

Rheinprovinz 494  114 

Westphalen,  beide  Lippe,  Waldeck    .    .     109  45 

Thüringische  Staaten 85  71 

Sachsen 332  104 

Brandenburg,  Berlin 322  88 

Schlesien 174  42 

Die  drei  fränkischen  Bezirke  Bayenis    .       56  30 

ITeberschüsse  dagegen  haben  geliefert: 

Das  übrige  rechtsrheinische  Bayern  .    .  125  44 
Pommern,  Braunschweig,  Oldenburg, 

Bremen l.öO  49 

Schleswig- Holstein,  Mecklenburg,  Ham- 
burg, Lübeck 239  95 

Preuss.  Sachsen  und  Anhalt      ....  1 1 4  41 

Pommern 130  86 

Posen 132  77 

West-  und  Ostpreussen 115  34 

Hiermit  hängt  es  zusammen,  dass  in  den  importbedürftigen  Gegenden  Deutscl:- 
lands  die  Getreidepreise  durchweg  höher  stehen  als  in  den  abgabebedürftigen. 
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Lexis  kommt  in  der  Eingangs  erwähnten  sehr  sorgfaltigen  Studie  zu  fol- 
genden Ergebnissen  betreffs  des  Weizens:  „dass  der  Zoll  eine  gewisse  vertheuenide 
oder  die  Yerbilligung  hemmende  Wirkung  ausgeübt  hat,  ist  anzunehmen,  aber  eine 
zahlenmässige  Bestimmung  dieser  Wirkung  ist  schon  desshalb  unmöglich,  weil  die 
localen  Marktverhältnisse,  wie  sie  in  der  wechselnden  Differenz  der  Preise  der  ver- 
schiedenen Plätze  zum  Ausdruck  kommen,  Preisverschiebungen  erzeugen,  die  grosser 
sind  als  der  Zollbetrag.  Noch  mehr  aber  gilt  dies  von  der  Wechselwirkung  des 
deutschen  Marktes  mit  dem  Weltmarkt.  Ueberhaupt  müsste  man,  um  die  Wirkung 
des  Zolls  genau  feststellen  zu  können,  die  Preise  kennen,  die  bei  der  Herstellung 
des  freien  Handels  bestehen  würden.*^  Dass  das  Ausland  einen  Theil  des  Zolles 
für  Weizen  wie  für  Roggen  getragen  hat,  glaubt  Lexis  mit  Bestimmtheit  aus 
den  von  ihm  gegebenen  Preisnotirungen  verschiedener  Marktorte  folgern  zu  dürfen 
und  ebenso,  dass,  „weil  die  örtlichen  Preisunterschiede  es  mit  sich  bringen, 
dass  die  Einfuhr  von  verzolltem  ausländischem  Getreide  häufig  in  derselben  Zeit 
auf  gewissen  Märkten  möglich  ist,  auf  anderen  aber  nicht,  keineswegs  der 
ganze  Getreideverbrauch  Deutschlands  um  den  vollen  Zollbetrag 
vertheuert  wird.*^  .  .  .  .  „Wie  gross  nun  die  Mehrausgabe  ist,  die  dem  ganzen 
Volk  jährlich  aus  den  Getreidezöllen  erwächst,  lässt  sich  (zwar)  nicht  feststellen, 
man  kann  nur  sagen,  dass  diese  Summe  von  Jahr  zu  Jahr  nach  den  Ernteverhält- 
nissen des  In-  und  Auslandes  wechselt  und  dass  die  durchschnittliche  yertheuenm<r 
des  Getreides  unter  dem  vollen  Betrag  des  Zolles  bleibt,  aber  mit  zunehmender 
Höhe  des  letzteren  ebenfalls  grösser  wii"d.  Unter  Vert heuerung  ist  aber  liier  die 
Abweichuntj  vom  Freihandelspreise  zu  verstehen,  wie  er  insbesondere  für 
Weizen  in  England  zum  Ausdruck  kommt  und  die  relative  Vertheueruug  in 
diesem  Sinne  schliesst  daher  nicht  aus,  dass  eine  absolute  Yerbilligung  des 
Getreides  gegenüber  dem  in  den  70er  Jahren  geltenden  Durchschnittspreis  statt- 
gefunden hat"  (a.  a.  0.,  S.  218,  233,  23.')). 

b)  In  einer  von  E.  Hirschberg  in  den  Jahrb.  f.  N,  u,  St.,  Jahrg.  1887. 
veröffentlichten  Studie  ist  ein  gewisser  Parallelismus  zwischen  Roggen-  und  Brod- 
preisen nachgewiesen,  wenn  auch  die  Wirkung  der  Vertheuerung  des  Korns  auf  den 
Preis  des  Brodes  nicht  immer  die  gleiche  ist,  das  Steigen  oder  Fallen  des  Brod- 
preises also  nicht  in  demselben  Maasse  stattfindet.  Wie  übrigens  ein  nur  massiges 
Anziehen  der  Kompreise  von  den  Bäckern  in  ungerechtfertigter  Weise  zu  einer 
starken  Preissteigerung  der  Brodwaare  benutzt  wird,  hat  s.  Z.  Kai ch gruber  für 
Altbavern  nachgewiesen,  wo  er  fand,  dass  in  der  Zeit  von  1864/69  auf  1879. 84  bei 
Roggen  eine  Preissteigerung  von  18,87  ,„,  für  Weizen  von  9,93  %  von  einer 
Steigerung  der  Brodpreise  um  66,60%  bezw.  116,76  ®.o  begleitet  war.  (^Siehe 
Jäger,  a.  a.  0.,  S.  482  ff.l  —  Zu  ähnlichen  Ergebnissen  gelangte  Edelmann, 
Director  des  städt.  stat.  Amts  zu  Dresden,  auf  Grund  einer  vergleichenden  Studie 
über  die  Roggen-  und  Brodpreise  in  Berlin,  Breslau  und  Dresden.  Inhaltlieh  dieser 
Arbeit  betrug  der 

Preis  von  1  kg  Roggen  in  Pfennigen 

bei  einem  Brodpreis  von     während  der  Zeit  des  Steigens    während  der  Zeit  des  Fallens 

24  16,35—17,50  14,90— 14,:10 

25  17,50—17,90  15,25—14,90 

26  17,90-19,25  15,75—15,75 

27  19,25-20,15  18,60-16,75 

28  20,15  -  21,75  19,70—18,90 

29  22,25—20,75  20,25-19,70 

30  23,20-23,75  21,50—20,40 

Edelmann  schliesst  seine  Arbeit  mit  folgenden  Sätzen:  „Ein  Brodpreis  er- 
schien also  in  der  Periode  des  Sinkens  regelmässig  erst  dann  wieder,  wenn  die 
Getreidepreise  den  Punkt  bereits  überschritten  hatten,  bei  dem  er  in  der  Zeit  des 
Steigens  eingetreten  war.  Die  Fortpflanzungsgeschwindigkeit  war  daher  während 
des  Fallens  geringer  und  es  ist,  als  hätte  die  Welle  der  Getreidepreise  aufwärts  die 
Brodpreise  vor  sich  liergeschoben,  abwärts  nur  hinter  sich  nachgezogen.^ 

„Der  Preis  des  Roggens  stand  bei  gleichem  Brodpreis  während  der  Zeit  des 
Fallens  niedriger,  als  während  der  Zeit  des  Steigens: 
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1  kg  Roggen  um        bei  einem  Brodpreis  von 
2,00— 2,a5  Pf.  24  Pf. 

2,6:>-2,eo  ,  25   « 

3,50—2.15  ,  *26  y, 

135—2^  r,  27  , 

2,05-1^  ,  28  , 

2.00-2.05  ^  2i»  ^ 

2:2,1-2,80  ,  30  , 

durtlischnittlich  um  2.37—2,27  Pf." 

, Diese  Erscheinung  bietet  sich  aber  bei  allen  Kleinhandelspreisen.  Wie  diese, 
so  sind  auch  die  Brodpreise  das  Er^ebniss  eines  Kampfes  zwischen  iwei  Interessen 
von  ungleicher  Kacht.  Eine  Fraserhöhnng  vom  Grosshandel  und  den  Bohstoffen 
auf  den  Kleinverkehr  und  seine  Waaren  eu  übertragen,  gebietet  der  Vortheil  eines 
kleinen,  rasch  zu  übereinstimmendem  Handeln  geeinigten  Personenkreises;  bei 
einer  Preisemiedrigung  liegt  diese  Weiterbewegung  im  Interesse  einer  breiten  Be- 
völkerungsschicht, die  als  unorganisirte  Masse  der  ihr  geschlossen  gegenüberstehenden 
Gruppe  nur  langsam  Zugeständnisse  abnöthigt," 

«Dem  schweren  Schlage,  den  die  Landwirthschaft  bei  einem  Preisfall  der 
Bodenerzeugnisse  erleidet,  und  den  verheerenden  Wirkungen  einer  Agrarkrisis  tritt 
daher  nicht  ein  unmittelbarer  Vortheil  der  ganzen  brodverbranchenden  Bevölkerung 
gegenüber.  Die  zwischen  den  beiden  grossen  Gruppen  stehende  kleine  Zahl  ist  allein 
des  Gewinns  sicher,  und  nur  zögernd  entschliesst  sie  sich,  auch  den  Consumenteu 
einen  Antheil  daran  zu  lassen.^ 

In  der  Annahme,  dass  100  Pfd.  Boggen  =  i:58  Pfd.  Brod  geben  und  dass 
dabei  noch  17  Pfd.  Kleie  übrig  bleiben,  und  dass  man  demnach  1  Centner  Roggen 
im  Werth  einem  Centner  Brod  gleichsetzen  kann,  ist  Gerland  (D.  landw.  Presse 
von  1893,  Nr. 29)  auf  Grund  der  von  dem  Berliner  Magistrat  herausgegebeneu 
statistischen  Zusammenstellung  über  die  Preise  von  Roggen  und  Roggeubrod  zu 
folgenden  Ergebnissen  gelangt:  Am  1.  Januar  1891  kostete  in  Berlin  der  Centner 
Roggen  8,75  M.,  der  Centner  Roggenbrod  14,19  M.,  letzteres  also  mehr  5,44  M. 
oder  G2  *•/«.     Vom    1.  Januar  bis  31.  December  1891    war    Roggen    um    26,3  ®  ©^ 


weniger  gefallen.  —  J.  Conrad  (in  den  Verhandlungen  d.  V,  f.  Socialpolitik 
über  Einfluss  des  Detailhandels  auf  die  Preise,  Bd.  38,  S.  139)  erachtet  eine  be- 
friedigende Lösung  der  Streitfrage  über  das  Vorhandensein  oder  Nichtvorhanden- 
sein eines  Parallelismus  von  Getreide-  und  Brodpreisen  schon  desshalb  gegenwärtifr 
für  ausgeschlossen,  da  man  die  eine  grosse  Rolle  spielende  Qualität  der 
Brodwaare  statistisch  nicht  festzustellen  vermag.  Wie  sehr  übrigens  der  Detail- 
handel preisvertheucmd  wirkt,  hat  Conrad  selbst  schlajrond  nachgewiesen,  und 
auch  Crüger  hat  bei  obigen  Verhandlungen  dafUr  zahlreiche  Belege  erbracht; 
z.  B.  gerade  auch  für  Mehl;  siehe,  a.  a.  0.,  S.  180  ff, 

b)  Für  die  Beurtheilung  der  Tragweite  der  landwirthschaft- 
lichen  Schutzzölle  der  Gegenwart  auf  die  Mehl-  und  Brod- 
preise muss  im  Auge  behalten  werden,  dass,  wenn  schon  in  den 
zollgeschützten  Ländern  jahrweise  die  Getreide-  und  Mehlpreise 
über  den  Weltmarktpreis  in  den  zollfreien  Ländern  gehoben 
wurden,  doch  eine  effective  Steigerung  der  Getreide- 
preise unter  der  Herrschaft  der  Schutzzölle  im  Vergleich  mit  der 
Zeit  vor  Einführung  dieser  Zölle  nicht  zu  beobachten  ist.  Wie 
die  früheren  statistischen  Nachweise  darthun,  ist  seit  Mitte  der 
siebenziger    Jahre    —    von    einigen    Jahrgängen    mit    besonders 
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schlechten  Inlandsemten  abgesehen  —  der  Getreidepreis  in  den 
west-  und  mitteleuropäischen  Staaten  trotz  des  Zollschutzes  ständig 
gesunken,  z.B.  für  Preussen  zwischen  der  Periode  1871/79,  wo 
der  mittlere  Preis  pro  Tonne  bei  Weizen  208,80  M.  betrug,  auf 
201,00  M.  in  1880/84,  162,00  M.  in  1885,  157,00  M.  in  1886. 
164,00  M.  in  1887,  174,00  M,  in  1888;  so  dass  sich  zu  den  Preisen 
des  letzten  Jahres  die  Preise  der  Periode  1871/79  stellen  wie 
100:84,14.  In  derselben  Zeit  sind  die  Weizenpreise  in  dem  zoll- 
freien England  von  223,17  M.  auf  144,64  M.  per  Tonne  zurück- 
gegangen, also  im  Verhältniss  wie  100:64,81.  Die  thatsächliche 
Wirkung  der  Zölle  in  Deutschland  —  und  Aehnliches  gilt  von  den 
anderen  zollgeschützten  Ländern  —  reducirte  sich  also  darauf,  ein  noch 
stärkeres  Fallen,  als  es  ausserdem  eingetreten  wäre,  hintanzuhalten 
imd  den  continentalen  Getreideproducenten  einen  zwischen  10  und 
20®/o  sich  bewegenden  Preisvorsprung  beispielsweise  vor  den  eng- 
lischen zu  sichern.  Mit  diesem  Ergebniss  verliert  aber  offenbar 
das  mit  der  Brodvertheuerung  arbeitende  Argument  der  frei- 
händlerischen Betrachtungsweise  sehr  an  Gewicht,  weil  es  un- 
geachtet der  Auflegung  von  Schutzzöllen  zu  einer  Verschlechterung 
der  Lebenslage  der  brodconsumirenden  Bevölkenmg  gar  nicht  kam. 
Wie  sehr  auch  das  Ziel,  die  Lage  der  unteren  und  mittleren 
Schichten  der  Bevölkerung  auch  im  Wege  der  Verbilligung  der 
nöthigsten  Nahrungsmittel  zu  bessern,  an-  sich  als  ein  löbliches 
bezeichnet  werden  darf,  so  ist  doch  dem  Verlangen  dieser  Klassen, 
dass  diese  Verbilligung  zum  Schaden  grosser  productiver  Stände 
des  Volks  sich  vollziehe,  die  Berechtigung  abzusprechen;  und  am 
wenigsten  kann  die  Berechtigung  dieses  Verlangens  auf  den  Hin- 
weis gestützt  werden,  dass  die  Brodconsumenten  anderwärts,  z.  B. 
in  England,  einer  stärkeren  Verbilligung  der  Getreidefrüchte,  als 
sie  auf  dem  zollgeschützten  Continent  eintrat,  sich  erfreuen*). 
Kann  somit  das  Schreckbild  der  Brodvertheuerung  vor  dem 
Licht  der  statistischen  Thatsachen  nicht  bestehen  und  stellt  sich 
das,  was  von  diesem  Bild  übrig  bleibt,  lediglich  als  die  Vorent- 
haltung einer  nach  Lage  des  Weltmarktes  an  sich  möglichen 
weiteren  Verbilligung  der  Brodfrüchte  dar,  so  wird  richtiger- 
weise dieses  Argument  Anspruch  auf  Beachtung  nur  dann  haben, 
wenn  nachgewiesen  werden  könnte,  dass  der  die  weitere  Ver- 
billigung der  Brodfrüchte  aufhaltende  Zollschutz  eine  vom  Stand- 
punkt   der    Landwirthschaft    aus    entbehrliche    oder   wirkungslose 

M  Aehnlich   Schmoller  im  Jahrbuch  für  (t^setz^bung  etc.  1882,  S.  266 ff. 
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Maassregel  sei,  was  indess,  wie  die  weiteren  Darlegungen  zeigen, 
nicht  der  Fall  ist.  —  Die  Vorenthaltung  der  überhaupt  möglichen 
Verbilligung  der  Brodfrüchte  kann  schliesslich  allerdings  auch 
unter  dem  Gesichtspunkt  einer  Schädigung  der  Exportindustrien 
auf  dem  Weltmarkt  gewürdigt  werden,  insofern  die  Möglichkeit 
der  Herabsetzung  der  Löhne  in  den  zollfreien  Ländern  (England) 
oder  die  Kothwendigkeit  der  allmählichen  Erhöhung  der  Löhne  in 
den  Ländern  mit  vergleichsweise  sehr  hohen  Getreidezöllen  den 
dort  ansässigen  Exportindustrien  ein  üebergewicht  über  jene  der 
zollgeschützten  Länder  gäbe.  Diese  Einwendung  ist  beachtens- 
werth,  aber  an  sich  ebenfalls  nicht  von  ausschlaggebender  Be- 
deutung, da  das  Productionsinteresse  der  Landwirthschaffc  und  die 
Erhaltung  der  letzteren  in  leistungsfähigem  Zustande  ebenso  schwer 
wiegt  als  dasjenige  der  für  die  Ausfuhr  arbeitenden  Industrie- 
zweige; aber  sie  mag  allerdings  eine  Mahnung  sein,  den  schütz- 
zöllnerischen  Bogen  nicht  zu  straff  zu  spannen,  weil  ein  Bück- 
gang der  Exportindustrien  in  Folge  Verschlechterung  ihrer  Con- 
currenzbedingungen  auf  dem  Weltmarkt  und  die  dadurch  bedingte 
Consumabnahme  weiter  Arbeiterkreise  der  landwirthschaftlichen 
Production  selber  den  grössten  Schaden  zufügen  müsste. 

c)  unter  den  Zöllen  auf  Getreide  werden  in  Staaten,  in  denen, 
wie  in  Deutschland,  das  Boggenbrod  das  Brod  des  „gemeinen 
Mannes"  ist,  die  Zölle  auf  Boggen  vom  Gesichtspunkt  der  mög- 
lichen Lebensmittelvertheuerung  oder  der  Vorenthaltung  einer  an 
sich  möglichen  weiteren  Brodverbilligung  aus  eher  Einwendungen 
begegnen,  als  solche  auf  Weizen;  der  Gerstenzoll  wird,  da 
die  Gerste  zu  einem  erheblichen  Theil  dem  Consum  in  Form  eines 
Genussmittels  (Bier)  dient,  geringeren  Beanstandungen  unter- 
liegen, als  Weizen  oder  Boggen;  und  der  Zoll  auf  Hafer,  der 
ganz  vorwiegend  den  Zwecken  der  Verfütterung  dient,  scheidet 
aus  den  vorerwähnten  Betrachtungen  fast  völlig  aus,  kann  aber 
einen  Interessengegensatz  innerhalb  der  landwirthschaftlichen  Be- 
rufskreise selbst  entfachen,  insofern  die  pferdezuchttreibenden  oder 
auf  starke  Pferdehaltung  angewiesenen  Gegenden  durch  eine  künst- 
liche Hochhaltung  der  Haferpreise  einer  misslich  empfundenen 
Productionskostensteigerung  sich  ausgesetzt  sehen.  —  Die  Zölle 
auflebende  Thiere,  insbesondere  auf  dem  Consum  unterliegende 
Thiere  —  Binder,  Schweine  — ,  erscheinen,  da  Fleisch  nicht  in 
dem  Maass  nöthiges  Nahrungsmittel  ist,  wie  Getreide,  wesentlich 
weniger  bedenklich;  auch  ist  bei  der  im  Verhältniss  zum  Werth 
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der  Thiere  stehenden,  nicht  sehr  ins  Gewicht  fallenden  Zollhöhe  und 
bei  den  jahrweisen,  durch  den  Ausfall  der  Futtergewächse  bedingten 
Schwankungen  im  Preis  der  Thiere  die  Einwirkung  des  Zolls  auf 
die  einzelne,  zum  Verkauf  gelangende  Fleischmenge  vergleichs- 
weise unbedeutend  oder  auch  ganz  verschwindend.  —  Aehnliches 
gilt  von  den  Zöllen  auf  die  Yerarbeitimgsproducte  der  Viehhaltung, 
von  Butter  und  Käse.  —  Bei  den  Zöllen  auf  der  inländischen  Ge- 
nussbesteuerung unterliegende  Objecte,  wie  z.  B.  Tabak,  tritt  zu 
dem  schützenden  Momente  das  fiscalische,  ja  letzteres  tritt  unter 
Umständen  entscheidend  in  den  Vordergrund;  ähnliches  gilt  vom 
Wein;  d.  h.  in  Fällen  dieser  Art  wirkt  der  zum  Zweck  der  Be- 
steuerung auferlegte  Finanzzoll  zugleich  als  Schutzzoll.  —  Einer 
Zollbelegung  von  wichtigen  Rohstoffen  der  Textilindustrie  — 
Wolle,  Flachs,  Hanf  —  hat  man  im  Interesse  dieser  Industrien 
und  da  in  den  west-  und  mitteleuropäischen  Staaten  der  Bedarf 
an  diesen  Rohstoffen,  insbesondere  an  Wolle,  durch  die  heimische 
Landwirthschaft  mit  der  fortschreitenden  Intensität  des  Betriebs 
entfernt  nicht  mehr  gedeckt  werden  kann,  meist  widerstrebt,  zumal 
massig  gegriffene  Zölle  wenig  helfen  würden,  hohe  aber  unzweifel- 
haft diese,  mit  besonderer  Dringlichkeit  auf  den  Export  angewiesenen 
Industrien  in  dem  Wettbewerb  mit  den  gleichen  Industrien  in  den 
zollfreien  Ländern  —  England  —  völlig  lahm  legen  müssten.  Der 
Rückgang  des  Hanf-  und  Flachsbaues  in  einzelnen,  für  den  An- 
bau dieser  Gewächse  geeigneten  Gegenden,  z.  B.  gerade  auch  in 
Deutschland,  ist  gewiss  bedauerlich,  doch  wird  das  auf  einen  Zoll- 
schutz sich  richtende  Bemühen  schon  an  der  vergleichsweise  nur 
localen  Bedeutung  dieser  Culturen  scheitern.  —  Die  immer  noch 
gegendenweise,  namentlich  in  den  Gebieten  des  Grossgrundbesitzes, 
eine  erhebliche  Rolle  spielende  Schafhaltung  hat  unter  dem 
herrschenden  Regime  zwar  unleugbar  an  Rentabilität  sehr  ein- 
gebüsst,  namentlich  soweit  die  Zucht  eines  feineren  Wollschafs  in 
Frage  steht;  letztere  Zucht  ist  aber  ohnehin  besonders  risicoreich, 
und  das  seit  Decennieri  wahrnehmbare  Bestreben,  zur  Zucht  mitt- 
lerer und  geringerer  Sorten  überzugehen,  die  neben  Wolle  zugleich 
Fleisch  liefern  imd  durch  grössere  Mastfähigkeit  dasselbe  Futter 
höher  verwerthen  als  die  feineren  Rassen,  lässt  den  Schluss  zu, 
dass  sich  die  Landwirthschaft  mit  der  durch  die  veränderten  Welt- 
marktverhältnisse auf  diesem  Gebiet  geschaffenen  Sachlage  mehr 
und  mehr  abzufinden  versteht  und  dass  ein  Schutzoll  auf  Wolle  durch 
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ein  Lebensinteresse  der  Landwirthschaft  nicht  unbedingt  geboten 
ist,  wohl  aber  die  Folge  haben  könnte,  die  Züchtung  von  Neuem 
in  falsche  Bahnen  zu  lenken  (Conrad). 

d)  Bei  allem  Dem  ist  doch  auch  die  Wirkung  der  Getreide- 
zölle in  finanzieller  Hinsicht  nicht  zu  unterschätzen.  Mag 
schon  ein  Getreidezoll  als  Finanzzoll,  vermöge  der  Besteuerung 
eines  nothwendigsten  Lebensmittels,  vor  der  Theorie  nicht  bestehen, 
so  treten  doch  diese  Bedenken  in  Jahren,  in  denen  das  Ausland 
den  Zoll  ganz  oder  theilweise  trägt,  zurflck  und  die  Möglichkeit, 
in  Folge  der  Speisung  der  öffentlichen  Kassen  mit  solchen,  theil- 
weise den  Ausländem  zur  Last  bleibenden  Zollgefällen  eine  sonst 
nöthig  gewordene  schärfere  Anspannung  der  inländischen  Steuer- 
kräfte zu  unterlassen,  giebt  den  landwirthschaftlichen  Schutzzöllen 
eine  nicht  zu  unterschätzende  finanzpolitische  Bedeutung,  die  aus 
der  Ziffer,  dass  Getreide  und  andere  Erzeugnisse  dos  Landbaues  in 
Deutschland  1890:  111,4;  1891:  107,1;  1892:  103,1  Mill.  M. 
=  28,2 ;  27,2 ;  26,4  ^Iq  der  gesamraten  Zolleinkünfte  geliefert  haben, 
deutlich  erhellt. 

2.  Ein  sehr  geläufiges,  aber  auch  höchst  beachtenswerthes 
Argument  gegen  die  Aufrichtung  landwirthschaftlicher  Schutzzoll- 
schranken wurzelt  in  der  Art  der  Preisbildung  des  Grund 
und  Bodens;  man  geht  dabei  von  der  These  aus,  dass  insofern 
ein  Schutzzoll  die  erstrebte  Besserung  der  Kentabilitätsverhältnisse 
im  Gefolge  hat,  die  Folge  der  Schutzzollauflegimg  in  einem  An- 
ziehen der  Bodenpreise  sich  äussern  wird ;  dass  also  zwar  den  der- 
maligen Grundeigenthümern  eine  Kapitalschenkung  zufällt,  die  sie 
im  Augenblick  des  Verkaufs  in  Geld  umsetzen  können,  während 
dem  neuen  Erwerber  gegenüber,  Angesichts  der  Belastung  seines 
Ausgabecontos  mit  dem,  dem  grösseren  Anlagekapital  entsprechen- 
den Mehr  von  Zinsen,  die  Wirkung  der  Schutzzölle  wieder  versagt. 
Aehnlich  im  Fall  der  Pacht,  wo  auch  nur  der  gegenwärtige  Pächter 
den  Vortheil  von  einer  aufwärts  gehenden  Preisbewegung  haben 
wird,  nicht  auch  der  spätere  Pächter,  der  —  wegen  der  einge- 
tretenen günstigeren  Preisconjuncturen  —  im  Wege  des  Mitbewerbs 
auf  dem  Grundmarkt  zu  einem  höheren  Pachtzins  gedrängt  werden 
wird;  so  dass  in  den  Fällen  der  Pacht  es  dauernd  überhaupt 
nicht  die  bodenbewirthschaftcnden,  sondern  die  grundbesitzenden 
Elemente  sein  werden,  die  die  Vortheile  des  Zollschutzes  vorweg- 
nehmen. Man  macht  in  diesem  Zusammenhang  auch  auf  den 
Unterschied  zwischen  landwirthschaftlichen  und  industriellen  Schutz- 
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Zöllen  betreffs  ihrer  Einwirkung  auf  die  Productionsmitteleigner 
einerseits,  auf  die  Abnehmer  der  zoUgeschtltzten  Producte  der  einen 
und  anderen  Art  von  Unternehmungen  anderseits  aufmerksam:  bei 
der  yerhältnissmässig  leichten  Yermehrbarkeit  der  in  der  Industrie 
arbeitenden  Kapitalien  wird  nämlich  ein  ZoUschutz  zu  einer  Aus- 
dehnung der  geschützten  Industriezweige  führen,  so  dass  in  Folge 
der  vermehrten  Inlandsconcurrenz  nach  ümfluss  einer  bestimmten  Zeit 
die  durch  die  Zollauflegiing  veranlasste  Steigerung  der  Preise  einer 
rückgängigen  Bewegung  Platz  zu  machen  pflegt;  woraus  folgt,  dass 
die  Inhaber  des  geschützten  Industriezweigs  nicht  oder  doch  nur 
selten  in  die  Lage  kommen,  für  die  industrielle  Anlage  einen 
höheren  Kapitalwerth  sich  in  Rechnung  zu  stellen  und  diesen  bei 
Besitzwechseln  flüssig  zu  machen  und  dass  also  nicht  sie,  sondern 
die  Abnehmer  der  zollgeschützten  Waare  es  schliesslich  sind,  die 
den  Nutzen  des  Schutzzolls  in  Form  einer  durch  Zunahme  der  In- 
landsconcurrenz veranlassten  Verbilligung  der  Verkaufspreise  der 
Waare  lucriren.  Anders  im  landwirthschafUichen  Betrieb,  wo. 
wegen  der  Unvermehrbarkeit  des  Bodens  und  wegen  der  natür- 
lichen Grenzen,  die  der  Productionssteigerung  gesetzt  sind,  die 
vorstehend  angedeutete,  in  einer  erheblichen  Vermehrung  der  In- 
landsconcurrenz bestehende  Wirkung  des  Schutzzolls  entweder  aus- 
bleiben oder  doch  nur  massig  sich  einstellen  wird. 

Endlich  aber  wird  der  Grund  der  Nothlage  des  Grundbesitzes 
.vielfach  überhaupt  nicht  sowohl  in  einem  Kückgang  der  Preise  land- 
wirthschaftlicher  Erzeugnisse  als  darin  erblickt,  dass  der  Grund  und 
Boden  zu  theuer  erkauft  oder  erpachtet  worden  ist  und  dass  das 
wahre  Heilmittel  daher  nicht  in  einer  künstlichen  Steigerung  der 
Preise  der  landwirthschafblichen  Erzeugnisse,  sondern  in  einer 
Zurückführimg  der  Grundwerthe  und  Pachtpreise  auf  die  natürliche 
durch  die  mittleren  Ertragsverhältnisse  gegebene  Höhe  liege.  (Vgl. 
hierzu  die  früheren  Ausführungen  und  Anmerkungen  auf  S.  48. 
60,  69,  74  und  die  daselbst  wiedergegebenen  Ansichten  von  Schäffle 
und  Ruhland.)  —  Zu  diesen  Betrachtungen,  die  keineswegs  dem  frei- 
händlerischen Arsenal  angehören,  vielmehr  auch  in  agrarfreundlichen, 
ja  selbst  in  landwirthschaftlichen  Fachkreisen  zur  Begründung  der 
Wirkungslosigkeit  einer  mit  Schutzzöllen  arbeitenden  Wirthschaft«- 
politik  verwerthet  zu  werden  pflegen,  ist  das  Folgende  zu  bemerken : 

a)  Insofern  für  die  Preisbildung  des  Grund  und  Bodens  der 
Reinertrag,  wenn  auch  nicht  als  einziges  Moment,  maassgebend  ist. 
vnrA  und  kann   allerdings   die  Auflegung  von  Schutzzöllen   eine 
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Grundpreissteigetung  im  Gefolge  haben;  doch  wird  mit  dieser 
Preisbewegung  für  den  neuen  Erwerber  jedenfalls  nur  dann  eine 
ungünstige  Lage  geschaffen  werden,  wenn  etwa  schon  unmittelbar 
vorher  die  Bodenpreise  den  zeitweiligen  Ertragswerth  sollten  über- 
stiegen haben.  Dies  kann  allerdings  der  Fall  sein,  in  vielen  anderen 
Fällen  aber  wird  sich  der  Vorgang  so  abspielen  —  und  die  Statistik 
der  Bodenpreise  scheint  dies  zu  bestätigen  — ,  dass  der  Eückschlag 
in  den  Getreide-  und  anderen  Productenpreisen  einen  Rückgang 
auch  der  Bodenpreise  zur  Folge  hat,  so  dass  der  Auflegung  von 
Schutzzöllen  nur  die  Wirkung  zukäme,  diesen  Rückgang  aufzu- 
halten und  die  durch  eine  Entwerthung  des  Grund  und  Bodens 
möglicherweise  im  Gebiet  des  Credits  sich  abspielenden  misslichen 
Folgen  —  Kündigung  von  Kapitalien,  Zwangsvollstreckungen  — 
hintanzuhalten.  Kann  aber  eine  plötzliche  Entwerthung  des  Grund 
und  Bodens,  hingesehen  auf  die  Wichtigkeit  der  Femhaltiing  von 
Gnindcreditkrisen,  selbst  fflr  den  Fall  nicht  als  erwünscht  angesehen 
werden,  dass  bis  dahin  anormale  Preisbildungen  im  Grund  und 
Boden  die  Regel  gebildet  haben,  und  erscheint  es  als  Aufgabe  des 
Staats,  solche  Krisen  im  Interesse  des  Grundbesitzes  fernzuhalten, 
so  ist  offenbar  die  Errichtung  schützender  Zollschranken  ein  nicht 
ohne  Weiteres  zu  beanstandendes  Mittel  zum  Zweck.  Man  muss 
auch  beachten,  dass  die  Ursache  anormaler  Preisbildungen  bei 
(irund  und  Boden  nicht  bloss  in  einem  persönlichen  Verschuldungs- 
moment der  dermaligen  Besitzer,  sondern  auch  in  ausserhalb 
liegenden,  dem  Einfluss  des  Einzelnen  entzogenen  Verumständungen 
(8  111,  Ziffer  2,  d),  ja  auch  in  Mängeln  der  Gesetzgebung,  ins- 
besondere im  Gebiet  des  Erbrechts  (Bd.  I,  §  84),  wurzeln  kann 
und  dass  es  insbesondere  gegenüber  den  auf  dem  Wege  des  Anerben- 
rechts in  den  Besitz  von  landwirthschaftlichen  Anwesen  gelangten 
Grundeigenthümern  unbillig  wäre,  die  von  ihnen  s.  Z.  gemäss  den 
Bestimmungen  des  geltenden  Rechts  anerkannte,  mit  dem  zeitigen 
Rentabilitätsverhältnisse  nicht  mehr  in  Einklang  stehende  über- 
mässig hohe  Gutstaxe  nachträglich  zu  einem  persönlichen  Ver- 
schuldungsmoment zu  stempeln,  das  eine  staatliche  Interventions- 
politik in  Form  von  Schutzzöllen  nicht  zu  rechtfertigen  vermöge; 
wo  doch  gerade  im  Gegentheil  der  im  öffentlichen  Interesse  dem 
Anerben  auferlegte  Verschuldungszwang  eine  denkbar  starke  Ver- 
anlassung für  den  Staat  bilden  sollte,  den  Gefahren  dieses  Ver- 
schuldungszwangs in  kritischen  Zeiten  mit  den  sachgemüssen 
Mitteln  zu  begegnen,  da  andernfalls  der  Zweck  des  Anerbenrechts : 

Bachen b(ir(for,  A.,  Agrarpolitik.  IL  39 
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die  ungetheilte  Erhaltung  des  Guts  in  der  Familie,  geradezu 
vereitelt  würde  (Bd.  I,  S.  505  und  Anm.  2  ebenda). 

b)  Die  Betrachtung,  dass  jede  künstliche  Steigerung  der  Pro- 
ductenpreise  durch  die  Steigerung  der  Bodenpreise  aufgesogen 
wird  und  dass  desshalb  das  Mittel  des  Zollschutzes  ein  wirkungs- 
loses sei,  verkennt  überdies  zweierlei :  einmal,  dass  häufige  Besitz- 
wechsel des  Grund  und  Bodens  im  freihändigen  Verkehr  der 
Regel  nach  nur  in  den  Gegenden  des  Parcellarbesitzes  vorkommen, 
aber  doch  auch  da  meist  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  der  ge- 
sammten  Bodenfläche  ergreifen;  und  dass  in  den  Gebieten  des 
Anerbenrechts  und  des  geschlossenen  Besitzes  die  weitaus  häufigst« 
Form  der  Besitzwechsel  in  der  Form  der  Erbschaftsübemahme  sich 
vollzieht  Die  einkommenssteigemde  oder  weiteren  Einkommens- 
einbussen vorbeugende  Wirkung  von  landwirthschaftlichen  Schutz- 
zöllen kommt  also  thatsächlich  der  grossen  Masse  der  grund- 
besitzenden Klassen  nicht  bloss  vorübergehend,  sondern  auf  lange 
Zeit  zu  Gute;  und  ob  bei  einem  etwa  eintretenden  Besitz  Wechsel 
der  neue  Erwerber  der  Vortheile  des  Schutzzolls  sich  ebenso  wie 
sein  Vorgänger  erfreut  ist  a  priori  überhaupt  nicht  zu  entschei- 
den, solange  es  au  jedem  sicheren  Anhaltspunkt  darüber  fehlt, 
inwieweit  die  Einwirkungen  der  jeweiligen  Zollpolitik  bei  der 
Bildung  des  Kaufpreises  im  freihändigen  Verkehr  und  bei  der 
Bilduus:  der  Erbschaftstaxe  in  den  Fällen  des  Erwerbs  durch 
Erbsohaftsübornahuie  thatsächlich  escomtirt  werden.  Die  ganze 
Argumentatiousweise  beweist  aber  überhaupt  zuviel,  da  alsdann 
mit  doniselbon  Grund  jede  durch  Verbesserung  der  Technik  er- 
zielte KeinertniiTSsteiirennis:  als  ein  versrebliches  Bemühen  erklärt 
werden  kC^nnte  und  weil  die  Arirumentationsweise  daher  folsre- 
riohtiir  7.U  einer  staatlichen  Norminuis:  der  Grundwerthe  bei  allen 
.\rton  von  Bositzweohseln  hinleitete :  wobei  auf  die  kritischen  Ein- 
wonihuiiron  sreirenüber  Kuhland  auf  S.  48  Anm.  1  und  S.  69  oben 
hinzuwoisen  ist. 

0^  Bei  Alledom  bleibt  bestehen,  dass,  wie  Schäffie  zutreffend 
betout,  tlas  centrale  Airrarübel  der  Gegenwart  in  dem  Abspringen 
der  Liecensohat'tskaufsohillinLre  und  Paehtschillinge  vom  Ertrags- 
werth,  also  in  rebernahms-,  Kauf-  und  Pachtüberzahlungen  zu 
tinden  ist  und  dass  dieses  Uebel  vor  Allem  die  Widerstandsunfähig:- 
keit  der  Wirtlisohafter  ireiren  Missjahre,  Elementarschäden  und  auch 
geiren  die  Aiislandseoneurrenz  wesentlich  herbeigeführt  hat.  (Siehe 
oben  S,  tU»).     rn.i'ebenso  ist  riohtiir,  dass,  wie  derselbe  Schrift- 
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steller  ausfahrt,  auch  der  höchste  Agrarschutz  die  aus  fortgesetzter 
Güter-  und  Pachtüberzahlung  hervorgehende  unproductive  Ver- 
schuldung nicht  bannen  kann,  während  ein  gar  nicht  oder  nur 
wirthschaftlich  verschuldeter  Grundbesitz  auch  die  sieben  mageren 
Jahre  ohne  oder  bei  massigem  Schutzzoll  zu  überstehen,  namentlich 
aber  auch  einem  dauernden  Preisdruck  von  den  jungen  Getreide- 
ländern aus  durch  entsprechende  Betriebsveränderungen  auszu- 
weichen und  sich  anzubequemen  vermag.  —  Daraus  ist  zu  folgern, 
dass  mit  den  Mitteln  des  Zollschutzes  allein  die  tiefste  Ursache 
der  gegenwärtigen  Agrarkrisis  nicht  zu  beseitigen  ist  und  dass  der 
Zollschutz  daher  nur  das  Mittel  sein  kann  und  darf,  die  im  Gebiet 
des  eigentlichen  Agrarrechts  zu  suchenden  Heilmittel  zu  unter- 
stützen und  ihre  Eiaftwirkung  zu  steigern;  dass  der  Zollschutz, 
hingesehen  auf  die  augenblicklichen  Schwierigkeiten  der  Lage, 
veranlasst  durch  eine  schwer  empfundene  Auslandsconcurrenz,  nöthig, 
aber  auch  nur  so  lange  nöthig  und  angemessen  ist,  als  diese 
Auslandsconcurrenz  mit  unverminderter  Festigkeit  andauert.  Mit 
anderen  Worten,  der  Agrarschutz  kann  nur  in  Zöllen  bestehen,  die, 
vorübergehend  eingeführt  und  massig  gegriffen,  zur  Bestehung  und 
Ueberstehung  von  Krisen  imd  zur  Emporbringung  neuer  Betriebs- 
änderungen geeignet  sind. 

d)  Auch  das  ist  als  richtig  anzuerkennen,  dass  ein  hoher  land- 
wirthschafüicher  Zollschutz  niemals  in  der  gleichen  Weise  wie  ein 
Zollschutz  auf  Industrieerzeugnisse  durch  vermehrte  Inlands- 
concurrenz  mit  der  Zeit  zu  einer  Verbilligung  der  Preise  der  ge- 
schützten Producte  führen  wird,  und  dass  aus  diesem  Grunde  mit 
Becht  von  jeher  landwirthschafüiche  Schutzzölle  erheblicheren  Be- 
denken begegnet  sind  als  industrielle  Schutzzölle.  Diese  Bedenken 
können  und  müssen  Angesichts  der  unzweifelhaften  Nothlage,  die 
eine  übermässige  Auslandsconcurrenz  veranlasst  hat,  zurücktreten, 
sind  aber  wiederum  gevrichtig  genug,  um  die  Forderung  zu  be- 
gründen, dass  der  Zollschutz  in  massigen,  eine  effective  Ver- 
theuerung  der  wichtigsten  Bedarfsartikel  fernhaltenden  Sätzen  sich 
bewege  und  dass  er  mit  der  veranlassenden  Ursache  seiner  Ein- 
führung wieder  verschwinde,  also  nicht  zu  einem  bleibenden 
Inventarstück  der  praktischen  Agrarpolitik  werde. 

Anmerkungr*  Die  vorstehend  kritisirten  Einwendungen  gegen  einen  land- 
wirthschaftUchen SchutzzoU  haben  einen  besonders  schroffen  Vertreter  in  Bnhland 
gefanden  („Die  Lösung  der  landwirthschaftlichen  Creditfrage",  1886),  der  u.  A.  be- 
bemerkt:  „Bringt  der  SchutzzoU   wirklich  eine  Besserung  des  landwirthschaftlichen 

39* 
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Einkommens  zu  Wege,  so  wird  diese  Hilfe  zunächst  von  dem  steigenden  Preise  der 
Gnindatücke  nnd  danach  yon  der  steigenden  GrundstücksverschnlduDg  aufgesogen. 
Die  kritische  Lage  des  Grundbesitzes  ist  also  nachher  dieselbe  wie  zuvor.  Soll 
also  das  Mittel  eine  fortgesetzte  Linderung  bringen,  so  muss  nothwendigerweise  ein 
Scalazoll  ohne  Ende  zur  Anwendung  gelangen  und  zwar  so,  dass  mit  dem 
niedrigsten  Satze  begonnen  wird.  Ist  dieser  von  der  Verschuldung  aufgesogen,  so 
muss  etwa  eine  Verdoppelung  eintreten;  ist  auch  diese  Quote  von  dem  Grundpreise 
und  seinen  Verpflichtungen  verschluckt,  eine  Verdreifachung  des  ursprängUchen 
Satzes  und  so  weiter  ohne  Ende.'*  Wie  aber,  wenn  einmal  ein  Rückschlag  in 
der  Zollpolitik  eintreten  sollte?  j^Werden  dann  nicht  die  Sohne  alle  jene  Betrage 
wieder  verlieren,  welche  den  Vätern  in  unseren  Tagen  auf  künstliche  Weise  zu  ihrem 
Einkommen  zugefügt  worden  sind?"  —  Aehnliche  Betrachtungen  bei  Keichens- 
p erger,  a.  a.  0.,  S.  30,  und  vielen  anderen  der  Eingangs  citirten  Schriftsteller. 

3.  Diejenige  Einwendung  gegen  jegliche  Art  von  landwirth- 
schaftlichem  Zollschutz,  die  ihre  Begründung  der  Möglichkeit 
von  Betriebsänderungen  entnimmt,  insbesondere  also  mit  dem 
Hinweis  auf  Ersatz  des  am  meisten  bedrängten  und  in  seiner  Senta- 
bilität  am  schwersten  bedrohten  Getreidebaues  durch  anderweite 
Productionsweisen  (üebergang  zu  Futterbau  und  vermehrter  Vieh- 
haltung, verstärkter  Anbau  von  Handelspflanzen  etc.)  argumentirt, 
ist  ebenfalls  nur  sehr  theilweise  stichhaltig.  Die  Einwendung  über- 
sieht, dass  der  Getreidebau  als  landwirthschaftliche  Zwischenfrucht 
—  wegen  der  Nothwendigkeit  der  Abwechslung  tief-  und  flach- 
wurzelnder Gewächse,  Bd.  I,  §  8,  10  fl".  —  und  wegen  der  für  die 
Düngerbereitung  nötliigen  Stroherzeugung  immer  einen  breiten 
Kaum  in  jedem  als  rationell  geltenden  Wirthschaftssystem  ein- 
nehmen muss ;  und  dass  dem  Ersatz  des  Getreidebaues  durch  andere 
Früchte  doch  verhältnissmässig  enge  Grenzen  gezogen  sind.  Von 
den  Handelsgewächsen  gilt  dies  vor  Allem  von  dem  Wein,  wegen 
der  besonderen  Anforderungen  desselben  an  Klima-  und  Boden- 
verhältnisse; bei  den  meisten  anderen  Handelspflanzen  aber  — 
Tabak,  Hopfen,  Zuckerrübe,  Cichorie  —  besteht  jetzt  schon  eine 
gewisse  Ueberproduction  oder  es  macht  sich,  wie  bei  Kaps,  Flachs 
und  Hanf  die  Auslandsconcurrenz  entweder  direct,  wie  bei  den  letzt- 
genannten, oder  indirect  (Zunahme  des  Petroleumverbrauchs  und 
dadurch  bedingter  Preisrückgang  des  Rapses)  geltend.  Gewisse 
Specialculturen ,  wie  Obst,  Gemüse,  sind  zwar  noch  erheblich 
steigerungsfähig,  doch  kann  es  sich  immer  nur  um  kleine  Bruch- 
theile  der  seither  dem  Getreidebau  gewidmeten  Flächen  handeln, 
wenn  anders  auch  hier  eine  Ueberproduction  verhütet  werden  soll. 
Am  beachtenswerthesten  ist  der  Hinweis  auf  Vermehrung  der  Futter- 
production  und  der  Viehhaltung  als  der  zur  Zeit  noch  rentabelsten 
Zweige   des   landwirthschaftlichen  Betriebs,    wie   denn  das  für  die 
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Futtererzeugung  klimatisch  allerdings  besonders  vereigenschaftete 
England  diesen  Weg  in  sehr  thatkräftiger  Weise  beschritten  hat 
und  auch  auf  dem  Gontinent  seit  Jahren  Futterbau  und  Viehhaltung 
besonderer  Aufmerksamkeit  und  Pflege  weithin  sich  erfreuen.  Von 
einem  Ersatz  des  unrentablen  Kömerbaues  durch  Futterbau  kann 
aber  wiederum,  schon  wegen  der  üngeeignetheit  vieler  Böden  für 
die  Futtererzeugung  und  wegen  der  Unmöglichkeit,  den  Fleisch- 
consum  in  einer  dem  vermehrten  Angebot  von  Schlachtfleisch  zeit- 
lich entsprechenden  Weise  zu  steigern,  nicht  die  Bede  sein;  auch 
würde  damit  der  landwirthschaftliche  Betrieb  einer  Einseitigkeit 
der  Productionsrichtung  verfallen,  die  in  trockenen  Jahren  bei  un- 
genügendem Ausfall  der  Futteremte  verhängnissvoll  werden  müsste, 
wofür  das  Jahr  1893  ein  drastisches  Beispiel  bietet.  Endlich  aber 
ist  die  wenigstens  relative  Unabhängigkeit  des  Inlands  in  Bezug  auf 
die  Brodgetreideversorgung  doch  ein  so  erhebliches  ]M[oment  vom 
Gesichtspunkt  der  Erhaltung  nationaler  Selbstständigkeit  aus  und 
eine  wachsende  Abhängigkeit  in  der  Lebensmittelzufuhr  vom  Aus- 
land unter  eben  diesem  Gesichtspunkte  so  bedenklich,  dass  die 
Erhaltung  der  inländischen  Getreideproduction,  wenn 
schon  mit  den  Mitteln  des  Zollschutzes,  wohl  als  eine  nationale 
Pflicht  ersten  Banges  erachtet  und  es  nicht  als  ein  Verstoss 
gegen  die  Nahrungs-Interessen  der  übrigen  Volksbestandtheile  an- 
gesehen werden  darf,  die  auf  Getreidebau  angewiesenen  oder  an  ihm 
festhaltenden  landwirthschaftlichen  Unternehmungen  durch  den  Zoll- 
schutz in  betriebsfähigem  Stande  zu  erhalten.  Aus  der  obigen 
Einwendung  ist  nur  so  viel  zu  folgern,  dass  allerdings  den  land- 
wirthschaftlichen Unternehmern  die  Pflicht  erwächst,  auch  ihrerseits 
Alles  aufzubieten,  was  den  Druck  der  Auslandsconcurrenz  zu 
massigen  vermag,  wobei  auf  die  Ausführungen  oben,  S.  576  ff.,  zu 
verweisen  ist;  und  dass  das  Verlangen  der  landwirthschaftlichen 
Unternehmer  ein  unberechtigtes  wäre,  durch  einen  hohen  Zollschutz 
der  Mühe  enthoben  zu  werden,  die  an  sich  möglichen  Betriebs- 
änderungen und  Betriebsverbesserungen  vorzunehmen  und  durch 
erhöhte  Betriebsgeschicklichkeit  eine  an  sich  mögliche  Beinertrags- 
steigerung herbeizuführen.  Auch  aus  diesem  Grunde  darf  und  soll 
der  Zollschutz  nur  ein  massiger  sein,  weil  ein  hoher  Zollschutz 
leicht  das  Verharren  in  irrationellen  Betriebsweisen  zur  Folge 
haben,  dem  Betriebsfortschritte  die  Wege  verlegen  und  damit  der 
vornehmsten  Aufgabe  der  Agrarpolitik  Abbruch  thun  könnte,  die 
eben  darin  besteht,  dass  der  landwirthschaftliche  Betrieb  jederzeit 
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auf  der  durch  den  allgemeinen  Culturfortschritt  gebotenen  Höhe 
sich  bewege.  Eine  völlige  Yersagung  des  Zollschutzes  hinwiederum 
wäre  schädlich,  weil  jede  Aenderung  des  Betriebs,  jedes  Aufisteigen 
zu  vollkommenerer  Betriebsweise  Kapitalmittel  erfordert,  die  unter 
der  Einwirkung  drückender  Auslandsconcurrenz  und  weichender  Ein- 
nahmen nicht  zu  beschaffen  sind,  und  weil  namentlich  die  bäuer- 
liche Bevölkerung  nach  ihrer  ganzen  Charakteranlage  in  aussichts- 
losen Zeiten  leicht  in  Verzagtheit,  Muthlosigkeit  und  ünthätigkeit 
versinkt  und  weil  die  ohnedies  vorhandene  Schwerfälligkeit  dieser 
Bevölkerung  gegenüber  durchgreifenden  Aenderungen  des  Betriebs 
in  Zeiten  einer  stark  sinkenden  Beute  in  verschärftem  Grade  zu 
Tage  treten  müsste.  Aehnlich  wie  die  üblichen  Mittel  der  Agrar- 
pflege  —  siehe  oben  S.  461  ff.  —  wirkt  daher  gegenüber  drückender 
Auslandsconcurrenz  ein  massiger  Schutzzoll  in  gutem  Sinne  wohl- 
thätig  als  Mittel  der  Aufmunterung  und  Anspornung 
und  ist  geeignet,  die  auf  dem  Gebiete  der  Betriebstechnik  sich 
bewegende  landwirthschaftliche  Staatsfürsorge  in  ihrer  Wirkiuig 
erheblich  zu  steigern. 


Der  Reichskanzler  Fürst  Bismarck  that  betreffs  des  nationalen  Inter- 
esses an  der  ung^eminderten  Erhaltung^  der  Getreideproduction  anl&sslich  der  Be- 
rathnng  der  1885  er  ZoUtarifhoveUe  folgenden  bemerkenswerthen  Ansspruch:  „Die 
Getreidepreise  müssen  anf  der  Höhe  erhalten  werden,  dass  Getreide  im  Lande  über- 
haupt noch  gebaut  werden  kann,  und  dass  wir  nicht  nothwendig  und  zwangsweise 
auf  überseeische  Yerproviantirung  angewiesen  sind.  £s  würde  das  dieselben  Erfolge 
in  höherem  Maasse  haben,  wie  die  bekannte  kleine  Panik,  die  vor  wenigen  Tagen 
in  England  stattfand,  wo  man  an  das  angebliche  Auslaufen  der  Kanalflotte  kri^e- 
rische  Gerüchte  knüpfte  und  wo  die  Operation  den  Erfolg  hatte,  dass  die  Papiere 
einigermaassen  fielen,  die  Kornpreise  aber  auf  der  Stelle  um  12 — 15% 
stiegen,  weil  man  sich  sagte:  wie  wird  sich  England,  im  FaU  Krieg  ausbricht,  rer- 
proviantiren?  Gebe  Gott,  dass  diese  Frage  niemals  für  Deutschland  vorgelegt  werden 
wird,  sondern  dass  Deutschland  immer  in  der  Lage  bleibe,  das  Korn,  welches  die 
deutsche  Nation  isst,  auch  selbst  bei  sich  zu  Hause  zu  bauen,  dass  wir  niemals 
dahin  kommen,  dass  die  Kompreise  niedriger  sind  als  der  Kostenpreis,  für  den  der 
Centner  Roggen  überhaupt  bei  uns  gebaut  werden  kann  .  .  .  ,  dass  nicht  nach 
2000  Jahren  ein  Mommsen  sich  findet,  der  sagt:  es  hat  an  den  niedrigen  Kom- 
preisen  gelegen,  dass  der  Staat  zu  Grunde  gegangen  ist.**  —  Conrad  dürfte  (in 
G.  Schönberg*s  Hdb.  d.  pol.  Oekonomie,  a.  a.  0.,  S.  239)  diese  nationale  Bedeutung 
der  thunlichen  Deckung  des  inländischen  Getreidebedarfs  durch  die  inländische 
Getreideproduction  doch  wohl  etwas  unterschätzen. 


4.  Eine  weitere  Einwendung,  insbesondere  gegenüber 
den  Getreidezöllen,  stützt  sich  auf  die  UngleichmSssigkeit, 
ja  auf  die  Gegensätzlichkeit  der  Interessen  innerhalb  der 
landwirthschaftlichen  Bevölkerung  selber  in  der  Frage  eines  Zoll- 
schutzes und  es  ist  auch  diese  Einwendung  wiederum  nicht  unbedingt 
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abzuweisen  ^).  Vor  Allem  ist  einzuräumen,  dass  es  Gegenden  giebt, 
in  denen  der  Getreidebau  eine  so  vergleichsweise  unbedeutende 
Bolle  spielt,  dass  ein  Zollschutz  auf  Getreide  zur  Verbesserung  der 
Lage  der  daselbst  ansässigen  landwirthschaftlichen  Betriebsunter- 
nehmungen nichts  beizutragen  und,  sofern  diese  nicht  einmal  das 
zum  eigenen  Bedarf  nöthige  Getreide  produciren  können,  im 
Falle  einer  etwa  durch  den  Zollschutz  eintretenden  Vertheuerung 
des  Getreides  und  Mehles  deren  Lage  direct  nachtheilig  zu  be- 
einflussen vermag.  Dies  trifft  beispielsweise  für  die  Gegenden  mit 
ausgesprochenem  Wein-  und  Handelsgewächsbau,  ebenso  für  die 
Gegenden  zu,  in  denen  die  Viehhaltung  dominirt  (Wald-  und 
Gebirgsgegenden),  endlich  aber  auch  für  die  Gegenden  des 
stark  parcellirten  Eleinbesitzes ,  wogegen  diese  freilich  ein  ander- 
wärts nicht  empfundenes  Bedürfniss  nach  einem  starken  Zoll- 
schutz für  Weine,  Handelsgewächse,  Vieh,  Molkereiproducte, 
Holz  etc.  haben  mögen.  Ebenso  ist  klar,  dass  Gegenden  mit  vor- 
herrschendem Getreidebau  und  Grossgrundbesitz,  wo  ein  starker 
Productionsüberschuss  von  Getreide  Jahr  für  Jahr  sich  ergiebt 
und  wo  die  Lage  zum  Ausland  nicht  sowohl  auf  den  Absatz  auf 
dem  inländischen  Markt,  sondern  auf  den  Export  hinweist,  die 
Einführung  von  Zöllen,  die  den  inländischen  Getreidepreis  über 
den  Preis  des  Weltmarkts  hinausheben,  ihr  seitheriges  Ausfuhr- 
gebiet verlieren  können,  ohne  einen  völligen  Ersatz  im  Inlande  dafür 
zu  finden.  In  dieser  Lage  befinden  sich  beispielsweise  die  nörd- 
lichen und  östlichen  Provinzen  Preussens,  deren  frühere 
Ausfuhr  nach  England  und  den  skandinavischen  Staaten  seit  der 
Einführung  von  Getreidezöllen  in  ständigem  Bückgang  begriffen  ist, 
wozu  freilich  der  weitere  Umstand  wesentlich  beigetragen  hat,  dass 
der  ehemalige  Veredelungsverkehr,  darin  bestehend,  dass  zur 
Mischung  der  heimischen  Körnerfrüchte  ausländische  (russische) 
Früchte  verwendet  wurden,  in  Folge  der  Erschwerung  der  Einfuhr 
durch  die  Zollauflegung  nicht  mehr  mit  demselben  Vortheile  sich ' 
handhaben  lässt.  Hat  in  Folge  dieser  Noth  der  östlichen  Provinzen  zu 
dem  Auskunftsmittel  der  Einfühnmg  von  billigen  Staffeltarifen 
geschritten  werden  müssen,  um  das  ostdeutsche  Getreide  concurrenz- 
fähiger  auf  den  west-  und  mitteldeutschen  Märkten  zu  machen,  so 
erblicken  hinwiederum  in  diesen  Staffeltarifen  die  Landwirthe  der 
concurrenzirten  Bezirke  eine  schwere  Schädigung  ihrer  Interessen, 

*)  Ein^hende  BetrachtUDgen  hierüber  mit  zahlreiclien  literarischen  Verweisungen 
bei  Jäger,  a.  a.  0.,  S.  419 ff. 
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regelmässig  Getreide  zum  Yerkaof  kommt,  so  wären  nach  den  statistisclien  Angaben 
in  Bd.  I,  S.  423,  3061831  Betriebe  oder  ö87o  der  Gesammtzahl  nnbetheiligt, 
2  214  513  oder  42^/o  betheiligt;  anf  jene  entfallen  aber  nur  5,77«*  anf  diese  943*/« 
der  Gesammtf lache.  Nimmt  man,  wohl  richtiger,  an,  dass  erst  bei  einer  Be- 
triebsfläche von  5  ha  aufwärts  der  GetreideTerkauf  Bedeutung  gewinnt  und  die 
Verkaufspreise  die  Wirthschaftslage  nennenswerth  beeinflussen,  so  waren  allerdings 
76,67o  d®r  landwirthschaftlichen  Betriebe  an  der  Frage  des  ZoUschntsea  uninteressirtf 
und  die  Procentzahl  der  interessirten  Betriebe  minderte  sich  auf  23,4^0  \  ^^^^  <^®^ 
letzteren  Betriebe  bewirthschaften  doch  immer  noch  84,3%  des  gesammten 
landwirthschaftlichen  Geländes  und  es  ist  gewiss  nicht  gleichgültig,  ob  die 
Landwirthschaft  auf  Vs  ^^^  landwirthschaftlichen  Gesammtfläche  des  Deutschen 
Reichs  in  Folge  der  Unrentabilität  des  Getreidebaues  dem  Siechthum  verfällt.  Wollte 
man  endlich  von  der  Ansicht  sich  leiten  lassen,  dass  der  grössere  Besitz,  rer- 
möge  der  bei  ihm  vorauszusetzenden  höheren  geschäftlichen  Intelligenz,  schliesslich 
auf  Selbsthilfe  zu  verweisen  sei  und  dass,  wenn  überhaupt,  nur  der  am  Getreide- 
verkauf interessirte  bäuerliche  Mittel-  und  Grossbesitz  für  Zollschutz  in 
Frage  kommen  könne,  so  entfallen  noch  immer  auf  die  hierher  zählenden  Betriebe 
von  5 — 100  ha  in  Deutschland  59,9,  d.  h.  nahezu  '/g  der  gesammten  landwirth- 
schaftlichen Fläche.  Dass,  wenn  zur  Erhaltung  des  Bauernstandes  SchutazöUe  für 
noth wendig  erachtet  werden,  die  Yortheile  derselben  auch  jenem  Theile  des  Grund- 
besitzes zugehen,  der  nach  der  Grösse  seines  Besitzes  füglich  erhebliche  Einnahme- 
ausßille  ertragen  könnte,  ohne  in  seinem  Bestände  bedroht  zu  sein  —  was  ins- 
besoudere  von  Latifundienbesitzern  gilt  —  ist  zwar  einzuräumen,  aber  es 
muss  diese  unbeabsichtigte  Wirkung  des  Zollschutzes,  dass  derselbe 
anter  Umständen  auch  unverdiente  Gaben  in  den  Schooss  schüttet,  eben  als  un- 
vermeidlich in  Kauf  genommen  werden. 

b)  Wenn  die  Bekämpfung  des  landwirthschaftlichen  Schutzzolls  aus  den 
vorstehenden  Gründen  als  von  unzutreffenden  Vorausset-znugen  ausgehend  zu- 
rückgewiesen werden  muss,  so  muss  andererseits  doch  auch  der  Ansicht  ent- 
gegengetreten werden,  als  ob  auch  der  kleinste  Grundbesitz  aus  den  Getreide- 
zöUen  Nutzen  ziehe  und  desshalb  in  dieser  Frage  eine  völlige  Solidarität 
aller  Angehörigen  des  landwirthschaftlichen  Berufsstandes  als  gegeben  anzunehmen 
sei.  So  hat  Kühn  in  seiner  Schrift:  ^Die  Getreidezölle  in  ihrer  Bedeutung  für 
den  mittleren  und  kleineren  Grundbesitz*^,  1885,  auf  Grund  der  badischen  Erhe- 
bungen im  Gegensatz  zu  der  „Darstellung"  (IV.  Bd.,  S.  74  flF.)  nachzuweisen  ver- 
sucht, dass  die  kleinen  Wirthschaften ,  weil  sie  auf  derselben  Flächeneinheit 
durchschnittlich  mehr  produciren  und  eben  desshalb  verhältnissmässig  mehr 
Getreide  auf  den  Markt  bringen  als  die  grossen  Besitzer,  auch  ein  grösseres 
Interesse  als  die  letzteren  an  der  Erhöhung  der  Getreidezölle  hätten;  es  ist 
diese  überraschende  Schhissfolgerung  aber  nur  dadurch  zu  erklären,  dass,  statt  mit 
absoluten  Zahlen,  mit  Verhältnisszahlen  gerechnet  wurde,  welche  aber  doch 
in  Fällen  der  vorliegenden  Art  kaum  etwas  beweisen.  Denn  nicht  darauf  kommt 
es  an,  ob  der  kleine  Bauer  im  Verhältniss  der  Fläche  mehr  auf  den  Markt 
liefert  als  der  Grossgrundbesitzer,  sondern  welche  wirklichen  Mengen  er  abzugeben 
hat  und  welche  mögliche  Einnahmesteigerung  in  absoluten  Zahlen  in  Folge  einer 
durch  Zollerhöhung  etwa  zu  gewärtigenden  Preissteigerung  ihm  zu  Theil  wird. 
Diese  Einnahmesteigerung  kann  bei  minimem,  aber  sehr  intensiv  bewirthschaftetem 
Flächenbesitz,  procentual  berechnet  und  im  Vergleich  zu  anderen  grösseren 
Wirthschaften ,  äusserst  erheblich  und  doch  -  absolut  genommen  —  für  die  Lebens- 
haltung des  betreffenden  Wirthes  ohne  jede  Bedeutung  sein,  z.  6.  wenn  eio  solcher 
kleinster  Wirth  nur  etwa  3  Doppelcentner  Getreide  zu  verkaufen  im  Stande  ist, 
wofür  die  Mehreinnalune  sich  auf  6 — 10  Mark  belaufen  würde,  die  sicherlich  nicht 
erheblich  genug  ist,  als  dass  man  mit  Kühn  von  einer  „wirklichen  Lebensfrage*^ 
sprechen  könnte.  Vgl.  auch  die  Kritik  der  Kühn*schen  Schrift  in  der  Vierteljalffs- 
schrifl  für  Volkswirthschaft,  Jahrgang  1886,  Bd.  II,  S.  60  ff.  und  die  Abhandlung 
von  Professor  Conrad  in  Schönberg*s  Handbuch  der  politischen  Oekonomie,  1891. 
n.  Bd.,  S.  240  ff. 

c)  In  der  bemerkenswert hen  Schrift  von  G.  Ruhland:  „Die  Lösung  der 
Creditfirage",  wird  die  Getreidezollfrage  in   der  folgenden  scep tischen  Weise  ab- 
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mittleren  und  grösseren  Betriebe  entschieden  das  Uebergewicht 
behaupten,  die  kleinen  Betriebe,  wenn  auch  der  Zahl  nach  über- 
wiegend, doch  hingesehen  auf  das  von  ihnen  bewirthschaftete  Areal 
sehr  zurückstehen  (Bd.  I,  S.  424),  so  kann  jedenfalls  für  Deutsch- 
land und  für  alle  concurrenzirten  europäischen  Länder  mit  ähnlichen 
Besitzverhältnissen  die  Nothwendigkeit  eines  Zollschutzes  gegen- 
über übermässiger  Auslandsconcurrenz  mit  dem  Hinweis  auf  die  Art 
der  Besitz vertheilung  nicht  bekämpft  werden,  ja  man  wird  sogar 
wegen  des  üebergewichts  der  auf  den  Verkauf  angewiesenen 
Getreidewirthschaften  die  durch  solche  Zollauflegung  anderen 
landwirthschaftlichen  Betrieben  des  zoUgeschützten  Landes  etwa 
zugefügten  Schädigungen  mit  in  Kauf  nehmen  müssen.  Die  „höhere 
Staatsraison**  hat  sich  denn  auch  über  diese  einem  Getreidezoll- 
schutz entgegenstehenden  Bedenken  in  Deutschland  wie  anderwärts 
hinweggesetzt,  nur  sollte  man  auch  in  den  Kreisen  derjenigen,  die 
in  dem  Zollschutze  das  einzige,  untrügliche  und  allein  selig 
machende  Mittel  der  Heilung  der  Schäden  der  Zeit  zu  erblicken 
sich  gewöhnt  haben,  den  Muth  haben,  zu  bekennen,  dass  der 
Getreidezollschutz  seine  Gaben  ungleichmässig  ver- 
t heilt  und  dass  das  Interesse  an  demselben  je  nach  Productions- 
richtung  und  Grössenverhältnissen  des  Besitzes  ein  sehr  verschieden 
grosses,  ja  unter  Umständen  gar  nicht  vorhanden  ist. 

Anmerkung,  a)  Die  Frage,  welcher  Theil  der  landwirthscliaftlichen 
Bevölkerung  von  Getreidezöllen  eineu  positiven  Nutzen  habe  und  ob 
danach  ein  Zollschutz  überhaupt  geboten  sei,  ob  er  nicht  im  gegebenen  Fall  als  ein 
Privilegium  einer  kleinen  Minderheit  (der  sog.  „Grundaristokratie")  zukomme,  bzw. 
als  unverdientes  Geschenk  in  den  Schooss  falle,  ist  u^mentlich  in  der  frei- 
händlerischen Literatur  emsig  erörtert  worden,  wobei  indess  viele  Trugschlüsse 
mit  unterlaufen  und  insbesondere  die  Ergebnisse  der  Badischen  landwirthschaft- 
lichen Erhebungen,  die  erstmals  diese  Frage  in  nähere  kritische  Erwägung  ge- 
zogen haben,  in  einer  nicht  ganz  zutreffenden  Weise  für  die  Zwecke  der  freihünd- 
lerischen  Aufifassungsweise  verwertliet  worden  sind.  In  einem  Lande,  wie  in  Baden, 
wo  der  Kleinbesitz  entschieden  vorwaltet,  wo  daneben  Wein-  und  Handelsgewächsbau 
gegendenweise  so  sehr  dominirt,  wo  ein  erheblicher  Theil  des  Landes  —  Schwarz- 
wald, Theile  des  Odenwaldos  —  nur  sehr  massigen,  selbst  auf  grösseren  landwirth- 
schaftlichen Anwesen  den  Bedarf  der  Wirthe  nicht  deckenden  Fruchtbau  betreibt, 
konnte  mit  Fug  behauptet  werden,  dass  der  Zollschutz  für  eine  grosse  Anzahl  der 
Angehörigen  des  landwirthschaftlichen  Standes  kein  unmittelbares,  für  viele  sogar 
ein  rein  negatives  Interesse  hat  und  dass  der  Schwerpunkt  der  landwirthschaft- 
lichen Staatsfiirsorgc  daher  auf  anderen  (iebieten  zu  suchen  sei.  Für  Bayern,  liir 
3Iittel-  und  Norddeutschland  aber  mit  ganz  anderen  Besitz-  und  Anbauverhältnissen 
kann  man  indess  das  für  Baden  als  richtig  Erkannte  nicht  als  ohne  Weiteres 
zutreffend  erklären,  ohne  den  Thntsachen  (iewnlt  anzuthnn.  Auch  ist  es  offenbar 
unrichtig,  den  Ausgangspunkt  für  die  Frage  der  Nothwendigkeit  des  Zollschutzes  von 
der  Zahl  der  Betriebe  zu  nehmen  und,  da  natürlich  die  kleinst^i  und  kleinen  Be- 
triebe der  Zahl  nach  überall  überwiegen,  hieraus  die  Entbehrlichkeit  des  ZoUschutzeii 
zu  folgern.    Geht  man  von  der  Annahme  aus,  dass  bei  einem  Besitz  von  2  hn  an 
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ZU  Tage  getreten,  das  inländische  Getreide  absatzfähiger  zu 
machen,  weil,  wenn  der  Importeur  mit  der  Thatsache  der  Erlegiuig 
des  Zolls  rechnen  muss,  er  mit  der  Käthlichkeit  von  Importbezügen 
von  auswärts  vorsichtiger  verfahren  wird  *).  Schlimmer  freilich  noch 
als  die  üeberführung  des  Marktes  mit  ausländischer  Waare  erweisen 
sich  jene  Termingeschäfte  in  Getreide  an  den  grossen  Börsen- 
plätzen, denen  ein  eflfectives  Geschäft  nicht  zu  Grunde  liegt. 
(Differenzgeschäfte),  deren  Wesen  ganz  richtig  dahin  charak- 
terisirt  wurde,  dass  „es  in  jedem  Augenblick  fast  ungemessene 
Angebote  oder  Nachfragen  aus  einem  Nichts  hervorzaubert,  eine 
Ungemessenheit ,  die  ihre  Beschränkung  einzig  in  dem  Kapital 
findet,  welches  zur  eventuellen  Bezahlung  der  Differenzen  zur  Ter- 
fftgung  Steht".  Wenn  das  börsenmässige ,  in  effectiver  Waare 
sich  vollziehende  Termingeschäft  unentbehrlich  ist  für  Produc- 
tion  imd  Consumtion,  um  die  Verschiedenheiten  der  localen  Pro- 
duction  und  die  daraus  sich  ergebenden  grossen  Preisunterschiede 
auszugleichen  und  eine  rechtzeitige  Versorgung  der  einzelnen  Märkte 
mit  Waare  ohne  grosse  Preissprünge  zu  ermöglichen*),  fehlt  es 
dem  reinen  Getreidedifferenzgeschäft  an  einer  wirthschaft- 
liehen  Berechtigung,  da  der  Zweck  des  Geschäfts  nicht  die  Liefe- 
rung einer  Waare  auf  einen  bestimmten  Zeitpunkt,  sondern  die 
Einstreichung  der  PreisdiflFerenz  zwischen  dem  Tage  des  Geschäfts- 
abschlusses und  dem  Tage  der  fingirteu  Kealisirung  ist  und  dem 
Gewinn  des  einen  Partners  ein  ebenso  grosser  Verlust  des  anderen 
gegenübersteht.  Schädigend  aber  für  die  Consumtions-  und  die 
allgemeinen  landwirthschaftlichen  Productionsinteressen  wird  dieses 
Differenzgeschäft,  weil  die  an  den  Börsen  fictiv  gehandelten  Waaren- 
mengen,  die  oft  die  abenteuerlichsten  Grössenverhältnisse  an- 
nehmen, in  die  natürliche  Preisbildung  ein  künstliches  Element 
einführen,  das  mittelst  der  mit  dem  Namen  „Schwänzen"  oder 
„Corner"  belegten  Preistreibereien  bezw.  Baisse-Opera- 
tionen je  nachdem  preissteigemd  oder  preisdrückend:  wirkt;  ivie 
denn  Boscher  diesen  Differenzgeschäften  nachsagt,   dass  sie  „eine 

^)  Schon  1878  führte  Graf  v.  Dürkheim  aus,  dass  ein  GetreidefinanzzoU 
von  1  M.  für  lÜO  Kilo  Weizen  hoch  genug  sein  werde,  um  der  ungesunden 
Speculation,  den  sog.  Getreideschwänzen,  einen  Riegel  vorzuschieben ^  weil 
jeder  Specnlant  sich  dreimal  besinnen  werde,  ehe  er  auf  Eisico  eines  unsicheren 
Gewinns  hin  eine  Anzahl  von  Yollschiffen  amerikanischen  Getreides  bezieht,  wenn 
er  per  Schiff  20—30  000  M.  Zoll  zu  erlegen  hat. 

^)  Gute  Zurückweisung  der  gegen  den  Getreideterminhandel  in  seiner  Allge- 
meinheit erhobenen  Vorwürfe  durch  G.  Cohn  in  der  Deutschen  Rundschau,  November- 
heft 1891. 
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Wolke  von  Schwindelei  darstellen,  welche  die  reelleren  Handels- 
geschÄfte  umhüllt,  das  wahre  Verhältniss  von  Bedarf  und  Vorrath 
sehr  zu  verdunkeln,  daher  die  gesunde  Preisbildung  sehr  zu  er- 
schweren vermag".  Eine  Besserung  der  Absatz-  und  Preisver- 
hältnisse des  Getreides  wird  daher  mit  Recht  in  landwirthschaftlichen 
Kreisen  auch  davon  erwartet,  dass  den  durch  das  unsolide  Getreide- 
termin-(DifFerenz-)geschäft  hervorgerufenen  Missständen  durch  die 
Gesetzgebung  entgegengetreten  werde,  und  es  darf  wohl  auch  von 
der  im  Laufe  des  Jahres  1892  deutscherseits  eingeleiteten  Börsen- 
euquete  erwartet  werden,  dass  sie  die  richtigen  Mittel  und  Wege 
hierzu  auffinden  wird').  Mit  Recht  hat  übrigens  der  Deutsche 
Landwirthschaftsrath  schon  in  der  Erhöhung  der  Qualitäts- 
anforderungen an  das  zu  liefernde  Getreide  ein  Mittel  erblickt, 
das  geeignet  erscheint,  der  ungesunden  Getreidespeculation  eine 
Schranke  zu  ziehen,  das  Termingeschäft  auf  eine  gesündere  Basis 
zu  stellen  und  der  durch  die  Entwickelung  des  modernen  Getreide- 
handels gegebenen  Tendenz  zur  Herabdrückung  des  durchschnitt- 
lichen Preisniveaus  entgegenzutreten ;  welchen  Vortheilen  der  weitere 
indirecte  sich  zugesellt  (wie  dasselbe  Gremium  ^nlässlich  der  im 
Jahr  1888  zunächst  an  den  preussischen  Börsen  eingeführten  Be- 
stimmungen über  die  Minimalgewichte  für  lieferfähiges  Getreide 
sich  ausspricht),  dass  die  Erhöhung  der  Anforderungen  für  Lieferungs- 
getreide dazu  führen  wird,  durch  zweckmässige  Auswahl  des  Saat- 
guts, rationelle  Cultur  und  sorgfältige  Reinigung  und  Behandlung 
des  Getreides  auf  die  Gewinnung  einer  durchschnittlich  besseren 
Verkaufswaare  hinzuwirken^).  Eine  nachhaltige  Besserung  der 
Absatzverhältnisse  wird  aber  bei  noch  so  nachdrücklichem  Ein- 
treten der  Gesetzgebung  gegen  Auswüchse  des  Börsenwesens  und 
der  Getreidespeculation  jedenfalls  nur  dann  erwartet  werden  können, 
wenn  die  Getreideproducenten  selber  zu  einer  besseren  Organi- 
sation des  Getreideabsatz  Wesens  sich  aufraffen,  und  die 
Vorschläge,  wie  sie  v.  Grass-Klanin,  der  recht  eigentlich  als  „Rufer 
im  Streit'*  in  dieser  Sache  bezeichnet  werden   darf,  gemacht  hat, 

*)  Vgl.  hierzu  A.  Eschenbach,  Terminfreschäft  und  Börsenreforni ,  in  den 
Mittheilungren  der  Oekon.  Gesellschaft  in  Sachsen,  1892,  S.  81  ff.  und  die  Verhand- 
ln nj^en  des  D.  Landwirthschaftsraths  von  1892,  Archiv  S.  529  ff.  mit  den  Referaten 
von  V.  Freg^e  und  v.  (Trass- Klanin. 

*)  Vgl.  hierzu  die  Beschlüsse  des  Deutschen  Landmrthschaflsraths  von  1890 
und  1892  und  die  Referate  des  (ieneralsecretärs  Tr.  Müller,  Arclüv,  S.  631  ff.  und 
bezw.  495  ff.  —  Als  vorläufige  Slinimal gewichte  sind  fürPreussen  vorgeschrieben 
worden:  für  Weizen  75,2;  für  Roggen  71;  für  Hafer  44,H  Pfund  für  den  Neu- 
srheffel,  während  die  Normalgewichte ,  deren  Anwendung  für  die  Zukunft  in  Aus- 
sicht genommen  sind,  zu  76;  72  und  45  Pfimd  bestimmt  wurden. 
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verdienen  desshalb   die  höchste  Beachtimg,    wobei  auf  die  Aus- 
ffihrungen  in  §  187  und  die  dort  citirte  Literatur  zu  yerweisen  isL 

Anmerkung.  Auf  jene  von  agrarischer  Seite  Yielfieu^  geltend  gemachten 
Argumente,  die  den  ungünstigen  Preisstand  des  Getreides  und  anderer  landwirth- 
Bchaftlichen  Erzeugnisse  mit  den  WfthrungsTerh&ltnissen  in  Zusammenhang 
bringen  und  eine  nachhaltige  Besserung  des  Preisstandes  und  damit  der  allgemeinen 
RentabilitätsyerhältniBse  nur  von  einer  Bemonetisirung  des  Silbers  erwarten 
und  die  daher  zu  der  Forderung  der  Aufgabe  der  Goldwährung  und  der 
Einführung  der  Doppelwährung  auf  internationaler  Grundlage  sich 
zuspitzen,  ist  in  diesem  Znsammenhang  nicht  näher  einzugehen,  da  die  Wahrungs- 
frage in  anderen  Theilen  dieses  Handbuchs  ihre  grundsätzliche  Würdigung  finden 
wird ;  doch  darf  dem  Zweifel  Ausdruck  gegeben  werden,  ob  die  erste  Voraussetzung 
für  eine  grundsätzliche  Aufgabe  des  herrsdienden  Währungssystems :  das  Znstande- 
kommen einer  internationalen  Yereinbarung  mit  Beitritt  Englands,  zumal  jetet,  wo 
Indien  die  freie  Silberprägung  eingestellt  hat  und  muthmaasslich  schon  bald  zur 
Goldwährung  überzugehen  sich  anschickt,  in  absehbarer  Zeit  je  sich  erfüllen  und 
ob,  auch  abgesehen  hiervon,  der  von  einer  Bemonetisirung  erwartete  Yortheil 
überhaupt  gerade  für  den  Grundbesitz  sich  einstellen  werde.  Einzuräumen  ist,  dass 
seither  wesentlich  concurrenzverschärfend  die  Valuta  Verhältnisse  einzelner 
Nachbarstaaten,  insbesondere  von  Oesterreich-Üngam  und  Bussland,  sowie  die- 
jenigen Indiens  gewirkt  haben,  in  welcher  Beziehung  übrigens  durch  den  in  neuester 
Zeit  erfolgen  Uebergang  von  Oesterreich-Ungarn  zur  Goldwährung  und  durch 
die  veränderte  Währungspolitik  Indiens  ein  Wandel  zum  Besseren  geschaffen  worden 
ist,  während  allerdings  betreffs  Bus slands  die  ungünstige  Einwirkung  derYaluta- 
verhältnisse  wohl  noch  für  längere  Zeit  als  fortdauernd  angesehen  werden  darf. 
Während  im  Jahre  1876  der  russische  Bubel  einen  Curs  von  270  M.,  1885  einen 
solchen  von  21Ö  M.  hatte,  war  derselbe  1887  auf  180  M.  zurückgegangen,  d.  h. 
zwischen  den  beiden  letzten  Jahren  aUein  um  35  M.,  was  eine  Exportprämie  von 
17^/t  M.  auf  1000  kg  des  russischen  zu  Ungunsten  des  deutschen  Getreideproducenten 
bedeutet.  Je  niedriger  aber  der  Stand  der  Valuta  der  exportirenden  Staaten,  um 
so  grösser  ist  die  Exportprämie  für  die  ausgeführten  Erzeugnisse,  und  ein  Zoll- 
schutz  kann  daher  schon  desshalb,  weil  ungeregelte  Valutaverhält- 
nisse in  einem  Hauptconcurrenzstaat  bestehen  und  solange  dies  dpr 
Fall,  als  ein  Bedürfniss  bezeichnet  werden,  um  die  nachtheiligen 
Wirkungen  der  schwankenden  Valutaverhältnisse  auf  die  Preise  der  concurrenzirenden 
Erzeugnisse  abzuschwächen.  —  Der  Deutsche  Land wirthschaftsrath  ging  (wie 
hier  beiläufig  erwähnt  sein  mag)  in  seiner  Sitzung  von  1882,  Archiv,  S.  441  ff., 
(Beferent:  Bichter-Tharand),  mit  der  Betonung,  dass  bei  der  Währnngsfrage 
ein  specielles  Interesse  der  Landwirthschaft  gegenüber  anderen  Erwerbszweigen 
nicht  vorliegt,  über  die  auf  Beseitigung  der  Goldwährung  vorliegenden  Anträge 
zur  Tagesordnung  über;  und  als  die  Währungsfrage  1886  wiederum  verhandelt 
wurde  (Archiv,  S.  246  ff.,  Beferenten:  v.  Frege  und  v.  Miaskowski),  nahm  das 
Gremium  mit  Mehrheit  die  von  letzterem  Beferenten  vorgeschlagenen,  eine  be- 
stimmte Stellungnahme  zur  Bemonetisirung  des  Silbers  vermeidenden  Besolntionen 
an.  In  den  Verhandlungen  von  1893  wurden  als  wesentliches  Argfument  gegen  den  Ab- 
schlusB  eines  Handelsvertrags  mit  Bussland  von  den  Beferenten  von  Below- 
Saleske  und  Frege-Abtnaundorf  die  Valutaverhältnisse  dieses  Beichs  wiederum 
ins  Feld  geführt,  wobei  der  letztere  Redner  die  Meinung  vertrat,  dass  bei  der 
gegenwärtigen  schwankenden  Valuta  ein  fester  Zollsatz  gegenüber  Bussland  nur 
statthaft  sei,  wenn  ein  Zuschlagszoll  nach  der  Höhe  des  Bubelcurses  —  je 
nachdem  zwischen  30  und  40^/n  —  erhoben  werde  und  dass  eine  Besserung  der 
gegenwärtigen  Zustände  überhaupt  nicht  zu  erhoffen  sei,  solange  es  nicht  gelinge, 
mit  den  Hauptculturstaaten  über  die  Währung  eine  Einigung  zu  erzielen.  Siehe 
Archiv  von  1893,  S.  223  ff.  Dass  diese  Einigung  aber  auf  Grund  der  Doppel- 
währung unter  gleichzeitiger  Hinaufhebung  des  Silberpreises  auf  den  ehemaligeu. 
in  dem  Münzvertrag  der  lateinischen  Union  stipulirten  oder  ähnlichen  Satz  erfol^n 
werde,  ist  nach  den  neuesten  Vorgängen  auf  dem  Gebiete  des  Währungswesens 
zweifelhafter  als  j^  geworden. 
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6.  Das  im  gegebenen  Fall  zu  gewährende  Maass  des  Zoll- 
Schutzes  wird  seine  Begründung  in  der  Intensität  der  Con- 
currenz,  d.  h.  in  der  Beantwortung  der  Frage  zu  finden  haben,  ob 
auch  bei  Anspannung  der  Kräfte  auf  das  äusserste  Maass  eine  Ren- 
tabilität noch  möglich  oder  wegen  andauernder  Unrentabilität  der 
Zusammenbruch  der  landwirthschafklichen  Unternehmungen  zu  be- 
sorgen ist  Dies  führt  auf  die  Erörterung  der  Frage,  mit  welchem 
Minimum  von  Productionskostenaufwand  bestimmte 
landwirthschafUiche  Erzeugnisse  sich  herstellen  lassen  und  inwie- 
weit ein  concurrirendes  Product  des  Auslands  ungeachtet  der  darauf 
lastenden  Transport-  und  sonstigen  Umsatzspesen  etwa  billiger  zu 
liefern  sei.  Nun  ist  in  dieser  Hinsicht  freilich  einzuräumen,  dass 
der  Versuch,  für  die  Landwirthschaft  eines  grossen  Staatsgebiets 
eine  maassgebende  oder  auch  nur  leidlich  richtige  Productionskosten- 
berechnung  für  bestimmte  Producte  anzustellen,  immer  ein  vergeb- 
liches Bemühen  bleiben  wird  *);  denn  einmal  ist  es  ohnedies  schwierig, 
einen  einzelnen  Betriebszweig  aus  dem  ein  einheitliches  Ganze  dar- 
stellenden landwirthschaftlichen  Betriebsorganismus  zum  Zweck 
einer  Reinertragsberechnung  herauszuschälen  (vgl.  Bd.  I,  §  103) ;  zum 
anderen  aber  sind  die  Verhältnisse,  unter  denen  gewirthschaftet  wird, 
nirgends  gleichartig  gelagert:  die  Mannigfaltigkeit  der  Böden, 
der  Einfluss  der  Art  der  Fruchtfolge  und  des  Betriebssystems  auf 
die  Betriebsergebnisse,  der  Einfluss,  mit  dem  die  Höhe  der  Arbeits- 
löhne, das  Maass  der  Steuern  und  Communalabgaben  etc.  sich  geltend 
machen,  bedingen  solche  Verschiedenheiten  zwischen  den  einzelnen 
Wirthschaften,  dass  es  gewagt  wäre,  das  in  einem  gegebenen  Fall 
gefundene  Rechnungsergebniss  als  ohne  Weiteres  typisch  für 
andere  Wirthschaften  zu  erklären.  Endlich  aber  bestehen  hinsicht- 
lich eines  wesentlichen  Moments  der  Rentabilitätsrechnung  —  des 
in  dem  Grund  und  Boden  steckenden  Anlagekapitals,  bezw.  der 
auf  dem  Besitz  ruhenden  Schuldverpflichtungen  —  so  ausser- 
ordentliche Verschiedenheiten,  dass  schon  aus  diesem  Grund  den 
etwa  auf  Grund  mittlerer  Anlagewerthe  oder  eines  mittleren 
Schuldenstandes  berechneten  Zahlenergebnissen  eine  allgemeine 
Verwerthbarkeit  abgesprochen  werden  muss.  Eben  desshalb  er- 
klären sich  auch  die  auf  diesem  Gebiet  vorfindlichen  Widersprüche, 
insofern   z.   B.   bei    Zugrundelegung   massiger  Bodenwerthe   oder 


*)  Vgl.  hierzu  auch  H.  Nordmann,  Landw.  Betrachtungren  von  der  Kehrseite^ 
in  der  Vierteljahresschrift  f.  Volkswirthschaft  et«.,  1885,  I,  S.  46  ff. 
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massiger  Yerschuldungsziffem  auch  die  auf  den  niedrigsten  Stand 
gedrückten  Getreidepreise  der  Periode  1880/90  noch  eine  leidliche 
Eente,  bei  Einstellung  hoher  Bodenwerthe  oder  hoher  Yerschuldungs- 
ziffem aber  mehr  oder  weniger  erhebliche  Deficits  ergeben  können. 
Dass  aus  diesem  Grund  ein  Zollschutz  sehr  ungleichmässig  wirkt, 
nämlich  dem  hochverschuldeten  Grundbesitzer  vielleicht  gerade 
noch  die  Fortexisteiiz  ermöglicht,  dagegen  dem  massig  oder  nicht 
verschuldeten  eine  nicht  unbedingt  gebotene  Erleichterung  bezw. 
Aufbesserung  der  Einnahmen  zuführt,  ist  ohne  Weiteres  ein- 
zusehen. 

Die  Fragwürdigkeit  der  in  Bede  stehenden  zahlenmässigen 
Nachweise  einer  etwa  vorhandenen  Concurrenzunfähigkeit  der 
heimischen  Landwirthschaft  gegenüber  dritten  Staaten  sollte  freilich 
nicht  dazu  verleiten,  den  Beweis  für  solche  Goncurrenzunföhigkeit 
als  nicht  erbracht  anzusehen  und  desshalb  den  begehrten  Zollschutz 
zu  verweigern,  da  doch  Anzeichen  genug  vorhanden  sind,  die  jenen 
Beweis  in  indirecter  Weise  und  gerade  auf  dem  Gebiet  der  Getreide- 
erzeugung erbringen.  Ein  erstes  Indicium  solcher  Art  ist  schon 
in  der  Thatsache  eines  Preissturzes  um  rund  ein  Drittel  des  ehe- 
maligen Preises  gegeben;  denn  da  nicht  bekannt  geworden  ist 
dass  in  dem  der  Periode  des  Preissturzes  vorausgegangenen  Zeit- 
raum die  Getreidewirthschaften  eine  überlandesübliche  Beute  abge- 
worfen hätten,  so  darf  gefolgert  werden,  dass  der  durch  den  Preis- 
sturz veranlasste  Einnahmerückgang  die  Beute  auf  einen  Betrag 
brachte,  mit  dem  nach  Bestreitung  der  Erzeugungskosten  eine  auch 
nur  annähernd  hinreichende  Verzinsung  des  Anlagekapitals  nicht 
mehr  sich  ermöglichen  liess.  Ein  zweites  Indicium  liegt  in  der 
Zunahme  der  Zwangsvollstreckungen,  wie  sie  seit  Ausgang  der 
siebziger  Jahre  eine  Beihe  von  Jahren  hindurch  zu  beobachten  war 
und  in  der,  wenn  auch  gegendenweise  noch  massigen,  doch  un- 
aufhaltsamen Zunahme  der  Verschuldung  (vgl.  die  §§  109  ff.). 
Ein  drittes,  wenn  auch  nicht  einwandfreies  Indicium  wird  diurch  die 
in  wachsendem  Umfang  sich  bemerkbar  machenden  Klagen  der 
Landbevölkerung  und  das  Drängen  nach  immer  schärferer  An- 
spannung der  Schutzzollpolitik  geliefert,  Klagen  und  Begehren,  die 
sich  in  Deutschland  in  der  neuerlichen  Bewegung  des  „Bundes 
der  Landwirthe"  weithin  Ausdruck  und  Geltung  zu  schaffen  ver- 
suchen. Auch  ohne  einen  exacten  Nachweis  über  die  Unrentabilität 
dos  Körnerbaues  —  und  Aehnliches  gilt  von  anderen  concurrenzirteu 
Erzeugnissen  der  Landwirthschaft  —  liefern  zu  können,  darf  doch 
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mit  einer  an  Gewissheit  grenzenden  Wahrscheinlichkeit  geschlossen 
werden,  dass  das  Siechthum  zahlreicher  landwirthschaftlicher  Unter- 
nehmungen mit  auf  Bechnung  des  ungewöhnlichen,  durch  die  Aus- 
landsconcurrenz  veranlassten  Preissturzes  zu  setzen  ist,  und  es  ist 
daraus  die  Folgerung  abzuleiten,  dass,  dieses  Siechthum  aufzuhalten 
und  den  Besserungsprocess  einzuleiten,  neben  der  Selbstaufrafifung 
der  Betheiligten  und  neben  den  dem  Gebiet  der  eigentlichen  Agrar- 
politik angehörenden  Maassnahmen,  auch  der  Zollschutz  berufen 
ist,  im  Kampf  gegen  drückende  Auslandsconcurrenz  Verwendung 
zu  finden.  Nur  dem  Begehren  ist  entgegenzutreten,  dass  der  Zoll- 
schutz in  einer  Höhe  normirt  werde,  dass  er  auch  den  unter  den 
denkbar  ungünstigsten  Productionsverhältnissen  arbeitenden  Wirth- 
schaften  eine  noch  erträgliche  Beute  gewähre,  zumal  sehr  hohe 
Schutzzölle  leicht  die  unbeabsichtigte  Folge  haben  können,  den 
Weltmarktpreis  zu  verbilligen  (S.  600),  also  das  Gegentheil  der 
erwünschten  Erleichterung  zu  bringen. 


Anmerkung.  Nach  Drechsler,  a.  a.  0.,  der  die  Möglichkeit  zuverlässiger 
Berechnung  der  Froductiouskosten  bejahen  zu  sollen  glaubt,  sind  für  ein  in 
Hannover  gelegenes  grösseres  Gut  unter  der  Annahme  eines  Ertrags  pro  26  ar 
von  12  Centner  bei  Weizen,  von  10  Centner  bei  Koggen  und  13,2  Centner  Kömer 
bei  Hafer  die  Froductiouskosten  (Aufwand  für  Arbeit,  Düngung,  Einsaat, 
Versicherung,  allgemeine  Wirthschaftskosten,  Zinsen  vom  Betriebs-  und  Grundkapital) 
berechnet  worden:  a)  für  Weizen  auf  8,85  M.:  b)  für  Roggen  auf  7,08  M.;  c)  für 
Hafer  auf  6,8  M.  vom  Centner;  und  es  soll  sich  unter  Zugrundelegung  der 
Preise  des  Jahres  1886  danach  das  Grund-  und  Betriebskapital  verzinst  haben  bei 
Weizen  (Grundkapital  vom  Morgen  ^  25  ar  =  800  M.,  Betriebskapital  100  M.) 
mit  l,537o;  bei  Roggen  (Grundkapital  600  M.,  Betriebskapital  90  M.)  mit  l,7ö7o; 
bei  Hafer  (Grundkapital  700  M.,  Betriebskapital  100  M.)  mit  l,5ö7o.  —  Bei  14, 
einer  ähnlichen  Berechnung  unterzogenen  Wirthschaften  derselben  Provinz  schwank- 
ten die  Productionskosten  bei  Weizen  zwischen  6,53  und  9,6  M.;  bei  12  Wirth- 
schaften  für  Roggen  zwischen  5,36  und  8,26;  bei  11  Wirthschaften  für  Hafer 
zwischen  5,36  und  8,26  M.  —  Für  Bayern  hat  Professor  May -München  auf 
Grund  von  Berichten  aus  verschiedenen  Gegenden  die  mittleren  Productionskosten 
ermittelt  für  1  Centner  Weizen  zu  7,82;  Roggen  7,80;  Hafer  6,09;  Gerste  5,46  M. 
—  Generalsecretär  Gerland  berechnet  (Deutsche  landwirthschaftliche  Presse 
von  1893,  Nr.  29)  die  mittleren  Erzeugungskosten  des  Centners  Roggen  auf  7  M. 
32  Pf.,  die  des  Centners  Weizen  auf  8  M.  40  Pf.  und  nimmt  danach  nach  dem  Preis- 
stand vom  März  1893  für  Roggen  einen  Verlust  von  70  Pf.,  für  Weizen  einen 
solchen  von  ebenfalls  70  Pf.  vom  Centner  an. 

3.  Seine  positive  Begründung  entnimmt  der  landwirth- 
schaftliche Zollschutz  ausser  den  vorerwähnten  Gründen  den  volks- 
wirthschaftlichen  Kücksichten,  die  in  der  Nothwendigkeit  der 
Nachhaltigkeit  der  landwirthschaftlichen  Production  wurzeln,  und  den 
volkswirthschaftlichen  und  socialen  Nachtheilen,  von 
denen  eine  Einkommenserschütterung  weiter  Kreise  der  Landbevöl- 
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kerung  begleitet  sein  müsste.  In  ersterer  Hinsicht  genügt  es  darauf 
zu  verweisen,  dass  erhebliche  und  andauernde  Einnahme-Bückschl&ge 
im  günstigen  Fall  die  Aufrechterhaltung  der  seitherigen  Intensität 
des  Betriebs  gefährden,  im  ungünstigen  Fall,  in  Folge  des  Sparens 
an  Arbeit  und  an  Düngerkapital,  den  Raubbau  begünstigen  und 
die  Erhaltung  der  Bodenkraft  bedrohen,  die  rechtzeitige  Ergänzung 
des  Inventars,  die  sorgsame  Unterhaltung  der  Gebäude  hindern, 
schliesslich  zu  einer  Verwahrlosung  des  ganzen  Wirthachofts- 
betriebs,  im  Fall  des  Zusammenbruchs  und  der  Zwa&gsrollstreckung 
wohl  auch  zur  Aussercultursetzung  von  landwirthschaftlichem  Ge- 
lände führen  können,  mit  der  Wirkung,  dass  die  Production  von 
Bodenfrüchten  nach  Menge  und  Güte  abnimmt  und  erhebliche  Theile 
des  Nationalkapitals  entwerthet  werden.  Würde  die  nachhaltige 
Unrentabilität  eines  bestimmten,  für  die  Volksemährung  wichtigen 
landwirthschaftlichen  Betriebszweigs,  wie  etwa  des  Getreidebaues, 
auch  nur  die  eine  Folge  haben,  dass  unter  Einschränkung  dieses 
Zweigs  zu  anderen  Productionsweisen  (Viehhaltimg)  übergegangen 
würde,  wie  in  England  zu  beobachten,  so  vollzieht  sich  doch  ein 
solcher  Uebergang  nur  mit  erheblichen  Opfern  an  Kapital  und 
Arbeit,  und  die  Nation  liefe  jedenfalls  Gefahr,  hinsichtlich  der 
Getreideversorgung  in  wachsende  Abhängigkeit  vom  Auslande  zu 
gerathen,  der  schädlichen  Bückwirkungen  nicht  zu  gedenken,  die 
der  Uebergang  von  der  intensiven  Getreidehochcultur  zu  einer 
arbeitsextensiven  Futter-  und  Viehhaltungswirthschaft  auf  die 
Lage  der  entbehrlich  werdenden  Landarbeiter  haben  könnte.  Diesen 
directen  volkswirthschaftlichen  Nachtheilen  gesellen  sich  jene 
mittelbar  hinzu,  die  aus  der  Abnahme  der  Kaufkraft  der  Be- 
wohner des  flachen  Landes  für  die  übrigen  Productionsstände  des 
Landes,  aber  auch  für  den  Staat  als  Steuerfiscus  (Bückgang  der 
Verbrauchssteuern)  sich  ergeben.  Unter  dem  socialen  Gesichts- 
winkel aber  betrachtet,  muss  eine  wirthschaftliche  Schwächung  der 
grundbewirthschaftenden  Klassen  als  besonders  bedenklich  er- 
scheinen, weil  das  feste  Gefüge  der  Gesellschaft  von  der  innerlichen 
Kraft  imd  Gesundheit  der  Landbevölkerung  wesentlich  bedingt  ist 
und  weil  man  von  einer  in  den  Wurzeln  des  Erwerbslebens  be- 
drohten Landbevölkerung  vergebens  erwarten  würde,  dass  sie  die 
ihr  so  oft  vindicirte  Aufgabe:  treueste  Hüterin  staatlicher  Ord- 
nung und  zuverlässigste  Bewahrerin  staatstreuer  Gesinnung  zu 
sein,  ausreichend  erfüllen  könnte.  Wurzelt  ein  guter  Theil  der 
das  Landvolk  auszeichnenden  Eigenschaften  in  seinem  festen  Ver- 
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wachsensein  mit  dem  Grund  und  Boden,  so  drohen  diese  Eigen- 
schaften sich  zu  verflüchtigen,  falls  die  Untergrabung  der  wirth- 
schaftlichen  Existenz  in  häufigen  Fällen  diese  Beziehungen  zum 
Boden  löst.  Die  von  L.  v.  Stein  und  Anderen  oft  ausge- 
sprochene Befürchtung,  dass  häufige  Besitzentsetzungen  zu  einer 
nachtheiligen  Aenderung  in  der  Art  der  Besitzvertheilung  führen, 
ja  dass  sie  in  grossem  umfang  den  •  Grund  und  Boden  in  die 
Hand  städtischer  Eapitalistenkreise  bringen  und  allmählich  — 
ähnlich  der  Entwicklung  in  den  italienischen  Bepubliken  und 
kleinen  Fürstenstaaten  des  Mittelalters  —  das  Verschwinden  des 
bäuerlichen  und  sonstigen  Eigenthumsbesitzes  und  das  Aufkommen 
einer  zahlreichen  wirthschaftlich,  politisch  und  social  abhängigen 
Pächterklasse  zur  Folge  haben  könnten,  mag  zwar  übertrieben 
sein,  und  es  wird  auch  bei  dieser  Betrachtungsweise  übersehen, 
dass  die  Besitzentsetzungen,  wo  sie  vorgekommen  sind  oder  bevor- 
stehen, nicht  ausschliesslich  Folge  der  Auslandsconcun*enz  sind 
und  dass  daher  in  einem  Schutz  gegen  letztere  auch  nicht  das 
einzig  wirksame,  ja  nicht  einmal  immer  das  wirksamste  Mittel  der 
Abwehr  gefunden  werden  kann.  Doch  sollte  man  jene  Befürch- 
tungen auch  nicht  als  geradezu  grundlose  hinstellen  und  vor  der 
Möglichkeit  schädlicher  Verschiebungen  der  Besitzverhältnisse  die 
Augen  verschliessen  oder  der  Meinung  huldigen,  dass  bei  den  Be- 
sitzentsetzungen lediglich  imd  ausschliesslich  nur  die  Ausscheidung 
der  untüchtigsten  Elemente  vor  sich  gehe,  also  eine  Art  gesunden 
Beinigungsprocesses  sich  vollziehe.  Die  Ansicht,  dass  der  Staat 
nur  ein  Interesse  an  dem  landwirthschaftlichen  Gewerbe  als  solchem 
habe,  nicht  aber  an  den  zufällig  dasselbe  Ausübenden,  und  dass 
die  heute  von  der  Bildfiäche  Verschwindenden  sofort  von  tüch- 
tigeren, geschickteren  Wirthen  abgelöst  würden,  ist  in  letzterer 
Hinsicht  eine  mindestens  gewagte,  in  ersterer  Hinsicht  aber  jeden- 
falls mit  derjenigen  tieferen  Auffassimg  des  Staats  als  höchster, 
von  wirthschaftlichen ,  sittlichen  imd  religiösen  Ideen  erfüllter 
Interessengemeinschaft  nicht  in  Einklang  zu  bringen,  vermöge  deren 
nicht  bloss  die  Wirthschaftsthätigkeit  als  solche,  sondern  auch  das 
wirthschaftende  Subject  Gegenstand  der  Staatsfürsorge  schon  dess- 
halb  bildet,  weil  „das  Maass  der  Entwicklung  des  Ganzen  durch 
das  Maass  der  Entwicklung  des  Einzelnen  gegeben  ist'^  (L.  v.  Stein), 
wobei  an  die  Betrachtungen  im  Bd.  I,  §  13  zu  erinnern  ist.  End- 
lich aber  darf  auch  an  dieser  Stelle  nochmals  betont  werden,  dass 
wichtige  Ziele  der  Agrarpolitik,  vor  Allem  im  Gebiet  des  Erb- 
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rechts,  des  Credit-  und  Versicherungswesens,  in  die  Feme  gerfickt 
erscheinen,  ja  dass  der  Zweck  bestimmter  Vorkehrungen  des  Agrar- 
rechts und  der  Agrarpflege  geradezu  vereitelt  werden  kann,  wenn 
starke  Einkommenserschütterungen  als  Folge  drückender  Auslands- 
concurrenz  die  Vortheile  dieser  Rechts-  und  anderen  Einrichtungen 
in  das  Gegentheil  verkehren  oder  doch  ein  Hindemiss  bereiten, 
von  ihnen  den  bestimmungsgemässen ,  verständigen  Gebrauch  zu 
machen.  Beispielsweise  müsste  das  Anerbenrecht  mit  seinem  Erb- 
Verschuldungszwang  die  ihm  zugedachte  Wirkung,  das  Gut  in  der 
Familie  zu  erhalten,  versagen,  wenn  dem  Anerben  die  Erwirthschaf- 
tung  der  Zinsen  und  Amortisationsquoten  der  Erbschuld  in  Folge 
anhaltend  gedrückter,  eine  genügende  Rente  nicht  mehr  gewähren- 
der Productenpreise  unmöglich  gemacht  wäre;  das  Annuitäten- 
system im  Gnmdcreditverkehr  müsste  aus  dem  gleichen  Grunde  fQr 
den  Besitzer  zur  lästigsten  Fessel,  ja  könnte  leicht  geradezu  ver- 
hängnissvoll werden;  von  den  zahlreichen  Einrichtungen  des  Ver- 
sicherungswesens könnte  kein  oder  nur  beschränkter  Gebrauch,  fttr 
die  Aneignung  der  nur  mit  Aufwendung  von  Eapitalmitteln  mög- 
lichen Betriebsfortschritte  könnte  wenig  oder  Nichts  geschehen: 
wobei  auf  die  Betrachtungen  in  Bd.  I,  §  53  und  505,  Bd.  II,  §  112, 
120,  142,  171,  190  und  betreffs  der  Folgen  der  Unterlassung 
einer  Interventionspolitik  auf  die  Lage  der  Pachtbevölkerung  und 
das  Pachtwesen  überhaupt  auf  jene  in  Bd.  I,  S.  181  zu  ver- 
weisen ist. 

4.  Alle  vorstehenden,  von  den  verschiedensten  Gesichtspunkten 
aus  angestellten  Betrachtungen  führen  zu  demselben  fiber- 
einstimmenden Ergebniss,  dass  gegenüber  einem  in  der 
Wirthschaftsgeschichte  nach  Intensität  und  Dauer  unerhörten  Preis- 
rückgang einzelner  landwirthschaftlicher  Erzeugnisse  ein  Zoll- 
schutz nicht  entbehrt  werden  kann;  dass  dieser  Zollschutz  selbst 
dann,  wenn  er  von  der  consumirenden  Bevölkerung  als  eine 
Schädigung  empfunden  werden  sollte,  gleichwohl  zu  gewähren  ist, 
da  die  mit  der  Bewahrung  der  bodenbewirthschafkenden  Klassen 
vor  Siechthum  und  Verfall  verknüpften  staatlichen  Interessen 
schwerer  oder  mindestens  so  schwer  wiegen  als  die  entgegen- 
stehenden Interessen  des  Consums  oder  der  Industrie;  dass  aber 
diese  Zölle  als  Nahrungsmittelzölle  unter  allen  Umständen  eine 
exceptionelle,  auf  die  Dauer  der  Krisis  beschränkte  Maassregel  zu 
bleiben  haben  und  daher,  sobald  die  veranlassende  Ursache  in 
Wegfall  gekommen  ist,  in  dem  Maasse,  als  dies  geschieht,  schritt- 
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weise  wieder  zu  beseitigen  sind;  endlich  dass  die  Zölle  gewisse 
massige,  der  rein  speculativen  Einfuhr  Schranken  auferlegende, 
dem  Absatz  des  inländischen  Erzeugnisses  Vorschub  leistende, 
aber  jähe  Preissprünge  verhütende  Sätze  nicht  überschreiten  dürfen. 
Desshalb  muss  das  Verlangen  der  extrem-agrarischen  Kreise,  durch 
das  Mittel  des  Zollschutzes  den  Höchststand  der  Gutserträge 
und  Grundrente  staatlich  garantirt  zu  erhalten,  als  ein  unbe- 
rechtigtes bezeichnet  werden  und  man  darf,  wo  dieses  Verlangen 
auftritt,  mit  Schäffle  wohl  von  „agrarischen  Verirrungen" 
sprechen.  Denn  die  mit  dem  Anspruch  auf  dauernde  Grundrenten- 
garantie des  Staats  auftretende  Agrarhochschutzbewegung, 
wie  sie  gerade  in  jüngster  Zeit  zu  Tage  tritt  mit  dem  Ziele,  durch 
einen  hochgesteigerten  Zollschutz  dem  landwirthschaftlichen  Ge- 
werbe den  Höchststand  der  Preise  der  sechziger  und  siebziger 
Jahre  zu  sichern,  steht  mit  der  socialökonomischen  Grund- 
pflicht alles  Grundeigenthums  in  unlösbarem  Widerspruch.  „Das 
Privateigenthum  an  den  Productionsmitteln  hat  durch  Recht  und 
Staat  die  feste  Gewähr,  dass  ihm  die  günstige  Conjunctur 
und  der  Nutzen  aus  allem  technischen  Fortschritt  in  höheren 
Reinerträgen  und  in  der  Bodenwerthssteigerung  zu  Gute  kommen. 
Es  hat  dafür  die  Pflicht,  die  ungünstigen  Conjuncturen 
zu  tragen  und  die  Anpassungen  der  nationalen  Production  an  neue 
Weltmarktlagen  zu  vollziehen,  neue,  rentablere  Betriebe  so  rasch 
als  möglich  herbeizuführen.  Das  Privateigenthum  an  Productions- 
mitteln entschlägt  sich  dieser  Pflicht,  wenn  es  durch  zolltarifa- 
rische Rentengarantie  dieser  seinem  grossen  Recht  ent- 
sprechenden grossen  Aufgabe  sich  entzieht.  Durch  die  Verletzung 
der  socialökonomischen  Grundpflicht  des  Privateigenthums  kann 
nur  der  Socialdemokratie  vorgearbeitet  werden.  Wenn  schon  ein- 
mal die  Gesammtheit  alles  Risico  übernehmen  soll,  wie  es  die 
Socialdemokratie  will,  dann  kann  man  für  sie  (die  Gesammtheit) 
auch  die  Vortheile  der  günstigen  Conjunctur,  die  Einheimsung  der 
steigenden  Grundrente  und  des  steigenden  Grundwerths  in  An- 
spruch nehmen.  Es  sägt  sich  daher  mit  dauerndem  Agrarhoch- 
schutz  das  Privateigenthum  an  Grund  und  Boden  den  Rechtsast, 
worauf  es  sitzt,  mit  eigener  Hand  ab  .  .  .  Den  Anspruch  auf 
Garantie  einer  einmal  erreichten  Höchstrente  als  künftiger  Minimal- 
rente unter  Enthebung  von  Fortschrittsnöthigungen,  hat  die  Masse 
des  grossindustriellen  Kapitals,  hat  der  ganze  kleingewerbliche 
Besitz,  hat  das  Handelskapital,  haben  die  Actionäre  einer  grossen 
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Masse  des  nicht  landwirthschaftlichen  Kapitals  überhaupt  nie  er- 
hoben"*). Diesen  Worten  eines  der  rührigsten  Vorkämpfer  für 
die  wahren  Interessen  des  Grundbesitzes  und  für  die  Fort-  und 
Umbildung  des  Agrarrechts  im  socialwirthschaftlichen  Sinne  ist 
beizupflichten  und  daher  die  Mahnung  an  die  Angehörigen  des 
landwirthschaftlichen  Berufsstandes  wohl  am  Platze,  den  an  sich 
berechtigten  Kampf  um  ihre  Interessen  nicht  mit  einer  den 
Gegendruck  von  anderer  Seite  hervorrufenden  Ausschliesslichkeit 
zu  führen,  zumal  nach  dem  Ausgang,  den  die  Kämpfe  um  die 
landwirthschaftlichen  Schutzzölle  in  England  genommen  haben,  die 
Gefahr  nahe  liegt,  dass  hochgetrieben^  Schutzzölle  durch  die  un- 
günstige Gonjunctur  eines  einzigen  Jahrgangs  leicht  gänzlich 
hinweggefegt  werden  können.  In  Ländern  mit  dichter  städtischer 
und  vor  Allem  mit  rasch  anwachsender  Arbeiterbevölkerung  kann 
es  dauernd  nur  massige  oder  überhaupt  keine  Zölle  geben.  Nicht 
die  mögliche  Höchstrente  soll  der  Zollschutz  garantiren,  sondern 
die  Fortfahrung  der  Wirthschaft  erleichtern;  der  Zoll  soll  nicht 
Bereicherungs-,  sondern  Kampf-  und  Abwehrmittel,  Aneiferungs- 
und  Aufmunterungsprämie  sein ;  nicht  zur  Stagnation,  sondern  zum 
Fortschritt  führen;  nicht  eine  dauernde  Widerstands-  und  Con- 
currenzunfähigkeit  voraussetzen,  sondern  zur  Widerstands-  und 
Concurrenzfähigkeit  langsam  erziehen.  In  diesem  Sinne  behauptet 
der  landwirthschaftliche  Schutzzoll  in  einem  System  verständiger 
Agrarpolitik  einen  guten  Platz;  während  er  als  Hochschutzzoll 
die  grundbewirthschaftenden  Elemente  als  bevorzugt  erscheinen 
lässt,  die  wirthschaftlichen  Kämpfe  und  die  Klassengegensätze 
verschärft,  durch  Einwiegen  der  landwirthschaftlichen  Berufsstände 
in  sorglose  Sicherheit  das  Endziel  jeder  richtigen  Agrarpolitik: 
die  Emporhebung  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  zu  einer 
höheren  Stufe  der  Vollkommenheit,  vereitelt,  fictive,  d.  h.  nur  in 
der  Voraussetzung  des  dauernden  Fortbestandes  des  Zollhochschutzes 
begründete  Gnmdwerthe  erzeugt,  mit  dessen  Beseitigung  auch 
letztere  zerrinnen  und  den  Grundbesitzerstand  ärmer  und  hoffnungs- 
loser zurücklassen,  als  er  je  vorher  gewesen. 

5.  Aber  auch  das  lässt  sich  aus  den  vorstehenden  Ausführungen 
entnehmen,  dass  für  jedes  wie  immer  geartete  Agrarrecht  und  jede 
wie  immer  beschaffene  Agrarpflege  eine  den  ländlichen  Grund- 
besitzinteressen  entsprechende  Rechnung  tragende    allgemeine 

*)  Schäffle  in  der  Deutschen  Revue,  1893,  S.  196  ff. 
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Wirthschafts-  und  Handelspolitik  den  unerlässlichen 
Unterbau  bildet,  ohne  den  das  Gebäude  der  Agrarverfassung 
gewissermaassen  in  der  Luft  schweben  würde.  Und  je  straffer  das 
Agrarrecht  im  Sinne  der  Verschärfung  der  socialen  Pflichten  des 
Grundbesitzes  gestaltet  wird,  lun  so  wichtiger  wird  eine  Bedacht- 
nahme  auf  die  Verhältnisse  des  Grundbesitzes  durch  die  allgemeine 
Wirthschafts-  und  Handelspolitik,  um  so  unhaltbarer  kann  dessen 
Lage  werden,  wenn  fflr  diese  Politik  die  Grundsätze  des  laisser 
faire  et  aller  maassgebend  werden  sollten.  Und  wenn  auch  in 
Deutschland,  wie  aus  obigen  Ausführungen  zu  entnehmen,  der 
Bogen  der  Schutzzollpolitik  zeitweise  zu  straff  gespannt  worden 
sein  mag  und  daraus  wirthschaftliche  imd  Klassenkämpfe  imer- 
quicklicher  Art  sich  entwickelt  haben,  so  bleibt  doch  das  Eine 
unbestreitbar,  dass  die  mit  dem  Jahre  1879  vollzogene  Einlenkung 
in  eine  landwirthschaftliche  Schutzzollpolitik  und  dass  die  Bei- 
behaltung einer  Schutzzollpolitik  bis  dahin,  wo  zwischen  Welt- 
getreideproduction  und  Weltgetreidebedarf  ein  gewisser  Gleich- 
gewichtszustand sich  herausgebildet  und  der  dermalige  Goncurrenz- 
kampf  die  bedrohliche  Schärfe  verloren  hat,  eine  durch  die  tiefsten 
Interessen  des  Grundbesitzes  gebotene  politische  und  wirthschaft- 
liche Kothwendigkeit  war  und  dass  durch  die  Betretung  dieses 
Wegs  der  deutsche  Grundbesitz  vor  allzuschweren  Katastrophen 
behütet  worden  ist. 


§  200.    Rückblick  und  Ausschau. 

Ein  Rückblick  auf  die  Entwicklung,  die  das  landwirthschaft- 
liche Gewerbe  und  die  bodenbewirthschaftenden  Klassen  in  den 
letzten  Jahrhunderten  durchlaufen  haben,  und  ein  Rückblick  ins- 
besondere auf  die  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  vollzogenen  Wand- 
lungen in  der  rechtlichen,  wirthschafüichen  und  socialen  Lage  dieses 
Theils  der  Bevölkerung  sollte  davor  bewahren,  die  Gegenwart  mit  allzu 
pessimistischem  Auge  anzusehen  und  in  trüben  Prophezeihungen  für 
die  Zukunft  sich  zu  gefallen.  Das  deutsche  Landvolk,  das  mit 
der  ihm  eigenen  Zähigkeit  und  Beharrlichkeit  die  Schrecken  des 
Dreissigj  ährigen  Krieges  und  die  Drangsale  späterer  Zeiten  über- 
dauert, das,  obwohl  Jahrhunderte  hindurch  in  wirthschaftlicher  imd 
socialer  Abhängigkeit  gehalten,  in  einer  verhältnissmässig  kurzen 
Spanne  Zeit  zu  einem  den  anderen  Gesellschaftsklassen  politisch 
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ebenbürtigen  Element  sich  emporgearbeitet  hat  und  das  —  aller 
widrigen  Zeitläufte  ungeachtet  —  vermöge   seiner  ausdauernden 
Anhänglichkeit  an  die  Scholle    imd  der   es  auszeichnenden  Tu- 
genden des  Fleisses  und  der  Sparsamkeit  in  seinem  Eigenthums- 
besitz    in  den  meisten  Theilen  Deutschlands  sich   zu  behaupten 
verstand,   dieses  im  überwiegenden  Theile  feste,  kernige,  zähe, 
widerstandsföhige    deutsche  Landvolk   wäre  nur  dann  in  seinem 
Bestände  gefährdet,  wenn  eine  ähnliche  Politik  des  Geschehen- 
lassens,   die   in  England  und  Italien  zur  allmählichen  Enteignung 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  hinleitete,  in  Deutschland  je  zur  Herr- 
schaft gelangen  könnte.    Dass  dem  nicht  so  ist,   dass  im  Gegen- 
theil  seit  Jahrzehnten  in  allen  deutschen  Staaten  eine  den  Inter- 
essen   der    bodenbewirthschaftenden    Klassen    wohlwollende,    ihre 
Interessen  stützende  und  fördernde,  freilich  noch  keineswegs  zum 
Abschluss  gelangte  thatkräflige  Action  ins  Werk  gesetzt  worden 
ist,  dafür  mag  das,  was  in  diesem  Buch  niedergelegt  ist,   voll- 
gültiges Zeugniss  ablegen.    Die  erste  grosse  That  war  die  Be- 
freiung   des  Bauernstandes  aus  dem   Gutsunterthänigkeitsverband 
imd  die  damit  Hand  in  Hand  gehende  Verleihung  des  vollen  un- 
beschränkten Eigenthums  am  Grund  und  Boden  an  die  bäuerliche 
Bevölkerung,   die  seitdem  ein  vollberechtigtes  Glied  des   staats- 
bürgerlichen Organismus  geworden  und  in  der  seit  dieser  Zeit  das 
Selbstgefühl,  aber  auch  das  Vertrauen  in  die  eigene  Kraft  mächtig 
gewachsen  ist.    Freilich  hat  dieses  grosse  Reformwerk,  indem  es 
die  Möglichkeit  für  eine  zeit-  und  bedürfnissgemässe  Umgestaltung 
unserer  Bauerngüter  schuf,  nur  einen  Theil  der  Aufgabe  gelöst;  mit 
der  Verleihung  des  vollen  Eigenthums  erschloss  es  zwar  die  Mög- 
lichkeit technischer  Betriebsfortschritte  und  sorgfältigerer  Bewirth- 
schaftungsweise,    schuf  aber   zugleich    gewisse,    nicht    zu    unter- 
schätzende Gefahren.    Indem  nunmehr  auch  dem  kleinsten  Wirth 
ermöglicht  war,  von  den  Einrichtungen  des  Credits  den  umfassend- 
sten Gebrauch  zu  machen,  ohne  dass  überall  diejenigen  Personal- 
und  Realcreditorganisationen  zur  Verfügung  standen,    deren  Be- 
nutzung   die    Inanspruchnahme    des    Credits    zu    einer    thunlich 
gefahrlosen  gemacht  hätte;   indem  mit  der  Sprengung  des  alten 
Gutsunterthänigkeits-  und  Lehensverbandes  auch  die  alten  bäuer- 
lichen Erbrechte  fielen,  ohne  dass  gleichzeitig  ein  neues,  den  Be- 
dürfnissen des  Grundeigenthums  angepasstes  bäuerliches  Erbrecht 
geschaffen  worden  wäre;  indem,  gewiss  aus  guten  Gründen  und  im 
Interesse  gerade  auch  der  Landbevölkerung,  der  Grund  und  Boden 
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seiner  ursprünglich  starren  Unbeweglichkeit  entkleidet,  aber  doch 
auch  zu  wenig  beachtet  wurde,  dass  der  Mobilisirung  durch  die 
Natur  des  Grund  und  Bodens  bestimmte  Grenzen  gezogen  sind, 
und  dass  die  gemeinrechtlichen  Normen  über  Werth  und  Werth- 
bildung  nicht  ohne  bleibende  Nachtheile  auf  den  Grund  und  Boden 
übertragen  werden  dürfen  — ,  war  jener  Gesetzgebung  ein  wesent- 
lich negativer  Inhalt  aufgeprägt,  fehlte  ihr,  wie  ein  zeitgenössischer 
Schriftsteller  (v.  Inama-Sternegg)  richtig  betont,  die  unentbehrliche 
positive  Ergänzung. 

In  diese  Lücken  einer  auf  der  Freiheit  des  Grundeigenthums 
beruhenden  neuen  Agrarverfassung  fluthete  unaufhaltsam  imd  un« 
widerstehlich  das  neuzeitliche  Geld-  und  Creditwirthschaftswesen 
ein,  an  der  einen  Stelle  beiöruchtend  und  meliorirend,  an  der  anderen 
Stelle  versandend  und  zerstörend;  und  im  Anschauen  dieser  un- 
gleichartigen Wirkung  desselben  Elements  reifte  allmählich  die 
Erkenntniss,  dass  doch  vielleicht  dieses  Niederlegen  all  der 
Schranken,  die  ehemals  das  Grundeigenthum  umgaben,  von  üebel 
gewesen  sei,  dass  im  Interesse  einer  gefahrloseren  Vertheilimg 
dieses  Wogenpralls  des  neuzeitlichen  Geld-  und  Creditwirth- 
schaftswesens  die  Aufrichtung  gewisser  schützender  Dämme  ange- 
bracht sein  könne.  So  lenkte  von  jener  älteren  wirthschaftlichen 
Doctrin,  die  in  der  üeberzeugung  von  der  untrüglichen  Kraft  des 
self-interest  wurzelte,  von  jenem  trügerischen  Optimismus,  der  auf 
jedes  staatliche  Eingreifen  in  wirthschaftliche  Dinge  verzichten  zu 
können  vermeinte,  eine  allmählich  sich  anbahnende  richtigere  Er- 
kenntniss des  Wesens  der  Volkswirthschaft  auch  zu  richtigeren 
Anschauungen  über  die  volkswirthschaftlichen  Aufgaben  des  Staats 
hin;  man  lernte  einsehen,  dass  die  staatliche  Gesellschaft  ein  com- 
plicirter  Organismus  ist,  der  einer  nachhaltigen  Diätetik  bedarf, 
wenn  sich  nicht  einzelne  Organe  auf  Kosten  anderer  übermässig 
ausbilden  oder  entarten  sollen ;  man  lernte  würdigen,  dass,  um  dies 
zu  verhüten  und  um  eine  ruhige,  gleichmässige,  wirthschaftliche 
Fortentwicklung  zu  verbürgen,  einer  nachhaltigen,  zielbewussten 
staatlichen  Interventionspolitik  nicht  wohl  entbehrt  werden  könne. 
Und  wie  demgemäss  allgemach  an  Stelle  der  früheren  rein  privat- 
wirthschaftlichen  Auffassungsweise  die  socialökonomische  sich  setzte, 
erwachte  auch  das  wieder  in  stärkerem  Grade,  was  man  das  sociale 
Staatsgewissen  nennen  kann,  und  es  begann  jene  positive  Arbeit  in 
Gesetzgebung  und  Verwaltung,  jene  socialreformatorische  Bewegung 
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auf  allen  Gebieten  des  wirthschaftlichen  Lebens,  deren  letzte 
Ziele  keine  anderen  sind,  als  die,  ein  sociales  Yerwaltungs- 
recht  für  die  einzelnen  Berufsstände,  angepasst  ihrer 
Sonderart,  zu  schaffen.  Von  dieser  socialreformatorischen 
Bewegung  und  Arbeit  ist  nun  auch  der  ländliche  Grund- 
besitz ergriffen  worden;  und  die  grossen  Gesetzgebungsacte  und 
Yerwaltungsmaassnahmen  im  Gebiete  der  Landescultur,  des  Erb- 
rechts, des  Credit-  und  Versicherungswesens,  der  Landwirthschafts- 
polizei,  des  Bildungswesens  und  der  Association,  deren  in  den 
vorausgegangenen  Kapiteln  Erwähnung  geschah,  und  die  auf  weiteren 
Ausbau  dieses  neuen  Yerwaltungsrechts  des  Grundbesitzes  überall 
kräftig  einsetzende  Bewegung  sind  sprechender  Beweis  nicht 
nur  für  die  Vertiefung  der  Anschauungen  über  das  Wesen  des 
Grundbesitzes  und  seine  Bedeutung  für  das  Staatsganze,  sondern 
auch  für  die  Nachhaltigkeit  der  Kraft,  mit  der  diese  wachsende 
Einsicht  sich  Geltung  zu  verschaffen  weiss.  Viele  Gebrechen  der 
Zeit  werden  verständlich,  wenn  sie  beurtheilt  werden  als  unmittel- 
bare und  mittelbare  Folgen  einer  rückwärtsliegenden,  auf  den 
glücklichen  Verlauf  des  freien  Spiels  der  natürlichen  Kräfte  allzu 
optimistisch  vertrauenden  Epoche;  und  viele  Beruhigung  muss 
desshalb  die  Thatsache  gewähren,  dass  sie  durch  eine  Epoche  mit 
volkswirthschaftlich  gereifteren  Anschauungen  und  mit  dem  guten 
Willen,  die  Machtmittel  des  Staats  allen  Productivständen  des 
Volks  gleichmässig  zur  Verfügung  zu  stellen,  abgelöst  wurde. 
Die  Ausschau  in  die  Zukunft  zeigt  desshalb  keineswegs  so 
trübe  Bilder,  wie  pessimistische  Betrachtungsweise  sie  aufzurollen 
liebt;  und  wie  imser  Landvolk  —  ungeachtet  aller  Bedrängnisse 
der  letzten  Jahrzehnte  —  in  seinem  innersten  Kern  zum  über- 
wiegenden Theile  wirthschaftlich  gesund  und  leistungsfähig  sich 
erwiesen  hat,  so  wird  es  —  im  Besitze  seiner  wirthschaftlichen 
Tugenden  und  gestützt  durch  eine  im  Ausbau  begriffene  Agrar- 
verfassung  —  auch  ferner  das  Erbe  seiner  Väter  zu  behaupten 
vermögen,  wird  jene  Tugenden  und  Eigenschaften  zu  bewahren 
wissen,  die  es  politisch  als  Element  des  Beharrens,  wirth- 
schaftlich als  Inhaber  des  wichtigsten  Productionsmittels,  social 
als  Jungbrunnen  der  übrigen  Stände  zu  einem  so  bedeutungsvollen 
Bestandtheile  der  Volksgemeinschaft  erheben.  Mit  der  Erkenntniss 
dieser  politischen,  wirthschaftlichen  und  socialen  Bedeutung  des 
Landvolks  ist  aber  auch  die  Kichtung  für  die  Bahnen  einer  ver- 
ständnissvoll waltenden  Agrarpolitik  vorgezeichnet,  und  an  der  that- 
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kräftigen  Beschreitung  dieser  Bahn  ist  um  so  weniger  zu  zweifeln» 
je  mehr  heutzutage  die  diesem  Buch  als  Motto  vorgesetzten  Worte 
des  grossen  Königs  in  ihrer  Wahrheit  erkannt  worden  sind:  „Die 
Landwirthschaft  ist  die  erste  aller  Künste;  ohne  sie 
gäbe  es  keine  Kaufleute,  Dichter  und  Philosophen; 
nur  das  ist  wahrer  Reichthum,  was  die  Erde  hervor- 
bringt." 


Xachträge. 

Zu  Kap.  VI:  ^Der  landwirthschaftliche  Credit**,  insbesoudere  zn  §  106: 
„(Geschieht liehe  Rückblicke'*  etc.,  u.  zu  §  140,  Ziffer  3  (Einräumuug  von  Moratorien 
an  den  verschuldeten  Grundbesitz),  ist  auch  auf  die  neueste  Publication  von 
K.  (TOthein:  „Die  deutsehen  Creditverhältnisse  und  der  Dreissigjährig^  Krieg",  18B3, 
zu  ver>veisen,  woselbst  Hinweis  auf  die  sehr  starke  Zunahme  der  Ver- 
schuldung seit  den  letzten  Jahrzehnten  des  16.  Jahrhunderts  (8.  X VIII  ff.),  eine 
Verschuldung,  die  durch  die  Leiden  des  Dreissigjährigen  Kriegs  einen  so  bedrohlichen 
Charakter  annahm,  dass  umfangreiche  Moratorien  nöthig  wurden,  wie  denn  in 
der  damaligen  Literatur  die  Frage  der  Räthlichkeit  oder  Unräthliehkeit  solcher 
Auskraftsetzung  des  geordneten  Betreibung^rechts  einen  sehr  breiten  Raum  einnahm 
(a.  a.  0.,  S.  XX  ff.,  S.  XL  VI  ff.).  Während  die  Strömung  der  Zeit  der  Einräumung  von 
M(»ratorien  selbstredend  günstig  war,  fand  sich  doch  selbst  unter  den  unmittelbar 
Retheiligten  ,,eine  Minorität  vornehmer  Personen,  wahrscheinlich  auch  der  besser 
•Situirten.  die  mit  Entrüstung  eine  solche  Begünstigung  ablehnten*",  wie  dies  in  einer 
Erklärung  eines  Theils  der  märkischen  Ritterschaft  zu  Tage  trat:  «Gottes 
Wort  unrl  der  kündbaren  Ehrbarkeit  laufe  eine  solche  Forderung  zuwider.  Bei 
adligen  Ehren,  wahren  Worten  und  also  an  Eidesstatt  hätten  sie  und  andere  Schuld- 
ner sich  den  (iläubigem  verpflichtet  und  ohne  ihr  (ie\%issen  und  ihre  Ehre  zu  ver- 
letzen, könnten  sie  diese  Zusage  nicht  brechen**  (a.  a.  0.,  S.  XXXV).  Der  nach 
langen  Verhandlungen  zu  Stande  gekommene  Reiclisschluss  von  1654  verfügte  im 
Grundsatz  nur  einen  Nachlass  eines  Theils  der  zwischen  1618  und  1650  aufge- 
schwollenen Zinsen;  doch  nuisstcu  in  einzelnen  Territorien  die  Gläubiger  auch  auf 
einen  Theil  ihrer  KapiUilforderungen  verzichten  und  namentlich  im  Süden  und 
Westen  des  Reichs  musste  der  Gläubiger  zufrieden  sein,  im  Vergleichsweg  auf  die 
,,Terz''  zu  kommen,  d.  h.  ein  Drittel  der  ursprünglichen  Schuldforderung  zu  retten 
im  (iegensatz  zum  Norden  und  Osten,  wo  die  grossen  Rittergüter,  wenn  sie  nicht 
zahlen  können,  subhastirt  werden,  nachdem  das  für  diese  Gegenden  gesetzte  kurze 
Moratorium  verstrichen  ist.  Aber  doch,  betont  Gothein,  ist  man  auf  Grund  der 
Ergebnisse  der  historischen  Forschung  zu  sagen  berechtigt,  „dass  das  deutsche  Volk 
nach  dem  schwersten  Verhänguiss,  das  es  je  betroffen  hat,  auch  materiell  nicht  in 
einem  schimpflichen  Bankerott,  sondern  in  einer  ehrenvollen  Liquidation  die  Grund- 
lage für  neues  fruchtbares  Schaffen  g(>fundcn  hat**. 

Zu  §  125.  Zu  den  staatlichen  Veranstaltungen  im  Bereich  des  länd- 
lichen Hy  pothekarcredi  ts  kann  auch  die  durch  Rescript  vom  16.  JuU  1869 
verliigte  Nutzbarmachung  des  „Domanial- Kapital- Fonds  in  Mecklenburg- 
Schwerin  für  die  Creditbedürfnisse  der  Domanial-Erbpächter  gezählt  werden,  aus 
welchem  Fonds  Darlehen  an  diese,  ausnahmsweise  auch  an  Domanial -  Gemeinden 
bestimmungsgemäss  bis  zum  Betrag  des  Kanonkapitals  (siehe  Bd.  I,  S.  208  ff.  und 
Bd.  11,  S.  263),  jetzt  der  Regel  nach  nur  noch  bis  zu  drei  Viertel  des  Kanonkapitals 
und  zwar  in  Annuitätenlbrm  gegeben  werden.  Ruprecht  nennt  die  Voranstellung 
ein  «grossartiges  Creditinstitut  und  Paasche  bezeichnet  das  Wirken  des  Domanial- 
Kapital-Fonds  als  ein  segensreiches.  Eine  nähere  Darstellung  über  das  Institut  giebt 
C    W.  A.  Ha  Ick:  Der  Domauial-Kapital-Fonds  in  Mecklenburg-Schwerin.  1888. 
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der  in  den  zwei  Bänden  der  Agrarpolitik  erwähnten  Schrift- 
steller, Staatsmänner  und  landwirthschaftlichen  Fachmänner. 
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